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Die Abhandlungen, deren Herausgabe ich mit 
dieſem erſten Hefte beginne, Haben zum großen Theile 
(umd im nachſtfolgenden Hefte beinahe durchaus) das ſo⸗ 
genannte gemeine Privatrecht zum Gegenſtande, ſollen 
aber zunachſt, namentlich in Ruͤckſicht auf vie beſonderen 
. Anforderungen unſrer überbeſchäftigten Praktiker, zur Er⸗ 
gaͤnzung und Vervollſtandigung neines Haudbuches des 
in Württemberg geltenden Privatrechts dieneen. 

Zu einer befriedigenden Begründung: det: gefundenen 
Reſultate iſt es bei manchen Lehren nothwendig, uͤber 
wichtige verwickelte und beſtrittene Fragen des gemeinen 
und Wuͤrttembexgiſchen Rechts ausführlichere Erönktringen 

zu gebeu, die ſich in das dendig ſelbñ micht vo ein- 
een. heben. 

- Außerdem war, wie mir. ſau no einem auderen 
Bedünfniſſe zu genügen» : 

a Württemberg gilt zum. großen Shrile moch das 
vormalige gemeine Recht Deutſchlands, alſo namentlich 
das Juſtinianiſch-Römiſche Recht, und fo. weit Dies 
ſes der Ball ift, bilvet jened Mecht auch einen Inhalt 
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meines Hamvbuches, indem ich beabfichtige, in demſelben 
das gefammte in Württemberg geltende Privatreht, auf 
welchen Quellen e3 auch beruhen mag, varzuftellen. Wie 
nöthig aber gerade im Römiſchen Rechte bei vielen Fra⸗ 
gen eine genaue Nachweiſung des Hiftorifchen Zufammen- 
hanges ift, um das Praftiiche vom Unpraftifchen gehörig 
zu unterſcheiden, vie praktiſchen Refultate ſcharf aufzufaffen, 
das Beftehende zu begründen und in feinem wahren Sinne 
zu begreifen, dieß bedarf wohl keines befonderen Beweifes. 
Die Mißgriffe, welche eine frühere Zeit in ver Vernach⸗ 
laſſigung dieſes Zuſammenhanges machte, find ſchon Bes 
weiſes genug. Von ver anderen Seite aber wird nicht 
felten: in umfren Zeiten hierin die Sache ‚übertrieben, wird 
namentlich: ˖ neueren Entdeckungen auf dem Gebiete des 
älteren Romiſchen Rechts eine ganz umgehörige praktiſche 
Bedeutung zu: geben verſucht. Sp iſt, um mır ein Bei⸗ 
ſpiel anzuführen, für dad. Verſtändniß. des Romiſchen 
Rochts, ſelbſt des neneſten, ſehr von Wichtigkeit die Lehre 
von der Prozeßconſumtion, die wir erſt feit -ein paar 
Zahrzehnten aus Gajus nähet feımen; aber gerade bie 
ſem Sufßkitute. wird vor manchen Civiliſten auch für das 
neuefte, für das bei und anwenpbare Römiihe Recht noch 
eine praktiſche Beventumg gegeben, die e8 in der Ihat 
nicht mehr hat, während eine gename.. Kenminig des im⸗ 
praktiſchen, Inſtitutes ‚und ſeiner Gonfequenzen- es allein 
moͤglich macht, ‚bei manchen Lehren ſcheinbar prakliſche 
Stellen unſrer Quellen als anpotaiſhe wu etkennen mb 
nachzuweiſen. 
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Unſre Praktiker aber haben leider nicht immer Muße, 
in einzelnen wichtigen Lehren uͤber den neueſten Stand⸗ 
punkt der Wiſſenſchaft, über ven Einfluß neuer Entdeckun⸗ 
gen, über die Bedeutung, die ihnen ‚gegeben wirb und 
ihnen wirklich gebührt, unmittelbar durch ein mühſames 
mb zeitraubennes Stubium ver Quellen und der zer- 
ſtreuten Siteratur umfaffend fich zu unterrichten und einen 
fidheren Elaren Ueberblick über ven geſchichtlichen Zuſam⸗ 
menhang und feine Gonfequenzen zu gewinnen, fo nöthig 
auch eine folche Orientirung für fie iſt, wenn fie in ihrem 
Berufe auf feftem Boden fiehen mollen. 

Ich glaube daher, durch den Verſuch, über eingelne 


‚Lehren ſolche Orientirungen zu geben, namentlich und von 


Anderem abgejehen mandem Praktiker nit bins Würt⸗ 
tembrrgs fonden überhaupt der Dentiihen Provinzen, in 
welchen noch Römiſches Recht -gilt, einen Dienft zu leiſten. 
Solche Ausführungen find aber auch zugleich unerlaͤßlich, 
um den Inhalt des Handbuches gehörig zu begränben 
und zu rechtfertigen. * Allein im Handbuche felbft Tünnen 


fie nicht wohl gegeben werden. Ste bevürfen mitunter 


genauerer und ſehr ind Ginzelne eingehender hiſtoriſcher 
Entwicklungen, umftänblicherer Berüdfichtigung ver Lei⸗ 
flungen Anderer, ein theilweiſes Uebergreifen in Lehren, 
die im Handbuche erſt an einer fpüteren Stelle ihren 
Sig haben, und dfterd iſt das Reſultat einer größeren 
Erörterung fo zu fagen mur ein negatives, die Nachweis 
jung der Unanwenpharfeit eines Grundſatzes, welcher für 
praftifch auögegeben wird, Die Rechtfertigung feine gänz- 


VI Vorrede. 


lichen Uebergehens in der Darſtellung des geltenden 
Rechts. | 
Durch das Angedeutete wirb mein Plan gerechtfer⸗ 
tigt ſeyn, zur weſentlichen Ergaͤnzung meines Handbuches 
und um in demſelben ſtets darauf Bezug nehmen und 
vie Darftelluug des Geltenden vollſtaͤndiger geben zu koͤn⸗ 
nen, eine Reihe Erörterungen aus dem Roͤmiſchen Deuts 
then und Württembergifchen Rechte in befonveren für fich 
beftehenven Heften je ven einzelnen Yortfegungen meines 
Handbuches voranzufchiden. | i 

Sehr freuen würde es mich, wenn Diejenigen, vie 
mein Handbuch freundlich aufnahmen, in dieſen Erörte- 
rungen eine willfommene Bervollfiändigung des Hand⸗ 
buches, und Die Bearbeiter des gemeinen Rechts in den⸗ 
felben auch für die Wiflenjchaft des ſ.g. gemeinen Re 
einige Ausbeute finden würden. 


Stuttgart den 26, März 1845. 


Carl Georg Wächter. j 
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Die Theorie über die ſo genannten rerum universitates, 
welche früher herrſchte, und die auf dieſelbe gebaute Unterſchei⸗ 
dung in juris und facti universitates {ft zwar in der neueren 
Zeit von den meiſten Civiliſten als eine irrige erfannt worden. 
Indeſſen konnie man ſich noch nicht durchaus von der alten An⸗ 
fücht gehörig losmachen, und es finden ſich nicht ſelten noch ſtarke 
Anklänge an dieſelbe in neueren Schriften und beſonders in praß« 
tiſchen Arbeiten '. Auch fnüpfen ſich an die Lehre von ben re- 
rum 'universitates Häufig noch andere nicht gerade mit jener 
Theprie, weſentlich zuſammenhaͤngende Irrthümer, 3. B. über 
Surrogate über Verwecheiung der Sachgeſammtheiten mit den 
Gattimgsſachen, über Eigenthumserwerb an Sachgeſammthei⸗ 
ten u. ſ. w. Deßhalb und weil man die frühere Theorie mit 
ihren Gonfequenzen genau fennen muß, um. durch bie älteren 


⸗ 








1 Namentlich iſt dieß auch in Wurttentbetg der Jall. 
Waͤchter, Eroörterungen. 1 1 


2 Grhe Erört. Ueber Sachgeſammthelten. 


Werke ſich nicht irre führen zu Iaffen, wird es wohl am Orte 
feyn, in einer gebrängten Ueberſicht über die ältere Theorie zu 
orientiren, bie in neuerer Zeit gewonnenen Refultate zufammen- 
zuſtellen und zu beurtheilen, die Begründung des richtig Erfun⸗ 
denen nachzuweiſen und befonders bie praftifche Bebeutung ber 
Trage genauer zu entwideln. 

$.4. Die Anfiht über universitates rerum, welde früher 
bie herrſchende war, geht im Wefentlichen dahin: 

‚ Unter universitas ober rerum universitas ſey zu verfiehen 
der Inbegriff mehrerer, für ſich beſtehender, phyſiſch unter ſich 
nicht zufammenhängender Sachen, welde unter einem Namen 
und in einem Begriffe aufammengefaßt werden unb (tie bie 
Meiften hinzufegen) in gemiffen Beziehungen als ein Ganzes zu 
behandeln find. Diefe universitas rerum fey bann entweder 
eine juris universitas, bas heiße ein Inbegriff von körperlichen 
Sachen und untörperlichen oder Rechten, welde nad den Ge 
fegen als ein Ganzes zu betrachten und zu behandeln feyen 
und als Solches unter ganz. befonbenen Rechtsgrundſatzen ftehen, 
ober fey fie eine universitas facti s. hominis (Mande 
nennen biefe allein universitas rerum), das heiße ein Inbegriff 
mehrerer blos förperlicher Sachen (von gleicher Art — fegen 


Mande noch Hinzu, < m ſie z. B. auch 
Waarenlager hierher ri inzes unter einem 
Collectivnamen factiſch zi ind — wie Manche 
beiſetzen — wenigſtens i Beziehungen wohl 
auch als ein Ganzes wie Bibliotheken, 
Heerden, Waarenlager, 8 u.dtgl. Juris 


univertates follen feyn bag ganze | Vermögen einer Perſon, die 
Peculien eines Haustindes "und ‚ah der Anſicht Mander a 
die Dos, 

Die. juris universitates ſollen in tecptlicher Hinficht Hin 
den universitates facti durch folgende wihiige Grundfähe'fih 
unterſcheiden: 

A. Es gelte bei “nen der Grunfag: res succedit in 
locum pretii et pretium in locum rei, das heiße: Sachen, die 
mit dem zu einer juris universitas gehörigen Gelbe gekauft 
werben, gehören wieber zu juris'universitas, ſtehen ganz unter 


2. 
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dem Rechtsverhältmiſſe derfelben und Fönnen von. Dem, der ein 
Recht an die universitas habe, gefordert werden, und auf bie 
gleiche Weife trete, wenn eine zur unlversitas gehörige Sache 
veräußert werde, das gelöste Geld an. die Stelle der Sache; 
bei den universitates facti aber gelte ein folder Grundſatz nicht. 

B. Befige ein linberechtigter die einem Dritten gehörige 
juris universitas: fo könne der Dritte mit einer binglichen 
Univerfalflage die ganze universitgs-bem Befiger abfordern ; bei 
der ſucti universitas dagegen gebe es folche dingliche Univer⸗ 
ſalklagen nicht. 

C. Außerdem geben Manche, z. B. Thibaut Vandectenr. 
F. 482 und Repſcher Württ. Pripatr. F. 416 bei Note 7, dem 
Unterfchiede nody eine praktiſche Wichtigkeit bei der Lehre von 
der Gewährleiftung für rechtliche und phyfifche Fehler einer ver- 
äußerten Sache. 

Almäblig wurde von Einzelnen das vielfache Schiefe und 
Unrichtige, das jene auf die angegebene Weiſe durchgeführte Un⸗ 
terſcheidung hat, theilweiſe wenigſtens eingeſehen und ſie daher 
da und dort in etwas beſchraͤnkt. So beſchraͤnkte z.B. Thibaut- 
$.175 den. widtigften, den unter A angeführten, Sag und über: 
geht den unter B ganz; Mackeldey Inſtitut. 6. 160 beichränfte 
den Sag unter A auf Univerfalfucceffionen (wiewohl er auch 
bier noch viel zu allgemein fi) ausdrückt); auch machten Andere 
einzelne gute Bemerfungen über diefen Gegenftand, 3.8. Warn- 
fönig im Archiv f. civil. Prax. Bd. XI Ne IX; allein fie be- 
hielten doch im Wefentlihen die ganze Diſtinction bei. Ange⸗ 
griffen wurde fie zuerfi reht von Mühlenhruch Öbservatt. 
juris Rom. Spec. I. 1818. cap. 4, und bann nad ihm von 
Haffe im Arch. f. civil. Prax. Bo V. S. 4 fs und bierauf 
wieder in einer fehr tücdhtigen Abhandlung von Mühlenbrud 
ebendaſelbſt Bd. XV. ©. 321 f., und nun wird man wohl 
fagen können, daß ſeitdem die meiften neueren Civiliſten jene 
Anficht in ihren Grundgedanken verwerfen; vergl. 3. B. Roß⸗ 
hirt Lehre von den Vermächtn. Th. IE. ©. 28 f. und Denfelben 
in feiner Zeitſchr. Bd. J. ©. 114 f., Wenings Ingenheim 
Civilr. bie Aufl. von Fritz F. 76, v. Bangerow Pandeet. $. 74, 
Schil ling Inſtitut. ILS. 62, Puchta Inſtitut. I. ©. 492, 

4 * 
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495, v. Savigny Syſtem I. S. 378, 384, HI. ©. 14 f., 
Kierulff Civilr. J. ©, 320 f. ?. 

6.2. In den Römiſchen Rechtsquellen findet ſich eine Ein⸗ 
theilung in rerum und juris universitates nicht; fie gebrauchen 
den Ausdrud „universitas“ überhaupt für jedes Ganze, für 
alles, was bei Nechtöverhältniffen in gewiffen Beziehungen als 
Ganzes in Betracht kommt, alſo bald für eine einzelne Sache, bie 
ein Ganzes bildet, fey fie eine einfache oder eine zuſammengeſetzte >, 
bald für einen Inbegriff von Sachen, ſeyen fie lauter Förperliche 
ıD. VII. 1. de usufr. I. 70. $. 3.) oder Förperlihe und un- 
förperlihe, der in gewiflen Beziehungen jurifiifch ale ein Gan⸗ 
zes zu behandeln ift, endlich auch für einen Snbegriff von Per- 
fonen (hominum universitas), fofern derfelbe in gewiffen Be- 
ziehungen ein ungetbeiltes, für fid) beftehendes, Rechtsſubject bildet. 

Was nun den Inbegriff mehrerer Sachen im weiteren Sinne 
betrifft: fo iſt es natürlich juriftifch von Wichtigfeit, ob, wenn in 
vermögensrechtlichen Beziehungen von mehreren Sachen oder 


2) Ueber Kierulff f.nod, was Mühlenbruch Pandect. 5. 223 Note 8a. 
fagt. Auch if die im Texte angef. Abhand!g Mühlenbruchs (Arch. XVII. 
&. 364-370) zu vergleichen gegen bie Ausführung von Warnkönig a. a. O., 
ferner gegen: Hoffmann Ueber den Einfluß allgemeiner Pfandrechte auf bie 
einzelnen Sochen des Schuldners, Darmflabt 1830, v. Buchholz Verſuche 
©. 31 f. und Geſterding Yusbeutexc. Th. IV. Nr. II, welche noch theils 
mweife einen Unterſchied zwifchen universitas juris und facti fefthalten wollen. 


3) Nah Manchen, z. B. Warnfönig im Arch. f. civil. Prax. XI. ©. 174, 
v. Buchholz Verſuche sc. ©. 38, follen die zufammengefeßten Sachen (|. mein 
Handbuch II. 5.39. bei Note 3) nicht zu den einzelnen Sachen, zu ben res 
singulae gehören. "Mein dieß ift unrichtig. Die Röm. Quellen wenden 
anf bie zufammengefepten Sachen allerdings. den Ausdruck „universitas* 
an, fie menden aber venfelben Ausbrud auch auf die einfachen einzelnen 
Sachen an, wenn fie als Ganzes im Gegenfab zu ihren Theilen genummen 
werben, 3. B. D. XLI. 4. pro empt. 1.2, $. 6. XXXI. d. legat. II. 1. 10. 
Ueberhaupt beweist der Umftand,: daß zufammengefegte Sachen zu den uni- 
versitatos gerechnet werben, nicht, daß fie nicht in anderen Gegenſätzen, 
namentlich im Gegenfage zu Sachgeſammtheiten, zu den einzelnen Sachen 
gezäßlt werden; f. D. VL. 1.d. R. V. 2. 1. pr.$. 3. (hier And unter den 
singulae res offenbar auch zufammengefegte Sachen verflanden, vergl. auch 
1.1.8.1. 1.6. eod.) XLIII. 1. d. interdict. I. 1.pr., XXXIV.2. d. aur. 
arg. 1. 38.6.1. 


S 
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Sachen und Rechten die Rede ift, diefeiben in der Art furifiifch in 
gewiſſen Hinfichten ein Ganzes bilden, : daß die Redhtsverhättnifie 
und bie jweiftifeje Natur Des Ganzen bei Wechfeln und Berän- 
derungen der emzeimen bazu gehörigen Stüde ſich nicht ändern 
und mehr. une dad Ganze und — fo zn fügen — der Begriff, 
als die Darunter enthaltenen: einzelnen Stüce m .Betracht bommt 
(1. fachliche Begriffsganze, Suhgefammtheiten, Ge⸗ 
fammtfachen), wie dießin meinem Haudbuche B. HL 6. 39 näher 
ausgeführt iſt. Ob aber eine foldhe Sachgeſammtheit bloß aus 
körperlichen Sachen ober ob fie aus. koͤrperlichen und unkörperlichen 
befieht, dieß ift an fh in Beziehung auf die Natur bed Ganzen 
in.vechtlicher Hinſicht nicht von Bebeutung ;: es findet zwifchen.detoen 
Claſſen von Fällen ein burchgreifender, aldgemeiner, we- 
fentliher Unterfchieb in den Nechiinerbättnifien nicht Statt; 
namentlich find die Ducchgreifenden Verſchiedenheien, welche bei der 
einen Elaffe im Gegenfage zu beranberen.G ia [fa nach der Anſicht, 
die fräher herrſchend war und auch fett moch, theilweiſe wenig⸗ 
ftend, von Manchen feftgehalten wird, geiten-follee — bie oben 
unter A di6 C angeführten — durchaus nicht begründet. Denn 
J. Die Behauptung, dag bei der f.g.: juris universitas der 
Grundfag: res succedit in locum pretii.et pretium in loeum 
rei gelte und ihr eigenthümlich fen, it Schon an ſich entfchteben 
falſch. Allerdings find bei Sachgeſammtheiten in’ gewiffem Grabe 
und zwar mehr oder minder je nach ihrer befonberen Natur 
Surrogierungen zuläffig. Allen dieſe Zuläffigkeit iſt feine Ei- 
genthännlichkeit der universktates juris und ai namentiich wicht 
bei ihnen in ber behaupteten Ansbehnung: 
Manurlich gehört, wenn ich. von meinem: Dermögen Eicas 
‚seräußere, das dafür Eingenommene mieber-zu: meinem Bermö- 
gen, und wenn ich über mein: Vermögen verfüge 13. B. es 
Jemanden als Fideicommiß ‚verumihe ober, was auch nach dem 
früheren Württemb. Rechte zuläſſig war, mein ganzes Vermögen 
verpfände): fo wird auch Das, was; ich: ſpäter zu meinen Ver⸗ 
. mögen hinzu erwerbe, von biefer Bexfügung ;getroffen. Allein 
dieß tft Feine juriſtiſche Eigenthümlichkeit des Vermögens, fon- 
dern folgt eben daraus, weit „Vermögen“ Alles begreift, was 
ich habe, und das neu Ermorbene wieder zu Dem gehört, wage 
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ich habe. Das Gleiche gilt bei jedem Zufammenfaffen gewiſſer 
Claſſen von Objecten, fohald das Erworbene die Eigenfchaft der 
Claſſe bat, alfo auch bei den f.g. universitates fact. Wenn 
ich 3. B. Jemanden Das vermadhe, was auf meinem Landgute 
zu meinem Gebrauche fidy befindet (fundus instructus), und id) 
nım die Bücher, die dort find, verfaufe und an ihrer Stelle das 
gelöste Geld in meinem Landhaufe zu meinem etwaigen Ge- 
brauche niederlege: fo tritt auch bier infofern pretium in locum 
rei, d. h. dad Geld gehört eben zu dem auf dem Landhanfe zu 
meinem Gebrauche Befindlichen und ift nım Gegenftand des Ber- 
mächtniffes (vergl. D. XXXIII. 7. d. instruct. I, 12. $. 27 sq. 
XXXII. d. legat. III. I. 64). Die Surrogatsnarur des nen 
Erworbenen iſt alfo bier blos eine natürlide Folge des gene- 
rellen Ausdruckes, mit welchem der Gegenfland des Rechtsver⸗ 
verhältniffes bezeichnet wurde, und ift, wenn in dieſer Weiſe über 
das Bermögen Disponixt wird, nur deßhalb von einer ausgedehn⸗ 
teren Beziehung, weil unter den Ausdrud „Bermögen” Alles 
fält, was man hat und erwirbt. Im Uebrigen aber tritt beim 
Vermögen etwas Eigenthümliches nicht ein, und es gilt bei ihm 
über jene. Orenze hinaus keineswegs ald etwas Eigenthüm— 
lies der Grundfag: res succedit in locum pretii und um⸗ 
gefehrt. Würde z. B. der Berwalter meines Vermögens mir 
daffelbe vorenthalten: fo gilt keineswegs ein „res succedit in 
locum pretii‘ etc.; er muß mir allerdings, was er mir vorent- 
hielt, herausgeben; allem wenn er aus meinem Gelde für fich 
Saden anſchaffte: fo kann ich diefe Sachen von ihm nicht vin⸗ 
dieiren; denn an diefen habe ich kein Eigenthum erworben, fie 
gehören nicht zu meinem Bermödgen und ich Tann nur Erſatz für 
mein Geld von ihm verlangen; (vergl. auch Mühlenbrud im 
Arch. für cv. Praxis B. XVIE ©. 344 ff). 

Dieß ſahen auch Manche, die im Allgemeinen ber älteren 
Anficht zugethan waren, ein, und befehränften daher den Sag 
unter A blos auf die smccessio per universitatem. wament- 
lich auf Erbichaften. Allein auch bier gilt er nicht in biefer 
Weiſe, gilt er überhaupt nicht als befimmender und leitender 
Grundſatz. Allerbinge gelten bier beſondere Grundſätze, aber blog 
folgende: 
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1. Wenn ein Dritter Unberechtigter eine Erbſchaft beſitzt und 
eine Sache aus derſelben veräußert: ſo kann der wahre Erbe in 
der Regel mit der Erbſchaftsklage auch das für jene Sache ges 
löste Gelb verlangen (D. V, 3. d. H. P. J. a6. & 5.1. 20. 
$. 6. 1. 22. 29.). Allein man vwolirde fehr irren, wenn man glau- 
ben würde, daß nun hier ganz allgemein der Grundſatz: pretium 
succedit in locam rei gelte, oder daß überhaupt jenes Refultat 
aus einem folhen Grundfage berzuleiten ſey. Es foll nämlich 
der unberechtigte Befißer einer Erbfchaft nichts vom fremden 
Bute gewinnen, aber, wenn er vedlicher Beſitzer if, anch feinen 
Schaden leiden, dagegen, wenn er unreblicher Beſitzer ift, jede 
Minderung erfegen. Daraus, und nicht ang einem pretium 
succedit in lecum rei und nicht aus einer angeblihen beion:- 
deren Natur der jurisuniversitates, folgte dann: a. ber 
redliche Beſitzer muß den eingehobenen Preis herausgeben, aber nur, 
weil und fo weit er dadurch noch bereichert ift (D. Ioc. cit. !. 25. 
$. 44, 17. 1. 23. pr.), weil der unbefugte Befit der Erbfchaft 
ihn nicht bereichern ſoll; b. der unrebliche Beſitzer aber ſteht eben 
feiner Unredlichkeit wegen unbedingt für die Beräußerung ein 
(mit einer Milderung bei folchen Beräußerungen, die im Intereffe 


ber Erbfchaft felbft tagen, I. 20.8.2. 1.33. $.1.c0d.). Es iſt daher 


bei ihm fo wenig von einem Eintreten des gelösten Preifes am 
die Stelle der veräußerten Sache die Rebe, daß gegen ihn, wenn 
er Erbichaftsfachen veräußerse, gar nicht der dafür gelödte Preis, 
fondern die Sachen ſelbſt, fofern fie noch erifticen, mit ihren 
Früchten zundchl den Gegenftand der Kinge bilden („sine dubio 
non pretia rerum, sed ipsae res veniunt in petitionem he- 
reditatis et fruetus earum“ 2. 20. $. 12. $. 2. eod.), und da⸗ 
ber der Beklagte für ihre Beilcheffung forgen muß, und wenn 
er fie nicht beifchaffen kann, ihren vollen, durch den Schäsungs: 
eid zu beflimmenden, Werth zahlen muß, wenn niht ber Kläger 
ed vorzieht, den eingehobenen. Preis nebſt Zinfen gu verlangen 
(l. 20.5. 2, 42, 16,24. I. 35. ©. 1. eod.). Auch tritt c. fo 
wenig der gelöste Preis an die Stelle ber. veräußerten Sache, 
daß der Erbe vom deitten Befiger Die Sache. fordern kann (I. 13. 
$. 4, eod. C. III. 31. de her. pet. cst.2 a. E.; nur ‚mit einer 
Beichränfung, wenn der redliche Beſitzer veräußerte, weil biefer 
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fonft durch die Evictionsklage des Dritten Schaden leiden könnte 
D. de her. pet. J. 25. $. 17.), und daß er, wenn die Sache 
in Vie Hände des Erbfchaftsbefigers wieder kommt, beim unred- 
tihen Beſitzer zwiſchen Sache und Preis wählen, und: vom reb- 
lichen Befiger Die. Sache annehmen ‘muß, jedoch weil dieſer nichts 
gewinnen foll, fo, daß Derfelbe noch dazu Das zu geben hat, um 

was er außerdem etwa burch den früher gelösten Preis noch 
bereichert ift (!. 22. eod.). | 

3. Wenn ber Defiger der Erbfchaft Sachen für die Erb⸗ 
fchaft und im Intereſſe derfeiben anfehafft: fo kann der ‘Erbe 
aud) diefe Sachen verlangen. Wollte man aber ed ausdrücken 
durdy res succedit in locam pretii: fo wäre dieß ganz falſch; 
denn ber Erbe kann jene Sachen ſelbſt dann verlangen, wenn 
der Befiger fie mit feinem eigenen Gelde anfchaffte; nur 
muß er dann Erfag für das Geld geben. Er braucht aber jenen 
Tauſch fich nicht gefallen zu laſſen, fondern kann 3.3. ftatt der 
mit bem Erbſchaftsgelde gefauften Sachen fein Geld verlangen, 
fo weit nicht dadurch ein Befiger im guten Glauben Verluſt er⸗ 
‚ leiden würde ober die Ermwerbung für die. Erbſchaft nothwendig 
war; kaufte aber der Befiger aus dem Erbſchaftsgelde 
Sachen für ſich, alfo nicht zur Erbfchaft und fm Intereſſe ber: 
felben: fo fann der Erbe diefe Sachen nicht anfpredyen (D. 1. 
c. 1. $. 20. pr. 8. 1,6). Es ergiebt füh alfo hieraus, wie 
wenig felbft beider Erbfchaft der Sag: res succedit in locum 
pretü ze, in feiner Allgemeinheit richtig iſt und wie fehr fogar 
auch bier ein folder Say zu falfchen Ensfpeibimgen im Einzels 
nen führen müßte. 

Eben fo wenig gilt ein folder Say. als‘ affgemefner bei den 
anderen angeblichen Claſſen der ſ.g. universitas juris, bei den 
Perulien .und bei der Dos, Nur darf man, was die Perulien 
betrifft, nicht damit die natürliche Beftimmung verwechfeln, daß, 
mas ein Hauskind aus ‚den Mitteln eines beflimmten Peculium 
anſchafft, wieder gerade zu. diefem beſtimmten Peculium gehört 
(C. XI, 57. d. castr. pecul. est. 4). Wenn: 3. B. ein uns ' 
berechtigter Dritter das Peculium eines Hauskindes befigt und 
Baden aus demfelben verfauft oder mit dem dazu gehörigen 
Gelde Sachen erwirbt: ſo werden die gefauften Sachen und die 
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erworbenen Gelber nicht -Peeulium bes Kindes; das Kind kann 
nach Umftänden blos Erſatz für. das Fehlende verlangen, aber 
sicht das dafür Erworbene ale fein Eigenthum anfpredden. Eben⸗ 
fowenig wird, was der Ehemann aus Mitteln der Dos der Frau 
Tauft, Dotalfache ?, noch tritt an die Stelle einer veräußerten Do⸗ 
talſache das dafür eingehobene Geld (vergl. auch Haffe a. a. O. 
S. 16 f.). Wollte man ſich hiergegen auf das Abſonderungsrecht 
der Ehefrau (mein Handbuch B. J. S. 619) berufen: ſo iſt dagegen 
zu bemerken, daß dieſes eine ganz beſonders boſchränkte Bezie⸗ 
hung hat, noch dazu in ſeiner Gültigkeit nach gemeinem Rechte 
ſehr zweiſelhaft iſt Cauch von der früheren Würit. Praxis verworfen 
wurde und jedenfalls jetzt in Württemberg gar nicht mehr gilt 
Pfandentwickl. Geſ. Art, 52 Nr. 1). Ebenfo gilt der Grundfag: 
res succedit 2c. nicht als allgemeiner bei der Würkt. Errungen- 
fchaftsgefellffchaft in Beziehung -auf das Beibringen eines Ehes 
gatten; es gilt bier auch nicht einmal eiwas der Art, was bei 
Peculien gilt. Kauft der Dann mit dem beigebrachten Gelde 
der Frau eine Sache: fo tritt Die Sache in der Regel nicht an bie 
Stelle des Geldes, fie gehört nicht zum Beibringen: der Frau, 
fondern vielmehr zur Errungenfchaft, und das Gleiche ift ber Tall, 
wenn der Mann mit feinem beigebracdhten Gelbe eine Sache Fauft 
oder eine beigebrachte Sache verfauft und dafür Geld. erhäft. 
Ueberhaupt fnüpft man, was bie Surrogierung beinsfft, nicht 
felten an die Lehre von den universitates. einen Grundſatz über 
Surrogate an, ber viel zu allgemein if. So: jagt 3. B. Thi- 
baut Pandectenr. 6. 175, daß in.der Regel Surrogate an die 
Stelle des Dinges treten, dem fie furrogirt find, und deſſen Na- 
tur annehmen (freilich, ohne irgend eine Duellenftelle bafür an⸗ 
führen zu können), und Gleiches wird nicht felten auch von An- 
deren behauptet. Zunähft kommt es bei dieſer Behauptung dar⸗ 
auf an, was man unter Surrogierung verfieht,.ob ein abficht- 


— — 





4) Wenn es in D. XXXIII. 4. d. det. praeleg. I. 1. 6. 4. Heißt: „Quod 
diximus ipso jure dotem impensis minui, non ad singula corpora, sed 
ad universitatem erit reſerendum“: fo ſoll dadurch in der That nichts 
Anderes gefagt werden, als: durch den nothwenbigen Aufwand wird die ge⸗ 
fanımte Dotalforderung gemindert, fein Betrag geht von felbft von ber 
Dotalforderung im Ganzen (von der universitas in die ſem Sinne) ab. 
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liches Setzen einer Sache an die Stelle einer anderen oder blos 
ein Erwerben einer Sache für eine andere ohne die beſtimmte 
Abfiht, daß im betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe jene die Stelie 
diefer einnehmen foll. Beſchränkt man aber auch den Sag bios 
auf den erfieren Fall: fo if er doch in feiner Allgemeinheit un- 
richtig und jedenfalld hat er, wie gezeigt wurbe, feine befondere 
Beziehung auf die f.g. universitas juris im Gegenſatze zur 
universitas facti. R 

Es gibt allerdings Fälle, in welchen eine Sache einer an- 
deren in rechtlicher Beziehung furrogiert werden kann, fie ale 
eigentliches Surrogat der anderen Sache rechtlich gilt, und wo 
dieß der Fall ift, findet dann bei folden wahren Gurrogaten 
allerdings jener Grundfag ftatt, Daß dad Surrogat in die recht⸗ 
lichen VBerhältniffe des Gegenftandes eintritt, dem es furrogiert 
wurde (surrogatum sapit naturam ejus, cui surrogatur). 
Allein das für einen Gegenfland Empfangene oder an die Stelle 
deſſelben Geſetzte gilt keineswegs allgemein blos Dadurch ſchon rechtlich 
ale Surrogat jenes Gegenſtandes. Vielmehr ift, damit dieſes der 
Fall fey, noch der Eintritt befonderer Bedingungen und Borausfegun- 
gen erforderlich, entweder eine Bereinigung der Parthieen über die 
Surrogierung ober eine befondere Beſtimmung des Gefeged. Die 
einfeitige Handlung Defien, der für ſich eine folche Surrogierung 
vornimmt, kann rechtlich nur dann die Wirkung einer wahren 
Surrsgierung haben, wenn er aus befonderen Gründen zu ein⸗ 
feitiger Surrogierung befugt ift. Letzteres ift befonders da der Fall, 
wo überhaupt Alles auf den einfeitigen Willen des Diesponenten 
anfommt, bei legtwilligen Berfügungen (f. 3. B. D. XXX. 
d. legat. III. 1. 64). Ebenfo wird ein rechtlihes Surrogat 
begründet bei gewiſſen einfeitigen Surrogierungen bes Rießbrau- 
chers, die er vorzunehmen befugt und verpflidhtet if. CD. VII. 
41. d. usufr. 4.68. $. 2. 1. 69. 8. 70. $. 2. 3.). Beſonders 
häufig aber und gewöhnlich fügen fich die gültigen Surrogieruns 
gen auf Bereinigung der Parthieen. So fann 3. B. in Folge 
einer folhen Vereinigung an der Stelle einer veräußerten Dotal- 
ſache das eingehobene Geld, an der Stelle des Dotalgeldeg, mit 
welchem eine Sache gefauft wurde, diefe Sache dotal werden 
(D. XXUI. 3. d. jur. dot. !. 25—37. XXIII. 4. d. paet. 
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dot. 3. 21); ebenfo Tönnen ſolche Surrogierungen bei ber Errun⸗ 
‚ genfchaftsgefelffehaft vorfommen, wenn die Gatten: befiimmen, 
daß 3. B. Die Sade, bie mit dem Beibringenegelbe des einen 
Gatten gefauft wird, nicht zur Errungenfchaft, fondern an der 
‚Stelle bes Geldes zum Beibringen jenes Gatten gehören foll Corgl. 
auch Wärtt. Gef. v. 21. Mai 1828. Art, 52. Nr. 1.), und nad 
unſerem Landrechte (IV, 4. 6. 6.) gilt hier überhaupt, wenn für bie 
beigebrachte Sache des einen Gatten eine andere eingetaufcht 
oder für die veräußerte Sache des einen Gatten eine gleiche ge- 
Tauft wurde, im Zweifel die erworbene Sache als rechtlihes 
Suwogat der weggegebenen 5. Ebenfo gehört hierher der ſ.g. 
Eifermoieheontract, durch welchen der eine Contrahent die Be⸗ 
fugniß (und bie Verpflichtung) zur rechtlichen Surrogierung erhält. 
Wo aber nicht ſolche befondere Grundfäge oder eine Bereinigung 
der Parthieen vorliegen, kann durch eine einfeitig vorgenommene 
Surrogiening bie ſurrogierte Sache nicht in das Rechtsverhaͤlmiß 
derfenigen treten, an deren Stelle fie gefegt werben foll. Der 
Bater 3. B., der den Nießbrauch ded Vermögens feiner Kinder 
hat, Tann den Liegenfchaften der Kinder nicht andere furrogieren; 
verkaufe ich meine Bibliothek: fo Tann ih nad dem Abfchluffe 
des Verkaufs nicht einzelne Werke herausnehmen und ihnen an- 
dere ſubſtituiren; der Verpfänder kann nicht einfeitig umb ohne 
Zuftimmung bes Pfandgläubigers der verpfändeten einzelnen Sache 
eine andere mit ber Wirkung ſubſtituiren, dag nun Diefe ſtatt 
jener verpfändet feyn folle u. ſ. w. 

An den Say von den Surrogaten fnüpfen Manche noch ei: 
nen weiteren Grundſatz, ber in feiner Allgemeinheit glexhfalle 
entſchieden unrichtig if. So fagt 3. B. Thibaut Pandertenr. 
$. 175, jedenfalls fönne Der, welcher durch eine fremde 


5) In Beziehung auf den Ießteren Fall, wenn an bie Stelle, der ver 
äußerten Sache eine andere ähnliche gekauft wird, find zwar viele Würt⸗ 
temb. Schrififteller anderer Meinung, indem fie die gekaufte Sache zur 
Errungenschaft zählen, z. B. Bolley 33 Aufjäge ©. 42 Reinhard Comm. Ill. 
©. 64 Stein Handb. des Württ. Erbrechts 2te Ausg. von Kübel $. 86. 
Allein diefe Anficht iſt, follte fie auch legislatio mehr zu billigen feyn, doch 
in entfehiedenem Widerſpruch mit Landr. IV, 4. $. 6. 7. verb.: „noch ein 
anders dergleichen erkaufft.“ 
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Sache bereichert ward, in der Regel anf fo viel, als er 
fih dadurch noch bereichert befinde, belangt werden (weil nemo 
damno alterius locupletior fieri debet). Beſonders wurde in 
neuerer Zeit von Sell in feinen Verſuchen Th. I Nr, 1 dieſer 
Sag in unbedingter Ullgemeinheit dahin vertheibigt, daß gegen 
Den, ber mit dem Schaden eines Anderen bereichert worden ſey, 
blos und. allein aus diefem Grunde dem Anderen eine actio 
in factum auf Entfchädigung zuſtehe, und Mande unfrer Civi⸗ 
litten find ihm. hierin fofort im Wefentlichen beigetreten. Allein 
Sell bat das, was er behauptet, in Feiner Weife bewiefen, Es 
laſſen fih eine Reihe von Entfcheidungen in unſren Queilen 
anführen, welche mit einem ſolchen Grundſatze ganz unvereinbar 
wären, 3. DB. (abgefehen vom ganzen Inſtitute der Berfährung) 
der Grundſatz, Daß der rebliche Beſitzer einer einzelnen fremden 
Sache für die verzehrten Früchte -dem Eigenthümer der Sace 
Seinen Erſatz zu geben hat und dag, er, wenn er die Sade in 
gutem Glauben veräußerte, auf den eingehobenen Werth vom 
Eigenthümer der Sade in Teiner Weife belangt . werden Tann 
(vergl. C. III. 32. d. R, V. cst. 6.). Was aber biejenigen 
Entfcheidungen in unfren Quellen betrifft, welde Sell bios 
für fpezielle ‚gefegliche Anwendungen jenes angeblichen: allgemei- 
nen Grundſatzes nehmen will: fo bemerkt in dieſer Hinficht 
v. Savigny Syfliem IIL ©. 451 treffend, daß „iene Regel fo 
„Allgemeiner und unbeftimmter Natur ſey, daß fie eine unmittelbare 
„Anwendung auf die Beurtheilung praftifcher Rechtsfragen gar 
‚micht aulaffe, fondern lediglich auf die Entſtehung mandyer Rechts⸗ 
„regeln Einfluß gehabt habe, fo daß fie höchſtens als einzel- 
„nes Element in wirklich praftifchen Regeln enthalten iſt, wo 
‚ste nurin Berbindung mit [ehr concreten Voraus— 
„ſetzungen Leben und Wirffamfeit erhält. Wollte 
„man aber in der That jener Regel, nach ihrer buchftäblichen 
„saflung, praktiſche Anwendbarkeit einräumen: fo würde man 
„ſogleich Durch die Kolgen zur Umkehr genöthigt werden. Denn 
„nach ihre könnte jeder theure Kauf angefochten werden, weil 
„durch ihn der Berfäufer mit dem Schaden des Käufers reicher 
„wird. Um die Sicherheit eines Icbendigen Verkehrs, die auf 
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„der Möglichkeit des Gewinnes und Berluftes durch freien Aus» 
„tauſch beruht, wäre es alsdann gefchehen” 6. 

2. Was den zweiten Hauptunterſchied zwiſchen universitas 
juris und facti (oben S. 3) betrifft: fo iſt auch er nicht be⸗ 
gründet. Dinglihe Univerfalflagen für f.g. universitates ju- 
ris überhaupt und im Gegenfage zu den universitates facti 
gibt ed nicht. Nur bei einer Erbſchaft gilt das Befondere, daß 
man fie vom unberechtigten Befiger. mit einer dinglichen Univer- 
faltfage fordern kann; in anderen Fällen aber, in denen es fich 
von dem unbefugten Befige eines Vermögens handelt, findet eine 
ſolche Klage nicht Stat: If z. B. mein Bermögen in den 
Händen eines Unberecdhtigten, fo kann ich ed, wenn er mir per- 
fönti verpflichtet if, von ihm nad) Umftänden mit einer 
perfönlichen Univerfalflage fordern, 3. B. der Mündel vom 
Vormunde fein Vermögen mit der tntelae actio, der Mandant 
von feinem Verwalter mit der mandati actio (vergl. auch Mü h⸗ 
Ienbruc im Arch. f. civil. Prax. XVII. S. 563). Allein hierin 
liegt durchaus Fein praftifcher Unterfchied zwiſchen der f.g. juris 
und-ber facti universitas. Denn auch eihe ſ.g. universitas 
faoti kann man mit einer perföntiden Klage von dem und 
yerfönlich. Verpflichteten fordern, 3. B. wenn mein Berwalter 
meine Bibliothek, meine Heerde in Händen hat. Eine ding⸗ 
liche Univerfalflage aber zur Herausgabe eined Vermögens, das 
ein-Unberechtigter ganz oder theilweife befitzt, gibt ed anfer dem 
Erbrechte nicht; man muß bier die einzelnen Sachen vinbici= . 
ren. Auch wenn ich mein Vermögen verkaufe oder verfchenfe: 
fo kann der Käufer nur mit ver perfönlichen Berfaufsflage, der 
Beſchenkte nur mit der perfönlihen Schenkungsklage auf 


6) Mit Recht erklärt fich auch gegen Sell in einer tüchtigen Ausführung 
Seeger in Sarwey’s Monatiche. Br. V. ©. 65 f. ©. an Kori in feis 
ner und v. Langen's Groͤrtt. Dh. I. Nr. i, Kämerer in, der Gießener 
Zeitſchr. f. Civilr. und Proz. Bd. VIII. ©. 154 f. Dur Das, was über 
jene Regel Trip Srläntt. H. 3. ©. 373 f. ausführt, wirb bie oben angef. 
Bemerfung Savigny’s noch beſonders beftätige. Auf eine ſpezielle Wider: 
degung der Abhandlung von Sell glaube ich Bier nicht eingehen zu follen, 
weil Sell ſich vorbehalten hat, feine Anſicht in einer neuen Ausführung 
noch genauer zu begründen. ' 
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Uebergabe der einzelnen Sachen und auf Ceſſion der einzelnen 
Capitalien klagen, und was auf dieſe Weiſe vom ganzen Ver⸗ 
mögen gilt, gilt auch von Quoten und Claſſen deſſelben, alſo 
auch von Peculien eines Hauskindes. D. VI. 1. d. R. V. I. 
56. XXXIII. 8. d. pecul. legat. 2. 5. . 6. pr. Mübhlen- 
bruch a. a. O. ©. 340 f. 363. 

3. Mus endlih die S. 5 unter C angeführte angebliche 
praftifche Berfchiedenheit zwiſchen universitas juris und ſacti 
betrifft: fo ergibt fich ihre Unrichtigkeit fchon aus D. XXI. 4. d. 
aedil. edict. }. 33. pr. Denn biefe Stelle fagt, was in jenen 
Hinfichten bei einem Perulium (dad nad der gewöhnliden An⸗ 
ſicht zu den f.g. universitates juris gehören ſoll) gelte, daſ⸗ 
felbe gelte ganz fo auch bei einem gefauften instrumentum fundi 
(einer ſ.g. universitas faeti); fie läßt alfo bier feinen Gegenfag 
zwifchen biefen beiden universitates, fondern bei Beiden dad 
Gleiche gelten. 

Die ganze Unterfcheibung ift hiernach zu verwerfen 6%. Sie 
bat in der That Feine praktiſche Bedeutung. Will man ihr aber 
eine folche geben: fo fommt man auf Unrichtigfeiten und Irr⸗ 
thümer 7. Bielmehr fommt ed, wenn mehrere Sachen im wei- 
teren Sinne Gegenftand eined Rechtsverhältniſſes find, lediglich 
darauf an, ob und in wie weit fie in gewiſſen Beziehungen nach 
der befonderen Natur des vorliegenden Rechtsver—⸗ 
hältniſſes als ein rechtliches Ganzes — als ſachliche Be⸗ 





62a) Vangerow, der fie mit Recht verwirft, will doch in einem anderen 
Sinne die Terminologie beibehalten, indem er bie universitates rerum in 
juriftifche und factiſche abtheilt. Allein auch dieſe Diſtinction ift nicht 
zu billigen. Was er unter factifcher Univerfitas verfteht, ift eben gar feine 
Univerfitat, ift blos bie Negation, daß gewifle Sachen zufammen rechtlich 
in irgend einer Beziehung ein Ganzes bilden. 

7) Ohnehin if auch die Unterfcheidung nicht erfchöpfenn. Dean es Fam 
auch Begriffsgange geben, bie aus lauter unförperlichen Sachen beſtehen un» 
welche die Bertheibiger der Unkerſcheidung weder zu ben universitates juris, 
noch, da fie unter ven universitates facti blos körperliche Sachen begreifen, 
zu den Letzteren zählen; ſ. z. B. D. XXXIL d. legat. IH. 2. 68. unv Mäb: 
lenbruch a.a.D. ©. 340 f. — Ueber die J. W. G. 10. D. V, 3. d. H. P., 
welche zu der ganzen Diſtinction zunächft Veranlaſſung gab, ſ. Haſſe a. a. O. 
S. 57, Mühlenbruch a. a. O. S. 341 f.undv. Bangerom Paudert, ©. 89, 90. 
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griffsganze oder Sadhgefammtheiten — zu behandeln 
find, eine Frage aber, auf welche die Art und Gattung der eins 
zelnen betreffenden Sachen an fih von einem burchgreifenden 
Einfluffe nicht ift. 

8.3. Die Sahgefammtheiten oder fachliden Begriffe- 
ganzen find nicht zu verwechfeln mit den Gattungsſachen 
(genera). Eine folhe Berwechdlung fcheint theilweife Dem zu 
Grumde zu liegen, was Mühlenbruch Pandect. S. 220 lit. b 
fagt, wenn er die Gefammifachen als Fälle des Genus anführt, 
„sofern nämlich nicht die einzelnen darin befindlichen Dinge ben 
„Gegenſtand eines Rechts oder Anſpruchs bilden, fondern ein ber 
„Individualität nad) unbeitimmter Compiler von Rechten und 
„Sachen.“ Es kann zmar Cein Fall aber, den Mühlenbruch 
niht im Auge gehabt haben wird) ein wahres Genus, unter 
einem Collectionamen zufammengefaßt, Gegenitand des Verkehrs 
feyn, in weldhem Falle es aber ein eigentliche Begriffsganzes 
nicht bildet, 3.3. wenn mir Jemand bie Lieferung einer Heerde 
von hundert ſpaniſchen Schaafen um einen beftimmten Preis ver⸗ 
fpricht. In einem folden Falle handelt es fich nicht von einem 
beftimmten Begrifföganzen, fondern nur von einer gewiflen Zahl 
von, unter einem Gollechonamen zwar zufammengefaßten, aber 
nit durch diefen, fondern durch ganz allgemeine Onts- 
tungs merkmale näher beftiimmien Stüden. Beim Begriffsgan⸗ 
zen, den Sachgefammtbeiten, aber handelt es ſich fletd von einem 
individuell beftimmten Ganzen (meine Heerbe, meine Biblio= 
thef, mein DBermögen, im Gegenfate zu jedem anderen). Hier 
find zwar die einzelnen. darunter enthaltenen Sachen nicht fpeziell 
bezeichnet und es if bei ihnen nach ver Natur des Ganzen bie 
auf einen gewiflen Grad ein Wechfel möglich; aber dad Ganze 
ſelbſt iſt keineswegs ein Genus, eiwad blos nach allgemeinen 
Gattungsmerkmalen Beflimmted; es bilder nicht etwas Vertret⸗ 
bares, wie. die Gattungsfache, ſondern if als Ganzes eine Spe- 
eies, nicht wie Mühlenbrud glaubte, ein „der Individualität 
nad unbeftimmter,” ſondern ein der Individualität nach be ſt im m⸗ 
ter Compler von Rechten und Sachen. Denn der Complex als 
Solcher ift indisiduell befimmt, fo daß er von jedem anderen 
Complexe genau unterfcheidbar iſt und nicht erfi eine Auswahl 
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oder Ausmitilung und nähere Fixirung deffelben, wie beim @e- 
nus, nöthig if. Sogar. bie einzelnen unter dem Ganzen ent: 
baltenen Sachen find durch die Beftimmung des Ganzen ge- 
nau, wenn auch nicht individuell beſtimmt; bie einzelnen Stüde 
find nicht, wie bei dem Genus, erft näher zu beflimmen und 
auszumäblen, und handelt es ſich von einer Theilung: fo treten 
nicht die Grundſätze vom Genus (mein Handbuh B. II. 6.38), 
fondern die von der Speried ein. Nur Tann nad Umfländen 
unter den einzelnen Saden bis auf einen gewiflen @rad eine 
Bertreibarfeit ftattfinden je nad) der Natur des Begriffsganzen 
and den Verhältniffen, unter welchen es flieht. In der Regel 
aber {ft auch dieß unzuläffig, fobald ein Dritter auf die Leiſtung 
bes Ganzen ſelbſt ein feed Recht wirklich erworben bat. Ber: 
Taufe ich 3. B. an Jemanden meine Heerde oder meine Biblio« 
thek um eine beftimmte Summe: fo treten hier zwar theilweiſe 
die Grundfäge von den Sachgeſammheitten ein (Handbuch IL. $. 39. 
Pr. 3); allein die Heerbe, die Bibliothek ſelbſt ift Fein Genus, 
fondern eine Species; es iſt gerade genau die beftimmte 
Heerde, die ich befaf (und die eben dadurch fchon als In⸗ 
dividuum von allen anderen Heerben unterfchieven if, fo daB 
nicht erft von einer Auswahl und Ausmittlung des Gegenflandes 
aus andern, blos generifch beſtimmten, Die Rede feyn fann) verkauft; 
eine andere kam ihr nicht fubflituirt werden, und vom Augen: 
blide des Verkaufs an findet aud) in Beziehung auf die einzel- 
nen Stüde eine Subftitution anderer nicht mehr Statt. Bermade 
ih Jemanden meine Heerde: fo gilt allerdings nur das Ganze 
als Solches für vermacht, und was fpäter bis an meinen Tod zur 
Heerbe binzufommt oder ihr überhaupt fubflituirt wird, fällt, ſobald 
ed einen Theil der Heerbe bildet, unter das Vermaͤchtniß; aber 
auch bier ift Fein Genus vermacht, fondern eine Species, em 
Ganzes, weldhes ald Solches indivibuell beftimmt if, 
nicht: eine nach biofen allgemeinen Gattungemerfmalen beftinnmte 
Sache, die aus diefer Gattung erſt nach meinem Tobe auszu⸗ 
mitteln und feitzuftellen wäre, wie bein Genus. Es find baher 
auf beflimmte Sachgeſammtheiten die Grundfäge von ber Species 
anzuwenden, nicht die Grunbfäge von dem Genus, und fie wer- 
den deßhalb auch in den Quellen durch certa species, certum 
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corpus bezeichnet. Vrgl. D. XXXV, 2 ad leg. Falcid. I. 30. 
$. 4. XXX de legat. I. 1. 34 $. A, 5 J. 51. 

$. 4. Beſteht ein ſachliches Begriffsganzes auch aus lauter 
förperlihen Saden: fo ift ed doc fcheinbar etwas Unkörper⸗ 
liches, d. h. das Ganze, ald Solches gedacht, ift nicht körperlich. 
Allein deßhalb wäre es doch ungeeignet, ſolche Sachgefammtfachen 
zu den unförperlichen Sachen zu zählen. Denn im Grunde werden 
durch eine Gefammtheit jener Art eben förperlihe Sachen 
bezeichnet, bei Denen nur in gewifjen Beziehungen befondere Rechts⸗ 
grundfäge eintreten ,. weil fie in denfelben ald eine Gefammtheit 
zu behandeln find. Namentlic) Fann ein Befig und ein Dingliches 
Recht nur an den einzelnen förperlihen Sachen flattfinden, 
bie im Begriffsganzen felbft enthalten find, Syn Beziehung auf 
den Befig ift die fo natürlich (d. h. das Begriffsganze ale et: 
was Speelles kann nicht befeffen werden, fondern blos die ein- 
zelnen darunter enthaltenen förperlihen Sachen find Gegenftand 
des Beſitzes), daß es wohl nicht beftritten feyn wird; auch ift 
es zu beſtimmt in unfren Quellen anerfannt CD. XLI, 3 d. 
usurp. J. 30 $. 2). Dagegen ift ed fchon in Beziehung auf 
Eigenthum und Pfandredht beftritten worden. 

Was nämlid das Eigenthum an Geſammtſachen be: 
trifft: fo maht 3. B. Warnfönig in diefer Beziehung einen 
Unterfchied zwifchen Eigenthum, Beſitz und Erfigung, indem er 
im Ach. f. civil. Prax. B. XI. ©. 190 u. 195 f. fagt: „Das 
„Eigentfum an einer universitas rerum distantium ſtehe ung 
„an derfelben als Einer Sade zu, und wie man ein 
„Gebäude vindicire, Fönne man eine Heerbe ꝛc. vindiciren; bieß 
„ſey ausbrüdtich in der d. 4 8.3 D. de R. V. enthalten. An- 
„Ders behandle das Römische Recht die universitas rerum di- 
„stantium in der Lehre vomDBefige und von der Berjäb- 
„rung. Der Grund davon fey wohl, weil der Beſitz als ein rein 
„phyſiſches Verhältniß behandelt werde und ſowohl die detentio, 
„als der animus habendi 3. DB. bei einer Heerde mehr auf 
„iedes einzelne Schaaf gerichtet fey, als auf bag Ganze ber 
„Heerde. Durch Berjährung erwerbe man Daher einzelne Schaafe, 
„aber Teine Heerde. Ob aber beim Sinterdietenbefige diefelben 
„Srundfäge zu befolgen ſeyn möchten, fey eine andere Frage. 

Wächter, Erörterungen. I. 2 


418 Erfte Erört. Ueber Sachgeſammtheiten. 


„Ss bleibe nur die Wahl übrig, entweder den Grundſatz ber 
„I. 30 $. 2 d. usurp. vom Berfährungsbeiige auf den Suter- 
„dietenbefig zu übertragen oder die Analogie der rei vindicatio 
„zu befolgen. In legterem Falle müffe man ben Befig der 
„Heerde als eines Ganzen für möglih annehmen.” 

Mir fcheint bier das Verhaͤltniß nicht auf Die rechte Weife 
aufgefaßt zu feyn. Man könnte ſchon fragen, wenn beim Befige 
der animus habendi mehr auf jedes einzelne Schaaf gerichtet 
ift, als auf das Ganze der Heerde, warum dieß nicht auch beim 
Eigenthum flattfinde, und wie es mit ber 2. 30 8. 2 cit. in 
Einklang zu bringen fey, daß man bei den Interdicten den Be⸗ 
fig der Heerbe als eined Ganzen follte für möglid annehmen 
können. Aber abgefehen hiervon: fo liegt überhaupt in diefer Stelle 
weder eine Schwierigfeit, noch eine Differenz. Bildet Jemand 
aus einzelnen Schaafen, die ihm gehören, eine Heerde: fo fagen 
wir, die Heerde gehöre ihm (vergl. auh 1 9.5 de R. V.); 
aber nicht die Heerde, der Begriff, ift Gegenftand feines Eigen- 
thums, fondern eben die einzelnen Stüde, welde er ing Ei- 
genthum erworben hat und welche zufammen bie Heerde bilden. 
Daß aber doch die Vindication einer Heerbe als eined Ganzen 
im Römifchen Rechte zugelaffen wird, ift dabei natürlich; fie ift 
zugelaffen, nicht weil es ein Eigenthum an einer ibeellen Sache 
anerfennt — denn das Römische Recht geht überall davon aus, daß 
e8 tm eigentlichen Sinne nur singularum rerum dominium gebe — 
fondern des praftifchen Bebürfnifies und der Vereinfachung der Sache 
wegen (vergl. auh Mühlenbrud Pandert. $. 270 Note 2). 
Würde die Heerde als Ganzes im Eigentum einer Perfon 
feyn können: fo müßte dabei die Nüdficht auf das Eigenthum 
der einzelnen Stüde ganz wegfallen und der Eigenthümer müßte 
das Ganze ſelbſt dann ungemindert behalten fönnen, wenn ihm 
aud) einzelne Stüde vom Ganzen nicht gehören follten. Allein 
dagegen erflären ſich ausprüdlich die Quellen. Man nennt zwar 
Denfenigen, dem der größere Theil der zu einer Heerde vers 
einigten Thiere gehört, den Eigenthümer der Heerde; allein die 
Heerde gehört ihm nur, foweit er an ben einzelnen Thei— 
Ien Rechte erworben hat. Daraus erflären fih durchaus 
die Beflimmungen in D. VI, 1 d. R.V.2.ı 68.81.22. 3 pr. 
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Nach denfelben muß, wer eine Heerbe als Heerde vindieiren will, 
das Eigentbum an der größeren Zahl der dazu gehörigen 
Stücke erworben haben; jedes einzelne Stüd, weldes nicht ihm, 
fondern dem Beftger der Heerde gehört, wird von ber Bindication 
der Heerde ausgenommen und abgezogenz er fann fomit 
nicht das Ganze ald Ganzes fo vindiciren, daB ihm unbedingt 
das Ganze herauszugeben wäre, eben weil er nicht Eigenthümer 
des Ganzen als Solchen feyn kann; und er kann ed auch nicht 
fo vindiciren, daß, wenn einzelne Stüde ihm nicht gehören, nun 
eine Duote des Ganzen zu vindiciren wäre. | 

Wie follte es auch möglich ſeyn, das Eigenthum am ibeellen 
Ganzen als Solhem zu erwerben? Zwar meint Warnfönig, 
es Yaffe fich die Frage aufwerfen, ob nicht eine Heerde als Solde 
Gegenftand der Tradition feyn könne, und er bemerft hier⸗ 
über: „Folgen wir ber 2. 30 $. 2 cit.: fo muß bie Frage 
„perneint werden, und doch fann eine Heerde als universitas 
„Begenftand eines Kaufe feyn nah 7.359.6D.d.C.E.; 
„warum follte nicht tradirt werben fünnen, was verfauft werden 
‚ann? Wir finden fa in der except. rei vend. et trad. beide 
„Rechtsgefchäfte immer zufammen genannt.” Was dieſe Bemer- 
fung bemifft: jo bat die J. 35 $. 6 blos die Frage über bie 
Obligation zum Gegenftande und über das Perfectſeyn des 
Kaufs. Wird eine befiimmte Heerde im Ganzenum eine Summe 
verkauft: fo iſt eine nähere Beflimmung des Verkauften, eine 
Auswahl u. dergl. nicht, wie bei einem Genug, nöthig; der Kauf 
ift alfo fofort perfect, weil der Gegenftand ſchon genau beftimmt 
iſt; dieß und nichts Anderes will die angeführte Stelle fagen. 
Soll aber die Heerde übergeben werden: fo find eben bie ein- 
zelnen Stüde zu übergeben; denn ein Begriffsganzes kann man 
nicht als Solches, fondern nur in den einzelnen Stücken tradi- 
ren; aber allerdings hat der Käufer für alle einzelne Stüde, 
mögen fie dem Berfäufer gehört haben oder nicht, Die exceptio 
rei venditae, wenn ber Lettere einzelne Stüde wieder zurüd- 
fordern wollte8. Das Eigenthum jedoch, das man durd 





8) Ueberhaupt begreife ich es nicht recht, wenn Warnfönig fragt: „Warum 
follte nicht travirt werden können, was verkauft werden kann?“ Cine For: 
derung 3. B. kann verlauft, aber nicht tradirt, jondern blos cedirt werben. 

2 %* 
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"Tradition erwirbt, ergreift nur die einzelnen 
Stüde, welche wirklich tradirt wurden, gerade wie 
der Befig nur die einzelnen Stüde, die man in die Gewalt be- 
fommt, ergreift. Schenft mir Jemand 3.2. feine Schaafheerbe: 
fo erwerbe ih das Eigenthum nur an den einzelnen Stüden, 
bie er mir übergab, und zwar nur an denen, bie ihm wirklich 
gehörten; ift daher unter den übergebenen Stüden eines, das ihm 
nicht gehörte: fo erwerbe ich an diefem das Eigenthum nicht, 
vielmehr Fann der Eigenthümer es von mir vindiciren (D. de 
R. V. I. 23 $. 5); ed wird alfo in allen dieſen Beziehungen 
die Heerde nicht als ein juriftifches Ganzes behandelt. 

Was die Ynterdiete betrifft: fo wirb es bei diefen aller- 
dings fo zu halten feyn, wie bei der Eigenthumsklage. Der Befig 
ergreift nur die einzelnen Sachen, wie das Eigenthum. Wie 
man aber unter gewiffen Mobificationen das Ganze vinbiciren 
fann, obwohl nur die einzelnen Sachen vom Eigenthum ergriffen 
werden, fo wird man aud) unter benfelben Borausfegungen in 
Beziehung auf die Gefammtheit der Förperlihen Sachen ein 
Interdict anftelen können; ergibt es fich aber von einzelnen 
darunter begriffenen Stüden, daß die Borausfegungen bes In⸗ 
terbiets in Beziehung auf diefe nicht vorliegen: fo wirkt in Be: 
ziehung auf biefe das Interdict nicht, wie bei der Vindication 
des Ganzen die einzelnen Stüde, deren Eigenthum dem Bindi- 
canten nicht zufommt, nicht mit vindicirt werden können. 

$. 5. Selbſt auch beim Pfandrechte gilt im Wefent- 
lichen das ©. 17 Gefagte. Das dingliche Recht ergreift auch) 
bier immer nur einzelne Sachen. Dieß ſchon nad) dem gemei- 
nen und nad dem früheren Württemb. Rechte. Ein näherer 
Nachweis aber darüber, daß gerade nad) gemeinem und nach 
dem bierin mit demfelben übereinftiimmenden früheren Württemb. 
Rechte dieß ſich fo verhalte, dürfte in mancher Hinficht nicht ohne 
Antereffe feyn, namentlih auch für den Württemb. Zuriften und 
den Standpunft des neueren Württemb. Rechts, da hier, wie die 
Erfahrung zeigt, Mißverſtändniſſe über das gemeine Necht audy 
auf das jetzt geltende Württemb. Particularrecht leicht übergetras 
gen werden Fönnten. 

Die Berpfändung einer Sachgeſammtheit, eines fachlichen 
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Begriffsganzen, war nach gemeinem und nach dem früheren Würt⸗ 
temb. Rechte zuläffig. Allein dieſe Zuläſſigkeit heißt nichts An- 
deres, als daß auch unbeftimmte Fünftige Sachen, die unter 
das Begriffsganze fallen, zum Voraus für den Fall, daß man 
fie zum Begriffsganzen hinzu erwerben würde, follen verpfänbet 
werden fönnen, und in gewifien Fällen, daß Sachen, bie zum 
Begrifföganzen gehörten, zur Zeit der Realifirung des Pfandrechte 
aber unter demjelben nicht mehr enthalten find, vom Pfandnexus 
nicht weiter ergriffen werden. Sie bezieht ſich alfo nur auf bie 
Bezeichnung und Beftimmung des Gegenftandes des Pfandrechts 
und auf den Umfang, in welchem einzelne Gegenftände von dem 
Pfandrechte ergriffen werben oder ergriffen bleiben. Das Pfand- 
recht felbft aber ergreift immer nur bie einzelnen Sachen, die 
unter der Gefammtheit enthalten find oder zu derfelben hinzu— 
fommen, und zwar in der Regel bleibend, fo daß der Pfand- 
nerus auf ihnen haften bleibt, wenn fie auch von dem verpfän- 
deten Ganzen getrennt werden und nicht mehr zu bemfelben ge⸗ 
hören. Sn diefer Hinficht wird fogar bier das ganze Vermögen, 
die f.g. universitas juris, in wenigeren Beziehungen als Ge- 
fammtheit oder als Begriffsganzes behandelt, ald es manche 
andere universitates werden, die man zu den |.g. universitates 
facti zählt. Diefes wird fich erweiſen, wenn man bie drei Haupt- 
fälle, welche die Quellen bier hervorheben, näher ind Auge faßt. 
Sie find 

a. Derpfändung eines Waarenlagerd. Bleibt dag Waa- 
renlager in den Händen des Berpfänderg und zwar 
als Waarenlager: fo muß die Abficht der Parthieen dahin 
geben, daß es feinem Zwede gemäß fortbehandelt werde. Der 
Derpfänder aber würde natürlich Teinen Käufer aus dem Waa⸗ 
renlager finden, wenn jedes Stück, das er verfauft, dem Pfand- 
nerus unterworfen bliebe; von der anderen Seite aber würde 
bei lebhaften Gange des Gefhäfts bald nichts mehr für dag 
Pfandrecht übrig feyn, wenn nicht auch bie neuen Waaren, durch 
welche das Lager ergänzt wird, unter ben Pfandnerus fallen 
würden. Deßhalb muß in jenem alle bei der Berpfändung 
eines Waarenlagers die Abficht der Parthieen dahin gehen, daß 
das Lager in Beziehung auf Beräußerung der einzel- 
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nen Dazu gehörigen Saden und Erwerb neuer Sas 
hen als Gefammtheit behandelt werde, und deßhalb gilt hier 
nach der Abficht der Parthieen und nach der Natur des vorlie= 
genden Verhältniffes der Grundfag, daß Sachen, bie der Ver⸗ 
pfänder aus dem Lager veräußert, vom Pfandnerus frei werden, 
Sachen, die er fpäter in fein Waarenlager erwirbt, unter den 
Pfandnexus fallen, dag überhaupt das Pfandredt blos an den 
Saden, aber auh an allen den Sachen realifirbar iſt, welche 
zur Zeit der Geltendmachung des Pfandredts im Wanrenlager 
enthalten find (D. XX, A. d. pign. 2. 34 pr.). Alfo auch hier 
haftet das Pfandrecht eben an den einzelnen Saden, die zur 
Zeit feiner Nealifirung vorhanden find; an einem Begriffe Tann 
es nicht haften (die fagt auch geradezu bie J. 34 cit.); nur 
find die einzelnen Sachen blos durch die Bezeichnung des Bes 
griffsganzen näher beftimmt und es findet wegen bes ber Natur 
des betreffenden Begriffsganzen gemäßen Wechſels auch ein Wech⸗ 
fel in den einzelnen Sachen flatt, weldhe dem Pfand 
nerus unterworfen werden. 

b. Pfandrecht an Heerden. Wird eine Heerde, wird 
überhaupt fonft ein Inbegriff von Sachen alg Begriffsgan- 
zes, als Gefammtheit verpfänbet: fo ift eben hierdurch ausges 
fproden, dag auch die Sachen unter den Pfandnerus fallen 
follen, welche fpäter hinzufommen. Wäre dieß nicht die Ab⸗ 
fiht: fo müßten die Parthieen die einzelnen Saden, auf 
welche fich das Pfandrecht befchränfen fol, als Solche bezeich- 
nen, oder die Verpfändung auf die zur Zeit der Berpfändung 
gegenwärtigen Sachen, 3. B. auf die Heerde wie fie jest 
ift, befchränfen. Aber eben in der Unterlaffung diefer Bezeich⸗ 
nung und Beſchränkung, in der blofen allgemeinen Bezeichnung 
des Einzelnen Iediglich durch den Begriff des Ganzen liegt jene 
Abfiht beftimmt CD. d. pign. J. 43 pr., vergl. auch 2. 32). 
Aus jener allgemeinen Bezeichnung fann man aber blog biefe 
legtere Abficht fchließen, nicht auch die Abficht, daß das aus ber 
Gefammtheit vom Berpfänder Wegveräußerte vom Pfandnerus 
frei werde, daß das Pfandredht blos an den Stüden realifirbar 
feyn folle, welche zur Zeit der Geltendmachung deffelben ſich noch 
in den Händen des Verpfänders befinden, Das, was bei Waa⸗ 


8.5. Berpfändung der Sachgefammtheiten nach gem. R. 23 


renlagern, überhaupt bei folhen Sachgeſammtheiten gilt, in deren 
Natur ein ſteter Wechſel durch Veräußerungen liegt, kann man 
auf andere Gefammtheiten nicht ausdehnen, weil dieß nicht 
in ber Natur des Begriffsganzen an fidh liegt °. 

Uebrigens iſt bei einer blofen allgemeinen Bezeichnung der 
Sachen, welche verpfändet werben follen, wohl darauf zu achten, 
ob die Parthieen ſämmtliche Sachen, auf welche die allgemeine 
Bezeihnung paßt, wenn fie auch zur Zeit der Verpfändung noch 
nicht vorhanden waren, ober ob fie blog Die gegenwärtigen 
Sachen, die zur Zeit der Verpfändung unter der allgemeinen 
Bezeichnung enthalten find, im Auge haben, ob fie alfo wirklich 
ein Begriffsganzes, eine Gefammtheit verpfänden wollten ober 
nicht. Iſt Erfteres nicht fiher: fo if das Pfandredt nur auf 
Die zur Zeit der Verpfändung vorhanden gemwefenen Sachen zu 
befchränfen (3. B. J. 26 $. 2 de pign.). Immer aber ergreift 
das Pfandrecht blos die einzelnen Saden; nur entjcheidet 
die Art der Bezeichnung und die Natur des Gegenflandes dar- 
über, welche einzelne Sachen ergriffen werden oder bleiben 
follen, ob auch die fpäter hinzukommenden und ob auch bie fpä- 
ter wegveräußerten. - 

c. Berpfändung des gefammten Bermögengd Ge 
rade in dieſem Falle zeigt fich wieder ganz befonderg die Unrichtigfeit 
und Unhaltbarfeit der älteren Theorie über universitas juris. 
Es gilt bei der Verpfänbung diefer f.g. universitas juris durd- 
aus nicht etwas Anderes, als was bei der Verpfändung einer 
f.g. universitas facti gilt; es gilt bier nicht einmal das Be- 
fondere, was bei den ihrer Natur nad) einem fteten Verkehrs⸗ 
wechſel unterworfenen Gefammtbeiten (lit. a.) gilt, fondern nur, 
was bei den übrigen Sachgefammtheiten gilt, und von einem 
unbebingten succedere rei in locum pretii und umgefehrt ift 
bier gar nicht die Rede. Was aber hier gilt, erklärt fich feines- 
wegs aus einer befonderen Eigenthümlichfeit der f.g. univer- 
sitates juris, 


9) Hieraus ergibt fich, daB Diejenigen Unrecht Haben, welche das in bie- 
fer Beziehung bei Waarenlagern Geltende auf alle Begriffsganze ausdehnen 
wollen. Bergl. auch die bei Mühlenbrucd Pandect. F. 302 Note 11 Anz 
geführten. j 
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Berpfände ich mein ganzes Vermögen überhaupt: fo fann 
meine Abficht nur feyn, Alles was ich habe und (did zur Rea⸗ 
Yifirung des Pfandrechts) Haben werde, zu verpfänden. Der 
Gegenftand, welcher verpfändet werden fol, ift hier blos durch 
ein allgemeined Merkmal (mein Vermögen) bezeichnet 9, und 
Alles, was dieſes Merfmal an fich trägt oder fpäter tragen wird 
(alfo aud) die res futurae), ift verpfändet, ohne daß eine beſon⸗ 
dere Bezeichnung der einzelnen Stüde nöthig wäre '' Allein 
das dingliche Recht kann doch nur an den einzelnen Saden 
und Forderungen wirklich werden, die zu meinem Vermögen 
gehören; es ergreift die einzelnen Gegenftände, welche ich zur 
Zeit der Verpfändung in meinem Bermögen habe, und an ben 
fpäter erworbenen wird es eriftent und wirklich, wenn ich fie er» 
werbe, alfo erft, wenn fie dadurch infofern indivibualifirt und 
beftimmt werden (wie überhaupt bei der Berpfändung einer zu⸗ 
Fünftigen Sache, namentlich in den Fällen der I. 46 pr. D. de 
pign. und des Württemb. Pfandgef, v. 1825 Art. 49 Nr. 2, 3). 
Es bleibt aber der Pfandnerus an den einzelnen Sachen haften, 
wenn fie einmal zum Vermögen erworben wurden, follten fie 
auch fpäter aus dem Vermögen wieder veräußert werben, alſo 
zur verpfändeten Gefammtbheit zu gehören aufhören, fo daß ſo⸗ 
mit auch) gegen den dritten Erwerber dag Pfandrecht geltend ge⸗ 
macht werden kann ", 


10) Aber nicht nach einem bloſen Gattungsmerkmal (im Sinne des 
F. 38 des Handb.); denn durch die Bezeichnung der Sache als einer fols 
chen, die zu meinem DBermögen gehörig iſt oder feyn wird, find bie ein- 
zelnen Sachen gegenüber von anderen beftimmt bezeichnet. Es handelt ſich 
hier nicht von einem eigentlichen Genus, d. h. von einer blos nach Gattungs⸗ 
merkmalen bezeichneten Sache. Eine ſolche kann man gar nicht verpfänden; 
ſ. unten. 

41) C. VIII, 17 quae res pign. cst. 9. Im früheren Roͤm. Rechte war 
es fogar nicht einmal angenommen, daß durch die Verpfändung des Vermoͤ⸗ 
gens überhaupt auch die fpäter erworbenen Vermoͤgenstheile ergriffen werben; 
es mußte ausdrücklich auch auf fie die Verpfändung erſtreckt werben, 3. B. 
durch die Formel: quidquid in bonis habeo, habiturusve sim. 

12) ©. mein Handbuch B. J. ©. 602, 603. Wenn dort angeführt if, daß 
v. Bolley dieß bezweifelte: fo freue ich mich, hier bemerken zu Eönnen, 
daß Bolley fpäter mich verficherte, von ber Nichtigkeit meiner bort gege⸗ 
benen Ausführung vollfommen überzengt worben zu feyn. 
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Hiernach Hatte die Zuläffigfeit der Verpfändung von Sach⸗ 
‚gefammtheiten nach dem gemeinen und dem älteren Württemb. 
Rechte nur die Bedeutung: es kann an einzelnen Sachen ein 
Pfandrecht entſtehen, wenn fie auch nicht als einzelne bezeichnet, 
fondern nur unter einem Begriffdganzen, das als Solches ges 
nau bezeichnet wird (mein Vermögen, mein Waarenlager, 
meine Heerde), enthalten find, und hier wird dann das Pfand⸗ 
recht auch auf die einzelnen Sachen erſtreckt, welche fpäter zum 
Begriffsganzen hinzukommen, bleibt aber an allen einzelnen unter 
der Gefammtheit enthalten gewefenen oder zu demfelben hinzu= 
gelommenen Saden haften, follten fie au) von der Geſammt⸗ 
beit mwegveräußert werden; nur die unter lit. a. ©. 21 ange- 
führten Fälle machen von Lesterem eine Ausnahme, 

Ein eigentfiches wahres Genus aber (mein Handb. B. IE. 
$. 58) kann ale Solches nie verpfändet werden. Wenn 5. B. Jemand 
fagen würde, er verpfände hiermit feinem Gläubiger irgend 
eim gutes, jechsfähriges, zugerittenes Pferd, oder überhaupt 
hundert Gulden, hundert Scheffel Korn, Eines feiner Pferde: 
fo iſt, was die Entflehung des Pfandrechts felbft betrifft, damit - 
noch nichts gejagt. Es kann dadurch nur die Verpflichtung, 
eine folche Sache zum Pfande erfi zu geben, gemeint feyn. 
So lange dieſes aber nicht gefchehen, fo Yange die Sache nicht 
genau beſtimmt und indivibualifirt ift, kann das Pfandrecht 
nicht eriftent werben; es muß, wenn das Pfandrecht wirklich ent⸗ 
fteben fol, die Sache auf irgend eine Weife fo beftimmt werden, 
Daß das Recht ein ſixirtes und von anderen Sachen beffelben 
Genus unterfcheidbares Object befommt. Dieß gefchieht aber 
auch dann, wenn ein Begriffsganzes verpfändet, aber baffelbe 
als Solches genau, fo dag es von jedem anderen Begriffsganzen 
ſich unterjcheidet (3. B. mein Waarenlager), bezeichnet wird, 

$. 6. Was nun die Frage betrifft, ob auch nach dem neue⸗ 
ren Württemb. Rechte, nad der Pfandgefeggebung von 1825, 
Sachgeſammtheiten oder fachliche Begriffsganze mit der oben aus⸗ 
geführten Bedeutung und Wirfung verpfändet werden können: 
fo ift diefelbe für einen Fall, aber blos für einen, zu bejahen, 
nämlich für den Fall, wenn mit einer Liegenfchaft Zugehörungen 
berfelben (im eigentlichen Sinne) zu Unterpfand beftellt wer- 
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ben, d. h. ein öffentliches, in das Pfandbuch einzutragendes, 
Pfandreht an Denfelben eingeräumt wird. Bon dieſem be⸗ 
fonderen Falle wird in der zweiten @rörterung gehandelt 
werden. 

Nah manchen Württemb. Schriftftellern aber müßte man 
die Frage in einer viel größeren Ausdehnnng befahen, z. B. nad 
Dem, was v. Bolley Bemerff. z. Württemb. Pfandgef. II. 
©. 1101 und Reyſcher Württemb. Privatr. 6. 313 fagen. 
Allein daß ſolche weiter gehende Behauptungen unrichtig find, 
dürfte ſich unfchwer nachweiſen Iaffen. 

Nah dem jegigen Württemb, Rechte Tann ein Pfandredt 
nur entfliehen in der Form eines ſ.g. Unterpfandes — durd 
Eintrag in dag öffentliche Pfandbuch bei Liegenfchaften oder den 
ihnen gleichgefegten Rechten — oder in der Form eines Kauft: 
pfandes, durch Befisübertragung der zu verpfändenden Sache 
bei beweglichen Sachen, und bei zu verpfändenden Korderungen 
durch Einhändigung ber fie beweifenden Urkunde. 

Was nun das Unterpfand, die Verpfändung von fies 
genfhaften und den ihnen gleichgeftellten Rechten betrifft: fo kann 
ein folches Unterpfand nur beftellt werden auf „beſtimmten 
befonderg bezeihneten Gegenftänden,” welche zur 
Zeit der Berpfändung im Eigenthum des Berpfänders 
find (Pfandgef. Art. 10) 2. Aus diefer Beftimmung, in Ver⸗ 





13) Im Entwurfe des Pfandgefebes hieß es: „ein Unterpfand kann nur 
„auf einzelne befiimmte Vermoͤgensſtücke beftellt werden.” Dafür wurden 
im Geſetze die Ausprüde „beitimmte, beſonders bezeichnete Gegenflinde“ ges 
feßt, aber nicht, um vom Entwurfe in der Sache abzuweichen, fondern blos, 
um das befürchtete Mißverftändniß abzufchneiden, ald ob nicht auch ein Gü— 
tercompler, 3. B. ein Landgut, ohne fpezielle Bezeichnung jedes einzelnen 
dazu gehörigen Stücks verpfändet werben koͤnnte. Die Aenderung wurbe 
daher blos ald Sache ver Redaction betrachtet (Ständ. Verhandlungen v. 
1823 u. 1824 II. außerord. Beil.Heft S. 229, 287, u. Heft IX ©. 735). 
Mebrigens war der Zweifel bei der Faſſung des Entwurfes nicht recht be: 
gründet. Denn auch bei einem Gütercomplere dachten weder Regierung noch 
Stände daran, ihn als juriftifche Gefammtheit, als Begriffsganzes für möge 
lichen Gegenfland eines Unterpfandes zu erklären, und wenn dem fo ift: fo 
ift auch der Gütercomplex eben eine einzelne beflimmte Sache, ein größe: 
res Gut, zu deflen uäherer Bezeichnung fv wenig bie Beichreibung jedes 
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bindung mit Dem, was der Art. 10 des Pfandgefeges über bie 
Unzuläffigfeit der Berpfändung der Gefammtheit des gegenmärtt= 
gen und zufünftigen Vermögens fagt, und berfelbe Artikel ſowie 
die Artt. 5 und 6 über die Nothwenbigfeit feftfegen, daß die zu 
verpfändende Liegenfhaft zur Zeit der VBerpfändung im 
Eigentbum des Verpfänders fey oder, wenn fie im Eigenthum 
eines Dritten ift, mit Zuflimmung deffelben verpfändet werde, 
geht hervor, Daß die zu verpfändende Liegenfchaft als einzelne 
genau bezeichnet werben muß, fo baß fie fofort durch ihre Be⸗ 
zeichnung individuell Fenntlich ift, daß fomit z. B. die allgemeine 
Bezeichnung: „alle Liegenfchaft, die im Eigenthum des Berpfän- 
ders iſt“ nicht genügt und noch viel weniger die Bezeichnung: „alle 
„Liegenfchaft, die der Verpfänder in fein Eigenthum künftig er- 
werben wird;“ denn im erfteren alle wäre namentlich ber Ge⸗ 
genftand fein beſonders bezeichneter %, im lesteren Falle wäre 
eine erft zufünftige Sache verpfändet, was das Pfandrecht bei 
Tiegenfchaften und ihnen gleichflehenden Rechten nicht zuläßt '°). 


—— 





einzelnen dazu gehörigen Feldes nöthig ift, als zur Bezeichnung eines eins 
zelnen verpfänbeten Aders die Befchreibung jeder Ruthe defjelben erfordert 
wird. 

14) Die Bezeichnung der Sache muß fih unmittelbar, objectiv auf 
bie Sache felbft beziehen, die Sache in ihrer Befonberheit Tenntlich machen, 
fo daß fchon dadurch die Sache unmittelbar beftimmt und erfennbar ift;a fie 
darf nicht blos gegeben werben durch eine fubjertive Beziehung auf ihren 
Eigenthümer, wodurch die Sache felbft nur mittelbar bezeichnet, die Bes 
fchreibung fich nicht Direct auf die Sache felbft beziehen und der Gegenftand 
nicht fofort aus der Bezeichnung fich erkennen laflen würde. Es muß aljo 
die Llegenfchaft unmittelbar nach ihrer Lage oder fonftigen Beichaffenheit 
fo befchrieben werden, daß fie Direct zum erfennen und von anderen Liegen- 
fchaften zu unterſcheiden if. Vergl. auch Reyſcher W. Privater. $. 327. 

15) Auch die Berpfändung einer Fünftigen Sache für den Fall, daß der Vers 
pfänder fpäter fle erwerben werde, ift ungültig. Pfandgef. Axt. 5, 6, 10, 180. Zwar 
IR Mayer Comm. zum Pfandgeſ. I. S. 91 andrer Anſicht; allein gegen Worte 
und Geift des Pfandgeſetzes. Auch wird dieß durch die fländifchen Verhand⸗ 
lungen durchaus beftätigt. Die Motive zum Geſetzes-Entwurfe fagen: Gegen: 
ſtand des Unterpfands Eönnen feine Gefammtheiten und Feine erft ins Künftige 
eiwa zu erwerbende Sachen feyn, weil das Unterpfand nur auf demjenigen Gute 
erworben werde, worauf es im Iffentlichen Buche eingetragen wurde (Berhanbl. 
9. 1823 u. 1824 III, Beil.H. ©. 72; f. auch daf. ©. 229). Nur wurde ‚auf 
ben Antrag der ſtaͤnd. Bommiffion eine Ausnahme bei Gefammtheiten von ber 
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Es ergibt ſich fhon hieraus, daß von einer Berpfändung eines 
Begriffsganzen als Solchen, falls Liegenſchaften darunter enthalten 
find, gar nicht die Rede feyn kann, ſchon weil Liegenfchaften, 
die der Berpfänder fpäter erfl erwirbt, nicht unter den Pfand- 
nerus fallen fönnen. Der Pfandnexus haftet blos auf den ein- 
zelnen Sachen, welche ald befonderg bezeichnete der Ver⸗ 
pfändung ausdrücklich unterworfen wurden. Keine Ausnahme 
hievon macht die nach Art. 189 des Pfandgefepes zuläffige Ver⸗ 
pfändung eines Gütercomplered. Zwar fagt ein von Bol- 
ley a. a. O. mitgetheilter Erlaß des Obertribunals, daß „auch 
„Bütercomplere, mithin Geſammtheiten ale ein Ganzes” 
verpfändet werden fönnen, und will daraus herleiten, daß bag 
Geſetz nicht von dem Erforderniffe ausgehe, daß nur einzelne 
Gegenflände ald Solche verpfändbar feyen. Allein das Pfand⸗ 
gejeb gibt Feineswegs die Berpfändung eines Gütercomplered 
als eines jurififhen Ganzen, als eines Begriffe- 
ganzen, zus es will, wie aud fhon Mayer in feinem Comment. 
3. Württ. Pfandg. I. S. 180 bemerft, nur eine Beflimmung über die 
Art der nothwendigen Befchreibung ber einzelnen zu ver- 
pfändenden Güter geben, und diefes fagt auch der Art. 489 ganz 
unzmweideutig, wenn er beftimmt, daß, wenn ein Gut verpfändet 
werde, welches aus einem Complexe verfchiedener Grundflüde 
befiehe, „eine allgemeine Bezeichnung des ganzen Gutscomplexes 
„und feines Flaͤchengehaltes nach den verfchiedenen Arten von 
„Gütern mit Hinweifung auf die Urfunden, in welchen die ein- 
„seinen Beftandtheile befchrieben find, genüge.” Durch eine foldhe 
Bezeichnung des Komplexes werden alle einzelne, dazu gehörige, 
Theile genau beſtimmt; das Pfandrecht haftet blos auf dieſen 
fämmtlichen einzelnen Theilen. Was daher etwa fpäter ber 
Cigenthümer zum Butscomplere hbinzuerwirbt, 
fällt niht unter das Pfandrecht, eben weil ed unter 
diefer urfprünglichen Befchreibung und Verpfändung des Güter- 


weglichen Sugehörungen einer Liegenfchaft gemacht (das angef. Beil.H. &. 295, 
386, 438 und Heft IX ©. 743). Weber diefen Fall f. bie II. Eroͤrt. — Aller: 
dings fallen aber unter den Pfandnexus der ſpaͤtere eigentliche Zuwachs einer 
verpfaͤndeten Liegenſchaft (ſ. zweite Eroͤrt) und Realrechte, die mit der Liegen⸗ 
ſchaft ſelbſt verbunden werben (ſ. mein Handbuch B. IL. $. 41 a. E.). 
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compleres nicht enthalten war; was er Davon wegveräußert, bleibt 
verpfänbet, weil das Pfandrecht auf allen Theilen des Complexes 
als einzelnen haftet; es ift alfo bier nicht entfernt ein Tall 
ber Berpfändung eines Begriffsganzen vorhanden '°. 

Aus dem Ausgeführten ergibt ſich, daß das Pfandrecht, wel⸗ 
ches durch Eintrag in das Pfandbuch entfieht (Unterpfand), 
an einem Begrifföganzen als Solchem gar nicht beftellt werben 
kann (außer in dem Falle der VBerpfändung einer Geſammtheit 


von beweglichen Zugehörungen einer Liegenſchaft; ſ. die zweite 
Erörterung). 


Die zweite Weife, wie nad) der Württ, Pfandgefeugebung 
allein noch ein Pfandredht entfiehen Tann, ift Befigübertragung 


16) S. auch die Note 13 a. E. und mein Handbuch B. II.S. 41. — Eine andere 
Frage it es, welhe Bezeichnung genüge, wenn Rechte, die ben Liegens 
fchaften in Beziehung auf Verpfänbung gleichgefeht find, z. B. Grundgefälle 
verpfändet werben. Auch hier Tann es Teinen Zweifel leiden, daß nur ſolche 
Rechte verpfändet werden koͤnnen, bie zur Zeit der Verpfändung dem Berpfäns 
der bereits gehören. Was aber die zur Derpfändung nothwendige Bezeichnung 
per Rechte ſelbſt betrifft: fo fanın es nicht genügen, wenn ein Gutsherr 3 B. 
„ſaͤmmtliche in der Gemeinde N. N. ihm zufiehende, aus der Gutsherrlichkeit 
„entfpringende, Einkünfte“ blos unter diefer allgemeinen Bezeichnung verpfäns 
den wollte. Zwar ſcheint hier der angef. Erlaß des O. Tribunals anderer Ans 
fiht zu feyn; allein ex felbft fagt, daß in einem folchen Falle „das Object der 
„Berpfändung ziemlich genau bezeichnet fey." Cine „ziemlich genaue Bes 
zeichnung“ aber genügt nad) dem Pfandgefebe nicht, fondern es verlangt bes 
flimmte, beſonders bezeichnete Gegenftände, welche durch ihre Bezeich⸗ 
nung individuell erfennbar find. Allerdings fcheint jener Erlaß ſich ebenfalls 
mit Jenem nicht zu begnügen, fonbern noch zu verlangen, daß wenigftens im All 
gemeinen angegeben werde, worin jene gutsherrlichen Ginfünfte beleben. Ins 
befien Tann eine blofe allgemeine Angabe diefer Art nicht genügen, fonbern ed 
ift genau zu beftimmen, von welchen Rechten im Ginzelnen es fich handelt. 
Steht z. B. dem Gutsherrn der große Zehnte in der ganzen Markung zu, foweit 
fie zehntbar ift: fo wird es allerdings genügen, wenn blos unter dieſer Bezeich⸗ 
nung fein Recht verpfändet wird; eine Befchreibung der einzelnen Güterſtücke, 
anf welchen ver Zehnte haftet, wäre nicht noͤthig. Würde Ihm aber blos aus⸗ 
nahmsweiſe an einzelnen Gütern ein Zehntrecht zuftehen: jo müßte biejes 
Zehntrecht doch genau bezeichnet werden; eine Bezeichnung, welche blos dahin 
ginge: „das dem N. N. auf einzelnen Gütern der Marfung N. zuftehende Zehnts 
„recht werde verpfändet,” Tünnte hier fo wenig genügen, als e8 genügen würde, 
wenn in das Unterpfandsbuch eingetragen wird, daß alle Grundſtücke, die in der 
Markung dem N. N. gehören, an ben &. verpfänbet feyen. 
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der zu verpfändenden Sache (bei Forderungen Uebergabe ihrer 
Bemweisurkunde — Fauſtpfand). Kann nun ein ſolches Fauft- 
pfand an Sachgefammtheiten, an einem wahren Begriffsganzen 
als Solchem, beftellt werden ? 

So viel ich weiß, bejaht dieß Fein Württ. Schriftfteller, außer 
Reyſcher. Diefer fagt nämlich (Württ. Privatr. 6. 513): 
„Auch jetzt noch kann ein Inbegriff gleichartiger beweglicher Sa⸗ 
„Sen (univ. facti) 3. B. eine Heerde, ein Waarenlager, eine 
„Bibliothek verpfändet werden, und in diefem Falle unterliegen 
„dem Pfandrechte von felbft auch die einzelnen Sachen, welde 
„nach der Berpfändung der Gefammtheit einverleibt werden, wo⸗ 
„gegen, fofern ein Wechfel unvermeidlich ift, diejenigen Beſtand⸗ 
„tbeile, welde daraus veräußert werben, mit der Hinweggabe 
„vom Ganzen aufhören, mit dem Pfandnerus behaftet zu ſeyn.“ 
Für das Letztere citirt er in der Note 2 Warnkönigs oben 
angeführte Abhandlung und verweist auf bie verfehiebenen über 
diefe Frage bei Glück und Sintenis ausgeführten Anfichten. 

Hiergegen ließe ſich ſchon bemerfen, daß es, was die berühr⸗ 
ten Gitate betrifft, bei der vorliegenden Frage gar nicht auf das 
gemeine Recht anfommt, fondern auf Das, was die Württ. 
Pfandgefeggebung- beftimmt und was ihrem Sinne und Geifle 
gemäß if. DBezieht man nun Das, was Reyſcher jagt, blos 
auf den Fall, wenn ein folches Begriffsganzes als Zugehö—⸗ 
rung einer Liegenſchaft mit derfelben zum Unterpfande 
(nicht zum Fauſtpfande) beflellt wird: fo ift allerdings richtig, 
daß es als Begriffsganzes zum Unterpfanbe beftellt werden kann 
(f. die zweite Erörterung). Aber unrichtig ift dann, wie in ber 
zweiten Erörterung näher nachgewieſen werben wird, bie De- 
fchränfung, welde Reyſcher in Beziehung auf das Aufhören 
des Pfandnexus an Sachen, welche vom Ganzen weggegeben wer- 
den, macht; diefes Aufhören des Pfandrechts tritt in diefem Kalle 
nicht blos bei ſolchen Gefammtheiten ein, bei welchen ein Wechfel 
unvermeiblich ift, fondern bei allen zum Unterpfande beftellten 
Sefammtheiten von Zugehörungen der Liegenschaft. Es ift ferner 
unrichtig, wenn Neyfcher Das, was er fagt, auf Gelammt- 
heiten gleichartiger: beweglicher Sachen beſchränkt. Schon das 
Waarenlager, das er felbft hierher rechnet, befteht felten aus 


8.6. Fauftpfand an Sachgefammtheiten nad) Württ. R. 31 


gleichartigen Sachen; eben ſo wenig iſt dieß bei einem geſammten 
Gutsinventar der Fall, das ganz unbezweifelt ebenfalls als Zu⸗ 
gehörung einer Liegenſchaft zu Unterpfand beſtellt werden kann. 

Reyſcher bezieht aber Das, was er in jener Stelle ſagt, 
nichtẽͤᷣblos auf den Fall, wenn eine Geſammtheit von Zugehö⸗ 
zungen einer Liegenfchaft mit der Riegenfchaft zu Unterpfand 
beftellt wird. "Denn er fagt in der Rote 1 zu jener Stelle nad) An⸗ 
führung des Art. 51 des Pfandgefeges: „Hier (in Art. 51) ift zwar nur 
‚von der Berpfändung folder Geſammtheiten ald ZuUgehörden 
„von Smmobilien die Rede; allein Dafielbe gilt auch von ber 
„ſelbſtſtändigen Beftellung zu Fauftpfand. Wenigſtens 
„iſt hierin das bisherige Recht nicht abgeändert; worüber Leyser 
„Meditt. ad Pand. spec. 223, Hofacker Princ. $. 4168.” 

Hiernach foll ein aus beweglichen Sachen beftehendes Be⸗ 
griffsganges als Solches ſelbſtſtändig zu Fauſtpfand be— 
ſtellt werden können und dabet der Grundſatz gelten, daß Sachen, 
welche nach der Verpfaͤndung der Geſammtheit einverleibt werden, 
ebenfalls dem Pfandrechte unterliegen, dagegen, ſofern ein Wech⸗ 
ſel unvermeidlich iſt, die daraus veraͤußerten Beſtandtheile eben 
damit aufhoͤren, vom Pfandnexus behaftet zu ſeyn, und dieß be⸗ 
hauptet Reyſcher mit Beziehung auf das frühere Recht 
unter Berufung auf Leyſer und Hofacker, alſo auf das 
gemeine Recht. 

Spricht aber wohl hiefür irgend das frühere Recht? Ley: 
fer und Hofader geben in ben angeführten Stellen nur den 
Sag des gemeinen Rechts, dag, wenn ein Begrifföganzes als 
Solches verpfändet wird, auch bie fpäter zu bemfelben hinzukom⸗ 
menden Sachen unter den Pfandnerus fallen. Hier ift aber wohl 
zu beachten, daß das gemeine Hecht die Beichränfungen gar 
nicht Fennt, welche das Württ. Recht bei Berpfändung beweg⸗ 
licher Sachen macht, daß vielmehr nad) gemeinem Rechte beweg⸗ 
lihe Saden, fomit auch eine Gefammtheit beweglicher Saden, 
felbftftändig in der Form der Hypothel verpfänbet, nad Württ. 
Rechte aber folhe Sachen felbfifländig blos zu Fauſtpfand 
-gegeben werben können. Bon Lesterem aber, von der Beftellung 
einer Gefammtheit von Sachen blos zu Fauftpfand, fprechen 
Leyfer und Hofader nidt. 
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Es ergibt ſich fchon hieraus, daß von einer Verpfändung eines 
Begriffsganzen als Solchen, falls Liegenfchaften darunter enthalten 
find, gar nicht die Rede feyn kann, fchon weil Liegenfchaften, 
die der Berpfänder fpäter erft erwirbt, nicht unter den Pfand- 
nerus fallen können. Der Pfandnerus haftet blos auf den ein- 
zelnen Sachen, welche ald befonderg bezeichnete der Ber 
pfändung ausdrüdlich unterworfen wurden. Keine Ausnahme 
bievon macht die nad Art. 189 des Pfandgefeges zuläffige Ver- 
pfändung eines Gütercomplered. Zwar fagt ein von Bol- 
ley a. a. O. mitgetheilter Erlaß des Obertribunalg, daß „auch 
„SBütercompfere, mithin Gefammtheiten als ein Ganzes“ 
verpfändet werben können, und will daraus herleiten, daß das 
Gefeg nicht von dem Erforberniffe ausgehe, daß nur einzelne 
Gegenftände ald Solche verpfändbar feyen. Allein das Pfand: 
gefeb gibt Feineswegs die Berpfändung eines Gütercomplered 
als eines juriſtiſchen Ganzen, als eines Begriffs— 
ganzen, zu; es will, wie auch fhon Mayer in feinem Comment. 
3. Württ. Pfandg. I. S. 180 bemerkt, nur eine Beſtimmung über bie 
Art der nothwendigen Beſchreibung ber einzelnen zu ver- 
pfändenden Güter geben, und dieſes fagt auch der Art. 189 ganz 
unzweideutig, wenn er beftimmt, daß, wenn ein Gut verpfändet 
werde, welches aus einem Complere verfchiedener Grundftüde 
beftebe, „eine allgemeine Bezeichnung des ganzen Gutscompleres 
„und feines Flächengehaltes nach den verfchiedenen Arten von 
„Gütern mit Hinweifung auf die Urfunden, in welchen die ein- 
„zelnen Beftandtheile befchrieben find, genüge.’ ‘Durch eine foldhe 
Bezeichnung des Complered werden alle einzelne, dazu gehörige, 
Theile genau beſtimmt; das Pfandredht haftet blos auf dieſen 
fämmtlichen einzelnen Theilen. Was daher etwa fpäter der 
Eigenthbümer zum Gutscomplexe hinzuerwirbt, 
fällt niht unter das Pfandrecht, eben weil es unter 
biefer urfprünglichen Befchreibung und Berpfändung des Güter- 


weglichen Sugehörungen einer Klegenfchaft gemacht (das angef. Beil.H. ©. 295, 
386, 438 und Heft IX ©. 743). Ueber diefen Fall f. die II. Eroͤrt. — Aller: 
dings fallen aber unter den Pfandnexus der fpätere eigentliche Zuwachs einer 
verpfändeten Liegenfchaft (f. zweite Eroͤrt) und Realrechte, die mit der Liegens 
Schaft felbft verbunden werden (f. mein Handbuch 8. IL. $. 41 a. E.). 
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Wäre auch bei der Berpfändung von Fahrnißftücken ein fol- 
des constitutum possessorium nad) Württ. Rechte zuläffig: fo 
würde doch das Lestere nicht daraus folgen. Da nämlich nad 
Württ. Rechte an Fahrnißftücken, fofern von ihrer felbfiftänbigen 
Berpfändung "es ſich handelt, nur.ein Fauſtpfand möglich iſt: 
fo müßte, wenn die neuen Stüde, weiche. ber Berpfänder zum 
Ganzen hinzuerwirbt, ebenfalls unter den Faufipfandnexus fallen 
follten, in Beziehung auf fie wieder nothwendig ein befonderes con- 
stitatum possessorium eingegangen werden: Denm ber Glaͤn⸗ 
biger fann an ihnen den Befiß, fey es auch durch ein consti- 
tutum possessorium, nur durch eine auf ihre Befigerwerbung 
fpeciell gerichtete Abſicht erwerben; ohne Befigerwerbung aber 
fann er nad Württ. Rechte Fein Pfandricht an. ihnen befommen. 

Wollte man aber auch je. hieran zweifeln: fo ift bie Sache 
doch ganz unzweifelhaft nach der beſonderen Beftimmung des 
Wuͤrtt. Rechts über die Unzuläffigfeit eimed constitutum pes- 
sessoriam bei der Fauſtpfandsbeſtellung, und es iſt auffallend, 
dag bei diefer ganzen Frage Reyſcher ſich blos auf gemem- 
rechtliche Schrififteller beruft. Nah Würtit. Rechte iſt nämlich 
die Beftelung einer Sache zum Fauſtpfand durch ein constitu- 
tum possessorium bei förperlihen beweglühen Sachen ganz 
unzuläffig Zwar waren bie Commentatoren bed Pfandge⸗ 
feges von 1825 in diefer Hinficht anderer Meinung (3. B. Mayer, 
v. Bolley, Seegen); fie glaubten, es Fönne ein Fauſtpfand 
an beweglihen Sachen wohl auch fo beftelt werben, daß ber 
Berpfänder die Sache in Händen behält und nur durch ein con- 
stitufum possessorium. den. Deftg im engeren Sinne auf’ den’ 
Gläubiger überträgt. Allein abgefeben davon ‚,. daß. dieſe Anſicht 
fhon nad. Art. 245 des’ Pfandgefeges fi mit. Grund in Zwei⸗ 
fel ziehen laſſen würde: fo wurde einige Jahre fpäter durch das 
Pfandentwidlungsgefeg von 1825 die Frage unzweifelhaft ent- 
ſchieden, indem daſſelbe in feinem rt. 40 beſtimmt: „Ein Fauſt⸗ 
„pfand kann ordentlicher Weife nicht beftellt werden, wenn 
„ner Schuldner ſelbſt Die verpfändete Sache in Hän— 
„Den behält (Pf.Geſ. Art. 245). Bon diefer Regel findet in 
„Folge einer Berabredung zwiſchen dem Schulduer und Oläubis 

Waͤchter, Erörterungen. L Br ee 
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. riauuntheiten. 
Faſſen wir aber dem let:: 
wird fi umfhwer ergeben, 1: . „ih Jolder (zu Faufpfand 
Solches nicht zu Fauſtpfand -::.. welche eutweber in den Un⸗ 
*  prer bei öffentlichen Kaſſen 


dem ©. 17 MAsgeführten ẽ63 
* - nn ſowohl in der Schuldur— 


Dos Fanuſtpfaud entrc 
verpfänbenben Sache. D·⸗ andsbuche ober bezichungsweiſe 
Sachen als Solche; rr. ‚senden Caſſe bemerkt iſt, daß, 
—Jorderung verpfünbet ſey, und daß 


‚stunde ſolche im Namen jenes 
als Fauſtpfand: i- :” ‚tr allgemeiner Berireier, oder aus ei⸗ 
fomeen . X. m Händen behalte.“ 


verpfänbet, icm}::: | 
übergab, als d iedes consiziafum possesserium zum 
von den fr ; ud Fauſtpfandes au (Törperiihen) Fahr⸗ 
Beryfän!. . „zithafle 
Stüdes ı.. u grage betrifft, ob das Pfandrecht bei den 
an set: .. ‚ne gegebenen beweglichen Sachen dadurch, daß 
Autzii:., „ou Ganzen weggegeben werben, an biefen auf- 
e:: ‚ au in biefer Hinſicht aus der Bürtt. Pfaudgeſetz⸗ 
en ‚Na was Reyſcher hierüber behauptet (ſ. oben .30), 


.. . Ra Ruh dem Ausgeführten nämlich Tann ein Fauſt⸗ 
vurch entfichen, daß es im die Hände des Gläubi- 
si une Dritten, der es für den Gläubiger detinirt (der 
bi ber Berpfänber ſeyn darf), gegeben wird. So lange 
Sde in biefen Händen if, bleibt fie dem Faufipfande un- 
vrolen und der Verpfänder kann keine Verfügung über die 
une zum Nachtheile des Pfandgläubigers treffen (Pfandgef. 
Aut 235). Wie fol num durd eine Beräußerung von Seiten 
a Berpfänders ber Pfandnerus an einzelnen, unter dem Haufl- 
pfonde enthaltenen, Sachen aufhören? 

Etwas Anderes if es, wenn der Pfanbgläubiger eine der 
ihm verpfändeten Sachen dem Berpfänder zurüdgibt oder wenn 
die Sache ohne fein Zuthun in andere Hände kommt. Im er- 
tieren Falle erliſcht fein Pfandrecht an der Sache unbedingt, im 
Iegteren Falle bleibt zwar fein Pfandrecht beleben, er kann es 
aber „gegen Denjenigen nicht geltend machen, welcher in ber 
„Zwiſchenzeit im guten Glauben ein Recht auf der Sache er⸗ 
„worben hat” (Pfaubgef. Art. 255). Allen die gilt durchaus 
bei allen Sachen, welche zu Zauftpfand gegeben werben; wit 
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ber Berpfändung eines Begriffsganzen hängt es nicht entfernt 
“ımmen. 

Riernach iſt es wohl außer Zweifel, daß von der Verpfän- 

.> Begriffsganzen ald Solchen und mit den Wirfungen, 

.ı Begriffsgangen eigenthümlich find, nad Württ. Rechte 

‚vniht mehr die Rede feyn kann, außer in dem Falle, der 

ın der folgenden Erörterung noch näher zu entwideln feyn wird. 


‘ 5#%. 


34 Erfte Erört. Ueber Sachgeſammtheilen. 


„ger eine Ausnahme einzig rückſichtlich folder Can Fauftpfand 
„zu beflellender) Forderungen ftatt, welche entweder in den Un⸗ 
„terpfandsbüchern eingetragen find oder bei öffentlihen Kaffen 
„Reben, und zwar nur alsdann, wenn fowohl in der Schulbur- 
„Funde als aud in dem Unterpfandsbuche oder beziehungsweife 
„in den Schuldbüchern der betreffenden Caſſe bemerft if, daß, 
„gegen wen, und wofür bie Forderung verpfändet fey, und daß 
„der Eigenthümer diefer Urkunde folde im Namen jenes 
„Bläubigerg, als defien allgemeiner Vertreter, oder aus ei⸗ 
„nem befonderen Grunde, in Händen behalte.” 

Es ift alfo hiernach jedes constitutum possessorigm zum 
Zwecke ber Beftellung eines Faufpfandes au Clörperlichen) Fahr- 
nißſtücken völlig unſtatthaft. 

Was aber die Frage betrifft, ob das Pfandrecht bei den 
zum Fauſtpfande gegebenen beweglichen Sachen dadurch, daß 
einzelne Sachen vom Ganzen weggegeben werden, an diefen auf⸗ 
höre: fo folgt auch in dieſer Hinſicht aus der Württ. Pfandgeſetz⸗ 
gebung, daß dag; was Reyfcher hierüber behauptet (ſ. oben ©. 30), 
unrichtig iſt. Nach dem Ausgeführten nämlich Tann ein Fauft- 
pfand nur dadurch entfiehen, daß es in bie Hände des Gläubi- 
gers oder eines Dritten, der ed für ben Gläubiger bdetinirt (der 
aber nicht der Berpfänber feyn darf), gegeben wird. So lange 
bie Sache in biefen Händen ift, bleibt fie dem Fauſtpfande um- 
terworfen und der Berpfänber Tann feine Verfügung über Die 
Sache zum Nachtheile des Pfandgläubigers treffen (Pfandgef. 
Art. 255). Wie fol nun durch eine Beräußerung yon Seiten 
des Verpfänders der Pfanbnerus an einzelnen, unter dem Fauſt⸗ 
pfande enthaltenen, Sachen aufhören? 

Etwas Anderes ift eg, wenn der Pfandgläubiger eine der 
ihm verpfändeten Sachen dem Berpfänder zurüdgibt oder wenn 
die Sache ohne fein Zuthun in andere Hände Tommt. Im er- 
fieren Falle erlifcht fein Pfandrecht an der Sache unbedingt, im 
legteren Falle bleibt zwar fein Pfandrecht befteben, er Tann ee 
aber „gegen Denjenigen nicht geltend machen, welder in ber 
„Zwiſchenzeit im guten Glauben ein Recht auf der Sache er- 
„worben hat” (Pfandgef. Art. 255). Allein dieß gilt durchaus 
bei allen Sachen, welche zu Fauftpfand gegeben werben; wit 
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ber Berpfändung eines Begriffsganzen hängt es nicht entfernt 
zufammen. | 
Hiernach tft e8 wohl nußer Zmeifel, dag von der Verpfän- 
dung eines Begrifföganzen ald Solchen und mit den Wirfungen, 
die dem Begriffsganzen eigenthümlich find, nad Württ. Rechte 
gar nicht mehr die Rede feyn kann, außer in dem Falle, der 
in der folgenden Erörterung noch näher zu entwideln feyn wird. 


Zweite Erörterung. |, 


— — nn 


Verpfändung der beweglichen Zugehörungen (Berti: 
nenzen) einer Liegenfchaft nach Württ. Rechte. 


Die Frage über die Verpfändung der Zugehörungen einer 
Liegenſchaft nah Württ. Rechte hängt zum Theile mit dem Ge: 
genftande der voranftehenden Erörterung über Sachgeſammtheiten 
zufammen. Denn diefe Verpfändung bildet einen Fall, in wel- 
chem nah Württ. Rechte ein Begriffsganzes verpfändet werben 
fann, aber den einzigen. Um jeboch diefen Fall genau und ridh- 
tig zu beflimmen, muß man vor Allem über den Begriff von 
Zugebörungen (Pertinenzen) fich verftändigen. 

$. 1. Bei den Nebenfahen nämlih muß man, wie in 
meinem Handbuche B. II. $. 40, Ai näher gezeigt ift, zwei wefent- 
lich verfchiedene Claſſen wohl unterfcheiden, foldhe Nebenfachen, 
welche wirkliche Beftandbtheile der Hauptfacdhe bilden (wie 3. B. 
die Pflanzen, die noch im Boden wurzeln, Gebäude, die auf dem 
Boden errichtet find, die Ziegel eines Daches, bie Fenſter, Thüren, 
eines Gebäudes 2c. — Nebenfachen im engeren Sinne, Accefftonen 
im eigentlihen Sinne, Zuwachs der Sache), und folde Neben- 
fachen, welche zwar ale zur Hauptfache gehörig in gewiſſen rechtlichen 
Beziehungen behandelt werben, jedoch für fich beftebende, von 
der Hauptfache getrennte Sachen find und mit ihr nicht in einer 
folchen Verbindung ftehen, wodurch fie ein wirklicher Theil der Haupt⸗ 
ſache felbft würden (Zugebörungen, Pertinenzen). Diefe 
Unterfcheidung genau zu machen und fefläuhalten, ift für eine 
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Reihe von Rechtsverhaͤltniſſen von großer praktifcher Wichtigfeit, 
wie bie in meinem Handbuche DB. IE 5.40 und Aa bewiefen iſt. 
Namentlich gilt von den Nebenſachen der erfteren Art, welche wirk⸗ 
liche Beftandtheile der Hauptſache bilden, daß fie, wenn die Haupt⸗ 
ſache unbeweglich ift, ebenfalls zu den unbewegliden Sachen 
gehören, fo lange fie in ber betreffenden Verbindung mit ber 
Hauptfache ſtehen, daß der Eigen'hämer der Hauptfache, wenn 
mit ihr eine andere Sache als Nebenfache in jene Berbindung 
gebracht wird, von ſelbſt das Eigenthun biefes Nebentheite 
erwirbt, daß jede rechtliche Verfügung über die Hauptfache, na⸗ 
mentlich eine Veräußerung und eine Verpfändung berfelben, auch 
jene mit ihr verbundenen Nebenfachen, und zwar nicht blog prä⸗ 
fumtio, fondern Reis und unbedingt mit trifft, Orunbfäge, 
welche bei den blofen Zugehörungen oder Pertinenzen einer Sache 
nicht gelten. 

Allein unfre Schriftſteller machen in: der Regel dieſe wide 
tige Unterfcheidung gar nicht mit dee gehörigen Beſtinemtheit und 
Schärfe, verwirren dadurch bie Sache und kommen in’ Unſicher⸗ 
heit und Schwanfen in den praftifchen Anwendungen und auf 
Orundfäge, welche entfchieden unhaltbar find. Dieß finden wir 
fowohl bei den Schriftflellern über das gemeine, als bei Denen 
über das Württembergifhe Recht. So wirft z. B. Geſterding 
in feiner Abhandlung über Pertinenzen (Irrthümer der Rechts⸗ 
gelehrten 1818 ©. 307, 3141 f., 521 f., 328 f., 354 fi, 372-f.) 
bie Pertinenzen mit den Theilen. einer Sache zufammen; felbft 
mit den integrierenden Theilen einer Sache Cobwohl er an anderen 
Orten, z. B. S. 349 f., fie"von den Pertinenzen wieder trennt). 
Sp fagt Funde Die Lehre v. d. Pertin. 1827 S. 9, daß bie 
Dertinenzen durchaus ben rechtlichen Berhälmniffen der Hanpt- 
fache unterworfen feyen, während dieß in diefer Allgemeinheit 
entſchieden unrichtig iR; auch ſchwankt er ſehr zwiſchen Ber Un- 
tericheidung der Pertinenzen und ber eigentlichen Beſtandtheile 
einer Sache, trennt fie nicht ſcharf genug und verwechfelt fie nicht 
felten ganz mit einander (vergl. Denfelben namentlich S. 14, 
20, 24, 45, AA, 4130 f., 155). Aehnlich ungenau I Schilling 
Inſtitut. II. ©, 225, 227, der die mit einer Hauptfache als Theile 
verbundenen. Sachen und namentlich den Fall der 3. 44. d. R. V. 
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(die Früchte: einer Sache) zu den Pertinenzen rechnet; ebenfo 
Glück Erläut. d. Band. XVI. S. 99, ferner Maurenbreder, 
welcher in feinem Deutſch. Privatr. F. 180 bei Note 2 und nach 
Note A integrierende Theile einer Sache zu den bloſen Pertinen⸗ 
zen. zählt, Genauer irennen zwar Mühlenbrud Pandectenr. 
$. 225 Note 4, 8. 226 und Kierulff Civilr. I. ©. 330 f., in- 
dem Beide, wie es übrigens ſchon Hofacker Princ. jur. rom. 
germ. $. 728 Rote b thut, bie integrierenden Theile einer 
Sache den Pertinenzen entgegenfegen. Allein ganz genügend und 
erſchöpfend ift auch dieſer Gegenfag nicht, da Das, was doch auch 
wirdlicher Theil einer Sache ift, nicht gerade immer ein inte- 
grierender Theil derfelben genannt werben Idnın '; 

. Was die Württ. Schrififteller betrifft: fo unterfiheibet unter 
den Neueren. Mayer Comment. 3. Pfandgef. I. S. 317 f., 59. 
zwifchen beiden Gattungen von Nebenfadhen gar nicht, und kommt 
deßhalb zn dem Nefultate, bewegliche Pertinenzen einer Lies 
genfchaft durchaus als unbeweglich e Sachen zu behandeln, und 
anzunehmen, daß, was im entſchiedenſten Widerſpruche mit dem 
Württ. Pfandgeſetze ſteht, nach Württ. Rechte jede Verpfändung 
einer Liegenſchaft ſich ganz von ſelbſt auch auf alle Pertinen⸗ 
zen derſelben erſtrecke, und dabei geht er ſo weit, dieſe ſtillſchwei⸗ 
gende Erſtreckung des Pfandrechts ſogar auf ſolche Gegenſtände 
zu beziehen, welche nicht einmal an ſich, ſondern nur in Folge 
befonderer Disnofition der Parthieen Pertinenzen einer Sache 
find, 3. B. auf das. Inventar eines Grundſtückes. Gegen dieſe 
Mefuttate erklären firh zwar mit Recht die übrigen neueren Württ. 
Schriftſteller, namentliih Seeger, v. Bolley, v. Weishaar, 
Reyfcherz.aber auch fie unterfeheiden nicht durchaus gehörig. 
So iſt es unrichtig, wenn Seeger (Erläut. d. Pfandgeſ. Th. J. 
©. 497 und in Sarweys Monatſchr. B. IX. 4844 ©, 368) 
die Bäume und Früchte zu den Zugehörungen eines Grund⸗ 
ſtückes zählt, während dieſe nicht Zugehörungen, fonbern Theile 
des Orundflüdes find; ferner wenn er Alles, was erde», band⸗, 
wand, mauer⸗ nied= und nagelfeft ifl, zu den Zugehörungen ber 
Hänfer rechnet, waͤhrend Manches davon Theil des Haufes if, 





1) Vergl. Mühlenbruch 8. 226 Note 5 und Hofacker-L. c. $. 728. 
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Andered Zugehör und Anderes weder das Eine noch das An- 
bere (mein Handbuch B. EI. $. 41). Genauer beſtimmt den Begriff 
der Zugehörungen Reyſcher Württ. Privatr. $. 1075 nur rech⸗ 
net auch er alles Nied: und Nagelfefte irrig zur Pertinenz der 
Gebäude; auch ift es unrichtig und nicht in Hebereinfimmung mit 
feinem $. 107 und dem Spracdhgebraude bes Württ. Pfandge- 
feßes, wenn er im $. 516 bie wirklichen Theile einer Sache, den 
Zuwachs, zu den Zugehörungen zählt, und noch mehr; wenn er 
$. 345 diejenigen Sachen, aus welchen ein Begriffsganges be- 
ſteht, 3.2. die Schaafe einer Heerbe, bie Waaren eines Waa⸗ 
renlagerd, gu ben Zugehörungen bes Begriffsganzen 
rechnet. Bei biefer Anficht würde man eine Sache, ein Ganzes, 
befommen, das aus gar nichts Anderem, ald aus lauter Perti- 
nienzen. befinde. - Die. Zugehörungen einer Sade feten ſtets 
eine andere Bade voraus, zu der fie gehören. Zu wel- 
cher Sache aber fullen 5. DB. die Waren eines Waarenlagers 
gehören, wenn fie ſämmtlich blos Zugehörungen find? Soll 
ber bloße Begriff der Geſammtheit die Hauptfache bilden? 
Die einzelnen Sachen, bie das Begriffsganze bilden, gehören 
freilich zum Ganzen; allein fie find eben die Stüde, bie Theile, 
welche zuſammen das Ganze ausmachen; die JZugehörungen oder 
Pertinenzen einer Sache aber machen nicht zufammen die Haupt- 
fahe aus. Bolley (Bemerff, 3. Pfandgef. 1. S. 20 f. 230 f.) 
entfcheibet zwar einzelne Kragen über Pfandrecht an Zuwachs 
und Ingehörungen der Sache nach richtig; allein auch er ift in 
der Terminologie etwas ungenau und findet in ber Lehre von 
den Zugehörungen und in der Anwendung auf das Pfandredit 
Schwierigkeiten und Zweifel, welche burch eine genauere Unter- 
fheibung zwifchen Zugehörung und Beftandtheil einer Sache wohl 
durchaus ſich heben bürften. 

Das Württ. Pfandgefeb unterfcheidet bier auf eine ganz 
richtige Weiſe; es unterfsheibet bie Pertinenzen genau von den 
eigentlichen Theilen der Sache und nennt fie Zugebörungen 
(wie fie auch ſchon das Landrecht IL, 9 8.10, „Zugehdrbden” 
nennt), während es diejenigen Nebenfachen, welche Theile ber 
Hauptfache bilden, durch „Zuwachs“ bezeichnet (Pfandgeſ. Art. 3, 
51, 49 Nr. A und 2), Daß namentlich auch im Art, 49 Ar. A 
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unter den „Jugehörungen“ nicht bie Theile der: Sache, fon- 
bern nur Pertinenzen, auf welche ein Pfandrecht blos in Folge 
ausdrücklicher Berpfändung berfelben fich erfirerft, gemeint find, 
ergibt ſich ſchon aus der bemfelben beigefügten Verweiſung auf 
bie Art, 3 und bi und aus: Art. 190 2%, 

$. 2. Rad der Württ. Pfandgeſe tzgebung wird die ganze 
Unterſcheidung zwiſchen Zuwachs oder den Theilen einer Sache 
und den bloßen Zugehörungen oder Pertinenzen noch von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit gerade in Beziehung auf Verpfaͤndung, wie 
aus dem Folgenden ſich ergeben wird. 

Bei der Berpfändung beweglicher Zugehörungen einer Liegen⸗ 
haft nach Württ. Rechte muß man wieder, wie überhaupt bei ben 
Berpfändungen, die beiden Formen, in welden ein ‘Pfanbrecht 
nah Württ. Rechte allein entfliehen kann, Verpfändung durch 
Eintrag in das Pfandbuch CUnterpfand), deren Gegenftand, e i⸗ 
nen al ausgenommen, blos Liegenfchaften und ſolche Rechte 
find, die ihnen gleihgeflellt werben, und Berpfänbung durch de 
finübertragung (Fauſtpfand), unterfcheiden. 

Bei dem Unterpfande gebt das Pfandgefeg von dem 
Grundfage aus, daß die Verpfändung einer Liegenfchaft ſich na- 
türlich auf alle ihre Theile, auf bie gegemwärtigen und fpäter 
binzufommenden, erftrede, daß aber bloße Zugehörungen ber 
Liegenſchaft wicht von ſelbſt unter Die Berpfändung ber Tiegen- 
ſchaft fallen, weder bie zur Zeit der Verpfändung vorhandenen, 
noch fpätere. Man muß baber die Theile einer Sache, auch 
bie bloßen Nebentheile, namentlich in Beziehung auf VBerpfän- 
bung, genau unterfcheiden von den bloßen Zugehörungen. 

Was nämlih die Theile einer Sache betrifft: fo if, 
wenn man nur gehörig ben Begriff des Theiles einer Sache 
feftbält und namentlich die Theile mit den Zugehörungen der Sache 
nicht vorwechſelt, insbeſondere auch Das beachtet, was in meinem 
Handbuche IL. $. 40 a. €, herausgehoben ift, Fein Zweifel, und 


2) Bergl. auch die Hauptinftruc. 3. Pfandgel. $. 66—68, $. 154. In glei: 
cher Weife unterfcheidet der Entwurf eines Zuſatzgeſ. 3. Pfandgef (mein Hand⸗ 
Auch I. S. 994) Art. 4 zwifchen Zuwachs und Zugehörung. Den Zuwachs oder 
die eigentlichen Theile der Sache nennt derfelbe natürlichen Zuwachs; von den 
Zugehörungen fagt er mit Recht, fie feyen für fich beftehende Objecte. 








6. 2. Unterpfand an den Beftandtheilen e. Liegenfchaft. 41 


and nicht befritten, daß, wenn eine Tiegenfchaft verpfändet wird, 
Das Pfandrecht fih auf alle Beftandtheile ber Lie— 
genfhafterfiredt, auch auf die, welche fpäter zur 
Liegenfhaft hinzukommen. Deßhalb zählt das Pfandgefes 
Art. 49 Nr, 2 ganz unbefchränft zu Dem, was bag beftellte Un- 
terpfandsrecht in fich begreife, den „Zumadhs der Hauptſache von 
„Zeit der gefchehenen Verpfändung an’ und fpricht dieß auch 
noch in einzelnen Entfcheidungen aus, indem e8 z. B. im Art. 125 
anerfennt, bag das Haus, welches auf einem verpfändeten Boden 
errichtet wird, unter den Pfanbnerus falle, und im Art. A9Nr.3 
die mit der Sache verbundenen natürlichen Früchte als mitver- 
pfändet behandelt. Es gilt hier ganz Das, wovon ſchon das 
Röm. Recht ausgeht CD. XIII, 7. de pign. act. I. 18. $&1) 
und was in der Natur der Sache liegt. 

Wird aber Einzelnes von der verpfändeten Liegenſchaft fo 
getrennt, daß es nicht mehr einen Theil berfelben bildet, und 
hört es zugleich durch die Trennung auf, unbeweg— 
lihe Sache zu feyn: fo hört au ber Pfandnexus an diefem 
zur beweglichen Sache gewordenen Stüde auf. Zwar beftreitet 
dieß Mayer Comment. 3. Pfandgef. I. S. 65 f.; er glaubt, 
ſolche Theile der Kiegenfchaft bleiben dem Unterpfande unterwor- 
fen, wenn fie gleich von ber Liegenfchaft getrennt und als be⸗ 
wegliche Sache 3. B. vom Eigenthümer veräußert werden. Als 
ein meines Wiſſens haben ſich alle andere Württ. Schriftfteller 
gegen diefe Anficht erflärt. Das Pfandgefeg verwirft durchaus 
die Möglichkeit eines für ſich beftehenden Unterpfandes an 
einer beweglichen Sade (im Entftehen und Beftehen), vollende 
aber entfchieden an einer Sache, welche im Pfand buche in 
gar Feiner Weife bezeichnet ift. Wenn z. B. Jemand fein 
Haus verpfändet und fpäter abbricht, die Materialien verfauft 
und aus anderem Material ein neues Gebäude errichtet ober 
wenn er auf feinem verpfändeten Gute bie Nußbäume abhaut 
und aus benfelben Geräthfchaften machen läßt und dieſe verkauft, 
wie foll an diefen verfauften Sachen, wie fol an ihnen, ſelbſt 
wenn ſie noch in ſeinen Händen als bewegliche Sachen ſeyn wür⸗ 
den, ein Unterpfand beſtehen koͤnnen, während der Gegenſtand 
des Unterpfandes im Pfandbuche gar nicht irgend berüßrt und 
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und bezeichnet iſt? Zwar beruft fih. Mayer auf ben Akt. 125 
bes Pfandgeſetzes, nach welchem die Umwandlung der verpfän—⸗ 
deten Sache eine Veränderung hinſichtlich des Unterpfandrechts 
nicht bewirken ſoll. Allein dieſer Artikel ſpricht nur von der Um⸗ 
wandlung der verpfändeten Liegenſchaft ſelbſt, wenn fie trotz ber 
Umwandlung Liegenſchaft bleibt, von einer neuen Geſtal⸗ 
tung des in dem Pfandbuche bezeichneten Pfandes, und beflimmt 
nur, daß an der Liegenfchaft durch eine ſolche mit ihr vor⸗ 
genommenen Veränderung das Pfandrecht nicht aufgehoben werde. 
Deßhalb erftredt fich, wenn ein Haus verpfänbet, fpäter. nieder- 
geriffen und ein neues auf ber alten Fläche errichtet wird, das 
Pfandredt auf das neue Haus, wenn ein Garten verpfänbet 
und fpäter in einen Weinberg verwandelt oder ein Wald ver- 
pfändet und fpäter ausgerodet und in einen Ader verwandelt 
wird oder in einen verpfänbeten Garten ein Haus gebaut und 
ber. Reſt des Gartens zu einem Hofraum gemadht wird, das 
Pfandrecht auf die Liegenfchaft auch in ihrer geänderten Geftalt. 
Dieß deßhalb, weil durch die Nenderung bier die Sache nicht in 
‚eine bewegliche übergeht und die Liegenfchaft in der Grundlage 
biefelbe bleibt, die im Pfandbuch als verpfändet bezeichnet iſt °. 

Ehen eine Folge und fomit ein weiterer Beleg des Grund- 
fageg, daß, wenn von einer verpfändeten Liegenfhaft Etwas fo 
- getrennt wird, daß das Getrennte nun als bewegliche Sache be: 
ſteht, dadurch das Unterpfand an dem Getrennten aufhört, ift 
die Beftimmung des Pfandgef. Art. 49 Nr. 3, nad) welder na- 
türlihe Früchte einer Sache durch Trennung von ber Sache vom 
Pfandnerus frei werben und nur die Früchte, welche zur Zeit 
ber Erhebung der Schuld- oder Pfandflage oder der Erkennung 
des Gantes noch nicht abgefondert find, fo wie Diejenigen, welche 
von biefem Zeitpunkte an erſt erhoben werden, unter dem Pfand⸗ 
nexus bleiben. 

$.5. Bloße Zugehörungen (Pertinenzen) einer Liegenſchaft 
dagegen fallen nicht von ſelbſt unter die Verpfändung der Lie— 
genſchaft, mögen ſie zur Zeit der Verpfändung ſchon vorhanden 


3) Zu beſchrankt iſt in Beziehung auf Specification, was Bolley Bemerkl. 
3. Pfandgeſ. J. S. 487 ſagt. 








8. 3. Unteryfanb an beinegl. Zugehoͤrungen. 48 


ſeyn oder fpäter erft hinzukommen; fie können aber, jedoch nur 
durch ausdrückliche Verpfaͤndung, Gegenftand bes Unterpfanbes 
werben ··. | | 

Dieß gilt Sowohl von unbeweglichen als von beweglichen 
Zugehörungen der Riegenfchaft. 

Daß an beweglichen Zugehörungen einer Liegenfchaft ein 
- Unterpfand beſtellt werben kann, dieß iſt eine Ausnahme von 
ber Regel des Pfandgefeßes, nach welcher nur unbeweglidhe Sa- 
hen und ihnen gleichftehende Rechte Gegenftand der Unterpfands⸗ 
beftellung find. Das Pfandgefeg konnte aber, wenn es nicht bie. 
Grundgedanken, auf denen es beruht, aufgeben wollte, eine folche 
Ausnahme nicht unbefchränft machen; es mußte vielmehr dieſelbe 
auf eine Weife befchränfen, bei welcher freilich in Beziehung auf 
folhe bewegliche Zugehörungen die Sicherheit, die das Pfand 
bem Gläubiger gewährt, ‘eine prefäre ift, indeſſen ihm doch in 
vielen Faͤllen ein ſalches Pfand immer noch fehr von Intereſſe 
feyn kann. Diefe Befchräntung liegt emfah darin: fobald bie 
verpfändete bewegliche Zugehörung dieſe ihre Eigenfchaft als 
Zugebörung verliehrt und zur Hauptfadhe in gar Feiner Beziehung 
mehr ftebt, fällt auch der Pfandnerus bei ihe weg; fie fann nur 
als Zugehörung und nur, fo lange fie es ift, Gegen- 
fland eines Iinterpfandes feyn, und nur jene ihre Beziehung zur 
Hauptſache macht wie ihre Berpfändung (als Unterpfand), 
fo auch den Fortbeſtand derſelben möglich; bildet fie in anderer 
Weife einen Gegenftand des Verkehrs und des Vermögens: fo 
hört fie auf, Gegenſtand eines Unterpfaudes zu ſeyn. Mit die⸗ 
fer Beichränfung können aber beweglihe Zugehörungen einer 
Liegenfchaft ale einzelne Sachen oder ald Begriffsganze 
verpfändet werben. Dieß ift einfach ber Inhalt der Arit. 3, 49 
Nr. 4, Art. 5a, 190 des Pfandgeſetzes. 

Der Art. 49 des Pfandgefeges fagt: „Das Unterpfandsrecht 
„begreift in fi) die Hauptfache mit den etwaigen Zugehörungen.“ 
Hiernach fcheint es auf den erfien Anblick, als ob die Zugehö- 





4) Bon folgen Zugehörungen find aber wohl zu unterfcheiden bie Rechte, 
welche einer Sache zukommen. Diefe find von ſelbſt mit der Suche verpfaͤndet. 
©. hierüber mein Handbuch B. 1.9. 41 a. ©, 


- 


44 3weite Eroͤrt. Verpfaͤndg d. Zugehoͤrungen einer Liegenſchaft. 


rungen von ſelbſt mit unter die Verpfaͤndung der Hauptſache 
fallen. Allein der Artikel verweist dabei ausdrücklich auf bie 
Artt,3 und 54. Der Lebtere fpricht von ber Verpfändung einer 
Geſammtheit beweglicher Zugehörungen (als Begrifföganzes) und 
fest ausdrücklich als Vorausſetzung und Bedingung feft, daß bie 
Geſammtheit mit der unbeweglichen Hauptfache felbft verpfänbet 
werde. Der Art. 3 fpricht von ber Verpfändung beweglicher 
Zugehörungen überhaupt und fagt; „Es Tonnen bewegliche 
„Dinge, weldhe Zugehörungen von Immobilien find, fo Tange fie 
„dieſe Eigenfchaft haben, verpfändet werden.” Aus biefen Arti⸗ 
fein, aufammengehalten mit dem Art. 51 und dem fpäter näher 
zu ermähnenden Art. 190, ergeben ſich folgende Grundfäge über 
das Unterpfand an beweglichen Zugehörungen einer Liegen- 
ſchaft: 

4. Bewegliche Sachen konnen nur dann Gegenſtand bes 
Unterpfandes feyn, wenn fie Zugehörungen einer Liegen- 
haft find. Dieß ift nicht beftritten. 

2. Das Unterpfand erftredt fih, wenn eine Liegenfchaft 
verpfändet wird, niemals von felbft auch auf ihre beweglichen 
Zugehörungen?. Sollen auch Diefe Zugehörungen mit der Haupt- 
ſache zu Unterpfand beſtellt werden: ſo Tann dieß nur dadurch 


geſchehen, daß die Verpfaͤndung ausdrücklich auf ſie erſtreckt 


wird, und fie als verpfändet ins Pfandbuch eingetragen werben. 
Zwar ift auch bier wieder Mayer a. a. O. ©. 62, 317 f. an- 
derer Anſicht; er glaubt, die Verpfändung einer Riegenfchaft er- 
firede fih von felbft auch auf alle ihre Zugebörungen.- Allein 
gegen dieſe Anficht, welche von allen übrigen Württ. Schriftſtellern 
meines Wiſſens verworfen wird, ift ganz entfchieden unfer Pfand⸗ 
gejeß, wie es vorliegt. Der Art. 3 fagt nämlich nicht, daß be- 
weglihe Zugehörungen einer Liegenfchaft mit der Hauptfache 

5) Auch nicht auf Die unbeweglichen, f. Note 7. \ 

6) Vergl. Seeger Erläut. des Pfandg. I. ©. 29, 196 Bolley Bemerfk. 
3. Pfandgef. I. 6. 21 Hufnagel Belehrung über d. Pfandgef. ©. 26 Ney- 
fer Württ. Private. F. 313, 316 Weishaar Handb. II. $. 579. Nur paßt 
ber Grund, den Weishaar bei Note e anführt, gar nicht auf bewegliche Zu⸗ 
gehörungen, ba die yon ihm citixten kandrechtaſtellen blos von unbeweglichen 
Zugehoͤrungen ſprechen. | 
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verpfändet feyen, fondern nur, bag fie mit ihr verpfänbet wer⸗ 
den können; von der gleichen Borausfegung der Nothwendig- 
feit einer ausdrädiichen Berpfändung folcher Zugehörungen geht 
der Art. 51 aus und zum Ueberfluſſe fagt es noch mit bürren 
Worten der Art. 190 7, 








7) Der Art. 190 fagt nämlih: „Werben mit einer unbeweglichen Sache 
„Sugehörungen irgend einer Art verpfändet, fo ift die Bezeichnung derſelben 
„im Unterpfandsbuche entweder nach einzelnen Stüden, oder unter allgemeiner 
„Hinweijung auf deren urkundliche Befchreibung erforderlich (Art. 51). — Nur 
darf man Zugehörungen nicht verwechfeln mit dem Zuwachs und den Theilen 
einer Sache (S. 36 f.). Dieß thut 3. B. Mayer, wenn er in Beziehung 
auf Zugehörungen a. a. O. ©. 317 fagt: „Man denfe fi nur, ob es nicht 
„ans Ungereimte gränzte, wenn man annehmen wollte, die Ziegel auf dem 
„Dache ſeyen nicht- in der Verpfändung des Haufes mitbegriffen, fondern 
„müßten befonders verpfändet werden; und doch find fie fogar eine durch 
„menfchliche Beftimmung entftandene Zugehör.“ Jenes wäre freilich unges 
reimt. Allein die Ziegel auf dem Dache find ein Beftandtheil des Haufes 
und deßhalb natürlich in der Berpfändung des Haufes von felbft begriffen. 
Achnliche Verwechslungen fommen aber auch bei den in ber Note 6 angeff. 
Schriftftellern vor, 5. B. wenn Seeger a. a. D. ©. 197 Bäume, Früchte, 
alles mit einem Haufe feft Verbundene, zu den Zugehörungen rechnet und 
auf fie den Grundfab anwendet, daß fie bei der Verpfändung der Hauptfache 
ausbrüdlich mitverpfändet werden müflen. — Für das im Texte Gefagte 
fprechen auch durchaus die ſtändiſchen Verhandlungen. Schon der Ent: 
wurf enthält beftimmt, daß die Zugehörungen nicht von felbft mit einer Lies 
genfchaft für verpfändet gelten, fondern nur in Folge ausdrüdlicher Verpfän- 
dung dem Unterpfande unterivorfen werben koͤnnen; Entwurf Art. 3, 51 umb 
befonders 132 Nr. 5 (diefe letztere Nummer fagt: „In dem Falle, wenn 
„Zugehörungen verpfändet werben, ift die Bezeichnung berfelben entweber 
„nach einzelnen Stüden oder unter allgemeiner Hinweifung auf deren urs 
„Eundliche Befchreidung aufzunehmen“). Allein bei der Endredaction des 
Entwurfs, welche nach der Verabſchiedung des Geſetzes einer fländifchen 
Commiſſion mitzutheilen war, brachte die Regierung einen neuen Borfchlag 
in diefe Redaction, der mit einer Erklärung derfelben im Königl. Enprefeript 
an die Stände zufammenhing (f. unten Note 13), nämlich es folle im Ge: 
feße gefagt werden, daß geſetzliche Zugehörungen flets von felbft als vers 
pfändet gelten, ſobald die Hauptfache verpfändet wird, und nur bei anderen 
Zugehörungen eine ausdrückliche Verpfändung und Bezeichnung berfelben im 
Pfandbuche nöthig fey. Die ftändifche Commiffton aber erklärte ſich hiegegen 
mit Recht, weil dieß zu Sweifeln führen würde und der Wegenftand bes 
Unterpfandes möglichft firher und beſtimmt feyn müfle. Deßhalb wurde au 
ihren Antrag der Art. 190 fo, wie er lautet, ganz allgemein aufgenommen, 
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3. Unter den beweglichen Zugehörungen, welche mit der 
Liegenſchaft zu Unterpfand beſtellt werden können, find. nur ſolche 
verſtanden, die nicht einen Theil der Liegenſchaft ſelbſt (oben 
S. 56 f.) bilden. Denn das Geſetz nennt fie bewegliche Dinge, 
was die Theile der Liegenschaft feibft nicht find. Aber es iſt nicht 
nöthig, daß fie fchon ihrer Natur nad Zugehörungen ber 
Liegenschaft find (gefetiche oder natürliche Zugebörungen; mein 
Handbuch B. II. 8.41). Auch folche Fahrnißſtücke, welche erſt durch 
beſondere Beſtimmung der Parthieen für Zugehörungen erklärt 
werben, wie z. B. ein Gutsinventar, ein Waarenlager, überhaupt 
Gewerbögeräthfchaften, die Bibliothek auf einem Landgute ꝛc., 
fönnen mit der unbeweglichen Hauptfadhe zu Unterpfand beftellt 
werden 8, 

4. Bewegliche Zugehörungen können nicht für ſich, fondern 
nur mit der Hauptfache, deren Zugehörungen fie find, zu Un- 





und diefer fagt, daß, wenn eine Zugehörung irgend einer Art mit einer 
Liegenfchaft verpfändet werben foll, dieſes im Pfandbuche ausdrücklich 
bemerkt werden müffe. Vergl. auch Seeger a.a. O. ©. 30, Bolley 
a. a. O. ©. 21f. Aus diefem Artikel ergibt fih auch, daß auch unbeweg⸗ 
liche Zugehörungen nicht von felbft unter ven Pfandnexus der Hauptſache 
fallen. Deßhalb ift es im Reſultate richtig, wenn Bolley a. a. O. S. 230 
fagt, daß, wenn Jemand zu feinem verpfändeten Haufe fpäter einen Garten 
fauft oder ein anderes Haus, das er mit dem erflen in Verbindung feßt, 
oder einen verpfändeten Gütercompler durch neue Erwerbungen erweitert, 
das neu Hinzugefommene nicht unter den Pfandnerus falle. Nur find dieſe 
hinzugefommenen Sachen Feine eigentlichen Acceffionen der Hauptfache, 
fein eigentlicher Zuwachs berfelben; |. mein Handbuch B. II, $. 40 a. €. 

8) ©. auch Hauptinſtruct. zum Pfandgef. $. 66, 67, auch Seeger in Sar⸗ 
weys Monatsichr. B.IX ©. 369 f. (vergl. aber oben ©. 38). Eine befondere 
vorangegangene Deftination der Sachen zur Zugebör, namentlich ein befonderer 
Act, welcher die beftimmte Abſicht ausfpricht, daß die Sachen eine bleibende 
Beſtimmung bei der Liegenfchaft haben follen — wie Sarwey Monatsfchr. 
B. IX ©. 373 f, fordert — iſt nicht nöthig. Das, was die Parthieen beider 
Verpfändung für Zugehörung erklären und was als Solche ins Pfandbuch 
eingetragen wird, gilt ale verpfändbare Zugehörung (wenn ed nur in ir 
gend einer Beziehung zur Hauptſache fteht), wie Das beim Verkaufe 
auch als Zugehörung gilt, was die Barthieen vertragsmäßig dafür erklären, 
wenn es auch vorher Feine bleibende Beflimmung für die Sache hatte. Diefe 
bleibende Beſtimmung ift nur da von Wichtigleit, wo es ſich von praͤſumt i⸗ 
ven Zugehoͤrungen handelt. 
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terpfand beflellt werben. Auch hier ift wieber Mayer a. a. O. 
©. 60 anderer Anſicht. Allein dad Pfandgeſetz feat bei ihrer 
Deflellung zu Unterpfand fletd voraus, daß fie mit der Haupt: 
farbe verpfändet werben (Art.49, 54,190). Die übrigen Württ, 
Schrifiſteller erfennen dieß durchaus an 98. 

b. Bewegliche Sachen, welche auf biefe Weile ald Zugehör 
einer Liegenschaft verpfändet werden, gelten nur fo lange als 
verpfänbet, als fie zur Hauptfadhe in dem Verhältniſſe bleiben, 
wegen deſſen fie für Zugehör berfelben erHlärt find; wird dieſes 
Berhältniß aufgehoben, veräußert 3. B. der Verpfänder eine 
ſolche Sache: fo hört der Pfandnexus an ihnen auf '. Dieß ift 
freilich ſehr befiritten. Dev bier vertheidigten Anficht find See- 
ger a. a. O. ©. 30, 198. und v. Hufnagela. a. O. ©, 26. 
Dagegen behauptet aber Mayer a. a. O. ©. 64 f., daß eine 
folhe Zugehör fletd verpfändet bleibe, wenn fie auch aufböre, 
ihre Beziehung zur Hauptfache als Zugehör zu haben; er geht 
fogar, wie fchon oben bemerft wurde, noch weiter, indem ex bag 
Gleiche au von Beftandtheilen einer Liegenfchaft behauptet, 
wenn biefelben, von ber Liegenſchaft getrennt, ale bewegliche Sachen 
für ſich exiftiven. In dieſer letzteren Beziehung verwirft Ney: 
ſcher Württ. Privatr. $. 316 Mayers Anſicht; aber in Be⸗ 
ziehung auf die Zugehörungen tritt er derſelben bei. Auch Bol⸗ 
ley tritt, wie er ſagt, Mayer bei, fügt aber eine Beſchränkung 
hinzu, durch welche er ganz weſentlich von ihm abweicht 1, 


9) Vergl. auch Hauptinftruct. 8, 66. 

10) Unbewegliche Zugehörungen aber, welche mit einer Liegenfchaft ver: 
pfündet wurden, werben dadurch, daß fie aufhören, Zugehörungen der Liegen: 
fchaft zu feyn, vom Pfanpnerus nicht frei. Dieß deßhalb, weil an unbeweg⸗ 
lichen Sachen aller Art, alfo auch an unbeweglichen Zugehörungen, für fid 
allein ein Unterpfand beftehen Fann. 

11) Bolley fagt naͤmlich a. a. D. ©. 22: „Dagegen bin ich mit Mayer 
„darin einverflanden, daß die einmal als Zugehör verpfänneten beweglichen 
„Dinge von dem darauf haftenden Pfand nicht ſchon durdy eine andere Be 
„Kimmung des Eigenthümers, fondern nur unter den Boransfehungen 
„des Art. 258 befreit werben; alfo, wenn fle vor Erhebung ver Pfandklage in 
„das Eigenthum eines Dritten, welcher ſich in gutem Glauben befindet, über⸗ 
„gegangen find.” Hiernach ſtimmt Bolley mit Mayer in jener Beziehung 
blos überein rücfichtlich ver Zugehörungen einer Sache, nicht aber rückſichtlich 
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Dog Zugehörungen nur, fo Lange fie dieſe Eigenfchaft ha⸗ 
ben, dem Pfandnerus unterworfen bleiben, dürfte ſich durch Fol- 
gendes ermweilen: Der Art. 3 des Pfandgef. (oben ©. 44) Tann 
nicht blos fagen wollen: Mobilien Tönnen Gegenfland des Unter: 
pfandes feyn, wenn fie nur zur Zeit der VBerpfändung 
Zugehörungen von Immobilien find. Hätte er blos dieß fagen 
wollen: fo würde e8 vollfommen genügt haben, wenn er blos 
gefagt hätte: es koͤnnen bewegliche Dinge, welche Zugehö- 
rungen von Jmmobilien find, verpfändet werben. Aber 
der Artikel fügt Diefem noch bei: „fo lange fie diefe Ei- 
genfhaft haben.“ Diefe Worte wären nach ber Auslegung 
von Mayer und Reyfcher völlig bebeutungslos, eine bloße 
Tautologie; nad ihnen würde in ber That ber Artifel das Wun- 
perliche fagen: „bewegliche Dinge, welche Zugehörungen von 
„Smmobilien find, Fönnen verpfändet werben, wenn fie Zugehö- 
‚nungen von Immobilien find.“ Nach der anerfannten Ausle⸗ 
gungsregel aber, daß man bavon ausgehen muß, ber Gefeßgeber 
habe jedes feiner Worte mit Bedacht gemählt und nichts Ueber: 
flüffiges fagen wollen, und daß man bei jedem feiner Worte 
eine vernünftige Bedeutung vorauszufegen habe, muß man an- 
nehmen, daß jene Worte wirflih eine befondere Bedeutung ha⸗ 
ben, Etwas für fih befagen follen, und biefe Bedeutung wird 
gerade in dem „fo lange” gehörig ausgebrüdt. Der Artikel 
fagt hiernach: Beweglihe Sachen, welche Zugehörungen von 
Immobilien find, find Gegenftand des Unterpfande; aber fie 
bleiben es nur, fo lange fie diefe Eigenſchaft 
der Beſtandtheile einer Liegenfchaft; aber auch in Beziehung auf die Zugehoͤ⸗ 
rungen nimmt er an, daß fie vom Pfanbnerus frei werben, wenn fie vor Gr: 
hebung der Pfandflage in das Eigenthum eines Dritten, welcher. fe in gutem 
Glauben befindet, übergegangen. ind. Allein Die nimmt Mayer keineswegs 
an. Mebrigens Tann man dieſe leßtere Annahme Bolleys unmoͤglich mit 
Bolley auf den Art. 258 des Pfandgef. flüben; denn diefer Artikel fpricht ja 
blos von beweglichen Sachen, die zu Fauſtpfand gegeben find, nicht von Uns 
terpfändern, und unmöglich Tann man diefen Artifel auf Unterpfänver aus⸗ 
dehnen. Wenn ein Freiwerden ber veräußerten Zugehör nicht aus anderen 
Gründen erwiejen werben Fünnte: fo müßte man Mayer’s Anficht ganz bei⸗ 


ſtimmen. 
/ 
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haben "Bertieiren fie alfo biefe Eigenſchaft: fo hören: fie. auf, 
nuter dem Pfanbnerus zu flehen. 

Diefe Auslegung wirt nach entſchieden beſtätigt durch den 
Art. 541 des Pfandgeſezes 2. Werden nämlich ſolche Zugehö⸗ 
rungen nicht in einzelnen Städen, als einzelne, ſondern werben fie 

6. als Begriffsganzes, als Geſammtheit, verpfänder:- fo find, 








.12) Weſer Aitibel Fam auf den Antrag der ſtändiſchen Commiſſion in das 
Gefep (Ständ. Verhandlgn. v. 1824 II. Beil.H. ©. 295). — Mayer beruft 
fich für feine Anficht auch auf die fländ. Verhandlungen. Allein auf dieſe, 
welche überhaupt über diefe fowie über viele andere Fragen beim Pfandge- 
feße Höchft ungenau und ungenügend find, wird man fich für jene Anfſicht 
nicht: berufen koͤnnen. Der ſtaͤnd. Ausſchuß fchlug. vor, Im Gefehe zu he: 
ſtimmen: „Das Unterpfandsrecht erſtreckt. ſich auf die in dieſer Eigenichaft 
„ausdrücklich bezeichneten Zugehoͤrungen an beweglichen Sachen, ſoweit he 
„nicht vor, Erhebung der PBfandflage in das Eigenthum eines Dritten über: 
„gegangen find“ (a. a. O. ©. 182), und motivfrte dieß (a. a. O. ©. 126) 
fo: „Diefe Beflimmung {ft neu und findet ihre Rechtfertigung. in ver Bes 
„trachtung, daß ein Unterpfandarecht an bewegliche Sachen in. em Sinne, 
„sie ſolches durch die erſten Grundſaͤtze ausgeſprochen ift, pur inſoweit rea⸗ 
„lifirt werden Tann, als dieſe beweglichen Sachen mit, einer. unbeweglichen 
"ihrer rechtlichen Beflimmung nach ein zufammenhängendes Ganzes bilden. 
„Eben deßhalb mußte aber beftimmt werden, daß das Unterpfandsrecht auf 
„denfelben aufhöre, wenn fie dieſe Beftimmung dadurch verloren Haben, daß 
„ein Dritter, ver nicht zugleich Cigenthämer des verpfänbeten Gutes :ift, 
„das Cigenthum verfelben erworben hat.” Er. ſah alfo das Letztere als 
eine reine Conſequenz aus dem Gefege am. Swar fagt Mayer, mit dies 
ſem Antrage fey der Ausſchuß nicht durchgebrungen. Allein abgelehnt wurbe 
feine Anficht nirgends. Die flindifche Commiſſion äußerte fich darüber gar 
nicht; fie fagt blos (a. a. DO. ©. 238): „Bewegliche Sachen können wohl 
„nur als Iugehörung .einer unbeweglichen der Gegenitand einer, Hypothef 
„ſeyn. Diefem Grundſatze gemäß: ſchlaͤgt. Ihre. Commiſſion eine Veraͤnderung 
„des Entwurfes vor,“ und: dieſer Porſchlag geht dahin (a..a. O. ©. 295), 
zu ſetzen: „Das Unterpfandsvenht. ‚erftredt fich auf diejenigen beweglichen 

„Dinge, welche als Sugehörung von immobilien mit verpfändet wurden. 
„Sit die Gefammtheit von beweglichen Sachen, welche die Ingehörung einer 
„unbeweglichen Sache ansmahen, mit dieſer verpfaͤndet, fo unterliegen. dem 
„Pfendrechte alle die einzelnen, ach ſnäter erworbenen, Sachen, welche, zur 
„Zeit der Erhebung der Pfandklage jene Eigenfchaft haben.” Sie ließ fich, 
alfo auf den Sag bes. Ausichufles. gar nicht ausdrüdlich ein, erfannte ihn 
aber in noch größerer Ausdehnung durch Das an, was fie bei Gelegenheit 
ber Gefammtheiten beantragte (f. oben im Texte Ar. 6), um dies wurde 
durch die Staatsregierung genehmigt. 


Waͤchter, Eroͤrterungen. J. 4 
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wie es in der Natur bes Begriffsganzen liegt und auch das ge= 
meine Recht ed annimmt (oben S. 21), auch die Sachen, welche 
fpäter zur Gelammtheit Binzufommen,, miwerpfändet. In der 
Natur des Begriffsgangen äberhaupt aber liegt ed, wie ©. 21—25 
gezeigt wurde, keines wegs, daß auch bie Sachen, weiche ſpä⸗ 
ter vom Ganzen wegveräußert werben, durch die Veräußerung 
vom Pfandnerus frei werben; es iſt Die nur eine Eigenfchaft 
gewiffer Begriffsgangen, folder, in deren Natur ein fieter Ber: 
fehrswechfel liegt. Allein der Art. 51 des Pfandgefetzes ſetzt ganz all⸗ 
gemein für alle bewegliche Zugehörungen,, welche als Geſammt⸗ 
heit verpfändet werden, welcher Art fie auch feyen, feft, daß die zur 
Zeit der Erhebung der Pfandflage bei der Geſammiheit nicht mehr 
vorhandenen Sachen auch nicht mehr unter dem Pfanbuerue 
ſtehen follen, eben weil nach Art. 3, auf welchen er fich bezieht, 
bei beweglichen Zugehörungen, die zu Unterpfanb beftellt find, 
der allgemeine Grundfag gilt, dag fie nur Gegenflandb des 
Unterpfandes find, fo lange fie Die Eigenfhaft von Zu. 
gehbörungen haben. 

Noch entfteht die Frage, wie die Zugehörungen, welche ale 
Gefammtbheit verpfändet werden, im Pfanbbuche zu bezeichnen 
find. Nach dem Art. 190 (ſ. Note 7) fcheint angenommen wer: 
den zu müflen, daß jedes einzelne zur Geſammtheit gehörige 
Stück einzeln befohrieben werben müſſe. Allein fo kann man ben 
Artikel in Beziehung auf Geſammtheiten unmöglich nehmen. Wenn 
3. B. ein Waarenlager, Apothefergefäße,, ein Gutöinventar mit 
einer. Liegenfchaft als deren Zugehör zu Unterpfanb beflellt wer- 
den, follen bier alle einzelne Stüde aufgezählt oder eine ur⸗ 
fundliche Befchreibung der einzelnen Stüde gefertigt werben ? 
Dieß hätte, von Anderem abgefehen,, gar feinen Sinn bei der 
Berpfändung der Zugehörungen als Begrifföganzes, weil ed ja 
bier auf die einzelnen Stüde nicht anfommt und aud) alles neu 
Hinzwerworbene unter den Pfandnerus fällt und die doch nur 
durch eine allgemeine Defchreibung des Begriffsgangen bezeichnet 
werden kann. i 

Der Art. 190 hat, wie aus den Verhandlungen hervorgeht, 
blos den Zweck, auszuſprechen, daß die Zugehörungen einer Lie⸗— 
genfchaft in feinem Falle von felbft mit der Hauptfache ale 
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verpfaͤndet gelten, daß vielmufr, wenn fie überhaupt verpfändet 
ſeyn ſollen, die Verpfaͤndung ausdrückkich auf fie miterſtreckt 
werben muͤſſe, fie ſomit im Pfandbuche als verpfändet eingera⸗ 
gen und in demfelben genügend bezeichnet werben mäſſen. Wer⸗ 
den nun bios einzelne beſtimmte Stüde ald Zugehüuungen 
yerpfänbet: fo muß: jedes einzelne Stuͤck bezeichnet werben; bier 
füllen dann andere Stile gleicher Kategorie, welche etwa der 
Berpfänder fpäter erwirbt, nicht unter den Pfandnexus. Werben 
fie aber als Geſammtheit verpfändet: fo if bios eine foldhe 
Beichreibung derſelben nöthig, wodurch fie ad Geſammtheit 
gehörig kenmilich gemacht und fo befkimunt bezeichnet werben, daß Fein 
Zweifel dBaruber ft, was verpfändet ſeyn ſoll und ob Sachen, 
melche dev Verpfänder fpäter erwirbt, :gur Kategorie ber ver- 
pfänbeten Gefammtheit gehören oder nicht. So allein kann ver- 
nünftigerweife der Art. 190 in Berbindung mit feiner Verweiſung 
auf den Art. 54. verſtanden werben 3, | 





13) Wenn 3. 8 ein Kaufmann, der blos mit Tabak handelt, fein Haus 
und Maarenlager za Unterpfand beftellen will: fo ‘wird es genügen, wenn 
ver Befchreibung des Haufes beigefügt wird, daß auch „bas gefammte, 
„iu Tabak aller Art befiehende, Wanrenlager* mitverpfänbet ſeyn 
fol. Unfte GSchrififteller, namentlih die Commentatoren unfres Pfandge⸗ 
feßes, laſſen ſich auf dieſe Frage gar nicht näher ein und übergehen über: 
Haupt ganz eine ſpezielle Grörterung des Art. 190 (in feinem Verhaͤltniſſe 
zu Art. 51). Die fländ: Verhandlungen And auch hier wieber nicht befrie⸗ 
Digend. Was der At. 190 enthält, ſtand größtentheils fchon im Entwurfe 
6. 132 Nr. 5 (oben ©. 45). Die ftänd. Commiffion war damit einver: 
flanden; nur bezog fle die Beftimmung blos auf den Ball, wenn einzelne 
Ingehörungen verpfaͤndet werben follen; im Vebrigen verlangt fie eine „ge: 
naue Beichreibung der Zugehoͤrungen“ (Ständ. Berhandlungen v. 1824. II. 
Beil. H. ©. 315). Bei der Berathung aber wurde auf Weishaar’s An- 
trag das Wort „einzelne“ herausgeworfen (ohne Motivirung; d. angeff. Der: 
handlgn. H. X ©. 843); aber in der fländ. Adreſſe fcheint dieß überfehen 
worben zu ſeyn; Denn In biefer fleht ber Borfihlag der Commifſſton ganz 
muveraͤndert („Bet allen Verpfändungen iſt zu Bemerfen: 6. eine genaue Be: 
„ſchreibung der Sache, worauf das Unterpfand beftellt wird, ..... ingleichen 
„ber Zugehoͤrnngen, welche mit ber Hauptfache verpfändet werben. Sollten 
„nur einzelne bewegliche Ingehörungen des Unterpfandes mitverpfän⸗ 
„bet werben: fu werben dieſe entweder in dem Unterpfandsbuche oder in einer 
„demſelben beigelegten Urkunde verzeichnet.“ D. angeff. Derbplgn IT. Beil. H. 
&. 402). Die Regierung aber meinte, ber Entwurf genüge „Hinfichtlich 
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Es koͤnnen hiernach nach dem Württ. Pfandgeſetze auch Sach⸗ 
geſammtheiten als Solche zu Unterpfand beſtellt werden; es iſt dieß 
aber nur möglich bei beweglichen Zugehörungen einer Liegenſchaft, 
wenn fie mit biefer Liegenfchaft verpfändet werben, und bier hat 
dann die Berpfändung der Gefammtheit der Zugebörungen als 
Solchen die Wirfung, daß auch die fpäter zu der Geſammtheit 
binzutommenden Sachen unter den Pfandnerus-fallen, während 
zugleich nach Dem allgemeinen @rundfage, von dem das Pfandgefes 
bei der Berpfändung beweglicher Zugehörungen einer Liegenſchaft 
überhaupt ausgeht und ausgehen muß, die Sachen, welche auf- 
hören, Zugebörungen der Liegenfchaft zu fegn, eben damit auf> 
hören, vom Pfandnexus behaftet zu feyn 4, fomit das Pfandrecht 
zur Zeit feiner Realifinıng nur auf den Sachen, aber auch auf 


„der auf dem Privatwillen beruhenden Zugehörungen, da die gefeklichen ſtets 
„als mitverpfändet vorausgefekt werden“ (a. a. O. S. 446), und die Kams 
mer ließ es dann beruhen, weil ihre Gommiffion feinen Antrag machte, ins 
dem fie bemerkte, das der frühere Antrag „eigentlich nur die Form eines 
„Eintrags betraf, die koͤnigl. Entfchliegung hierüber bebütfe Feiner beſonde⸗ 
„ren Erörterung“ (a. a. O. ©.463). Erſt bei der Endredaetion fchlug daun 
die Regierung einen Arxtifel vor, in weldyen fie den Grundfag, daß gefekliche 
Zugehörungen von ſelbſt für verpfändet gelten follen, aufnehmen wollte, und 
hier erft erflärte fi die Commiſſion gegen dieſen Grundſatz, und es wurden 
nun, um auszufprechen, daß ein folcher Grundſatz nicht gelte, im Entwurfe 
die Worte: „irgend einer Ari“ (daß bei Jugehörungen jeder Art eine 
Bezeichnung derſelben im Unterpfandsbuche als ausdrücklich verpfändet nöthig 
jey) und zugleich am Schluffe der betreffenden Stelle eine Verweifung .auf 
Art. 51 bineingefegt. Daraus ergibt fih, daß bei der Endredaction, bei 
welcher ver Regierung mit der flind. Commiſſion fehr freie Hand eingeräumt 
wurde, die Regierung ihre Anficht in Betreff der. gefeglichen Zugehörungen 
aufgab. Unmöglich aber kann man annehmen, daß man durch ben fo eut- 
ftandenen Art. 190 beitimmen wollte, bei Berpfändung von Geſammtheiten 
jey eine Anführung over Beichreibung jedes einzelnen Stüdes erforderlich. 
Denn dieß hieße geradezu den Art. 51 aufheben! 

14) Denn dieß ift feine Folge des Umftandes, daß der verpfänbete Ge⸗ 
genftand eine Gefammtheit over ein Begrifföganzes ift, indem an fih nur 
bei gewiffen Begriffsganzen aus der Natur des Begriffsganzen eine foldhe 
Solgerung fi ergibt; bei uns aber gilt es bei allen verpfändeten Begriffs- 
ganzen, weil nur bewegliche Zugehörungen einer Liegenſchaft als Begriffes 
ganze verpfändet werden koͤnnen und jener Grundſatz bei allen beweglichen 
Zugehörungen, wenn fie mit einer Liegenfchaft zu Unterpfand beftellt werden, 
mögen fie als Begriffsganze verpfändet werden oder nicht, gilt (f. ©. 43). 
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allen den Saden haftet, die gerade in der Geſammtheit ent⸗ 
balten und gegenwärtig find. 

$. 4 Bewegliche Zugebörungen einer Liegenfchaft können 
auch allein als für fich beſtehende Sachen verpfaͤndet werben, 
eben weil überhaupt die Zugebörungen nicht einen in ber Haupt⸗ 
ſache ſelbſt aufgehenden Theil derfelben bilden (S. 36 f.). Nur 
iſt nad) Württ, Rechte eine Berpfändung derſelben allein (ohne 
-Berpfändung ber Hauptfadhe) in der Form des Unterpfandeg 
nicht möglich, weil, beiwegliche Sachen, blos in dem Falle Gegen- 
‚Hand bes Unterpfandes find, wenn fie mit einer Liegenfchaft als 
deren Zugehoͤr verpfändet werden follen. Es Tann daher an 
ſolchen Sachen, wenn fie allein als für fich beftebende Sachen 
verpfändet werben follen, ein Pfandrecht nur in der Form bes 
Sauftpfandes enifleben und befleben. Eben deßhalb Tann 
bier von der Berpfändung einer Sachgeſammtheit als Solcher 
nicht mehr die Rebe feyn. Denn bei der Beftellung zum Fauſt⸗ 
pfande fann nur Das verpfändet feyn, was wirklich in den Beſitz 
des Gläubigers übergeben wurde, und bieß find eben ftets ein- 
zelne Sachen, wie dieß ſchon S. 32 f. erwiefen wurde. Es gel: 
ten bier ganz bie dort ausgeführten Grundſaͤtze. 

Hierbei kann noch die Frage entflehen, wie es in dem Kalle 
zu halten ift, wenn eine bewegliche Zugehörung einer Liegenſchaft 
mit diefer zum Unterpfande beftellt wirb und nachher der Ber: 
pfänder die Zugebörung einem Anderen zum Fauftpfande beſtellt. 
Repyſcher (MWürtt Privatr. 6. 343) fcheint anzunehmen, in einem 
ſolchen Falle gelte an der beweglichen Sache ſowohl das früher 
beftellte Unterpfand, als auch das nachher beftellte Fauftpfand, 
Lepteres aber nur als Nachpfand. Zwar fey, fagt er, hiervon 
in dem Pfandgefege nicht die Rede; allein da das Faufipfand 
im Falle des Gantes wie ein Unterpfand behandelt werde: fo 
ergebe fi jenes Refultat wohl von ſelbſt. — Eine ſolche Be⸗ 
hauptung würde fi) natürlich nur dann rechtfertigen laffen, wenn 
man von der Unterftellung ausgeht, dag eine bewegliche Zuge: 
börung, welche mit der Hauptfache zu Unterpfand beftellt wird, 
auch dann mit dem Pfandnerus behaftet bleibe, wenn fie fpäter 
in eine Lage fommt, bei ber fie der Hauptfache nicht mehr ale 
Zugebörung dient. Eben dieſe Unterſtellung aber ſcheint mir 
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unbatibar zu feyn, wie ich oben nachzuweiſen fuchte. Iſt bie 
obige Ausführung richtig: fo ergibt fich vielmehr für den berühr⸗ 
ten Fall das Refultat: Dadurch, daß der Berpfänder eme ald 
Zugehör feiner Haupiſache mitverpfändete bewegliche Sache in 
den vom Beſitze ber Hauptſache gefonberten Beſitz des Fauſt⸗ 
Yfandgläubigers überträgt, fällt die Bedingung weg, unter wel⸗ 
her allein die Kortbauer eines Unterpfandes an jener be⸗ 
weglihen Sache nad) Art. 3 bed Pfandgeſetzes mödtich iſt; fie 
ift Daher von biefem Augenblide an nicht mehr Gegenftand des 
Unterpfandes und es befleht an ihr als Pfand nur das Fauſtpfand. 


Dritte Grörterung. 





Zur Lehre non den Früchten einer Sache. 


J. 
Gezogene Früchte (fructus percepti). 


Daß eine genaue und richtige Beſtimmung der Bedeutung 
des Ausdrucks „fructus percepti,“ welcher fo häufig in unſren 
Duellen gebraucht wird, in manchen einzelnen Beziehungen praf- 
tifch fehr von Wichtigkeit ift, bedarf keines näheren Nachweiſes. 
Gewöhntich if aber, was darüber gegeben wird, weder ganz ge⸗ 
nam !, noch ganz richtig. 

Gewöhnlich wird die fructuum perceptio blos auf Denjeni- 
gen bezogen, der zum Fruchtgenuffe der betreffenden Sache de: 
rechtigt if. Nach diefer Anficht follen nämlich „fructus per- 
cepti“ diejenigen Früchte bebeuten, welche der zum Fruchtgenufle 
Berechtigte aus der frudttragenden Sache gezogen d. h. von 
der Sache für fidh getrennt oder ſonſt in ſeinen Beſitz gebracht hat?. 


1) Sehr ungenan find in dieſer Begiehung die Eutisgefdungegränbe, welche 
das Württ. O. Juſt. Colleginm im Jahre 1815 in einem wichtigen Rethts⸗ 
ſtreite gab (mitgetheilt von Kapff Civilrechtsſprüche der Gerichtshoͤſe in 
Württ. 1821 ©. 357 f.) und in welchen die fructuum perceptio von ber 
fruetuum separatio (a. a. O. ©. 378 f.) gar nicht gehörig unterſchieden wird. 

2) So 3.3. Thiband Banbecienr. $. 181 Mackeldey Lehrb. d. Rom. 
N. $. 134 Schweppe Das Roͤm. Private. 5. 192 Wening⸗Jag en⸗ 
heim Civil. 5. Ausg. von Brig I. 8. 29 Kierulff Bipile. I. ©. 389, 
330 Schil ling Inſtitut. II. 5. 66 und der Referent beim Württ. O. Tri⸗ 
bunal in einer Relation v. 1817 in Kapff's angeff. Civilrechtsſprüchen S. 357 
in der Note. — Das Richtige dagegen deutet Goͤſchen Borlefungen über 
d. Givike. A. 8. 31 an, mean ar font: „Ball zugleich auch hezeichnat wer: 
nben, daß Zemand an ben Früchten Befi.h ergsiffen habe, fo ſagt man non 
„ihnen, fie find percepti fructus.“ 
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Allein dieß ift zu eng. Bei der fructuum perceptio fommt 

es, was den Begriff betrifft, gar nicht darauf an, ob ein zum 
Fruchtgenuſſe Berechtigter den zur Perception nothwendigen Act 
vornimmt oder ein Unberechtigter; es liegt in derfelben durchaus 
nicht eine ausfchließliche Bpyiehung auf den zur Handlung Be— 
rechtigten, fondern fie bezeichnet blos die Handlung, durch welche 
Jemand, mag er dazu befugt feyn oder nicht, die Frucht 
als eine befondere, von der Haupiſache getrennte, in feinen Beſitz 
nimmt und fi) aneignet 3. 

Getrennte Frucht nämlich (fructus separati) heißt jede 
Frucht, deren phyfifche Verbindung mit der fruchttragenden Sache 
aufirgend eine Weiſe aufgehoben worden iſt, ſey es durch 
Zufall oder durch menſchliche Thaͤtigkeit. Diefe getrennten Früchte 
heißen dann percepti (gezogene), wenn jemand für fi 
bie Früchte von der Sache trennte oder für fih durch Andere 
trennen ließ oder die auf andere Weile, 3. DB. durh Zufall, 
yon der Hauptfache getrennte Frucht für ſich in feine Gewalt 
bringt, und man gerade in Beziehung auf ihn fpricht, 
follte er auch nicht der zum Sruchtgenuffe Berechtigte ſeyn; er 
hat dann die Früchte, ſey es mit Recht oder mit Unrecht, perci- 
pirt oder gezogen. Sp können daher feparirte Früchte zu: 
gleich pereipirte in Beziehung auf die eine Perfon, und nicht: 
perceipirte in Beziehung auf die andere Perfou ſeyn. Wenn z. B. 
ein Dieb das Obst von den Bäumen ftiehlt, fomit es für fich 
trennt, und in feine Gewalt bringt: jo bat er die Früchte per- 
cipirt; in Beziehung auf den zum Fruchtgenuffe Berechtigten find 
fie dann nicht fructus percepti Cd. h. dieſer hat fie noch nicht 
perecipirt), fondern blos separati. 

Das hier Behauptete erweist fih wohl vollfommen burch 
D. VI, 4 deR. V. I. 78 VI, 4 de usufr. J. 12. 5» VII, 4 
quib. mod. ususfr. 2. 43. XXH, 4 de usar. 2. 45 2. 26 pr. 
$.4, 2 1.45X, 1 fin. regund. 1.492. XH, 1 deR. C.!.A 
8. 1. Namentlich wird — was bie Behauptung betrifft, daß auch 


3) Ich Habe dieß ſchon in den Heidelb. Jahrbüchern von 1823 ©. 879 
behauptet, aber freilih nur in einer gelegenheitlichen Bemerkung in einer 
Recenflon. 
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die Früchte, welche ein Unberechtigter aus der Sache für ſich zieht, 
fructus percepti (in Beziehung auf ihn) heißen — in ber 1.4. 
$. 2 D. fin. regundor. von dem unredlichen Beſitzer, wel- 
cher aus der befeffenen Sache Früchte für ſich zog, gefagt: 
fructus mala fide percepit; ebenfo fagt !. 25 pr. de 
usur. von dem Miteigenthümer, welcher unbefugterweife 
vom gemeinfhaftlihen Grundflüde alle Früchte zog und ſich an- 
eignete: ex re communi fructus percepit, und auf die gleiche 
Weife wird in der J. 4 $. A de reb. cred. vom Pachter, wel- 
cher zu einer Zeit Früchte für fich zog, in welcher er fie zu zie⸗ 
ben nicht mehr befugt war, wie von Anderen, welche unbe- 
fugt Früchte ziehen und fich aneignen, der Ausdruck fructus per- 
cipere und fructus percepti gebraudtt. 

Eine fehr ausführliche Erörterung über die Bedeutung der 
Perception der Frucht gab neuerlih Heimbad in feiner gründ- 
lihen Schrift: Die Lehre von der Frucht nach gemeinem Rechte 
Leipz. 1843 ©.64—88. Den Begriff von Fruchtperreption, auf 
den er die bei feinem Verſuche, „ven Begriff der Perception aus 
„den Römischen Kechtöquellen zu reconftruiren,” kommt, trifft - 
zwar Die Ausftellung nicht, welche nach dem oben Ausgeführten 
an der herrſchenden Definition von fructus percepti zu machen 
ift. Allein während die Lebtere zu eng ift, kommt Heimbad 
auf einen Begriff, der viel zu weit und unbeftimmt iſt, und auch 
noch in anderen Beziehungen wird feiner Ausführung nicht bei- 
zuflimmen fepn. 

Heimbach ſetzt „Das Weſen des Begriffs von fructus 
„pereipere in bad Ergreifen bes Fruchtkörpers als Einzelfache.” 
Dieß ift allerdings die eine wefentliche Seite des Begriffe. Im 
Pereipiren der Früchte Liegt, daß die Früchte Einzelfahen ge- 
worden d. h. durch Trennung von der fruchitragenden Hauptfache 
für ſich beſtehende Sachen und mögliche Gegenflände eines ge: 
ſonderten Eigenthumd ? geworden find und fie ald Solche ergriffen 





4) Ungenau ift es wohl, wenn Heimbad a. a. O. ©. 45 fagt, „daß 
„Bigenthum nur an Sachen gedacht werden kann, welche ale Einzeldinge 
„eriftiren, daß mithin auf folche Sachen, welche mit anderen phyffich ver- 
„bunden find und folange diefe Verbindung dauert, nur als Theile einer 
„anderen Sache gelten können, der Begriff des Eigenthums gar 
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wurden. Allein dieß ift nur die eine wefentlihe Beziehung 
bes eigentlichen technifchen Begriffs, nicht die erihöpfende. In 
einem weiteren Sinne heißt freilich percipere überhaupt einneh⸗ 
men, in Einnahme bringen u. dergl. und fo kann es auch ge= 





„nit anwendbar if, weil er eines Objects ermangeli” 
Denn der Begriff des Eigenthums erſtreckt ſich auch auf Die Sachen, welde 
mit anderen phyftfch verbunden find, nur nicht als für ſich erifticende Sachen, 
jondern eben als Theile biefer anderen Sage. Daraus allein erflärt es 
fh auch, daß das Eigenthum des Eigenthümers der Hauptfache, das auf 
die ganze Sache und fomit auch auf die ihr entwachſende und mit ihr ver- 
bundene Frucht fich erfiredt, an der von her Hauptfache getrennten Frucht, 
jo weit nicht ein Dritter durch die Trennung ober nach der Trennung das 
Eigenthum an ihr erft erwirbt, fort dauert und daß daher der Eigenthü- 
mer 3. B. vom Diebe die getrennte Frucht mit der condictio furtiva oder 
mit der rei vindicatio als fein Eigentum zurüdfordern und vom unred- 
lichen Befiger der Hauptfache, wenn er auch die Hauptſache nicht mehr be⸗ 
fitzt, die Frucht als fein Eigenthum vindiciren kann (vergl. D. d. usufr. 2. 12 
$.5 C. IV, 9 d. condict. ex lege cst. 3 und Heimbach a. a. D. ©. 104). 
No weniger ift e8 zu billigen, wenn Heimbach gerade in jener Bezie⸗ 
Hung‘ einen Unterfchied zwifchen dem Römifchen und Deutfchen Rechte finden 
will und ©. 282 fagt, „das Röm. Recht geht von der Idee aus, daB bie 
„Frucht erſt von der Sache, auf der fie erzengt if, getrennt ſeyn, alſo als 
„Einzelding zu exiſtiren angefangen haben müffe, che vom Cigenthumserwerbe 
„die Rede ſeyn konne, weil vorher ein des Gigenthums fühiges Object über- 
„haupt nicht vorliegt. Dem Deutſchen Rechte ift dieſe Anfiht durchaus 
„Tremd, vielmehr laͤßt ſich auf das Beſtimmteſte nachweifen, daß es einen 
„Eigenthumserwerb an der Frucht ſchon vor der Separation annimmt. Die 
„findet namentlich ftatt bei der Feld: Garten: und Weinfrucht, Der Erwerb 
„ber Erſteren wird an die Mollendung gewiſſer Arbeiten gebnupft, die zur 
„Fruchterzeugung nöthig waren; die Letzte gilt ſchon dann als verdient, wenn 
„ein beſtimmter Termin vorüber if. Separation und Berception iſt nad) 
„Deutfchem Rechte zum Fruchterwerbe nicht noͤthig.“ Das mittelalterige 
Deutſche Recht, namentlich der Sachfenfpiegel (II, 58), von dem hier bie 
Mebe ift, weicht in jener Beziehung vom Römifchen Rechte durchaus nicht 
ab; es geht nicht von dem der Natur der Sache Widerſprechenden ans, daß 
die mit der Hauptſache noch verbundene Frucht einem Anderen zu Gi: 
genthum gehören fünne, als dem Eigenthümer der Hauptſache, und knüpft 
feineswegs ben Eigenthmuserwerb an ber Frucht (im Gegenfaße zur: Haupt: 
lache) an die Bollendung der zur Fruchterzeugung nothwendigen Arbeiten, 
fondern handelt blos von dem Rechte, die Frucht fi anzneignen, 
fie für fich zu ziehen und zu hehalten, das in gewiſſen Verhältniflen durch 
jene Arbeiten erworben ‚wird. 
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braucht werden, wenn man Früchte nicht für ſich, ſondern für 
einen Anderen einninmmt. Aber da, wo ber Ausbrud techniſch 
gebraucht und ihm bei Verhättniffen zu Dritten eine befonbere 
praftifche Bedemung gegeben wirb (wie bei Nießbrauch, Pat, 
Beſitz einer fremden Hauptſache), da Hegt in ihm ſtets zugleich 
die Beziehung auf die Abſicht, für fih die Sache ziehen zu 
wollen, daß jemand fich die Frucht als Einzelfache aneignet; 
nur dann hat er eigentlich bie Frucht percipirt. 

Dieß it es aber, was Heimbach laͤugnet. Als Gründe 
für feine Anficht führt ex folgende zwei an: 

„Erfiens (ſagt er a. a. O. S. 75, 76) fesen die Stellen, 
„welche den Perceptionsbegriff bei dem Nie ßbrauche eroͤrtern, 
„das Weſen deſſelben lediglich in das apprehendere, nancisei 
„frackus, und daß dieſe Ausdruͤcke lediglich von dem körperlichen 
„Ergreifen ber Frucht, ‚nicht aber auch von dem Hinzutreten 
„des Animus Domini verflanden werden Tönnen, lehrt der Zu⸗ 
„ſammenhang.“ 

Allerdings iſt apprehendere, nancisci fructus an ſich un⸗ 
beſtimmt; es bezeichnet im Allgemeinen blos das Ergreifen der 
Früchte, und begreift nicht nothwendig auch den Animus Domini 
in ſich. Allein alle Stellen, welche, wie Heimbach ſagt, den 
Perceptionobegriff beim Nießbrauche eroͤrtern, erörtern ihn ledig⸗ 
lich in Beziehung auf den Eigenthumserwerb an den Früch⸗ 
ten, den der Nießbraucher durch bie Perception mache; fie ſetzen 
Daher bei diefer Perreption als in ihr begriffen durdans 
den Animus Domini voraus und es laͤßt fi in ihmen das „per- 
eipere“ ger nicht anders überfegen, als durch: die Früchte als 
Einzelfachen in die Gewalt bringen, um fie nun ald Solche für 
fi) zu haben und zu behalten. Das Gleiche ift der Fall, wenn 
die Quellen beim Pachter, beim redlichen Befiger einer Sache 
und auch beim unreblichen von percipere frustus fprechen; fie 
verftehen darunter bag Anfichnehmen der Sache in der Abficht, 
fie zu behalten, und wenn fie dieß auch nicht immer mit bür- 
ren Worten fagen 8: fo Tonnten fie doch vorausfegen, daß man 

5) Bergl. 3.8. D. VII, 1 de usufr. 2.12 6.5. VII, 4 quib. mod. ususfr. 
1. 13. XXAE, 1 d. usur. .25 8.1. 3. II, 1 de R. D. $. 86. 
6) Wenn 3. B. Heimb ach S. 80 fagt: „Solange die Frucht auf dem 
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e8 bei der Frage, wann und wodurch ein Pachter Eigenthü- 
mer der Früchte werde, ferner wie es beim reblichen und un- 
reblichen Befiter einer Sache (der ſich die Hauptſache und fomit 
auch die Früchte zueignet) zu halten fey, wenn er die Früchte 
pereipirt habe, gar nicht anders verfieben Töune und deßhalb 
auch nicht anders verſtehen werbe. 

Sprechend find in diefer Beziehung auch noch andere Stellen. 
Es gibt 3. B. Fälle, in welchen der in Güter des Erben einge- 
wiefene Vermachtnißnehmer die Früchte aus denfelben für fi 
ziehen und ſich aneignen darf (gegen Abrechnung auf feine For⸗ 
berung), andere Fälle dagegen, in welcden er bie nicht darf; 
bie erfiere Befugniß wird einfach dur „fructus percipere“ 
bezeichnet, fo daß bier alfo gerade das Sichaneignen oder Für- 
fichbehalten ald wefentlicher Beftandtheil des Begriffs von per- 
cipere fructus vorausgefegt wird; in den legteren Fällen ba- 
gegen wirb blos von „cogere fructus coactosque servare“ 
gefprochen; D. XXXVI, A ut leg. serv. 1.5 $.46 vergl. mit 
$. 22 eod. Ebenſo ift in ganz gleicher Weife, wie in ben 
erfteren Fällen, „fructus pereipere“ gebraucht in D. XLIL, 4 
quib. ex caus. in poss. I. 7 $. fin. Eben deßhalb begreift 
auch die in den Pandecten mehrfach ausgefprochene Regel: „qui 
„voluntate domini fructus percipit, suos faeit“ unter dem 
percipere nicht das bloße Ergreifen der Frucht als Einzelfache, 
jondern auch noch dazu die Abficht, die Frucht für fih, um fie 
als eigen zu haben, zu ergreifen. Denn wie follte man durch 
Apprebenfion einer Sache Eigenthümer berfelben werben, wenn 
man nicht die Abſicht hat, die Sache ale Eigenthümer zu haben? 


I — 





„Ader fteht, wird fie vom Eigenthum und Befitz des Grundherrn angezogen; 
„dieſes Verhaͤltniß ändert ſich natürlich nicht 'cher, als bis die, weldhe ihr 
„Benützungsrecht vom Eigenthümer ableiten, vermöge des ihnen geftatteten 
nPerceptionsrechts die Sruchtförper als Eingelfachen ergreifen, wodurch dieſe 
„dann in ihre Eigenthum übergehen:“ ſo wird Derfelbe doch damit einver: 
fanden feyn, daß durch das blofe Ergreifen der Fruchtkoͤrper der Pachter 
und der Nießbraucher nie Cigenthümer derfelben würde, fondern daß er ed 
nur wird, weil er fie ergreiftin der Abficht, fie für fich zu erwerben und 
zu haben. Das Perceptionsrecht muß alfo die Beſugniß zum Ergreifen 
der Frucht, um fie fih anzueignen, enthalten, 
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Nur der Befis im engeren Sinn fann hier zum Eigenthume 
führen und dazu ift der Animus Dommi nöthig. Wollte man 
bie laͤngnen, wollte man bei jener Regel mit Heimbach unter 
dem percipere blos das Ergreifen der Frucht ale Einzelfache 
ohne den Animus Domini verftehen: fo würde man auf ganz 
eigene Gonfequenzen fommen. Wenn ich 3.3. meinem Taglöh- 
ner den Auftrag gebe, für mic Früchte zu fehneiden und einzu⸗ 
heimfen : fo würde er es feyn, der zunächſt bie Fruchtkörper als 
Einzelheiten’ ergreift; er würbe alfo nah Heimbachs Begriff 
von Fruchtperception voluntate domini fructus percipere; alfo 
müßte man von ihm fagen: fructus suos facit? Gerade jene 
Regel der Pandecten beweist wohl am Entfdhiebenften, daß ber 
technifche Percdptionsbegriff weſentlich die Abficht, die Früchte fich 

anzweignen, in ſich fehließt. 

Als zweiten Grund führt Heimbach für feine Behauptung 
an die Stelle in Paulus Sent. I, 43 B. $..8 („possessor 
„hereditatis, qui ex ea fructus capere vel possidere 
„neglexit, duplam eorum aestimationem praestare cogitur‘‘); 
indem er fagt: „Schon Paulus unterfiheidet fehr genau zwifchen 
„tructus capere, was offenbar mit percipere identiſch ift, und 
„possidere, was dem Zufammenhange nach nur von dem Er- 
„werb des Befiges und zwar. nad) dem allgemeinen Sprachge⸗ 
„brauche der claffifchen uriften des juriftifhen verflanden 
„werben Tann; Damit ift aber zugleich für das fructus capere 
„der Animus Domini geläugnet, welcher einen wefentlichen Be⸗ 
„ſtandtheil bes juriftifchen Befiges ausmacht.” 

Wenn, wie Heimbach glaubt, durch biefe Stelle für fructus 
capere und fomit nad feiner Unterfiellung aud für fructus 
percipere der Animus Domini geläugnet würde: fo würde 
er dadurch vfel. weiter gehen, ale in feiner eigenen Anficht Tiegt, 
und jedenfalls als irgend gerechtfertigt werben kann. Auf feinen 
Hall liegt in percipere und capere fructus eine Negation 
des Animus Domini. Denn fonft wäre ja ein percipere und 
capere nicht vorhanden, fobald zu demfelben der Animus Do⸗ 
mini Binzufommen würde, und die Stellen, welche 3. B. dem 
Nießbrauder und dem Pachter dad Eigenthum ver Frucht zu- 
ſchreiben, fobald er fie percipire, würden bann fagen, er werbe 
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Eigenthümer, ſobald er fie ergreife, ohne die Abficht zu ha— 
ben, fie ind Eigenthum zu erwerben. Dieß wirb aber Heim⸗ 
bach ſelbſt nicht behaupten wollen, So würde Daher das capere 
fructus jebenfall® auch das Ziehen der Frucht mit dem Animus 
Domini umfaffen. Uebrigens ift ed mohl feinem Zweifel unter⸗ 
worfen, daß Paulus gerade in dem Halle, von bem er fpricht, 
mit capere fractus ein percipere in dem von mir behaupteten 
Sinne verband d.h. davon ausging, der Befiger der Erbſchaft 
babe in Beziehung auf bie Früchte, die ex zicht,_diefelbe Abſicht, 
weiche er in Beziehung auf die Haupiſache hat, die er befitt, 
und daß er daher durch das vel passidere nur bad capere 
näber beftimmen wollte, eine Bebeutung, in welcher das vel ja 
wicht felten vorfommt. Hiernach ſagt bie Stelle wohl nichts an⸗ 
deres, als: die in derfelben genannte Folge treffe den Befüger, 
welche ed vernachläffigte, Früchte zu ziehen ober bie gezogenen 
gruchte in ſeinem Beſitze zu erhalten br, 

Noch weniger, glaube ich, kann man in einer anderen Be- 
ziehung der Ausführung von Heimbad beiflimmen. Er be- 
bauptet ©. 76 f., „die Befugniß, Früchte zu percipiren, fey ein 
„Ausflug des juriſtiſchen Beſitzes“ und zwar jedes juriſtiſchen 
Befitzes; er geht alfo fo weit, dem unreblichen Befiter, felbft 
dem Diebe, geradezu die Befugniß zur Fruchtperception zuzu⸗ 
ſchreiben. | 

Sn Feiner Stelle unfrer Quellen wird dem juriftifchen Be⸗ 
figer al8 Solchem blos und allen, weil er jurifiifiher Wefiger 
it, eine Befugniß zugefchrieben, Früchte für ſich zu ziehen. 
Der redliche Beſitzer hat allerdings dieſe Befugniß, aber Teines- 
wege blos und allein, weil er juriſtiſcher Beſitzer ift, ſondern 
weil er Beſitzer im guten Glauben if; im Kalle des von 
Heimbad angef. $. 4 der Fragm. Vat. wird dem Befiser 





6a) Als ich ſchon im Begriffe war, dieſes Heft an bie Druckerei abzu- 
geben, befam ich die tüchtige Recenfion zur Hand, welche M. v. Buchholtz 
über Heimbachs Schrift in Schneiders krit. Jahrbb. für Rechtswiſſenſchaft 
Jahrg. VIII, 1844 ©. 501 lieferte. Ich freute mich aus derfelben zu fehen, 
daß auch Buchholtz in der oben angef. Beziehung mit Heimbach nicht über: 
einftimmt, and namentlih a. a. DO. &. 518 die Stelle von Panlus auf bie: 
felbe Weiſe auslegt, wie ich es oben ihat. 
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diefe Befugniß zugefchrieben, nicht weil er Befiger ift, ſondern 
weil er voluntate dominae percipit. Und was fagt Heimbad) 
vom unredlichen Befiger? Er verwechfelt bier die faetiſche 
Pereeptions möglichkeit mit der juriſtiſchen Perceptions be fug⸗ 
niß, indem er fagt 7: vom unredlichen Beſitzer heiße es in den 
Quellen: „bag er pereipiendo fructus suos non facit (D. de 
„asur. 4.25 pr.); es werde alfo dadurch zwar der Eigenthums⸗ 
„erwerb, nicht aber die Perceptionsbefugniß in Abrede geftellt.“ 
Allein geht denn jene Stelle irgend von einer Befugniß bes 
unreblichen Befigerd aus, Früchte zu percipiren? Sie ſpricht 
blos von dem Falle, wenn er fructus perceperit, d. h. wenn 
er Früchte für fich gezogen und fi) dadurch angeeignet hat, alfo 
6108 von dem äußeren Factum der Perception. „Außerdem“ — 
fährt Heimbad fort — „wird in der Eigenthumsklage mehr: 
„fach bezeugt, daß der unrebliche Befiger die percipirten Früchte 
‚zu vergüten hat; das ift aber völlig unerklärlich, wenn wir ihm 
„nicht die Perceptionsbefugniß zufprechen.” Sch geftehe, daß es 
mir völlig unerflärlich if, wie Heimbach das Legtere aus dem 
Erfteren folgern fann. Der Dieb z. B. muß die Sadye, die er 
geftohlen hat, dem Eigenthümer vergüten; folgt wohl aus biefer 
feiner Berbindlichkeit, dag er befugt war, die Sache zu ftehlen ? 
Endlih meint Heimbach, der Umftand, daß der unrebliche Be⸗ 
fißer Früchte, welche er hätte percipiren fönnen, aber nicht per- 
cipirt hat, zu rveflituiren verbunben fen, fee voraus, „baß er 
„unter gewiffen Umftänden fogar bie Verpflichtung habe, bie 
„Frucht anſichzunehmen; wenigſtens reduciren bie Roͤm. Rechts: 
„quellen die Verpflichtung zur Reflitution der Ftuctus percipiendi 
„geradezu auf Culpa.“ — Die Berpflitung, für Fructus pers 
einiendi einzufteben, heißt nur: bein wahren Berechtigten für bie 
ihm durch das Vorenthalten der Hauptfache entgangenen Früchte 
Erfag geben müflen. Soweit bierbei diefe Verpflichtung auf 
Culpa des Befiters reducirt wirb, Hat dieß nur bie Bedeutung, 
daß der Befiger nidht für einen größeren Schaben verantwortlich 
gemacht werben foll, als weldher ihm wirklich imputirt werben 
fann. Bon einer Verpflichtung, die Früchte anfihzunehmen, 


7) A. a. O. © 7. 
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ift bier nicht die Rebe, fondern von einer Verpflichtung, für bie 
Früchte Erfag zu geben, die er deßhalb nicht herausgeben 
fan, weil er fie nicht z0g und dem Eigenthümer der Hauptſache 
durch Borenthalten der Sache die Möglichkeit nahm, fie felbft 
zu ziehen, und dieß wird in manchen Källen fogar fo weit erftredt, 
daß der Befiger auch für die Früchte einftehen muß, welche der 
Eigenthümer nad) feinen Berhältnifien gezogen hätte, wenn er 
die Hauptfache in feinen Händen gehabt haben würde. 

Nicht entfernt liegt aber allen dieſen Beflimmungen der Ge- 
danfe zu Grunde, daß eigentlich der unrebliche Beſitzer als Sol- 
cher ein Recht habe, bie Früchte zu percipiren. Freilich Tann 
und darf, folange ihm die Hauptfache nicht rechtskräftig aberfannt 
ift, Niemand ihn im Percipiren der Früchte flören, weil Jeder 
in ben factifchen Zuftänden, in denen er fich befindet, fo lange 
zu ſchützen ift, bie fein Unrecht nachgewiefen undYgerichtlich aus⸗ 
gefprochen wird. Iſt aber dieſes gerichtlich ausgeſprochen: fo ift 
auch eben damit erkannt, daß er nie ein Recht hatte, bie Früchte 
zu percipiren, und eben deßhulb muß er für fie Erfag geben, 
auch wenn er fie nicht mehr hat. 


N. 
Biehbare Früchte (fructus percipiendi). 


Wer für Fructus percipiendi (ziehbare Früchte) ein- 
zufteben hat, kann möglicherweife für Doppeltes einſtehen müffen: 
1. für den Ausfall an Früchten, welcher durch die bloſe Unter: 
laffung des Einfammelns und Einheimfens der an der Sache 
erwachfenen Frucht, alſo bios des Erndteng der zur Ernbte 
reif gewordenen Frucht entftand, oder auch fogar 2. für die. Durch 
Unterlaffung der Thätigkeit, welche zur Erzeugung ber Früchte 
nöthig ift, alfo 3. DB. des Säens, Pflanzeng, entgangenen Früchte. 

Meines Wiffend war man bisher darüber einig, baß bie 
Verpflichtung, für die Fructus percipiendi einzuflehen, ſich auf 
Beides beziehe, Hiergegen erklärt fi nun aber Heimbach 
a. a. O. ©.474 f., indem er behauptet, daß für Fructus perci- 
piendi haften müffen nur fo viel heiße: für folche Früchte haften 
müſſen, welche der Sache bereits entwachſen find, aber vom 
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Beſitzer vernachläßigt wurben und deßhalb umergegangen find ; 
alfo befchränft er es blos auf die unter Nr.4 angeführte Unter⸗ 
laſſung, fo daß ein unreblicher‘ Befiger: eines fremden Grund⸗ 
ftüdes, welcher daffelbe Jahre lang ganz brady liegen läßt, dem 
Eigenthämer des Gutes für die Früchte, die durch gehörige Be: 
wirtbichaftung des Gutes hätten gezogen werben fönnen und bie 
der Eigenthümer, wenn ihm das Gut nicht vorenthalten worden 
wäre, gezogen. haben würde, in feiner Weife zum Erjage ver⸗ 
bindlich waͤre. 

Mir ſcheint dieſe Anſicht durchaus unhaltbar u fon. Fr 
die Frage eine fehr practifche if, ergibt fi aus dem eben, ans 
gegebenen Refultate, auf das dieſe Anſicht führen würde. 

Heimbach ließ ſich zu feiner Anſicht wohl durch die bloſe 
Beachtung des Endpunktes der fractuum  pereeptio verleiten, 
Weil frnetus percenti folche Krüdte find, welche man als Ein- 
zelfachen ergriffen bat: fo follen fructus percipiendi ſolche 
feyn, welde man als Einzelfahen hätte ergreifen können, 
welche alfo der Sarhe bereits entwarhfen un nicht perei⸗ 
pirt werben; nur der Mangel biefe® legten Acts werde fomit 
bei den Fructus, percipiendi zum Borwurfe gemadt, die Unter 
laffung der Exrndte, nicht aber Die Unterlaſſung ber zur Erzeugung 
der Früchte, nothwendigen Arbeiten. — Stellt man ſich aber am 
zunächft blos auf den. Standpunkt diefer Argumentation: fo folgt 
body aus der Prämifle nicht Die gegogene Conſequenz. 

Wenn Fructus pereipiendi Krüdte find, die man als Einzel« 
farben hätte. ergreifen können, aber nicht ergriffen batı fo kann 
der Grund, aus weldem man fie hätte ergreifen kön— 
nen, ein doppelter ſeyn. Mean hätte fie. ergerifen: tönmen, weil 
fie gewadhfen find GHeimbach's alleinige Unterßellung); 
man hätte fie.aber auch ergreifen Tönnen, weil man fie hätte 
zum Wachsthum bringen fönnen. Der Grund.des Nichts 
ergreifens ift fomit ebenfalls ein doppelter: weit mon- entivgber 
bie gemachfenen Früchte vernachläffigte oder weil man es ver⸗ 
nachläffigte oder dem Berechtigten die Wöglichkeit entzog, Früchte 
zum Wachßthum zu bringen. In dem Ausdrucke der Nöm. Duch 
len „fruetus, qui pereipi patuerund;“ liegt too dem Wort⸗ 

Wächter: Erorterangen. I . u —A 
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fine nach Beibes; ein Grund zu einer Beldrinfung müßte erfi 
nachgewieſen werben. Dieß hat aber Heimbach nit gethan. 
Zwar bemerkt Heimbach 8. 175: „Nirgende fagen Die 
„OQuellen, daß der Befig einer fremden Sache verpflichte, auf 
„ihr Arbeilen zum Zwede der Früchteerzeugung vorzunehmen.“ 
Allein abgeſehen davon, daß Heimbach's Beiſpiele ſäͤmmilich 
vom redlichen Beſitzer der Henptſache (ehe gegen ihn geflagt 
wird). pergenommen find, welcher gar nicht für die Fructus pers 
eipiendi haftet, und vom befchenften Ehegatten, bei welchem ein 
ganz beſonderes Verhältniß obmatter: ſo it überhaupt bei den 
Feuckus perciplendi don eıner eigenttichen Berpflichtang, Frücht e 
zu erzeugen, fo wenig bie Rebe, afs von emer Berpfikhiung, 
Die: entwachfenen Früchte wisttich zu ziehen. Die. Berpflich- 
tung, von der hier die Rede iſt, iſt lebigkich Die, dem mahren 
Berechtigten Die Hauptſache nicht vorzuent halten, und 
daraus folgt dann bie: weitere Berpflichung, dem wahren Be⸗ 
rechtigten für die Fruchte Erfag zu geben, die ihm durch die: 
fes Vorenthalten entgehen, und deßhalb ihm die perripirten Früchte, 
ſoweit fie noch vorhanden find, herauszugeben und. für die ver⸗ 
zehrten und für Diejenigen, welche aus der Sache ſich hätten per⸗ 
tipiren laſſen aber nicht pertipirt wurden, Erſatz zu leiſten. Der 
Maaßſtab, nach welchem diefed pertipiren Können: beurtheilt wird, 
iſt in verfchledewen Berbäimiffen ein verfchievener und dieſer bes 
ftätigt ed noch hefonderd, daß bei den Fructus percipienbi von 
einer eigenstihen Verpflichtung zu percipiren nicht bie Rede 
it, wie dieß am Schluſſe dieſer Ausführung näher gezeigt wers 
den wid. Ä 
Ueberhaupt aber laͤßt ſich auch noch auf andere Weife nach⸗ 
weifen, daß die Quellen die Fructus yercipiendi in bem audges 
dehnteren Sinne nehmen, ven Heimbach in Abrede zieh. Man 
Eönnte. dafür Schon anführen, daß die Frucius percipiendt in ben 
Duellen näber beſtimmt werden dur) „qui pereipi honeste 
potueruns“ (li. 35 pr. de R. Vind. Paulus Sent. I, 13 A. 
5.:9)5 denn bei Früchten, die der Sache bereits entwachſen find, 
Tonm nicht wohl die Frage entfliehen, ob fie honeste percipi 
potuerant, wohl aber konnte dieſe Frage emßehen bei Früch⸗ 
ten, von deren Vorbereitung und Erzeugung es ſich erſt handelt. 
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Auf das GEntſchitdenſte aber wird Heimeb ache Anſicht wiberlegt 
durch Sie Stellen, welche zu den Frucius petcipiendi ’andd ſolche 
Srhcte :zählan;, die man hätte ziehen Tönnen, wenn bie Haupt⸗ 
fache nicht untergegangen wäre, und butih Das, was bie Quellen 
über ziehbare: buͤrgerliche Fruͤchte ſagen. In erfierer Hinſicht rech⸗ 
net bie 4. 833 d. R. Vind. ausdrücklich zu den fructus qui per- 
eipi.pötnerunt: diejenigen Früchte, welche ber Eigenthũmer aus 
ver durch Abficht oder Fahrläſſigkeit ves Befigers zu Grunde 
gegangenen Sache bis zur Blllung des Erkemtniſſes Uber ben 
Eigenthumsprozeß hätte gewinnen "önnent ſie fagt: „Fruetus 
„udn modo percepti, 86d et qui peroipi honekte pötuerunt, 
yadrtimandi sunt: ‚et-ideo, si Jol6 aut eulpà possessoris 
„res Setlta: perierit,  verlorem :putat‘ Pönmponkus’ Trebatit 

ꝓoninionem, putantis eousque ffuctuum rationem häbendam, 
„quousque haberetar, si non:perlisset; id est ad rei judi- 
„taudae tempus;.quod et Juliano placet." Hier iſt offenbar 
nicht: btos von Feuchnen die Nude, welche fiyen:der: Sache ent 
waihfen waren und Die man nur als Solche vernuchiäfflgte, (nicht 
blos von einer culpoſen Unterlaffung des Einſammeins und des 
Beſitzerwerbens foldher Früchte. (worauf Heimbach ©; 475 die 
Berpflichtung, für petripiendi Fructus einzufteben, befehränft), ſon⸗ 
ben vom Erſatze aller der Früchte, welche in der ganzen Zwi⸗ 
fhenzeit : überhaupt aus der Hauptfade hätten gezogen werben 
fönnen. Eben fo. entfchieden fpridyt gegen Heimbach Das, mas 
Sie Quellen. in Beziehung auf die f.g. bürgerlichen Früchte fagen. 
Auc, bier foll der unredliche Beflger einftehen für die „pensio- 
nes;. quas percepit. aut. pereipere poterat‘“ (U. HI, 92. d: 
rei: vind. cst. 5). Dieß bezieht: Heimbach conſequent nur auf 
„ſolche Miethgelder, die: fällig : geworden, aber vom unredkichen 
„Befiger nicht erbpben worden find,” alfo-nicht anf die Berpflich⸗ 
tung, für foldhe Miethgelder einzufteben, die der Befiger durch 
Bermiethung hätte ziehen können, aber deßhalb nicht gezogen 
bat, weil er die Vermiethung unterließ. Allein von Anderem 
äbgefehen, was gegen biefe Anſicht fpricht: fo wird fie wohl ent- 
ſchieden widerlegt durch bie 463 d. R. Vind. Denn in dieſer) 


9 „Si navis a malae fidel possessore petatur, et fructus sestimandi 
„sunt, ut in taberna et area, quae locari solent. Quod non est ei 
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if, doch, ganz befimmt geſagt, daß hei Sachen, qune Iocari s0- 
lent, ber unrebliche Beſitzer derſelben dem Eigenthümer für bie 
Wietbgelder einzuſtehen habe, die er durch Ber miethung der 
Sache hätte ziehen fönnen ’ =). 

Mit diefer unrichtigen Anficht von Heimbach ‚hängt auch 
zufammen, daß.er den verfchiedenen Maaßſtab, welchen vie Quel⸗ 
ten für die Fructus percipiendi nah deu verichiebenen -Berhält- 
niffen feflfegen, in Abrede zieht, und die Meinung, welche einen 
ſolchen verfchiedenen Maapftab annimmt, eine „ganz vermwerfliche 
„und offenbar nur auf einer falichen Auffaffung des Begriffe 
„der percipiendi Fructus berubendg” nennt. Aus Heimmbahs 
Begriff von percipiendi. Fructus Fönnte- man dieß folgern; allein 
biefer ift eben als ein zu beishränfter wachgerwiefen worden. - 

Unſre Quellen. unterfcheiden nämlich folgenden doppelſen 
Magßſtab für bie Beurtheilung der Fructns percipiendi: 

4.. Durch Fructus percipiendi Lönnen bezeichnet werden foldhe 
Früchte, welche Der Berechtigte in feinen Verhältniſſen hätte 
ziehen koͤnnen und nach feinen Gemohnbeiten gezogen haben 
würde, wenn er die Hauptſache in. Händen gehabt hätte, welche 
ex aber nicht gezogen bat, weil ihm ein Drüter die Sache vor⸗ 
enthielt, Nach dieſem Maaßſtabe beurtheilen die Quellen bie 
Fructus perriviendi und nehmen fie in dDiefem Sinne bein un⸗ 
veblihen Befiger einer fremden Sache. Diefer hat: dem Eigen⸗ 
thümer der Haupiſache bie Früchte zu erfeßen, welche der Ei⸗ 
genthümer auf die angegebene Weife hätte zieben können. Es 
wird alſo hier die ziebhare Frucht nad) den Verhältniſſen des 
Eigenthümers der Sache bemeffem: Dieß fagt: ganz unzweifelhaft 
bie 7.62 $..1 de. R. Vind. in den Worten: „Generaliier au- 
„tem, cum de fructibas aestimanidis. quaeritur ,.. constat 
„Animadverti debere, non an malae fidei possessor fruitu- 





„gontrarium,  quod de pecunia depesita, quam heres ‚non, aftingit, 
„usuras praestare non cogitur; nam etsi maxime vectura, sicut usura, 
„non natura pervenit, sed jure pereipitur : tamen ideo vectura desi- 
„derari potest, quoniam periculum navis possessor petitori praestare 
„NOR ‚debet, eum pecunia periculo dantis foeneretur.“ 
. 13) Bergl. nuu auch v. Buchholg, welcher in der oben gugef. Recenſion 
7 518 f. im Refultate ganz mit weiner Anſicht zufammentrifft, . 
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„raus Sit, 'sed.'än petiter frai potnerit, si-ei possidere li- 
„enisset; quamsententiäm-Juliänns quoque probe.“ Ebenfo 
fagt die cst: AO. VIII, A unde vi in Beziehung auf’dte causa 
rei, für weldhe der Beklagte einzuſtehen bat: „in qua fructus 
„etlam, :quos vetns possessor perecipere potuit, non 
„tantum quos praede percepit, venire non ambigitur* (vrgl. 
auch D. IV, 2 quod met.. cansa'l. 12 pr.) Was kann nun 
aber dieſe Ruckſicht auf die Perfon des Klaͤgers, des Berechtig⸗ 
ten, bedenten? Doch nur die Ruͤckſicht auf Das, was derſelbe 
nad feinen Verhaͤltmiſſen, wenn die Sache, die ihm vorenthal⸗ 
ten wurde, | im feinen Handen geweſen waͤte, aus ihr haͤtte zieben 
ronnen ?), 

2) Heimbach. gibt auch zu, daß die Röm Huriften „bie Früchte nicht 
„nach der Perſon des Beklagten abſchaͤtzten, ſondern vielmehr dabei die des 
„Klägers berückſichtigten und demnach dem Beflagten die Herausgabe alfer 
„Früchte zumutheten, welche Diefer (Iener) aus der Sache hätte ziehen fün- 
„nen, wofern er fie von Anfang zur Benützung gehabt hätte.“ Allein dieß 
ift keineswegs allgemein der Fall, wie aus dem im Terte Musgeführten hers 
vorgeht; unb dann legt Heimbach biefe Beziehung auf bie Perfon bes 
Klägers nnd. die Früchte, die Diefer aus der Sache Hätte ziehen können, 
wofern er fie von Anfang an zur Benüpung gehabt Bät’e, auf eine wohl 
nicht zu rechtfertigende Weile aus, nämlich dahin: „Der. Kläger hat zu’ be: 
„weifen, daß die Frucht zur Eriftenz gekommen iſt, und der Beklagte 
„biefe zu erſtatten, wofern er nicht durch den Beweis der Ditigeng oder — 
„was daffelbe iſt — des Caſus von dieſer Verbindlichkeit frei‘ wird. Juſo⸗ 
„fern wird der Fruchtbetrag nur nach Her Berfon des Klägers, nicht nach 
„ber des Beklagten abgefchätzt.“ Ich gefiche, nicht einzufehen, wie hierin 
eine Abſchaͤtzung des Fruchtbetrags nach der Perſon des’ Klägers: liegen 
fol, Dae wird neun Hier nach ber Berfon des Klägers beſtimmt oder er: 
meſſen? Wenn übrigens Heimbach ©. 184 der vorhin aus ihm angef. 
Stelle noch betfügt: „Denn daß Diefer (der Beklagte) durch Caſus frei'wixd, 
„verfteht ſich von felbft, weil ja biefer auch den Kläger Betroffen haben 
„wärbe, wenn er von Anfang an im Beſitze der Sache gewefen wäre:“ fo 
AM dagegen zu bemerken, daß bie: leßtere Unterflellung in manchen Fällen 
kelneswegs zutreffen wird. Denn bei manchen Zufälfen läßt ſich wohl nach⸗ 
mwelfen, daß bie Sache von ihnen nit betroffen worden wäre, wenn ber 
Kläger fie in Händen gehabt haben würde; namenttich wird dieß häufig bei 
beweglichen Sachen vorkonimen, 3. B. wenn etme felde im Hauſe des Be: 
Hagten, in welchem ein Brand ausbricht, verbrennt; aber auch bei unbeweg- 
lichen "Sachen iſt es möglich, 3. B. wenn ein Dritter das Hans, das ber 
Beklagte" befipt, aus einer lediglich gegen Diefen gerichteten Bosheit anzuudet. 
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,2. In anderen Fällen dagegen if Das Mament der Beur- 
Aheilemmg her percipiendi Fruetus die Perfon Deiisu, ber fün fie 
Erſatz geben muß, und der gewöhnliche Fleißß, deu cin ſorgſamer 
Mann in folhen Dingen anzuwenden: pflegt, d. b. der Exriak- 
pflichtige wirb nur zu Dem verbunden, wad er in feinen: Ber- 
bältniffen als forgfältiner -Hausvater hätte ziehen können. Dieß 
it dar Hall beim redlichen Befiger 3.von der Zeit an, in welcher 
er auf. Herausgabe der Sacho belangt wurde, Daß Diefer bins 
hierzu und nicht zu mehr verbindlich wird, Hegt: gms in dem 
Princip überhaupt, auf welchem fein Haften für Suche und Fruͤchte 
von der Einſeitung des: Prozeffes an beruht (I, wein Handbuch 
3. II. $. 63). Auch bedienen fich bier die Quellen Hetd mm 
folher Ausdrücke, welde auf eine weiter gehende - Berpflichtung 
nicht bezogen werden fönnen; fie machen ihn blos für Das ver- 
bindlih, was er percipere potuit ober was er culpa sua non 
percepit ?; er bat bier blos für vernachläffigte Früchte zu 











3) Wenn Heimbach a. a. D. ©. 161 fagt: „es verkößt gegen klare 
Geſetze, wenn ber redliche Beſttzer feit ber Litisconteſtatio in der Cigen⸗ 
tänmsflage anders behandelt werben foll, als ber untebliche vor berfelben :“ 
fo ift Die nur ale Regel richtig: daß aber biefe Regel ihre Ausnahmen 
bat, beweifen u. A. D. deR. Vind: 1.15 6.11.27 6. 4 I. 21‘ oral: mit D. 
de H. Pet. I, 40 pt. Es ift mit jener Regel gerade, wie mit der Regel: 
ut past acceptum judicium id actori praestetur, quod’habiturus esset, 
si eo tompore, quo petiit, restituta esset res; Als Regel wire fte aller: 
dings. in den Quellen ausgeſprochen; allein fia iſt keineemegs eine aummahmds 
Ioje.. Brgl. 2. 48 pr, cit. und mein Handbach B, II G. 63. - 

4) C. Ill, 31 d. H Pet. cat. 1:8. 1. Schwierigkeit ſcheint bier blos zu 
machen J. IV, 17 8. 2, indem es dort Keißt: „Illorum fruetumm, quos 
„culpa sua possessor non percep&rit, sive iHlorum, quas persoperik, 
„in utrague actione eadem ratio paene habeter, si praedo faerit. Si 
„vero bona fide possessor fuerit, non habetur ratio neque 6onsum- 
„torum, neque non perceptorum. Post inchoatam autem. pelitionem 
„etiany illorum fructuum ratio habetur, qui culpa poasessoris percepti 
„nen sunt, vol percepti consumti sunt.“ Denn. bier fdyeinen beide Be⸗ 
figer, der unrebliche und redliche, gleich behandelt zu werden, Wein es iſt 
zu beachten, daß die Stelle blo6 in Beziehung auf den redlichen Beſitzer 
eine beftimmte Entſcheidung gibt und fagt, er hafte nur nach beganmenem 
Prozeſſe für Früchte, qui culpa possessoris poroepti non annt; fiber. Das, 
ir was ber praedo zu haften bat, wird eine genamere Entſcheidung nicht 
gegeben, jonbern nur im Allgemeinen der Früchte erwähnt, quos culna sun 
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haften (nur für dieſen Fall paßt der Ausdruck „vernachläffigte 
Früchte” für die Fructus percipiendi, den Manche ganz allgemein 
für bie Fructus percipiendi gebraugen). 

Diefen doppelten Maaßſtab bei der Beurtbeilung Deflen, was 
zu den Fructus percipiendi gehört, nehmen wohl auch die Mei- 
fen unfrer neueren Schriftfteller an, fo namentlih. Weber in 
Höpfner’s Comment. $. 333. Note * Glück Vand. Comment, 
VII S. 262 Thibaut Pandectenr. $.181 a. E., $.709 Nr. 4 
Wening-Ingenheim Civil. 5. Ausg. I $. 121 S. 300 
Mühlenbruch Pandectenr. II 8. 274 Nr. I v. Bangerow 
Pand. 1 $. 333 ©. 585, 586 Goͤſchen Vorleſſ. II 8. 238 bei 
Note 5 und 8 da, 





possessor non perceperit, ohne zu beſtimmen, baß ber praedo blas'fkl 
für dieſe zu haften habe. : Wie. e8 haher mit Dem, was. über bie Culya 
hinausgeht, zu halten ſey, If aus anderen Stellen zu ergänzen, namentlich 
aus den unter Mr. 1 angel. und beſonders aus dem Grunbfage in 2. 40 
pr. D. d. H. P. und aus 2. 17 8.1 d.R. V., Stellen, welche in den ent 
fchledenften Widerſpruch mit jener Anftitutionenfteile kommen würden, wenn 
man Letztere dahin verftehen wollte, daß auch ter’ praedo blog -für bi 
Früchte bafte, quos culpa sua non perceperit. 

43) Dagegen verwirft nun v. Buchholtz in derangef. Recenflon 8,317 f, 
wie Heimbach, den doppelten Maaßſtab. Zwar iſt zugugehen, daß, :wie 
NVuchholtz bemerkt, auch beim unredlichen Beſitzer, wann von feiner Mer⸗ 
pflichtung zum Erſatze der Fructus pertipiendi bie Mebe iſt, bieweilen der 
Ausdruck ſruotus, quos percipero potuit, gehraucht wird z.B. est. 5 de 
rei vind. Allein ich glaube, daß dieß ſo zu erklaͤren iſt: wie wix Ja All⸗ 
gemeinen durch Fructus perclpiendi fowohl. beim. redlichen, als unredlichen 
Veſitzer die Fruchte bezeichnen, welche er zwar nicht gezogen, füu Die. abez 
doch Erſatz au geben hat, wiemohl wir aynehmen, daß dieſe Früchte hei 
dem unreblichen Beñtzer nach anderen Momenten zu. beflimmen ſind, 0/4 bei 
dem zerlichen, und die Ziehbarkeit im erfleren Falle eigentlich zunaͤchſt auf 
den Eigenthümer,: im letzteren auf den Befitzer gebt; fo ſcheinen auch Die 
Röm. Jarien gewöhnlih für die Sache der Kürze wegen Auadrück⸗ gps 
braucht zu haben, welche nicht ganz. ſcharf bezeichnend und, entweder jo ung 
beftimmt find, wie. der bei ung gebräͤuch/liche, »-B. fruchıs ,' qui- pergipä 
potuerunt, oder nur das Minimum ausſprechen, Tür weldhes ked.er Beflger 
haften muß, 3. B. fruetus, quos Possesser percipere potuit ader dehuit, 
Beim vedlichen Beſitzer nun gebrauchen; fie. blos ſolche Ausdrücke, geben 
alfo nie über das. Minimum, über die Culpa des Beſfitzers hinaus; „beim 
unredlichen aber gehen fie in anderen Stellen noch welter, und⸗legen (wie 
auch X. II, 13 de restit. spol. c. 14) uſcht Bios den Madofiſtah feiner. Guy 
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| IM. 
But Frage über den Bezug der Früchte des lebten 
Jahres, namentlich der Grundgefälle. 


Steht Jemanden vermöge felbftfländigen dinglichen Rechts 
der Fruchtgenuß einer Sache zu: fo wird, wenn fein Recht er- 
tifcht, die Frage wichtig, ob und wie zwiſchen ihm und dem neuen 
Sruchtberechtigten die Früchte des legten Jahres, in welchem die 
Endigung des Rechts eintritt, zu theilen find. Namentlich if 
diefe Frage von Wichtigfeit beim Nießbrauche, indem von dem 
Augenblide an, an weldem das Nießbrauchsrecht (3. B. durch 
den Tod bes Nießbrauchers) erliſcht, ſofort auch die Befugniß, 
die Früchte der Sache zu ziehen, für den Nießbraucher und ſeine 
Erben aufhört und dieſes Recht ſich wieder mit dem Eigenthum 
der Sache verbindet, alfo dem Eigenthümer wieder zukommt. 

Bei den natürlichen Früchten einer Sache fann die Ent: 
fcheidung der Frage nad unfren Quellen und nad der Natur 


zu Grunde, fondern die Rüdficht auf Das, mas fein Gegner, der wahre Bes 
rechtigte, nach feinen Verhältniſſen als guter Hausvater gezogen haben würbe, 
wenn er die Sache in Händen gehabt Hätte. — Gerade diefes Leutere und 
die in den Roͤm. Quellen fonft anerkannten allgemeinen Grundſaͤtze fcheinen 
mir der Hauptpunft zu feyn, der gegen bie Anfiht von Buchholtz und 
Heimbach ſpricht. Nah Buchholtz S. 518 foll der Maaßſtab, nach 
weichem bie Fructus vereipiendi zu beflimmen finb, durchaus blos die dili- 
gentia diligentis patris fam., alfo die Culpa des Beklagten feyn. Allein 
damit weiß Ich nicht zu vereinigen, wenn Buchholtz S. 516 zugibt, daß 
bei der Beſtimmung der Fructus percipiendi (mie er annimmt, überhaupt, 
wie ich mit der gewöhnlichen Dieinung annehme, beim unrenlichen Beſitzer) 
auf die Berfon des Klägers, des Berechtigten, geſehen werde. Denn 
ift. diefe Rückſicht zu nehmen, muß alfo der Befitzer für Das einſtehen, was 
nach den Verhaͤltniſſen des Klägers ein forgiamer Mann gezonen haben 
würbe: fo wird er zu einem Haften verpflichtet, das über feine Eulpa hin⸗ 
ausgeht. Diefe höhere Verpflichtung dem reblichen Befiger aufzulegen, wäre 
ungerecht und gegen bie allgemeinen Grundſätze; aber: den unreblichen Ber 
per und den Morofen von ihr befreien, wäre ebenfo gegen bie allges 
meinen Grundſätze, da Diefer dem Gegner ſein volles Interefle erſetzen muß. 
®rel. D. XLHI, 16 devil.1$.41. IV, 2 quod metus causa 2. 12 pr. 
XXX de legat.. 11.396. 1. V,3 de H. Pet: /.40 pr. 
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der Sache nicht. zweifelhaft feyn. Bon bem Momente an, an wel 
chem das Recht des bieherigen Fruchtberechtigten erlilcht, hört eben 
damit für ihn Die rechtliche Möglichfeit auf, noch feruerhin Früchte 
aus der Sache: zu ziehen; die Früchte aber, welche er bis dahin 
bezogen hat, hatte er während der Dauer feines Rechts, fomit 
befugter Weiſe fich angeeignet; fie verbleiben ihm alſo. Dier« 
nach entfcheider bei natürtichen Früchten lediglich der Zeitpunkt 
ber Perception. Der Nießbraucher oder fein Erbe behält 
z. B. alle Srüchte, die er während ber Dauer feines Nießbrauchs⸗ 
rechts percipirte, follte er auch unreife Früchte gezogen haben 
(D. VIl, 1 de .usufr. I. 48 $. 4); von dem Augenhlide ay 
aber, an weldhem das Eude des Nießbrauches eintritt, hat er 
feine Befugniß, feine rechtliche Möglichkeit mehr, die Früchte ber 
Sache ſich anzueignen; die Früchte daher, welche der Niefbraue 
er in diefem Momente noch nicht pereipirt hatte, kann nun blog 
der neue Sruchtberechtigte, der Eigenthümer der Sache ziehen 
und fid) aneignen, mögen fie nun zu jener Zeit völlig reif ge⸗ 
weſen feyn oder nicht, oder mögen fie fogar von der fruchttragen, 
den Sache ſchon getrennt: geweſen feyn, wie das abgefallene 
Obst, wenn nur nicht der Nießhraucher fie für fi trennen ließ 
. oder fie fonft ſich angeeignet hatte (D. VII, 4 quib. ınod. ususfr, 
1.13 Württ. Land. IV, 5 $.5 und mein Handbuch B. II 6. 42 
bei Note 16). 

Handelt es fih von bürgerlichen Früchten: ſo iſt zu un⸗ 
terſcheiden: 

1. der grochtherechiigie ‚, deſſen Recht ſi ch endigte, hatte. bie 
Hauptfarhe einem Dritten zur Benügung um eine Gegenleiftung 
überlaflen, 3.8. Die Sache, welche natürliche Früchte trägt, vers 
pachtet, oder ben Gebraug ber Sache, eines Hauſes ꝛc. ver⸗ 
miethet. 

In dieſen Fällen ſpricht man häufig, ſprechen namentlich bie 
Wurtt. Schrififtieller meift von einer Vertheilung der bürger: 
lihen Früchte des leuten Fahre zwiſchen dem alten und neuen 
Fruchtberechtigten nach einem gewiffen Maaßſtabe. Allein daß 
man bier von einer Bertheilung der bürgerlichen Früchte in 
der Negel gar nicht fprechen kann, ergibt fi aus Folgendem: 

: Der Bertrag, den der alte Fruchiberechtigte mit. dem Dritten 
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über die Benügung der Sache ſchloß, if für den neuen, unab⸗ 
hängig vom alten in den Fruchtgenuß der Sache eintretenden, 
Fruchtberechtigten etwas völlig Indifferentes. Jener Vertrag 
kann blos zwiſchen dem alten Fruchtberechtigten und dem Drit⸗ 
ten, mit dem er contrahirte, ein perſoönliches Rechtsverhält⸗ 
niß begründen, für. den neuen Fruchtberechtigten aber weder 
eine Duelle von Rechten, noch eine Duelle von Berbindlichlei- 
ten werden. Sobald daher das Recht des alten Fruchtberechtig⸗ 
ten aufhört, bat nun der neue Fruchtberechtigte Calfo mit dem 
Aufhören des Nießbrauches der Eigenthämer der Sache) bas 
ausſchließliche Recht auf Benägung der Sache, unabhängig von 
jenem Bertrage. Er kann mithin den Dritten, dem der alte 
Sruchtberechtigte ein perjönliches echt auf Benügung der Sache 
eingeräumt hatte, fofort austreiben und nım die Sadıe ſelbſt 
in Benlisung nehmen, dagegen aber auch vom Dritten für 
die Bolgezeit fein Mieth- oder Pachtgeld verlangen; er hat alfo 
im genannten Falle auf gar feinen Theil der bürgerli— 
hen Frucht ein Recht. Denn er ift durch fenen Vertrag, den 
der alte Aruchtberechtigte mit dem Dritten gefchlofien hatte, uns 
mittelbar weder verpflichtet noch berechtigt. Die Frage daher, 
was der alte Yruchtberechtigte (oder feine Erben) von jenem 
Dritten am Dlieth- oder Pachtgelde bes leuten Jahres anſpre⸗ 
chen fönnen, ift eine Frage, die den neuen Fruchtberechtigten gar 
nicht berührt, und bildet eine lediglich zwiſchen dem alten 
Fruchtberechtigten und dem Dritten, mit dem er contrahirt hatte, auf 
den Grund des gefchloffenen Vertrages abzumachende Sache. 
Hieraus folgt, fall® über die Frage zwifchen den Legtgenannten 
in dem Vertrage nicht ausdrücklich eine befondere Beſtimmung 
getroffen wurbe ', daß der. alte Sruchtberechtigte (oder fein Erbe) 
»on jenem Dritten das Mieth- oder Pachtgeld des 
legten Jahres in dem Berhältniffe verlangen kann, 
in welchem diefer den Nugen aus der Sade, auf 
den er Anſpruch zu maden hatte, wirklich gezogen 
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4) Denn dann iſt die Sache nach diefer Vertragebeſtimmung zu vehandeln. 
Gewöhnlich wird dieß nicht beachtet; mit Recht macht Heimbach Lehre 
von der Frucht S. 91, 92 darauf aufmerkſam. Bral. aber die folg. Note. 
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bat. Es kommt daber bier auf dad von dem Driften ger 
fhebene Factum der Perception an. Wendet man nun dieß auf 
Das; Pacht: und Mieth⸗ und auf das Verhältniß zwiſchen Nutz⸗ 
nießer (und feinen Erben) und dem Eigenthümer der Sache an: 
fo ergibt ſich Hiefür folgendes Nefultat: 

. a. hatte der Nießbraucher die Sache, welche natirliche Früchte 
trägt, verpachtet: fo kann er- vom Pachter das Pachtgeld des 
jahres, in weichem der Nießbrauch erlifcht, in: foweit anfprechen, 
als der Pachter die natärlichen Früchte wirklich percipirt hat ?. 
Hatte baber der Parhter. bei Beendigung bed Nießbrauches noch 
nichts percipirt, 3. 3. farb der Nießbraucher eines verpachteten 
Weinberge im Auguft: fo kann der Nießbraucher oder fein Erbe 
gar nichts verlangen — aber audy der Pachter befommt von den 
Früchten ‚gar nichts, weil er, da er fein Recht vom Nießbraucher 
abfeitet and dieſes letztere erloſchen ift, nichts mehr pertipiren 
darf. Das Recht zur Perception. hat nun allein der @igenthüs 
mer der Sade, indem er den Pachter fofort austveiben darf 
(D. XIX, 2 loc. 1.9. 8.4 1.32); nur muß er dem Pachter bie 
etwaigen Saatkoſten erfegen. Hatte in einem ſolchen Falle ber 
Pachter dem Niefbraucher das Pachtgeld vorausdezahlt: fo iſt 
keineswegs — wie Bolley 33 Auffäge S. 233 ſagt; denn die 
1.26 de usufe. gehört nicht hier her; f. Lit. e. — der Nießbrau⸗ 
er verbunden, das Pachtgeld dem Eigenthümer zu erfegen 
(dem dieſer hat vom Pachtgelde an fich nichts ‚anzufprechen), ſon⸗ 
dern er bat 8 dem Pachter zurädgugeben. Hatte der Pachter 
die ganze Ernbte gemäcdt: fo muß er das ganze Pachtgeld an 
den Rießbraucher oder deflen Erben zahlen, 3. B. wenn ber 
Nießbraucher im November ftirbt, follte auch das Pachtgeld erſt 
im folgenden December oder März -fällig werben (D. VII, 1 
usufr. I. 58 pr.). Der Eigenibümer  befommt fomit von den 





2) Heimbach a. a. D. erflärt fi gegen diefen Grundſaßz und meint, 
daß: nicht diefer Geſichtopunkt entſcheide, ſondern bie „Ser Contractus.“ Allein 
wie foll es denn gehalten werben, wenn der Vertrag über dieſe Srage, wie 
gewöhnlich, fchweigt? Wenn Heimbach behauptet, in den Pandecten fey 
jener Grund'atz nicht ausgefprochen: fo hat el. 58 principium D. de 
usufr. üßerfehen (er führt nur J. 58 6. 1 an; eine Stelle, die allerbinge 
nichts besveist), 
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Früchten des legten Jahres in dieſem Falle nichts, eben word 
bei Beendigung des Nießbrauches nichts mehr da iſt, mad er 
perripiren Fönnte. Hatte aber der Pachter nur einen Theil der 
Krüchte geerndet: fo kann der Nießbraucher bios einen verkält- 
nigmäßigen Theil des Pachigelvded von ihm verlangen (D. 
XIX, 2 loc. 4.9 $. 1). Aber auch in diefem Falle fommt ed 
nicht zu einer verhälinißmäßigen VBertheilung des Pachtgeldes 
zwiſchen dem Nießbraucher und dem Eigenthümer der 
Sade. Diefer fann fofort den Pachter austreiben und die noch 
nicht geeendteten Früchte nun für fich erndten (. 9 $. 1 .cit. d. 32 
eod.), nicht aber den Reſt des Pachtgeldes vom Pachter for 
bern, da ex mit diefem gar nicht in einem perfönlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe, das ihn zu einer foldhen Forderung befugen würde, fleht. 
Eine ſolche Forderung fönnte er nur dann erhalten, menn er den 
Pachter durch einen befondern Vertrag als feinen Pachter 
annimmt Corgl. 2.9 $.1 4. 32 cit. u. D. de usufr. 1.59 $.1), 
in weldhem alle aber dann nur diefer befondere Bertrag 
(nicht die gefenliche Beſtimmung) ihm ein Recht auf den Bezug 
von Pachtgeld geben und die zu beziebende Summe fich lediglich 
nach dem Bertrage beſtimmen würde. 

b. Ganz fo ift es eigentlich auch in dem Falle, wenn der 
Nupnießer eine Sache, welche feine natürliche Früchte trägt, 3.2. 
ein Haug vermiethet hatte. Zwar wird biefer Gall gewöhnlich 
dem des Pachtes entgegengefegt und bier befonderd von einer 
Bertheilung der Früchte ded legten Jahres zwiſchen Nutz⸗ 
nießer und Eigenthümer gefprochen (vgl. Griefinger Comm. z. 
Württ. Landr. B. VII. S. 586 Bolley 33 Auffäͤtze S. 245 
Reyſcher Württ. Privatr. $. 106 Note 2). Allein dieß iſt 
entſchieden unrichtig und müßte, wenn man es mit Conſequenz 
feſthalten wollte (wie es z. B. in dem in Note 3 angef. Rüxtt, 
Gefegesentwurfe gefhah), zu Principlofigkeiten führen. 

Bei der Miethe zieht der Miethsmann in ber Regel jeden 
Augenblid den Nupen aus der Sade, der ihm durd den Ber- 
trag verfchafft werben fol, 3. DB. bei der Mietbe eines Haufeg, 
das der Miethsmann bezogen hat. Hat daher der Nießbrauder 
eines Hauſes daffelbe vermierhet: fo Tann er oder fein Erbe dag 
Mierhgeld des legten Jahres für die ganze Zeit vom Wie: 
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ter verlangen, ‚während weicher der Nießbrauch dauerte, alfo 
3.2. %, des Miethgeldes, wenn der Nießbrauch nad Ablauf 
des neunten Monate endigte Corgl. D. XIX, 2 loc. 1.9 $.4). 
Allein zu einer Bertheilung des Miethgeldes des letzten Jahres 
zwifchen dem Nießbrauche und dem Eigenthümer führt dieß 
an ſich nicht, aus denfelben Gründen, welche beim Pachte ents 
wider wurden; denn der Eigenthümer fann nur den Miethsmann 
austreiben und für ſich den Gebrauch des Haufes anſprechen; 
auf den Reſt des Miethgeldes hat er fein Recht, weil er mit 
jenem Miethsmann nicht in Vertragsverhältnifien ſteht, und er 
fann nur durch einen befonderen mit dem Miethsmann zu 
fehließenden Bertrag ein folhes Recht befommen, ein Vertrag 
aber, zu welchem Feine Parthie die andere nöthigen Tann 3, 


3) Die eben eutwidelten Grundſätze folgen ganz confequent ans ven alls 
gemeinen Principien unfres pofitiven Mechis, und es tft daher gewiß zu miß⸗ 
billigen, wenn der bei den Ständen eingebrachte Entwurf eines Sufapgefepes 
zum Württ. Pfardgefeße (mein Handb. B. 1 ©. 994). Art. 9 fie aufheben 
und bei den Miethgeldern des letzten Jahres den Grundſatz der VBeatheillung 
berfelben nach dem Werhältniffe der Zeitbauer des Nutzungsrechts feſtſetzen 
und ihn fogar auch bei ben Pachigeldern einführen will und zwar theile 
weil die Sache dadurch einfacher und billger werbe (dieß führt v. Bolley 
Entwürfe von Gefegen ıc. ©. 165, 166 dafür an), theils weil die Grund⸗ 
fäpe des Art. 9 mit den gemelnrechtlichen Grundſätzen im Ginflange flehen 
(diefen Grund führt der Begleitungsvortrag des Depart. Chefs dafür an). 
Allein die Bemerkung, dab die Grundſaͤtze des vorgeichlagenen Artikels mit 
den gemeinrechtlichen in dieſer Hinfiht im Ginklange fiehen, beruht ents 
ſchieden auf einem Jerthume. Einfacher würde die Sache dadurch allers 
dings; allein ob richtiger entfchieven, möchte ſehr die Frage ſeyn; viels 
mehr ift jene Entſcheidung mit der Conſequenz des Rechts, mit den allges 
meinen Grunbfühen nicht in Einklang zu bringen und im Entwurfe noch dazu 
nicht confequent durchgeführt. Durch eine ſolche Beflimmung würde naments 
li bei ven Pacht geldern (worauf audy fchon Griefinger Comment VII 
©. 581 f. und früher Bolley felbft 33 Auffäge ©. 235 hindeutete) in 
die Willführ des Nutznießers geftellt, dem Eigenthümer nach Umfländen fehr 
zu ſchaden. MWürbe 3. DB. der Nutznießer die Sache nicht verpachten und 
vor bem Bezug der Früchte, etwa am Ende des achten Monats des letzten 
Sahres, flerben: fo fallen die natürlichen Früchte bes letzten Jahres auch 
nach jenem Entwurfe durchaus dem Bigenthümer ber Sache zu; 
hätte aber der Nutznießer die Sache verpachtet und würde er in dem⸗ 
felben Zeitpuntte mie in dem eben angegebenen Beifpiele, ehe der Pachter 


\ 
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c. Nur in dem feltenen Falle (anf den auch Bailey 38 
Auff. S. 251 in der Note aufmerffam macht, während er aber 
im Terte auch in anderen Fällen unrichtig von einer Vertheilung 





eendtete, erben: fo würde nun der Eigenthümer ber Sache nad jenem 
Entwurfe zwei Dritthetle weniger befommen, d. 5. die noch nit verci⸗ 
pirten Früchte dürfte er gar nicht percipicen; er wäre vielmehr lediglich an 
einen verhältnigmäßigen Theil des Pachtgeldes gebunden und von biefem 
würde er blos /3, der Erbe des Nubnießers aber 2/3 befommen. Durch 
dieie Beftimmung würde alfo von der rein willfürlichen Handlung des Nutz⸗ 
nießers, ob er verpachtet ober nicht verpachtet,, das Intereſſe des Cigenthü⸗ 
mers auf eine empflmbliche Weiſe abhängig gemacht. Es fehlt haher. piefem 
legislativen Vorſchlage gerade an Dem, was im Rechte fo wichtig iſt und 
bie Gerechtigkeit verlangt, an aller Bonfequenz; will man die Padtgelver 
des legten Jahres verhältnifmäßig nach der Zeitdauer zwifchen Nußnießer 
und Gigenthümer theilen: fo müßte man dann für den Fall, wenn nicht 
verpachtet würde, das Princip, daß die Berception enticheine, ‚aufbeben 
und auch die natürlihen Feuchte wach. ber Zeit:iheilen! Ueberhaupt 
aber würde durch jenen Vorſchlag ein fehr natürlicher Grundſatz des beflehen- 
den Rechts abgeändert, ein Grundſatz. auf ten ebenfalls ſchon Griefinger 
und Bolley a. a. D. aufmerffam gemacht hatten und deſſen Aenderung 
durchaus zu Principlofigfeit führen müßte Wenn nämlich der Nießbraucher 
die Sache verpachtet bat und der Nießbrauch Hört zB. durch ven Tod des 
Nießbrauchers auf: fo iR ber Cigenthümer an ben Pachtvertrag bes Meß⸗ 
beauchers nicht gebunden, weil dieſes perfänlicge Verhaͤltniß zwifchen Nieß⸗ 
braucher und Bachter ihn gar nicht berührt; er Tann fofort ven Pachter 
austreiben und die noch nicht gezogenen Früchte nun für ſich gegen Erfag 
der Baukoſten ziehen. Diefer Grundſatz würde aber wefentlich verlegt, wenn 
man den Erben des Nießbrauchers in ſolchen Faͤllen nach ber Damer bes 
Nießbrauches im letzten Jahre einen Theil an dem, für das ganze Jahr 
zu bezahlenden, Pachtgelde einräumte und ben Gigenthümer lediglich an den 
übrigen Theil des Pacht geldes weist, wodurch er an einen Vertrag Drits 
ter gebunden und ihm das Mecht fofort die Sache ſelbſt in Benüpung zu neh⸗ 
men verfümmert würbe. Ueberhaupt gibt bie natürliche Confequenz des Rechts, 
daß von dem Momente an, an welchem ber Nießbrauch des. Dritten erlifcht, 
der Eigenthümer in die volle Benägung feiner Sache eintritt (und das 
Gleiche gilt von Jedem, an welchen. das Benutzungsrecht als ſelbſtſiandiges dina⸗ 
liches Recht fällt), und mit welchem Grunde ſoll ihm ber frühere Nutznießer 
durch einfeitige Handlungen dieſes Recht fchmälern dürfen, oder ev an Berträge 
gebunden feyn, an denen er nicht Theil nahm und bie füch gar nicht auf ihn be⸗ 
sieben? — Die Bertheilung des Pachtgeldes zwiſchen Eigenthümer und Ang: 
nießer lediglich nach dem Verhältuifie der Zeit ver Nupnießung im 
letzten Jahre kann nach unfrem befichenven (gemeinen und Württemb.) Nechte 
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fpricht) laun von einer Vertheilung der Mieth⸗ und der 
Pacht gelder die Rede. ſeyn, wenn (wie im Yalle der & 26 
D. de usufr.) dad Rechtéeverhaͤlmiß des Dritten, ber vie bürs . 
gerlichen Früchte zu zahlen hat, auch bei Endigung bes Nießs 
brauchtos "und. gegenüber vom neuen Fruchtberechtigten fortbauert. 
Dierber gehört, wenn der mit dem Miethsmann oder Pachter ges 
fchloffene Vertrag ſich ſowohl auf ben alten.wie auf den nenen 
Fruchtberechtigten bezieht, 3:3. wenn Jemand vom Nießbraucher 
die Sache auf gehn Jahre miethet, um aber des Genmffed 
ſicher zu ſeyn, auch mit dem Eigenthümer einen Vertrag dahin 
ſchließt, daß er, falis der Niekbraud frühen erlöfeen twürbe,. in 
den Dertoag eintreten werde. Aehnliches kann bei Zinfen eines 
Napitals vorfommen; 5. B. wenn ich von einem vom Gluͤnbiger 
nieht anffündbaren: Staatscapital Irmanden den Nießbrauch ver 
mache. Hier hat der Schuldner die Zinſen gleichſam für den 
Nutzen, den er in jedem Augenblicke aus dem Kapitale zieht, zu 
begahlen, der Nießbraucher daher für jeden Augenblick der Dauer 
feines Nießbrauches die verhältnißmaͤßige Rute am. Zinfe anzu⸗ 
ſprechen; wenn aber der Rießbrauch aufhöst.,, mitt von da an 
der Eigenthümer fofort in den Zind ein, da bad unauptünpbare 
Kapital wieder in feine Benügung übergeht. - 

2. Es gibt bürgerliche Früchte, weldye regelmäßige wieder⸗ 
lehrende „terminweiſe zu bezahlende Leiſtungen bilden, die ader 


⸗ 
— 





nicht einmal dann ſtattfinden, wenn ver Eigenthümer freiwillig den Bachter ih 
feinen Pachtverhaͤltniſſe laflen wollte, und der Bachter damit einverflanden 
il. Denn in einem folchen Falle hat der Cigenthümer das Recht auf das 
ganze Pachtgeld des legten Jahres, wenn die natürlichen Früchte vom Pachter 
zur Zeit der Beendigung der Nutznießung noch gar nicht gezogen waren, und 
auf einen verhältnißmäßtgen Theil des Pachtgelvdes, wenn fie zum Theil 
gezogen waren, fo daß alfo die Vertheilung ſich nicht nach ver Zettbanet 
des Nließbrauchs, fondem nach der Perception der natürlichen Früchte 
richten müßte. — Nicht recht zu begreifen if, wie Reinhardt das Lande, 
des Könige. Württ. B. IT ©. 105, 106 fagen kann, der Pachtzins fey zu 
den natürlichen Früchten zu rechnen. Nur das ift richtig, daß bei der Frage, 
was der alte Fruchtberechtigte von dem Pachtzinfe des legten Jahres, von 
der bürgerlichen Frucht anfprechen fann, es darauf anfommt, ob und mie meit 
bie naturlichen rückte, deren Surrogat das Pachtgeld bildet, vom Pachter 
bereits percipirt waren. 
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nicht für den Gebrauch oder die Benägung einer Sache bezahlt 
werden, wie Brundzinfen, Sadzehnten. Die Frage, wie biefe 
su vertheilen find, iſt fehr beftitten (man vgl. z. B. Blüd Er⸗ 
laͤnt. d. Pand. B. IX ©. 1 f.). 

Den allgemeinen Grundſätzen entſpricht es wohl am Meiſten, 
in ſolchen Fällen die Sache davon abhängig zu machen, ob zur 
Zeit des Berfalles jener Früdte das Recht des alten Frucht: 
berechtigten noch beftand. Iſt diefed der Fall: fo hat er auf 
ihren Bezug bereits ein fees Recht, eine Forderung auf das 
ganze Gefäll gegen den Pflihtigen erworben, bie ihm durch das 
fpätere Erlöfchen feines Rechtes auf den Fruchtgenuß der Sache 
nicht mehr verlohren gehen kann. Erloſch aber fein Fruchtgenuß 
vor jenem Berfalltage: fo hatte er noch gar Feine Forderung 
auf das Gefäl erworben, und kann auch, da fein Recht auf ben 
Fruchtgenuß nicht mehr eriftirt, Feine mehr erwerben; bad Ges 
fäll gebührt fomit in dieſem Falle dem neuen Fruchtberechtigten. 
— Zwar. wollen hier jeher Biele gerade aus allgemeinen Grund⸗ 
fügen eine Vertheilung bed Gefälls des legten Jahres zwi⸗ 
fchen dem alten und dem neuen Fruchtberechtigten folgern. So 
fagt + B. Grieſinger a. a. O. S. 587: „Da bie Derbind- 
lichfeit zu ſolchen Gefällen füh nicht auf den Bezug von Früch⸗ 
ten, fondern auf andre Gründe bezieht: fo hängt fie au von 
diefem Bezuge nicht ab; fie wird mit jebem Tage begrän- 
det; mit jedem Tage enifteht eine Schuldigfeit des Gültmannes 
(dies cedit), wenn er fie gleich auch nicht abzutragen verbun- 
den iſt; und auf die ganz gleiche Weife äußern fih auch Bolley 
a. a. O. © 235, Glück aa O. S. 341 und Reyfder 
a. a. O. Allein wenn gleich jene Prämiffe richtig tft: fo folgt 
doch nicht Daraus die gezogene Conſequenz; denn ein jährlideg, 
nicht für die Benügung der Sache zu zahlendes, Gefäll vertheitt 
ih nicht in der Art auf jeden Tag des Jahres, daß ein Drit⸗ 
ter Aruchtberechtigter mit jedem Tage ein fettes Recht auf eine 
Quote deffelben erwerben Fönnte. 

Indeſſen entfcheidet für diefe Teßtere Anficht das Württemb. 
Landrecht (Th. IV Tit.5 8. 6), fo daß hiernach in Württemberg 
folche bürgerliche Früchte des legten Jahres zwiſchen dem alten 
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und neuen Fruchtberechtigten nach der Zeit, welche ‚Die Fruchtbe⸗ 
rechtigung dee Erfieren dauerte, zu theilen find. 

Legt man nun dieſe letztere Anficht zu. Grunde, und beſchraͤnkt 
man fie, wie Diejenigen: welche. fie. anunehmen, ed thun, blos 
auf folche Gefäße, welche nit natürliche, fondern bürgerliche 
Früchte der: Sache find, fo daß alſo hei. Gefällen, wenn. fie na- 
türliche Früchte ſind, der eben S. 73: angeführte. Grundſatz 
eimreten würbe: ſo wird. bei einzelnen Grundgefaͤllen bie. Frage 
von beſonderer Wichtigfeit, ob ſie natürliche oder bürgerliche Früchte 
find. Hat 3. B. ein.Ehegatte als ſtatatariſcher Nutznießer des 
Vermoͤgens, das feine Miterben- vom verflorbenen Gatten; erbten, 
ein Zehntrecht - zu  benügen und ex ſtirbt vpr dem Bezuge des 
Zehnten: fo würde, wenn ber Zehnte ging bürgerliche Frucht 
iſt, zwifchen jenen Erben und feinen Erben ber. Zehnte des letz⸗ 
ten Jahres verhältnifmäßig wach, ber Zeit,. welche fein Recht im 
letzten Jahre bauerte, zu vertbeilen., ſayn; if. aher der Zehnte 
eine natürliche Frucht: fo befommen vom Zehnten des. lauten 
Jahres feine Erben. gar. nichts, weil er opy ber Perception defs 
feiben farb, und bie gleiche Entſcheidung müßte eintreten, wenn 
er den Zehnten verpachtet hatte and, er ſtarb, ehe der Pachter 
den Zehnsen bezog. 

Biele gemeinrechtliche Sqriftſteller rechnen alle Grundgefaͤlle 
und namentlich auch den Zehnten zu ben bürgerlichen Früch⸗ 
ten und wollen fie. daher aud in ben angegebenen Berhältniffen 
als bürgerliche Frucht behandeln *. Diefelbe Anficht vertheidigte 
auch in einem Prozefle, bei welchem gerade diefe Frage praftifch 
fehr wichtig war, der Referent des Württ. O. Tribunals im Jahre 
1817, indem er davon audging, daß nur biefenigen Früchte als 
natürliche gelten Können, welche „von dem zur Erwerbung Be⸗ 
„rehtigten unmittelbar aus der Sade und gleihfam aus 
„nem Schooße der Natur percipirt werden, und daß dage⸗ 
„gen Einkünfte und Früchte, ob fie gleih urfprünglich durch bie 
„Natur erzeugt find, die: aber der Berechtigte nicht ummittelbar 


— — 








4) Es wird nicht noͤthig ſeyn, dieß mit einzelnen Citaten zu belegen, 
Eine große Reihe von Schriftſtellern, weiche Jenes behaupten, if} 3. B. ans 
geführt in Kappf’s Civilr. Sprüche ©. 370—375. 

5) Aapff a. a. O. ©. 387. 
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„aus der Sache yercipirt, fondern erſt aus der Hand eines An- 
„deren, nämlidy des Eigenthümers oder Beſitzers ober «ines fon 
„ſtigen Dritten, für ihn fructus eiviles ſeyen.“ Allein wäre 
dieß auch richtig: fo würde daraus namentlich für bie Zehnten 
nach keineswegs folgen ‚ daß fie durchaus zu den bürgerlichen 
Früchten gehören. Es gibt ja manche Zehnten, 3. B. die Kar⸗ 
toffelgehnten, welche in der Regel vom Zehntberechtigteir unmit- 
telbar aus der Sache ferbft erhoben werden, indem man die ein- 
zelnen Stöde abzählt, welche von ihm zu ernten find, und dieſe 
Zehnten müßten dann, ſelbſt nad) jenen Prämifien, zu den na⸗ 
tärlihen Früchten gezählt werden, : Die Vorausſetzung ſelbſt aber, 
von der bei jener Anficht ausgegangen’ wird, ft in ber That nicht 
richtig. Es iſt nicht einzufehen, wie für den Berechtigten das 
natürliche Erzeugniß einer Sache, das er lebiglich aus biefer 
Sache zu zieben hat, die Eigenfchaft einer natürlichen Frucht da⸗ 
durch verlichren foll, daß et ed durch die Hand eines Dritten 
bekommt. Niet auf das Lestere kann es ankommen, fondern 
nur darauf, ob er wirklich ein natlirfihes Erzeugniß berfenigen 
Hauptfache, an welche fein Recht gebt, als Solches verlangen 
fann, ob er alfo Tediglih an Dagjenige gewieſen ift, 
was die Sadhe an natürlidhen Erzengniffen trägt. 
Iſt dieß der Fall: fo iſt Bad;, was er fo zu beziehen hat, für 
ihn lediglich eine natürliche Frucht, die ihm die Sache trägt. 
Wirklich find au im Reſultate die Württ. Schrififteller 
hiermit einverſtanden ®, d. h. fit behandeln Grundgefälle, welche 
6) Nur Seeger Erlaͤut, des W. Pfandgef. I S. 201, 202 ſcheint felnft 
im Refultate nicht damit einverflanden zu ſeyn. Diefer rechnet nämlich die 
Zehnten in der Regel zu den bürgerlichen Früchten, indem er blos ſolche 
Gefälle, die „auf ein theilweifes Cigenthum an dem dienenden Gute fich 
„fügen,“ wie die Abgaben von Bauernlehen, Superflcied, wenn fie in na⸗ 
türlichen Früchten des Grundſtückes beſtehen, zu den natürlichen Früchten 
zählt, „weil das Recht des Obereigenthümers unmittelbar auf ven Früchtebezug 
„ſelbſt und nicht exrfi gegen den Untersigenthümer auf eine Abgabe aus ben- 
„ielben gehe.“ Allein gerade bei Bauernlehen, Superficies und dergl. geht 
das Recht des f.g. Obereigenthümers Teineswegs unmittelbar auf ven 
Früchtebezug felbft, fondern unmittelbar blos gegen ben Untereigentkiimer 
auf Reihung der Früchte. Daß .aber überhaupt ein folcher Geſichtepunkt 
nicht enticheiden Tann, wurde oben ſchon nachzuweiſen verſucht. 
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Jemand zu beziehen bat, dann nad) den Grundſätzen von ven 
natürlichen Früchten, wenn fie in einer Quote bes Ertrags ber 
betreffenden Sachen befteben . Ebenſo ſcheint auch der Württ. 
Gerichtegebrauch für jenes Refultat zu feyn; namentlih wurde 
in dem oben angef. Prozeſſe in allen Inſtanzen erfannt, daß bie 
eigentlichen Zehnten als ‚natürliche Früchte zu behandeln ſeyen. 
Allein in der’ Begründung dieſes Reſultats ſchwanken die ger 
nannten Schriftfieller zum. Theile fehr und geben babet, wie 
auch die Entfdyeidungsgründe, welche in dem berährten Prozeſſe 
vom Württ. O. Juſt. Collegium gegeben wurden (Kapff!s Eis 
vilr. Spruche ©. 357 fi), mitunter von einem Begriffe ber na⸗ 
türlihen und bürgerlihen Frucht aus, der auf ein ſolches Reful- 
tat eigentlich nicht Führen würde und ber wefentlich zu berichtigen 
if. So will z. B. Bolley an dem in Note 7 angef. Otte bie 
Zehnten blos „wie natürliche Früchte behandeln,” fcheint fie alfo 
nicht eigentlich für natärkiche Früchte zu halten, in welchem Falle 
dann fein Grund wäre, fie als Solche zu: behandeln & Die 
angeführten Entfchetvungsgrände bes O. J. Collegiums wollen: bei 
folhen Bezügen den Begriff der natürlichen Frucht davon ab» 
hängig. machen, daß das betreffende Naturproduct im „Zuflande 
„ſeiner verwirklichten Nusbarfeit, welche durch die Trennung 
„vom erzeugenden Körper jederzeit bedingt wird, «noch in dem 
„ernten Eigenthum eines rechtliden Subjects ſtehe.“ Site 





7) 3.8. Griefinger Comment. B. VII ©: 577. 578 Notet, &. 590 
Bolley 33 Auffüpe ©. 236 Reinhardt Landr.: 8. IT] ©. 104, 105 
Reyſcher W. Privatr. 8. 106 und bie Älteren Württ. Schriftaeuer. welche 
Grieſinger anführt. 

8) Ebenſo unrichtig drückt ſich der in Note 3 angef. Mürtt. Befegesent: 
wurf aus, indem er fagt: „Naturalzehnten, fo wie diejenigen Gülten, welche 
„in Quoten von kuͤnftigen Früchten beftehen, find wie bie natürlichen Früchte 
„zu theilen.“ Nach dieſer Faſſung wären jene Bezüge Feine nafärlide 
Früchte, fondern bios bei der Thellung wie natürliche Früchte zu behandeln. 
Allein wenn fie Feine natürliche Fruͤchte ſeyn follen, wenn fie alſo bürgerliche 
find Gieß würbe daraus folgen) — aus welchem Grunde ſollte man fie denn 
doch wie natürliche behandeln? Auch möchte man, was die Faflung betrifft, 
fragen, warum die Gülten, welche in einet Quote des Ertrags der betrefs 
fenden Sache beiiehen, bezeichnet werden duch „Quoten von Fünf tigen 
drüchten ?* 

6 * 
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fommen defhatb auf denfelben Gefichtöpunft, von weldem ber 
oben angef. Referent ausging, nur daß fie aus: demſelben für 
die Zehnten ein ganz entgegengeſetztes Refultat ziehen. Aehn⸗ 
lich iſt dieß bei Reyſcher a. a. O.; er geht ganz von dem⸗ 
felben Begriffe aus, den der angef. Referent aufftellt, indem er 
natürliche Früchte diejenigen nennt, „welche vermöge phyfifchen 
„Erzeugniſſes von dem Beredtigten unmittelbar aus dem 
„bjeete des Hauptrechtd gleihlam aus dem Schöoße ber 
„Natur erhoben werben,” für bürgerliche Früchte aber diejenigen 
erklärt, „weiche von bem Berechtigten aus den Händen eines Ande⸗ 
„zen exhoben werben, wenn fie gleich an fich ebenfalls Naturpro⸗ 
„ducte feyn. können;“ nur zieht auch er aus diefer Prämiffe mit den 
angeff. Entfcheidungsgründen das Refultat, daß eigentliche Zehnten 
natürliche Früchte feyen, der Sadzehute aber eine bürgerliche 
Frucht. Allein jene Prämiffe würde fo wenig auf das Refultat 
führen,. daß der eigentliche Zehnte allgemein eine natürliche Feucht 
fey, als fie auf das vom angef. Referenten gezogene Refultat 
führt, daß er allgemein eine bürgerliche Frucht fey. In der Res 
gel liegt ja beim Zehnten dem Zehntpflichtigen: ob, die Früchte 
von ber fruchttragenden Sache zu trennen; wie er Eigenthümer 
diefer Früchte if, fo lange fie mit der fruchtiragenden Sache 
verbunden find, fo if er nun auch Eigenthümer der getrennten, 
zu Einzelfachen gewordenen, Früchte z. DB. des in Garben ge- 
bundenen Korneg, und erfi aus feiner Hand geht dann, wenn 
der Zehntherr den Zehnten ausnimmt, das Eigentum bes Aus⸗ 
genommenen auf ben Zehntberen über. Hiernach müßte nad 
jenen Prämiſſen der Zehnte in der Regel ald bürgerliche Frucht 
behandelt werden. Allein daß jene Prämiflen unbaltbar find, 
dürfte aus dem oben Ausgeführten hervorgehen. Vielmehr fommt 
ed wohl bei der Entfcheidung der vorliegenden Frage bauptfädy- 
lich auf folgende Geſichtspunkte an: 

An fih, obfectiv genommen, ift natürliche Frucht jebes 
phyſiſche Erzeugniß einer Sache. Handelt es ſich aber von einer 
beftimmten Sade und von der Frage, ob man aus dieſer 
Sache natürliche Früchte zu ziehen hat: fo Tann diefelbe dem 
Berechtigten Früchte tragen, welche zwar an fich, objectiv ge⸗ 
nommen, natürliche Früchte find, aber nicht natürliche Yrüchte 
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diefer Sache find. Solche. Früchte können dann nur In die 
Kategorie der bürgerkihen Fruͤchte die ſer Sache fallen, eben 
weil ‚fie fehr natürliches Erzeugniß die ſer Sade find. In den 
Fällen nun, in: welchen, wie "beim Ende eines Nießbrauches, 
Lehenrechtes ꝛc. die. Unterfiheldung in bürgerliche und natürliche 
Frucht wichtig wird, kommt ed .cben darauf an; ob Dasfenige, 
was die Sache, welche Gegenftand des. Rechtsverhältiſſes iſt, 
an Früchten trägt, eine natürliche Frucht gerabe dieſer Sache 
it oder nüht, und bier Tann 'dann Manches unter bie Kategorie 
der bürgerlichen Früchte fallen, was an und für ſich eine natür- 
liche Frust iſt. Uebentaffe ich 3. B. Jemanden die Bewohnung 
meines Hauſes auf ein. Jahr für 50 Scheffel Korn: fo iſt dieſes 
Korn an ſich eine narärliche Frucht; allein es iſt nicht eine na⸗ 
tärlide Frucht meines Hauſes, fondern eine burgerliche 
Feucht; die mein Haus mir trägt. Das Gleiche mug man aber 
auch confequent bei einer Sache ‚behaupten, welde natürliche 
Früchte trägt, wenn die Frächte,: die fie und trägt, nicht gerabe 
ihre natärlihen Früchte find, 3. 2. wenn ich Jemanden den 
Genuß meines Feldes dafür überlaffe, daß er mir jährlich Aber⸗ 
Haupt 10 Scheffel Korn gibt (nicht. gerade vom überlaffenen Felde, 
foribern wenn. er will auch anderes Korn, und jedenfalls die be⸗ 
fimmfe Duantisät, gleichviel.ob auf jenem Felde Korn wächst 
oder nicht). In dieſem Falle it dieſes Korn für. midy eine bir: 
gerlihe Frucht des Feldes; denn was ich anzufpredhen habe und 
ziehe, iſt nicht ein phyſiſches Erzeugniß jenes Feldes ſelbſt, und 
der Fall iſt in biefer Hinficht. nicht verſchieden von dem Yale, 
menn mir. Jemand Geld für die Heberlaffung des Genuſſes des 
Geldes geben: würde. 

Hiernach muß man folche Einkünfte, weiche ung. eine. ber 
fiimmte Sache abwirft, die aber nicht gerade ein phuffches. Er⸗ 
zeugniß die ſer Sache felbit find, zu den. bürgerlichen Früchten 
(ſubjectiv, für und im Berbälmig zu dieſer Sache) zählen, und 
es ergibt fi) hieraus, daß Die eigentlihen Zehmten und andere 
Theilgebähren zu den natürlichen Früchten für den Zehntberech⸗ 
kigten gehören, weil vermöge derfelben ihm eine Quote gerade 
dev natürlichen Früchte, welche das Gut wirklich trägt, zu: reichen 
ft. Dagegen find die Sadzehnien, d. h. wenn.flatt dee Zehn⸗ 
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ten jährlich eine Summe Geldes oder ein beſtimmies Maaf 
Geireide, das nicht gerade vom zehntbaren Gute genommen und 
das gegeben werben muß, gleichviel ob das zehntbare Gut Früchte 
trägt ober nicht, und find ebenfo andere Gefälle diefer Art, welche 
nicht nothwendig aus den natürlishen Früchten des Gutes ſelbſt 
bezahlt werden müſſen, feine natürliche, fondern bürgerliche Früchte 
für den Gefällberechtigten. ' 

Iſt dieſes richtig, gehören fomit bie eigentlichen Zehnten su 
den natürlichen Früchten: fo fommt ed bei ihnen im Berhäfniffe 
des Nießbrauchers und in anderen aͤhnlichen Berhälmiffen ledig⸗ 
lich auf die Perception an, fo daß, wenn bei Beenbigung bes 
Nießbrauches der Nießbraucher den Zehnten noch nicht bezogen 
bat, er ober feine Erben ihn nicht mehr beziehen fünnen. 

. Üebrigend Fönnte nach Württ. Rechte noch bie Frage ent 
ſtehen, ob nicht dieſe ganze Unterfuchung über die Natur der 
Grundgefälle eine unpraftifche fey. Es fünnte nämlich fcheinen, 
als ob dad Württ. Landrecht (IV, 5 $. 5) überhaupt bei allen 
Srundgefällen, ohne Rückſicht ob fie unter die Kategorie ber 
bürgerlichen oder unter die der natürlichen Früchte gebären, den 
Grundſatz anfftellen wohte, daß fie beim Nießbrauche (z. B. bes 
Ehegatten am hinterfälligen Bermögen) und in aͤhnlichen Ver⸗ 
bältniffen, was das letzte Jahr beirifft, lediglich nach der Dauer 
des Rechts im letzten Jahre verhältnigmäßig getheilt werben 
follen. Die Stelle fagt nämlid in Beziehung uf die Endigung 
der flatuarifchen Nutznießung: es follen, wenn der nießende Ehe⸗ 
gatte ſtirbt, „die ligende Guͤtter, mit den darauf ſtehenden Blu⸗ 
„men, gegen Ablegung des Bawkoſtens ſo ſelbigen Jars ange⸗ 
„wendet, wie auch bie Geld- vnd Frucht⸗Gülten vnd 
„andere järliche Gefäll, ihnen denfelben. Verwandten vnd 
„Erben (doch ober Abzug vnd Innbehalt des Bati, das 
„AR, ſovil das nüſſend Ehegemächt der. Zeit und Jargang nach 
„Daran erlebt) eingehändigt werden.” Sind. nun hier unter Fruchts 
gülten und anderen jährlichen Gefällen auch Zehnten und Theil 
gebühren zu verftehen ? Wirklich fiheint Der Neferent jenes Thei⸗ 
led des Landrechts, Eifengrein Cin feiner Relation Th. IV 
Fol. 25 f.), die Sache fo genommen zu haben. Allein Eifen- 
grein ging überhaupt noch weiter; er feheint auch bei den Pacht: 
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geldern aus einem Mißverflänpniffe des gemeinen Rechte eine 
Theilung berfelben nad der Zeitdauer des Nießbrauches ange: 
nommen zu haben, und trug darauf an, beim Nießbrauche am 
hinterfälligen Vermögen, den er vom eigentlihen Nießbrauche 
für verfchieden bielt (er fagt namentlich: „ber nießende Gatte 
„magis habendus pro possessore bonae fidei, quam pro 
„nudo usufructuario , qui; jure servitutis et sic alieno no- 
„mine tantum tenet‘), überhaupt alle Früchte, audy die natürs 
lichen, nad) ber Zeit zu theilen. Dit diefem Antrage aber " 
er mit Recht durch. Indeſſen iſt doch nicht außer Zweifel, ob 
nicht die Stelle, wie fie nun wirflih in das Landrecht aufges 
nommen wurbe, wenigſtens für alle Grundgefälle eine folche 
Theilung will, indem der Ausdruck „Frucht⸗Gülten und andere 
järliche Gefäll” ganz allgemein if. Die Württ. Schriftfteller 
aber, die Älteren wie die neueren, welche biefe Frage fpeziell 
berühren, ſchließen ſſets Zehuten und andere Theilgebühren von 
jener Defiimmung bed Landrechts aus, umd auch die Praxis 
fiimmte ihnen meines Wiſſens in diefer Hinſicht vom jeher bei, 
md ba auf dieſes Reſultat auch bie allgemeinen Grunbfäge füh- 
ren: fo wird es fiherer und zichtiger fepn, der Ufualinterpreta- 
tion in biefer Beziehung zu folgen: 
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c. Nur in dem fellenen Falle (auf den auch Bolley 38 
Auff. S. 2351 im der Note aufmerffam macht, während er aber 
im Terte auch in anderen Fällen unrichtig von einer Vertheilung 





ernbtete, Rerben: fo würde nun der Eigenthümer ver Sahe nad) jenem 
Entwurfe zwei Drittheile weniger befommen, d. 5. bie noch nit: perci⸗ 
pirten Früchte dürfte er gar nicht percipiren; er wäre vielmehr lediglich an 
einen verhältnißmäßigen Theil des Pachtgeldes gebunden und von biefem 
würde er blos Ya, ber Erbe des Nutznießers aber 2/3 befommen. Durch 
dieſe Beftimmung würde alfo von der rein mwillfürlichen Handlung bes Nutz⸗ 
nießers, ob er verpachtet oder nicht verpachtet, das Intereſſe des Cigenthü⸗ 
mers auf eine empfimbliche Weiſe abhängig gemacht. Es fehlt daher: piefem 
legislativen Borfchlage gerade an Dem, was im Rechte jo wichtig iſt und 
die Gerechtigkeit verlangt, an aller Confequenz; will man bie Pachtgelder 
des letzten Jahres verhältnißmäßig nach der Zeitdauer ziwifchen Nutznießer 
und Cigenthümer theilen:- fo müßte man dann für den Fall, wenn nicht 
yerpachtet würde, das Brineip, daß die Berception entfcheite, aufbebden 
und auch die natürlichen Früchte wach. ber Zeit:theilen! Weberhaupt 
aber würbe durch jenen Vorſchlag ein ſehr natürlicher Grundſatz des beſtehen⸗ 
von Rechts abgeändert, ein Grundfag. auf ten ebenfalls fchon Sriefinger 
und Bolley a. a. D. aufmerffam gemacht hatten und deſſen Aenderung 
durchaus zu Principlofigfeit führen müßte Wenn nämlich der Nießbraucher 
die Sache verpachtet hat und der Nießbrauch Hört + DB. durch ven Tob des 
Nießbrauchers auf: fo iſt der Eigenihümer an ben Pachtvertrag des Meß⸗ 
brauchers nicht gebunden, weil dieſes perfönliche Verhaͤliniß zwifchen Nieß⸗ 
braucher und Vachter ihn gar nicht berührt; er Tann fofort den Pachter 
austreiben und die noch nicht gezogenen Früchte num für ſith gegen Erſatz 
der Baukoſten ziehen. Diefer Grundſatz würde aber wefentlich verlegt, wenn 
man den Erben bes Nießbrauchers in folchen Fällen nach ber Dauer des 
Nießbrauches im lebten Jahre einen Theil an dem, für das ganze Jahr 
zu bezahlenden, Pachtgelde einräumte und den Gigenthümer lediglich an den 
übrigen Theil des Pacht geldes weist, wodurch er an einen Berirag Driss 
ter gebunden und ihm das Recht fofort die Sache felbft in Benägung zu neh⸗ 
men verfünmert würde. Ueberhaupt gibt bie natürliche Conſequenz des Rechte, 
daß von dem Momente an, an welchem der Nießbrauch des. Dritten erlifcht, 
der Bigenthümer in die volle Benügung feiner Sache eintritt (und das 
Bleiche gilt von Jedem, an welchen. das Benütz ungsrecht als ſelbſtſtaͤndiges dina⸗ 
liches Recht fällt), und mit welchem Grunde fol ihm ber frühere Nutznießer 
durch einfeitige Handlungen dieſes Recht fchmälern duͤrfen, oder ev an Berträge 
gebunden feyn, an denen er nicht Theil nahm und die fich gar nicht auf ihn be⸗ 
ziehen? — Die Vertheilung des Bachtgelbes zwiſchen Eigenthümer und Rus: 
nießer lediglich nach dem Verbältuifie der Zeit ver Nusnießung im 
depten Jahre kann nach nunfrem befichenden (gemeinen und Württemb.) Nechte 
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Rechte der zweiten Gattung, beren unmittelbarer Gegenſtand 
einzelue Handlungen einer verpflichteten Perfon find, vermöge 
welcher aljo bios die einzelne Leiftung einer aus befonderen Thats 
fachen und verpflichteten und dadurch in einer befonderen Be: 
ziehung zu uns fiebenden Perfon umfrem rechtlichen Willen uns 
terworfen ift, find perfönliche Rechte, Forderunge nrechte; 
die Klagen, mit denen fie geltend ‚gemacht und gefchägt- werben, 
find perfönlige Klagen, in personam actiones. 

: Diele perfönlihen Rechte: gründen ein Band unmittelbar 
zwiſchen beſtimmten Perfonen, dem Berechtigten und bem durch 
befondere. Thatſachen Berpflichteten Cobligatio). 

Die ‚wichtige Bedeutung diefer Verſchiedenheit ber Bermö- 
gensrechte an. fi und in ihren praktifchen Beziehungen iR in 
meinem Handb. B. II S. 46 f. näher audgeführt. 

Ob aber diefe Unterſcheidung von unſren Duellen, nament« 
lid vom Roͤm. Rethte, in der gleihen Weiſe gemacht werde, 
was überhaupt unter dinglihem und perfönlichem Rechte zu ver 
eben fey, ob das Röm. Recht feine in rem actiones lediglich 
auf. Klagen aus den. eben näher beflimmten binglichen Rechten 
beichräntt habe, darüber find die Anfichten ſehr verfchieden. Bei 
der Wichtigkeit der Sache ift ed von Sntereffe, die hauptſaͤchlich⸗ 
fien Anfichten der Neueren, foweit fie von der im Handbuche 
gegebenen Darftellung abweichen, näher kennen zu lernen — 
fhon um fi nicht durch bie verfchiebenen Terminologieen in 
unfren vwoiffenfchaftliden Werken irre machen zu laffen und um 
die. Gründe diefer Verfchiebenheiten zu Tennen — und diefe An⸗ 
fihten gehörig würdigen zu können. Zu beachten ift aber in 
Beziehung auf dad Folgende, daß die Ausdrücke jus in rem, 
jus reale, actio realis und jus in personam, jus personale 
in den Röm. Quellen nicht. vorfommen (fondern blos: jus in 
re und obligatio, in rem actio und personalis oder in per- 
sonam actio). - 

Nicht felten wird überhaupt in Abrede gezogen, daß das 
Röm. Recht die angegebene Grundverfchiedenheit der Vermögens: 
rechte ausdrücklich unterfcheide. Allein dag die Röm. Zuriften 
und Rechtsquellen von der weſentlichen DBerfchiebenheit diefer 
beiden Claſſen von Vermögensrechten, die in der Natur der 
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Nechtöverhältniffe liegt und von feiner auch nur wenig gebilde: 
ten Geſetzgebung verfannt werden fann, durchaus ausgehen und 
fie überall feftbalten, dieß beweist füh durch den Yuhalt der 
Röm. Rechtsquellen über alle Die Beziehungen, in welchen ge⸗ 
rade jene Verſchiedenheit praftifch werben muß, und dabei würde 
ed dann nichts Darauf anfommen, ob fie biefelbe ausbrädiich ale 
eine befondere Eintheilung der Rechte und Rechtsverhaͤltniſſe auch 
mit befonderen feften Kunſtausdrücken berausbeben. Indeſſen 
unterfcheidet das Roͤm. Recht auch durch technifche Ausbrüde 
diefe beiden Glaffen von Rechten. Durch obligatio bezeichnet 
es nähmlich durchaus blos das perfönliche Rechtsverhältnuiß (mem 
Handbuch B. II 5.47 Note 3) und fegt der obligatio entgegen 
das jus oder das jus in re habere, jus aliquod in re habere 
und verfteht unter den letzteren Ausdrücken durchaus blos Rechte, 
die unmittelbar an eine Sache geben, alfo bie binglichen 
Rechte. D. IX, 4 de nox. act. I. 50 XXIX, 2 de damı. 
inf. l. 49 pr. Cin welchen beiden Stein nur zu beachten if, 
bag creditor bier Pfand gläubiger bedeutet), XXX de legat. 
18.71 $.5 C. VII, s9 de praescript. 30 ann. est. 8 $. 4. 
Nicht entgegen it D. XLVII, 8 vi bon ragt. I. 2 $. 22, in 
welcher Stelle nah Manchen (z. B. Thibaut Berfuche ILS. 28 
und nun auch wieder Sintenis Pfandredt S.7) durch jus in 
re ein perfönlihes Recht in Beziehung auf eine Sade ' 
bezeichnet werden fol. Denn das „vel quod alind jus* in 
jener Stelle bezieht fi auf den unmittelbar vorhergehenden 
„usumfructum ‚* bebeutet alfo ein dingliches Recht (vergl. auch 
v. Savigny Bells 6te Ausg. S. 119). Thibaut ſah aud 
fpäter diefen Srrthum ein und nahm ihn in der 2ten Ausg. fei- 
ner Berfuche S.29 Note a zurüd, Dagegen behauptete er nun 
mit manchen Anderen, durch jus oder jus in re bezeichnen bie 


1) Eine Sache kann wohl mittelbarer Gegenftand eines perfönlichen Mechte 
ſeyn, 3. B. menn man eine Sache gemiethet hat ober Jemand, wie bei eis 
nem Kaufe, perfönlich verbunden if, ung eine gewiffe Sache zu überlaffen. 
Allein hier if dem Berechtigten Teineswegs die Sache unmittelbar unter: 
worfen, fondern das Recht geht unmittelbar lediglich auf die Leiſtung Der 
verpflichteten Berfon in Beziehung auf die Sache, ift daher nicht ein ding⸗ 
liches, fondern blos ein perlönliches. 
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Römer war blos Rechte unmitielbar an Sagen, aber nur bing- 
lie Rechte an fremden Sachen und nicht Das wichtigſte Ding- 
liche Recht, das Eigenthum. Allein im Allgemeinen if dieß um 
richtig, wie ſchon die ost, 8 cit, beweist: Allerdings aber 
gebrauchten die. Römer gewöhnlich den Ausdruck: „jus in re 
habere* von den dinglichen Rechten, melde an eine fremde 
Sache gehen, wie Servitut und Pfanbrecht. Dieß erklärt fi) 
aber auf fehr natürliche Weiſe?. Epricht man nämlid von den 
im Vermögen enthaltenen Rechten; die und unmittelbar an einer 
Sade zuſtehen: fo iſt und wermöge des dinglichen Rechte ent 
weder die Sache ihrer Totalität nah unterworfen (Eigen⸗ 
tum), Die Sache Die Unſrige (res naostra), oder fie iſt une 
blos in gewiffen ‚Beziehimgen unterworfen, wir haben ein 
(befehränftes, -anderweites) Recht: unmittelbar au ber Sache. Im 
erſteren Falle commeidirt: gleichſam bie Sache felb mit bem 
Rechtes es genügt, die. Sache als die Unfrige:zm bezeichnen, 
und eben damit ift auch das Necht bezeichnet; im letzteren Falle 
aber muß unmittelbar das Recht. bezeichnet. und ausgeſprochen 
werben. : Darand ergab ed ſich ganz von feihft wie: die Römer 
dazu kamen, . die res.nostra (daminium nostrum) gewoͤhnlich 
entgegenzufegen dem jus aliquod in ea re.habere und fü da⸗ 
her das jus in ne gewöhnlich) in Gegenfage zur Sache f eibh, 
fomit gu dem rei dominium, zu:gebrauden % Ze 

Auf die jura.in re, bie. dinglichen Rechte, beziehen die Ro: 
mer ihre in ram actiones , auf bie. ohligatiomes. ihre in per- 
sonam actiunes. . 

Dieß wird aber von: Bieten befiritien und baran fnüpfen 
ſich dann irrige Anfichten über den Umfang ,. den man bei uns 





2) Bergl. auch mein Handb. B. IT g. 36. 

3) Bergl. an Gajus Inſt. IV, 2, 3. D. XLIV, 7 de O et A. I. 3 pr. 
J. IV, 6.de aot. 8. 1.2. Hugo ciciliſt. Magazʒ. B. VII. ©. 293. Du 
Roi Observatt. d. juxe in re Heidelb. 1812 p. 10 f. Nur darf man nicht 
mit einer fpüteren Abhandlung von Du Roi im Arch. f. civil. Prax. VI 
©. 278 f. 386 f. alle dingliche Rechte unter den Begriff von Eigenthum 
bringen wollen, was an fl unrichtig iſt und zu manchen unrichtigen Kol: 
gerungen führen müßte. Bergl. Puchta im Mheln. Dial. I ©. ’286 f. 
v. Vangerow Bande. 1 ©. 137 v. Sayigny Syſtem V ©. 3. 
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dem binglichen Rechte (jus in re-ober in rem) und dem per⸗ 
ſönlichen Rechte (jus in personam) zu geben babe. Es nebs 
men nämlich. . 

I. Manche dingliches Red, jus in re. ober jen in rem, 
für ganz gleichbedeutend: mit abſolut wirkendem (mein Handbuch 
3. II $. 45), perſoͤnliches Recht, jus in persomam, für gleich 
bebeutenb mit. blos .relatis, blos gegen beſtimmte Judividuen ver- 
folgbarem Rechte. Dean möchte freilich fragen, wie man dazu 
Aommen Tann, jedes abfolat wirkende Recht gerade durch dinge 
tihes Recht, jus.in re oder jus in.rem, zu bezeichnen, ba 
die abfolute Wirkfamfeit eines Rechts mit Ding und res in feis 
ner weſentlichen und ausſchließlichen Beziehung ſteht und jeben: 
falls der Ausdruck ungeeignet. wäre. Allein die Vertheidiger 
diefer Anficht: berufen ſich in ber. Regel chen: auf das Röm. Recht, 
In weldhem in: rem actio..die abſolut wirkende, in persnnam 
actio dagegen blos bie anf gewiſſe Individuen beisheärffte. Klage 
bedeuten foll und hieraus feh ber. Begriff von dinglihen Recht, 
jus in re u. f. w., zu bilden. 

Mit Unrecht wird Thibant Häufig als Vertheidiger dieſer 
Anſicht angeführt; denn. Thibant (Verſuche üb. einz. Theile d. 
Ris. II S. 24, 38 f.) erkläͤrt ſich beſtimmt gegen dieſelbe, wie⸗ 
wohl er allerdings unwillkührlich bisweilen in fie zu verfallen 
ſcheint (Verſuche IIS. 51 und in feinen älteren Dirtaten, bei 
Braun ©. 72). Wirflih iR ea auch. entfchieden. unrichtig, daß 
actio in rem im Röm. Rechte überhaupt jede abfolut wirkende 
Klage, actio in personam jede blos befchräntt wirkende bezeich- 
net habe. Denn das Röm. Recht kennt in rem actionds, welche 
keineswegs gegen jeden Dritten :angeftelit werben fünnen (3. B. 
J. IV, 6 d. act. $.4, 6 C. V, 12 d. jur. dot. cst. 30, v. S as 
vigny Syſtem V ©. 26 f.), und ebenfo in personam actio- 
nes, welde ausnahmsweiſe abfolut gegen jeden Dritten wirken, 
wie 3.3. die quod metus causa actuo (f. unten Nr. ID. 
Auch könnte man fragen, wohin dann die Vermögensrechte ges 
hören follen, welche zwar als ganz gültige Rechte beftiehen, aber 
nicht mit einer Klage verfolgt werben fönnen, und die fomit 
nad) jener Anficht weder zu den dinglichen, noch zu ben perfön- 
lichen Rechten gehören fönnten. 
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Ueberhaupt ſcheint zu jener: irrigen. Auffaſſung des Verhaͤlt⸗ 
niffed befonderd auch gefährt: zu. haben, daß man bänfig eine 
blos gewöhnliche regelmäßige, keineswegs aber weſentliche un. 
bedingte und ausnahmsloſe .Kolge: der allgemeinen Natur dee 
dinglichen Rechts (die abfelute Verfolgbarkeit veſſelben) und der 
allgemeinen Natur des perfönlichen Rechts (die beichränfte Ver⸗ 
folgbarkeit deffefben) zu fehr gemexafifirte und diefe gewöhnliche 
Folge zum wefentlihen und unbedingten Charakter jener Rechte 
erheben wollte und lediglich. nach dieſem Gefichtöpunfte jene.ganze 
Eintheilung ber Bermögendrechte beftimmte. Daraus, daß ver⸗ 
möge des dinglichen Rechts eine Sadye unmittelbar .unfrer Herr- 
haft unterworfen it, "folgt allerdings in. der Regel und im 
Zweifel, daß man dieſes unmittelbare Gewaltverhättniß gegen 
jeben Dritten, der zwifchen und und die Sache fich eindrängt, 
geltendmachen und verfolgen Tann. Daraus ferner, daB das 
perfönliche Recht durch bie wechjelfeitige Beziehung beflimmter 
Perſonen zu einander, welche durch ein obligatorifches Kachım 
vermittelt wird, befiebt und vermöge befleiben und nur- eine ein⸗ 
zeine Leiftung gewiffer Herfonen unterworfen iſt, folgt Allerbingg, 
daß daffelbe in der Regel Fein abfolutes,. ſondern ein bios 
beſchraͤnkt wirfendes, blos gegen beflimmte Perſonen verfolgbares 
Recht if. Allein dieſe Folgen find nit ein. nothwendiger 
weientlicher Charakter jener Rechte, fo daß ba, wo jene Folgen 
fehlen, das. Recht aufhören würde, ein dingliches begiehungsweife 
ein perfönliches zu: ſeyn; denn es gibt nach. dem gemeinen Rechte 
(und noch häufiger nad dem Württ. Rechte) dingliche Rechte, 
benen nur eine beſchränkte Verfolgbarkeit zukommt, und perfön» 
lihe Rechte, weiche abfolut wirken, wie die in meinem Haudb. 
8. IE 8. 46, 47 näher nachgewieſen if. 

IE Thibaut geht in feinen angef. Berfuchen Th. Nr. n 
und in ben früheren Ausgaben ſeines Panbect.R. (bis zur 7ten 
einſchließlich) F. 64 ſowie in feinen früheren Dietaten (Braun 
6. 69 f.) von folgender Anficht aus: Diejenigen, von welchen 
bie Eintheilung der Rechte in jura in. personam und in rem 
ser realia herrühren (ſchon bie Gloſſe), hätten fie an bie Roͤm. 
Eintheilung der Klagen in actiones in rein ımb in personam 
genüpft; ein Recht, das mit einer actio in rem verbunden fey, 
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dem binglichen Rechte (jus in re ot mit einer in personam 
ſönlichen Rechte (jus in personam , „per in Personam ge: 
men naͤmlich Ä ‚a Begriff müffe man fid 
I. Manche dinglihes Recht, js von dinglihem und 

für ganz gleihhebentend, mit abi - „uch Hält fih gleich Thib aut 
3. 11 $. 45), perföulihesr Ned, nähmlich nicht entgehen, daß 
bebeutenb mit: blos relatie: BIc Jar feine Ringe verfnäpft if. 
folgbarem Rechte. Man md ,; auf biefen Punkt den Begriff 
tommen Tann, jedes abfolut _, in rem, fey ein ſolches, welches 
liches Recht, jusinre „ige fey, ein perfönlihes, jus in 
bie abſolaie Wirkfamfeit * nes mit Feiner in rem actio 
ner wefentlihen und auf m es alfo vornaͤhmlich auf den Be⸗ 
falls der Ausdruck un n. Bei ber Frage über die Beſtimmung 
diefer Anſicht beraſen 5 Thibaut wieder nicht, daß bie In ‚rem 
in welchem in rem 8, ſondern nur in der Regel abſolute Kla⸗ 
actio dagegen blos heſchraͤnft. wirkende in rem actiones gibt, 
bebeuten ſoll und herſönliche Klagen gibt, welche, wie bie quod 
jus inre u. |. Y,;., nicht beſchränkt fonbern abfolut wirken, (Er 
Mit Unrecht Charakter der Nömifchen in rem actio darein, 
Anſicht angefüf. .e ſey, welche von dem Berechtigten fehle ht: 
Ris. II S. 20 ‚nes Rechts d. h. ohne Rückſicht auf befondere 
wohl er all ‚rünbe des Beklagten und zwar in ber Regel 
ſcheint (Ve der ihm das Recht fireitig mache, auf Zuerfennung bed 
Braun S ;ellt werben Fönne, und zählt hiernach zu den Dingkis 
actio in en nicht blos Rechte unmittelbar an Sachen, fandern 
Klage, „äterlihe Gewalt und überhaupt bie meiften Rechte, 
net ha’ eine Präfubicialfiage gefchütt werben fönnen, weil auf 
keines age meift feine Prädicate einer dinglichen Klaffe paſſen, 
J. Ißzgyalb unterfcheidet er dingliche Rechte, welche auf Sachen 
vi⸗ (dingliche Sachenrechte), und Dingliche Rechte, welche 
mM : auf Sakben fih beziehen. Seine Hauptgrände für 
r . Anfiche find theils a. der. $..1 J. de.act., weldher die Ein⸗ 
rilung der Klagen in actiones in rem und in personam als 
ne allgemeine Eintheilung aller Klagen aufftelle, fo daß alſo 
auch die Präjubicialfiagen unter diefe Eintheilung fallen müſſen; 
ferner b. ber $.18 J. eod., welcher die Präjudicialklagen gu den 
in rem actiones zähle; ferner c. daß auch bie Praͤjudicialllagen 
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‘n eines status in den Röm. Quellen vindieationes (ber 
"r die actio in rem) genannt werden, und daß d. nad) 
ebrauche der Höm. Quellen in rem abſolut wirfend, 
ı befchränft wirfend bedeute und Jenes ber vegels 
.arafter der in rem actio, Diefed der regelmäßige 
r der in personam actio fey. 
.gefehen davon, daß ed wirklid ganz wunberlidh iſt, von 
in jus in rem und jus reale zu fprechen, das auf eine Suche 
3 nicht bezieht (wie Thibaut und die Meiſten Derfenigen, 
cie feine Anficht adeptirten 3. B. auch Maurenbrecher), und 
dag der Ausdrud ding liches Recht einem ſolchen Rechte eben 
fo wenig entfpriht, ferner dag man nicht nach ber Natur der 
Klage die Natur bed Rechts beftimmen kam, fondern umgekehrt 
nad) der Natur des Rechts die der Klage ſich beſtimmt: fo gebt 
Thibaut über feine eigenen Prämiffen hinaus, wenn er das 
perfönlihe Recht rein negativ beflimmt, wobei er noch dazu das 
Heterogenfle in feinem perfönlichen Rechte zuſammenwirft (ſelbſt 
in mandyen Fällen foger das Eigenthum; Pand. R. $. 6995 Ver⸗ 
fuche Th. 1 ©. 31). Geht man aber einmal über diefe Präs 
miflen hinaus: fo iſt nicht einzuſehen, warum man nicht bei ber 
Beſtimmung des dinglichen Rechts, bed jus in re oder in rem, 
fih wirflih an Das halten foll, was auch das Roͤmiſche Recht 
unter dominiam und jas in re verfieht. Was aber die Grund» 
lage feiner ganzen Anficht betrifftz fo ift dieſe in der That nicht 
haltbar. 

In rem heißt im Römifchen Rechte, wie ed ganz den Worten 
entfpricht, wagd unmittelbar auf eine Sache, in personam, was 
unmittelbar auf eine Perſon fich bezieht, Da nun Das, was 
zunächſt auf eine Sache fich bezieht, eben deßhalb in der Regel auf 
beftiimmte Perſonen nicht befchränft Ifl und Das, was auf eine Perſon 
füch Hegieht, in der Regel blos Beziehung auf diefe Perfon hat: fo 
bildete fi) daraus ganz natürlich der abgeleitete Sprach⸗ 
gebraud, dag in-rem in diefem abgeleiteten Sinne das mehr 
oder minder Allgemeine, Abfolute, auf gewiffe Indivibuen 
nicht Beſchränkte, in personam das Melative, auf beftimmte 
Individuen mehr oder minder Beſchränkte bedeute; fo bei 
pactum in rem und in personam, fe nachdem der Nachlaßver⸗ 
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babe man jus reale oder in rem. ein mit einer in personam 
actio verfnüpftes Recht jus personale oder in personam ges 
nannt. An dieſen hiſtoriſch gebildeten Begriff müfle man ſich 
auch bei der Beflimmung des Begriffs von binglihem umd 
verfönlichem Recht hatten. — Freilich hält fi) gleich Thibaut 
feld nicht an ihn. Es konnte ihm nähmlich nicht entgehen, daß 
es auch Rechte gibt, mit demen gar Teine Klage verfnäpft ifl. 
Deßhalb beftimmt er in Rüdficht auf dieſen Punkt den Begriff 
dahin: ein dingliches Recht, jus im rem, fey ein folches, welches 
mit einer in rem actio gefchlist fey, ein perfönlühes, jus in 
personam, ein ſolches, welches mit feiner in rem actio 
geſchützt fey. Hiernach kam es alfo vornähmlid auf den Be⸗ 
griff der in rem actio an. Bei der Krage über die Beſtimmung 
diefes Begriffe verfennt Thibaut wieder nicht, daß bie In rem 
actiones nicht durchaus, fondern nur in’ der Regel abfolute Kla⸗ 
gen find und ed auch befchränft.wirfende in rem actiones gibt, 
ferner daß es auch) perfünliche Klagen gibt, welche, wie die quod 
metus causa actio, nicht befchränkt fondern abfolut wirfen. Er 
fest deghlb den Charakter der Nömifchen in rem aotio darein, 
daß fie eime Klage fey, welche von dem Berechtigten ſchlecht⸗ 
bin wegen feines Rechts d. h. ohne Rückſicht auf befondere 
Berpflichtungsgründe des Beklagten und zwar in der Regel 
gegen eben, ber ihm das Recht fireitig mache, auf Zuerfennung des 
Rechts angeftellt werben könne, und zählt hiernach gu den dDingkis- 
hen Rechten nicht blos Rechte unmittelbar an Sachen, fondern 
auch die väterlide Gewalt und überhaupt bie meiften Rechte, 
die durch eine Präfubicialffage gefchligt werden können, weil auf 
diefe Klage meift feine Prädicate einer dinglichen Klaſſe paflen, 
und deßhalb unterfcheidet er dingliche Rechte, melde auf Sachen 
gehen (dingliche Sachenrechte), und Dingliche Rechte, welche 
nicht auf Sachen fi beziehen. Seine Hauptgrände für 
dieſe Anficht find theils a. der. $. 1 J. de.act., welcher die Ein⸗ 
theilung ber Klagen in actiones. in rem und in personam als 
eine allgemeine Eintheilung aller Klagen aufftelle, fo daß alfo 
auch die Präjudicialllagen unter dieſe Eintheitung fallen müffen; 
ferner b. der $.18 J. eod., welcher die Präjubiriafflagen zu den 
in rem actiones zähle; ferner c. daß auch bie Praͤjudicialllagen 
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wegen eines status in ben Röm. Quellen vindieationes (der 
Rame für die actio in rem) genannt werben, und daß d. nad 
bem Sprachgebrauche der Röm. Quellen in rem abſolut wirfend, 
m personama befchränft wirkend bebeute und Jenes der vegel- 
mäßige Charakter der in rem actio, Diefes der regelmäßige 
Charalter der in personam actio fey. 

Abgefehen davon, daß es wirklich ganz wunberlic ift, von 
einem jus in rem und jus reale zu fprechen, das auf eine Suche 
ſich nicht "bezieht (wie Thibaut und die Meiften Derfenigen, 
bie feine Anficht adoptirten z. B. auch Maurendrecder), und 
daß der Ausdruck dingliches Recht einem ſolchen Rechte eben 
jo wenig entſpricht, ferner dag man nicht nach ber Natur der 
Klage die Natur bes Rechts beftimmen Fan, fondern umgelehrt 
nad) der Natur des Rechts bie der Klage ſich beſtimmt: fo gebt 
Thibaut über feine eigenen Prämiffen hinaus, wenn er das 
perfönliche Recht rein negativ beflimmt, wobei er noch dazu dad 
Heterogenfte im feinem perſoͤnlichen Rechte zufammenmwirft (ſelbſt 
in mandyen Faͤllen fogar das Eigentum; Pand. R. $. 6995 Vers 
fude Th. II ©. 31). Geht man aber einmal über diefe Präs 
miffen hinaus? fo iſt nicht einzuſehen, warum man nicht bei ber 
Beſtimmung des dinglichen Rechte, des jus in re oder in rem, 
fih wirtih an Das halten foll, was auch das Römische Recht 
unter dominium und jas in re verfteht. Was aber die Grund» 
lage feiner ganzen Anficht betrifft: fo ift diefe in der That nicht 
haltbar. 

In rem heißt im Römifchen Rechte, wie ed ganz den Worten 
entfpricht, was unmittelbar auf eine Sache, in personam, was 
unmittelbar auf eine Perſon fich bezieht. Da nun Das, was 
zunächſt auf eine Sache fich bezieht, eben deßhalb in der Regel auf 
beftimmte Perſonen nicht befchränft ift und Das, was aufeine Perſon 
ſich bezieht, in der Regel blos Beziehung auf diefe Perfon hat: fo 
bildete fi daraus ganz natürlich der abgeleitete Sprach— 
gebraud, dag in-rem in dieſem abgeleiteten Sinne das mehr 
oder minder Allgemeine, Abfolute, auf gewiffe Indivibduen 
nicht Befchränfte, in personam das Relative, auf beftimmte 
Individuen mehr oder minder Befchränfte bedeute; fo bei 
pactum in rem und in personam, fe nachdem der Nachlaßver⸗ 
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trag allen Interefienten am Rechtsverhaͤumiſſe zu fintten kommen, 
die Schuld an ſich abfolut nachgelaſſen werden foll, ober nich, 
exceptio in rem und in personam, loqui ia rem (ohne nähere 
Bezeichnung einer Perfon), remedium in rem usb in per- 
sonam scriptum oder couceptum d. h. ein in der Formel ab« 
folut gefaßtes und deghalb in der Regel auf einen beſtimmten 
Gegner nicht befchränftes Rechtsmittel (D. XLIV, A de dol. 
except. 1.2 S. 11. 4 8. 33. I, 44 de pact. 3.7 6. 8. 4.57 
$. 4. IV, 2 quod metus causa I. 9 $. 8. VII, 9 usufruct. 
quemadm. 3.5 pr.). In Berbindung mit actio nun blieben bie 
Römer bei der urfprünglihen, eigentlichen Bedeutung. von 
in rem und in persanam fliehen; fie nennen durchaus in rem. 
actio nur eine ſolche Klage, durch welche ein unmittelbar 
gegen eine Sade gehendes Recht verfolgt, welche ſchlechthin 
wegen eines unmittelbar an der Sache ſtattſindenden Rechts an⸗ 
gefiellt wird, und wobei daher der Kläger das Recht unmittelbar 
als ein ibm gehöriged — ohne Rüdficht auf die Perfon bed 
Gegner — in Anſpruch nimmt; in personam actio eine folde, 
welde unmittelbar gegen eine Perfon wegen eines fie befon- 
ders verpflichtenden Grundes auf eine perfönliche Reifung ange⸗ 
fiellt, durch welche eine obligatio verfolgt wird. Dafür fpricht 
enifchieden ſchon der Umſtand, daß fie die Klagen, dur welche 
ein ‚unmittelbar an eine Sache gehendes Recht verfolgt wird, 
wenn fie auch nicht gegen jeden Dritten geltend gemacht werden 
fönnen, fomit nicht abfolut wirfend find, dennoch zu den in rem 
actiones zählen (oben Nr. D, ferner daß fie die perfönlichen, 
aber abfolut wirkenden Klagen nicht zu den in rem actiones, 
fondern zu den in personam actiones reinen, was fie nicht. 
hätten fönnen, wenn die Worte in rem bei der in rem actie. 
die abgeleitete Bedeutung (nicht auf befimmte Berfonen befchränft 
feyn) gehabt hätten; dag remedium {ft hier zwar iarem cHon- 
ceptum oder scriptum, aber nicht eine actio in rem, ſondern 
in personam. So wirft 3. B. bie .quod metus cuusa actio 
abjolut, indem fie gegen jeden Dritten, ber die ‚Sache beſitzt, 
angeftellt werden kann, und deßhalb wird von ihr auch in den 
Römifhen Quellen gefagt, fie fey ein remedium in rem scriptum 
d. h. im abgeleiteten Sinne von in rem, eine. in. ber Formel 
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abſolut gefaßte und deßhalb abſolut wirkende Klage; dabei 
erflären aber die Quellen ausdrücklich (D. IV, 2 quod metus 
causa 1.9 9.8 J. IV, 6 de act. $. 31), fie fey- nicht in 
rem actio, fondern in personam actio, eben weil durd) 
fie nicht ein jus in re, fondern eine bloße obligatio verfolgt 
wird. Ebenfo heißt ed von einzelnen Interdicten, fie feyen zwar 
abfolut gefaßt, aber doch blos perfönliche Klagen (lieet in rem 
videantur concepta, vi tamen ipsa personalia sunt. D. XLIII, 
4 de interd, l. ı $. 3). Alſo nit die Faſſung der Formel 
und nicht der Umfang der Ausdehnung der Klage beflimmt, wie 
hieraus heronrgeht, dad Weſen und den Begriff, der in.rem und 
in personam actio. 

Das Gefagte beweist ſich aber auch noch beſouders aus den 
Stellen der Roͤmiſchen Quellen, die den Begriff der in rem 
und in personam actio geben wollen, inbem biefe bie in rem 
actio durchaus als eine wegen einer Sache flattfindende, 
unmittelbar gegen eine Sache gehende Klage. befchreiben. 

. Das Leptere wird zwar zum Theile auch von Anderen, 
weiche nicht durchaus Thibauts Anficht find, befiritten, nament- 
ih von Savigny (Syſtem V 8:206—209), weldher behauptet, 
das Röm. Recht begreife unter den in rem actiones überhaupt 
alle Klagen, die nicht in personam find, alfo namentlich auch 
die Klagen aus dem Familienrechte, und fich dabei, wie Thi⸗ 
baut, darauf flügt, daß es die Eintheilung der Klagen in in 
rem und in personam als Einsheilung aller actiones anführe 
und Suftinian in $. 45 J. de act. aud bie Praſudicialllagen 
zu den in rem. actiones zähle. 

Allein wenn Gajus ‚und, wenn die Pandeeten die Sinthei- 
lung der actiones in in rem und in personam aetio- 
nes als eine allgemeine Cintheilung ber actiones vortra- 
gen: fo folgt doch daraus nicht, daß auch bie praejudicia zu 
ber einen oder zu der anderen Claſſe gehören müſſen. Denn 
bie Römifhen Quellen ſetzen die praejudieia den actiones im 
engeren Sinne, den mit einer condemnatio verbundenen Klagen 
ben formulis, quae condemnationem habent, Gajus IV, 48), 
entgegen und unterfcheiden namentlich als Verfchiedenes actiones 
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in rem, in personam und praejudicia (D. III, 3 d. pro- 
car. I. 55 $. 2. XLIV, 7 d. O. et A. I. 37). 

Betrachtet man dabei die Definition, welche Gajus und Die 
Panderten von den in rem actiones geben: fo fann in der That 
doch Fein Zweifel feyn, daß fie unter den in rem actiones bios 
Klagen begreifen, welde unmittelbar eine Sade, ein un- 
mitteldares Gewaltverhältniß zu einer Sache zum Gegenftande 
haben. So fagt Gafus Institut. IV, 2 und 3 an der Spige 
der Lehre von den Klagen, die Actiones feyen in rem ober 
in personam ; in rem actio fey die ‘lage, durch welche 
wir eine'res corporalis oder ein jus (d. h. ein jus in re) in 
Anſpruch nehmen (cum aut corporalem rem intendimus nostram 
esse aut jus aliquod nobis competere), und führt für dag 
Legtere einzene Servitütenflägen ald Beifpiele an. Of: 
fenbar wollte hier Gajus eine erfchöpfende Definition der im 
rem actiones geben; auch haben Thibaut und Savigny 
feinen Grund beigebracht, aus welchem biefe Definition als eine 
nicht erſchoͤpſende follte behandelt werden Fönnen. ft fie aber 
eine erſchöpfende: fo fann man fie nur beziehen auf diejenigen 
Rechte, welche oben ald dingliche (jura in re, das Eigenthum 
mit einbegriffen) befchrieben wurden. Die dinglihe Klage tft 
hiernach eine Klage, durch welche man ein jus in re in Anfprud) 
nimmt. Damit ganz übereinftimmend' iſt eine andere Stelfe bei 
Gajus IV, 87. Hier fagt er: „cum in rem agitar, vihil in 
„intentione facit ejus persona, ‘cum quo agitur, sive suo 
„nomine sive alieno aliquis judicio interveniat; t autum 
„enim intenditur, rem actoris esse.“ Die erfle; ne= 
gative, Hälfte dieſes Sages nimmt auch Savigny (Syftem V 
&.89) ganz allgemein, wie fie lautet, als eine Eigenfchaft aller 
in rem actiones ausfprechend; die zmeite, pofitive, Hälfte aber 
will er nur als Beiſpiel gelten Taffen und fagt daher, fie \wi- 
derfpreche feiner Behauptung (daß in rem actio nicht die Be: 
ziehung auf eine beflimmte Sade Babe) nit. Allein dieß if 
doch wohl willführlich interpretirt. Die Sielle fpriht ganz all- 
gemein, cum in rem agitur ... tantum 'intenditur, rem acto- 
ris esse. Mit weldhem Rechte fol man bier diefe allgemeine 
Sprache befchränfen und fie für ein bloßes Beifpiel nehmen ? 
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Man fann bier um fo weniger‘ beſchränken, als gerade biefe 
Worte ganz genau ühereinffimmen mit der: Definition, welche 
Gajus im Anfange. des IV Buches feinerGäflitutionen von in 
rem actio gibt. Er fagt im jenem $. 87 nichts Anderes,’ als: 
bei der im rem actio werbe die Formel der intentio unperfön= 
lich gefaßt, weit; die Klage blos unmittelbar auf die dem Rechte 
bed Klägers unterworfene Sache ſich bezieht, rem actoris esse %, 
Damit ſtimmt auch ganz überein die Definition, welche Juſtinian 
von ia rem aetio im Gegenfage von in personam actio gibt, 
wenn er in J. de act. $. 4 die in rem actio beſchreibt Durch 
eine Klage, mittelft welcher der Berechtigte movet alicui*d e 
aligqua re controversiam, und dieß dann vom $. 1 bis zum 
$. 7 näher erklärt durd eine Reihe von Beilpielen, in’welcden 
unmittelbar auf eine res corporalis oder auf. ein jus in re' 
(aliena) gellagt wird." Ebenfo ſtimmt Damit überein bie Defi⸗ 
nition, welche Ulpian.von der in rem actio gibt, wenn er (D. 
XLIV, 7 de ©. et.A. I. 25 pr.) fügt: „in: rem actio est, 
„per quam rem nostram, quae ab alio possidetur, petimus“ 
(vergl. Note 4). Auf die gleiche Weife laffen fih noch eine 
Reihe von Duellenftellen nachmerfen, in welchen der allgemein 
und im Gegenfage zur personalis actia gebrauchte ‚Ausdrud in 
rem actio. gar nicht anders ‚gedeutet werben fann, als daß er 





4) Wahrſcheinlich ift es, daß Bei hen Römern ver Begriff ber res in- 
corporalis Anfangs blos auf die jura (dingliche Rechte an fremden Sachen, 
oben ©. 91) ‚bezogen und erft fpäter perallgemeinert wurde. ‚Sie gingen von 
den Sachen als unmitielbaren Gegenſtänden der Rechte aus, und biefe find 
entweder res corporales (res nostrae) oder res incorporales (jura in 
re aliena und in Beziehung auf die Erbichaftsflage die hereditas). Diefe 
res incorperales fonnten, wie die eigentliche res, vindicirt, in jure cebirt 
werben ac, und ſtanden durch das unmitielbare Gewaltverhaͤltniß den rebus 
gleih. ‚Dex nächfte und natürlichfte Ausaangspunft der in rem actio war 
die res corporalis, das Eigenthum; die Eigenthumsklage iſt die nrfprüngs 
lige in rem actio und deßhalb gehen auch manche Definitionen zunächfi 
auf fie. Ip. einer allmähligen Berallgemeinerung wurde dann bie in. rem 
actio auch auf die jura in re bezogen umd dieß durch den Begriff der res 
incorporalis vermittelt; fie erſcheint dann als eine Klage unmittelbar auf 
eine Sache (qua intenditur, rem actoris esse) fdlekthin wegen bes zur 
Sache flattfindenpen unmittelbaren Mechtsverhältniffes, wegen des unmittel 
baren Unterworfenfeyns der Sache unter die Herrfchaft der Berion. 
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eine unmittelbar auf eine Sache ſich beziebende Klage bedeuten 
fol, z. B. D. X, A ad exhib. 3. 3 8. 3 (hier können nament- 
ih unter der qualiscunque in rem actio die praejudicia gar 
nicht enthalten feyn) XLIV, 2 d. except. rei jud. I. 44 $. 2 
C. II, 9 ubi in rem act. tot. tit. 5. Nirgends in irgend 
einer Stelle wird auch nur angedeutet, daß die Präfubicial- 
Hagen in rem actiones feyen, und in feiner ber angeff. 
Stellen fann man fie unter den in rem actiones miütbegreifen ©. 
Blos eine Bemerfung Juſtinians in $. 13 J. de act. fcheint 
bier entgegenzufteben, wenn er fagt: „praejudiciales actiones 
in rem esse videntur.” Will man in diefer Bemerfung — durch 
welche Juſtinians Commiſſion wohl nur Das erfegen wollte, was 
Gajus in feinen Snfitutionen (IV, 44) über die Faſſung der 
intentio in der Klagformel fagte und was für Juſtinians Inſti⸗ 
tutionen fich nicht abfchreiben ließ, da es nicht mehr praftiich war 
— nicht die bloße Andeutung einer Aehnlichkeit der praeju- 
dicia mit den in rem actiones finden (meil es auch bei ihnen 
zunaͤchſt nur von Anerkennung und Feſtſtellung eines beitimmten 


5) Natürlich kann dagegen nicht, wie es Thibaut in feinen neueren 
Dictaten (bei Froben ©. 68) thut, eingewendet werben, daß in den Röm. 
Dnellen die Worte „in rem“ bei „in rem actio* fi deßhalb nicht auf 
eine Sache beziehen koͤnnen, weil diejenigen Contractsklagen, welche auf eine 
Sache fich beziehen 3. B. die actio conducti, commodati, depositi, emti 
doch nicht in rem actiones genannt werden. Gin folder Einwand ift 
wirklich auffallend ; denn dieſe Contractsklagen gehen ja nit in rem, d. h. 
nicht unmittelbar auf eine Sache fchlechthin wegen des an ihr flattfindens 
ven Rechts, fondern blos auf die Leiftung einer verpflichteten Perſon und 
dabei nur mittelbar auf eine Sache, find alfo in personam actiones. 
Vrgl. Note 1. 

6) Was Thibaut’s Grund unter lit. 0 oben ©. 94, 95 betrifft: fo famen 
allerdings beim liberale judicium und bei der patria potestas au Vin⸗ 
dicationen vor. Aber hier wurden die zu Vindicirenden ganz wie beim Ei⸗ 
genthum gleihfam als Sachen behandelt und es liegt fomit hierin feine 
Abweichung vom Begriffe der in rem actio als einer unmittelbar aus einem 
Rechte auf eine Sache entipringenden Klage. Vrgl. auh Zimmern Geſch. 
d. Röm. Private. III S. 39 Brig Erläutt zu Wening 1S.79f. Als 
aber über folche Berhältniffe im fpäteren Röm. Rechte durch praejudiciales 
actiones geftritten wurbe, feste man biefe geradezu ben vindicationes ent= 
gegen, 3.8. D. VI, 1d.R.V.2.1$.2; f. auh Schrader Inſtitut. Ausg. 
zu 6. 13 d. act. 
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Rechtsverhättniffes fich handelt) 7, fondern daraus — freilich ges 
gen alle übrige Quellenftellen — einen allgemeineren Begriff der 
in rem actiones herleiten 8: fo müßte man dann wenigftend 
unterfcheiden zwifchen einem befonderen Sprachgebrauche der Ju⸗ 
ftinianifhen Snftitutionen (wiewohl dann der $.1 de act. nicht 
eben im Einklange fände mit dem $. 13 eod.) und dem ber 
übrigen Röm. Quellen, namentlih der Quellen des claffifchen 
Römifchen Rechts. 

II. Das Letztere thun auch wirklich manche Neuere, indem 
fie eben in Beziehung auf den angef. $. 13 J. de act. einen 
doppelten Sinn von in rem actio unterfcheiden. So meint 
Mackeldey Lehrb.$.195 und nun auh Schilling Inſtitut. II 
6. 104, im weiteren Sinne bebeute in rem actio die Klage 
aus einem abfoluten Rechte, alfo nicht blos die aus einem un- 
mittelbar an eine Sache gehenden Rechte, fondern auch die auf 
den Status ſich beziehende (wobei aber wieder nicht beachtet if, 
bag bie Rechte an Sachen nicht einmal durchaus abfolute Rechte 
find); im engeren und gewöhnlichen Sinne aber bedeute fie blog 
die aus einem dinglihen oder Sachenrechte entfpringende Klage. 
Ebenfo gibt Göſchen Borleff. üb. d. Civilr. I $. 437 zu, in 


7) Brgl. dafür und darüber und überhaupt für die Im Terte vertheibigte 
Anfiht au Zimmern a. a. D.$. 59 u 69 Schrader a. a. DO. Ban 
gerom Pandect. zu 6. 113 und au Du Roi Observatt. d. jure in re 
p. 10, 26 sq. Denfelben im Arch. f. civil Prax. VI ©. 430 v. Ball: 
born-Rofen Ueber Dominium ıc. Lemgo 1822 ©. 156 f. Welder Ency: 
klop. ©. 658 Fritz a. a. O. ©. 77—83. — Selbſt Thibaut, der ſich doch 
Hauptfächlih auf den $. 13 J. de act. für feine Anficht beruft, läßt dieſen 
Baragraphen nicht einmal ganz gelten, indem er (Verſuche IT S. 51) meint, 
„daß Hier Iuftinian in der Unfähigkeit, feharfe und beſtimmte Begriffe ſich 
„zu verſchaffen, nicht eingefehen habe, daß nicht alle Präjudicialklagen. 3.2. 
„nicht die actio de partu agnoscendo, dingliche feyen, und ſich deßhalb 
„über die Natur der Präjudicialflagen zweifelhaft ausgebrüdt habe.“ 

8) Davon fheint au Theophilus Paraphr. IV, 6 $. 13 auszugehen, 
'wiewohl auch er, damit nicht im Einklange, vorher im $. 2 fagt: „Itaque, 
„ut rem totam im pauca contraham, in rem agimus in rebus cor- 
„poralibus et in rebus incorporalibus,“ und im Anfange des 
6.2: „In rem agimus tum de rebus corporalibus, tum de incorporali- 

„bus, et aut confessorie aut negatorie. Ac res quidem corporales 
„sunt fundus domus, Incorporales vero, ut ususfructus servitus.* Bergl. 
Note 4. 
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rem actio fey eine Klage, wodurch ein Recht umnittelbar an 
eine Sade verfolgt werde, aber — fügt er bei — in Yufti- 
nian’s Inſtitutionen fey der Begriff einer in rem aetio fo 
weit gefaßt, daß dahin jede Klage gehöre, die keine perjöntiche 
it, alfo auch diejenige, die auf den status und die Familien⸗ 
verbältniffe ſich beziehe. 

Bei diefer Anfiht denken jedoch. die Genannten mit Recht 
nicht daran, nach diefem von ihnen angenommenen weiteren Sinne 
von in rem actio die Begriffe von dinglihem und perfönlichem 
Recht, von jas in re und jus in personam zu bilden, und 
haben die ganz richtige Anficht über diefe Begriffe (Madeldey 
$. 208, 209, 398,.Schilling-$. 9, Göfchen 6. 125 f.). 

Auh Mühlenbruch Paudeet.R. $. 138 $. 79 gibt zu, Die 
elaffifhen Römifhen Juriſten hätten in rem actio blos 
von der Eigenthumsflage und den ihr nachgebildeten Klagen ge- 
braucht, alto in dem oben von mir emtmidelten Sinne genom- 
men; in einem allgemeinen Sinne aber, meint er, bezeichne der 
Ausdrud bei den Berfaffern der Juftintanifhen Inſti— 
tutionen eine in Anfehung des Beflagten unbeichränfte Klage 
(was ſchon nah $. A u. 6 J.de act. unrichtig if). Dabei un- 
terfcheidet aber Mühlenbruch drei Grundflaffen der Rechte, 
ganz wie es aud) von mir gefchieht (Perfonen-, Sachen⸗, For⸗ 
derungenredhte), nur daß er die unmittelbar an Sachen gehenden 
Rechte blos durch (unmittelbare) Sachenrechte,” die Rechte aus 
Obligationen durch „Forderungenrechte“ bezeichnet, indem er bie 
Ausdrüde dingliches und perſönliches Recht (jus in re und in 
personam) „nad dem Spradhgebraude der neueren Zuriften“ 
auf die durch eine abfolute beziehungsweife befchräntte Klage ge⸗ 
fhüsten Rechte bezieht. Allein Dad, was er von dem Gpracdh- 
gebrauche der Neueren fagt, ift viel zu allgemein und unridtig. 
Denn keineswegs ift das Legtere der berrfchende Sprachgebrauch 
‚bei den Neueren; vielmehr nehmen die Neueren die Ausdrüde 
Dingliches und’ perfönliches Recht in der Regel in dem von mir 
entwidelten Sinne, wie fhon Höpfner, Weber, Mackeldey, 
Heife, Shweppe, Wening, Welder, Schilling, Go— 
hen, Puchta, Savigny, Böcking, überhaupt bie entfchie- 
dene Mehrzahl der neueren Schriftfieller beweifen. Vrgl. übri- 
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gend nun auch Mühlenbruc ſelbſt in feinen, Inſtit. 8. 400. 
Ebenfo ift es entfchieben irrig, wenn Maurenbrecher Deutſch. 
Priv.R. 2. Ausg. B. J S. 411 die oben angeführte Anficht, This 
bauts über dingliches und perfönlihes Recht „Die heutige 
Theorie” nennt. Es iſt dieß augenfcheinlich einer der vielen 
Fälle, in welchen Maurenbredher die Anfiht einiger Ein- 
zelnen, die gerade mit ber. Geinigen übereinflimmt, ohne Weis 
teres aus eigener Machtvollfommenheit zur herrſchenden Theorie 
ſtempelt, wobei er bann eine Reihe yon Schriftftelleen als mit 
biefer Anficht im Ganzen übereinfimmend anführt, die unter ein- 
ander der verfchiedenften Anficht find. und. zum großen Theile 
jene Anfiht gar nicht theilen. Auch -hat Maurenbrechex 
völlig überſehen, daß I 

IV. Thibaut fpäter (in der 8. Ausgabe feines Yandert.R. 
8. 63 a. €.) feine früheren ‚Behauptungen. über bie Bedeutung 
von dinglichem Recht, jus in re oder in rem, ‚ganz zurück⸗ 
nahm. Thibaut fagt nämlich nun, „es ſey von.je her herr⸗ 
Ihender Redegebrauch gewefen, daß man nur die Sadhenredte, 
welche mit einer actio in rem verfnüpft find Cd. h. die unmittel- 
bar gegen eine Sade gehenden Rechte) bingliche Rechte oder 
jura in re nannte,” und biefes gibt er auch in feinen neueren 
Dietaten (bei Froben ©. 73) ſchon von. der Gloſſe zu; fomit 
kam Thibaut fpäter. im Refultate auf die hier vertheidigte Anficht. 
über die Bedeutung von dinglichem Recht und jus in re beinahe 
ganz zurüd. Der Unterfchied befteht nur darin, daß er bloß bie 
durch eine Kia, ge geſchützten Sachenrechte dingliche Rechte Gura 
in re und in rem) nennt, und ſomit z. B. das Eigenthum, 
wenn, wie es nach manchen Particularrechten der Fall iſt, bei 
ihm der Grundſatz, Hand muß Hand wahren, gilt, nicht für ein 
dingliches (alſo für ein perſonliches!) Recht erklärt (Thibaut 
Pand.R.$. 699). Uebrigens ließ. Thibaut in ber angef. Ausg. 
feines Pand.R. wohl aus Verſehen den Anfang des 8. 63, wie 
er in den früheren Ausgaben S. 61 fland, unverändert flehen, 
während derfelbe zu feiner neueren Anficht und zum Schluſſe des 
Paragraphen gar nicht mehr paßt. 

V. In einigen Beziehungen übereinflimmend mit der unter 
Nr. II befämpften Anfiht, aber doch wieder weſeutlich von ihr 
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verfchieden it die Anfiht, welche Savigny Syſtem B. V 
©. 11—37, &.88—91 entwidelt und mit welcher auch im Gans 
zen Das zufammenftimmt, was Puchta Inſtitut. B. II S.99f. 
©. 673 und Panbect. $. 32, 69 ausführt. Nach Savigny be- 
deutet in den Nömifchen Quellen in personam actio die Klage 
aus einer obligatio, in rem actio alle übrigen, alfo bie 
Klagen aus dem Sachenrechte, Erbredhte und Familienrechte. 
Der Hauptgrund Savigny’s if, wie bei Thibaut, dag m 8.1 
J. de act. (und bei Gajus IV, 4) und in 2. 25 pr. de O. et 
A. die Eintheilung der actiones in rem und in personam 
als eine ganz allgemeine vorgetragen werde, und ber $. 13 
J. de act. ?. Dabei ift aber Savigny weit entfernt, Diele 
Eintheilung der Klagen gleichbedeutend zu nehmen mit der in 
abfolut und befchränft wirfende Ca. a. DO. ©. 23 f. und B. IS. 373). 
Auch bilder er nicht aus der nach feiner Anficht beftehenden Ge⸗ 
meinfamfeit der in rem actio für die vorhin genannten Rechte 
eine befonbere Claſſe von Rechten unter gemeinfamem Namen, 
wodurch die heterogenften Rechte zufammengeworfen würden (orgl. 


— — 


9) Wenn Savigny Syſtem V ©. 21 fagt: „Ich gehe aber noch weiter 
„und behaupte, daß felbft im Sinn des älteren Rechts alle Präjudicien ohne 
„Unterfchied in rem genannt werben konnten,“ und babet theils auf feinen 
8. 209 verweist, theils, was bie den Status betreffenden Präfubicien ande 
langt, ſich namentlich auf die vindicatio in libertatem und in servi- 
tutem und auf die vindicatio filii ex jure Quiritium beruft: fo ſpricht 
gegen den lepteren Beweisgrund das vorhin in der Note 6 Angeführte, und 
was die Ausführung im $. 209 betrifft: fo erklärt dieſe nur, wie die Roͤ⸗ 
mer von ber Cigenthumsklage allmählig zur Erweiterung der in rem actio 
famen, zeigt aber keineswegs, daß unter biefen erweiterten Begriff auch 
die praejudiciales actiones gezogen worden find, vielmehr fpricht gerade 
gegen das Kegtere die ganze Ausführung im $. 209. Wie follte z.B. dad 
praejudicium quanta sit dos eine in rem actio feyn und wie foll es fih 
dann erflären, daß alle in rem actiones auch vindicationes heißen (D- 
de O. et A. I. 25 pr.), — alſo auch alle praejudia? auch das praejudicium 
quanta sit dos? Auch duch Das, was Savigny $. 216 a. E. ausführt, 
wird feine Anficht nicht gehörig begründet. Wenn die Unperfönlichkeit der 
intentio es ift, welche bei der in rem actio durch den Ausdrud in rem 
bezeichnet wird, nicht die Beziehung auf eine beftimmte Sache: fo müßte 
auch eine Klage aus einer obligatio mit einer intentio in rem concepl4 
eine in rem actio geweſen feyn. 
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auch die richtige Bemerfung Puchta’s Inſtitut. B. II S. 676 
Note), und befchränft namentlich den Begriff der dinglichen oder 
Sachenrechte auf die oben S. 88 als folche bezeichneten Rechte, 
auf Eigenthum und jura in re (aliena; Syſtem B. J ©. 369), 
fo. dag am Ende die Verſchiedenheit diefer Anficht, wie auch der 
Anfiht Thibaut's nach feiner neueften Erflärung und der unter 
Nr, III angeff. Schriftfieller von der von mir vertheidigten ſich 
nur auf die untergeordnete Frage rebucirt, ob die Römifchen 
Quellen (überhaupt, oder nach der Anficht der unter Nr, II 
Angeführten blos Juſtinians Inftitutionen) auch die Statusklagen 
zu ben in rem actiones im technifchen Sinne gezählt und fomit 
unter in rem actiones eben diejenigen Klagen verftanden has 
ben, bei welchen das richterliche Urtheil zunächſt auf das Dafeyn 
oder Nichtdaſeyn eines Rechtsverhältniffes (Eigenthum, Servitut, 
väterlihe Gewalt ze.) und nur mittelbar und folgeweife auf Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten in beflimmte Leiftungen geht. Freilich 
wäre dann ſchwer einzufehen, daß die Römiſche SJurisprudenz 
gar nicht durch das wiffenfchaftliche und praftifche Bebürfniß dar- 
auf geführt worden feyn follte, für die eine fo wichtige Claſſe der 
bierher gehörigen Klagen, für die Klagen aus Eigenthum und 
jura in re aliena, einen befonderen Namen zu ſchaffen '°. 

Das Württembergifche Particularrecht nimmt mit Recht die 
Ausdrüde dingliches und perfönliches Recht nicht in dem 
unter Nr. I, no in dem unter: Nr. Il angegebenen Sinne, fon- 
bern verfteht in der Regel unter dinglich em Rechte ein ummit- 
telbar gegen eine Sache gehendes, unter perfönlichem Rechte 
ein aus einer obligatio entftandened Recht, unter dinglicher 
oder Realflage eine Klage aus einem unmittelbar auf eine 
Sache gehenden Rechte und unter perfönliher Klage eine 
Klage aus einem Forderungen oder perfönlichen Rechte. S. mein 
Handb. II $.46 Note 3 und 16, $. 47 Note 2, 10. 





10) Weber und gegen die von Du Roi im Arc. f. civil. Prar. B. VI 
©. 407 f. 412 423 f. vertheibigte Anfiht von in rem und in personam 
actio f. Bangerow Pandec. ” 113 ©. 137 f. Sayigny Syſtem V 
©. 15, 30-35. 
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Ueber 
pie venſchiedenen Bezeichnungen der Hauptgattun- 
gen und gewiller Haupteigenfchaften der Brivatrechte, 
und über die Stellung der Realrechte und Reallaften 
| im Spyſteme. 


Sowohl Eiviliften als Germaniften und zum Theile.’ auch 
bie Bearbeiter des Württemb. Partieularrechts bezeichnen einzelne 
Gattungen und gewiffe Eigenfchaften der Privatrechte, und gerade 
bie wicdhtigiten, auf eine ganz verfchiedene Weife und gebraudyen 
biefelben Kunſtausdrücke für die verfchiedenften Rechte und 
Rechtsverhaͤltniſſe. Selbft da, wo über einen Ausdruck ein bes 
flimmterer Sprachgebrauch fich ‘gebildet hatte, weichen Manche 
willkührlich von dDiefem Gebrauche ab und nehmen den Ausdruck 
in einem anderen Sinne, weil. man dad Wort auch in dieſem 
Sinne doch möglicherweiſe nehmen kann. 

Daß dieß für Wiſſenſchaft und Anwendung zu bedauern tft, 
leidet wohl feinen Zweifel. Namentlich if die bloße Moͤglichkeit, 
ein Kunftwort auch in einem anderen Sinne zu nehmen, nod 
fein Grund, aus dem fich eine Abweichung vom Sprachgebrauche 
irgend billigen laffen würde. Selbſt wenn ber andere Sinn dem 
Ausdrude mehr angemeffen wäre: fo ift es doch nicht. gut, deß⸗ 
bald am Sprachgebrauche zu rütteln. Allein die große Wichtig⸗ 
feit, welche ein fefter Sprachgebrauch in der Wiffenfchaft und 
Praxis wie in der Gefeggebung für Feflfegung, Entwidlung , 
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Handhabung, Anwendung und richtige Auffaffung des Rechte hat, 
wird leider von vielen Suriften, beſonders in unfren Zeiten, gar 
nicht gehörig gewürdigt, wie namentlich der Gegenftand ber fol- 
genden Ausführung beweist, ein Feld, auf welchem eine wahre 
Sprachverwirrung berrfchend zu werben brobt, unter der ſich nit 
felten wohl aud eine Begrifföverwirrung verbirgt. Wer bier 
mit den verfchiedenen Terminologieen .und dem verſchiedenen 
Sinne, in welchem ein und derfelbe Ausdrud von ben verfchie- 
denen Schriftftellern und nicht felten fogar von einem und dem- 
ſelben Schriftfieller gebraucht wird, nicht vertraut ift, wird fich 
ſchwer zurecht finden und Mißverfländniffe und falfche Auffaſſun⸗ 
gen nicht zu vermeiden wiſſen. Deßhalb wird es nicht ohne In⸗ 
tereffe fepn, bier einen zufammenfaffenden Weberblid über. den 
verfhiedenen Sinn zu geben, in weldyem bie wichtigeren auf bie 
Hauptgattungen und gewiſſe Eigenfchaften der -Privatrechte fich 
beziebenden Kunſtausdrücke genommen werben und an biefen Ueber- 
blid einige Bemerfungen anzufnüpfen. 

1. Perſönliches Recht, jus in personam, jus per- 
sonale. | 

1. Gewöhnlihd und auch am Angemeſſenſten werden dieſe 
Ausdrücke gebraucht für diejenigen Vermögensrechte, welche un⸗ 
mittelbar auf eine Leiſtung einer durch beſondere Thatſachen 
dazu verpflichteten Perſon gehen, alfo für die. Forderungenrechte 
oder die Rechte aus Obligationen (ob. S. 89 und mein Hanb- 
buh B. IIl 8.47). Sie beziehen fi fomit auf den unmittel- 
baren nädften Gegenſtand und das dadurch beftimmte 
Wefen des Rechte. An diefem Sinne werben fie auch gewöhns 
lih von den Württembergifhen Nechtäquellen genommen 
(mein Handb, B. IT $. 47 Note 2). 

2. Mande Schriftiteller wollen den Ausdrud „perfönliches 
Recht“ für die von ben Forderungenrechten völlig verſchiedenen 
(in meinem Handbuche B. TI $. 45 näher befchriebenen) Per: 
fonenrecdhte gebrauden, wie 3. B. Sintenis Pfandredt 
©. 5. (der ſich aber hierin nicht treu bleibt, ſ. z. B. Denfelben 
S. 7 Note 1 a. E.). Allein dieß ift eine nicht zu billigende und 
gar nicht gehörig motivirte Abweichung vom herrſchenden Sprach- 
gebrauche, der hier auf guten Gründen beruht. 
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3. Andere beziehen die Ausdrücke „perfönliches Recht” jus 
in personam ober personale auf den Grad der Wirffam- 
keit und Berfolgbarfeit des Rechts und verfteben darunter 
jedes blos befchränft wirffame und nicht gegen jeden Dritten, 
fondern nur gegen gewiffe Perfonen verfolgbare Recht. Daß 
aber dieß auf einer Verkennung des wefentlichen Charafters ber 
eigentlichen perfönlichen und dinglichen Rechte und auf einer un— 
rihtigen Auffaffung der Bedeutung beruht, welche im Römifchen 
- Rechte actio in personam und actio in rem hat, wurde fchon 
in der vierten Erörterung ©. 92 f. nachgewieſen. 

4. Viele gebrauden den Ausdrud „perfönlides Recht“ um 
die Art und Weife zu bezeichnen, wie das Nedt mit der 
berechtigten Perfon verfnüpft und wie der Bered- 
tigte näher bezeichnet ifl, alfo in einer Beziehung auf das 
bere&tigte Subject. Selbft Solde, weldhe gewöhnlich „per- 
fönlihes Recht“ im richtigen Sinne, in Beziehung auf den un= 
mittelbaren Gegenftand und Inhalt des Rechte nehmen (Nr. 1), 
gebrauchen ihn doch öfters zugleich auch in jener Beziehung auf 
das berechtigte Subject. In dieſem Sinne wird nämlich durch 
„perfönliches Recht” (mitunter aud in den Württ. Gefegen) be- 
zeichnet die Negation des Geknüpftſeyns des Rechts an eine Sache, 
die Negation des Realrechts (des Rechts einer Sade), alio ein 
Recht das nicht an eine Sache activ gebunden ift, fey eg nun 
ein wirfliches perfönliches Recht Cein Forderungenrecht), oder, wie 
die perfönliche Servitut, ein dingliches Recht. Manche aber bezeich- 
nen durch „perfönliches Recht” blog eine gewiſſe Elaffe jener 
Rechte, nämlich die ſ.g. böchftperföntichen Rechte d. 5. bie 
an die beſtimmte Perfon des Berechtigten durchaus gebunde- 
nen, alfo nicht vererblihen und nicht veräußerliden Rechte. 
Allein der Gebraud des Ausdrucks „perfönliches Recht” in die: 
fem fubjectiven Sinne, in der Beziehung auf das berechtigte 
Subject, fann leicht zu Berwirrungen führen, da jener Ausdruck 
gewöhnlih auf den Gegenftand' des Rechts bezogen wird, 
Wenn man die Negation der Realeigenfchaft eines Rechts (uns 
ten IV, 2) durch einen Kunſtausdruck bezeichnen will: fo ift es 
gewiß angemeffener, dafür dag Wort Perfonalredht zu ge 
brauchen, indem dadurch die Verwirrung vermieden würde, zu 
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welcher der Ausdruck „perfönlihes Recht” für jene Negation 
führen fann. Durch Perfonalreht im weiteren Sinne 
fann man dann jedes Recht, das überhaupt Fein Realrecht (im 
Sinne von Nr. IV, 2) ift, durch Perfonalredht im engeren 
Sinne die an die Perfon gebundenen Perſonalrechte (die ſ.g. 
bödhftperfönlichen Rechte) bezeichnen. 

I. Dingliches Nedt, jus in re oder in rem. 

Das dingliche Recht bildet den Gegenfag zum perfönlichen. 
Der Ausdrud wird daher meift in denſelben verfchiebenen Bes 
ziehungen gebraucht, wie der Ausdruck „perfönliches Recht.“ 

41. Am Richtigſten und auch gewöhnlich wird dingliches 
Recht, jus iu re (Legtered au von den Röm. Quellen) und 
jus in rem auf den unmittelbaren nähften Gegenftand 
des Rechts bezogen, alſo dadurch das unmittelbar gegen eine 
Sache gehende Recht bezeichnet und in diefem Sinne wird auch 
von den Württemb. Rechtsquellen gewöhnlich der Ausdrud ding 
liches Recht genommen (oben S. 88f. 105 und mein Handbuch 
II 8.46 Note 3). Manche gebrauchen auch dafür den Ausdrud 
ſachliche s Redt. 

Dagegen werden jene Ausdrücke ungeeigneter Weiſe von 
Manchen noch in anderen Beziehungen genommen und zwar 

2. in Beziehung auf die Ausdehnung der Wirkſam— 
keit und Verfolgbarkeit des Rechts gegen Dritte. 
Hiernach verſtehen Manche unter dinglichem Recht, jus in re 
oder in rem, jedes abfolut wirkende gegen jeden Dritten geltend 
zu madende Recht, fo daß hiernach die meiften Perfonenrechte 
und felbft mande perfönlihe Nechte zu den dinglichen Rechten 
gehören würden. Gegen biefen Sprachgebrauch (welchen bie 
Württ. Gefege mit Recht nicht haben) gilt ganz die oben S. 108 
Nr. 3 gemachte Bemerkung. 1leber eine ähnliche weitere Bes 
deutung, welche Thibaut dem dinglichen Rechte beilegte, die er 
aber zuletzt doch wieder zurüdnahm, f. oben ©. 93 f. 

3. Manche, weldhe gewöhnlich den Auedruck „dingliches 
Recht“ im richtigen Einne, in Beziehung auf den Gegenftand 
des Rechts (Nr. 1) nehmen, gebrauchen ihn dabei audy noch in 
einer ganz anderen Bedeutung und Beziehung, nämlih in Des 
ziehung auf die Art und Weife, wie das Recht mit der Perfon 
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vernäpft iſt, das berechtigte Subject näher beflimmt wird 
(vrgl. oben Nr. J, 4). Hienach bezeichnen fie durch din gliches 
Recht ein Recht, bei welchem die Perfon des Berechtigten Yedig- 
Ich durch das Eigenthum einer Sadye beftimmt, d. h. dag Recht 
gewiffermanßen an eine Sache gefnüpft ift (die Rechte der Sa- 
hen, bie eigentlichen Realrechte). In diefem Sinne nehmen oft 
auch die Wurtt. Gefege das Wort „dinglih” 3. B. „dingliches 
Wirthſchaftsrecht“ für ein Wirthfchaftsrecdht, das an das Kigen- 
thum eines beftiimmten Hauſes gebunden if. Manche nennen 
dann diefe f.g. dDinglihen Rechte, eben weil hier der Ausdrud 
auf das Subject der Berechtigung bezogen wird, auch fub- 
jectiv dingliche, und bezeichnen dann die eigentlichen ding⸗ 
lichen Rechte, bei welchen der Ausdruck nad dem Objecte des 
Rechts fich beftimmt (Nr. 1), dur objectiv dingliche Rechte 
Corgl. mein Handbuch II $. 48 Note 21 a. €.). 

4. Einige Germaniften, 3. B. Nunde Rechtslehre von der 
Leibzucht 1805 IT-&. 26, Eichhorn Deutſch. Privatr. $. 162 ge⸗ 
brauchen den Ausdruck „dinglich“ fogar auch noch in Beziehung 
auf dag verpflichtete Subject, was freilich vollends gar zu 
Berwirrung in der Terminologie führt. Sie bezeichnen nämlich 
duch ſubjeetiv-dingliche Nechte die eigentlichen Reallaften 
(mein Handbuch ILS. 48), weil bei ihnen dag Subject der 
Verbindlichkeit lediglich durch den Befig einer Sade be- 
fimmt werde. Daß dieſes Verhältnig durch den Ausdruck gar 
nicht gehörig bezeichnet wird, ift einleuchtend, und zu diefem Zwecke 
wird dann noch dazu „Dingliches Hecht” in einem ganz anomalen 
Sinne genommen. Namentlid) möchte man fragen, was dann 
der Gegenfag, was gegenüber von ſolchen ſubjectiv-dinglichen 
Rechten ein objectio-dinglihes Recht feyn fol? Auch müßte 
man, wenn man jedes Recht, bei welchem das Subject der Ver⸗ 
bindlichkeit lediglich durch den Beſitz einer Sache beflimmt 
ift, ein ſubjectiv-dingliches nennen wollte, unter diefen fubjectio- 
binglichen Rechten nicht blos die Reallaften begreifen, fondern 
auch noch ganz andere, von ihnen völlig verfchienene Rechte. 
Denn es gibt 3. B. Rechte und Berbindlichfeiten, die rein per: 
ſönlich find, bei denen aber das Subject der Berbindlichfeit auch 
lediglich ‚durch einen Sachenbefig beſtimmt ‚wird, wie die Fälle, 
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auf welche ſich die actio ad exhibendam, quod metus causa etc. 
gründen, .. E 
5. Endlich wird noch dag Wort „dinglich“ bisweilen ganz 
allgemein genommen für Das, was mit dem Befige einer Sache 
in einer Beziehung ftehtz zB. dinglihe Srohnen aud für 
folhe Frohnen, welche zwar nicht ‚eigentliche Reallaften find d.h. 
nicht auf der Sache ſelbſt als Laft haften und nicht vermöge ei⸗ 
nes eigentlichen dinglihen Can die Sade unmittelbar gehenden) 
Rechts gefordert werden können, aber doch blos in Beziehung 
auf einen Gutsverband, in weichen der Pflichtige trat (3. DB. bei 
Falllehen) zu leiften find. Vrgl. mein Handbuch II $.48 Note 10. 
III. Die Gegenfäge. dinglih und perfönlid werden 
von Manchen fogar zur. Bezeihnung eines und dbeffelben 
Rechts combinirt (in den Württ, Geſetzen kommen meines 
Wiffens ſolche Combinationen mit Recht bis jetzt gar nicht vor) 
und zwar in fehr verfchiedenen Beziehungen. Namentlich 

4, bezeichnen Manche die Familienrechte duch binglichs 
perfönliche Rechte” (j. mein Handbuch B. II S. 4b Rote 8), _ 
was doppelt unangemeffen ift, weil dabei perfönliches Recht für 
das höchft-perfönliche Recht (f. oben I. A) und dingliches Hecht 
für abfolut wirfendes Necht (oben Nr. II. 2) genommen wird. 

2. Durch perſönlich-dingliche Rechte wollen Manche 
bie gemifchten Realrechte (mein Handbuch II $. 49) bezeichnen 
db. h. diejenigen an eine Sache gebundenen Rechte, welche nicht 
von jedem Figenthümer der Sache, fondern nur von einem mit 
gewiſſen befonderen perfönlihen Eigenjchaften verfehenen Eigens 
thümer ausgeübt werben können. Jene Bezeichnung gebraucht 
z. B. der Entwurf eines Statuts für die Körperfch. des Würit. 
ritterſch. Adeld Art. 19, 20. Alein fie ift ungeeignet und zu 
vermeiden, weil dabei das Wort Dinglich in einem uneigent⸗ 
lihen (Wr. 3) und das Wort perfönlihes Recht in einem 
ganz angmalen Sinne (für ein Recht, defien Ausübung von ges 
willen perfönlihen Eigenfchaften abhängt) gebraucht wird. 

5. Reyfher (W. Privatr. $. 93 Note 3) glaubt, man 
Tönne die Forderungenrechte (die perfönlihen Rechte, oben], 1) 
auch perfönlidh:dingliche Rechte nennen, foferne man unter 
Ding im weiteren Sinne Alles verfiche, wad ald Object von _ 
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Rechten ericheint, alfo auch Handlungen. Allein dann wäre ja 
jedes Recht ein dingliches, weil es Fein Recht ohne Object gibt, 
und ber Ausbrud „dinglich” rein nichtsfagend. — In einem an⸗ 
deren Sinne fpridt Neyfher a. a.O. F. 309 von Dinglid- 
feit und von „ein Recht in dinglicher Form errichten.” Allein 
es ift nicht einzufehen, wie ‚der Grundfag des Wuͤrtt. Rechts, 
daß ein Pfandrecht nur dur Eintrag in das Pfandbuch oder in 
der Form des Fauftpfandes, nicht aber durch Gefeg und durch 
Privathypothecirung entflehen kann, ein „Srundfag der Ding- 
lichkeit, der Realität” und jene Eniſtehungsform eine 
„ding liche“ genannt werden Tann, 

4. Mande fprechen auch von „dinglichen Forderun- 
genrechten,“ aber in fehr verfchiedenem Sinne. So verftehen 
Manche darunter reine Forderungenrechte, welche aber ausnahmes 
meife gegen jeden Dritten verfolgbar find (wie in dem S. 96 
unt, angeführten Falle). Hier ift dann dinglich in’ bem un- 
richtigen unter Nr. II. 2 angeführten Sinne genommen. Andere 
bezeichnen auf jene Weife die Reallaften, weil tie zwar an ſich 
dinglihe Nechte find, aber. in den einzelnen Reiftungen ſelbſt in 
ein wahres Forderungenrecht ausgehen (über diefen Sinn bes 
Ausdrude f. mein Handbuch IL $. 48 bei Note 15). Sn einem 
anderen Sinne gebrauhen Andere, 3. B. Reyſcher (W. Pri- 
vatr. $. 255, 399) den Ausdrud dingliche Korderungs- 
rechte (fogar dinglihe Obligationen) für die Reallaften, 
indem fie auch das Recht auf die verfallene Leiftung für ein 
an die Sache felbft gehendes Recht halten (f. davon die nächfl> 
- folg. Erörterung), und dabei durch Forderungsrecht bios bezeich- 
nen wollen, daß bier das dinglihe Recht auf Handlungen 
gehe und fomit unter Forderungsrecht überhaupt „Rechte auf 
Handlungen” verftiehen. Dagegen ift aber, von Anderem ganz 
abgefehen, zu bemerfen, daß ja „Forderungen“ nicht blos auf 
pofitive Handlungen, fondern auh auf Unterlaffungen 
gehen, die Reallaften aber nie bloße Unterlaffungen (negative 
Handlungen) zum Gegenflande haben, eine binglihe Obliga- 
tion aber vollends gar einen innern Widerſpruch erhält. (Die 
Württ. Gejege verftehen unter Forde rungen rechten mit Recht 
bios die perſönlichen Rechte J. 1). — Wieder in einem anderen 
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Sinne nennen mande bas Pfandrecht ein bingliches Forderun⸗ 
genrecht. Hierüber orgl. Handbuch B. II $. 48 Rote 25. 

IV. Realredt, jus reale 

Diefer Ausdruf Fann Doppeltes ‚bedeuten, je nachdem man 
ihn auf die Sache als Subjeet oder auf. bie Sache als uleet 
des Rechts bezieht. 

4. Im letzteren Sinne, in ber. objectiven Beziehung, ig er | 
gleichbedeutend mit dinglichem, Rechte, bezeichnes alfo ein, Recht, 
das unmittelbar gegen eine Sache. gebt (Nr. IE. U), und 
in biefem Sinne wird, der Ausdrud von Bielen, mitunter auch 
von ben Württ. Geſetzen, gebvaucht (mein Handbach B. U g. 48 
Note 22). 

2. In fubjectiver Beziehung bezeichnet Neakrecht das an 
eine Sache actio gefnfpfte, das einer Sache zuklommende 
Recht. Hier bezieht ſich alſo der Ausdruck auf die Art und Weiſe, 
wie ber Berechtigte näher bezeichnet und beſtimmt und dad Recht 
an den Berechtigten gefnüpft wird (mein Handbuch B. II 6.49); 
ein Sinn, in welchem von Manchen auch der Ausbrud dinge 
lihes Recht unpaffend gebraucht wird (oben Nr, II. 3). 

In der neueren Zeit wird es immer gewöhnlicher, den Aus⸗ 
drud Realrecht (und Realgerechtigfeit)., blos im letzteren 
Sinne, in der ſubjectiven Beziehung zu nehmen. (wie er aud 
3. B. durchaus und von jeher bei der Realfervitut in diefem Sinne 
genommen wird), und aud in den Württ. Gefegen ‚wird er in 
diefem Sinne häufig gebraucht, Auch follte man ibn, um Ber- 
wirrungen zu. vermeiden, auf. diefe. Bedeutung  befchränfen und 
deßhalb gebrauche ich ihn bios in biefem Tegteren Sinne. - .. 

3. Manche wollen Durch Realrecht, Renigerenhtigleit,. Real⸗ 
berechtigung das den. Reallaſten im eigentlichen Sinne, (unten 
Nr, V) enifprechende Recht bezeichnen. Allein dieß iſt ungeeig- 
net, nit blog weil dann. bier Realrecht in der objectiven Be⸗ 
ziehung (für ein Recht. unmittelbar gegen eine Sache) gebraucht 
würde, ſondern weil ber Ausdruck, wenn man thn- in der objee⸗ 
tinen Beziehung nimmt, jedenfalls einen viel weiteren Sinn bat, 
d. h. nicht. bias: Die den Reallaften eutfprechenben dinglichen 
Rechte, fondern jedes unmittelbar gegen eine Sade ‚gehende 
Recht, fomit jedes dingliche Hecht bezeichnet. | 

Wachter, Erörterungen. I. 8 
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4. Eine ſehr wißtührliche Unterfcheidung zwiſchen Realrecht 
und Realberechtigung macht Maurenbre cher Deuiſch. Pri⸗ 
vatr. F. 347. Er nimmt zwar den Ausdruck Realrecht in der 
fubfectiven Beziehung Coben Nr. 2), befchränte ihn aber dabei 
ganz willkührlich blos auf gewiffe Realrechte. Nach ihm follen 
nämlich Realrechte, jura praediorum, blos diejenigen Rechte 
feyn, die an den Beſitz eines Grundſtücks gebunden find, ohne 
für diefed Grundſtück ſelbſt irgend eine Jmedbefim- 
mung zu haben. Durch diefe letztere Beſchräͤnkung foll, wie 
er ſagt, hauptſächlich der Begriff der Deutſchen Realrechte 
beſtimmt und deren Unterſchied von den Römiſchen und den an: 
deren, im heutigen gemeinen Rechte noch vorfommenden, Real: 
beredtigungen ausgebrädt werben. Er gibt alfo noch andere 
Realrechte zu, nur dag er dieſe nicht Realrechte, fondern Real⸗ 
beredhtigungen nennt (orgl. auch Denfelben $. 319 Note 12) 
und daß er glaubt, die Legteren feyen nicht Deutſchen Urfprungs 
oder wenigftend den Roͤm. Realrechten nadhgebilder. Allein ſchon die 
einem berifchenden Gute zu leitenden, nah dem Bebürfniffe 
defielben beflimmten, Frohnen widerlegen jenen willführlichen 
Begriff Maurenbrechers (dem auch Mittermaier Deutfch. 
Privatr. 6te Ausg. $. 175 a zu fehr folgt, ohne fi aber ganz 
confequent zu bleiben), indem ſolche Frohnen Deutfchen Urfprunge 
und keineswegs den Röm. Realtechten irgend nachgebifdet find 
und doc für das Grundſtück eime Zweckbeſtimmung haben. Auch 
bleidst Maurenbrecher woch in anderer Hinfiht feinem Be⸗ 
griffe nidyt getreu; namentlich zählt er Die als Realrechte beſtell⸗ 
ten Reallaſten nicht zu den Deutfchen Reatrechten, während fie 
doch den Röm. Realrechten nicht nachgebildet find und großen⸗ 
theils Teine Zweckbeſtimmung für das herrſchende Grundſtück ha⸗ 
ben, wie Gülten und Zinſe, die einem herrſchenden Gute aus 
einem zinspflichtigen Gute zufommen. Wäre aber auch Mau⸗ 
renbrechers Unterfheidung materiell richtig: ſo würben doch 
die Dezeichnungen derfelben fehr unpaſſend gewaͤhlt ſeyn. Denn 
welche Hindentung auf Maurenbrechers Unterfiheibung zwi⸗ 
fihen Realrecht und Realberechtigung liegt auch nur entfernt in 
den Ausdrücken? 
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V. Reallaſten, Grundlaſten. 

4. Im weiteren Sinne bedeutet Reallaft jede auf einer 
Sache unmittelbar ruhende, bie Sache ſelbſt affieirende Laſt (onus 
rei oder reale), und zwar nicht blos wenn die Sache eine Lie⸗ 
genſchaft if, wie Dunder Lehre v. d. Reallaften S. 58 meint, 
fondern auch wenn fie beweglich if; in diefem Sinne And fomit 
auch Servituten, Pfandrechte, geſetzliche Befchränfungen Yes Eis 
genthums Reallaften (mein Handbuch BE $. 48 Rote 25). Der 
Ausdrud Grundlaf im weiteren Sime bedeutet Reallaſien 
diefer Art, welche anf Liegenfhaften ruben. | 

2. In einem engeren ımd im eigentliden Sinne bezeichnet 
man durch Reallaften (und noch paſſender und ſprechender durch 
Grundlaften) blos eine befendere Claſſe der Reallaſten im 
weiteren Sinne, nämlich folde auf Tiegenfhaften ruhende 
Laften, welche auf pofitive, von jedem Beſitzer Ver Liegenfchaft 
abzutragende Leiftungen geben, und auf bie gleiche Weile bezeich⸗ 
net man auch die biefen Laften entfprechenden Rechte. S. mein 
Handb. IE $. 48 Note 17 f. 

VI Sadenredte. 

41. Gewöhnlich verfieht man unter den Sachenrechten die 
unmittelbar gegen Sachen gehenden, alfo die binglicden Rechte 
(nimmt man Recht im obiectiven Sinne: fo bedeutet dann 
„Das Sachenrech!“ die Rechtslehre von den Sachen und von 
den unmittelbar gegen Sachen flattfindenden Rechten, von dem 
dinglichen Rechten). Werl man aber unter Sachen im weiteren 
Sinne auch die Handlungen begreift: fo bezieben 

2. Biele, befonders Aeltere, den Ausdruck Sachenrechte auch 
auf die perfönlichen Rechte und unterfcheiden dann dingliche 
Sachenrechte oder unmittelbare Sachemechte d. h. die 
dinglichen Rechte ‚(und dingliches Sachenrecht ober unmittelbares 
Sachenrecht im objectiven Sinne, die Lehre von ben binglichen 
Rechten), und perfönlihe Sache nrechte d. h. die Forderun⸗ 
genrechte (und perſönliches ‚Sachenrecht im objectiven Sinne, die 
Lehre von den yerfünlichen Rechten). Diefen Sprachgebrauch 
bat auch Weishaar Handb. d. W. Privatr. 6. 497; dabei bes 
finirt er aber dad Sachenrecht auf eine ganz unzutreffende und 
wunderliche Weife als „Umfang derjenigen Rechte, welche einer 

8 % 
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„Perſon um ihrer in Beziehung auf eine Sache vorgenommenen 
„Handlung willen zuſtehen,“ und if in dem Irrthume, als ob 
jedes Dingliche Recht „gegen alle Menfchen Gültigkeit“ babe. 

3. Sehr abweichend von dem gewöhnlichen Spradgebraude 
if die Weife, wie Reyfher W. Privatr. 6. 230 bag Wort 
Sachenrecht gebraucht. Er entwidelt unter der Rubrif „Sa: 
henredt” die Lehre von den vechtlihen Verſchiedenheiten ber 
Güter (blos der unbeweglihen Sachen) und bie Lehre von 
den Realrechten und Renllaften. 

Daß bier dem Worte „Sachenrecht“ ein willfährlicher Begriff 
unterlegt wird, leidet wohl feinen Zweifel. Das Wort Sache nrecht 
an ſich Fann allerdings, wie dad Wort Realrecht, in einem doppel: 
ten Sinne genommen werden, je nachdem ınan es auf Die Sache ale 
©ubjert. oderauf Die Sache als Object bezieht. Bezieht man es auf 
die Sache als Objert: fo umfaßt ed die Rechte, welche unmittelbar 
gegen Sachen geben, bie dinglichen Nechte (S.115 Nr. 1); man 
kann aber den Ausdrud auch in einer fubjectiven Beziehung, in 
Beziehung auf das Subject ded Rechts nehmen und dann um⸗ 
faßt er Rechte, welche an eine Sache ald Rechte gebunden find, 
weiche fomit Jedem zuſtehen, der das Eigenthum der Sache er- 
wirbt (Rechte der Sachen, Realrechte im eigentlichen Sinne, oben 
S. 413 Nr. 2). Den Jegteren Sinn aber. dem Worte Sadens 
recht beizulegen, dagegen ift ber entichiedenfte Sprachgebraudh, 
und es gilt in dieſer Hinficht deßhalb ganz die früher gemachte 
Bemerkung über Feftbaltung am berrichenden Sprachgebraudhe. 
Wie man gewöhnlich Realrecht befchränft auf die Rechte ber 
Sachen, aljo auf die fubjective Beziehung, fo beſchraͤnkt der Sprach⸗ 
gebrauch noch ‚weit entfchiedener den Ausdruck Sachenrecht auf 
die ‚objective Beziehung (oben Nr. 4, vergl, auh Nr. 2), und 
verfieht nicht Darunter Rechte Der Sachen. Will man aber von 
biefem Spracdhgebraude abweihen und Dem folgen, was bad 
Wort an und- für fi. ausfpright und möglicherweiſe ausfprechen 
ann: fo muß man dann unter Sachenrechten verfteben die Rechte, 
welche. entweder an Sachen als gleihfam berechtigte Subfecte 
gebunden find oder, welche gegen Sachen ale unmittelbare Ge- 
genftände des Rechts geben, alfo unter. Sachenrecht ale Theil 
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des objectiven Rechts verſtehen die Lehre von den Rechten der 
Sachen und von den Rechten unmittelbar gegen Sachen . 

Aber abgeſehen davon, daß man dadurch vom beriichenden 
Spradgebraudiesabmeicht: fo iſt es doch ungeeignet, einen und 
denſelben Kunflausdrud für zwei fo ganz verſchiedene rechtliche 
Beziehungen zu gebrauchen. Für das Syſtem aber if eine foldhe 
Zufammenfaffung unbraudbar, indem ja dadurch das "Syftem 
nach zwei ganz verfchiedenen Eintheilungsgliedern beflimmt mürde. 

Reyſcher geht aber noch weiter; er bildet nicht einmal auf 
die angegebene Weiſe feirien Begriff von Sachenrecht — wie er 
fich, wenn mm yon den möglichen Bedeutungen ausgeht, bie im 
Worte liegen, allein bilden ließe — ſondern er begreift unter 
ſeinem Sachenrecht blos die Lehte von den Realrechten und von 
den Realtaften, alſo ſämmtliche Rechte der Sachen (Real⸗ 
rechte), aber von den Rechten, die gegen Sachen gehen, blos 
eine Art, nämlich die Neallaften ?. Eine ſolche Beſchkaͤnkung 
des Begriffe vom Sachenrecht aber muß als willführlich erfchei- 
nen. Denn hiernach würde eine Reibe der wihtigfien Rechte, 





1) In diefem Sinne fcheint Maurenbreder das Wort Sachenrecht zu 
nehmen; er verliehrt fich aber dabei in Unterfeidurtgen und Zerminologieen, 
Die in mehr als.einer Hinficht zu’ mißbiDigen find und wohl auch feinen Anhänger 
finden werben, weßhalb ich hier nicht näher auf fie eingehen will... ©. deſſen 
Deutſch. Private. F. 200—205 und vergl. auch Denfelben ©. 413 mit ©. 275. 

2) Reyicher geht übrigens mit manchen Germaniften von einem noch wei: 
teren Begriffe ver Reallaften aus, indem er nicht blos Rechte an fremde Sa— 
chen hierher zählt, fondern aud Rechte in Beziehung auf die eigene Sache, 
3.8. die Rechle des Lehensherrn in Beztehung auf die Leiftungen des Lehens⸗ 
bauern. Diefer weitere Begriff laͤßt ficy aber frhon mit Dem, was Reyfdrer 
ſelbſt $. 255 von. den Reallaften allgemein fagt (daß „Ile pafflv einer Sade 
„anhängen und deßhalb gegen jeden Beliter derfelben geltendgemadht werben 

„Lönnen“), nicht wohl vereinigen. Denn jene Rechte in Beziehung auf bie 
eigene Sache hängen nicht der Sache paffiv an, haften nicht auf der Sache un⸗ 
mittelbar, find nicht Laften der Sadje und gehen Feineswegs mit der Sache un⸗ 
bedingt anf jeden Veſitzer über, fondern find Laſten der beftimmten Perfonen, 
welche im Lehensnerus fliehen (vergl. bei. Dunder Lehre von. ben Reallaften 
S.191f.196 f. Mittermater im Staatslerion 8. XII S. 49). Bei den 
eigentlichen Reallaften ift das Recht an der Sache unmittelbar dem Berechtig⸗ 
‚ ten unterworfen ohne alle Rückſicht auf eine beſondere Verpflichtung einer Per- 
fon und befhalb und infofern gehören fle zu den dingligen Rechten. 
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deren unmittelbarer Gegenſtand Sachen find, vom Sachenrechte 
ganz ausgefchlofien, wie namentlich gerade das die Totalität der 
Sache ergreifende Recht, das Eigenthum, fowohl das wahre 
Eigenthum als dad Nugungseigentbum wie Reben u. ſ. w., fer⸗ 
ner Servituten und Pfandrecdhte. Auch führt Das, was Rey⸗ 
ſcher für dieſen eigenthümlichen Begriff von Sachenrecht fagt, 
nicht zu einer Rechtfertigung deſſelben; fo namentlich, wenn er 
(Württemb. Private. I S. 391) fagt: „Der Name: „„Sachen⸗ 
„rechte““ wird zwar von Neueren häufig (blos häufig? Vrgl. 
oben Nr. A, 2) „für die Röm. jura im re gebraucht; allein 
„Rechte an Sachen und Rechte der Sacden ifl zweierlei, und 
„nur in Beziehung auf Letztere ift Die Gonftruction bed Worts 
„„Sachenrechte““, analog dem Ausdruck „„Perſonenrechte““ 
„richtig.“ Nimmt man dieſes Letztere an: fo würde daraus 
ja ein viel beichränfterer Begriff von Sachenrechten folgen, 
als der von Reyſcher felbft aufgeftellte if; ed würde daraus 
folgen, daß man blos die Realrechte (die Rechte der Sachen) 
unter Sachenrecht begreifen könne und dürfe, Wie ſollen nun 
auch die „Sahenpflihten” unter das Sachenrecht kommen ? 
Wenn man aber dennoch auch die Sachenpflidhten, wie Reyſcher 
es thut, noch dazu ziehen will, wie ift ed zu rechtfertigen, biefe 
Sadenpflichten blos auf die Reallaſten (im engeren Sinne) zu 
befchränfen und 3.8. die Pfandrechte und Servituten Davon and- 
zuſchließen ? Denn dieſe gehören doch, wenn man überall von 
Sadenpflichten fprehen will, offenbar auch zu benfelben (res 
debet servitutem, res obligata est). 

Allerdings find, wie Reyſcher a. a. O. B. I S. IV bes 
hauptet, was übrigens Niemand beſtreiten wird, die Rechte der 
Sachen (die Realrechte in dieſem Sinne) wohl zu unterſcheiden 
von ben dinglichen Rechten, von den jura in re, und gehören 
überhaupt zu einem völlig anderen Eintheilungsgliede; auch find 
Die Reallaften (im engeren und eigentlihen Sinne) von den Ser⸗ 
vituten weſentlich werfchieden und von bdenfelben zu trennen und 
überhaupt nicht, wie ed gewoͤhnlich gefchieht, mit den rein ding⸗ 
lihen Rechten zufammenzuftellen, fondern in einen befonderen 
Abſchnitt zu ſtellen. Nur folgt daraus noch nicht, daß unter ei⸗ 
nem wilfführlich gebildeten Begriffe von Sachenrecht die Real- 
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rechte und Reqllaſten und vollends gar blos bie Letzteren ? zu⸗ 
ſammenzuſtellen ſind. Auch iſt nicht recht einzuſehen, was die 
Paralleliſrung fol, wenn Reyſcher a. a. O. S. V fagt: „wie 
das Sachenrecht“ (alſo die Lehre von den Realrechten und Real⸗ 
laſten) „dem Perſonenrechte zur Seite ſtehe, ſo werben ſpaͤter 
„den dinglichen Rechten die Forderungsrechte gegenübertreten.“ 
Selbſt die Realrechte bilden nicht durchaus eine ſolche Parallele 
und noch viel weniger die Reallaſten. Reyſcher nemt- die 
Resteren dingliche Forderungenrechte. Hiernach dürfte er fie nicht 
den Perſonenrechten, fondern müßte fie vielmehr ben rein ding⸗ 
lichen Rechten und ben reinen Forderungenrechten als Drittes, 
als Gemiſchtes, zur Seite Rellen, was auch ſyſtematiſch das Rich⸗ 
tigſte ſeyn wird. 

Jener neue Begriff von Sachenrecht duͤrfte ſich in der That 
auch nicht durch ein wiflenfchaftlihes Bebürfniß rechtfertigen laſ⸗ 
fen. Er umfaßt unter einem Kunſtnamen zwei völlig betero- 
gene Beziehungen, nicht etwa zwei unter einem Eintheilungs- 
princip fiebende Glaffen oder Arten von Rechten, fondern eine 
Eigenfhaft, welde den verfchiedenften Rechten zufommen 
Tann (die Realität, das Gebundenfeyn an eine Sade), und 
dann noch eine befondere Art von Rechten, denen jene Eigenfchaft 
bald zukommt, bald nicht zufommt (die Reallaſten). Wäre nun 
eine Zufammenftellung jener möglichen Eigenſchaft gewifler Rechte 
mit biefer beſonderen Art von Rechten im Spfleme von Wich⸗ 
tigleit ; fo würbe doc daraus nicht folgen, daß man Beides un- 
ter einem Kunſtnamen zu begreifen, alfo ganz heterogene Be⸗ 
ziehungen durch diefen Kunſtnamen zufammenzufaffen habe. Aber 
auch in einer ſolchen Zufammenfellung ift ein wiffenfchaftlicher 





3) Wenn Reyfcher 6. 230 fagt: „die Realrechte und die Reallaften haften 
„fabjectiv auf einer Sache“: fo if, wenn man je biefen Ausprud gleich: 
mäßig bei Beiden gebrauchen fönnte, doch bie Beziehung deflelben bei ven 
KReallaften eine wefentlich andere, als bei ven Realrechten. Bei den Real: 
rechten iſt die Sache gleichfam Subject ver Berehtigung, bei den Real: 
laften dagegen ift die Sache, wie bei dem Pfanprechte, gleichſam Subject der 
Verpflichtung; im erfteren Falle bildet die Sache gleichſam das Subject 
des Rechts, im letzteren ift fie das Object, gegen welches das Recht unmittel⸗ 
bar ausgeübt wird. 
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oder practifcher Gewinn nicht zu finden. Deng offenbar Fann 
der Gegenſatz der Realrechte nicht, wie Reyfher a. a. O. B. J 
&.V glaubt, dazu beitragen, die Reallaſten in ihr wahres Licht 
zu ſtellen. Ueberbaupt läßt fi eine Zuſammenſtellung und com⸗ 
binirte Entwicklung berfenigen Rechte, welden die Eigenfchaft 
der Realität d. h. des Gebundenſeyns an eine Sache zufommt 
oder zukommen fann, nicht einmal gebötig durchführen und fie 
würde zu einer Berbindung von ganz Dieparatem führen. 
Allerdings war es ganz richtig von Maurenbredher, daB 
er in feinem Syfteme (fo viel ich weiß, zuerſt) eine allgemeine 
Theorie über die Realrechte gab, da einefolche Theorie beſonders 
bei der ‚großen Häufigkeit, Wichtigkeit und Ausdehnung ‚der Reals 
rechte auf dem Gebiete des Deutfchen Rechts nothwendig iſt, 
während es den Giviliften auf ihrem Gebiete genügend‘ fchien, 
ben Gegenſtand blos bei der Lehre von den Realfervituten und 
auch hier meift ziemlich obenbin gu erörtern. Allein diefe allges 
meime Theorie. gehört in den allgemeinen Theil des Syftemg, 
und es ift verfehlt, im befonderen Theile des Syſtems ben Real- 
zechten einen befonderen Abfchnitt für fich anzumeifen und in die⸗ 
ſem die allgemeine Theorie und die Grundfäge Über bie einzelnen 
Realrechte zu geben. Abgefehen davon, dag dadurch das Syſtem 
ſelbſt auf ganz verfchiedene Eintheilungsprincipien gebaut wird ®: 
fo find die Rechte, welche als Healrechte vorkommen können und 
vorfommen, großentheild gar nicht ihrer Natur nach nothwendig 
Realrechte, fondern' können auch ald andere, als nicht an eine 
Sache gefnüpfte Rechte, beftellt werden. Ferner find die einzel- 
nen Realrechte ihrer juriſtiſchen Grundnatur nad) unter ſich ganz 
verfehieden (Servituten, Gewerberechte, Reallaften, Patrimonial- 
gerichtsbarfeit, befreite Gerichtsbarkeit 2c.) und der Umftand blog, 
daß fie ald an eine Sache gefnüpfte Rechte vorfommen ober vor⸗ 
kommen fönnen und dann ald Solche unter gewiffen gemeinfamen 
Grundfägen ftehen, ift noch fein binreichender Grund, fie in eis 


— — — — — — 


4) Wie kann man wohl ein Eyſtem rechtfertigen, welches fo eintheilt: 
4. Berfonenrechte: 2. Realrechte; 3. dingliche Rechte; 4. perfünliche Redste ? 
Die Realrechte fünnen ja, von Anderen abgefehen, auch dingliche Rechte jeyn 
und manche Perfunenrechte kommen auch als Realrechte vor. 
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nem befonderen Abfchnitte zufammen zu entwideln, indem jene 
Realität nicht das Weſen biefer einzelnen Rechte beftimmt, fon> 
dern nur auf die Bezeichnung und Beflimmung des Subjectg, 
dem das Recht zulommen foll, Bezug hat. Uebrigens behandeln 
auh Maurenbreber ımb Reyſcher doch nicht alle Real- 
rechte in ihrem den Nealrechten gewibmeten Kapitel, indem fie 
fonft einzelne Rechte gar zu fehe aus ihrem wahren Zufammen- 
bange hätten reißen müſſen. 

Was die Frage betrifft, welche Stellung. ven Reallaften 
(im engeren und eigentlichen: Sinne) im Syſteme zu geben fey: fo 
iſt hiefür die gemiichte Naiur derfelben maaßgebend. Das ihnen 
entſprechende Recht ift ein dingliches Recht; ed geht unmittels 
bar gegen das belaftete Grundfläd, auf weichem die Verpflichtung 
zu den betreffenden Reiftungen im Ganzen als unmittelbare 
bleibende Laſt, ohne Rüdfiht auf die Aenderungen in ber Perfon 
der Befiger, ruht. Allein es ift ein anomales dingliches Recht, 
ein gemifchtes Recht, weil es auf einzelne pofitive Leiſtungen gebt 
(was bei dem reinen binglihen Rechte nicht der Fall if) und 
weil. die verfallene einzelne Leiſtung nicht mehr eine dingliche 
Laft des Guts, fondern blos eine perfönliche Schuld des Befigers, 
zu deſſen Beſitzzeit fie verfiel, ‚bildet Cf. die folg. Erörterung), 
fomit das Recht in der einzelnen Leiſtung in ein perſönliches 
übergeht. Es ift deßhalb nicht richtig, wenn man ihre Stellung 
im Spyfteme blos nad) der einen oder bios nach der anderen je⸗ 
ner Beziehungen beflimmt, alfo fie, wie es z. B. Mittermaier 
that, zu den. perfönlichen Rechten, oder wie es die Meiften thun, 
zu den dinglichen Rechten ſtellt. Sie bilden vielmehr einen Gegen- 
fag zu den rein dinglichen und zu dem rein perfönlichen Rechten, 
und find daher im Syſteme -von ihnen’ zu trennen und ale ein 
drittes gemiſchtes Recht nach ihnen in einem befonderen Abfchnitte 
zu enwickeln. 

VIE Rechte an, auf, zu Sachen. 

Diefe Ausbrüde ı werden in ſehr verfchiebenen Beziehungen 
genommen. 

41. Recht auf einer Sache, auf Der Sache oder den Sa- 
hen (alfo Sachen nicht im Accufativ genommen) bedeutet un- 
ſtreitig blos ein dingliches Necht ; denn es wirb durch jene Aus⸗ 
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drüste ganz beſtimmt bezeichnet, daß das Recht unmittelbar gegen 
die Sache felbft gebe, auf der Sache als Laſt hafte. Es nehmen 
Daher die Württ. Geſetze jene Ausdrücke in diefem Sinne, z. B. 
Pfandentwickl. Geſ. von 14828 Art. 70, Execut. Oeſ. Art. 29, Pfand⸗ 
gef. von 1825 Art. 258. Nicht immer gehörig von dieſem Falle 
unterfchieben wird von unſren Schriftſtellern 

2. der Hall bes Rechts auf eine Sache, auf Die Sache ober 
auf die Sachen. Diefe Ausdrüde nehmen Biele (ganz wie den 
Ausdruck Recht auf einer ober ber Sade) ebenfalls blos für 
die Bezeichnung dingliher Rechte; namentlich thun dieß manche 
Wuͤrtt. Schriftfiellee 3. DB. Weishaar Handb. $. 497 Rey: 
her ®. Privatr. II S.85 Mayer Eomment. 3. Pfandgeſ. I 
S. 349;3 ebenfo auch 3.3. das Preuſſ. Landrecht (Bornemann 
Darftell. d. Preuff. Eieilr. J S. 41). Allein jene Ausdrücke kön- 
nen an fih auch perfönliche Rechte bedeuten. Denn wer 
3 2. ein blos perſoͤnliches Recht auf Lieberlaffung einer Sache, 
etwa aus einem Kaufe Tauſche u. drei. hat, der hat eben das 
durch ein Recht auf Die Sache oder auf eine Sade (jus ad 
rem praestandam); nur geht-fein Recht niht unmittelbar 
auf die Sache, fondern bloß mittelbar. Deßhalb nehmen Dianche 
die Ausdrüde Recht auf eine oder auf die Sache ganz in dem 
Sinne, welchen der Sprachgebrauch dem Ausdrucke jus ad rem 
beilegt, nämlich blos für perfönlices Recht (z. B. Schweppe 
Röm. Private. 1 6.57 ©. 128), und Maurenbrecher CDeutfch. 
Privatr. 2te Ausg. $. 202 Note 1) glaubt fogar, daß dieß ber 
gemeine Sprachgebrauch fey. Allein Letzteres ift nicht ber Fall, 
wie ſchon aus dem vorhin Angeführten hervorgeht. Man wird 
vielmehr im Zweifel fogar den Ausdrud Recht auf Saden, 
wenn er in einem Geſetze gebraucht wird, für dingliches Necht 
zu nehmen haben, weil man doch in der Regel dabei zunächft 
an den unmittelbaren Gegenfland bed Rechts denfen wird. 
Allein beſſer ift es, den Ausdruck eben wegen feiner Zweibeutig- 
Seit ganz zu vermeiden. 

3. Redt unmittelbar auf Sachen. Diefer Ausdruck be⸗ 
seichnet unzweideutig das dingliche Recht, mag von einem Rechte 
unmittelbar auf einer Sache oder unmittelbar auf eine Sache 
Die Rede ſeyn. Vrgl. auch mein Handb, HL Ss 47, 
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4. Recht an Sachen bedeutet ebenfo die dinglichen Rechte. 
Dieß ift auch meines Wiffens berrfchender Sprachgebraug. Nur 
wollen Manche den Ausdrud blos auf dinglihe Rechte an frem- 
den Saden 3. B. Servituten, Pfandredhte, Lehen befchränfen 
wie Maurenbreder Deutfch. Privatr. 5. 202—204, der aber 
dann wieber die Reallaften ausnimmt, welche er nicht Rechte an 
Saden, fondern Rechte wegen Sachen nennt. Dagegen will 
Reyſcher (W. Privatr. 3.1 S. IV B. II S.85) den Ausdruck 
Rechte an Sachen gerade auf die Reallaſten und zwar allein 
auf fie beziehen. Allein dieſe Beſchraͤnkung, wie jene iſt will⸗ 
kührlich und nicht motivirt. Auch gebraucht Reyſcher ſelbſt an 
anderen Stellen (z. B. $. 93 Note 2) den Ausdruck für dingliche 
Rechte überhaupt. 

b. Recht zur Sade, zu einer Sache. Manche bezeich- 
nen durch diefen Ausdruck die perfönlichen Rechte überhaupt, 
3 DB. Weishaar Handb. S. 497 Curtius Sädf. Civilr. U 
$. 3965 Andere, 3. B. auch das Preuſſ. Landrecht, verſtehen 
Darunter blos gewifle perfönliche Rechte, d. b. diejenigen perfön- 
lichen Rechte, welche auf Ueberlaffung einer Sache, fey es zum 
Behalten oder zum Gehrauchen, gehen (jus adrem praestandam; 
vrgL oben ©. 90 Note 1). Zu empfehlen iſt der Ausdruck wohl nicht. 

vm. Gerechtigkeit, Gerechtſame. 

Der Ausdruck Gerechtigkeit hat nicht blos eine Beziehung 
auf die Geſinnung und das Verhalten, ſondern auch auf das 
fubjective Recht. In dieſer Beziehung bedeutet er eigentlich, wie 
aub Gerechtſame, jedes Recht im fubjectiven Sinne. Allein 
in diefer weiteren Bedeutung wird der Ausdrud felten gebraucht; 
vielmehr beichränft ihn der Sprachgebrauch blos auf gewiſſe Rechte. 
Die Grenzen aber, in welchen er hier von dem Worte Gebraud) 
madıt, die Rechte, bei welchen er das Wort anwendet, find nicht 
feR beſtimmt. Schilling (Inſtitut. E $. 1) glaubt, man pflege 
Das Wort gewößnlicdh nur in der Zufammenfegung mit Dem zu 
gebrauchen, was den Gegenſtand des Rechts ausmadıt, wie Pfand- 
gerechtigfeit, Wegegerechtigfeit. Allerdings wird der Ausdruck 
felten ohne Beiſatz gebraucht, eben weil er ohne Beiſatz es un- 
beftimmt läßt, welches Recht er bedeuten foll; aber auch mit 
Deifägen wird er gewöhnlich nicht für alle und jebe Rechte ge- 
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braucht. Der Sprachgebrauch fcheint von ibm gewöhnlich nur 
Anwendung zu machen bei Rechten, die den Eharafter des Blei⸗ 
benden und Dauernden haben, namentlich bei dinglihen Rechten 
an fremden Sachen, wie Servituten (3. B. Waidegerechtigkeit, 
Wegegerectigkeit) und bei Reallaften, ferner bei Rechten, melden 
die Eigenſchaft der Realität in fubjectiver Beziehung zukommt, 
welche gleichſam an eine Sache geknüpft find (Realrechten), fel: 
tener, wenn man etwa die Loſungegerechtigkeiten ausnimmt, bei 
anderen Rechten. 

Blos auf Servituten will den Ausdruck beſchränken Rey: 
ſcher W. Privatr. F. 295, indem er für das aus dem Gervitu: 
tenverhältniffe entfpringende Recht die Ausdrücke Servitut und 
Dienftbarfeit nicht geeignet hält und glaubt, dag wir für jened 
Recht „im unferer Sprache eine geineinübliche Bezeichnung” eben 
in dem Worte Gerechtigfeit Haben. Allein gerade der Sprach⸗ 
gebrauch ift bei und gar nicht auf dieſe Weife firirt; denn man 
fpricht auch vonWirthfchaftsgerechtigfeit, Marktgerechtigkeit, Zwangs⸗ 
gerechtigleit (für die Bannrechte) u.f.w. Auch beichränft gerade 
der Sprachgebrauch der Württembergiſchen Gefeße den Ausdruck 
Gerechtigkeit keineswegs auf die Servituten, wie fchon das Land: 
recht Il, 16 $. 8, 9 beweist, indem es bier die Loſungsrechte 
durch Gerechtigfeiten bezeichnet. 

Für die Servituten als Rechte gebrauchen die Württem: 
bergifchen Gefege gewöhnlich den Ausdrud Dienftbarfeiten; 
fo namentlih das Landrecht (z. B. eine Dienftbarfeit haben, eine 
Dienftbarfeit gebührt mir, L.R. II, 34 $.1, 3, 4); Geredtig- 
feit, Gerechtſame dagegen nimmt das Württ. Landrecht, wie 
es fcheint, für Recht überhaupt (AR. II, 34 6.51, 59 6. 5. 
I. 46, $. 8). Eine Stelle des Landrechts aber gab fpäteren 
Gefegen VBeranlaffung, den Ausdrud Geredtigfeiten und Gerecht- 
fame auf gewiffe Rechte zu befchränfen und ihn abfolut ohne 
näheren Beifag zu gebraucden, aber: freilich ohne genau zu bes 
ftimmen, auf welche Rechte er befchränft ſeyn fol. Das Lands 
recht 1, 59 5. 3 beflimmt nämlih, daß es in Beziehung auf 
Appellabitität auf einen beſtimmten Werth des Streitgegenftandes 
nicht anfommen foll bei Sachen, „welche Ehr und Geführ, Ehehaffti⸗ 
„nen, Dienfibarfeiten, Grund: Boden: Lehen: Vrbar⸗ oder fonften 
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„obnablöfige Zinß, item Lofungen, vnd dergleichen Gerecht— 
„ſamin berühren” (vrgl. auch Hofger.O. von 1654 Il, 26.7). 
Hier verſteht es ‚offenbar unter „dergleichen Gerechtfamin” folche 
Rechte überhaupt, welche den unmittelbar vorher genannten ähnlich 
find. Spätere Gefete behielten dieſe Befimmung bei, ließen aber, 
wohl aus Ungenauigkeit, bei „Serechtfamen” das „dergleichen“ 
aus und gaben dadurch feheinbar dem Worte „Gerechtſame“ 
oder „Gerechtigkeiten“ einen ganz felbfifländigen Sinn; ja fie 
feßen fogar ſtatt Gerechtfame wunderlicher Weile blos „Rechte,“ 
ohne den Beifag „bergleichen,” ſo daß fie den ‚ganz allgemeis 
nen Ausbrud „Rechte“ blos für eine befondere Claſſe von Red« 
ten gebraudyen, ohne. aber diefe Claſſe näher anzugeben, und übers 
haupt die Sache auf eine merkwürdige Art bezeichnen. So bes 
flimmt das Organifationsmanifeft vom 18. Merz 41806 $. 47, es 
folle an das O. Juſt. Collegium ohne Rüdfiht auf den Werth des 
Streitgegenfianded appellirt werben fünnen in Sachen, welde 
„Ehre, Gerechtſame, Gülten und Rechte überhaupt (!), 
‚Angleichen das ganze Vermögen einer Parthie betreffen,” und 
diefe Beſtimmung will die Inflruction für das D.Yufl.Kollegium 
vom 4. Mai 1806 $.29 wiederhohlen und thut es mit folgenden 
Worten: „Sachen, welde. dad ganze Bermögen einer Partbie 
„ausmachen, oder Ehre, Dienfibarfeiten, ewige Zinfe, Gülten und 
„Serechtfame betreffen.“ Dffenbar aber wollten hier die Ge⸗ 
fege, wie das. Landredht, unter „Gerechtſame“ und. unter „Rechte 
überhaupt” nichts Anderes verfichen,. als ſolche Rechte, welde 
den anderen fpeciell angeführten Rechten ähnlich find, Noch weiter: 
in Beziehung auf die Bezeichnung gingen theild andere Gefege, 
theild Stellen der angeführten Gefege; fie laſſen die fpecielle 
Aufzählung einzelner Arten, von Rechten: ganz; weg. und erfegen 
fie lediglich mit dem Ausdrucke „Berechtigfeiten” ober „Gerecht⸗ 
fame” oder gar, „Rechte“! Das angef. Org. Manifeft von 4806 
$. 39 fagt z. B., es folle an dag Obertribunn! ohne Rückſicht 
auf den Werth des Gegenftandes appellirt werden Tünnen bei 
Saden, „welche die Ehre, Gerechtſame oder das ganze Ber- 
„mögen einer Parthie betreffen,” und auf die ſe Beftimmung 
wird dann in ber Inſtruction für das D.Tribunal vom 8. Mat 
4806 $. 25 mit den Worten Bezug genommen, baß bei allen 
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an das D.Tribunal zu bringenden Appellationsſachen jene im 
6. 39 des Org. Manifeſts feſtgeſetzte Beſtipmung vorhanden 
feyn, „mithin ber Gegenftand des Nechtöftreits entweder zwei⸗ 
„hundert Gulden betragen, oder Rechte (j und (oder?) das 
„ganze Vermögen einer Parthei betreffen” müſſe. 
Hier wird alfo der ganz allgemeine Ausdruck „Nechte“ gleich⸗ 
bedeutend mit dem im $. 39 gebrauchten Ausdrucke „Ehre, Ge⸗ 
rechtfame” genommen; was aber die nähere Beſtimmung dieſes 
ganz allgemeinen Ausdrucks feyn fol, deutet dad Gefetz ſelbſt 
nicht im Geringflen an! Auf bie gleiche Weife macht es dann 
ein Geſetz vom 26 Aug. A814 (mein Handb. B. E S. 864), 
welches die Befimmung über Appellabilität in Beziehung anf 
das O. Juſt. Collegium mit folgenden Worten wiederboßlt: „wen 
„dad Object bad ganze Vermögen einer Parthie oder Gerech⸗ 
„tigkeiten betrifft.” 

Augenfcheinlich wird in biefen verfchiebenen Gefegen unter 
den abfolut gebrauchten Ausbrüden „Gerechtſame, Gerechtigkei⸗ 
„ren, Rechte überhaupt” eine befondere Elaffe von Rechten 
und offenbar nichtd Anderes verflanden, ald die Rechte, welche 
in der Grundlage aller dieſer Beftimmungen, in der angef. Stelle 
des Landrechts und der Hofgerichtdordnung befonders benannt 
und bezeichnet oder jenen bezeichneten Rechten ähntich find, alſo 
„welche Ehr und Geführ, Ehehafftinen, Dienfidarfeiten, Grund⸗ 
„Boden⸗ Brbar- Lehen oder fonften obnablöfige Zinß, item Lo⸗ 
„sungen, und dergleichen Gerechtſamin berühren.” 

Keiner Bemerkung aber wird es bedürfen, baf es einer 
Geſetzgebung nicht gut anftebt, wichtige Beftimmungen in fo vager 
Weife durch den bloßen Gebrauch eines vieldeutigen Ausdrucks 
(Gerechtigfeiten, Gerechtfame und vollends gar Rechte über: 
baupt) zu geben. Leider aber haben wir in feſter Terminolo> 
sie und in der Schäßung ihrer Wichtigfeit von den Römern und 
auch von manchen Böllern unfrer Zeit noch fehr zu Ternen. 


J 








Sechste Crörterung. 





Zur Lehre von den Reallaften. 


Bie Matur des Hechts anf verfallene Leitungen bei 
KNeallaſten (nad Württemb. Rede). 


⁊ 


Bei den Reallaſten oder Grundlaſten d. h. dem Rechte auf 
beſtimmte pofitive Leiſtungen, welches unmittelbar gegen ein Gut 
geht, ſo daß von jedem Beſitzer des Gutes als Solchen die Lei⸗ 
ſtung gefordert werden kann, iſt für ihre Natur überhaupt und 
in praktiſcher Beziehung die Frage von ganz beſonderer Wich⸗ 
tigkeit, ob auch die verfallene Leiſtung als dingliche Laſt, 
als Laſt des Gutes zu behandeln iſt oder ob dieſelbe blos eine 
perſönlhiche Schuld desſenigen Beſitzers des Gu— 
tes iſt, zu deſſen Beſitzzeit fie verfiel!. Nimmt man 
das Erſtere an: ſo würde daraus folgen, daß man, wenn der 
Befitzer dad Gut veräußert, ſelbſt diejenigen Leiftungen, welche 
noch während feiner Befitzzeit verftelen, vom fpäteren, dem mm: 
mehrigen Befiger fordern könne Cweil gleihfam die Sache fie 
fhuldete) und daß, wenn der Befiger des Gutes in Gant 
fommt, ber zur NReallaft Berechtigte wegen der Rüdftände aus 
ber Reallaft fi geradezu an das Gut felbft, weil dieſes für bie 
Laft hafte, halten, fomit ein Abfonderungsrecht wegen der Lafl 
in Anſpruch nehmen und jebenfalld vor allen Gläubigern aus 


1) Was hier über die Natur der privatrechtlichen Meallaften ausgeführt 
wird, gilt auch durchaus von Staates und Gemeinde-Abgaben, die auf einem 
Oute haften. Rur iR bei biefen In Betreff des Vorzugsrechts, das fle nach 
dem Württemb. Rechte im Bante genießen, bie Summe der bevorzugten 
Rüdfkände etwas anders beflimmt, als bei den privatrechtlichen Reallaſten. 
Bürtt. Prioritätsgef. Art. 4 Nr. 2. 
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dem Erlöfe des Gutes feine Befriedigung wegen der rüfftänbi- 
gen Leiſtungen, die ibm das Gut ſchuldet, verlangen Fönne. 
Nimmt man dagegen das Tegtere an, daß nämlich die verfallene 
Leiftung nicht eine dingliche Laft, fondern blos eine perfünliche 
Schuld desjenigen Befigers des Gutes .bilde, zu deſſen Befibzeit 
fie verfiel: fo würde daraus folgen, daß blos bie Laſt als 
Solche und im Ganzen, die Verpflichtung zu den betref- 
fenden Leitungen an fih und überhaupt, eine binglide 
auf dem Gute felbit ruhende Laſt ift, daß aber das Rechtsver⸗ 
bältmiß, fobald eine einzelne Leiftung verfällt, in Beziehung auf 
diefe verfallene Leiftung in ein reines Korderungenrecht über: 
geht d. h. blos Derfjenige, zu deſſen DBefißzeit die Leiſtung 
verfiel, zu Bezahlung des Berfallenen perfönlich verpflichtet 
if. Hiernach Fönnte dann die Leiftung blos von ihm ale per- 
fönliye Schuld (nicht auch von feinen Singularnadhfolgern im 
Gute) gefordert werden und der Gläubiger hätte. wegen der ver- 
fallenen Leiftung beim Gante des Befigers Fein Abfonderungsredht ?. 

Daß die älteren Württembergifchen Gefege die Natur der 
Reallaften auf die letztere Weile auffaßten, alfo die Verpflich⸗ 
tung für die verfallene Leiftung nicht als dingliche, auf dem Gute 
haftende, fondern blos als perfönliche Schuld des Befigers, zu deſſen 
Beſitzzeit fie verfiel, behandelten, dieß glaube ich in meinem Hand⸗ 
buche B. 1 ©. 622 f. nachgewieſen zu haben ?, und aud bie 


2) Zwar das Recht auf die Reallaft an fich bleibt bei jeder Berüußes 
zung, alfo auch bei einer Veräußerung im Bante, gegen das Gut beſtehen; 
die Laſt an ſich haftet am Gute fort, eben weil fle eine Reallaſt ift, und 
deshalb kann der Berechtigte auch gegen fpätere Erwerber des Gutes fein 
Recht auf bie (während ihrer Befitzzeit verfallenden) Leiftungen geltend machen. 
Mur für die einzelnen früher verfallenen Leiſtungen And fe ihm nicht 
verpflichtet. 

3) Auch ſchon alttwürttemnbergiiche vorlandrechtliche Slahue, wie z. B 
die Stadtrechte von Urach und Tübingen und eine große Zahl anderer, 
ſtimmen hiermit überein, indem fie „bie verfallenen Zinß und Gülten“ zur 
fahrenden Habe zählen und blos die noch unyerfallenen. zur Liegenfchaft, 
alfo die Erfteren in ganz gleiche Kategorie mit den eigentlichen Forderungen⸗ 
rechten ſetzen. S. die Anführungen in meinem Hanpbude B. I S. 203. 
Das Gleiche beſtimmt das alte Eßlinger Recht; ſ. mein Handbuch B. I 
©. 761. 


’ * 
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ältere Württ. Praris und beinahe ohne Ausnahme bie älteren 
Württ. Schriftfteller faßten die Sache auf diefe Weife auf, wie 
dieß auch in Beziehung auf das gemeine Recht die Mehrzahl 
unfrer gemeinrechtlichen Schriftflelfer thut Cmein Handbuch a.a. D.). 

Aber auch von ber neueften Württembergifchen Gefeßgebung 
(der Pfand= und Prioritätsgeſetzgebung von 1825 und 1828) laßt 
es fih, wie mir fcheint, nicht bezweifeln, daß fie ganz von den 
gleichen Grundfägen ausgeht. 

Daß diefe Gefeggebung eine dingliche Natur ber verf al⸗ 
lenen Leiſtungen nicht annimmt, ſondern dieſelben blos als eine 
perſoͤnliche Schuld des Beſitzers, zu deſſen Beſitzzeit ſie verfielen, 
behandelt und einen ſpäteren Beſitzer für Leiſtungen, die vor 
ſeiner Beſitzzeit verfielen, keineswegs verbindlich machen will, 
ergibt ſich aus Folgendem: 

1. Wenn das Recht auf die verfallene Leiſtung wahrhaft 
dinglicher Natur wäre: ſo müßte der Berechtigte wegen ihr beim 
„Gante des Beſitzers der pflichtigen Sache ein Abſonderungsrecht 
an der Sache haben (mein Handbuch B. IS. 624). Nirgends 
aber räumen die Württ. Gefege ihm ein ſolches Recht ein und bie 
neue Geſetzgebung fpricht ed ihm fogar geradezu dadurch ab, daß er 
unter den Abfonderungsberechtigten nirgends aufgeführt wird, im 
dem Art. 74 des Pfandentwidl.Gef. von 1828 aber feftgejegt iſt, 
daß andere Abfonderungsredhte, als die in jenem Gefege aus⸗ 
drüdlich bezeichneten und anerfannten, nicht weiter beftehen fol« 
len. Dadurch iſt jenem Rechte auf verfallene Leiftungen gerabezu 
bie dingliche Natur abgefprochen. Dazu fommt noch 

2. bag das Privritätsgefeg von 1825 Art. 4 Nr. 4 dem 
Berechtigten gegen Denjenigen, ber ihn die Leiftungen ſchuldig 
blieb, ein Vorzugsrecht im ante des Letzteren einräumt, 
aber nur für einen Theil der verfallenen Leiftungen, näms 
li außer den laufenden für die aus den zwei nächſtvorange⸗ 
gangenen Jahren rüdfländigen. Zur Bedingung dieſes Vorzugs⸗ 
rechts aber macht es nicht, dag die Sache noch in der Maffe 
des Schuldners feyn müſſe, und erflärt überhaupt biefed Vor⸗ 
zugsrecht nicht für ein blos in Beziehung auf die belaftete Sache, 
alfo fo flattfindendes, bag ber Berechtigte aus ber belafleten 

Wachter, Erörterungen, L 9 
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Sache vorzugsweiſe Befriedigung anſprechen koͤnnte, ſondern 
es raͤumt 

3. dieſes Vorzugsrech am ganzen Vermögen des 
Schuldners ein ohne Rückſicht auf einen etwa vorhandenen Er⸗ 
188 aus der pflichtigen Sache. Nun Tann allerdings mit einem 
dinglichen Rechte an einer einzelnen Sache auch noch ein per- 
fönliches Vorzugsrecht am ganzen Vermögen eines Schuldners 
verbunden ſeyn; unmöglich aber kann ein Recht ein dingliches 
an eine beftimmte Sache gehendes ſeyn, welches fih blos als 
Borzugsrecht am ganzen Bermögen bes Schuldners äußert und 
gar nicht gegen die Sache felbft unmittelbar geltend gemacht 
werden kann. Dadurch fomit, daß das Württ. Privritätsgefet 
wegen der rüdfländigen Reallaften blos ein Vorzugsrecht am 
Vermögen des Schulbners ertheilt, felbft ohne daſſelbe irgend 
auf den Fall zu befchränfen, daB die Sache noch in der Maffe 
des Schuldners fich befindet, und ein Abfonderungsrecht an ber 
Sache felhft und eine Befriedigung unmittelbar aus der Sache 
vor anderen Gläubigern verfagt, erflärt es offenbar die rüd- 
ftändige Reallaſt für eine blos perfönliche, aber theilweife 
privilegirte Forderung an den, zu deſſen Befibzeit die Laſt ver- 
falten if. Dieß wird 

4. noch dadurch beftätigt, daß dad Prior.Gefeg das gleiche 
Recht auch wegen der perfönlichen aus einem Gutsverbande 
entfpringenden Leiſtungen gibt, für welche doch ein fpäterer Er⸗ 
werber bes Gutes, wenn fie vor feiner Erwerbzeit verfielen, alg 
Solcher nicht haftet. — 

Indeſſen find über die ausgeführte Frage die Anfichten der 
neueren Württ. Zuriften keineswegs einig. 

Sp viel ih weiß, äußern fi über die Frage in Beziehung 
auf die neuere Württ. Gefesgebung beftimmt blog Seeger, 
v. Bolley und Reyſcher. 

Seeger (Erläut. d. Pfandgef. IE S. 206) bejaht bie 
Frage mit Recht, ohne aber auf eine ausführlichere Begründung 
fih einzulaffen. v. Bolley dagegen (Bemerff. 3. Pfandgeſ. I 
&. 77, DI ©. 1266, 41300) beantwortet bie Frage mit einer 
Unterfcheidung. Er glaubt, nach Art, 4 des Prior. Geſetzes, wel- 
her dem Renllafiberechtigten wegen ber aus ben zwei Soranges 
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gangenen Jahren rückſtaͤndigen Renten ein Vorzugsrecht in ber 
J. Claſſe im Gante einräumt, ſey das Recht in Beziehung 
auf die eben angeführten zwei Jahresrenten ein dingli— 
ches, ſomit gegen ben fpäteren Beſitzer der Sache verfolgbares, 
ſo daß auch der ſpätere Beſitzer wegen der Renten, welche bei 
ſeinem Vorgänger in den letzten zwei Jahren verfielen, hafte 
und wegen derſelben vom Berechtigten zu belangen ſey; dagegen 
ſey das Recht auf die aus noch früheren Jahren rückſtändigen 
Renten ein blos perſönliches und gehe nur gegen Denjeni— 
gen, unter deſſen Beſitzzeit die Rente verfiel; Dieſer ſchulde fie 
als rein perſönliche Schuld. — Noch weiter geht Reyſcher 
Württ. Privatr. $. 255 Note 6—8 Note 13, $. 245 Nr. 5 $. 521 
Er behauptet an den beiden erflen Stellen, daß für alle rück— 
ftändige Leiftungen, ‚welche früheren Befigern obgelegen waren, 
der neue Beſitzer des pflichtigen Gutes hafte, daß alfo auch bie 
rücfländige Leiftung eine Laſt des pflichtigen Grundſtücks felbft 
fey und bleibe, und in der Ießteren Stelle ($.521) legt er beim 
Gante dem Gefällberechtigten ein Abſonderungerecht wegen der 
rückſtaͤndigen Leiſtungen bei. 

Prüfen wir zunächft dieſe letztere Anſicht: fo fügt Reyſcher 
im $. 255, was das Haften des ſpäteren Beſitzers für die aus 
der Befiszeit des früheren Beſitzers rüdftändigen Leitungen be- 
trifft, man müffe ein ſolches Haften annehmen, „fey es, bag 
„man von der Grundanfiht des älteren Rechte C?) ausgeht, 
„wonach die einzelne fällige Leiftung ald Zubehörbe des Haupt- 
„rechts (der Reallaft) erfcheint, alfo deſſen dingliche Natur mit 
„annimmt, oder dag man dem Berechtigten zur Sicherheit feiner 
„Forderung (alfo als Zubehörbe berfelben) ein ſtillſchweigen⸗ 
„des Pfandrecht an der belafleten Sache einräumt.” Allein daß 
der letztere Grund mit den Württ. Gefegen, welche ftillfchwei- 
gende Pfandrechte nicht mehr Fennen, ſich nicht vereinigen laſſe, 
gibt Reyſcher ſogleich felbft zu, und bag der erflere Grund 
eben fo wenig mit dem Inhalte der neueren Württ. Gefege zu⸗ 
treffe, gibt er in der That nachher auch zu, indem er, um bie 
Möglichkeit der Verfolgung einer verfallenen Reifung gegen den 
fpäteren Befiger zu bewerfelligen, eine beſondere Bers 
wahrung fin dem Unterpfandsbuche für udthig Halt 

9 % 
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Ca. a. O. 8. 255 Note 135). Damit iſt aber in der That zu⸗ 
geftanden, daß die Neallaft für fi, ſelbſt die in das öffentliche 
Güterbuch eingetragene, jene Wirkfamfeit nicht hat. Was aber 
eine Verwahrung in Betreff der einzelnen verfallenen Leiftungen 
im Pfandbuche betrifft: fo wies ſchon Bolley (Sarwey’s Mo⸗ 
natsſchr. B. II Beil.Heft S. 53) gegen Reyfcher nad, daß eine 
folhe Berwahrung gar feine Bedeutung haben Fönnte, außer es 
würde in Beziehung auf die einzelne verfallene Leiftung a u s⸗ 
drüdlih ein Pfandrecht beftelt, wo dann aber bie Ber: 
folgbarfeit des Rechts gegen den dritten Befiger des pflichtigen 
Gutes fih nicht mehr auf Die Natur der Reallaft alg 
einer dinglichen, fondern lediglih auf das befon- 
bers beſtellte Pfandrecht lügen würde. 

Ohne aber Bolley's Gegengründe zu berühren, wiederholt 
Reyſcher fpäter a. a. O. $.521 feine Anficht über die dingliche 
Natur des Rechts auf bie rüdfländigen Leiftungen in befonderer 
Beziehung auf die Frage über ein Abfonderungsrecdht des Gefäll- 
berechtigten im Gante, und fucht diefelbe ausführlich zu begrün⸗ 
den. Allein gegen die Begründung, die er an jener Stelle gibt*, 
{ft Folgendes zu bemerken: 


4) Reyſcher fagt an jener Stelle: „Soll ver Gefällherr gefichert feyn 
„(und daß er Anſpruch auf Sicherheit hat, erfennt auch das Prioritätsgefek 
„an, indem es ihm ohne Rüdficht auf die Perfon einen Vorzug einräumt), 
„jo bleibt nichts übrig, als auf die Dinglichfeit der Forderung zurüdzugehen, 
„welche ver Reallaft zu Grunde Liegt, wonach es einer accefforiichen Sicher- 
„stellung durch Pfandrechte gar nicht bedarf, da die Forderung gegen bas 
„But felbft gerichtet ift, die Jorderung aber eben beftcht in ber Summe 
„ber einzelnen Leiftungen. Diefem fteht auch nicht im Wege das Privritätss 
„gefeb, obgleich es das Vorzugsrecht erfter Claſſe befchränft auf periodiſche 
„Leitungen und auch hier nur bei den Rüdfländen ber naͤchſtvorhergehenden 
„Sahre daflelbe einräumt. Diefes Vorzugsrecht it naͤhmlich nur ein per: 
„ſoͤnliches Privilegium und hebt das bingliche Befriedigungsrecht, foweit es 
„durch jenes Vorzugsrecht nicht überflüffig wird, nicht auf, Allerdings Tann 
„ein ſolches feparates Befriebigungsrecht nach den neuern Gefehen, wie ein 
„anderes dingliches Recht, nur gefichert werden durch Eintrag in bie oͤffent⸗ 
„chen Bücher, und der Eintrag der Reallaſt als folcher fichert den Gefäll- 
„herren nicht unbefchränkt für die rüdftändigen Leiflungen, fondern nur für 
„bas Iaufende Gefäll und die Nüdftände zweier Jahre. Will baher berfelbe 
„auch noch für weitere Forderungen geſichert ſeyn, fo muß er fie befonbers 
„verwahren, d. h. einzeln im Unterpfandsbuche bemerken laſſen, widri⸗ 
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a. Daß der Gefällhere Anſpruch auf Sicherheit habe, er- 
kennt das MWürtt. Prioritätögefeg allerdings an; aber es er- 
fennt dieß nur in einer fehr beſtimmten Grenze an. 
Es beſtimmt ja ausdrüädlih die Ausdehnung und eben 
damit auch bie Grenzen dieſes Anſpruchs näher und will ihm 
feineswegs durchaus für feine Forderung auf alle rüdfländigen 
Leiftungen Sicherheit geben. Die Vorausfegung und Bebingung 
aber, von welcher Reyſcher ausgeht („Soll der Gefällherr ge- 
fihert feyn” ſ. Note 4), ift in der Württ. Geſetzgebung keines⸗ 
wegs als eine allgemeine, wie fie Reyſcher flellt, irgend an 
erfannt. 

b. Wenn Reyſcher bemerkt, daß das betreffende im Prio- 
ritätögefege eingeräumte Vorzugsrecht nur ein perfönliches Pri⸗ 
silegium fey und dadurch das dingliche Befriedigungsredht, ſoweit 
es durch jenes Vorzugsrecht nicht überfläffig werde, nicht aufge- 
hoben werde: fo ift dagegen zu beachten, daß ja ein bingliches 
Defriedigungsrecht für die verfallenen Teiftungen in der Württ. 
Geſetzgebung nirgends anerfannt ift Cf. oben Nr. 4) und von. 
einem folchen fubfidiären Abfonderungsrechte, wie es Reyſcher 
will, unfre Gefege in der That nichts wiffen. Ein dingliches 
Befrie digungsrecht wäre ein Recht, unmittelbar aus ber pflichti- 
gen Sache felbft fich zu befriedigen. Eben darin aber, daß ber 
Gefaͤllherr wegen der rüdftändigen Leiftungen unter den Abfon- 
berungsberechtigten nicht aufgeführt if, wodurch nach Art. 74 
bed Dfandentwidlunge-Gefeges ihm ein Abfonderungsredt 
burhaus abgefproden wird, und darin, bag ihm blos 
ein perſoͤnliches Vorzugsrecht, nicht an der pflichtigen Suche, 
fondern an der ganzen Maffe des Schulbners eingeräumt wird 
md zwar blos wegen ber rüdftändigen Leiftungen zweier Jahre, 
liegt entfchieden, daß das Geſetz für ihn ein dingliches Ber 
friedigungsrecht gar nicht anerfennt. Wenn 3. B. der Eigenthümer 
eines zinspflichtigen Gutes, welcher feit vier Jahren mit dem 
Zinfe im Rüdftande if, in Gant kommt und der Zinsherr für bie 
Zinfen der letzten zwei Jahre in der In Claſſe befriedigt wird, 
mit den übrigen aber in der Vn Claſſe burchfällt, foll er num 


„genfalls weder die Pfandgläubiger noch bie ſonſt hevorrechteten Glaͤubiger 
„dadurch in ihrer Befriedigung leiden koͤnnen.“ 
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von Demjenigen, ber aus der Maſſe das Zinsgut kauft, die Rück⸗ 
fände von den früheren Jahren fordern können, foll fi fo 
bie Laft unter verfchiedene Befiger theilen? Und würde nit 
dadurch das Vorzugsrecht, welches das Geſetz blos auf die Lei⸗ 
flungen zweier Jahre befhränft, gegenüber von ben anderen 
Gantgläubigern gegen das Geſetz indirect durchaus aud 
auf die übrigen aus noch früherer Zeit rüdffänbd:- 
gen Leiftungen ausgedehnt? Denn natürlich) würde we: 
gen ber auf den Käufer übergehenden Berpflihtung, bie übri- 
gen Rückſtände zu zahlen, der Kaufpreis um den Betrag biefer 
Leiftungen geringer feyn, der Ausfall alfo doch auf die 
fimmtlihen übrigen Gantgläubiger gewälzt. Geifl 
und Worte unfrer Gefege find doch aufs Entfchiedenfte gegen 
eine ſolche Möglichkeit. Oder fol der Gefällhere — da nad) 
Neyfcher fein Abfonderungsrecht ein fubfidiäres feyn fol — 
fol er für die legten zwei Jahre ein Vorzugsrecht, für die frü- 
beren Jahre aber ein Abfonderungsrecht haben, wodurch er für 
bie früheren Zahre eigentlich noch mehr Sicherheit befommt, als 
ihm das Prioritätsgefeg blog für die legten zwei Jahre einräus 
men will? Kann man auch nur entfernt in unfrer Gefeggebung 
einen folhen Gedanken finden ? 

c. Wenn Iediglih auf die „Dinglichkeit ber Forderung” des 
Gefällheren zurüdzugeben wäre, „wonach es einer accefjorifchen 
Sicherftellung durch Pfandrechte gar nicht bedarf” (oben Note 4): 
jo widerfpricht Diefem, wie ſchon oben angedeutet wurde, daß 
Repſcher ſelbſt doch noch einen Eintrag in das Pfandbuch für 
nötbig hält, um jene Wirffamfeit der Forderung zu fihern. Alfo 
ift es keineswegs die dingliche Natur des Rechts an fich, welche 
bier Geltung und die von Reyſcher behauptete Wirfung hätte; 
ed müßte noch ein Drittes, ber Eintrag in bad Pfandbuch hinzu 
fommen, um ihm diefe Wirfung erft zu geben. Allein diefe von 
Reyſcher für nöthig gehaltene Sicherung durch Eintrag in bag 
Pfandbuch if nicht eine Sicherung, wie fie überhaupt au 
bei anderen dinglihen Rechten nothwendig iſt; denn bei biefen 
genügt für die Fälle, in welden fie gefährdet werben Fönnten, 
der Eintrag in das Güterbuch a, ſo weit überhaupt ein ſol⸗ 


48) Die Unterpfänder mögen mntürlih in dae Minstäurh eingetragen 
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der Eintrag zu ihrer Sicherung nöthig if. Reyfcher gibt aber 
felbft zu, daß „ber Eintrag der Reallaft Cin die öffentlichen Bü- 
„cher) als Solcher den Gefällherrn nicht unbefchränft für bie 
„südftändigen Leiftungen, fondern nur für das Yaufende Gefäll 
„und den Rüdftand zweier Jahre fichert.” Dadurch gerade, yon 
Anderen abgefehen, widerlegt Reyfcher doch eigentlich fich felhit. 
Denn würde man lediglich auf die angebliche Dinglichfeit der 
Sorderung des Gefällheren zurüdgehen können, würbe man das 
Recht auf die rüdftändige Reifung wie ein anderes dingliches 
Recht behandeln können: fo müßte der Eintrag der Reallaf 
an fi, und zwar in das Güterbuch, ſchon vollfommen fihern. 
— Was dann noh Reyfher von der Wirkung einer befonde- 
ren Berwahrung im Pfandbuche, eines Eintrags ber einzelnen 
rüdftändigen Leiftungen in daffelbe fagt (f. Note Aa. E.): fo 
gilt in biefer Beziehung ganz Das, was nad dem oben Ange: 
führten ſchon Bolley gegen diefes in solcher Weife unfren Ge: 
fegen ganz unbelannte Rechtsmittel ausführte, 

Was Bolley’s Anfiht betrifft, nach welcher das Recht 
auf die. verfallene Leiftung zwar dingliche Natur haben fol, aber 
nicht allgemein und unbefhränft, ſondern blos in Beziehung auf 
bie Teiftungen aus den zwei einem Gante unmittelbar vorange⸗ 
gangenen Jahren: fo dürfte dieſelbe doch wohl durch das ſchon 
widerlegt werden, was ich oben ©. 129 f. ausführte, Ueberhaupt 
aber wäre e8 — abgefehen davon, daß Bolley (a. a. O. FI 
©. 1300) die Rente aus den zwei lebten Jahren nicht blos als 
dingliche Laft, fondern als eine zunächft zu verfolgende perfün- 
lihe Schuld des bisherigen Beſitzers behandelt — wohl ohne 
Princip wie ohne Beifpiel, wenn man das Recht auf die vers 
fallenen Leiftungen in feiner Natur gleichſam halbiren, es theils 
als ein bingliches, theils als ein perfönliches je nach ben Jah⸗ 
ren, in welchen die Leiſtung verfällt, behandeln d. b.. 
wie es Bolley will, bie Leifiungen aus den zwei letzten Jah⸗ 
ren für dingliche Laft, die Leiftungen aus noch früheren Jahren 
für perfönlihe Schulb erklären wollte, wenn alfo biernach die 
werben; allein diefer Eintrag bezieht fi nicht auf die Sicherung eines ſchon 


beftehenden dinglichen Rechts, fonderu durch ihn entſteht exfl das dingliche 
Recht felöft. - 
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verfallene Leiſtung an ſich zunächſt eine dingliche Lafl 
des Gutes bliebe, aber mit dem Ablaufe von zwei Jahren dieſe 
Natur ganz von ſelbſt ändern und in eine perſönliche Laſt 
übergehen würde, ſomit eine und dieſelbe verfallene Lei⸗ 
ſtung den dinglichen Charakter eine Zeit lang ha— 
ben, dann aber ſofort verliehren würde, ſobald der 
Rückſtand ſich häufen und ſie nicht mehr ein Rückſtand von den 
zwei letzten Jahren wäre. 

Für die von mir vertheidigte Anſicht ſprach ſich neuerlich 
auch ganz entſchieden die Württ. Regierung aus in einem Ge⸗ 
ſetzesentwurfe v. J. 1841 Über die Anwendung der allgemeinen 
Pfandgefepgebung auf eremte Güter (mein Handb. B. J S. 989) 
Art.55—57, und eben fo das in dem betreffenden Commiffiong- 
berichte der Kammer der Abgeordneten angeführte ° Gutachten 
bes f. Geheimenraths, fowie bei der Berathung jenes Geſetzes⸗ 
entwurfs die Kammer der Standesherren. Die Commiſſion der 
Kammer der Abgeordneten ſchwankte über die Srage® und ſchlug 
aus legislativen Gründen? einen Mittelweg vor, der aber ſchon 
aus dem Gefichtspunfte der Conſequenz und des Princips nicht 
zu billigen ſeyn möchte, Die fländifche Verabſchiedung über jenes 
Gefeß, bei welchem die Frage zur ausdrücklichen Entfheidung 
fommen wird, ift bis jet noch nicht erfolgt. 





5) Verhandlgn. d. Kamm. d. Abg. v. 1843 Beil.H. 1 Abth. 3 ©. 762. 

6) A. a. O. ©. 781. 

7) Die Kommiffion fagte: „Don dem legislatoriſchen Standpunkte aus 
„betrachtet, ſcheint uns die bejahende Entſcheidung dieſer Frage“ (d. h. die 
Bejahung der dinglichen Natur des Rechts auf die verfallene Leiſtung) „durch 
„die Ruͤckſicht geboten zu ſeyn, daß das dingliche Recht an ſich für den Be⸗ 
„rechtigten beinahe allen Werth verlöhre, wenn wegen ber verfallenen Leis 
„tungen Teine dingliche Klage gegen den Befiger des Gutes geftattet würbe.“ 
Dies iſt Hoch nicht richtig. Die dingliche Natur des Rechts Hat und behält 
Immer die wichtige Bebeutung, daß das Necht an fich gegen das But geht, 
alfo gegen jeden neuen Bewerber des Gutes in Beziehung auf die zu feiner 
Befipzeit verfallenden Leiftungen geltend gemacht werden Tann. Dadurch 
und durch das perjünliche Borzugsrecht, welches dem Berechtigten für bie 
während bes Gantes verfallenden Leiftungen, fowie für die aus ben zwei 
legten vorangegangenen Jahren rüdfländigen einferäumt wurbe, iſt er, wenn 
er nur fein Recht auf die gehörige Weiſe zur vechten Zeit verfolgt, volls 
kommen gefichert, 
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Die Einträge in die Gerichtsbücher und ihre Be— 
deutung für die Sicherung und die Natur der ein- 
getragenen Rechte (nah Württemb. Rechte). 


$. 1. Bon den Gerihtsbüchern d. h. dem Pfandbuche, 
dem Güterbuche und dem Vertragsbuche hatten bie beiden 
Legteren im früheren Wärtt. Rechte nur eine untergeorbnete 
Bedeutung für das Privatrecht. 

Das Güterbuch war feinem eigentlichen Zwecke nad) ein 
Steuerbuh; es ſollte das zur Gemeinde und zum Staate 
fleuernde Vermögen (Grundeigenthum und Gefälle, gewöhnlich 
eingetragen unter, dem Namen ber betreffenden Berechtigten) ent⸗ 
halten, um die Steuerumlage gehörig bewerfftelligen zu Finnen, 
und erfiredte ſich daher in der Regel über fänmtliche zur Ge- 
meindemarfung gehörige Grundftüde mit Angabe ihrer haupt- 
fählih für die Steuerverhältniffe wichtigen Rechtsverhaͤltniſſe. 
Dabei wurde e3 allerdings auch benüßt, um bei der gerichtlichen 
Inſinuation von DBeräußerungsverträgen den Erwerber auf die 
Laften, die etwa auf einem Grundſtücke liegen, und auf die Rechte 
Dritter an bemfelben aufmerkfam zu machen. Der Eintrag fn 
das Guüterbuch aber hatte an fich Feine unmittelbare privatrecht: 
liche Beziehung, und ſelbſt eine rechtlihe VBermuthung für das 
Necht des Eingetragenen Eonnte bei Privatrechtäftreitigfeiten auf 
einen ſolchen Eintrag nicht gegründet werben Cmein Handb. B. I 
©, 491. 3, II $. 60). " 
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Sn das Kaufbuch ober richtiger Bertragsbucd werben 
"alle Verträge über binglihe Rechte an Tiegenfchaften, welche bei 
Gericht zu infinuiren find, eingetragen. Auch diefer gerichtlichen 
Inſinuation wurde, abgefehen von dem Neuredite, das den Par: 
thieen bis zur Inſinuation beziehungsweife vierzehn Tage lang 
zufommt, hauptfächlich auf das Steuerweien Beziehung gegeben. 
Es follte nach den dadurch zur Kenntnig der Gemeinde gekommenen 
Notizen das Güterbuch geführt werden, um die Staats- und 
Gemeinde:Abgaben auf Grundeigenthum und Gefälle gehörig um- 
zulegen, womit fi dann auch die weitere Bedeutung verband, 
bei Gelegenheit der Inſinuation den Erwerber auf Rechte Drit- 
ter, foweit fie aus den Gerichtsbüchern fi ergaben, aufmerkfam 
zu machen (mein Handb. I ©. 303 f., 437 f.). 

Dad Unterpfandsbuch war zum Eintrage ber Öffentlichen 
oder gerichtlichen Pfandrechte beftimmt. Allein abgefehen davon, 
daß neben dieſen auch fonft noch Pfandrechte an Liegenfchaften beftellt 
werben fonnten, fo hatte die Praxis die Richtung genommen, ben 
Eintrag in das Pfandbuch zur Begründung eines öffentlichen Pfand- 
rechts nicht einmal für nöthig zu halten Cmein Handb. 1 S.586— 596) ; 
auch war natürlih das eingetragene Pfand in der Regel ungül- 
tig ober nur beſchränkt gültig, wenn es ſich fpäter zeigte, daß 
die verpfänbete Sache dem Verpfänder gar nicht, beziehunge- 
weife nur in befchränfter Weife gehört hatte. Wie weit ein an 
einer fremden Sache beftelltes Pfandrecht gültig wurde, wenn 
ber Derpfänder fie fpäter erwarb ober den, Eigenthümer beerbte 
oder vom Eigenthümer beexbt wurde oder der Eigenthümer bie 
Berpfändung genehmigte, darüber galt das gemeine Recht mit 
feinen Gontroverfen. . | 

Die Pfandgefesgebung von 41825 aber gab zunächit dem 
Unterpfandsbuche in Beziehung auf Unterpfänpder d. h. auf 
Pfandrechte an Liegenſchaften und an dinglihen Rechten, 
welche in biefer Dinficht den Liegenfchaften gleichgefegt werben, 
eine ausſchließliche Bedeutung; ein foldes Unterpfand kann 
nur beftellt werden durch einen auf ein Erkenntniß der Pfand- 
behörbe in einer gewiflen Form vollgogenen Eintrag in das Pfand- 
buch; es gibt nur folde öffentliche Unterpfänder (vergl. oben 
S.26). Dabei ging aber jene Geſetzgebung und ihre Ergänzung 
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vom Jahre 1828 (Pfandentwicklungsgeſ. v. 21. Mai 1828) no 
viel weiter. Sie gab den Gerichtsbüchern, namentlih dem Gü- 
terbuche und dem Pfandbuche, eine fehr wichtige und ausgedehnte 
Beziehung auf Sicherung und Wirkfamfeit dinglicher und felbft 
auch mancher perfönlihen Nechte, fo daß die Lehre von den Ein- 
trägen in dieſe Gerichtsbücher für die Verhältniffe der Vermö— 
gensrechte zu einander überhaupt nunmehr von einer fehr allge- 
meinen, weitgreifenden Bedeutung iſt. Hauptfſächlich bezieht fich 
allerdings dieſe Bedeutung auf Unterpfänder, indem man 
zunächft von dem Zwecke möglichfler Sicherung des Pfandgläu- 
bigers ausging. Allein felbft fchon in diefer befchränfteren DBe- 
jiehung wirkte fie vielfach auf das Verhältniß anderer, mit Un- 
terpfändern zufammentreffenden, Nechte ein, und dann ging bie 
Geſetzgebung noch weit über jene befchränftere Beziehung hinaus, 
jo daß jene Einträge die bezeichnete allgemeine für das ganze 
Rechtsſyſtem wichtige und in die verfchiebenften Beziehungen na- 
mentlic auch in die Lehren des allgemeinen Theiles unfreg 
Privatrehts mehr, ald gewöhnlich beachtet wird, eingreifende 
Bedeutung erhielten. | 

Die Beitimmungen aber, welche die Pfandgefeggebung über 
die betreffenden Punfte gibt, bürften, fo manche Vorzüge auch 
fonft unfre Pfandgefepgebung bat, nicht eben zu rühmen feyn. 
Theils ging fie, was das Materielle betrifft, in Iegislativer Be⸗ 
ziehung zu weit, theild, wenn man einmal ihr Prineip zu Grunde 
legt, nicht weit genug; fie verfümmerte bie Sicherheit, bie fie 
dem Pfandgläubiger geben will, durch manche bedenkliche Aus: 
nahme , und gefährdete von anderer Seite die Sicherheit wohl- 
begründeter Rechte durch eine gar zu ausgedehnte Wirkung, bie 
fie den Einträgen in die Gerichtsbücher beilegt. Was aber dag 
Formelle anbelangt: fo gefiche ich wenigftend für meine Perfon, 
daß mir die Aufgabe, über den Inhalt der Pfandgefepgebung und 
ihren wahren Sinn ins Klare zu Tommen, nicht wenig Mühe 
machte und manche ſchöne Zeit wegnahm und daß ich über nicht 
MWeniges trog wiederholten Nachdenkens noch im Zweifel blieb. 
Ich glaube daher Maychem einen Dienft zu leiften, wenn ich es 
verſuche, die betreffenden Beflimmungen dieſer Gefeggebung in 
einer genauen, überfichtlichen, bie verſchiedenen zweifelhaften Fra⸗ 
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gen ausführlich entwickelnden Erörterung darzuſtellen, um fo 
mehr, als die Arbeiten unfrer tüchtigen Erläuterer des Pfand» 
gefeges (Seeger, Mayer und v. Bolley) ' namentlich auf 
bei der Form, an welche ein eregetifch-bogmatifher Commen⸗ 
tar über ein Geſetz gebunden if, und bei der Zerftreutheit, in 
welcher das Gefet feine verfchiedenen Beflimmungen gibt, bier 
nicht durchaus zur gehörigen Orientirung führen Finnen, aud 
das Pfandentwicklungsgeſetz, durch welches in jenen Beziehungen 
das Pfandgefeg in Manchem leider wefentlih geändert und er- 
weitert wurde, von Seeger und Mayer und in ben beiben 
erften Bänden des Bolley’fchen Werkes nicht berückſichtigt wer- 
den fonnte, Weishaars Darftellung aber in der neueflen Aus⸗ 
gabe feines Handbuches hier offenbar ganz ungenügend if. 
Gerade in formeller. Beziehung leidet leider unfre Pfandge: 
feßgebung nur gar zu fehr an Uebelfländen, wie man fie häufig 
bei Juſtinians Corpus Juris finden will und von denen man 
durch neue Deutfche Geſetzgebungen befreit zu werden fich ſchmei⸗ 
hell. Es fehlt ihr nicht felten an Klarheit und an der bei Geſetzen 
fo wichtigen Beftimmtheit, fo daß fie fehon zu fo vielen Zweifeln 
und Gontroverfen Veranlaffung gab, wie irgend die Beftimmun- 
gen über Pfandrecht im Corpus Juris, nur freilich in andern 
. Beziehungen; bloße reglementäre Anweifungen werben häufig in 
der Form einer unbedingten die Gültigfeit des betreffenden Acts 
beflimmenben Borfchrift gegeben und überhaupt auf eine Weife 
mit ben geſetzlichen Bedingungen vermifcht, dag die gehörige 
Sonderung oft eine fehr ſchwierige und zweifelhafte Sache wird 
(vergl. 3. B. Art. 187, auch Art. 57, 60 des Pfandg.); auch 
finden ſich mitunter, wie in unfren Roͤm. Rechtsquellen, abfolut 
lautende Artifel, welche zu allgemein gefaßt find und deren In⸗ 
halt durch die Berüdfichtigung anderer Artikel wieder wefentlich 
befchränft werben muß, wodurch, fowie durch ein gar nicht felte- 


1) K. A. 5. Seeger Erläuterg des Pfand: und Prioritätsgef. II Thle. 
1825, 18275; M. S. Mayer Commentar des Pfandgef. II Thle. 1825, 
1826. v.Bolley Bemerkungen zu d. Pfandgef. III Bde. 1827—1829. — 
In dem Zolgenden werde ich dieſe Gommentare ohne wettere Angabe bes 
Titels blos unter Angabe des Berfafiers und des Theiles des Buches citisen. 
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nes fatales Schwanfen in ber Terminologie, das Verſtändniß 
bes Geſetzes fehr erfchwert wird. Belege zu dem Gefagten wer: 
ben fih zur Genüge aus ben folgenden Erörterungen ergeben 
und könnten unſchwer noch mit weiteren Fällen vermehrt werben. 
1. 
Dedentung der Einträge in die Gerichtsbücher für das 
Redt zur Unterpfandsbeflellung. 

$. 2. Bei der Pfandgefeggebung ging man von dem Be⸗ 
fireben aus, dem Gläubiger, welcher ein Unterpfand erwirbt, 
möglichfte Sicherheit zu gewähren. Der eine Hauptweg, Auf- 
bebung aller Pfandprivilegien, um den Gläubiger gegen jün- 
gere Pfandrechte zu fihern, und große Bejchränfung der abjolut 
privilegirten (perfönlichen) Forderungen, fchien hiezu nicht hin⸗ 
reichend. Es fonnte ja der Fall feyn, dag Jemanden eine Sache 
verpfändet wurde, von welcher es fich fpäter zeigt, daß fie dem 
Berpfänder gar nicht gehörte, ober ein Recht verpfändet wurde, 
das nur in befchränktem Maaße dem Berpfänder zufland, und 
daher dem Pfandgläubiger nur eine befchränfte, mitunter nur 
prefäre, oder gar Feine Sicherheit gewähren konnte. Diefe Be⸗ 
ziehung wurde durch die Pfandgefeggebung um fo wichtiger, ale 
fie, wenn dem Berpfänder zur Zeit ber Berpfändung das 
zu verpfändende Recht nicht zuftand, ein fpäteres Gültig: 
werden des Pfandrechts ganz ausschließt. 

Die Pfandgefeggebung ftellt nähmlich bei Iinterpfändern ben 
Grundfag an bie Spige, daß nur Derjenige ein Unterpfand be- 
fiellen kann, welchem der zum Unterpfand an fich taugliche 
Gegenftand zur Zeit der VBerpfändung wirklich gehörte 
oder welcher auf gülllge Weife im Namen des Dritten, dem 
ber Gegenftand zur Zeit der Verpfändung gehörte, ober mit 
deſſen Zuftimmung bandelte (Pfandgefeg Art. 5, 6, 10, 48). 
Würde deßhalb z. B. an einer Sache auf den Namen Deffen 
ein Unterpfand beftellt, welcher zur Zeit der Verpfändung weder 
Figenthümer der Sache noch fonft ermächtigt war, im Namen 
des Eigenthlimerd die Verpfändung vorzunehmen: fo iſt und 
bleibt das Unterpfand ungültig und wird auch nicht dadurch 
gültig, daß der Berpfänder fpäter das Eigenthum ber Sache 
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erwirbt oder ber Eigenthümer fpäter die Verpfändung genehmigt 
oder den Berpfänder beerbt ?. Selbſt wenn Jemand eine Sadıe, 
die er zu erwerben Hoffnung hat ober auf beren Erwerbung ihm 
ein perfönlicher Anſpruch zufteht, für den Fall, daß er fie fpäter 
wirklich erwerben follte, verpfänden oder eine Vormerkung in 
das Pfandbuch eintragen Taffen ? würde: fo wäre dieß doch durch⸗ 





2) Pfandgeſ. Art. 6; vrgl. auch Art. 10 und 167. Zwar tt Mayer | 
91 f. 95 f. 179 amdrer Anfiht und behauptet namentlih, wenn Jemand 
eine fremde Sache ohne Zuſtimmung bes Eigenthümers zu Unterpfand be 
ftellt habe und der Eigenthümer ſpäter die Pfanpbeftellung genehmige, fo 
werde dadurch das Unterpfand rücdwärts gültig. Allein diefe, wie auch bie 
weitere Behauptung Mayers ©. 91 f, ©. 96, daß, wenn Jemand eine 
fremde Sache auf den Fall ihrer bereinfligen Erwerbung verpfände, das 
Pfandrecht durch die fpätere Erwerbung der Sache gültig werde, ift im ent: 
fegiedenften Widerfpruche mit den angeff. Beilimmungen unfres Pfandgeſetzes 
und wird auch meines Wiflens von allen übrigen Württ. Schriftftellern, 
welche dieſe Frage berühren, verworfen. Bergl. Seeger 1 ©. 52, Bol 
ley 1S. 27 f., ©. 37; vrgl. auch oben ©. 27. — Erſt durch eine unge: 
eignete Faſſung des Art. 39 Abf. 2 des Pfandentwicklungsgeſ. von 1828 Hätte 
die Frage etwas zweifelhaft werden Finnen; allein auch dort war von ben 
gefeßgebenden Factoren die Sache nicht in Mayers Sinne gemeint. Bergl. 
Bolley III ©. 1219. 

3) Eine Bormerfung eines Pfandrechtstitels mit der Wirfung, daß das 
auf dieſelbe Hin vollzogene Unterpfand als zur Zeit der eingetragenen Bor: 
merfung erworben gilt, ift, was das Recht des Verpfänders an den zu 
verpfängenden Gegenftand betrifft, nur zuläffig, wenn dieſes Recht noch be: 
firitten oder fonft irgend eine Ergänzung in Beziehung auf daffelbe erforber: 
lich ift, d. h. alo, wenn das Recht wirklich zur Zeit der Bor: 
merfund ihm ſchon zuftand, aber nur ein Anftand in Beziehung auf 
daſſelbe noch zu heben ift, keineswegs aber, wehn das Recht ihm noch gar 
nicht zuſtand, fondern erſt fpäter von Ihm erworben werben fol. Bergl. 
Pf.G, Act. 79. Andrer Meinung ift Mayer ©. 386 und II ©. 54 f. 
Bergl. aber dagegen auh Seeger 1 ©. 296, Bolley I ©. 34 f. 277 f. 
350 und die Hauptinfteuetion 3. PfandG. 8. 199, 207. Allerdings Tönnte 
mit Zuftimmung des Eigenthümers der Sache fofort ein fpäter zu 
realifirender Bfandrechtstitel vorgemerft werben. Allein dieß Hat nur 
die Wirkung, daß die Pfandbehoͤrde eine neue Pfanpbeftellung für einen 
dritten Gläubiger nicht vollziehen foll, bis jener Pſandrechtstitel realifirt iſt 
oder Derjenige, zu deſſen Bunften die Bormerfung geihah, auf fein Recht 
verzichtet hat. Das auf den Grund eims ſolchen Titels fpäter vollzogene 
Pfandrecht aber datirt fich nicht Ichon von der Vormerkung, ſondern erfl von 
feiner wirklichen Vollziehung an. 


— 
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and ungültig und das Pfandrecht würde ungültig bleiben, follte 
er auch ſpäter die Sache wirklich erwerben (f. Note 2). 

Nur eine Ausnahme läßt das Pfandgefeg in diefer Beziehung 
zu. Es beflimmt nämlich, daß, wenn jemand bag zu verpfändenbe 
Recht noch nicht wirklich erworben habe, er dennoch das Recht 
verpfänden könne, wenn er einen bie Ermwerbung beffelben be= 
zweckenden Bertrag mit bem bisherigen Berechtigten abgefchlofien 
bat und das gerichtliche Erfenntnig- über diefen Vertrag erfolgt 
iR? Diefe Ausnahme, zu welcher genügenbe Tegislative Gründe 
nicht vorlagen und die das Geſetz nicht hätte machen follen, wurde 
blos aus Billigkeitsrückſichten deßhalb auf den Antrag der flän- 
difchen Commiſſion gemacht, „weil gar oft zu Ermwerbung eines 
„Butes Geld aufgenommen und biefes Gut ſogleich verpfändet 
„werbe,” ein Grund, der in der That nicht ausreichend iſt; denn 
es folgt Hieraus doch gar nicht, daß man Demjenigen, welcher 
Schritte zu Erwerbung eined Gutes that und in Folge berfelben 
einen perfönlichen Anfpruch auf das Gut erhielt, noch vor 
ber wirklichen Erwerbung beffelben ein Verpfaͤndungsrecht einzu: 
träumen habe 5. | 

Auf den erſten Anblick fcheint dieſe Ausnahme fehr einfach 


4) Der Art. 6 des Pfandgef., welcher von der Berpfändung efner Sache 
fpricht, die dem Verpfänder nicht gehörte, und eine ſolche Verpfändung, wehn 
nicht der Dritte, dem die Sache gehört, vorher in die Verpfändung einge: 
willigt Hatte oder der Berpfänder im Namen des Dritten zu Handeln befugt 
war, unbedingt für ungültig erklärt, fügt nämlich bei: „Doch if die Ber: 
„pfändung eines Gutes nach erfolgtem gerichtlichen Erkennt: 
„niß über einen das Eigenthum übertragenden Contract noch 
„vor der Bollziehung des Letzteren zuläffig.“ 

5) Zwar fommt es Häufig vor, daß, wenn Jemand ein Gut mit entlehn- 
tem Gelde erwerben will, ihm der Darleiher das Geld ohne Sicherheit nicht 
geben, der Verkäufer aber das Gut ohne Bezahlung des Kaufſchillings oder 
wenigitens eines Theiles beffelben nicht übergeben will, und ſolche Fälle 
hatten die Stände im Auge, Indem fie dann bier dem Käufer dadurch hel⸗ 
fen wollten, daß fie ihm ein Berpfändungsrecht noch vor der Hebergabe ber 
Sache einräumten. Allein es ift, bejonders bei den übrigen Beftimmungen 
bes Art. 6, doch gar zu anemal, daß ein Richteigenthümer eine Sache vers 
pländen Tann, und um dem Käufer in ſolchen Fällen zu helfen, war dieſe 
Einräumung nicht nöthig. 
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zu feyn und Feine Zweifel über ihren Sinn zuzulaffen. Allein 
abgefehen davon, daß fie die Confequenz des Pfandgeſetzes ftört 
und zu VBerwidlungen führen Fann, entftehen bei ihr manche wirf: 
lich gar nicht unzweifelhafte Fragen. 

Faßt man nämlid die Bedingungen und den Umfang ber 
Ausnahme näher ind Auge: fo ergibt fih, wenn man auch nicht 
auf bie ganze hier mögliche Gafuiftif eingeben, fondern ſich nur 
auf die Hauptfragen befchränfen will, im Wefentlihen Folgendes: 

a. Wenn Yemand einen Bertrag zum Zwede der Erwer- 
bung des Eigenthums einer Liegenfchaft ſchloß (das Pfandgefeg 
Art. 6, 60 fpricht von einem dag Eigenthum übertragen 
den Contract; dieß ift aber ungenau; benn ein Vertrag über- 
trägt nicht fofort mit feinem Wbfchluffe das Eigentum, fondern 
gibt nur ein perfönlihes Recht auf Mebertragung bee 
Eigenthums, das fih dann durd die Uehergabe der Sache rea- 
Yifirt, durch welche erft das Eigenthum übertragen wird) und ber 
Vertrag unbedingt abgefchloffen wurde, fo daß Derjenige, 
welcher die Sache erwerben fol, fofort durch den Vertrag ein 
feftes perfönliches Recht auf Lebergabe der Sache erlangte: fo 
ift es nach Art. 6 und 60 des Pfandgefeges unzweifelhaft, bag 
er in biefem Falle auch noch vor der wirklichen Uebergabe, fos 
mit vor der wirklichen Erwerbung des Eigenthums, die Sache 
verpfänden kann, wenn nur über jenen Dertrag gerichtlich erfannt 
worden iſt. 

b. Wie ift e8 aber, wenn der Erwerbungsvertrag 
unter einer auffhiebenden Bedingung abgefchloffen 
wurde? Kann bier aud der blos bedingt Berechtigte die Sache 
verpfänden, wenn etwa der Vertrag zum gerichtlichen Erfennt- 
niffe gebracht worden feyn ſollte? Zu bejahen fcheint dieß v. Bo Is 
ley, indem er bei der Frage, ob ber Käufer bie unter einer 
fufpenfiven Bedingung an ihn verkaufte Sache verpfänden 
könne, fagt: „Ausnahmeweife ift eine folche Verpfändung bann, 
„wenn der Contract zum gerichtlichen Erfenntniffe gebracht wor- 
„den, zuläffig.” Indeſſen bin ich nicht ganz fiher, ob Bolley 
wirklich Demjenigen ein Verpfaͤndungsrecht einräumen wollte, ber 





6) Bemerkl. 3. Pfandgef, I ©. 74. 
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einen‘ die Erwerbung einer :Siegenfchaft bezwedenden Vertrag 
unter einer dieſen Bertrag felbft fufpendirenden Bedingung 
ſchloß, oder ob er nicht vielmehr, worauf feine Beifpiele hindeu⸗ 
ten, bind an den nachher unter c anzuführenden all badhte. 
Jedenfalls fcheint mir die aufgeworfene Frage. durchaus zu vers 
neinen zu. fepn ". Dusch einen bios bedingten Erwerbungsver- 
trag nämlich erhält man ja noch nicht einmal ein wirkliches per⸗ 
ſoͤnliches Recht Auf:die Erwerbung der Sache, ein feſtes Recht 
auf ihre Uebergahe, fonbern blos eine von der anderen Parthie 
nicht einfeitig zu entziebende Hoffnung, ein. foldhes Recht zu 
erlangen. In der That aber. bieße es bei: den Praͤmiſſen, von 
denen unſer Pfandgeſetz ausgeht, die Anomalie auf die Spitze 
treiben, wenn man Demjenigen, der blos Die Hoffnung hat, 
beim-Eintritte noch ungewiſſer Ereigniſſe ein perfünliches Recht auf _ 
Leitung einer Sache gu erlangen, bie Befugniß einräumen würde, 
fofort und waͤhrend es noch "ganz ungemiß.ift, ob jene Ereige 
niſſe je eintreten werben, die Sache zu verpfäͤnden. Wine ſoiche 
Anomalie koͤnnte man nur dann annehmen, wenn ed im Gefege 
ganz beſtimmt und unzweifelhaft ausgefprochen wäre. Dieß iſt 
aber nicht entfernt ber Fall; vielmehr ergibt. fi) aus ber Faſſung 
des Geſetzes, daß es. bei feiner betreffenden Beſtimmung von Dex 
entgegengefegten Borausfegung ausgeht. - Der Art. 60 naͤhmlich, 
auf den der Art. 6 verweist, fpricht won einem’ Vertrage, mo: 
dur die Erwerbung gefhehen. Nun gefchieht zwar durch 
ben Vertrag nicht unmittelbar bie Erwerbung des Eigenthums 
ber Liegenfchaft; allein in jenem Ausdrude liegt doch jedenfalls die 
Borausfegung, daß durch dem Berteag ein feites, nicht Tebiglich 
von dem Eintritte ungerwiffer kimftiger Creigniffe abhängendes, 
Recht in Beziehung auf die Sache Cein perſönliches Recht auf 
ihre Leiftung) wirflih erworben worben fey. Ebenfo wird, wenn 
der Art.6 fagt, die Verpfändung eines ‚Gutes fey nach erfolgtem 
gerichtlichen Erkennmiſſe über. einen: dad Eigenthum übestragen- 
den Contract noch vor der VBollziehung des Testeren 
auläffig, dadurch offenbar angedeutet, daß die Verpfändung nur 


7) Diefer Anficht fcheint auch zu ſeyn v. Huf nagel Belehrg über das 
Pfandgeſ. S. 77. 


Wächter, Erörterungen. I. 10 
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in einem ſolchen Falle zuläffig feyn fol, wenn lediglich die aufs 
geſchobene Vollziehung bes Vertrags der Grund der. Auffchiebung 
des Eigenthumserwerbs if, nicht. aber auch Bann, wenn ber ganze 
Berirag von einer Debingung nod abhängt %; Auch bie ſtaͤndi⸗ 
ſchen Verhandlungen beweiſen, daß man bei jener Beſtimmung 
von jener Vorausſetzung nugging ꝰ. Für Das Gegentheil kann 
auch nicht angeführt werden der Art. 39 Abſ. 2: des Pfamdent- 
wicklungsgeſetzes von 48285 denn dieſer ſpricht von einem «ls 
ternativen Rechte, "Dad. mit einem bebingten ‚Rechte nicht 
zu verwechfeln iſt. . 72 r in 3 fi 

c. Mit dem: Falle: eines bedingt. teſchloffenen Vertrags iſt 
nicht zu verwechſeln ver Fall, wenn bei. an ſich unbedingt ab— 
geſchloſſenem Vertraze der Veräußeren bad Eigenthum 
der zu veräußernden Sade auf. sine gültige Weiſe bis zu Be⸗ 
zuhlung des‘ Spreifes fich vorbehielt. Zwar iſt bier die Haupt 
infiruetion ‚zum Pfundgeſetze anderer Anſicht, indem: fie fogar aud) 
bier dem Erwerber die. Befugwiß. zur Berpfüindung abfpricht '®. 


I — — 
8) Hat daher Jemand blos einen bedingten Anſpruch auf eine Sache: 
ſo kann er dieſe Sache, ſo lange die Bedingung ſchwebt, nie verpfänden, 
außer natürlich mit Zuſtimmung des Cigenfhümers der Sache. Würde er 
waährende des Schwebens der Bedingung ohne biefe Zuſtimmung die Sache 
vernfänben: fo wäre dad Pfandrecht ſelbſt: vanm ungültig, wenn nachher bie 
Bedingung eintresen follte, mag auch. vie Bebingung eine ſolche feyn, welche 
zurüdbezogen wird: denn das einmal ungültig beſtellte Pfandrecht kann nach 
Art. 5 und 6 des Pfandg. dutch ein ſolches ſpaͤteres Ereigniß nicht gültig 
werben. Zwar find bedingte Verpfändungen zuläſſig und zwar mit 
der Wirkung, daß, wenn die Bebinginig eintritt, bie Verpfaͤndung ſich vom 
Tage des geſchehenen Fintrage tea bedingten Unterpfunbes ‚an datirt, ohne 
Unterfchied, ob bie Bedingung für den Schuldner poteffatip war oder wicht 
(Vfandgeſ. Kt. 9, Bolley LSG. ‚37 f. Weisbhaar Handb. 6. 625 
bei Note 6; anderer Anficht {ft in lehterer Beziebung Mayer le. 57; 
‚ allein das Pfandgefetz a. a. D: unterfcheidet hier nicht). Bei biefer Ber 

Alınmung iſt aber durchaus vorau sgeſetzt, daß dem Verpfaͤnder in Beziehung 
‚auf dem gu verpfändenden Gegenſtand zur Zeit'der Verpfändung ein 
feſtes Recht wirklich zuſtand, alfo er nicht, blos einen bedingten Anfpruch an 
benfelben hatte. Hat Jemand blos einen bedingten Anfpru an das zu ver- 
pfändenne Recht: fo kann nicht er, fondern blos Derjenige, dem dermalen 
das Recht noch zufteht, daſſelbe verpfänden. 
: 9). Ständ. Berhandlgn. v. 1823 III Beil. S. 288. 
10) Die Hauptinftruction fagt nämlich im $. 189: „Soll namentlich, nach 
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Allein: in einem ſolchen Yale ift der: Erwerbungsy ertrag ſelbſt 
unbedingt eingegungen, 'an''fih’ganz perfect; der Erwerber er⸗ 
hätt: ein fefles Recht auf Leitung der Sache, fie iſt ihm ſofort 
za übergeben, und nur eine einzelne Wirkung des Vertrags, 
der Vebergang des Eigenthums, nicht aber der Vertrag 
ſelbſt IR von” einer in der "Gewalt des Ermerbers liegenden. 
Bedingung: abhängig gemacht. In diefem Kalle. iſt Daher der 
Erwerber / fobald über den Vertraz gerichtlich erfannt worden ift, 
ſchon nad den Worten des Art, 6 zur Berpfändung ber Sache 
befugt u, — 
d. Iſt der Erwerbungevermog unter einer auflöſ enden 
Bedingung geſchloſſen werden: fo kann es gar Teinen Zweifel 
baßen, Daß. nach Mt; ’6-und 60 deo Pfandgef. ber Erwerber, 
ſobatd ber: Bertiung gerichtlich inſinuirt if, die Befugniß hat, bie. 
betreffende Regenſchaft zu verpfaͤnden; denn :in einem folchen: 
Fake iſt Ja der Bertrag- an ſich perfect und es lann die Boll 
ziebiingveffeiben' fofort verlangt werden '?, 
e. Wie A: es aber: zu- halien, wern Derjenige, weldher ben 

Erwerbungsvernag geſchtofſen :hat,; nuch erfolgtem gerichtlichen. 
Erkennmiſſe, aber wod vor. Wöllgiehung des Vertrags, fomit ehe 
er das Eigentum dor. Sache erworben bat, fie verpfänbet, «er. 
aber nachhet das Sigenthum der Sache gar nidyt ern 
wirbt z.B. die Patthieen den Vertrag wieder aufloͤſen oder 
derfelbe wegen übermäßiger" Verlegung oder wegen Betrugs 
wieder aufgehoben wird, ehe ed nod zur Uebergabe der Sache, 
kam? — In einem ſolchen Falle wird man annehmen müſ—⸗ 
fen, daß nun das beftellte Pfandrecht zuſammenfällt. Zwar iſt 
dieß für den Pfandglaͤnbiger etwas ſehr Mißliches (wie über- 
haupt eben die ganze Ausnahme des 2ten Abfapes des Art. 6); 
allein es folgt ſchon aus der Faſſung des Art. 6, welcher offen⸗ 
bar bar vorausſest. daß, wenn das Pfandrecht gültig ‚bleiben, ſoll, 
„der eı erflärten Abficht, der Käufer vor Enttichtung des’ Kaufſchillings auf 
„Keine Weife als Eigenthümer zu betrachten fen: fo Tann berfelbe bis zu 
„Grfüllung dieſer Bedingung die erfaufte Sache dhne‘ "Sinwlfigung des 
„Berkäufers nicht verpfänden.“ 

141) Au Bolley IS. 74 findet in einem ſolchen Falfe die erh, 


dung unbedenklich. 
12) Vrgl. au unten $. 13. 
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es wirflih zur Bollgiebung des Bertrags fommen 
müffe. Auch wird dieß noch ganz ungmweifelbaft gemacht durch 
bie Rändifchen Verhandlungen, welche enifchieden dieſe Borausfegung 
auefprechen !3, und ebenfo fpricht bie Natur ber Sache dafür; denn 
es wäre doch gar zu anomal, wenn ein blos perſoͤnlich Berech⸗ 
tigter eine Sache ſelbſt für ben Fall ſollte gültig verpfändben fün- 
nen, daß er fpäter die Sache gar nicht erwerben würde. 

f. Wie verhält fih in den angeführten Fällen das Ber: 
pfändungsrecht des Beräußerers zu dem des Erwerbers? 
Wer einen Beräußerungsvertrag über feine Sade fchließt, ifl, 
fo lange er Die Sache noch nicht übergeben hat, Eigemhümer ber 
Sade und als Solder zur Berpfändung berfeiben an ſich bes 
fugt. Nach dem Art. 6 des Pfandgef. aber iſt Derienige, auf 
welchen die Sache übertragen werden foll, fchon vor der Lieber: 


tragung dann, wenn über den Bertrag gerichslich erlannt worden. 
if, zur Berpfändung der Sache befugt, alſo zu berfelben befugt,. 


während noch nicht er, fondern während. der Benäufierer noch 
Eigenthümer der Sade if. Haben in einem ſolchen Falle nun 
Beide ein Recht, die Sache zu verpfänden? Dieß nimmt Bol- 
ley wie es fcheint an (f. Deſſen Bemerff. 3. Pfandgef. IS. 72). 
Aus ‚einem ſolchen Grundfage aber würden fi große Berwid- 
lungen ergeben, und man wird vielmehr daraus, daß das Pfand- 
gefeg dem künftigen Erwerber von dem Augenblide an, in wel 


43) Der urfprüngliche Antrag der fländifchen Commiſſton (Rind. Bers 
handlgn v. 1823 III Beil.H. ©. 286) ging dahin, im Geſetze anszufpre- 
hen: „Wurde jedoch ein Gut, über deſſen Erwerbung der Verpfänber einen 
„Gontract abgeſchloſſen hat, noch vor Vollziehung des Contracts verpfändet, 
„Io ſchadet dieſes, wenn nur ver Berpfänder wirklicher Cigen⸗ 
„thümer wird, der Gültigkeit der Verpfaͤndung nichts.“ Weil dieß aber 
theilweife ſehr unbeftimmt lautete: fo beantragte Weis ha ar, der überhaupt 
den ganzen Borfchlag nicht recht billigen wollte, leider aber ihm nicht ent- 


ſchieden entgegen trat, eine „Baffungsänderung“ dahin, „baß ein 


„Gut, über deſſen Erwerbung erkannt worden, wenn es auch noch nicht 
„Abergeben wäre, verpfänbet werben bürfe,“ und fo wurbe am Ende be; 
Ichlofien, die Ausnahme fo zu faflen: „Dock if die DVerpfändung eines 
„Gutes nad erfolgtem gerichtlichen Grfenntniffe über einen Contract, wo—⸗ 
„durch der Berpfünder das Cigenthum defielben erwerben foll, noch vor 
„Der Bollziehung des Contracts zuläſſig.“ Vrgl. auch die angeff. Verhdolgn. 
©. 379 und 9. IX ©. 735. 
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chem über den Erwerbungsvertrag gerichtlich erkannt ift, das 
Berpfändungsvecht einräumt, fhließen müffen, Daß es von biefem 
Augenblide an dem Beräußerer biefes Recht abfprechen wollte. 

g. Die Befugniß, eine Suche zu verpfänden, an welde 
man bins einen perfönlichen Anfpruch hat, iſt in unfrem Rechte 
eine Anomalie (jus singulare), da es von ganz anderen, Grund⸗ 
fügen als Regel ausgeht; fie ift fomit fireng auf den im Geſetze 
genannten Fall zu befchränten *%. Hat daber z. B. Jemand ein 
blos Yyerfönliches Recht auf Leiſtung einer Liegenfchaft aus einem 
Bermädrniffe: fo kann er, follte auch die Urkunde, auf welche 
er fein Recht gründet, dem Gerichte übergeben worben feyn, 
doch die Liegenſchaft nicht eher verpfänben, ale bie er das Ei- 
genthum der vermachten Sache wirklich erworben hat; denn bag 
Geſetz ſpricht blos von ſolchen Rechten auf eine Liegenfchaft, die 
auf einen Bertrag fih gründen. Ebenfo fann nur derjenige 
Tünftige Erwerber, auf weldhen in Folge des Bertrags das 
Eigenthum der Sache übertragen werben, welcher alfo nad) dem 
Zwede des Bertrags.die Sache bekommen foll, die Sache nach 
der gerichtlichen Inſinuation noch vor der wirklichen Erwerbung 
des Eigenthums verpfänden; denn das Geſetz (Pfandg. Art. 6, 60) 
fprict von einem das Eigenthum überiragenden Contract und 
von einem Bertrage, durch welchen bie Erwerbung gefchieht, alfo 
offenbar nur von dem Falle, wenn auf Denjenigen, welcher den 
Bertrag mit dem Beräußerer fchloß, in Folge des Vertrags 
das Figenthum übertragen werben foll 5. Unmöglich kann alfo 
— wie es z. B. Bolley I S.608 in der Note thut — die Befugniß 
zur Berpfänbung eingeräumt werben dem Beräußerer, wenn er 
nach vollzogenem Bertrage und weggegebenem Eigenthum aus 
irgend einem Grunde, 3. B. wegen übermäßiger Verlegung, den 
Bertrag wieder anfechten und nach Umſtänden die Sache wieder 
surüdfordern kann. Denn bier bat fa der Verdußerer den per- 
fönlihen Anfpruh auf Rüderwerb der Sache nicht in Folge 
eines zum Zwede diefes Rückerwerbs gefhloffenen 
gerichtlich infinuirten Vertrags 1, während der Art. 6 

14) Dagegen fehlt z. B. Weishaar Handb. II g. 582 a. E. 


15) Brgl. auch die in Note 13 angef. ſtaͤnd. Verhandlungen. 
16) Ein ſolcher Rüderwerber ift eben ganz zu’ behandeln, wie jeder Ans 
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des Pfandgef. nur demjenigen Lünftigen Erwerber ein Berpfän 
dungsrecht gibt, welder aus einem gerichtlich inſinuirten Ver⸗ 
aͤußerungsvertrage unmittelbar in Kolge deffen Bollziehung 
das zu verpfändende Recht erwerben fol. 

$. 3 Nah dem ©. 144 f. Ausgeführten iſt es möglich, 
dag ein Pfandgläuhiger, welchen: an einer. Liegenſchaft ein Un- 
terpfand beflellt wurde, um alle Sicherheit kommt, "wenn fpäter 
fich ergibt, daß der Verpfänder zur Zeit der Berpfänbung nicht 
Eigenthümer der Liegenſchaft geweſen iſt, und ſelbſt daun um 
feine Sicherheit fommt, wenn andy bee Verpfänder in der Zwi⸗ 
ſchenzeit dieſes Eigenthum erworben hätte. 

Soll man nun bei Unierpfaͤndern den iongiänbige auf 
gegen eine folge Gefahr ſichern? 

Mir jcheint die legislative Beſahung der Frage mehr als 
zweifelhaft. Eine folhe Gefahr. liegt num einmal in ber Natur 
des Rechtsverhälmiſſes. Will man den Piandgläubiger bagegen 
fibern: fo kann. ed nur.guf-Koften des wahrhaft Be 
rechtigten, des Eigenthümers Ber-Sache, geſchehen; 
will man aber Dieſem die Moͤglichkeit geben, ſich gegen Nach⸗ 
theile, welche dadurch feinem wohlerworbenen Rechte drohen, 
durch Verwahrungen und Vormerknungen in den üffentlichen Bü⸗ 
dern u. dergl. zu. ſchützen: fo kommt man nicht nur leicht Dazu, 
dem Pfandgläubiger die Sicherheit, die man ihm mit. der einen 
Hand gewfhrte, mit der anderen Hand. wieder theifweife zu ent- 
ziehen (vrgl. F. Ai, 12), fondern es. wird auch das Recht gar 
zu jehr vom Papiere abhängig gemacht und die Gefeugebung 
iR in Gefahr, ſich am Ende in Halbheüen und ſolche Verwick⸗ 
lungen und Verkünſteleien zu verliehren, ‚bie für den Beſtand 
ber Rechte und für.den Berfehr mcht.gänfig:.fehn können. 

Allein bei unſrer Prandgefesgebung glaubten die gefegge- 
benden Factoren die Frage bejahen zu ſollen und fie fchiugen 





m — — — — — 
dere, welcher einen perſoͤnlichen Anſpruch auf Wiedererwerbung einer Mache 
hat; er Kann. ihn durch einen Eintrag in das Pfandbuch wahren (unten 
$. 15, 18); aber die zu erwerbende Sache felbft fann er nicht verpfänden. Auch 
der Art. 39 des: Rfandentwicklungsgeſetzes ſagt nicht das Gegentheil; denn 
er verlangt zur Unterpfands beſtellung, daß die Borausiehungen bes 
Art. 5 des Pfandgeſetzes vorliegen. - | 
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dabei leiber ven lesteten Weg ein. Schon der Entwurf: des 
Pfandgefeges, der ührigens in ſeinen 681-1817: pie: beireffen« 
den Verhanniſſe anf eine nicht Teiche zu entsiffeinde Weife:zu 
beftiminen' ſucht, geht euiſchieden vom dießer Auſicht ana; in den 
Motiven zum Entwurfen iſt⸗gerabezu⸗ gefagt: „Um dem Kredit 
„eine neue Stuͤtze zur serfihäffen, "werbe- der Orundſatz aufgeſtellt, 
„daß der Stieit Aber Das'@hgenthum einer verpfän- 
„Beten Liegenſchaftewen Pfardgitubiger ger nicht 
„berühre, wenn nicht vor der-Berpfändung von Dem 
„senigen, der das Elgenthum anſpreche, deßhnth 
„der Einirag einer Verwahrung im Pfandbuche bez 
„wirkt worden ſey; es müſſe der Pfanbgläubigte «vor: Dex 
„Nichtigkeitsklaäge eines Dritten, welcher im Streite über das 
„Eigenthum der Suche obgeſiogt habe, gefdyügt ſeyn, twenu: djefet 
„Dritte e8 unteridffen Hatte’, Feine Unfpriche zur Kenntniß Dex 
„Behörde zu bringen und dadurch eine Vormerkung oder Ber 
„wahrung in den öffentlichen Büchern“zu bewirlen. ““ 
Von der den Emwurf?begutachtenben / ſtändiſchen Gommiffion 
und der Standevet ſammtaug warden dwie Monndfüge durvene 
gebilligt. © /E EEE Ze 
Hiernach ſollte man giauben er. &gtnsurf und’ :bas ‚Sefeg 
geben von bemi- einfachen, wenn gléich dent: wahren Berechtigten 
gefährlichen; Grundſatze -mis3 bie: Pfaupbehörbe Hat vor dem 
Eintrage eines Unterpfandes: an eine: Liegenſchuft auf‘ greignecẽ 
Weiſe fich zu verfihern zu⸗ſuchen, vaß Memfenigen,: ber Das 
Unterpfand'- beftellen wit, - wirflich das "zu verpfaͤndende Nreh 
zufomme, er alfo in diefer -objectiven Beziehung zur Verpfändung 
befugt fey; ſollte ſich aber fpäfer zeigen, daß ihm dieſes Recht 
nicht zukam: fo gilt doch das "buch Gntrag in das‘ öffentliche 
Pfandbuch beſtellte Pfandrecht: durchaus und" iſt unanfechtbarj 
außer der wahrk Berechtigte hätte- fein-'Dheiht fchon wor der Ver⸗ 
pfändung'durd eine Botmerfung''in den! öffentlichen Jodem 
zugänglihen Büchern und was 'ihr gleichfieht gewahrt. «» !ıln-i“ 
- Man follte um ſo mehr glauben, daß das:Gefeg’sortiviefeit 
Grundſatze ansgehe, wenn man mit jenen Motiven die Art, an, 
65 und 74 ‘des Geſetzes vergleicht. Denn- ber: Art: AT ſagt: 
„Die Erwerbumg des Unterpfands geſchieht durch Die Göin⸗ 
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„eragung in das Unterpfandshud, nach vorgängigem 
„obrigkeitlidhen Erkennmiſſe über. die. rechtliche Zuläffigfeit der 
„Unterpfandsbeflellung“; in Beziehung auf die Wirkfamfeit dieſer 
Erwerbung aber beſtimmt der Art, 65: „Wer ein Unterpfand 
„erwirbt, wird der Regel nach gegen alle ihm -unbefaunten 
„Rechte und Anſprüche gefichert,. welche zur Zeit dieſer Erwer- 
„sung weder im Güterbuche noch im Unterpfandsbuche bemerkt 
„geweſen“, und dieſes wird im Welentlichen in, bem ‚Art, 74 das 
bin wiederholt: „Ein Dritter, welchem hinſichtlich der verpfän- 
„beten Sache ein Recht zuſteht, kann Daffelbe  menn er es vor 
„Der Eintragung. des Unterpfandsrechts wicht gewahrt 
„bat, nachher gegen. den eingetragenen Pfanbgläubiger nicht mehr 
„geltend machen.“ Namentlich folke man nach ber ganzen Faſ⸗ 
fung des Art. 74 annehmen bürfen,- daß, wenn Zemand einmal 
mit einem Pfandrecdhte an eine. Liegenschaft in Folge eines Be: 
fhluffed der Pfandbehörde im Pfandbuche in. gehöriger. Form 
eingetragen ift, das Pfandrecht, auf welche Grundlage hin aud 
die Pfandbehörde ſich von dem Rechte des Verpfändere überzeugt 
baben möge, von. Niemanden aus dem Grunde, daß dem 
Berpfänder Das verpfändete Recht nicht zugeftanden 
babe, weiter. angefochten werben. könne, nußer von einem Sol- 
een, ber fein entgegengeſetztes Recht vorher gehörig gemahrt habe. 
. + Wollte man den Gläubiger gegen bie oben bezeichnete Ges 
fahr fihern: fo wäre wirklich auch dieſer Weg der natürlichfie 
und einfachſte geweien und eine Neihe von Berwidiungen und 
zweifelhaften ragen wäre dadurch abgefchnitten worden. Mir 
ſchien es auch Anfangs, daß das Pfandgefeg wirklich von dieſem 
einfachen Grundfage ausgehe, und mer zunächſt die Artt. 65 f. 
und 74 liest und mit ber ‚oben angeführten Stelle ber Motive 

bes Geſetzesentwurfes zufammenhält, kann nicht wohl- auf ein 
anderes Refultat kommen. Leider aber findet es fi) .in unfrer 
Pfandgeſetzgehung nicht felten, ‚daß ein Grundſatz, den einzelne 
Artifel augzufprechen feheinen und ihren Worten nach auch aus⸗ 
fprechen, wieder wefentlich modificirt werben muß durch die Rück⸗ 
ſicht auf andere Artifel, und fo iſt ed auch bier der Fall. 

. Schon die Motive zum Gefegesentwurfe, flatt aus ihren 
ober. angeführten Prämiſſen die eben entwidelte Folgerung zu 
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sieben, ſpringen ‚nach denfelben: auf.eine eigene Weile auf das 
Güterbuch über, indem fie nad ihren S. 154 angeführten 
Worten ſo fortfahren: „In Beziehung auf VBerpfändung muß 
„Daher (2) derjenige als Eigenthümer gelten, welden die 
„Öffentlihden (Büter- oder Contracts⸗) Bücher als Sol- 
‚sen aufführen: Mag eiwa nirgend einem Anderen in der 
„That das Eigentum der befiimmten Sache zuſtehen und folches 
„Demfelben dereink zugeſprochen werben: ed darf der unbelaunte 
„Anſpruͤch den Pfandglaͤubiger nicht beunvuhigen und dem er⸗ 
„worbenen Pfandrechte (wenn er nicht gewahrt if) feinen Ein- 
„trag thun.“ 

Was ſollen hier eigentlich die öffentlichen Bürher in dieſer 
Hinſicht bedeuten? ing man von dem Grundſatze aus, daß 
ein Gläubiger, deffen Unterpfand in Folge eines Beſchluſſes der 
Dfandbehörde in das Pfandbuch einmal eingetragen ift, in Be⸗ 
ziehung auf die Frage, ob dem Berpfänber das verpfimbete Recht 
wirklich zuftand, eben Durch den Eintrag in bag Pfand- 
buch, auf welche Grundlage bin:er auch gefchehen feyn mag, 
gegen jeden Dritten geſichert fey,: welcher feine Rechte nicht ges 
wahrt hat: fo war es ganz unnäuhig., bei der Frage über die 
Befugniß zur Pfanpbeftellung den öffentlichen Büchern irgend 
eine befondere Bedeutung zu geben (außer der, daß durch den 
Eintrag in diefelden Rechte gewahrt werben fönnen): 

Aber auch das Pfandgefeg gibt‘ den öffentlichen Büchern 
und. zwar dem Güterbuche- 7 in jener Beziehung und im 





17) Welchen öffentlichen Büchern follte die im Folgenden näher zu ents 
widelnde Bedeutung gegeben werden? Der Entwurf $. 15 fpracdh blos von 
den „Öffentlichen Büchern“ überhaupt, ohne fie. näher zu beflimmen, deutete 
aber in den Motiven auf das Güters oder Contractsbuch Hin. Der 
ftändifche Ausſchuß (ſtaͤnd. Verhandlgn. v. 1823 III Beil.H. S. 120) dachte 
bier auffallender Weile blos an das Contracts buch und unterflügte dieß 
mit dem offenbar ganz unrichtigen Grunde, daß „befanntlich in unferem 
„Lande die Contractsbücher den Gigenthümer einer unbeweglichen Sache, 
„aus welchem Rechtsgrunde er es fey (), nachweiſen.“ Die fländ. Com⸗ 
miſſion wies aber den großen Irrthum, in welchem der Ausſchuß befangen 
war, nach (die angeff. Verhandlgn. S. 223) und bemerkte, daß „die Con⸗ 
„tractsbücher eine ſehr unſichere und unvollſtändige Grundlage ſeyn würden, 
„Richt nur weil fie von allen Erwerbungen durch Heitathegüter, Vermoͤgens⸗ 
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Berbältniffe zu den Artt. 65 und 74 eine beſondere Bedeutung, 
deren Grad und Ausdehnung freilich nicht wenig zweifelhaft ift, 
und diefe ift bier nun zunaͤchſt näper zu umerſuchtu und zu bes 
ſtimmen. 

$. 4. Das Pfandgeſetz beſtimmt näpmlich im Art. 57 Fol⸗ 
gendes: „Ald Eigenthümer einer unbeweglichen Sache 
„gilt in Beziehung auf Verpfändung Derjenige, 
„welcher als folder im Güterbude eingetragen iſt.“ 

„Entfteht über die: Nichtigkeit dieſes Eintrags. irgend ein 
„Zweifel, fo kann vor deſſen :vollfländiger Hebung eine, Verpfän- 
dung nicht vor ſich gehen.” 

So einfach und Far diefe Beſtimmungen auf den erſten 
Anblick zu ſeyn ſcheinen: fo ergibt ſich doch bei genauerer Er⸗ 
wägung derſelben, daß fie manche Zweifel darbieten, wie fie 
auch wirktich fehon vielfach mißverfianden worden: find, und daß 
fie nur gar zu: fehr, fowohl an fick ald befonders in ihrem Ver⸗ 
hältniffe zu anderen: Defimmungen des Pfandgeſebes, der Aus⸗ 
legung bedürfen. Zunächſt iſt 

1. ber Ausdruck Eigenthümer. einer unbeweglichen 
Sache nicht im eigentlichen juriſtiſchan Sinne zu nehmen, ſon⸗ 
dern in einem weiteren Sinne; den das Pfandgeſetz überhaupt 
hänfig mit dem Worte Eigenthum verbindet. Im weiteften 
Sinne nähmli wird Eigenthum nicht: felten. gleichbedeutend mit 
Recht überhaupt. genommen und fo fpricht dag Pfandgeſetz 3.2. 
von Eigenthum an Forderungen, alſo an perfünlichen Rechten 


— — — — — 


„ũbergaben, Erbſchaften ꝛce. gar 'richts enthalten, ſondern auch weil man 
„nicht die geringſte Garantie habe, daß in denſelben auch nur diejenigen 
„Contracte, die nach ‘dem Landrecht zum gerichtlichen Erkenntniß gebracht 

„werden ſollen, vollſtaͤndig eingetragen ſeyen, baß bie Regifter über dieſe 
Bücher weber genau noch vollftändig feyen und daß, wenn man bie Ges 
„wmeinderäthe an biefe Bücher als die‘ Grundlage der Unterpfandsbücher 
„verweilen mwollte, man fich oft’ der Gefahr ausfegen würde, Güter, die ein 
„Schuldner laͤngſt ſchon wieder veraͤußert hatte, doch noch als deſſen Eigen⸗ 
„thum zu betrachten.“ "Sie trug beßhalb darauf an, die Güterbücher 
zu ber betreffenven Grundlage zu 'machen, voobet fie aber allerdings auch 
diefe nur „eine ziemlich fichere Grundlage“ nennt und jugibf, daß 'man 
auch bei diefen Büchern keineswegs eine Garantie für ihre Fehlerlofi igfeit 
habe. Der Antrag ber Commilfion ging dann in das Gefeg über. 
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(3.3. Art. 92); dann bezeichnet dd auch einzelne Claſſen von 
Rechnen durch Eigenthum ‘und fo namentlich im Art. 57, wie 
auch in anderen Artikeln !8, Diejenigen Rechte, welche Gegenſtand 
eines Unterpfandes find ;alfo das Ceigentlihe) Eigenthum an 
Liegenſchaften und andere. dinglihe Rechte” an Liegenfchaften, 
welche in diefer Beziehung dem unbeweglichen: Sachen gleichges 
ftellt werden, wie das Zehntretht' dingliche Rechte auf andere 
Grundgefälle, Nießbrauch an Grundeigenthum ꝛc. Hiernad) 
entfcheibet der. Eintrag in das Güterbuch ‚nicht bios über das 
(eigentliche) Eigenthum- Deffen, der eine Liegenfchaft verpfän« 
den will, fondern überhaupt über die Exiſtenz des Rechts Deffen, 
der an einem zur Unterpfandsbeilellung geeigneten Gegenftande 
3. D. einem Nießbrauche, einem Grundzinſe re. ein Unterpfand 
beſtellen will. 

2. Auf den erſten Anblick ſcheint der ait. 57 in feinem ers 
ſten Abſatze zu ſagen: wer als Berechtigter im Güterbuche ein⸗ 
getragen iſt, der gilt unbedingt als Berechtigter und nur 
auf feinen Namen- fan ein Unterpfand' beftellt werden. Es 
ſcheint alſo in Beziehung auf Verpfändung ganz allgemein. eine 
Rechtsvermuthung für den: im Güterbuche Eingetragenen feflges 
ftellt zu werden, und wirklich haben auch Schon Manche auf diefen 
Artifel die Behauptung gründen wollen, daß der im Güterbuche 
als Berechtigter Eingetragene vom Beweife feines Rechts frei 
ſey, weil nach jenem Artikel fein. Recht rechtlich vermuthet werde, 
fa ſogar, dag dieſes Recht vermöge einer allen Gegenbeweis 
ausſchließenden Fietion als vorhanden anzunehmen ſey. Allein 
dieß iſt nur in einer ſehr beſchränkten Beziehung richtig. 

.Abgeſehen davon, daß nach Art.57 der im Güterbuche Eins 
geragene nur in Beziehung auf Verpfändung (von einer 
Ausdehnung durch das ſpätere Rechts ſ. unten $. 17) als Eigen⸗ 





18) Pf.G. Ast: 3 vrgl. mi 5; 93, 94; Mayer⸗IS. 342 f. BolleyJ 
©. 223 f. Ueberhaupt iſt das Pfangeſetz in ſeiner Terminologie gar zu häufig 
unbeſtimmt; fo namentlicy auch. in Beztehung auf die Ausdrücke Beſitz und 
Befitzer, die es oft in: ungeeigneter Weite für Necht md Berechtigter 
nimmt, z. B. Art. 59,60, 86, fo daß man da, wo jene Ausdrücke gebraucht 
ſind, in manchen Stellen ſehr zweifelhaft wird, ob ſie im eigentlichen Sinne 
für wirklichen Beſitz oder im anomalen für Recht genommen find. 
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thümer im weiteren Sinne des Pfandgefebes gelten foll: fo find 
mit dieſem Artikel die Artt. 6669 und 7478 in Berbindung 
zu bringen. Diefe legteren Artifel: gehen davon aus, daß es 
gar wohl der Kal feyn könne, ein.im Güterbuche als berechtigt 
Eingetragener fey doch in der That nicht wirklich berechtigt, fon 
dern ein Anderer fey es, und fie laſſen deßhalb den Eintrag in 
Das Güterbuch nicht gelten, wenn der Eingetragene nicht ber 
Berechtigte ift und Der wahre Berechtigte fein Recht ges 
börig gewahrt bat . Sn einem folchen Falle gilt fomit 
der im Güterbuche Eingetragene nicht als Eigenthümer, fonbern 
es kommt dann, wenn das entgegenflehende Recht gewahrt ift, auf 
das Reſultat ber vor Gericht zu führenden Bemeife 
an, bei welchen fih die Beweislaſt lediglich nach allgemeinen 
Grundfägen befiimmen muß. Nur wenn das entgegenfte« 
bende Recht nicht gewahrt ift, gilt der im Güterbuche Ein- 
getragene ald Eigenthümer, und dieß ift allein die beſon⸗ 
dere Bedeutung, welde in dieſer Beziehung durd 
das Pfandgefeg dem Eintrage in das Güterbuch ein 
geräumt ift, eine Bedeutung, die bei:einer nicht auf das Gi: 
terbuch gegründeten Pfandbeſtellung nicht eintritt. Hiernach er 
geben ſich alfo folgende Grunbfäge: 

a. Wird an einer Sache ein Unterpfand beflellt auf den 
Namen Deffen, welcher als Eigenthümer der Sache im Güter: 
buche eingetragen ift: fo ift der Pfandgläubiger in Beziehung 
anf die Trage, ob der Berpfänder wirflih Eigenthümer zur Zeit 
ber Berpfändung war, unbedingt gefichert gegen Jeden, deſſen 
Rechte nicht auf die unten $. 44 f, angegebene Weile gewahrt 
find, Wenn man fo will, fann man hier fagen: ber im Güter- 
buche Eingetragene gilt in Beziehung auf Verpfänbung gegen 


19) Der Kürze wegen bebiene ich mich der allgemeinen Ausbrüde wahren 
und Wahrung für alle die Fälle, welche unten 8. 11 f. zufammengeftellt find, 
alfo nicht blos für den Fall, wenn das Hecht oder der Anfpruch im Güters ober 
Unterpfandsbuche vorgemerkt wurde, fonbern auch für den Fall, wenn der Bes 
figer einer Liegenfchaft im Güterbuche als Berechtigter eingelvagen war und er 
aus einem Verſehen gelöfcht wurde oder wenn ber Berechtigte vie Urkunde ber 
Erwerbung feines Rechts ver Pfanbbehörbe übergeben, über feinen Crwerbungs⸗ 
vertrag das gerichtliche Erkenntniß erwirkt hatte ıc.- 
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foldhe nicht gewahrte Rechte vermöge einer allen Gegenbeweis 
ausſchließenden Bermuthung ald Eigenthbümer und zwar - 

b. gilt er ald Eigenthümer ganz in der Weiſe, wie er im 
Büterbuche eingetragen iſt und auf biefen Eintrag das Unter⸗ 
pfand befellt wurde. Iſt daher Jemand ale Berechtigter eins 
getragen ohne alle Befchränkung : fo gilt er auch. als unbeſchränkt 
Berechtigter in jener Beziehung, und wird von ibm auf ‚den 
Grund dieſes Eintrags fein eingetragenes Recht zu Unterpfand 
beflellt: fo haftet das Unterpfand auf dieſem Rechte gegenüber 
von Solchen, die ihre entgegengefegten Rechte nicht gewahrt has 
ben, in der vollen Unbefchränttheit, in welcher das Recht einger 
tragen iſt. | 

Wenn deßhalb 3. B. der Beſitzer der verpfändeten Sache 
bewetien Eann, Daß er fchon zur Zeit der Berpfändung. der wahre: 
Eigenthümer der Sache geweien fey, aber nicht er, fondern der; 
Verpfänder war damald im Güterbuche als Eigenihlimer: einge: 
tragen und jener Beſitzer hatte fein Recht nicht gewahrt (S. 11 f): 
fo iſt das Pfandrecht vollkommen zu Recht befländig und kann 
gegen den Beſitzer und gegen jeden Dritten unbebingt geltend 
gemacht werben, Ebenſo iſt es auch mit befchränfenden Rechten. 
Dritter. Wenn 3. B. Jemand, welcher unter einer auflöfender 
Bedingung das Eigenthum einer Sache erworben hat, biefe 
Sache verpfändet, fpäter aber die Bedingung eintritt und dadurch 
dad Eigemhum des Verpfaͤnders rüdwärıs fo, als ob. es nie 
beftanden hätte, aufgelöst wird: fo bleibt doch das Pfandrecht 
an der Sache befteben und iſt auch gegen den Rüderwerber und 
feine Rechtsnachfolger verfolgbar, wenn der Verpfänder zur 
Zeit der Verpfändung ohne alle Beichränfung ald Eigenthümer 
im Güterbuche eingetragen war und ber NRüderwerber fein Recht 
nicht gehörig auf die im -S. 43 angegebene Weife gewahrt hatte °°, 

Aber diefe Grundſaͤtze gelten, was wohl zu beachten if, 

ec. blos gegen Solche, bie ihr Recht nit auf die 
unten angeführte Weife gewahrt haben. Diejenigen, 
welche ihr Recht. gehörig gemahrt haben, fowie ihre Rechtsnach⸗ 





20) Hiernach enthält der Art. 57 mit feinen Eonfequenzen eine bedentende 
Motification des Art. 8 des Pfandgefepes. Vrgl. auch Mayer 1.S. 378. 
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fotger koͤnnen nicht nur die auf dad Güterbuch gegründete: 
yfändung als ungültig angreifen, wenn fi) ergibt, daß fl 
feineswegs der im Güterbuche Eingetragene zur Zeit ber. 
pfändung die wahren Berechtigten waren, fondern (und dieß 
wie es fcheint, nicht gehörig beachtet) es gilt überhaupt 
gen fie gar feine auf das Güterbuch zu begründ 
Präſumtion =, Denn die ganze Regel des Art. 57 
wie ans Art. 65—69 und 74 f. und befondexs Art. 76 ud 
hervorgeht und wie auch durch die Motive zum Entwurfe 
Pfandgeſetzes und Durch die fländifhen Verhandlungen h 
wird, blos gegen nicht gewahrte Rechte und Anſp 
Hat daher Jemand feinen Anfprucd in der gehörigen Weif 
wahrt, behauptet er 3. B. Eigenthämer einer Sache zu ſeyn 
läßt dieß im Güter: oder Unterpfondsbuche vormerken: fo 
wenn ein Anderer im Guͤterbuche ale Eigenihümer une 
if, auf dieſen Eintrag im Güterbuche eine Vermuthung gegi 
Jenen nicht begründet werden. Wenn alfo auf den Nam 
des im Güterbuche als Eigentbümer. Eingetragenen eine Said 
verpfändet wird, mährend jener Dritte feinen Eigentbumsanfprm 
im ‚Güter oder Unterpfandsbuche vorher vormerken ließ ober d 
Befunde der Erwerbung feines Rechts der Pfandbehoͤrde eingehä 
digt hatte, und der Pfandgläubiger: will: fpdter gegen diefen Dri 
ten, der die Sache befißt, das Pfandrecht geltend machen: 
handelt ed fi Iediglidh von zwei gleichmäßig gewahrte 
Rechten, und ed muß daher in einem folchen Falle ber Gtäubig 
gegen den Befiger beweifen können, daß der Verpfänder zur 3 
der Berpfändung wirfiih Eigenthümer war, widrigenfalls 
mit-feiner Pfandflage abzumeifen if. Man kann um fo wenig 
annehinen, daf gegen Denjenigen, der fein Recht gehörig wahr: 
auf das Güterbuch eine Rechtsvermuthung gegründet werd 
“ könne, ald man ja fonft durch Verſtöße und ſelbſt Durch Unlaute 
felten: ‘des das Güterbuch führenden einzelnen Beamten auf 
Empfindlichfte in feinen Rechten zurüdgefegt und verlegt werd 
könnte, ohne irgend’ ein Mittel zu haben, fi Dageg« 


208) Viel zu allgemein und unrichtig iſt daher namentlich, was Wei 
haar Handbe $. 479 a. C. fagt. 
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uch get ſchu tzen. Eben die" Mittel, Sie und Hier das Gefeg gegen 
ergiht, Wien Nachtheil, den in unſren Rechtsvrerhältniſſen ein Eintrag 
jur zuͤr das Guͤterbuch und zufügen könnte, an die Hand gibt, find 
ern (mit unten ausgeführten Wahrungen, Würden aber nicht einmal 
t überfie gegen den Nachtheil in Beziehung auf bie Beweislaſt ſchützen: 
zu begrif wären fie ja in gar vielen Rällen. rein illuſoriſch. Ä 
des In 3. Noch eniſteht die Frage: wie verhält es fich, wenn die 
s A näiterpfandsbehdrbe ‘an der Nichtigfeit. des Eiatrags im Güter; 
m Enmiikhe zweifelt, aber‘ dennoch ohne völlige Hebung‘ dieſes Zwei⸗ 
ıdlunga As eine Unterpfandsbeſtellung auf den Grund bes Eintrags im 
e mb Aiterbuche d. d. auf den Mamen bes Eingetragenen vollzichh? 
rigen Kber zweite Abſatz des Art. 57: des‘ Pftemrgeſehes ſagt in dieſer 
che x meziehung. ET 
serm: 1 „Entfieie über die gtichigteit dieſes Eintrags irgend ein 
ur maBiweifel, fo kann vor defen / vouſandiger Hebung eine Verpfaͤn⸗ 
uthug dung nicht wor fich gebem.”: : J 
fin" Jedenfalls kommt es nach diefer Befimmung darnuf nicht an, 
um mdb gegen den Eintrag an. fich ein Zweifel erhoben werben könnte 
mind folite, ſondern blos Darauf, ob wirklich en Zweifel en ts 
ie john d, alſo bei der Pfandbehorde erhoben wurde, Wem du⸗ 
re der die Pfandbehoͤrde nach: den ihr zu Gebot fiebenden Nottzen 
piinf allen Grund gehabt haͤtte, die Nichtigkeit des Eintrags: in Zwei⸗ 
nd fel au ziehen, fie beachtete aber dieſe Motizen nicht und es ent⸗ 
‚oil fand ihr deßhalb kein Zweifel in der Sache: fo ift Bas .auf:ei« 
vi nen folchen Gintrag. gegründete. Pfandrecht an ſich gültig; nur 
er bleibt natürlich die Pfandbeborde dem dadurch :in: feinen Nechten 
id etwa Verletzten verantwortlich, und wenn fie. gewahrte Mechte 
* überſah: fo tritt das oben unter Nr, 2 Andgefährte ein. 
ir — Wie iſt eo aber/ wenn die Pfanbhebietre wirklich Zweifel 

x hatte, aber dennoch vor gänzlicher Hebung derſelben ein Yfand 
1 beelite ?- : Nach den -Tuoytun bus: Gefeged müßte man. glaus 
ben, es fey nun das .heftellte Pfand ſchon an fi durchaus uns 
gültig. Denn das Gefeg fagt, es Fönne in einem ſolchen Falle 
bie Berpfäsdung nicht vor ſich geben; mas aber rechtlich 
nicht moͤglich iR, muß, wenn: ed factiſch doch geſchieht, rechtiich 
wirkungslos ſeyn. 

Allein es iſt beim Pfandgeſete, wie ſchon oben bemerkt 


N 
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Berbältniffe zu den Artt. 65:und 74 eine beſondere Bedeutung, 
deren Grad umd Ausdehnung. freilich nicht wenig zweifelhaft if, 
und dieſe ift bier nun zunaͤchſt näper zu unierjuchen und ‚zu. bes 
flimmen. 

$. 4. Das Pfandgeſetz befhimant naͤhmlich im Art. #7 Fol⸗ 
gendes: „Ald Eigenthümer einer unbeweglichen Sache 
„gilt in Beziehung auf Berpfändung Derjenige, 
„welcher ale folder im Güterbuche eingetragen iſt.“ 

„Entſteht über die: Richtigkeit diefed Eintrags. irgend ein 
„Zweifel, fo kann vor deſſen vollſtääͤndiger Hebung ‚eine, Berpfän- 
dung nicht vor fidh gehen.“ 

Sp einfah und Har diefe Beſtimmungen auf- den erften 
Anblick zu ſeyn fcheinen: fo ergibt fich doch bei genauerer Er- 
wägung berfelben, daß fie mande Zweifel barbieten, wie fie 
auch wirktich ſchon vielfach mißverfianden worden find , und daß 
fie nur gar zu fehr, ſowohl an fidy ald befonders in ihrem Vers 
hältniffe zu anderen Beſtimmungen des Pfandgeſehes, der Aus⸗ 
legung bedürfen. Zunächſt iſt 

1. der Ausdruck Eigenthümer einer unbeweglichen 
Sade nicht im eigentlichen juriſtiſchen Sinne, zu nehmen, ſon⸗ 
dern in. einem weiteren Sinne; den das Pfandgefeg: überhaupt 
häufig mit dem Worte Eigentum verbindet. Im weiteften 
Sinne nähmli wird Eigenthum nicht felten. gleichbedeutend mit 
Recht überhaupt. genommen- und fo fpricht: dag Pfandgeſetz z. B. 
von Eigenthum an Forderungen, alfp an perfönlichen Rechten 


— — — 


„übergaben, Erbſchaften ꝛc. gar richte enthalten, ſondern auch weil man 
„nicht die geringſte Garantie habe, daß in denſelben auch nur diejenigen 
„Contracte, die nach dem Landrecht zum gerichtlichen Erkenntniß gebracht 
„werden ſollen, vollſtaͤndig eingetragen ſeyen, baß bie Regiſter über dieſe 
„Bücher weder genau noch vollftändig feyen und daß, wenn man bie Ges 
„meinderaͤthe an dieſe Bücher als die Grundlage der Unterpfandsbücher 
„verwelfen wollte, man ſich oft’der Gefahr ausfegen würde, Güter, bie ein 
„Schuldner Tängft‘ ſchon wieder veraͤußert hatte, doch noch als deſſen @igens 
„thum zu betrachten.“ Sie trug beßhaib darauf an, bie Güterbücher 
zu ber betreffenden Grundlage zu "machen, wobei fie aber allerdings auch 
diefe nur „eine ziemlich fichere Grundlage” nennt und zugibt, daß man 
auch bei dieſen Büchern keineswegs eine Garantie für ihre Fehlerlofigkeit 
habe. Der Antrag der Commiſſion ging dann in das Geſetz über. 
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(z. B. Art. 92); dann bezeichnet 68° auch einzelne Claſſen von 
Rechten durch Eigenthum und fo namentlih im Art. 57, wie 
auch in anderen Artifeln '8, Diefenigen Rechte, welche Gegenſtand 
eines Unterpfandes ſind, alſo das Ceigentlidhe) Eigenthum an 
Liegenſchaften und andere dingliche Rechte an Liegenfchaften, 
weiche in diefer Beziehung dem unbeweglichen Sachen gleichges 
flellt werden, wie das Zehntrecht , vingliche Rechte auf andere 
Orundgefälle, Nießbrauch an Grundeigenthum ꝛc. Hiernach 
entſcheidet der Eintrag in das Güterbuch nicht bios über daß 
(eigentliche) Eigenthum Deſſen, der eine Liegenſchaft verpfän⸗ 
den will, ſondern überhaupt über die Exiſtenz des Rechts Deſſen, 
der an einem zur Unterpfandsbeſtellung geeigneten Gegenſtande 
z. B. einem Nießbrauche, einem Orundzinfe 20. ein Unterpfand 
beſtellen will. 

2. Auf den erſten Anblick ſcheint der At, 57 in feinem ers 
fen Abfate zu fagen:’ wer al6 Beredhtigter im Güterbuche ein« 
getragen fft, der gilt unbedingt als Bereihtigter und nur 
auf feinen Namen fann ein Unterpfand' beftellt werben. Es 
ſcheint alſo in Beziehung ‚auf Verpfändung ganz allgemein eine 
Rechtsvermuthung für den im Güterbuche Eingetragenen feſtge⸗ 
ftellt zu werden, und wirklich haben aud) fchon Manche auf diefen 
Artifel die Behauptung gründen wollen, daß der im Güterbuche 
ald Berechtigter Eingerragene vom Beweiſe feines Rechts frei 
feg, weil nach jenem Artifel fein Necht vechtlich "vermuthet werde, 
fa ſogar, daß diefes Hecht vermöge einer: allen Gegenbeweis 
ausſchließenden Fiction als vorhanden anzunehmen ſey. Allein 
dieg ift nur in einer fehr befthränften Beziehung richtig. 

Abgeſehen davon, daß nach Art.57 der im Güterbuche Ein— 
getragenernur in Beziehung auf Verpfändung (von einer 
Ausdehnung durch das fpätere Rechts f. unten $. 47) als Eigen- 





18) Pf.G. Art. 3 vrgl. mit 5, 93, 84; Mayer. LG. 342 f., Bolleyi 
©. 223 f. Ueberhaupt iſt das Pfangefeh in feiner Terminologie gar zu Häufig 
unbefimmt; fo namentlich auch in Beztehung auf die Ausdrüde Befik und 
Befiger, die es oft in-ungeeigneter Weite für Necht und Berechtigter 
nimmt, z. B. Art. 39, 60, 86, fo daß man da, wo jene Ausdrücke gebraucht 
find, Im manchen Stellen ſehr zweifelhaft wird, ob ſie tim eigentlichen Sinne 
für wirflichen Befis oder im anomalen für Necht genommen find. 
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Ob überhaupt bei einem ſolchen Wiberfpiuche des Guter⸗ 
buchs mit. feinen Surrogaten auf‘ den Grund. ber Letzteren eine 
Berpfändung vorgenommen werben fann, davvn wirdl amten $.7 
näher die:Rebe feyn: Aber jedenfalls Tann es Teinen Zweifel 
leiden, ba die. befonberen:Borredhte, bie eineriauf das 
Güterbuch geftügten Verpfändung zufommen., bei’ einey auf’ bie 
Surrogate:- deffelben geflüsten dann für dieſe nicht eintreten 
können, wenn biefe Surrogate im Widerſpruche mit dem Güter: 
buche felbft fliehen, eben weil diefen Surrogaten wicht ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig dieſelbe Bedeutung beigelegt -ift, die ber rt. 57: dem Güter: 
buche beilegt, fie alfo: eine folge Bedeutung’ mur dadurch bekom⸗ 
men fönnen, daß Derjenige, weldher. nach. ihnen als der Berech⸗ 
tigte erfcheint, von Dem’ im Otterbuche Eingerragenen fein Recht 
ableitet. Auch fagt femme: Stelle: des ⸗Pfandgeſetzes von ben Sur⸗ 
rogaten des Güterbuches unbedingt Daſſelbe, was der: Art. 57 
vom Güterbishe ſagt. Dieß dentet auch ber Urt, 59 dadurch 
an, daß er blos verlangt; es follen jene: Urkunden verglichen 
werben, . Ergibt ſich bei diefer Vergleichung das Refultat, daß 
das Recht des im Güterbuche -Eingetragenen von Diejem inzwi⸗ 
fhen auf einen Anderen.übertragen wurde: fo ift ber Leßtere fo 
zu. behandeln, als ob er im Güterbuche ‚eingetragen wäre; ergibt 
fi) aber daraus (was freilich felten vorkommen wird, aber doch 
namentlich dann. onrfommen: fann, wenn ber frühere Eintrag im 
Güterbuche ein fehlerhäfter. war), daß ein Dritter von einem 
im Büterbude nicht: Eingeiragenen ein. Recht auf die Sadıe 
berleitet, ..3.die Sache gefauft ober geerbt haben foll: fo Tann 
doch diefer: Dritte in Beziehung. auf. Verpfäntaing nicht in der⸗ 
jelben Weife, wie ein im Güterbuche Eingetragener, ale Eigen⸗ 
thümer gelten, fo lange der Eintsag im Guterbuche beſteht und 
alfo einer ſolchen Folgerung; miderfizeitet.. Denn dad Vertrags⸗ 
buch und hie Inveniur=,'und: Theilungsacten fühnen in ber: Regel 
an und für ſich das Eigenthum einer Sache ‚gar: nicht! beweiſen, 
da aus denſelben blos hervorgeht, daß man von amsın. Dritten 
bie Sache gekauft, geerbt 2c. babe, nicht aber, daß dies 
fer Dritte Eigenthümer geweſeniſt, alfo nicht, daß 
man in Folge jenes Kaufes, jener Beerbung re. wirt 
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lich auch das Eigenthum der Sache erworben babe. 
Wenn nun aber . u .- iR 

4, die: Panbbehökbe: die: Ergebniffe Meer Sumögate ; des 
Güterhuches nicht beachtete oder die Surrogate nicht nachfah: und 
auf Den: Masmen eines. Anderen, z. B. des im Güterbuche Ein 
getragenen, ein:Interpfand:.beftellte :-. fo iſt eitte ſolche Unterpfands⸗ 
beſtelung zwar: an und für. ſich nicht ungültig; aber die echte 
Defien,: der aus jenen. Suxrogaten als Grwerber der Saihe er⸗ 
ſcheint und hätte erfehen werden: können, 3. B. die Sache ge: 
fauft, geerbt haben will, gelten dann wenigfiend als gewahrt in 
dem ©. 4156. entwidelten Sinne,.d.H. e8 Tommt'nan: darauf an, 
wer.der wirkliche Eigentbümer der. Sache zur Beit ver Berpfän- 
dung war, ob: den Verpfänder ober der. in -den Gurrsgaten Eins 
getragene, War der; Beutere, Eigenthümor der Sache: ſo iſt die 
Verpfaͤndung ganz ungüͤltig; iſt er in den Surrogaten mit einem bag 
Eigenthum beſchraͤnkenden dinglichen Rechte eingetragen und dieſes 
Recht begründet geweſen: ſo iſt die. Berpfätdung nurbefchräntt gültig. 

Alles dieß ‚ergibt: ſich aus dem Art, 67, welcher ſagt: „S o⸗ 
„weit in, den, Art. 58 und 69 bezeichneten, Falten die Stelle 
‚der Güterbücher durch andere öffentliche: in dem Haͤnden der 
„Unterpfandsbehörde befindliche: Urkunden vertveten wird; kann 
„28: dem Inhaber folder Rechte, deren Eintragung. nicht aus: 
„ſchließend dem Umerpfandsbuche vorbehalten iſt (Art. 180), kei⸗ 
„neu Nachtheil bringen, wenn bei einer Unterpfandsbeſtol⸗ 
Aung dieſe Rechte, ungeachtet fie" aus jenen Urkunden zu erſehen 
„geweſen ‚wären,. unberädfichtigt geblieben find.” 

‚Bei: Einen: vollen Beweis des in bemfelben. eingettagenen 
Verirass ‚gibt das, Vertrags buch (Kauf- oder Contractsbuch) 
nur dann, wenn der Vertrag in einer nach allgemeinen Grundſätzen 
beweiſenden Form eingetragen wurde (vrgl. auchmein Handbuch B. II 
F. 60 Nr. III). Davon geht auch das Pfandgeſetz ganz un: 
zweifelhaft aus. Denn, es wurde bei Der Pfandgeſetzgebung aus⸗ 
drücklich verabſchiedet, daß in das Vertragsbuch die Vertraͤge 
urfihrsftlich: cingetragen, ſomit von den Parthieen ſelbſt im 
Burhe: unterzeichnet: werden ſollem (mein Handb. Bi II $.:60), 
und das. Pfandgeſetz kann daher, ſo mei! ed das Vertragsbuch in 
irgend einer Beziehung als beweiſend behandelt, daſſelbe nur unter 
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dieſer Bomusfegung fo behandeln. Wo daher dieſe Voraus⸗ 
fegung nicht zuteifft (was beinahe überall der Fall feyn wird; 
f. mein Handb. B. H 6. 60 unter Nr. IE) und wo aud bad 
Vertragsbuch nicht einmal eine gehörig beglaubigte Abfchrift des 
Driginalvertrags enthält, da kann ihm Feine Beweiskraft zufom- 
men, fonbern diefe Beweistraft bat nur der Driginalvertrag, der 
in der Regel als Anlage beim Vertragsbuche aufbewahrt wird. 
Aber jedenfalls hat das Vertragsbuch die Bedeutung, daß bad 
Recht, welches in demſelben eingetragen ift, in bem oben S. 456 
entwidelten Sinne ald gewahrt gilt. 

6. Bon felbft verfteht es fi, daß, wenn in ben genannm 
ten Urfunden felbf fon ein Grund Hegt, anzunehmen, 
das zu verpfändende Recht ſey auf den Erwerber noch nicht 
wirklich übergegangen, auf jene Urkunden eine Berpfändung mich! 
gegründet werben faun. Denn wenn 3.3. aus den Theilungs⸗ 
asten fich ergibt, daß Jemanden von dem im Güterduche einge- 
tragenen Erblaſſer ein Gut unter einer Dedingung ver 
macht wurbe: fo Faun auf den Namen dieſes Vermächtnißneh⸗ 
. mens eine Berpfändung jenes Gutes fo lauge nicht vorgenommen 
werben, bis Die Bedingung wirklich eingetveren iſt, und. wird fie 
doch vorher vorgenommen: ſo it die Verpfaͤndung nichtig. ine 
Ausnahme macht blog der anomale, S.145 f. näher emtwislelte, Fall. 

?. Der Art. 59 fagt blos, es ſollen bie Raufbücher amd die 
Invennur⸗ und Theilungsarten „von dem neueflen Zeit⸗ 
ra ume“ verglichen werden. Diefe Befimmung erklaͤrt ſich zu⸗ 
nächſt dadurch, daß die zur Kenntniß der Behörde lommenden 
Voraͤnderungen in den rechtlichen Berhältniffen- an: Wegenfchaften 
nicht durchaus fofort, fondern zum Theile er nach beſtͤmmten 
Zeiträumen im Güterbuche eingetragen werden. Ohne Zweifel 
iſt daher unter dem neueſten Zeitraume mar: die Jeit von 
der legten durchgängigen und allgemeinen Richtig: 
ſtellung des Güterbuhd an zu verfieben. Allein hier entſtehen 
folgende Fragen: 

a. Nach der beſtehenden Vorſchriſt ſou dieſe allgemeine Nich⸗ 
tigſtellung jedenfalls je nach ver Größe der Gemeinde theils nad 
drei, theils nach ſechs Monaten, theils ſpaͤteſtens bis zum: SO. Ju⸗ 
nius jeden Jahres geſchehen (Mote 23). Allein dieſe Vorſchrift 
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wird nicht. immer eingehalten. Gewiß lann es aber nicht der 
Sinn des Gefeges feyn, blos jenen vorfchriftmäßigen: Zeitraum 
zu meinen, fonbern eben. überhaupt ben Zeitraum, der von der 
Zeit an verſtrich, in welcher zum legten Male die allge: 
meine KRichtigftellung. des Guͤterbuchs wirllic vorgenommen 
wurde. Be her 

b. Die Pfandbehoͤrde if verbunden, fene urtunden Bine 
aus dem eben genannten neueften Zeitraume zu vergleichen. : Sie 
ft alfo außer Verantwortung, wenn fie dieß getan: .bat, ein 
Dritter nach den Urkunden aus diefem Zeitraume nicht als Ber 
rechtigter erfcheint und fie beßpalb auf den Grund des Güter: 
buchs ein Unterpfand auf den. Namen bes in dieſem Eingetra 
genen beftellt, es ſich aber ſpaͤter zeigt, daß der Kintrag.ım 
Guͤterhuche ein, unrichtiger war; und nach dem Bertragäbuche: aus 
einem früheren Zeitraume, als dem von der letzten Richtig⸗ 
ſtellung des Güterbuchs an verfloſſenen, ein Drüter .ald Berech 
tigter erſcheint und dieſer wirklich auch der Berechtigte war: „Denn 
bie Pfandbehörde iſt in einem folchen Falle blos an das Gäter: 
buch gewiefen, da aus den Versragsbüthern und Inpenture und 
Theilungsarten des neueften Zeitraumes, die ſie allein zu 
vergleichen hatte, ſich nicht ein Dritter als berechtigt argabd. Auch iſt 
die Behörde dem Pfandgläubiger, der dadurch in feinen Rechten etwa 
verlegt wird, nicht verantworzlich. Wobhl aber kann der Pfand⸗ 
gläubiger in einem. ſolchen Falla um feine ganze Sicherheit Tom 
men, fein Pfandrecht ein gang ungültiges fepn. Aus dem Art. 68 
bes Pfandgefeges nämlich ergibt fi), daß das Recht. Desjenigen, 
welcher nach den Vertragsbüchern und Inventur⸗ und Theilungs- 
acten früherer Zeiträume eine Erwerbung gemacht hat, als 
gewahrt gilt (ini Sinne der Note 195 f. unten 8. 12 Nr. N): 
Wenn daher 3. B. in einem folgen Sale auf den Namen des 
im Güterbuche Eingetragenen ein Pfandrecht an der ‚Sade.;be- 
fiellt, aber Dabei ein im älteren Vertragsbuche eingetragenes ober 
aus Älteren Inventur: und Theilungsaeten ſich ergebendes Recht 
nicht beachtet wurde: fo tritt ganz das ©. 156 Ausgefühtte, ein. 

$. 6. Die Beachtung der angeführten Surrogate deg Gh- 
terbuches Vertragsbuch und Inventur⸗ und Theilungsacten aus 
dem neueſten Zeitraume) kann jedoch bei unſren beſte henden Ein⸗ 
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richtungen wicht genügen. Neue Erwerbungen, : welche in Folge 
eines zu. inſinnirenden Vertrags gefchehen, "werden nicht immer 
fofort nach der Infimuation und dem erfolgten gerichtlichen Er: 
fenntniffe in dus Vertragsbuch eingetragen; es kann fogar Mo⸗ 
nate lang anftehen, bis dieſer Eintrag gefihiehtz die Inventur⸗ 
und Theilungsacten aber find keineswegs eine vollſtaͤndige Ergänzung 
des Vertragsbuchs, d.h. fie geben nicht über alle übrige mögliche 
Erwerbungen und Beräußerungen dinglicher Rechte Auskunft; 
auch teten die Erwerbungen durch Heiratbögutsbeflellung, durch 
Antretung von Erbfchaften, durch Bermächmiſſe, Vermögengüber: 
gaben, Beränferungsverträge bei Erbtheilungen ꝛc. in der Regel 
lange vorher ein, ehe die beireffenden Inventur⸗ und Theilungs⸗ 
arten in die Hände der Unterpfandsbehörde kommen, ſelbſt auch 
ebe fie mur gefertigt werben. Deßhalb geflaitet der Art. 60 des 
Mandgefeges 2° eine Berpfändung auch auf andere Grundlagen, 
als das Guüterbuch (8. 4) und feine nächften Surrogate ($. 5). 
Es kam nämlich hiernach (ſ. Note 29) ein „neuer, im Gü⸗ 
„terbuche moch nicht laufender, Erwerbew eines verpfändbaren 
Rechts dieſes ‚Recht zu Unterpfand beſtellen: | 

a: wenn:die Erwerbung in Folge eines gerichtlich zu infinui- 
renden 9 Berttags geſchah, ſobald über den Vertrag obrigleitlich 
ertannt iſt, bder 

: b. wenn die Erwerbung nicht in Folge eines ſolchen Ver⸗ 
mags geſchah, fobald „Die Urkunde der Erwerbung in Urſchrift 
„oder in beglaubigter Abſchrift der Unterpfanbebehörbe eingehaͤn⸗ 
„ige worden ide 50, 





29), Diefer Art, 80 fagt: „Unter. dem Namen des neuen, im Güterbudhe 
„mach nicht laufenden Erwerbers eines Guis darf kein Unterpfand beſtellt 
„werden, ſo fange nicht über den Vertrag, wodurch bie Erwerbung gefchehen, 
„obrigteltt erfannt, ober ba, wo es eines Erkenntniſſes nicht bebarf, bie 
„Urkunde der Erwerbung, in Urſchrift oder in Beglaubigter Abſchrift, ber 
„Uhterpfanbetichärhe, eingehaͤndigt worden if . Durch ein gegen biefe Bor: 
„irheift beftelltes Unterpfand können, die Rechte bes bisherigen Befipers nicht 
„gefährdet werben.“ 
30) Dieß iſt in der Regel bei’ jedem Verirage der Fall, welcher Begrün: 
Ding, Veräüßerung oder Aufgebung eines dinglichen Rechts an einer Liegen⸗ 
ſchaft betrifft; mein: Handb. B. I S 303 fi ©: 487 f. 
34) Unter Urkunde der Erwerbung ift nicht blos eine folde Urkunde 
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Zur näheren Ertlärung und Veſtinmung biefer. Ausnahme 
iſt zu bemerken. 

4. Das Geſetz ſpricht bios on emem. neuen: Erwerber. 
Es ſetzt deßhalb voraus, daß das zu verpfänbende Recht von 
dem Verpfänder auf die Weife wirklich ſchon erworben 
worden ſey,welche zur Verpfändung befugt. Welche 
Weiſe dieß ſey, ſagt der Art. 6 des Pfanbgefetzes. Nach dieſem 
Arnkel Tann (mit einer Ausnahme S. 446) nur Derfenige bie 
Verpfaͤndung einer Liegenfchaft oder eines an eine fremde Lie« 
genfchaft gehenden dinglicyen Rechts vornehmen ‚ der zur Zeit _ 
ber Berpfänbung fchon jenes Eigenthum der Liegenſchaft 
oder dieſes andermeite dingliche Recht erworben hatte. Es ſetzt 
bader’ der. Art. 60, wenn feine Beſtimmung ‚anwendbar ſeyn Toll) 
voraud;, :baft:der Berpfänder zur Zeit der: Verpfaͤndung wirklich 
Eigenthümer (im weiteren Sinne ıbed Pfandgefeged S. Kö) ges 
weien : ſey. Erſt wenn er dieſes: wirklich war und dann das vor⸗ 
bin‘ unter a: oder. b-angeführte Erforderniß noch himzu kommt, 
kann die Verpfändung wor füh :geben.. Nur in bem oben S-143f. 
entwickelten Falle ift eine Berpfändung. much noch. vor, ber ich 
lichen Erwerbung des Eigenthums: zulaͤſſig. 

"2, Dabei entſteht aber die Frage: ſetzt der Art.;60 .zu’ feiner 
Ambenbbarfeit voraus, daß ber in bemfelhen:bezeichnete neue 
im Guterbuche noch nicht Laufende Erwerber. ein Sob 
cher ſeyn müfle,, der ſein Recht yon dem im Güterbuche Einge⸗ 
fagenen unmittelbar oder mittelbar herleitet — :Wenn.fih aus 
der Abergebenen Urkunde ergibt,.daß .er fein Recht von dam Ein: 
getragenen herleitet: fo: hat. die Sache: netürsich Teinen Anſtand; 
ed gilt dann von dem auf den Namen eines folchen neuen Er: 
werbers beſtellten Unterpfanbe durchaus Das, was von dem auf 
den Grund des Guͤrerbuchs beftellten Unterpfande gilt, alio das 
S. 456 f. Auggeführte. : Aber wie iſt ed, wenn. er: feine. Erwer⸗ 





zw verſtehen, durch weile die Erwerlumg wirklich vermittelt wird, wie em 
Teftamens, An, welchem das Grunpftüd-vgrmapbt, ger Der Berpfänder zum 
Erben eingefegt ift, fondern auch eine ſolche, welche überhaupt ein gültiges 
Beweisdocument feines ſchon früher erworbenen Rechts bildet, wie die Thei: 
Tungsacten ;' Snvenfare‘, die "Ausfertigung eines 'techtöfräftigen Urtheils, in 
weichenr er als Gigenthümer ‚mrerfannt if, u. drgl 


» 
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bung nicht von dem im Güterbuche Eingetragenen herleitet und die 
Pfanvbehörbe fi) überzeugt, daß der Eintrag im. @iterbuche 
ein unrichtiger iſt? Und wie iſt es, wenn die Pfanbbehörde die 
&rfordernifie des Art. 60 nicht beachtet und einen Solchen, ber 
bie Urkunde feiner Erwerbung ‚ihr noch gar nicht übergeben- hat 
oder Feine beizubringen vermag, ‘von dem fie aber vollkommen 
übergeugt ifl, daß er Eigenthümer des ‚Gutes fey, und der etwa 
auch das Gut befigt :und an deſſen Eigenthum in der Gemeinde 

nicht gezweifelt: wirb, als Verpfänder zuläßt und auf einen Nas 
men ein Unterpfand beflelt! : :.. : 

8. 7. Dieß führt auf die wichtige, aber. auch fehr zweifel⸗ 
hafte Frage, ob ein ſolches im Widerſpruche mit dem 
Eintrage im Güterbuche oder einim Widerfpruche 
mit den angeführten Forderungen des Art 6o beſtelltes 
Unterpfand nicht ſchon an und für ſich eben: dieſes Wider⸗ 
ſpruches wegen vollkommen ungültig iſt, und wenn dieß nicht 
der. Fall ſeyn ſollie, welche Wirkung ein ſolches Unterpfand bat. 

Das Pfandgeſetz würde dann: Conſequenz haben, wenn es 
ſich, da es einmal in den Artt. 56 und 57 dad: Quierbuch für 
die Grundlage des Unterpfandsbuchs erklärt, auf den Gruundſatz 
beſchraͤnkt haͤtte, daß ein Unterpfand nur beſtellt werden dürfe 
entweder auf den Namen des im Ginerbuche als Eigerthumer 
Eingetragenen oder auf den Namen eines neuen Erwerbers, wel⸗ 
cher von dem im Güterbuche Kingetragenen fein Recht 
ableitet, falls dieſes Recht erſichtlich iſt entweder aus Dem 
Vertragsbuche oder ben Invemur⸗ und Theüungsacten ober aus 
bem, den Erwerkungssertrag betreffenden, gerichtlichen. Erfennt- 
nie ‚oder ben der Pfandbehörde eingehaͤndigten Erwerbungsurs 
Tunden, und daß jedes auf.einezanbere Grundlage befiellte Un⸗ 
terpfand Schon an und für ſich nichtig ſey. Dei einer folden 
Beftimmung wären dann. die Ausnahmen, die ed von der Negel 
bed Art. 57 macht, nicht eigentlich Alterationen diefer Regel, fon- 
dern würben auf dag Güterbuch ale die Grundlage immer. wies 
der zurüdführen. "Allein bet diefer Conſequenz biieb das Pſand⸗ 
geſetz keineswegs. Zunaͤchſt Hält es 

1. nicht einmal an, den Erforderniſſen des Ark. 60 feſt. 
Nah der Faffung ber erſten Pexiode des Art. 60 (Note 29) 
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darf kein Unterpfand beſtellt werben unter dem Namen 
eines neuen im Güterbuche noch nicht laufenden Erwerbers, ta 
lange nicht über ben Eymerbungevertrag- gerichtlich erkannt: oder 
bie Ermwerbungsurfunde in Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift 
der Pfanphehörde eingebänbigt worden iſt. Hiernach folke man 
meinen, daß ein meuer. Erwerber, . der dieſe Bedingungen nicht 
erfüllt bat, gar nicht ‚verpfänden könne und. ein auf feinen 
Namen beftellted Unterpfande fchon -an und für ſich nichtig ſey. 
Allein der Aut. 60 fügt jener Beftimmung bie Worte bei: „Dur 
„ein gegen dieſe Vorſchriſt beftelltes Unterpfanb Fönnen die Rechte 
„des bisherigen, Beſitzers nicht gefährbet werben.” Hieraus er⸗ 
gibt ſich alſo ganz unkingbar, Daß ein gegen dieſe Vorſchriften 
beſtelltes Unterpfand doch gültig iftz nur kann es nicht zum 
Nachtheile der Rechte (z. B. der. etwa. vprbehaltenen Rechte} 
bes Veräußerers geltend gemacht werden. Freilich iR es ſehr 
zu mißbilligen, wenn ein Geſetz auf ſolche Weiſe ſich ausprädt, 
wenn es fagt, es dürfe. kein Pfand beſtellt werben, ſobald nicht 
gewiſſe Vorausſetzungen vorhanden ſeyen, und hinterber doch 
auch ohne dieſe Borauefegungen Die gültige Veſtelung des ass 
des zugibt. u en 

‚Natürlich gilt: aber. ‚in einem. ſolchen Safe das uniterpfand 
nue dann, wenn die allgemeine Bedingung ded Art.6 vorbanden 
if, d. h. weny erwiefen werden kann, daß ber Bernfünber zur 
Zeit ber Verpfaͤndung wirklich Eigenthümer ber Sache war, 
Veitst, er.in einem ſolchen alle fein Recht von ‚dem im Güter- 
huche ale Eigentbümer Eingetrageuen exweislich ber: fo müffen 
feinem Pfandglaubiger auch die Vortheile zu gut fommen, bie 
einem auf ben Grund bes Güterbuchs beſtellten Unterpfande vom 
Geſetze beigelegt find. , Wenn daher 3.3. der A: im Güterbuche 
als Eigentbümer eines Gutes eingetragen if, en daſſelbe an B 
verkauft und biefem fofort übergibt, der Bertrag aber nicht ges 
richtlich infinwirt wird und nun nach einiger Zeit ber B bad Gut 
yerpfänben will und, die Pfandbehörde an der Berpfänbung kei⸗ 
nen Anſtand nimmt, weil jener Berfauf notoriſch, der B ihr 
fomit als Eigenthümer befannt ift: fo gilt in einem ſolchen (Falle 
das Unterpfand und zwar mit den oben &. 156 ausgeführten 
näheren Beſtimmungen; nur fann es zum Nachtheile von etwa 
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. vorbehaftenen' Rechten des Verdußrrers nicht geltend gemacht 
werden 9, 

2. Wie iſt es aber su halten, wenn In ſolchen Faͤllen oder 
tberhaup. der Verpfänder fein Recht an der Sache, die er ver⸗ 
pfaͤnden will, nicht von dem im Güterbuche Eingetragenen her⸗ 
leitet, alfo die Pfandbehörde den Eintrag fm Güterbuche ganz 
überfieht, oder fie ihn zwär beachtet, aber Zweifel gegen feine 
Richtigkeit. hat (Art. 573 und ſich am Ende’ überzeugt, daß nicht 
dem Eingetragenen bie Sache gehört, fondern einem ‘Dritten, 
und nun auf. deſſen Namen und. Verlangen das Unterpſand be- 
ſtellt? Iſt ein ſolches Unterpfand ſchon an:fih nichtig? " 
Daß es nichtig fey, Scheint Mayer 15.338 f; zu behaup- 
ten, aber freilich mit einer Befchränfung, von der ſchon Bolley 
bemerkt, daß fie nach Drayer’s Präamifenfich nicht rechtferti⸗ 
gen Yaffen würde. Auch feheint Mayer'in anderen ‚Stellen 
(namentlich J S. 332 f., II S. 155 f.) dem Eintrage in das 
Guüterbuch den Fall, wenn der Verpfaͤnder die Urkunde feiner 
Erwerbung der Wfandbehörde übergeben hat, ohne Rüdficht, ob 
er fein Recht von dem im Güterbuche Eingetragenen ableitet ober 
nicht, fo völlig gleichzuſtellen (was Derfelde B. II S. 466 unter III 
ſagt, weiß ich übrigens mit dieſen Prämiffen nicht zu vereinigen), 
dag am ‘Ende feine Anſicht von der Bolley’s fih im Wefent- 
lichen nicht zu unterfeheiden Scheint. Bolley:I S.240f. näm⸗ 
lich behauptet, daß das Pfand Teineswege an ſich nichtig fey, 
und: mit ihm fcheint übereinzuftimmen Reyſcher Württemb. 
Drivatr: S. 311 Note 2, Sehr ſchwankend und unbeftimmt, fo 
bag ein ſicheres Reſultat über’ feine Anficht ‚nicht zu entnehmen 
if, aͤußert ſich über die Frage Welshaar Handb. II S. 481. 
Auf ben erſten Anblick ſcheint die Frage verneint werben zu 
müſſen. Denn nach dem Art. 57 des Pfandgeſetzes gilt in 
Beziehung auf Berpfändung als. Eigenthümer einer Liegenfchaft 
Der, welcher als Solcher im Güterbuche eingetragen if. Hier- 
nach: follte man meinen, daß jeder Anbere, der nicht von Diefem 
fein Recht ‚ableitet, in Beziehung: auf Verpfändung nicht als 





32) Vrgl. auch Bolley 18.29." 
DE Br u : — 
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Eigenhumer gelte, ‚fomit, da num ein Eigenthumer verpfämben 
kann, gar Fein giclziges Unterpfand beRellen Köune, follte er auch 
iu der. That der Eigenthümer ſeyn, eben weil in Beziehung auf 
Verpfaͤndung nic. der im Guͤterbuche Eingetragene: als Eigan⸗ 
Hhämer; güt. Gegen: ein: ſolches Reſuliat würbe-man quch Das 
nicht sinwenden können, was: Bolley 1. 24% einwendet, wenn 
er: fagt, daß man hahei: „gu: dem auffallemben-Krgebniffe kommen 
indes ber: formelle (Cfingirte): Gigentblimer,, di .b. Derjenige, 
„weicher ale: Seiler im Gluterbuche angegahen Mt, Dazf. ein 
„Bet micht verpfaͤnden, weilses ſich zeigt, daß er nicht wir 
„ler Eigent hümer iſt. Aber auch der anerkaunt materielle 
„Eigenthümer :darfien: nicht: thun, weil er im. Quterbuche nicht 
„eingetragen iſt. Mithin iſt ein ſolches Gut, rürilſichtlich deſſen 
„eine: Unrichtigkeit ini Güterbuche ſich zeigt, ganz unverpfaͤndbar!“ 
Denn eswäre wicht. auffallend, wenn, das Geſetz beflimmen 
würde die Pfandbehörde ſolle auf den Ramen vdes Eingetrage⸗ 
nen keine Berpfaͤndung vornehmen, febnid fie.anzunehmen Ur⸗ 
ſache hät, der Eintrag ſey unrichtig; ſie dürfe aber auch auf den 
Namen: des’, Nichteingetragenen, ber nicht: vom Eingetragenen 
fein: Recht ableitet, eine Berpfänbung nicht vernehmen, eben weil 
er nicht Eingetragen ſey; in einem foschen Kalle: müßte eben bie 
Berpfändunp: ſonlange im Anftande bleiben, bis der Eintrag im 
Güterbudye: reötifleirt.ifl,. Wirklich wäre auch. eine ſolche Beſtim⸗ 
mung legiolativ vorzuziohen und Die einfachere und conſequentere, 
wenn man einmal dem -Wüterbuche eine: beſondere Bedentung 
bei der Unterpfandsbeſtellung beitegen will. - | 

Allein nach unfrem' Geſetze wird doch wobl ‚angenommen 
werbem: maffen,' daß eine Timterpfanbabeftellung am fich -zuläffig 
if, wennifie: auch: im: Widerſpruche mit bem @intzage, im Güter: 
buche vosgenommeirswurde: ° 1: E 

Iſt maͤmlich: die Ausführung‘ ©. Ab6ıf. nichtigz fa. zut er 
im: Gäterhache: aldı Eigenchämen Eingeéragene nicht unbebingt 
gegen jeden Drittenals Eigenthümer; er gilt wielmehr unbedingt 
als Eigenthümer. nur "gegenüber von Solchen, welde 
ihre Rechte nicht gewahrt haben, Teineswegs aber gegen- 
über von Solchen, welche fie gewahrt hatten. . Hat daher ber 
im Giterbude nicht Eingetragene, welcher Eigenthümer ber 


174 Siebente Erött. Bedeutung ver Gintraͤge in die Gerichtobuchet. 


Sache zu ſeyn behauptet, fein Recht gewahrt, z. B. die Erwer⸗ 
bungsurkande ‚ver Pfandbehörbe bergeben ober fein Recht im 
Güterbuche ober Pfandbuche vormerken laſſen: fo Tommt-es In 
feinem Verhätiniffe zu dem Eingetragenen lediglich darauf at, 
welcher von ihmen ber wahre Berechtigte: ift (S. 156). Es mıf 
deßhalb, wenn ſich die Pfandbehoͤrde davon überzeugt, daß 
Derjenige, welcher fen Recht gewahn hatte, wirklich ver währe 
Betechtigte ſey, eine Umerpfandsbeſtellung auf. deſſen Namen 
an ſich eben’fo zuläffig ſeyn, als eine Unterpfandsbeſtellung auf 
den Namen des Im Guiterbuche Cingetragenen; fie Tamm wicht 
blos und allein deßhalb, weil der Verpfaͤnder nicht im Säle 
buche eingetragen. ift, fchon an. ſich ungäktig ſeyn 3 

Freilich it es möglich, daB: die Mandbehörde ſich täuſchie, 
daft ‘fie den Eintrag im Güterbuche mit Unrecht für unrictig 
und den Dritten, ber ſein angebliches. Recht: gewahrt hatte, mit 
Unrecht für den &igenthämer hielt. Da einem folden Fate 
winde dann allerdings Das anf den Mamen: des Dritien beflelle 
Unterpfand nichtig feyn, aber nis, weil es im Wider 
fpruhe mit dem Eintrage iur Güterbuche beſtellt 
wurde, ſondern weil ver Berpfärder nidt-Kigen 
tbümer der Sache wer. Beſſer wird in feichen Fällen bie 
Pfandbehorde immerhin daran thun, kein Unterpfanb zu be⸗ 
ſtellen, bis der Eintrag im Güterbuche geaͤndert ift odet bis we 
nigſtens der Streit ber das Eigemhum rechtskraͤftig entfchie den if. 
Mach dieſer Ausführung würden die Arit. 56-60 bed Pfand⸗ 
geſetzes zunähft als Vorſchrift für die Pfandbehörde 
beir Sinn haben: Die Pfanbbehöude. bat ſich bei ihrer Berant- 
worilichkeit harten. mögtidyfr Gewihheu zu verſchaffen, daß ber 
Verpfänder zur Zeit ber beabſichtiggen Verpfändung wirklich Ei: 
genthümer der betreffenden Sache ſey.Hierbei hat ſie zunächſt 
und haupiſächlich das Güterbuch aub'defien Surrogate zu beachten 
und kann dann auf biefe Quellon has, wen ſich dabes keim Zwei⸗ 
fet ergibt, unbtdenklich bie Verpfaͤndung vornehmen 5: ergibt ſich 
aber ein Zweifel> fo hat fie dieſen meiter zu verfolgen und übes; 





" 33) Für die Zuläffigkeit der Unterpfandsbeſtellung in folchen Faͤllen iR 
auch entſchieden ſchon Die Hauptinſtructivn 5-24, ©. auch Bolley I & 2142. 
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zengt ſie ſich dabei, daß nicht der im Gulerbuche ober; in deffen 
Surrogaten Eingetragene, ſondern ein dritter Nichteingetragener 
der wahre Berechtigte, feys ſo Tann fie, wenn dieſer Dritte ver⸗ 
pfaͤnden will; "auf. deſſen Namen das Unterpfand beftellenz fie 
muß aber, wennaſer vor Venantwortlichkeit geſichert ſeyn will, 
ben Pfandglaͤubiget non. dem entgegengeſetzaen Eintrage im Gü⸗ 
terbuche in Kenntniß ſetzen und. folk: jedenfalls nicht eher ver⸗ 
pfuͤnden, als bis den Dritte bie. Urkinde feiner Erwerbung in 
ihre Hände gebracht 'hat.: Aber jauch wenn das Letztere nicht der 
Fall if, gilt gwar: das Pfandrecht an ſich (vorausgeſetzt, daß ber 
Verpfaͤnder Eigenthůmer der Sache iſt); nur Tann es: nicht zum 
VNachthetle der 'etwiigen Rechte Deſſen, der: an ven Vespfänder 
hie Fache veraͤußert hatte, '. gelteud gemacht werden (Pfandgef. 
Arn ma: E.). Auch .minpteidäs:Necht des Verpfaͤnders ‚jeden. 
falls gewahrt. gewefen, (Note 19) feynz denn ein Eigenthünen, 
der. ſein Sdedhys gar. micht gewahrt: hat, gilt, wenn ein Anderer 
im Güterbuche:als Eigentblimen: eingetragen: ift,. in 
Bertehung: af Panbserhisverhäktniffe gar nicht nie berechtigt, 
a gar nicht exiſtirend. 

„Aber, moͤchte man einwenden, dadurch gerliehrt der Einnag 
—* „Gmerbuch "und ben Aut. 57 des Pfandgeſetzes alle Be⸗ 
deutung, wenn/ eben fo gut auf den Namew eines Nichteinger 
tragene falle Diefer. mur ſein Recht gewahrt hat, ein Unterpfand 
gůͤltig Ibefleiil werben kann, als auf ben Neuen des Engera⸗ 
geben; Allen dem / iſt bach nicht ſo. J 

GBwar nach der Darfiellung von:Boliey 1 ©. 247 n Cork 
Denfehten audl1.8,1305:Nr. 4 u. ©: 348), ſchtiut dieß aller» 
bings.forgu:feym.: BOolley behandelt ein von einem Nichtein⸗ 
gerfügänwen beſtelltes Untrrpfand, wenn er. mir die: Urkunde der 
Erwerbung feines Nechts der Pfunbbehörbe übergeben: hatte (noch 
weherhfgeint ‘cr S. 308 und; 348° zu geben) ‚ "gang wid ein mem 
dem dm! Oxirerbuche' Eingetragenen beſtelltes Unterpfand. Allein 
abgeſehen dasvn; daß wenn dieſes richtig wäre, auch. jede an⸗ 
dere zulaͤſſige Wahrung des Rechts, z. B. auch die Vormexkung 
des Rechts im Pfand⸗ oder Güterbuche, nicht blos ‚die durch 
Uebergäbe der Erwerbungsurkunde geſchehene, die gleiche Wir⸗ 
kung Haben müßie,ja daß Bolley, wenn er feine Anfiht auf 
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Art: 60: des Pfandgeſetzes ſtützt, das Gleiche überhaupt bei je- 
dem Berpfänder gelten’ lafien mäßte (ſ. Note 34), er fomit auf 
das ©. 131 derührte Nefultat kommen würbe: fo wird nirgends 
im Pfandgefege der Uebergabe der Erwerbungsurfunde an und 
für. ſich allein dieſelbe Wirkung , wie, dem Eintrage in das 
- Güterbuch zugeſchrieben (wenn nicht aus der Urkunde hervorgeht, 
daß der Uebergebende ‚fein Recht von: dem im: Guterbuche Ein⸗ 
getragenen herleitet). Es müßte nadi:der Antitht Bolleyv der 
Art. 57 bes Pfandgeſetzes To lauten: „Als Sigenthümer "gilt 
nicht blos der im : Qüterbucde Eingetragene: und‘. Derjenige, 
welcher von Demfelben fein Recht ableitet: tiirt:.59, 60), ſon⸗ 
dern auch Derjenige, weldher.dier-Mrktunbe:der'@t: 
werbung feines Rechts der Pfanvubehörde übergeben 
bat, ſollte er auch von dem im Güterbuche Eingetragenen 
ſein Recht nicht ableiten.”' Allein ſokaͤnn man den Art: 57, 
felbft unter Bezagnahme auf Art: 60, nicht auslegen ; auch: müßte 
nach jener Auficht Das wohl. etwas mobifieiutiwerben, was :B ol» 
ley 1 S. 246 ſagt. Und wie fall es ſeyn, menn etwa Die über: 
gebene Erwerbungsurfunde unächt oder gefälfcht ift uber aus ihr 
gar nicht zu entnehmen it, ob Dexienige, von welchem ber Ueber⸗ 
gebenbe fein Recht ableitet, irgend ein’ Recht an deri:Sache: hat 
G. B. B it m: Güterbuche als :Eigenthümer ; eines. Guted eins 
getragen, O aber:bringt:emen Kaufbrief bei, nach toeichem er 
dieſes Gut vom dem X:. erfaufte); und::anf dieſe Urkenbe hin win 
Unterpfand beftellt wird und: ber Gläubiger. im guten. Glauben 
wer? Sol. muR einer. folden Urkunde. ganz diefeibe Wirkung 
zukommen, wie einem Eintrage in. das Guͤterbuch? Würde man 
dieß bejahen, würde man alfo ‚behaupten, Daß bier Iunbebingt die 
Astt: 65 f. und 74 des Pfandgeſetzes anwendbar feyen, bad fomit 
ein auf eine ſolche Ukunde hin beſtelltes Unterpfanb ‚gegen ben 
wahren Eigenthümer der Sache, der weder im Guͤterlniche ein⸗ 
getragen iſt noch fein entgegenſtehendes Mechtgewahrt hat, un⸗ 
bedingt gültig und. verfolgbar ſey: fa: müßte. man; voch weites 
geben, als es Bolley thut, d. b. jedes: Umterpfand, das in 
Folge eines Erfenntnifjed der Behörde: beftellt iſt, aufwelcher 
Grundlage auch die Behörde ſich nom :Rechte des Berpfäns 
beps ͤberzeugt ‚haben ‚mochte, unbebingt für gültig. erfiären- gegen 
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Jeden, der fein Recht nicht gewahrt hat: Allein, wie ſchon oben 
bemerft wurde, bei diefer Anfiht wäre dann Die Befimmung des 
Art. 57 gar nicht zu erklaͤren; es wäre dann gar nicht einzufehen, 
welche befondere Bedeutung das Güterbuch haben. follte, und 
doch will offenbar unfer Geſetz dem Guterbuche eine beſondere 
Bedeutung beilegen. 

Hiernach weiß ich die Sache nicht anders zu seftären, ala 
auf folgende Weiſe: 

a. Wenn Derjenige ein Unterpfand beſtellt, welcher. zur Zeit 
ber Berpfändung im Güterbuche ald Cigenthümer eingetragen 
it (Pfandgeſ. Art. 57) oder von dem Eingetragenen fein Recht 
ableitet (Pfandgef. Art. 59, 60): fo gilt das Unterpfand ganz 
unbebingt gegen Jeden, der fein Recht nicht gewahrt hat, 
follte auch fpäter erwiefen werden, daß der Eingetragene gar 
nicht Gigenthümer der Sade war, 
bh. Wird aber ein Unterpfand befteikt von: Demfenigen, ber 
im Güterbuche nicht als Eigenthümer eingetragen ft nöch von 
dem' Eingetragenen fein Recht ableitet, fondern nur auf andere 
Weife fein angeblihes Necht gewahrt bat: fo ‚gilt das Unter- 

Pfand nur dann, wenn er wirflid Eigenthümer zur Zeit 
ber Pfandbeſtellung war. Iſt daher ein Dritter der wahre Ei⸗ 
genthümer: fo gilt dad Unterpfand nichts, follte auch der Dritte 
fein Recht nicht gewahrt haben. Zwar foll nad Art. 65 des 
Pfandgeſetzes, wer ein Unterpfand erwirbt, gegen alle Rechte 
gefichert feyn, welche zur Zeit der Erwerbung nicht gewahrt ge- 
weien find. Allein diefer Artikel: fett ja voraus, daß der Gläu- 
biger das Unterpfand: erworben. habe; zur Ermwerbung bes 
Umerpfandes aber gehört nad) Art. 5 und 6, daß der Verpfaͤn⸗ 
der zur Zeit der Verpfändung Eigenthümer geweſen if, und eine 
unbedingte Vermuthung des Eigenthums gegen jeden Dritten, 
ber fein Recht nicht wahrte, ſetzt das Pfandgefeg blos für 
den im Güterbuche eingetragenen Berpfänder fehl, 
nicht aber auch für andere Verpfaͤnder. Wird deßhalb auf den 
Namen eines Anderen die Sache verpfändet: ‚fo hängt die Gül- 
tigfeit des Pfandrechts ganz davon ab, ob er wirklich Eigenthü- 
mer gewefen ifl. Iſt er dieſes gewefen: fo gelten dann aller- 
dings im Uebrigen die Artt. 65 u. 74, d. h. der Vfamglandiger 

Waͤchter, Erörterungen. I. 


- 
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iſt dann gegen alle Rechte und Anſprüche Dritter, die fonft dem 
Yfandrechte Eintrag thun könnten, gefhübt, wenn fie nicht ge⸗ 
wahrt find, z. B. wenn der wahre, aber widerrufliche, Eigen⸗ 
thümer verpfändet und vas Recht bes Dritten, an den unter 
gensiffen .Umfländen das Eigenthum ber Sache zurüdfallen foll, 
nicht gewahrt ift: fo bleibt das Pfandrecht gültig, wenn aud 
der Rückfall eintritt . 


34) Daß’ diefes Refultat ganz zweifellos fen, will ich Teineswegs behanp- 
ten, wie überhaupt beim Pfandgelege, wenn man genauer auf daſſelbe ein- 
geht, gar viele Zweifel fich ergeben. Möglicherweiſe laͤßt das Pfantgefek 
in der fraglichen Beziehung drei Deutungen zw: 1. die im Texte Ausge⸗ 
führte, 2. die Deutung: nur der im Güterbuche Cingetragene und wer yon 
ihm fein Recht ableitet iſt zu einer Verpfändung befugt; jede andere 
Berpfändung if fhon an ſich null und nichtig, alfo au, wenn 
der wahre aber nicht eingetragene &igenthirmer verpfändet, mag er fein 
Recht gewahrt Haben oder nicht. Allein gegen biefe Deutung fpricht das 
©.. 171 f. Ausgefühtte. 3. -Die dritte möglidre Deutung iſt die ©. 151, 
176 angeveutete Anfiht, Allein mit biefer Anficht weiß ich den Art. 37 
‚nicht zu vereinigen; denn nad ihr hätte dann das Güterbuch gar Feine 
befondere Bedeutung. Daß aber das Güterbuch eine ganz befonbere 
Bedeutung haben: jollte, geht aus der &. 158 angef. Stelle der Motive, aus 
den fländifchen Verhandlungen, mis bem Pfandgefege felbit und auch noch 
befonders aus, dem leidigen Art. 15 des Pfandentmiclungsneiehes hervor. 
Namentlich ergibt fih aus diefem Art. 15 wohl ganz unläugbar, daß eine 
bloße übergebene Grwerbungsurfunde nicht biefelbe Bedeutung haben kann, 
wie der @intrag im Güterbuche; denn fonft würde in jenem Art. 15 au 
noch auf den Art. 66 bes Pfundgefeges verwieſen worden feyn. Auch Tann 
die von Bolley behauptete Wirkſamkeit ver Mebergabe der Erwerbungs⸗ 
urkunde fon um deßwillen nieht auf den Art. 60 des Pfandgefches geſtüttzt 
werden, weil. ja dieſer Artifel in feinem Schlußfage auch eine Berpfänduug 
zuläßt, wenn bie Urkunde gar nit übergeben iſt, und (abgejehen ven ven 
Rechten des Beräußerers) dieſen Ball im Mebrigen eben fo behandelt, wie 
den Fall, wenn die Urkunde übergeben war. 

Uebrigens follten folche Zweifel möglihft bald burch die Geſetzgebung 
entſchieden werben. Die befte Gelegenheit hiezu würde die bevorſtehende Be⸗ 
rathung. der bei den Ständen eingebrachten Entwürfe eines Geſetzes über 
die Anwendung des allgemeinen Pfandgefepes auf exemte Güter und eines 
Zuſatzgeſetzes zum Pfandgefebe barbieten, und es wäre in ber That dringender, 
ſolche zweifelhafte Kragen unfrer Pfandbgefeßgebuitg zu entfheiden, als ſich 
auf die antergeouimeteren zu beſchränken, mit welchen der letztere Entwurf füch 
befrhäftigt. Will man bei einer ſolchen legialativen Entſcheldeng an den Bes 
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3. Wie ift e8, wenn der im Guͤterbuche Eingeragene, wel⸗ 
ber eine Sache verpfändet, nicht Eigenthimer war, fpäter 
aber, nad der Berpfänbung, "das Eigentgum e r⸗ 
wirbt? 

Durch eine ſolche ſpätere Eigenthumserwerbung ſoll nach 
Bolley IE S. 1447 das Unterpfand erhalten ‚werben. Allein 
man wird bier wieder unterfcheiden müffen. Hatte zur Zeit jener 
Berpfändung der wahre Eigentbiimer fein Recht nicht gewahrt 
gehabt: fo gilt das Unterpfand unbedingt, mag ber Werpfänder 
das Eigenthum erwerben oder nidt (S. 177 Kit. a). Hatte er 
aber fein Eigenthum zur Zeit der Verpfändung gewahrt gehabt, 








fümmungen ber Artt. 65 f. und 74 des Pfandgeſ. feRhalten, was wohl ohne 
Zweifel gefchehen würde, obwohl dieß manche Bedenken hätte (oben ©. 150): 
fo follte man wenigſtens den S. 152 f. bezeichneten Weg einfchlagen d. 5. 
anf das Güterbuch gar’ keine beſondere Präfumtion gründen, 
ſondern dieſe Präfumtion an die Unterpfundsbeftellung näpfen, alfa 
ven Grundſatz aufſtellen, daß jedes von-der Pfandbehörde in Folge 
ihres collegialiſchen Beſchluſſes in das Pfandbuch eingetra— 
gene Unterpfand, ſoweit es ſich von der Frage handelt, ob und 
wie weit der Verpfänder Eigenthümer ber zu verpfaͤndenden 
Sade war, in feiner Weife angefochten werben Töne, aufer 
auf den Grund eines Rechts, das vor der Berpfändung gehärig 
gewahrt wurde Als gehörige Wahrung aber follte man blos gelten 
laſſen eine in das Güter: oder Pfandbuch wirklich eingetragene Vor⸗ 
merfung des Rechts, fo daß jeder Pfaupgläubiger von der Wahrung Kennt: 
niß fich verſchaffen kann. Würde man diefe Orundfäße annehmen: fo würde 
man auch über eine mit der Kammer der Stanvesheren entitandene Diffe- 
renz wegen Errichtung von Büterbüchern über die exemten Güted hinmeg- 
fommen. Der Zwang zu: fofortiger Errihtung.. umfaſſender vollfändiger 
Güterbücher über exemfe Befigungen wärbe dann „nicht, mehr nothwendig 
feyn; denn es würde eben jede Berpfändung auf bie, Gefahr des dritten 
Berechtigten gefchehen, wenn er fein Recht nicht im Güter: oder Pfandbuche 
hätte vormerken laffen, alfo zu felnem Nachtheile gültig fegn, wenn er 
fih, was ja von ihm abhängt, nicht gehörig worgefehen hätte. — Das was 
die zur Begntadytung des oben angef. Entwurfes niedergeſezte Commiffion 
ber Kammer ber Abgeordneten in den Verhandlungen der Lepteren von 
1841—43 I Beil.H. Abth. 3 S. 636, 637 für die Wichtigkeit und Noth⸗ 
wendigfeit der Errichtung von Güterbüchern anführt, ſehe ich nicht recht ein. 
Denn die Gefahren, vor welchen dort die Rede ift, beſtehen ja nad unf 
rer Pfandgeſetzgebung and ba, wo Guͤterbucher errichtet 
find. , 
42 * 
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was würde dann bie Wahrung bedeuten, wenn das von bem 
Unberechtigten beſtellte Unterpfand dennoch gültig wäre? In einem 
ſolchen Falle ift dad Unterpfand ungültig beftellt (denn ber 
im Güterbuche Eingetragene gilt nur ald Eigenthümer, wenn 
Das. entgegengefette Recht nicht gewahrt if) und kann fomit nad) 
Art. 6 auch durch ſpätere Ereigniffe niht gültig werden. 
Auch würden aus dem entgegengefegten Grundfage gerade leicht 
ähnliche Berwidiungen entfehen, wie fie Bolley I ©. 279 wit 
Recht rügt. Man nehme 3.2. den Fall: der A wird im Jahre 
4835 im Güterbudye ald Eigentbümer eines Gutes eingetragen, 
der Eintrag beruht aber auf einem reinen Verſehen; denn fein 
Bruder B ift eigentlich Eigenthümer und hatte fhon im Jahre 1834 
die Urfunde feiner Eigenthumserwerbung der Behörde übergeben, 
von der fie aber fpäter nicht beachtet wurde. A verpfändet im 
“jahre 1835 das Gut an X. Im Jahre 1836 wird jenes Ver⸗ 
ſehen entdeckt, das Gut auf B umgefihrieben und B verpfänbet 
nun im Sahre 1836 daſſelbe Gut an den Z. Im Sabre 41837 
erbt A das Gut von B und wird fomit nun erft Eigenthümer 
des Buted. Nach Bolley wären beide Pfandrechte gültig, das 
bes Z, weil ed von dem im Güterbuche eingetragenen wirklichen 
Eigenthümer beftellt wurbe, und das des X, weil fein im Gü⸗ 
terbuche eingetragen geweſener Verpfänder wenigftens foäter das 
Eigentum an der Sade erwarb. Aber offenbar fönnte das 
letztere Pfandrecht, obwohl es das frühere ift, nicht zum Nach— 
theile des von B dem Z beftellten wirken, indem Z fein Pfand- 
recht vom wahren, im Güterbuche eingetragenen, Eigenthümer 
zu einer Zeit erwarb, in welcher der VBerpfänder 
des X nodh gar nicht Eigenthümer der Sadhe gewes 
fen war; es würde alfo hier dag jüngere Pfandrecht des Z 
bem älteren Pfandrechte des X vorgehen, wag aber mit dem 
Art. 96 des Pfandgeleges nicht vereinbar feyn würde. Viel⸗ 
mehr ift in einem ſolchen Falle das Pfandrecht des X ungül- 
tig, weil es von einem Nichteigenthümer beflellt wurde; denn 
der Umftand, daß diefer Nichteigenthümer im Güterbudhe einge 
tragen war, kann hier nicht entfcheiden, da es ſich hier von einer 
Colliſion Deffelhen mit einem Solchen handelt, der fein Recht 
zur Zeit jener Berpfändung gewahrt hatte. 
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5. 8. Wie iſt es aber in dem Falle; wenn zwar Güter⸗ 
bücher beftehen, aber in Beziehung auf das in Yrage ſtehende 
Gut gar Niemand im Güterbuche ald Beredhrigter eingetragen iſt? 

In dieſem Falle — der’ freilich felten vorfommen: wird, bes 
fondere weil das Güterbuch aud) zum Steuerbuche dient und 
man bei der Steuer nicht leicht ein Gut übergeht — hät die 
Pfandbehörde natürlich vor Allem zu unterfuchen, ob der Befiger 
des Gutes, welcher daflelbe verpfänden will, Eigenthümer ift, 
und wenn fie ſich davon, auf welche Grundlage bin: es auch fey, 
überzeugt, auf feinen Namen das Unterpfand zu beftellen. Selbft 
wenn er feinen befonderen Beweis feines Eigenthums führen 
könnte, Tann fie doch ihn als Verpfänder gelten laffen, weil für 
ihn als Befiger die Vermuthung des Eigenthums fpricht 35. 

Aber welche Wirkung hat ein fo beflelltes Unterpfand in 
Beziehung auf Art. 65 f. und 74 f. des Pfandgefenes? Es ift 
dieß im Grunde ganz diefelbe Frage, wie bie oben &.172f. ent: 
widelte, welche Wirkung ein Unterpfand habe, Dad von Demjenigen 
beſtellt wird, welcher fein Recht zwar gewahrt hatte, aber nicht. ald 
BDerechtigter im Güterbuche eingetragen war, während ein 
Anderer im Güterbuche als DBerechtigter eingetragen if. Wirk: 
lich wurden die verfchiebenen Anfidhten, bie im legteren Kalle 
aufgeftellt wurden, auch für die eben aufgeworfene Frage aufge: 
ftellt. Die Entfheidung muß auch bier dieſelbe ſeyn. Für Den- 
jenigen nämlidy, der als Eigenthümer im Güterbuche nicht ein- 
getragen ift oder nicht. von einem Lingetragenen fein Recht 
herleitet, fireitet eine befondere Vermuthung des Eigenthums 
gegen Sole, die ihre Rechte nicht gewahrt haben, nicht. Iſt 
daher Niemand im Güterbuche eingetragen: fo Tann aud von 
einer ſolchen Bermuthung nicht die Rede ſeyn. Ein Pfandrecht 
fann von einem ſolchen Nichteingetragenen nur ;deftellt werben, 
wenn er wirklich, Eigenthümer iſt; das von ihm’ beftellte Pfand⸗ 
recht ift deghalb ungültig, wenn zur Zeit der Verpfändung nicht 


ihm, fonbern einem Dritten dag Eigentum an der Sade zu 








35). Rur ift fe verantwortlich, wenn entgegenfichenbe Anſprüche ihr be⸗ 
kannt find oder gewahrt waren, aber von ihr nicht beachtet wurden. Am 
Beften wird fe daran thun, die Pfanpbeftellung fo lange i im Anflande u 
laffen, bis der Eintrag in das Güterbuch bewirkt iſt. 
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ſtand, mag biefer Dritte fein Recht gewahrt haben oder nicht 
@Ddeun nur bei dem im Büterbude Eingetragenen wirb hievon 
eine Ausnahme gemacht gegen Sole, bie ihre Rechte nicht wahr: 
ten); ifh er aber zur Zeit der Derpfändung Eigenthümer geme- 
fen , ;ift fomit das Pfandrecht gehörig erworben: jo gelten dann 
die Artt. 65 und 74 des Pfandgeſetzes bei dem von ihm befiell- 
ten Pfandrechte auf die vorhin S, 178 bemerkte Weife. 

$. 9. In manden Gemeinden fehlt ed noch ganz an Gr 
serbüchern, und über exemte Güter, für welde die Gerichtshöfe die 
zuftändige Pfandbehoͤrde find, hat man fie noch gar nicht errichtet. 
Für diefen Fall beſtimmt das Pfandgefey Art. 58 Folgendes: 
„Wo zur Zeit noch. feine Güterbücher befieben, muß, fo lange 
„sole nicht angelegt find, vor jeder Eintragung eines Unter: 
„pfandes oder Pfandrechtstitels in Das Unterpfandsbuch, auf das 
„Kaufbuch oder auf andere Urkunden der Erwerbung eines Gutes 
„n„urädgegangen, und unter Beziehung auf diefe muß fobann 
„im Vnterpfandsbude das Eigenthumsrecht des Berpfänders 
„nachgewieſen werben, Namentlidy findet zur Zeit dieſe Be⸗ 
„ſtimmung ihre Anwendung auf exemte Güter,” 

Unfre Commentatoren äußern ſich über. diefen Artikel zum 
Theile nur mit. wenigen Worten z. B. Mayer I S. 332, zum 
Theile gar nicht wie Seeger, und. Bolley I ©..243 glaubt, 
der Art. 58 bepürfe an fi) gar Feinex Erflärung. Sch geftehe, 
hierin anderer Anficht zu ſeyn; wenigßens feheint mir dieſer Ar- 
tikel noch manche Zweifel übrig zu daffen, 

Zunächſt entfieht die Frage, was für Urkunden zu verfichen 
feyen unter ben „anderen Urfunden der Erwerbung eined 
Gutes.“ Es find hier Urkunden überhaupt, alfo wicht blos 5 f- 
fentliche Urfunden genannt. Daß aber blos öffentliche Ur⸗ 
funden gemeint find und die Stelle blos von folchen genom⸗ 
men werden Ian, ergibt fih aus dem Art. 67 des Pfaudge⸗ 
ſetzes, wo diefe Urkunden bezeichnet werben duch „andere D fr 
fentlidhe, in den Händen ber Unterpfandsbehörde befindliche, 
Urkunden.” Auch wird dieß noch, wie fhon Mayer I S. 332 
richtig bemerkt, durch das Königliche Nefeript auf bie Anträge 
ber Ständeverfammlung über das Pfandgefeg (ſtänd. Verband]. 
v. 1824 III. Beil.H. S. 436) beſtätigt, welches fagt, daß „in 
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„den, Orten, wo noch Feine Küfiteshfcher beſtehen, die ‚übrigen 
„oͤffentlichen Acten deren Stelle vertreten ſollen.“ Es müffen 
alfo die Urkunden folhe feyn, welde eine Öffentliche, gehörig 
beeifenhe, Beglaubigung ihrer Aechtheit an ſich tragen. 

Nicht unzweifelhaft Dagegen iſt die Hauptfrage, die in Ber 
ziehung auf dieſen Artifel entkeht. Er beſtimmt: wo Feine Gü- 
terbücdher befteben, müfle unter Beziehung auf bie in ben Händen 
ber Pfandbehörbe befindlichen Die Erwerbung bed zu verpfäne 
denden Gutes beweifenden öffentlichen Urfunden im Unterpfands⸗ 
buche das Eisenthumsrecht Des Berpfaͤnders none 
wiefen werben. - 

Wird dieſes Zigenthumrecht wirt nachgewieſen: ſo var 
die Sache natürlich feinen Anſtand. Das Pfandrecht gilt dann 
und kann in feiner vollen Ausdehnung gegen eben geltend ge: 
macht werden, welcher befchränfende ober entgegenſtehende Rechte 
oder Anſprüche nicht gehörig gewahrt hatte. , - 

Allein wie tft ed, wenn bie Behörde ſich täufchtet wenn: fie 
die Urkunde als einen Beweis des Eigenthums behandelte, fi 
aber nachher ergibt, daß nicht der Verpfänder, fondern ein Dritr 
ter ber wahre Eigenthümer der Sahe war? War das Nedy 
bes Dritten gewahrt, 3. DB. im Unterpfandsbuche vorgemerkt: ſo 
bat bie Entſcheidung der Frage ‚wieder feinen Anſtand; es gilt 
Daun das beftellte Unterpfand nichte, wenn. nicht der. Berpfänber, 
fonbern der Dritte, dex fein Recht gewahrt hatte, Eigenthümer 
der Sache war. Denn. dieß.ift ja-auch dann der Fall, mean 
da, wo Güterbücher beſtehen, der im Güterbuche Eingetnageng 
verpfändete, aber ein Dritter fein Eigenthumsrecht an ber Sarhe 
gemahrt hatte und fih fpäter ergibt, bag wirklich Diefer und 
nicht ber im Büterbude Eingetragene ber Eigenthümer ber Sache 
zur Zeit der Berpfänbung mar (oben S. A156)... - - 

WVie iſt es aber zu halten, wenn ber wahre, Eigenthümer 
der Sache ſein Recht nicht gewahrt hatte? Sind ſolche nicht 
gewahrte Rechte da, wo noch. gar keine Güterbücher beſteben, 
gegenüber von Demjenigen, ber, nach jenen oͤffentlichen Urkunden 
als Eigentpümer exſcheint, als gar nicht exiſtirend zu behandeln, 
wie ſie da, wo Gütexbüger beftepem,. als nicht eriftirenb zu ber 
handeln find gegenüber von dem im Güterbuche Eingetragenen ? 
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Streitet alfo da, wo Feine Büterblicher befteben, gegenüber von dem 
Eigenthümer, der fein Recht nicht gewahrt hat, für den aus jenen 
öffentlichen Urkunden ats berechtigt Erfcheinenden dieſelbe Ber: 
mutbhung,- weldhe nad) Art. 57 des Pfandgefepes da, wo Gülter- 
bücher beftehen, für ben in denfelben Eingetragenen ftreitet? 
Darüber Hätte fi) der Art. 58 beſtimmt äußern follen. Allein 
er fagt darüber kein Wort, enthält auch nicht die geringfte Hin⸗ 
deutung auf Löfung ber Frage, und hätte man blog ben Art. 58: 
fo müßte man’ unzweifelhaft das Gegentheil annehmen, eben 
weil er nirgends eine ſolche Vermuthung ausfpricht oder auch 
nur andeutet, ja nad feiner Faffung, wenn man fie wörtlich 
Auslegt, angenommen erben müßte, daß eine auf folche öffent: 
lihe Urkunden geftügte Verpfändung nur dann gültig ifl, wenn 
aus ihnen wirklich das Eigenthumgredt' des Berpfänderd 
nachgewieſen worden if. 

Allein aus anderen Stellen, namentlih aus bem Art. 67 
des Pfandgefeged und aus dem oben angeführten Reſeripte er 
gibt fih, dag da, wo feine Güterbücher beftehen, ihre Stelle 
durch die oben bezeichneten öffentlichen Urkunden vertreten 
werden foll. Dieß fann doch wohl nur fo viel heißen: es foll 
an folhen Orten von jenen Urkunden Daffelbe gelten, was an 
den Orten, wo Güterbücher beleben, von ben Güterbüchern gilt; 
und dag man von biefer Unterftellung bei der Pfandgefeggebung 
ausging, wird auch noch beftätigt Durch den Art. 15 des Pfand 
entwicklungsgeſetzes, "welcher in Beziehung auf die Präfumtion 
bes Art. 57 des Pfandgefebes ba, wo feine Güterbücher befteben, 
jene Urfunden den Güterbüchern ganz gleich fegt. 

Hiernach gilt alfo da, wo feine Güterbüder befte- 
ben, von den bezeichneten Öffentlichen Urkunden Daſſelbe, was 
vom Güterbuche gilt, d. h. wer nad) ihnen ale Eigenthümer der 
zu verpfändenden Sache (im weiteren Sinne des Pfandgefegee) 
erfcheint, gilt gegen denfenigen beffer Berechtigten, der fein Recht 
nicht gewahrt hat, unbedingt ald Eigenthümer, fo daß das 
von ihm beftellte Pfandrecht gültig und unbedingt verfolgbar tft, 
follte auch nicht et, ſondern ein Dritter, der fein Recht nicht ge= 
wahrt hatte, zur Zeit der Berpfändung Eigenthämer ber Sache 
geweſen ſeyn. 
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Kann Derfenige, welcher das Gut verpfänden will, fein 
Eigenthum nicht durch öffentliche Urkunden nachweifen, was bier 
haͤufig der Ball iſt: ſo kann die Pfandbehörde doch auf feinen 
Namen ein Unterpfand an dem Gute beftellen, wenn er das bes 
treffende Gut befigt Cweil dann die allgemeine Bermuthung des 
Eigenthums für ihn fpricht) und Feine Urfunde vorliegt, welche 
gegen fein Recht flreitet. Allein im dieſem Falle ftreitet dann 
natürlich für den Berpfänder:nicht die oben angeführte befondere 
unbedingte Präfumtion. Ergibt fi) daher fpäter in einem fol- 
hen Falle, daß der Verpfänder nicht Eigenthümer war: fo tritt 
das S. 177 Lit. b. Ausgeführte ein; das von ihm beftellte Pfand- 
recht ift ungültig, follte aud) der wahre Eigenthümer fein Recht 
nicht gewahrt gehabt haben. 

Was in Beziehung auf die genannten öffentlichen Urkunden 
die Beweisfraft es Bertragsbuches betrifft: fo muß von dem⸗ 
felben ganz Das gelten, was ©. 465 unter Nr. 5 ausgeführt 
wurde, Hiernach iſt (da, fo viel ich weiß, bei unfren Gerichtd- 
böfen in das Vertragsbuch die Verträge nicht urfchriftlich einge- 
tragen werden) auf das Driginaleremplar des Vertrags, das 
bei den Acten verwahrt wird, zurüdzugehen und auf biefes Die 
Unterpfandöbeftellung zu gründen 9. Nur gilt jedenfalls ein im 





36) Bei den exemten Gütern wird, fo viel ich weiß, die Sache in der 
Regel fo gehalten: Es wird für jedes Gut ein f.g. Güterbudhsheft 
angelegt, in welchem die Rechte an bas Gut und die Veränderungen, bie 
fih in den Redtsverhältniffen ergeben, und bie einzelnen Beſtandtheile bes 
Gutes se. vorgemerkt werden mit ber Bezeichnung der Urfunden, auf welche 
die Vormerkung fich grümdet. In das Bertragsbuch werben die das Gut 
betreffenden Berträge nach der Zeitorbnung eingetragen (aber nicht unter 
Beobachtung der Beflimmung bes $. 23 der V.O. vom 21. Mai 1825, die 
überhaupt nicht durchführbar if). Neben dem Vertragsbuche wirb ein Dri- 
ginaleremplar des Vertrags bei den Acten verwahrt, und biefe Originals 
urfunden, fowie andere beweifende Urkunden, welche der Behörde über die 
betreffenden Rechte amtlich übergeben werben, namentlich auch Inventurs 
und Theilungsacten, find es eigentlich, auf welche eine Verpfändung gegrüns 
bet wird. Kann der Beſitzer, welche verpfänden will, fein Recht nicht mehr 
urkundlich nachweifen: fo wirb wohl gewöhnlich in dem Erkenntniſſe der 
Piandbehörde ausgerrüdt, daß er zwar in den Urkunden der Behörde nicht 
als Gigenthümer bezeichnet fey, aber nad feiner Angabe auf die und die 
Weiſe die Sache erworben habe und yon Geiten eines Dritten enigegens » 


186 Siebente Croͤrt. Bedentung ber Ginträge in bie Gerichtebächer. 


Vertragsbuche vorgemerftes Recht ald gewahrt: ie dem un- 
sen zu entwidelnden Sinne, indem in diefer Beziehung da, wo 
feine Guͤterbũcher beſtehen, bie Vertragsbücher bie Stelle ‚der 
Güterbücher vertreten 37, 
$. 10. Aus dem in ben vorfehenden Paragraphen Entwidel- 

ten ergibt fi für Die Drte, in welchen Süterbüder 
befteben 8 folgendes Reſultat: 

4. Wer im Güterbuche als Eigenthümer einer Sache (im 
weiteren Sinne des Pfandgeſetzes) eingetragen iſt, gilt in Be⸗ 
ziehung auf Verpfaͤndung unbedingt als Eigenthümer ganz in 
der Weiſe, wie er eingetragen iſt, wenn und ſo weit ein 
entgegenflehbendbes Recht nicht gewahrt if. Sollte da⸗ 
ber zur Zeit ber Verpfändung ein Dritter ber wahre Eigenthü- 
mer geweſen feyn: fo iſt doch, wenn dieſer Dritte fein 
Recht nicht gewahrt hatte, eine auf jenen Eintrag ſomit 
auf den Namen bes Eingetragenen vorgenommene Verpfändung 
burchaus gültig und gegen jeden auf Den Grund, daß der Ber- 
pfänder nicht Eigenthümer der Sache gewefen fey, geflügten 
Angriff geſichert; es fann aus dem Grunde, daß ein Dritter, 
ber fein Recht nicht gewahrt hatte, zur Zeit der Verpfaͤndung 
der wahre Berechtigte geweſen fey, gegen den Pfandgläubiger 
gar Fein Streit in Beziehung auf bie Berechtigung zur Ber- 
Pfändung , in Beziehung auf das Eigenihum an 1 ber Sache, er- 
hoben werben 9, 





ſtehende Rechte nicht angemeldet feyen. Mit der Adelsmatrikels⸗Commiſſion 
wird blos zu dem Iwede communicist, um bie Trage, ob das But zu den 
exemten gehöre ober nicht, fomit die Competenz bes Gerichtsbofs u be- 
flimmen. 

37) Bolley I ©. 248, 249. 

38) Das Srefulkat für ven Fall, wenn feine Güterbücher beſtehen, ergibt 
ſich aus 6 

39) — bezieht fich biefe unberingte Wirkſombeit und formelle Gül⸗ 
tigkeit des Pfandrechte nur auf das Verhältniß des Berpfänders 
sur Sache an fich, alfo auf die Frage, ob Derjenige, auf befien Namen 
ein Unterpfaub heftellt wurde, wirklich auch her Berechtigte in Beziehung 
auf biefen Begenftand war und ob er blos befchränft oder unbefrkränt, 
bleibend oder nicht bleibend berechtigt war. Iſt das Pfandrecht aus ande: 
zen Gründen ungültig ober angreifbar: fo Können diefe geltend gemacht 
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2. Segenüber von Demjenigen.aber, ber zur Zeit 
der Derpfändung fein Recht gewahrt hatte, hat der 
im Güterbude Eingetragene kein beſonderes Bor- 
sen Iſt daher Das entgegenfiehende Recht gewahrt: ſo kommt 

— und zwar nad den allgemeinen Grundjägen über Beweis⸗ 
I da gegen gewahrte Nerhte dem im Güterbuche Eingetrar 
genen Feine befondere Präfumtion zur Seite ſteht — gang. darauf 
an, wer zur Zeit ber Berpfändung wirklich Cigenthümer ber 
Sache war. Es gilt baher das von dem im Güterbuche Einge⸗ 
tragenen ‚beftellte. Unterpfandb nicht, wenn es ſich zeigt, daß nicht 
er, fonbern Derjenige, ber fein entgegenftebendes Recht gewahrt 
hatte, zur Zeit ber Verpfaͤndung Cigenthümer ber Sade war 
(oben $. 2, 4). | 

3. Die Vermuthung des Rechts, welche für den im Güter⸗ 
buche Eingetragenen ſpricht (Nx. 4), kommt auch feinen Nach⸗ 
folgern zu, ‚wenn dieſe ein Ilnterpfand beſtellen, ſollten fie auch 
noch nicht im Güterbuche eingetragen ſeyn (oben $. 5.und 6).- 

4. Hat ein Dritter fein Recht gewahrt: fo Fann auf feinen 
Namen auch dann ein Unterpfand befteflt werben, wenn eig 
Anderer, von dem er fein Recht nicht ableitet, im Güterbuche 
eingetragen iſt (6. 7), Allein in biefem Fall, fo wie in bem 
Sal, wenn Niemand im Güterbuche eingetragen if ($. 8), kann 
das yon dem Nichteingetragenen beſtellte Unterpfand auch daun 





werben, wenn fie andy nicht in den Hffentlihen Büchern gewahrt find, z. B. 
wenn das Pfandrecht ungültig beſtellt if, weil ber Vormund des minderjaͤhrigen 
Verpfaͤnders nicht zuſtimmte. ©. au Mayer IS. 351 f., Bolley I 
©. 245. Auch verfteht es fich von felbft, daß, wenn die Art und Weiſe 
des Eintrags des Pfanprechts ſchon felbft den Grund der Ungültigfeit oder 
ver Befchränfung des Pfandrechts enthält, diefer ebenfalls unbedingt geltend 
gemacht werden Tann; 3. B. wenn der A ein Gut auf ven Zall verpfänden 
will, daß er es Fünftig einmal erwerben werde, und auf. biefe Weife bie 
Verpfändung eingetragen würde, oder wenn ber .A als Berpfänber eines 
fremden Guts eingetragen würde, ohne daß die Zuftimmung des Cigen- 
Ihümers nachgeiviefen werden koͤnnte: fo wäre das Pfandrecht ſofort nichtig; 
oder wenn im Pfanpbuche bemerkt würde, daß der A fein Gut, das im 
Nießbrauche des Bftehe, verpfinve: fo wäre, was biefen Nießbrauch 
betrifft, das Pfandrecht natürlich gegen ven B nicht wirkfam, fo lange ſein 
Weit d dauert. 
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angegriffen werden, wenn ein Dritter, welcher fein Redt 
nicht gewahrt hatte, zur Zeit der Berpfändiing Eigenthümer 
ber Sache war. Es fireitet hier die Bermuthung, welche einem 
im Güterbuche Eingetragenen gegen jeden Dritten, der fein Recht 
nicht gewahrt hatte, zu Statten fommt, nicht für den Verpfaͤn⸗ 
ber. Das beftellte Pfandrecht gilt daher in einem folchen alle 
dann nichts, wenn der Berpfänder zur Zeit ber Berpfändung 
nicht Eigenthümer war, mag der wahre Eigenthümer fein Recht 
gewahrt gehabt haben oder nit. War aber der Berpfänder zur 
Zeit der Berpfändung Eigenthümer: fo fann das erworbene 
Pfandrecht in Beziehung auf feine Wirkfamfeit und Ausdehnung 
nur von Solchen befehränft werben, bie ihre entgegenftehenden 
Rechte gewahrt hatten. Wenn daher 3. B. der Berpfänder blos 
ein widerrufliches Eigentum hatte: fo bleibt das einmal beftellte 
Pfandrecht gültig, auch wenn fpäter fein Eigenthum rüdwärte 
‚aufgelöst wird, falls der Rückerwerber fein Recht nicht ge 
wahrt hatte. 

5. Der Wahrung eines dinglihen Rechts fleht, ſoweit 
es fih von dem Schuge gegen ben nachtheiligen Einfluß 
einer Verpfändung handelt, der Fall in gewiſſer Beziehung 
gleich, wenn der Pfandgläubiger bei der Erwerbung des Pfand⸗ 
rechts mit dem entgegenſtehenden dinglichen Rechte eines Dritten 
befannt war. Näheres hierüber |. unten $. 14. 

$. 14. Aus diefem Refultate erhellt die große Wichtigkeit 
ber Wahrung entgegenftehender Rechte, indem auf den Grund 
einer folhen Wahrung die Gültigkeit und Wirkfamfeit eines be⸗ 
ſtellten Unterpfandes vielfach angegriffen werden Tann. 

Bei diefen Wahrungen aber (von welden Einige fich auf 
ganz fpezielle Berhältniffe beziehen, wie die Wahrung von Pfand: 
rechtstiteln, und welche daher bier nicht näher au erörtern find; 
vrgl. Pfandgef. Art. 79, 82, 84, 85, 87, 140, 114) muß man 
wohl unterfcheiden die Wahrung dinglicher Rechte von der 
Wahrung bloßer perfönliher Rechte, 

A. Wahrung dingliher Nedte. 

Handelt es ſich von dem Verhältniſſe des Verpfaͤnders zu 
der Sache an ſich, welche er zu Unterpfand beſtellte: ſo kann in 
dieſer Beziehung ein beſtelltes Unterpfand durch dingliche Rechte 
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Dritter gefährdet werben, aber auch nur durch ding liche Rechte. 
An fi flieht ung natürlich Die Befugniß, eine Liegenfchaft oder 
ein ihr gleichgeftelltes. anderweites Dingliches Recht wirkfam zu 
verpfänden, nur inſoweit zu, als und das Eigenthum biefer 
%egenfchaft oder jenes andermeite dinglihe Necht wirklich zu⸗ 
fommt; man fann nur Das gültig verpfänden, was man wirklich 
bat ($. 2). ‚Stehen ung dieſe Rechte nicht zu, ſteht vielmehr 
das betreffende dingliche Recht an der Sache (Eigenthum u. f.w.) 
einem Dritten zu: fo if die Verpfändung ungültig; und flehen 
und jene Rechte blog beſchränkt zu, bat ein Dritter ein unfer 
Recht beichränfendes binglihes Recht: fo kann von und bie 
Sache bios befchränft verpfändet und das beftellte Pfandrecht 
buch den dritten. Berechtigten verfümmert werben. Hat 3. B. 
Jemand den Nießbrauch an meiner Sade: fo fann ic) die Sache 
zwar ohne Anftand verpfänden; allein das Pfandrecht wirb durch 
den Nießbrauch bes Dritten, fo lange berfelbe befteht, be= 
fhränft, gerade wie durch denfelben dag Eigenthum ded Ver⸗ 
pfänderd beihränft wird; ber Nießbrauch gebt dem Pfand« 
rechte vor, da. der Eigenthümer über den ihm nicht zuftehenden 
Nießbrauch nicht disponiren konnte (Pfandgef. Art. 7). Wenn 
ferner Jemand unter einer Refolutiobedingung eine Sache er- 
worben hats ‚fo kann er fie.ald Eigenthümer verpfänden; tritt 
aber fpäter die Refolutiobebingung ein, fo daß das Eigenthum 
ber Sache ganz ‚von felbft an den Rüderwerber zurüdfällt und 
das Eigenthum des Erwerbers rückwärts wieder aufgelöst, wird: 
fo muß, auch das von dem Tepteren beſtellte Pfandrecht ungültig 
werden, weil hier vermoͤge des dinglichen Rechts des Dritten 
das verpfändete Recht an ſich ruͤckwaͤrts auflösbar war und dieſe 
Auflösbarkeit ſich deßhalb auch auf das an demſelben beſtellte 
Pfandrecht erſtrecken mußte; das an ſich gültig beſtellte Pfand⸗ 
recht wird alſo hier durch den Umſtand, durch welchen das Recht 
des Rückerwerbers in Wirkſamkeit geſetzt wird, ungültig. Stand 
endlich dem Berpfänder das Recht, welches er verpfänbete ‚gar 
nicht zu: fo muß natürlich das Pfandredht, das er an demfelben 
beflellte, fchon von Anfang an ungültig feyn (oben S. 141 f.). 

Hiergegen, gegen die aus dem Grunde, weil dem Berpfän- 
der das verpfändete Recht gar nicht oder nur beſchränkt zuftand, 
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moegt une Ned beſchräntie Gauigteit eines 
nic ga mn gerade unfre Pfandgefeg- 


dern, wenn ihm von Demienis 


im G ES 
nicht e ODER den daffelbe ergänzenden und 
ber. Bo nr der Berechtigte erfcheint, in Folge ei- 
danr wu? der PMandbehörbe das Unterpfand 
nic BL \: Allein da diefe Eicherung mar auf 
gen Sedhtigten vollſtaͤndig durchgeführt werben 
ge: "gap boch nicht zu nahe treten wollte: fo 
* erere Rückſicht jene Sicherung wieder ſehr 
Au je Maaßregel in der Weiſe, wie fie vom Ge⸗ 
R a0 wurde, für jenen Zwed ungenügend werden. 
ei N ball bem Berechtigten bie Möglichkeit, durch 
N oo dingliches Recht gegen bie nachtheiligen Einflüffe 
j u Dritten vorgenommenen Berpfändung der Sache 
| „ud ging von vem Grunbfage aus, daß ben Berech⸗ 


“° ogiheil treffen folle, wenn ihm bei der Wahrung 
feine Schuld vorzuwerfen ſey. Dadurch Fam mart 
xe Zulaffung ſolcher Wahrungen, bei welchen die Sicher⸗ 

\s 5 pianbgläubigere fehr gefährdet werben Tann. 
RM man bei ber Zulaffung einer Wahrung dinglicher Rechte 
dvandglaubiger gehoͤrig ſichern: ſo müßte man den Grund⸗ 
nſſellen, daß eine Wahrung nur dann eine rechtliche Wir⸗ 
“put, wenn ber Pfandglaͤubiger durch bie ihm zugäng- 
‚gen öffentlihen Bücher von ihr Kennmiß bekommen 
, dag alfo nur biefenigen Rechte und Anſprüche ald gewahrt 
sn, welche in den Öffentlichen Büchern wirklich vorgemerkt find; 
—* dann auch die Behoͤrde eine ſolche Wahrung überſehen: 
m Fönnte doch der Gläubiger vor ber Verpfaͤndung ſelbſt ſich 
yergewiffern, ob dem Pfandrechte, dad er zu erwerben im Bes 
griffe ift, Fein daſſelbe gefaͤhrdendes Recht entgegenftehe. Allein 
durch eine folhe Beſtimmung koͤnnte nach Umftänden dad Recht 
ded wahren Eigenthuümers der Sache fehr gefährdet werden. 
Dan nehme 3. B. den Fall: der wahre Eigenthämer iſt im Guͤ⸗ 
terbuche wirklich als Eigenthlimer eingetragen, durch ern Ver⸗ 
feben der Behörde aber wird fpäter der Eintrag gelöſcht und 
das Gut einem Unberechtigten zugefchrieben, oder ber wahre Ei⸗ 
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genthümer has Die Urkunde feiner Erwerbung der Behörbe über- 
geben, es wird aber dei ber Richtigftellung des Güterbuches dieſe 
Erwerbung unbeachtet gefaflens folten hier die Rechte des wahren 
Eigenthümers für gewahrt gelten! Wil man ten Pfand- 
glänbiger, der nachher von dem im Güterbuche mit Unrecht 
Eingetragenen ein Unterpfand® an ber Sache erwirbt, gehörig 
fihern: fo muß man die Frage verneinen; denn aus ben 
öffentlichen Büchern konnte bier dad entgegenftebende Recht des 
wahren Eigenthümerd gar nicht erfehen werben, Aber gefähr- 
lich wäre die Verneinung ber Yrage :für den wahren Eigen 
thbümer, und will man daber Diefen gegen Verſtöße ber 
Behörde, did Teiche Sorlammen können, ſichern: fo mag man die 
Frage auf Koſten dead Pfandgläubigers befahen. 

Unfre Geſetzgebung ſchlaͤgt diefen letzteren Weg eins fte 
nimmt bingliche Rechte in manchen Fällen ſelbſt dann als ge⸗ 
wahrt an, wenn fie auch aus ben öffentlichen Büchern nicht zu 
erfeben find, und zieht Daher vie Rückſicht auf die Sicherheit des 
Eigenthümers der Rückſicht auf die Sicherheit bed Pfandgläubis 
gerd vor. Man muß: hiernach bei den Wahrungen der dinglichen 
Rechte zwei Hauptfälle unterfcheiden: Wahrungen, die aus dem 
Gerichtsbuchern erfehen werben können und folhe, die aus den⸗ 
feiben nicht oder wenigfteng nicht durchaus erfichtlich find. 

5.412. I. Wahrung eines Binglihen Rechts, die 
aus den Gerihtsbüdhern nicht oder menigftens nicht 
in allen Fällen erſichtlich if. 

Bon diefen Wahrungen handeln die Artt. 67—69 des Pfand- 
gefepes, und in Beziehung auf bie Auslegung diefer Artifel ſetzt 
ber Art. 71 feft, daß fie „buhfläblih zu erflären find 
„und eine Ausdehnung in feinem Falle zulaffen” 
Es gehören hierher folgende vier Faͤlle: 

4. Wer nad dem Bertragsbuche oder den in den Händen ber 
Pfandbehörde befindlichen Sinventur- und Thellungs-Aeten des 
neneften Zeitraums d.h. der Zeit, welche auf Die der Ber= 
pfändung vorangegangene legte allgemeine Richtigſtellung des 
Güterbuches folgte (oben ©. 4166), als Berschtigter erfcheint, 
hat eben dadurch fein Recht gehörig gewahrt (Pfandgefetz Art. 67 
vrgl. mit Art. 59 und oben ©. 166). 





1650 Siebente Eroͤrt. Bedentung der Einträge in die Gerichtsbücher. 


fi) ergebende Ungültigfelt ober blos beſchränkte Gültigkeit eines 
beftellten Unterpfandes will mın gerade unfre Pfandgefehs 
gebung den Pfandgläubiger filhern, wenn ihm von Demjenis 
gen, der nad) dem Güterbuche oder den daſſelbe ergänzenden ımd 
vertretenden Urkunden ald ber Berechtigte erfiheint, in Folge ei⸗ 
nes collegialifdgen Befchtuffes der Pfandbehoͤrde das Unterpfand 
an der Sache beftellt wurde. Allein da diefe Sicherung nur auf 
Koften des wahren Berechtigten vollftändig durchgeführt werden 
koͤnnte, man aber Diefem doch nicht zu nabe treten wollte: fo 
mußte durch diefe letztere Ruͤckſicht jene Sicherung wieder fehr 
serfümmert und bie Maaßregel in der Weile, wie fie vom Ge⸗ 
fege durchgeführt wurde, fir jenen Zweck ungenügend werben. 
Man gab naͤmlich dem Berechtigten bie Möglichkeit, durch 
Wahrungen fein dingliches Recht gegen bie nachtheiligen Einflüffe 
einer von einem Dritten vorgenommenen Berpfändung der Sache 
zu fchügen, und ging von dem Grundfage aus, daß dem Berech: 
tigten fein Nachtheil treffen folle, wenn ihm bei der Wahrung 
feiner Rechte Feine Schuld vorzumerfen ſey. Dadurch kam man 
aber auf die Zulaffung folher Wahrungen, bei welchen die Sicher⸗ 
beit des Pfandgldubigers fehr gefährbet werden kann. 

Wil man bei ber Zulaffung einer Wahrung dinglicher Rechte 
den Pfandgläubiger gehörig fichern: fo müßte man den Grund- 
ſatz aufftellen, daß eine Wahrung nur dann eine rechtliche Wir⸗ 
fung bat, wenn ber Pfandgläubiger durch bie ihm zugäng— 
lichen bffentlichen Bücher von ihr Kenntniß bekommen 
kann, daß alſo nur diejenigen Rechte und Anſprüche als gewahrt 
gelten, welche in den oͤffentlichen Büchern wirklich vorgemerkt find. 
Würde dann aud bie Behoͤrde eine ſolche Wahrung überfehen: 
fo fönnte doch der Gläubiger vor ber Berpfändung felbft ſich 
vergewiffern, ob dem Pfandredhte, das er zu erwerben im Be⸗ 
griffe iſt, Fein daſſelbe gefährdendes Recht entgegenſtehe. Allein 
burd eine ſolche Befimmung koͤnnte nad Umftänden bad Recht 
ded wahren Eigenthümers der Sache fehr gefährdet werben. 
Man nehme 3.8. den Fall: der wahre Eigenthümer if im Gu⸗ 
terbuche wirklich als Eigenthümer eingetragen, durch ein Ver⸗ 
feben der Behörde aber wird fpäter der Eintrag gelöſcht und 
das Gut einem Unberechtigten zugefchrieben, oder der wahre Ei⸗ 
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genthümer has die Urkunde feiner Erwerbing der Behörbe über- 
geben, es wird aber bei Wer Nichtigftellung bes Güterbuches biefe 
Erwerbung unbeachtet gelafſen; ſollen hier die Rechte des wahren 
Eigenthümers für gewahrt gelten?! Will man den Pfanbs 
gläubiger, der nachher von dem im Güterbuche mit Unrecht 
Eingetsagenen ein Unterpfand an der Sache erwirbt, gehörig 
fihern: fo muß man die Frage verneinen; denn aus ben 
öffentlichen Büchern konnte bier dad entgegenftehende Recht bed 
wahren Eigenthümerd gar nicht erfeben werben, Aber gefähr- 
lih wäre die Verneinung ber Frage für den wahren Eigen- 
tbümer, und will man daher Diefen gegen Verſtöße ber 
Behörde, did leicht vorkommnen können, fichern: fo muß man die 
Frage auf Koften des Pfandgläubigers befahen. 

Unfre Gefepgebung ſchlaͤgt biefen letzteren Weg eins fie 
nimmt dingliche Rechte in manchen Fällen ſelbſt dann ald ge⸗ 
wahrt an, wenn fie auch aus den öffentlichen Büchern nicht zur 
erfehen find, und zieht daher die Rückſicht auf die Sicherheit des 
Eigenthümers der Rüdfitgt auf die Sicherheit des Pfandgläubi- 
gerd vor. Dan muß biernach bei ben Wahrungen ber dinglichen 
Rechte zwei Hauptfälle unterfcheiden: Wahrtingen, die aus der 
Gerichtsbüchern erfehen werden können und foldhe, die aus den⸗ 
felben nicht oder wenigſtens nicht durchaus erfichtlich find. 

5. 12. I. Wahrung eines Binglihen Rechts, die 
aus den Gerihtsbüchern nicht oder wenigſtens nicht 
in allen Faͤllen erſichtlich ik. 

Bon diefen Wahrungen handeln die Artt. 67—69 des Pfand⸗ 
gefeges, und in Beziehung auf bie Auslegung diefer Artikel fegr 
der Art. 71 fe, daß fie „buchſtäblich zu erflären find 
„und eine Ausdehnung in feinem Falle zulaffen” 
Es gebören hierher folgende vier Faͤlle: 

4. Wer nad dem Bertragsbuche ober den in den Händen ber 
Pfandbehoͤrde befindlichen Inwentut⸗ und Thellungs-Acten bed 
neneflen Zeitraums db. h. der Zeit, welche auf die der Ver⸗ 
pfänbung vorangegangene legte allgemeine Richtigſtellung des 
Güterbuches folgte (oben ©. 166), als Berschtigter erfcheint, 
hat eben dadurch fein Recht gehörig gewahrt (Pfandgefeg Art. 67 
vrgl. mit Art, 59 und oben ©. 165). 
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Diefe Beſtimmung genügt aber zur Sicherung bes Eigen: 
thümers nicht, theild weil der Grund der Erwerbung feines 
Rechts ein folcher feyn Tann, der weber in das Vertragsbuch 
eingetragen wird, noch aus Inventur⸗ und Theilungs⸗Acten erficht- 
lich ift, theils weil bei der nädhfifolgenden Richtigſtellung des 
Güterbuches fein aus dem Vertragsbuche oder den Inventur⸗ und 
Theilungs-Acten des neueften Zeitraumes ſich ergebendes Recht 
überfehen worden fepn konnte. Deßhalb beftimmt der Art. 68 
des Pfandgefeges Folgendes: 

„Soweit ferner nad) der bermaligen Einrichtung (Art. 59) » 
„ed von -Demjenigen, welcher Grundeigenthum erwirbt, nicht 
„abhängt, die gleichbalbige Eintragung im Güterbuche zu bewir- 
‚sen; fo Tann ed ihm nicht fchaden, wenn eine folde Erwers 
„bung, worüber entweder obrigkeitlich erfannt if, 
„oder über welche, fofern es eines Erkenntniſſes 
„nicht bedarf, die Urfunde ber Erwerbung der Un- 
„terpfandsbehörde eingehänbigt worden . (Art. 60), 
- „gleichwohl bei der nachherigen Vornahme der allgemeinen Rich- 
„tigftellung des. Güterbuches nad) dem neueften Stunde gänzlich 
„unberüdfichtigt geblieben if. 

„Ebenfowenig Tann ed dem Grundeigenthumer nachtheilig 
„ſeyn, wenn bei dieſem Geſchäfte durch eine Verwechslung ein 
„anderes Gut ihm, oder wenn jenes Gut einem Dritten zuge⸗ 
„ſchrieben worden iſt.“ 

Hiernach hat der dinglich Berechtigte 1 fein an der hetreffen- 


40) Diefer Eingang des Artifels erklärt fi aus dem ©. 161, Angeführs 
ten. Das feine Beftimmung nit, wie Mayer I ©. 361 glaubt, als 
eine blos vorübergehende zu behanbeln iR, ergibt ſich aus dem a. a. O. 
Nachgewieſenen. 

41) Das Geſetz ſpricht nicht vom Berechtigten überhaupt d. h. überhaupt 
von Demjenigen, ben das Recht, von befien Berpfänbung es ſich handelt, 
wirklich zufteht, ober welchem ein anberweites bingliches Recht, durch welches 
das zu verpfändenbe Recht befchränkt wird, zukommt, ſondern von Demjenigen, 
„welcher Grundei genthum erwirbt.“ Hiernach ſcheint alſo eine ſolche 
Wahrung und überhaupt die Beſtimmung des Art. 68 (und 69) nur dem 
eigentlichen Eigenthümer an Liegenſchaften zu gut zu kommen, nicht 
aber auch einem anderen dinglich Berechtigten, ber die Erwerbungsurkunde 
feines Rechts der Pfandbehoͤrde übergeben hat, wenn entweder diefes Recht 
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den Sache ihm zufebenbes Recht gegen dem ‚marhtheiligen: Ein⸗ 
Fuß einer auf den Namen eines Dritten erfolgten Verpfändung 
der Sache gehörig gewahrt, wenn va geſchehener Erwerbung 
des Rechts, 

2. falls er das Recht in Folge. eines nach ben Geſehen ge⸗ 
richtlich zu inſinuirenden Vertrags erwarb (Note 30), ſchon zur 
Zeit jener Verpfaͤndung der Vertrag zux gerichtlichen Inſinua⸗ 
tion gebracht. und über denſelben obriteilich erlannt. wart: en 
mar, ober, ...: 

3. in anderen gallen, wenn ſcon vor Zeit der Berpfänbung 
die Uxrfunde ‚feiner Ermerbung: der Unterpfanbebebärbe eingehän- 
bigt worden war %, 

»  Gein Redt gilt anter. dieſen Berausfegungen (2. und s%. 
jeibft für den. Fall als gewahrt, daß bei ber nachherigen Bor: 
— — —— —— e — — 
ſelbſt ſpaͤter yon dem jm Guüterhuche mit Unrecht Cingetragenen verpfaͤndet 
wird oder das Recht des dinglich Beregtigten der Art iſt, daß durch daſſelbe 
das zu verpfaͤndende Recht beſchraänkt würde, &3 ſcheint dieß um ſo mehr 
angenommen werben zu müſſen, als’ nad Art. 71 die Beſtimmungen des 
Art. 68 buchſtaäblich zu erklaäͤren ſind. Allein unfre Ausleger beſchraͤnker 
den Art. 68 nit bios auf den Grundeigenthümer, ſondern wenden ihn auch 
auf Denjenigen an, dem ein anderweites dingliches Mecht an ber Sache zu⸗ 
kommt, 3. B. Mayer J S 359, ‚960 (der aber in anderer Hinficht zu weit 
gebt) und Bolley I ©. 249, und daß dieß auch dem Sinne bes Geſetzes 
gemäß iſt, iſt unzweifelhaft; vrgl. auch namentlich die ſtaͤnd. Verhandl. v. 1824 
IT Beil.H. S. 235. Das Geſeg verſteht eben hiet unter Grundeigen⸗ 
thum vaſſelbe, was es im Art. 57 unter „@igenthum.eimer unbeweglichen 
Sache“ verficht, Aber jedenfalls iſt es gu tadeln, daß ein Weich fick. fo 
ausdrüt und durch „Grundeigenthum“ Berhältniffe bezeichnet, die gar nicht 
zum Grundeigenthum. gehören. Vrgi. auch den Schluß dieſes Paragraphen. 
42) Es gilt hierüber das In Note 31 Bemerkte. Zu’ beachten ift aber, 
daß die bloße Mebergabe ber Ermerbungsurfunde: nut dann zum -Ztvedle ber 
Wahrung genügt, wenn bie Erwerbung Agınicdht auf einen gerichtlich zu 
infiunirenden Bertrag flübt. Denn: ftüpt He ſich auf. einen ſolchen Ver⸗ 
trag, 3. B. auf einen Kauf: fo gilt das Recht dadurch, daß bie „Original: 
urfunde über ven Bertrag der Behörde übergeben wird, noch nicht als 
gewahrt, fondern es muß noch das gerichtliche Erkenntniß hinzufommen. 
43) Bei dem, zweiten Abſatze des Art. 68 iſt offenbar anzunehmen, daß 
auh für ihn die im erften Abſatze genannten Praͤmiſſen und. Bedingungen 
gelten, d. h. feine Beſtimmung nur anwendbar iſt in den im Texte unter 
Nr. 2 und 3 angeführten Fällen, alfo. wenn über ben Erwerbungsvertrag obrig⸗ 
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nahme ber allgemeinen MNichtigſtellung des Guterbuches TS. 167) 
feine Erwerbung gar nicht berüdfichtigt.,. alfo der alte Eintrag 
bes früheren Eigenthümers unverändert "belaffen ‚oder * der 
Vorgang auf eine fchiefe Weife berüdjichtigt und aus Verſehen 
ihm ein anderes But oder dad von ihm erworbene Gut einem 
Dritten zugeſchrieben worden wäre. Namentlich gilt alte fein 
Recht ald gewahrt, wenn ed aus dem Vertragsbuche aus frühe: 
ren Zeiten (nicht blod des neueflen Zeitraumes) oder aus. alten 
Inventur⸗ und Theilungsacten, die der Behörde übergeben wor: 
den waren, erfichtlich geweſen wäre (vrgl. auch ©. 467). 
Ergibt fih daher 5. B. fpäter, daß ber verpfändete Gegens 
ftand zur Zeit der Berpfändung gar nicht dem Verpfänder, fon: 
dern Demjenigen gehörte, der fein Recht daran auf foldhe Weile 
gewahrt gehabt hatte: ſo ſchützt ben Pfandgläubiger ſelbſt der 
Umſtand nicht, daß er ſein Pfandrecht auf den Grund des (un⸗ 
genau geführten) Guterbuches erworben hatte; es iſt im einem 
ſolchen Falle das Unterpfand ungültig, weldes von einem Un- 
berechtigten, fey Derfelbe auch im Güterbude als be- 
rechtigs eingetragen gewefen, nad jener Wahrung 
(Nr. 2 u. 5) beftellt wurde. Zwar könnte man nad) der Faſ⸗ 
fung des Art. 68 verfucht werden, zu glauben, ein ſolches Un⸗ 
terpfand gelte zwar am fih, mir fey es nicht gegen ben wahren 
Berechtigten, deſſen Recht auf die genannte Weife gewahrt war, 
und deſſen Rechtönachfolger verjolgbar. Denn der Art.68 fagt, 
es folle ein fo beftelltes Unterpfand dem wahren Berechtigten „nicht 
fihaden.” Allein würde man blos dieſe befchränfte Unwirkſamkeit 
annehmen: fo würden daraus für die wenigen Fälle, in denen 
fie von praftifhem Momente feyn fönnte, fi Berhältniffe er- 
geben, die das Pfandgeſetz offenbgr nerwirft, wie fhon S. 180 
gezeigt. wurde. In den meißen Faͤllen wird aber diefe Frage 
eine ganz unpractifche d. h. das -practifche Refultat das gleiche 
ſeyn, ob man annimmt, daß dad‘ Pfandrecht ungültig ſey ober 
daß es an ſich gültig, aber gegen den wahren Berechtigten und 


feitlich erfannt oder, falls der Erwerbungsgrund eines folgen Erfenntnifiee 
nicht bedarf, die Urkunde ver Erwerbung ber Pfandbehorde eingehändigt ift. 
S. auch die fländ. Verhandl. v. 1824. III Beil.H. S. 383, 384. 

44) Dieß fagt ver zweite Abſatz des Art. 68. Vrgl. Note 43. 
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feine Rechienachfolger' unwirkſum ſey. "Dein zu vieſen Mochts⸗ 
waihfolgern müßte man im Goncutfe des wahren Berechtigten 
feine ſaͤmmtlichen Gläubiger -infofern zählen, uls fie verlangen 
fünmen, gegen Dritte diejenigen Rechte geltend machen: zu bürfem, . 
welche ihrem: Gemeinſchuldner suftehen:: "Wenn baber 3. DB. im 
Concurfe des wahren Berechtigten in Beziehung‘ auf ein Gut, 
das er befigt, ein Pfanbgläubiger auftreten würde, ber zu einer 
Zeit, in welcher der wahre Berechtigte fein Recht auf bie unge: 
gebene Weile fchon gewahrt. hatte, von einem im Guterbuche 
eingetragenen Unberechtigten ein Pfandrecht erwarb: To kdante 
diefes Pfandrecht auch nicht einmal gegenäßer von den perſbn⸗ 
lichen Glaͤubigern des wahren Berechtigten geltend gemacht wers 
den und natürlich auch nie gegen Det, ‚der im Gante dad Gut 
faufte, und deſſen Rechtsnachfolger, um wäre bier ſomit jeden⸗ 
faus völlig nal. 

Geamz ˖das Gleiche dt DO: 

4. wenn % bem Eigenhuümer ſein Be, das er im Bw 
j {ge bat %. und welches im Gauterbuche auf ſeinen Namen 


45) Diefe dritte Ausnahme enthaͤlt per Art. 69 des Pfandgeſ., indem er 
Folgendes beftimmt: „Auf gleiche Weife kann es dem Eigenthümer nicht 
„Ichaden, wenn ihm in Folge einer ähnlichen Unrichtigkeit oder Verwechs⸗ 
„hing ein nt, das er wirklich befigt und in Anfehung deſſen er bid 
„vahin im Eüterbuche als Cigenthümer eingeltngen- geweſen, ohne fein 
„Porwiſſen bei dem erwähnten Beichäft abgeſchrieben werben,” - . - 
46) Die Horte des Art. 69: „ein Gut, das er wirklich beſitzt“ änp 
buchſtaͤblich zu nehmen, alſo in dem Sinne: der Eigenthümer muß, wenn 
das im Artikel Beſtimmte für ihn gelten ſoll, das Gut in feinem Bes 
fine im eigentlihen Sinne gehabf haben. Zivar nimmt das Pfand⸗ 
geſetz Fehr mit Unrecht dus Wort' Deſitz mitunter. auch im: ukeigeutlichen 
Sinne für Recht, für Cigenthum. Allein abgefehen davon, daB (nad 
Art. 71) der Art. 69 buchftäblich auszulegen ift: fo kann jener Ausdruck 
bier nicht fo genommen worden ſeyn, da ber Artifel von einem Gigen:* 
thümer fpriht, der das Gut wirklich beſitzt. Dieß kann aber doch 
nicht heißen: ein Eigenthümer, det wirklich Eigentgümer it! "Nimmt man 
daher bier Eigenthümer in dein weiteren Sinne des Pfandgeſetzes für 
vinglich Berechtigten überhaupt (Note 41): fo’ gilt bie Beftimmung des 
Art. 69 nur für denjenigen dinglich Berechtigten, welcher zu ber Zeit, in 
welcher ihm das Recht unrichtigerweiſe Im Guͤterbuche abgefchrieben wurde, 
im Befitze, d. h. in der Ausübuifg des Rechts war. — Eine andere Frage 
13 * 
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eingetragen war, chutch Berfeben oder Uvgchiſamkeit olme: fein 
Borwiffen bei der. Richtigſtellung des Guterbuches - abgefihriehen 
wurbe. Hier gilt fein Necht mit der vorhin ausgefühnten Wir: 
kung ald.gewahrt, nber nur dann, wenn. er zu der Zeit, in wel- 
her ihm das Gut unrichtigerweiſe abseſchrieben wurde, im Be⸗ 
fiße des Gutes war 
Es if augenſcheinlich, daß ih diefe Yesnahmen. Die Sicher⸗ 
beit. des Pfandglaͤubigers ia hohem Grabe leidet und Das wieder 
ſehr gemindert und beſchränkt wird, was andere. Ariikel des Me⸗ 
ſetzes dem Pfanbgläubiger unbedingt zuzuſichern ſcheinen. Wird 
mir z. B. auf den Namen eines im Güterbuche Eingetra—⸗ 
genen ein. Unterpfand beßellt und von der Pfandbehörde be: 
zeugt, daß: der Verpfaͤnder ala. Eigenthümer im Guterbuche 
eingetragen ſey und feinem Rechte zur Verpfaͤndung kein Hiader⸗ 
niß im Wege ſtehe: fo ſcheint es, als ob ich nach dem Pfand: 
geſetze vollfommen beruhigt ſeyn Töne... Will ich aberſpäter 
mein · Pfandrecht verwirklichen und ed zeigt ſich nun, daß, was 
bei ber Führung unfoer Güterbücher ſich gar wohl ereignen Tann, 
vor jener Berpfändung aus Berfehen dem wahren Eigenthümer 
und Befiger das Gut ab⸗ und fenem Verpfaͤnder Imrichtigerweife 
zugeſchriehen wurde oder daß ver wahre Eigenthümer auf dem an- 
deren oben bemerkten Wege feiy. Recht gewahrt hatte: fo habe 
ich alle ‚meine Sicherheit ‚verlohren, und zwar ohne daß mich ir- 
gend der Vorwurf: einer Shuld’--ober: Nachlaͤſſigkeit trifft. Im 
bem Falle des Art. 69° (Rote 45) ° kann ih mid nicht ‘einmal 
an bie Pfandbehörde halten, fondern blos an den Beamten, der 
das Güterhuch führte, fo daB es gar. häufig mehr ale zweifelhaft 
iR, ob id irgend zum ‚Erfape fommen Tann. — "Dan mu fi ch 





ih es frelich, ob ſich eine ſolche beichränfenbe Seftimmung Tegigfatig irgend 
rechtfertigen läßt, wenn man einmal. ben wahren Berechtigten ‚gegen, unrich⸗ 
tige Loſchungen im Gůterbuche ſichern, will. 

47) Dieſe Bedingung ſcheint gewoͤhnlich überiehen zu werben. ©. aber 
Note 46. Beſaß daher der Eigenthůmer zu jener Zeit das Gut nicht, war 
es alſo in den Haͤnden eines Dritten: ſo muß er, wenn ſein Recht gegen 
eine auf das Güterbudh gegründete Verpfaͤndung als gewahrt gelten ſoll. 
feinen Anſpruch an das Gut auf die im 8. 13 berührte. Weiſe beſonders 
wahren. 








U 
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eben mi’ bet. Erfahrung berubigen, daß, wenn auch unrichtige 
Einträge im Guterbuche opertiniäht gehörige Richtigſtellungen deſ 
ſelben vorkommen, cd’ doch Jientich⸗ſellen if, daß auf einemifot: 
chen unrichtigen Einlrag! eine: Mitetpfanbsbeſtellung  gegräindet 
wird, indem’: beit der ˖ Berarhulig "Über die Unterpfandsbeſtellung 
meiſt die Unvichtigkeit nes Emmrags im Oluerbuche enidelle wind 

"Wohl zu beachten if aber, da’ man die angeführten Yülle 
nicht duspehnen: Darf: Mamentlich besieben ſie ſich blos auf ben 
Fall, wenn: Jemand vis din glache Recht, von deifen Verpfän-. 
bdg.:Die: Rede iſt/ wiieltich erworben hatte, Das wirftiä 
erworbene dingliche Hecht Hilf vann in ben Fällen von Nr. 2A 
für gewahrt. Man! durf alſd viefe Wirkung namentich nicht 
ausdehnen anf perſonliche Rechte, die man -auf Erwerbung 
eines Bınes: hane,' foto auch bie das! Recht beweiſende Urkunde 
der Pfandbehorde Abergeben? worden ſeyn, und eben fo wenig 
auf Rechte, welche der Veräußerer eines Gutes bei der Ber⸗ 
äußerung: fi vorbehalten: hätte: 8, Dieſe müſſen, Wwenn fie als 
gewahrtgelten follen, auf vie im“. 13 f. gu bemertende Weiſe 
gewahrt werden. 

5. 13, II. Wahrung sines; ingticen Rechte durch 
Bormerkung beffelben im Siitter:.0dex Pfandbuche. 

Deinjenigen, welchem dintzliche ‚Reihe an einer Liegenſchaft 
zuſtehen, gibt das Hfandgeſetz zur iiothwendigen Ergänzung, det 
im $. 42 „angeführten Wabrungen noch ein. Hauptmittel, durch 
welches; ex. Fi gegen die Mechihrile ſichern kann, die feinem 
Rechte. Buch: eine: aufi den Namen eines. Dritten vollzogene Un⸗ 
terpfandsbeftellung an ver‘ viegenfchaft zugehen koͤnnten. Es be⸗ 
ſteht darin, ſein Recht vor der, Verpfänbung der Sad in den 
Geriräbhhenn, vormerten, zu Jaffen und «8 dadurch zu wahren, 

Wer yamlih.; ein, Dinglihes.Nedt.an einer Liegenſchaft 
ie 3 B. im Beige: eines Dritten iſt oder aufnden: Namen ei⸗ 
nes Dritten im Gulerbuche lauft): hat, kann baffelbe, falls er 
im Stande iſt, es zu beſcheinigen de h. es wahrſcheinlich zu taz 
chen, in dem. Unterpfandsbuche oder in dem Site 
—— He ——————————— 


48)" Aral. auch Staͤud: Bithandl. v. 4824. Mi Beil.S. ©. 984, au 
Bolley 1S. 249, 2800. 0 
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bude vormerken laffen, eine Vormerfung, welde. in dieſem 
Falke ‚nicht einen Beſchluß der Pfandbehörde "erfordert, ſondern 
durch den Vorſtand derſelhen verfügt und vollzogen werben kann ®. 
Diele Verwahrung bet dann bie Wirkung, daß, fo lange fie nicht 
ordnungsmaͤßig gelöfcht jſt (Mfandgeſ Hirt. .78), von einem an- 
deren angeblich Bererhtigten, z. B. von dem Beſitzer des Grunde 
ſtücks oder Demjenigen, auf beffen Namen die Sache im Güter: 
buche eingetengen iſt, „eine jenem Anſpruche vachtheilige Verfü⸗ 
„gung bloß bedingt vorgenommen warden haun mb daß bie 
„Bültigfeit der. Letzteren davon abhängt, ob. zu Gunſten des 
„Proteſtirenden (d. h. Deſſen, der fein. dingliches Recht buch 
bie Vormerkung gewahrt hat) „oder zu deſſen Nachtheil eine 
„rechiölzäftige Entſcheidung über. feinen Auſpruch erfolgt: Fälli 
„die Entſcheidung für ben ſich Berwahrenden aus: fo erfiredi 
„he ihre Wirfung rückwärts auf die ‚Zeit der eingelegten Ber: 
„wahrung.” (Pfandgeſ. Art. 76, 77: . . 

Es iſt Daher. in einem ſolchen Falle ein Pfandrecht, welches 
der im Güterbuche als berechtigt Eingetragene nach gefchebener 





49) Pfandgef. Mt. 143, 144; Hauptinſtenet. 8. 194. Bine bloße An- 
zeige bei der Vehoͤrde weicht nicht Hinz; ſoll das Mehl gemalt ſeyn: fo 
muß die Dormerfung ‚wirklich im Piands oder. im Güterbuche eingetragen 
wogben. ſeyn. ©. auch ſtaͤnd. Verhandl. von 1824 III Beil.H. ©. 435. 

50) If der Berpfänder im Güterbuche gar. nicht als Berechtigter einge: 
tragen oder nicht ein Solcher, der vom Bingetragenen fein Recht herleitet: 
fo it, wenn das S. 177 Ansgeführte richtig ft, eine Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des wahren Berechtigten eigentlich nicht nötkig, falle dem Berpfänder 
hie verpfaͤndete Sache gar nicht zufland, indem in einem ſolchen Falle das 
beftellte Pfandrecht überhaupt ungülkig iR, mag ber wahre Berechtigte fein 
Recht gewahrt haben oder nicht. Nur wenn bie verpfändete Sache dem 
Derpfänder wirklich gehörte, ein Dritter über dinglive Rechte in Beziehung 
anf die Suche Hat, durch welche er ihm Früher oder fpäter die Sache ganz 
ober. theilweiſe ‚entziehen koönnte GG DB. ein Nießbrauchsxecht an der Sache 
oder ein dingliches Recht, anf den Rürkfalf Her. Sache, fo daß, wenn ber 
Grund des Nüdfalls fpäter eintritt, das Eigenthum des bisherigen Eigen⸗ 
thümers rüdwärts aufgeldst und ohne Weiteres an den Dritten zurücfallen 
würde): fo muß biefer Dritte dann allerdings diefes fein Recht durch eine 
Bormerfung im Bfand» oder Güterbuche wahren, wie oben ©. 178 ausge: 
führt wurde. Denn auch gegen bas vom Nichteingetragenen befellte Unterpfand 
fönnen, wenn bie verpfändete Sache ihm zur Zeit.Ter Berpfänbung wirklich 
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Vormerkung befiellte, ganz ungültig, wenn dad vorgemerkie 
Recht als begründen ertangt: wird und füh ergibt, Daß bem Ver⸗ 
pfänber, das verpfänhete Mecht gar nicht zuſſand: wur befchränfs 
gültig iſt es, wenn ſich exgibt, daß dem Verpfänder das ver⸗ 
pfaͤndete Recht nur beſchränkt zuſſand und im letzteren Falle kann 
dad: Pfandrecht ganz ungültig. p.erben, menn vermöge des ges 
wahrten dinglichen Rechts das Recht des Berpfaͤnders an.. der 
Sache fyäter völlig und fo aufgehoben wird, Daß der Wahrende 
bie Sache ſofort ınit einer dinglichen Klage fordern kann. Na⸗ 
mentlich gehört hierher auch der Fall, wenn Jemand ein beding⸗ 
ted Recht auf Erwerbung der Sache fp bat, DaB mit dem Eins 
tritte.der Bebingung das Eigenthum der Sache ohne Weiteres 
an ihn fällt und er jomit: die Sache mit einer dinglichen 
Klage foforz fordern lönnte, 3. B. wenw ihm ver Eigenthümer eines 
Gutes daffelbe unter einer Bedingung ver macht hätte, So lange 
die Bedingung ſchwebt, ift bier dex Erbe Eigenthümer der Sache 
und ald Solcher in das Güterbud einzutragen, und ber Ders 
mäcktnignehmer hat allerdings während biefer Zeit noch gar kein 
feftes Recht: an der Sache, fondern nur die. Hoffnung, durch 
Eintritt Der Bedingung ein Recht an ihr zu erwerben 5 das Recht 
aber, das er in, einem ſolchen Kalle durch den Eintritt der Be⸗ 
dingung foforz erwirht, iſt ain din glich es (vgl. C: VI, 43 commun: 
de legat. est: 3 $. 3), und fo handelt e6 fi deßhalb hier von 
der Wahrung eines dinglihen Rechts. Beftellte daher ber Erbe 
in der Zwifchenzeit 'an der Sache ein Unterpfand. (wozu er ale 
Eigenthümer durchaus befugt iR) und es tritt Später bie-Behin- 
gung ‚ein. fo bleibt. das. Unterpfand gültig und iſt auch gegen 
den Vermaͤchtnißnehmer verfolgbat, wenn er fem bedingtes Recht 
nicht gewahrt hatte; dagegen fällt das dom Erben’be: 
ſtellte Unterpfand aufammen (ost. 3 8. 3 cik.), wenn 
der Vermächtnißnehmexr fein Redt hatte vormerfen 
laffen (Pfandgeſ. Art. 77). Das Gleiche iſt der Fall, ‚wenn 
der: Eigenthümer felne Sache an einen Dritten unter eiher-auf: 
löfenden Bedingung. veräußert , Diefem die Sad fofort über- 





zuftand, ſolche Rechte Dritter, durch welche das gültig erworbene Pfendeeſht 
geſchmälert würde, nur dann geltend gemacht werben, wenn fie gewahrt find. 
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gibt, fo Daß Derfelbe Eigenthümer wird, und der Erwerber hun 
(wozu er durchaus berechtigt iR) die Sache verpfändet; tritt 
nachher die Bedingung ein: fo fällt bier in der Regel das Ei- 
genthum der Sade an den Beräußerer ganz von felbft zurück; 
allein das beftelte Pfandrecht bleibt durchaus gültig und tft auch 
gegen den Rückerwerber und feine Rechtsnachfolger verfolgbar, 
wenn das Rüdfallöreiht nicht gehörig gewahrt mar 83 war 
aber das dingliche Rückerwerbungsrecht ſchon zur Zeit der Ber: 
pfändung durch eine Vormerkung im Pfand» oder Güterbuche 
gehörig gewahrt gewefen! fo wird dad nachher vom Eigenthümer 
beſtellte Unterpfand an der Sache durch den Eintritt der Bedin⸗ 
gung ſofort ungühtg, fofern, was fa die Regel ift, bie Bebingung 
eine ſolche iſt, delche rüdwärts wirft %, 

Ueberhaupt gilt der Grundſatz „resoſuto jure conceden- 
ts resolviter: jus concessum" 'in folhen Fällen in Beziehung 
auf Unterpfänder nur, wenn das entgegenftehende Necht, durch 
weiches bie MWiederaufföfung des Rechts des Einräumenden be: 
wirft wird, auf die genannte Weife gewahrt worden iſt oder der 
Pfandgläubiger mit demfelben befannt war (8. 145 vergl. auch 
Bolley 1 S:'80). Zwar follte man,’ wenn man den Art. 8 
bes Pfandgef. Tiest, glauben, daß Dem nicht fo ſey, daß viel- 
mehr. jener Grundſatz auch in Beziehung auf Unterpfänber un⸗ 


——— — —— — — — — — — — 

51) Natürlich. wenn ‚bei der Verpfaͤndung ſelbſt im Pfandbuche ſchon die 
Widerruflichkeit des Eigenthums bemerkt if: fo gilt eben dadurch das Recht 
des Rückerwerbers für geivahtt. 

.52) Das beſtellte Unterpfand hat hier nur bie Wirkung, baß derjenige 
Nückerwerber, welthey etwa für "den Rückerwerb einen Preßs zu erſtutten ober 
zu bezahlen Igt. wenn er pon dem beſtellten Unterpfande in Kenntniß geſetzt 
worden if 4 Riefen, Preis, ja weit es, zu Befriepigung des Pfandglaͤubigers 
nöthig iſt, an diefen „entrichten muß Pfandgeſ. Art. 8, 77; ‚vergl. auch 
Bfanventwiclungsgef. Art. 71, Abf. 2). Natürkich hängt “aber von 
ber Bezahlung des Preifes das Freiwerven der Sache vom Uns 
terpfande nicht ab, wenn der NRüderwerber fein Medi gehörig 
gewahrt hatte. Anderet Meinung ſcheint zwar Bolley I ©. 72 zu 
ſeyn. Allein das Pfandrecht wird ja durch den Rückerwerb nach Art. 8 
Abſ. 1 des Pfandgefehes fofort ungültig und dem Pfandgläubiger fteht zum 
Zweite feiner Befriedigung gegen den Rückerwerber blos eine perſönliche 
Klage auf jenen Preis zu CBtandgef Art. & Abf.. 2, Viandentwidlungegeſ 
Art 71 Abi. 2). 
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beſchraͤnkt gelte. Denn: dieſer Artikel ſpricht den Grundſatz ganz 
allgemein aus, ohne auf eine nothwendige Wahrung des ent⸗ 
gegenſtehenden Rechts hinzudenten. Allein aus fpäteren Artikeln, 
aus den Artt. 68, 74, 77 ergibt ſich, daß. die Beſimmung des 
Art. 8 Abſ. weſentlich zu beſchtünken iſt und nur für den Fall 
gilt, wenn der dritte Berechtigte fein: Recht gewahrt hatte ober 
der Pfandgläubiger.: mit demſelben zu gZei der Berpfänbung 
befannt war. - 

Bei.der Wahrung eines. Dingikhen Rechts buch Bormertung 
im Pfand⸗ oder Guüterbuche entfkeht noch eine meitere Frage. 
Das Pfandgefeg denkt, wie: aus den Artt. 7. —78 hervorgeht, bei 
dieſen Wahrungen nur au den zunächſt liegenden Fall, d. han ben 
Ball, wenn Jemand das dingliche Recht überhaupt, das er -an:einer 
Liegenſchaft in Anspruch nimmt, ſichern will gegen eine. Berpfänbung 
ber Liegenfchaft, die auf den Ramen eines Dritten wollzogen 
werben möchte, alfo an den Fall einer Wahrung durch einen — 
fo zu: fagen — pofitinen. Einteng bes zuftehenden oder in An⸗ 
ſpruch genommenen dinglichen Rechts. Wie if ed aber in. dem 
Falle zu. halten,. wenn. ed fich von Wahrungen gegen Befchräns 
fungen eines; und zuſtehenden Rechts handelt? In einem 
foschen: Falle ann, wenn das beſchraͤnlende Recht im Guͤtenbuche 
eingetragen, iſt, ed. nacht: genugen, unſer Recht (das durch Jenes 
beſchraͤnkt wuͤrde) überhaupt vorzumerken, ſondern es muß 
daſſelbe, wenn es gehörig gewahrt ſeyn ſoll, entweder als ein 
unbeſchrankt es vorgemerkt oder gegen das beſchraͤnkende Recht 
ein — jo zu ſagen — negativer: Eintrag im Pfand⸗ oder 
Guͤtrerbuche bewirkt, eine Ver neimung. des befhränfenben Rechte, 
eine Proceſtation gegen: Daſſelbe vorgemerkt: werben. : Imre 
fpricht dad. Pfandgeſetz von foichen: Faͤllen nicht ausdruͤcklich, 
ſcheint überhaupt. nicht an fie. gedacht, zu haben, Allein das Be⸗ 
Imupteie folgh.mit snatbmeidbiger ‚Konfequenz. aus den Prämiſſen 
auf. welche deu: Mint. 74 ſich ſtütt und aus den Artt. 57 und Gh. 
Einige Beiſpiele werben die Sacht und bie vratiiſche Wich⸗ 
tigkeit der, Frage klan machen. .i | 

Man:mehme den Fall: A: if as Eigentbäwer. ‚einer viegen. 
ſchaft, Bald. zu einem bedeutenden Grundzinſe an berfelben 
Liegenſchaft bevechtigt im Güterbuche eingetragen; B beftellt an 
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ber. ihm zukommenden Reallaft dem‘ ein Unterpfond; fpäter 
wit C fein Pfandrecht realiſiten; nun aber zeigt ed fh, daß 
die Nealtaft dem B gar nicht oder daß fie ihm nur im weit ge- 
ringerem Betrage, als fie eingetragen war, zufland. Iſt nun 
hiee das Pfandrecht an ber Reallaſt ganz ober theilweife un- 
gintig? Bei diefer Frage kommt offenbar Alles darauf an, ob 
der A fein entgegenſtehendes Recht: gehörig gewahrt hatte. Denn 
das Pfandrecht an der NReallaft war auf den Grund des Güter- 
buches erworben; ein ſolches Pfandrecht iſt aber ganz in ber 
Weiſe, wie es auf den Orund bes Güterbuches erworben wurde, 
gegen jedes nicht gemahrte Recht gültig und ein nicht gewahrtes 
Recht kann auf, feine Weile gegen Daffelde geltend gemacht 
werden (S. 156 ff.). Im vorliegenden Falle nun hatte A fein 
emigegenftehendes Racht nicht gehörig gewahrt. Denn zu riner 
gehörigen Wahrung des Rechts wird erforbert, daß durch die 
Art der Wahrung das fremde Recht verneint wird. Der 
bloße Eintrag des Eigenthumes Lim engeren ,. wahren Sinne 
des Worte) enthält, fobald zugleich auch ein daſſelbe befchränten: 
des Recht eines Dritten eingetragen if, woch keines wegs 
eine Berneinung dieſes letzteren Rechts, da beide 
Rechte an fidy einander nicht. ausfchließen, Jemand Eigemhümer der 
Sage feyn und zugleid: einem: Dritten eine. Neallafk an der 
Sache zuftehen kann. Im obigen Yale it baher das Pfandrecht 
volllommen gültig und gegen den. Eigenthümer verfolgbar,, weil 
diefer fein entgegenſtehendes Recht nicht gehörig gewahrt hatte. 
Zu‘ einer gebörigen- Wahrung ſeines Rechts würde in einem 
folgen Falle erforderlich ſeyn, daß der A ausdrücklich als Freier, 
unbefhränfter Gigenthämer eingetragen geweſen wäre ober 
er eine. ausdruckliche Verwahrung eine-Proteflation gegen die 
Realtaft In das Pfand» oder Güterbuch vor jener Unterpfands⸗ 
beftellung hätte eintragen laſſen. — ‚Aus. den gleichen Gründen 
ſchützt auch die Vormerkung einen Eigenthumérrechts nicht 
gegen die dem Eigenthümer nachtheilige Verpfaͤndung einer im 
Güterbuche eingetragenen Reallaſt. Wenn 3. B, J. als Eigen 
tbümer einer Liegenſchaft, G als Realberechtigter. an derſelben 
im Guͤterbuche eingetragen if, H aber Beides beftreiten zu kön⸗ 
nen glaubt, weit ihm das freie Eigemhum an der Sache zu: 
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ſtehe, ex läßt aber blos überhaupt fen Eigenthumsrecht im 
Güterbuche vormerken: fo ift er dadurch nicht gehörig gebedt. 
Wenn nämlich nun G auf den Grund bes Güterbuches die Neal: 
laft verpfänhet: fo muß fpäter H das Pfandrecht und fomit bie 
Reallaft gegen, ſich gelten laſſen, follte er auch fein freies Ei⸗ 
genthum an ber Liegenſchaft nachweiſen fönnen; denn gegen 
die Realia. hatte er ſich und fein Eigenhum durch die. Bore 
merkung gar nieht gewahrt; Dadurch nämlich, daß ex ſich bios 
überhaupt als Eigenthümer vnrmerfen ließ, verneinte er noch 
keineswegs die im: Büterburke eingetragene. Reallaſt. 
Zu diefem Zwecke mußte er fein Eigenthum ‘die ein, freies 
vormerken oder neben der Vormerkung ſeines Eigempums eine 
Proteſtation gegen: die Meatlaft eintragen laſſfen. 

$. 14. In Beziehung auf. dieſe Wahrungen (6. 12, 137 
ſetzt unfer Pfandgeſetz noch sinen fehr wichtigen allgemeinen Grund⸗ 
ſatz feſt. Es beſtimmt nämlich der Art. 89: deffelben in Bezie⸗ 
bung auf ſaͤmmtliche Ginträge in die Gerichtsblicher Folgendes: 
„Gegen den Rachtheil, welcher aus der Verſäumniß eines Be⸗ 
„rerhtigten entfleht, findet, felbft unter Vorausfegung der allge» 
„meinen Bebingungen, Wiedereinfegung in den-vorigen 
„Brand nicht ſtatt; es wäre dann, daß der Gaͤubiger das 
„nicht vorgemerkte Reche gekannt hätte:, oder daß derſelbe ber 
„Wiedereinſetzung ungeachtet venwoch befriedigt werben koͤnnte. 

Es wird hiernach Demjenigen, welcher in Beziehung auf 
eine Wahrung ſeines Rechts ſich irgend verfäumte, in feiner 
Weile geholfen; das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in. ben 
vorigen Stand ift in dieſer Dinficht auch in den Fällen ausge⸗ 
ſchloſſen, in welchen es nad den Grumbfägen des beſtehenden 
Rechts wegen Vorhandenſeyn eines allgemeinen Wiedereinſetzungs⸗ 
grundes. begründet .wäre., ſo daß namentlich auch Minderjäh⸗ 
rigen und Denjenigen, welche in Beziehung auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand die Rechte Minderjähriger haben, wenn 
für fie wegen der nöthigen Wahrungen irgend etwas verfäumt 
iR, in Teiner Weiſe geholfen wird. . . 

Das Geſetz macht nur zwei Ausnahmen, Die eine, wenn 
der Gläubiger das nicht .gewahrte Recht gekannt hatte, bie an; 
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dere, wenn er der. Wiedereinfegung ungeachtet vennod befriedigt 
werben fönnte. 

‚Bei diefen zwei Ausnahmen entfleht zunächſt die Frage: 
gelten ſie ſchon für ſich allein ohne weitere Erforderniſſe, d. h. 
Tann der wahre Berechtigte unbedingt Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand verlangen, wenn der eine oder der andere jener 
beiden Fülle. vorhanden tft, oder kann er fie nur verlangen, wenn 
der eine von beiden. Räflen: vorhanden: if und: dazu nad ei- 
ner der. in den Geſetzen anerfaunten allgemeinen 
Wiedereinfegungsgründe hinzufommt, wie 5.3. Min: 
derjaͤhrigleit? - In Beziehung auf den erſteren Fall find, fo viel 
ich finde, die Ausleger unſres Pfandgeſetzes einig; fie nehmen 
an, daß die Bekanniſchaft des⸗Pfandgläubigers mitdem An⸗ 
ſpruche des ‚wahren Berechtigten an und für ſich ſchon genügt, 
um: für den. Letzteren die -WBiebereinfegung: in den vorigen Stand 
zu. begründen, wenn auch nicht noch andere allgemeine Wieder⸗ 
einfegungsgrünbe ‚binzulommen.. Für den legteren Ball Dagegen 
(wenn der Wiebereinfegung ungeachtet dennoch der Gläubiger 
befriedigt werben Tinte) find die Anfichten verſchieden. Bolley 
z. B. Bd IS: 299) "glaubt, dieſer Umſtand begrände': blos 
dann Wichereinſetzung in ben vorigen Stand, wenn noch ein 
ollgemeiner : Reſtitutionsgrund. mit ihm zufammentreffe; 
Mayer Dagegen (Bd. J S: 408) halt ein. ſolches Zuſammen⸗ 
treffen nicht für möthig; fondern jenen Umſtand allein fchon zur 
Wirbereinfegung fir hinreichend. -."Ditfer: letzteren Anſicht iſt 
wohl au: der Vorzug zugeben. Denn. das: Pfundgeſetz ſpricht 
fish .in Beziehung auf beide Fälle in ganz. gleicher Weife aus, 
md: was man daher für den einen annimmt, muß amch für den 
asperen’geltenz darüber aber, daß es beim. erfieren Falle ein 
Zufmungtireffen mit einem allgememen Wiedereinſetzungsgruude 
nicht verlange, kann fein Zweifel jeyn;" wie ſchon ber: Art. 65 
beweist.: !. .: 

Was mn: aber e diefen erſteren Fell, die Be kann ſaaft 
des Gläubigers mit dem nicht gewahrten Rechte er 
nes Dritten, betrifft, der noch einer. näheren Betrachtung be: 
darf: fo. ſollte man nach ‚der ‚allgemeinen Faſſung des Art. 74 
des Pfandgeſetzes glauben, daß nicht gewahrte dinglihe Rechte 
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Dritter, eben weil fte nicht. gewahrt .find, gegen ven. Pfandgläus 
biger nicht verfolgbar ſeyen, ſollte er. fie- auch: gekannt haben 
Denn, der Art. 74 fagt ganz .abfolut: „Kin, Drüter,. welchem 
„dinfichtlic; der verpfaͤndeten Sache ein Recht zufteht, kam baf- 
‚Selbe, wenn. er. es vor der Eintragung des Unter— 
„pfandbsrehtg. nidt. gewahrt. hat, nahber.gegen den 
„eingetragenen Pfanpgiäubiger. nit mehr geltend 
„machen.“ Allein ſchon aus Dem. Art..65 ergibt ſich, baß, was 
bei dem. Pfandgefege,; wie. Schon. gezeigt: wurde, öfters vorkommt, 
der Art. 74 zu allgemein und umbedingt gefaßt if, und man 
muß die Befimmumngen dieſer beiden: Artikel: enıhbiniren und da⸗ 
durch. den Art. 7N4 beſchnänken. Dev Att:66 fagtı nämlich? .,‚Wer 
„ein. Unterpfand- erwirbt, wird der Regel ˖ nach gegen alle iyın 
„unbekannten Rechte: und. Mafpräche gefichert, wolche zur Zeit 
„dieſer Erwerbung weder im Screrbuche ao im Unierpfands⸗ 
„buche bemerkt geweſen .. .. > io - u 

Es iſt alfo ſchon nad diefem Ariikel ein 1-Hanbgläubige, 
wenn er auf den Grund des Guterbuchs oder der daſſeibe ver⸗ 
tretenden und ergaͤnzenden Urkunden ein Pfandrecht von einem 
Unberechtigten erwarb und das Recht des wahren Berechtigten 
nicht gewahrt. war, gegen, dieſes Recht dann nicht :gefichert, wenn 
er zu der .Zeit., in welcher ibm Das Unterpfand beftellt- wurde, 
das Recht oder bie. Anſprüche des Dritten Tantıte; "ber wahre 
Berechtigte Tann in einem ſolchen Falle ſein Necht gegen ihn, 
obwohl er ed. ‚nicht gewahrt hatte „. geltend machen und das be⸗ 
ſtellte Unterpfand augreifen. 

‚Nach dieſem Artikel iſt es aber nweifelhaft ob bae dem Rechte 
eines Dritten widerfireitende Pfandrecht in einem ſolchen Falle ſchon 
ar fich ungültig ift oder ob es an fi ch gültig iſt und nur hinterher und 
zwar in der beſchränkten Beziehung gegen den mit dem Anſpruche be⸗ 
kannten Pfandglaͤubiger angegriffen und wngefloßen werben kann. 
Daß die Frage, eine practiſch keineswegs unwichtige if, wird füch 
unten (Nr. 4) ergeben. Ihre Entſcheidung ‚findet fi auf eine 
indirecte Weiſe in dein angef. Art. 89, wo man fie freitich nicht 
fuchen follte. Nach biefem Artikel naͤmlich ſoll in einem ſolchen 
Falle der berechtigte Dritte blos die Befugniß haben, gegen 
den wiſſenden Pfandgläubiger Wiedereinfegung in den 
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vorigen Stand zu verlangen. Es iſt alſo die Unterpfands⸗ 
befiellung — wenn fie auf den Grund des Güterbuches 
oder von einem Solden gefhah, der von dem im 
Güterbude Eingetragenen fein Recht ableitet, S. 177 
— in einem ſolchen Kalle an ſich gültigz nur findet dad Rechts⸗ 
mittel der Wiebereinfegung gegen den wiſſenden Gläubiger flatt 
und das Unterpfand kam ſomit dadurch gegen Diefen, fo weit 
das Recht des wahren Berechtigten reicht, hinterher unwirkſam 
gemacht und umgeſtoßen werben. Hiernach ergeben fich über 
biefen Fall folgende Grunbfäße: 

4. Die Belannifchaft des Pfandgläubigers mit den Anſprũü⸗ 
chen Deſſen, ver ein dingliches Recht an dem verpfändeten Ges 
geaflande hat, erfegt bie Wahrung. des dinglichen Rechts ® 
infoferne und in fo weit, als, wenn der Glaͤubiger fein Pfand⸗ 
recht von einem ganz ober theilweiſe Unberechtigten, aber im 
Güterbuche als berechtigt Eingetragenen. oder von Dieſem fein 





53) Natürlich handelt es fich hier blos von binglidgen Rechten. Bios 
perfönlihe Rechte und Anſprüche Tönnen aus dem Grunde, weil fie bem 
Pfandgläubiger zur Zeit der Erwerbung feines Pfandrechts befannt geweſen 
feyen, zum Nachtheile feines dinglichen Rechts, des Pfandrechts, nicht gel: 
tend gemacht werden. Denn durch ein blos perfönliches Kecht, welches ein 
Drittes in Beziehung anf eine Sache: gegen ven Bigenthümer hat, wird ja 
überhaupt die Gültigkait einer Veräußerung der Sache pder einer binglichen 
Belaftung derfelben, die der Cigenthuͤmer vornimmt, night gehinbext (vergl. 
auch Bolley B. 1 S. 271, 300). Zwar macht von diefem legteren Sape 
unfre Pfandgeſetzgebung, wie im F. 15 und 18 gezeigt werden wirb, eine 
fchwerlich zu rechtfertigende Ausnahme; nur geht fie dabei boch nicht fo 
weit, auch ſchon die bloße Kenntutd beftebenber perſonlichetr Anfprüche und 
Rechte dem Pfandgläubiger nachtheilig werben zu laſſen, ;ımd ausdrücklich 
fagt dieß auch das Pfandentwicklungsgeſetz Art. 70, indem es .fich. dahin 
ausfvricht: „Wer in Folge einer perfönlihen Verbindlichkeit des Schuld: 
„were, ohne ein auf ver Sache feldft haftendes Recht, auf eine zur Concurs⸗ 
„mafle gehörige Sache Anſpruch macht, Kat vor ben übrigen Gläubigern 
„des Schuldners fein Vorrecht. Auch ſteht ein ſolcher Anſpruch an 
“lich, ſelbſt wenn ber Gläubiger venfelben zur Seit der Erwer⸗ 
„bung feines Pfandrechts kannte, der Sultigkeit.ngb Wirkſam⸗ 
„keit des Pfandes nicht im Wege.“ Gut war es übrigens, daß dieſe 
ausdrückliche Entſcheidung der Frage gegeben wurde. Denn der Art. 89 
bes Pfandgeſetzes if in diefer Hinficht wieder viel zu allgemein umd fo ges 
faßt, daß man nach feiner Fafſung auf das Gezentheil fchließen müßte. 
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Hecht Herleitenden erworben hat (denn wem er es nicht auf 
biefen Grund erwarb: fo ift überhaupt eine Wahrung entgogen⸗ 
ſtehender Rechte in ber Regel nicht nötbag oben ©. 477 f.)-und der 
wahre Berechtigte feine Rechte in den Gerichtobuchern nicht gewahrt 
hatte, der Letztere feine nicht gewahrten Rechte doch ‚gegen den 
Pfandglaͤnbiger verfolgen und geltradmachen, ſomit das Unter⸗ 
pfand angreifen Tan, went: ber. Gläubiger von jenen Rechten 
ſchon zu der Zeit, im: welcher er das Buterpfand erwazxb, mußte, 
Es if aber 

2. nicht einmal. nötig, daß die Rechte des Dritten dem 
Glaͤubiger ale Reſcht e bekannt warer db. h; daſt der Glaͤnbiger 
wirklich wußte, ver Gegner fen ‘der wahre Berechtigte, ſondern 
ed gewägt, wenn er nur wußte, baß der Gegner dingliche An⸗ 
ſprüche an die Sache made, und es ſich fpäter zeigt, daß dieſe 
Anſprüche wirklich begrüäudet waren „. daß der Gegner wirklich 
Berechtigter war. (Pfandgeſ. Art. 665). Wenn 3. B. ber A: im 
Guͤterbuche als Eigenthümer eines Aderd ohne Berchräufung: 
eingetragen iſt während er blos ein Nutznieſamgsrecht am Acker 
hat wand feinem Sohne B das Eigenthum zuſteht 53e, und ev 
an diefem Acker dem C ein Unterpfanb beflellt, C. aber wußie, 





538) Dieb Tann bei unſren Güterbachern gar Leicht vorlymmen wegen 
der gewiß ganz unggeigneten Vorſchrift, die noch in neuerer Zeit wiederhohlt 
wurde, daß das Grundeigenthum der Kinder, welches in Berwaltung 
und Genuß der Eltern ftebt, auf den Namen der Eltern in das Gü: 
terbuch eingetragen werben foll:' Zwar ſoll dabei das Betreffenbe Rechts: 
verhaͤliniß genan angegeben werden. Miele wie .Ieicht kann Hier ein: Bars 
Roß oder’ eine Ungenauigkeit vorgeher, und überhatzyt möchte: man fragen, 
wie läßt es ſich bei ber Wichtigkeit, uniter.. Güterbücher für bie Privatrechts⸗ 
verhaͤltniſſe irgend begründen, daß Liegenſchaften nicht auf ven Namen 
des befannten und anerfannten Eigenthümers, ſondern auf den 
Namen des Nich tetgenthümers eingetragen werben folfen! Babtt iſt noch 
zu erwaͤgen; daß minderjähritge Rinder bei Verſtößen, die in ſolchen Fällen 
etwa gegen ſie gemacht werden, gegen deren nachtheilige Folgen Feine Wieder⸗ 
einfegung anzufprechen haben, außer in ben ‚beiden fehr beſchraͤnkten Faͤllen 
bes Art. 89. Jene Borichrift (vom 3. 1832) laͤßt fi wohl nur dadurch 
erflären, daß man die große und nur zu gefährliche Bedeutung, welche bie 
Süterbücher durch die neuere Gefetzgebung für das Privatrecht erlängt hat- 
ten, dabei nicht beachtete und nur an ihre Function ale Steuerb büch er 
dachte. 
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den Anſprüchen des. dinglich berechtigten Dritten begründete An- 
greifbarfeit bes von :einem Nechtberechtigten beflellten Unterpfan⸗ 
des erſtreckt ſich auch anf. bie Nanfoiger bes Gläubigers, aber 
anf Diefe :mur theilweiße. Ä 

Seht naͤmlich in solchen gatlen das pf andrecht des Gläu⸗ 
bigers auf rinen Univerſal nachfelger deffeiben über: fo Tınn 
ed feinen Zweifel: leiden, daß bei bem Letzteren das Pfandrecht 
nicht wirkſamer ſeyn kann, als ed dei feinem Vorgänger war; 
der Dritie, weicher fein Recht nicht gewahrt hatte, Tann. doch 
wegen der. Wiffenfchäft diefes Vorgaͤngers auch gegen: den Uni⸗ 
verſalnachfolger Wiebereinfegung in. ben vorigen Stand verlan- 
gen, weil die Wiſſenſchaft des Vorgängers. vem Univerſalnach⸗ 
ſolger deſſelben wie eigene Wiſſenſchaft angerechnet werben muß. 
Anders. ift. ed.imgegen;, wenn bad. Pfandrecht des Gläubigerd 
auf bloße Singularnanfolger deſſelben äbergeht. Wenn z. 2. in 
bem oben. S. 208MNr. A gefegten "Falle: Der Glaͤubiger BE feine For⸗ 
derung ‚mit, dem SMahdrechte: an den Dedlerlauft und ab tritt 
und: D. von den. Anſprüchen des O nichts. wußte und vdieſe auch 
micht: gewahrt waren: fo kann der C fein dingliches Rocht gegen 
ben neuen Wfanbgläublger nicht geltend machen; vielmehr ift das 
auf den: Grund des Guͤterbuchs befteike und fpäter auf den D 
übergegangene: Pfandredyt: au gegun den wahren Eigenthuͤmet 
wirktem, To: fern ev fen Recht nicht gewahrt halte, - Denn abgefehen 
Davon, ‚Daß. der Art. 65 FJeden, „der ein Unterpfand erwirbt" 
gegen alle nicht :gewahrten Rechte und Anſprüche fchügt, wenn 
fe: „ihm unbelannt‘ waren, hier aber D von den Rechten des 
G nichts zone und die Wiſſenſchaft feines Vorgängers Ihm 
nicht angerechriet‘ werben Tann, dba er nicht Univerſalnachfol⸗ 
ger: befjeiben its fo wird: dieß noch ausdrücklich ausgeſprochen 
im Art. 72 des Pfandgeſ. Nar gilt das eben Gefagte nicht 
unbebingt.:yon. jerem: Singularnachfolger. Denn nad 
Art. 72 iſt Derjenige, der eine verficherie Forderung auf ben 
Grund der Eimträge in das Unterpfundsbuch erwirbt, gegen bie 
nicht gewahrten Rechte und Anſprüche Dritter, welche der Vor⸗ 
gänger in Folge feiner eigenen Wiſſenſchaft gegen fi ſich 
anerkennen müßte, nur daun geſichert, wenn feine Erwerbung 
„mit läfigem Titel und in gutem Glauhben“ geſchah. 
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Erwarb er baber bie Pfandforderung auf eine wicht Täftige 
Weife db. h. ohne eine Gegenleifßung, z. B. durch ein Vermaͤcht⸗ 
niß ober durch eine Schenkung: fo Föngen diejenigen nicht ge⸗ 
wahrten binglichen Rechte und Anfprüde Dritter, bie feinem 
Borgänger zu der Zeit, in welcher Diefem das Pfaudrecht be⸗ 
ſtellt wurde, beiannt waren, auch gegen ihn geltend gemacht wer: 
den und das Pfandrecht ik durch das. Rerhtsmittel der Reſtitu⸗ 
tion ganz. in derfelben Weiſe angreifbar, wie ed gegen ben. ur 
fprünglichen Pfandgläubiger angreifbar wars ebenfo Tönnen biefe 
Anſprüche gegen. ihn geltend gemacht werden, wenn er das Pfand» 
recht zwar unter Jäfigem Titel aber nicht im guten Glauben 
erwarb, (d. 5. wenn er zur Zeit der Ermerbung mit ben nicht 
gewahrten Anfprücen des wahren Berechtigten befannt war). 
Zweifelhaft ift ed aber, ob biefe Anfprüche felbft dann gegen ihn 
geltend gemacht werben koͤnnen und durch fie fein Pfandrecht ange: 
griffen werben bürfe, wenn fein Vorgänger mit jenen Anſprüchen 
nicht,befaunt war, aber er, ber Nachfolger, zur Zeit bes Ein 
tritis in die Pfandforderung jene Anſprüche faunte 5, 











55) Bejaht wird bie Frage non Seeger 8. 1 &. 228, 229 Mayer 
B.1 S. 410 (unter einer jedenfalls richtigen Beichränfung). Berneint wird 
fie von Bolley B. 1 ©. 254 f. Mir fcheint Bolley's Anficht die richtige 
zu feyn. Zwar ſcheinen die Artt. 65 ımb 89 fir die-Bejahung der Frage 
zu fprechen und ein Theil der Zweifel, welche Volley aufwirft, würben 
ſich theils dadurch befeitigen, Daß es ſich hier nicht von einer urfyrünglichen 
Nugültigteit des Pfandrechts handelt, ſondern von einer bloßen Wieber- 
einfegung in, ben vorigen Stand gegen ein an fich gültig erworbenes Pfand: 
recht, theils dadurch, daß es ſich von felbft verſteht, daß die Kenntniß des 
fremden Rechts dem Rechtsnachfotger in folden Fällen nur dann fchaden 
würbe, wenn er he zur Zeit der Srwerbung:bes Pfandrechts 
Hatte. Allein — und dieß emifchelvet wohl fün Balls Anfiht — 
Art. 72 des Pfandgefehes erklärt fo beſtimmt und fo allgemein, Jeder, auf 
welchen eine durch Unterpfänder verficherte Forderung übertragen werde, koͤnne 
zur Zurüdweifung der Anfprüche Dritter vie Rechte feines Vorgängers 
geltend machen, dag man nicht anders Faun, als annehmen muß, der Gel: 
fionar fen jedenfalls durch den guten Glauben, in welchem fein Borgänger 
das Pfandrecht erwarb, gedeckt. Auch würde Bei der entgegengejegten An⸗ 
fiiht einem Pfandgläubiger, der von einem fm Güterbuche eingetragenen 
Unberechtigten fein Pfandrecht im guten Glauben erwarb, der Verkehr mit dies 
fem Pfandrechte, die Abtretung ſeiner Pfandforderung ganz unmoͤglich gemacht, 


14 * 
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F. 15. B. Wahrung bloßer perfönliher Rechte. 

Durch bloße perfönliche Rechte, welche Jemand in Be⸗ 
ziehung auf unfre Sache gegen uns bat, wird bie Gültigkeit 
dinglicher Rechte, die wir Dritten an der Sache 'einräumten, 
nicht gehindert. Dieß folgt ganz -confequent aus ber Natur des 
Dinglichen und des perſoͤnlichen Rechts, wie dad gemeine und 
unfer particuläreg Recht diefelbe mit Recht auffaßt und beftimmt. 
Das perfönliche Necht wirft nicht gegen die Sadje, fondern 
blos gegen die aus befondern Gründen verpflichtete Perfon. 
Wenn daher der perfönlih Berpflichtete dingliche Nechte an ſei⸗ 
ner Sache einem Dritten einräumt? fo Tann der gegen ben Ein- 
räumenden bles perſönlich Berechtigte -fein - perfönlihes Recht 
nicht gegen den dinglich Berechtigten Dritten geltend machen, 
eben weil fein Recht nicht gegen die Sache felbft geht und weil 
ihm der dinglich berechtigte Dritte nicht verpflichtet iſt. Iſt 3.2. 
Semand in Folge eined Verkaufs oder eined Schenlüngsvertrags 
perſönlich verpflichtet, mir feine Sache nach einer gewiffen Zeit 
zu überlaffen, ebe aber diefe Zeit eintritt, veräußert er fie an 
einen Dritten und übergibt fie Demfelben, fo dag nun Diefer 
das Eigenthum der Sache erwirbt: fo kann ich vermöge meines 
blos. perfönlichen Rechts das dingliche Recht, das der Dritte an 
der Sache erwarb, nicht brechen und dem Dritten die Sache nicht 
abfordern, eben weil er. mir zu gar nichts perfönlich verpflichtet 
ift, mein Recht-aber nicht an die Sache felbft, fondern blos an 
bie Perfon Deffen gebt, der mit mir den Vertrag fhloß, und 
fo bleibt mir in einem ſolchen Kalle nichts übrig, als ein Recht 
auf Entihädigung gegen meinen Contrahenten. Ebenfo, wenn 
in dem angegebenen Falle der Verkäufer oder Schenker die Sache, 
ehe er fie mir übergibt, an einen Dritten verpfändet,. indem er 
glaubt, er werde die Pfandfchuld abtragen Fönnen, ehe die Zeit, 
in welcher er die Sache herausgeben muß, eintreten würde, 
bleibt das Pfandrecht ganz gültig, wenn auch noch vor Abtragung 


wenn in ber Zwifchenzeit vor dieſer Abtretung ber ‚wahre Berechtigte die 
Wahrung feines Rechts noch nachhohlen würde. Man muß Das, was bie 
Artt. 89 und 65 von der Belanntfchaft mit dem Rechte Dritter fagen, be 
fchränfen auf den urfprünglichen Erwerber des Pfandrechts; denn fonft würs 
den dieſe Artikel im MWiderfpruche mit dem erften Abfabe des Art. 72 ftehen. 
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ber Pfandſchuld der Zeitpunkt eintritt, an welchem ber. Berpfäh- 
der vermöge feiner perſönlichen Berpflichtung mir: bie Seshe herr 
ausgeben muß. - Denn. der Berpfänder war. als Eigenthümer 
befugt,. die, Sache dinglich zu beiaften, und ich, Der bios perſön⸗ 
lich Berechtigte, kann in Feiner. Weife das. dingliche Recht, 
weldyes Der Dritte erworben hatte, angreifen, da mein ‚perfön: 
liches Recht -blpd: gegen. meinen - Paciscenten geht auch Hier 
fann ich blos von diefem Letzteren Entfchädigung verlangen... 
„Es kann hiernach nach den befiependen.allgemeinen 

Grundfägen: unfres poſitiven gemeinen und particulaͤren Rechts 
das bios perſoͤnliche Recht eines Dritten einem vom Figenthämer 
beſtellten Pfandrechte in, keiner Weife Eintxag thun. -, | 

. Namentlich gilt dieß auch in dem Falle, weun jemand auf 
Erwerbung ober Wiedererlangung einerliegenfhaft 
ein perfönliches Recht, z. B. aus einem Kaufe, Tauſche u: ſ. m 
bat. Durch diefes hlog -perfönlihe. Mecht wird der Eigenthümer 
in der Beſiellung dinglicher Rechte und namentlich eines Pfand: 
schts an feiner Sache nicht gehindert; das von ihm beſtellte 
Pfandrecht kann yon jenem ‚blos, perſönlich Berechtigten in Teiner 
Weiſe angegriffen. werden, und wenn das perſönliche Recht des 
Berechtigten ih ſpaͤter reakfirt d. h. auf jihn das Eigen; 
thum der Sache durch Uebergabe derſelben übertragen wird: 
fo kann der Pfandgläubiger, der von dem; früheren Eigenthümer 
fein Pfandrecht erworben hatte, gegen den neuen. Cigenthümer, 
wie gegen jeden Dritten, fein vor. Diefer Eigenthumserwerbung 
mehlerworbenes. Pfandrecht geltend machen. an. ihm Dee tzwede 
feiner Befriedigung. die Sache abfordern. wert. 

Bon -diefen Grundfägen eine Nysnehme zu Sunfkr dee bios 
perſönlich Berechtigten zu machen, dazu liegt ‚ein genügender le⸗ 
gislatiper Grund nicht. vor; vielmehr würde Durch eine ſolche 
Ausnahme die Gonfequenz unſres Rechts ganz geflört "a und 
für den Berfehr manches Mißliche herbeigeführt. 

Leider aber macht unfre Geſetzgebung eine ſolche Ausnahme 
auf eine bedenkliche Weiſe. 

Zwar hatte in biefer Beziehung pie Regierung in dem 





55 2) Dieß erfennt auch Mayer: B. I ©. 376 an. 
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Entwurfs dies Pfandzgeſetzes an der Conſequenz bes be- 
ſtehenden Rechts und Demjenigen, was feittem &eifte gemäß ifl, 
feſtgehalten, indem fie einem bios perſönlichen Rechte: auf Er: 
werbung ober Wiedererlangung eines Gutes, follte ed auch in die 
öffentlihen Bücher eingetragen ober in denſelben vorgemerkt feyn, 
durchaus nicht die Witfung beifegte, daß es einem Pfandrechte, 
bag vom Gigenthämer der Sache bekellt: wurde, irgend Eintrag 
thun körmie; fie hielt ſich ſomit bier ſehr mit Recht durchaus an 
bie Grundſaͤtze des beſtehenden Rechts. Allein die ſtaͤndiſche Com⸗ 
mifſion, welche den Entwurf des Pfandgeſetzes ar begutachten 
hatte, war bier anderer Anſicht und feßte leider den Antrag durch, 
daß auch blos-perfönliche Mechte, wennfit auf Erwerbung 
vder Wiedererlangung einer Liegenſchaft geben, in 
ben Berichtöbüchern vorgemerkt und dadurch gegen Berpfän- 
dungen ber Liegenfhaft, die der Eigenthümer Der 
ſelben vornimmt, gefihert werden Tönnen. Es bes 
fünımt daher das Pfandgeſetz Art. 7577, daß, wer ein auf 
Erwerbung ober Wiedererlangung "eines Gutes abzweckendes 

perfoͤnliches Rock beſcheinigen könne, befugt ſey, dieſes Hecht in 
dem Unterpfanes⸗ oder Guterbuch e vormerken zu laſſen, und 
daß dann dieſe Vormerkung in Beziehung auf Pfandrechte, welche 
fpäter der Eigenthümer der Sache an betfelben beſtelle, gunz 
vie im $. 415 wäher ausgefährten Wirkungen habe, fo daß alfo 
Pfandrechte, welche der Eigenthümer, follte er auch im Güter⸗ 
buche als Solcher eingetrnugen ſeyn, nach geſchehener Vormerkung 
bes perſonlichen Rechts beftellte, gang unguͤltig werben, wenn Das 
vorgemerfte Recht ale begründet erfannt wird und nun fpäter 
der perſönlich Berechtigte fein perfönliches Hecht auf Ausant- 
wormmng ber Sadye renlifirt, eine Beftimmung, durch welche ein 
ſolches perfönliches Recht gegenäber von Unterpfaͤndern auf eine 
ſehr unjuriſtiſche Weife ganz die Kraft eines dinglichen Rechts 
bekommt 5%, 


56) Die ſtaͤndiſche Commiſſion (Ständ. Verhandlgn v. 1824 III Beil. H. 
©. 233) führte zu Begründung diefes ihres Antrags an: „Die Commiſſton 
„ging nach dem Vorgang anderer Gefebgebungen“ (wohl der Baieriſchen; 
denn nie Breuffifche iſt mit Recht dagegen) „noch weiter, als 
„ber Gefebesentwurf; Fe dehnt die Zusäffigfet und die Wirkung der Bor: 





1. 5. d. Recht zue Verpfändg, Wahrung eutgegenft. perfäm. Rechte: 8. 15. :215 


Später aber blieb man nicht einmal bei biefer großen und 
gewiß nicht zu -rechtfertigenben Aenderung des beftehenden Rechts 
Reben, fondern ging nad) viel weiter. Die Ausbehnung diefer 





„merkungen auch auf perfönltiche Aufbeüche aus, jedoch in der Beſchraͤn⸗ 
„kuung auf foldye Anſprüche, melde die Erwerbung oher:Wiederex 
„langung eines Gutes bezwecken, weil dieſe fonft durch Verpfändungen, 
„welche in der Swifchengeit, bis die Anfprüche geltend gemacht werben: koön⸗ 
„nen oder bis darüber, wenn fle fiteitig find, ein vechtöfräftiges Erkenntniß 
„erfolgt, gar leicht vereitelt erben koͤnnten. Auch kann eine ſolche Vor⸗ 
„merlung nut auf bie Gulligkeit oder Mekſamfeit des nachher beſtellten 
Anterpfands Eiufluß Haben. Dagegen iſt es gar nicht die Meinung 
"Ihrer Commiſſion, daß nun ein folder creditor speciei,. wenn. es 
„mit dem Schuldner zum Concurs fommt, gegenüber von der Gefammtheit 
„der Gläubiger durch die Vormerkung ein Borrecht erlange oder daß er 
„wohl gar Denen, welche ihr Eigenthum vinbicheen, an die Seite zu ftellen 
„wäre“ (leider ging man fogar auch. im ber letzteren Beziehung im Jahre 
1828 noch weiter, wie unten erhellen wird). — Bolley, von: bem jener An: 
trag ber Commiffion wel Hereährte, fucht ihn (Bemerkk. z. Pfandgeſ ©. 62) 
beſo nders dur zwei Betrachtungen zu rechtfertigen, einmal daß dadurch die 
Einfachheit gewonnen werde, welche der ganze Zweck des Geſetzes nothwen⸗ 
dig fordere, indem ein Gemeinderath darüber, ob ein Anſpruch auf Erlau⸗ 
gung einer Sache perfönlicher oder dinglicher Art ſey, in der Regel nicht 
urtheilen Bönne, jeder Glaͤnbiger aber hinreichend gewarnt ſey, wenn er den 
Auſpruch eines Dritten auf die Ihm verpfaͤndete Sache in dem Unterpfands⸗ 
oder Süterhuche eingetragen ſtade; fobann daß «8. Doch nicht abzufehen :fey, 
warum man dem Glaͤubiger einer: Speces die. Sicherung ‚feiner. Anfyrüdge 
nicht eben fo wohl möglich marhen follte,. wie den Gläubiger von Geldfor⸗ 
derungen. Allein 1. Einfachheit. auf Koften allen 'Gonfequenz. des Mechts iſt 
eine. beranerliche Einfachheit und muß. nur gu. Ynfidgenheik in ver Hand⸗ 
habung bes Rechts und zu Berwidlung führen. 25: Menn.die Gemeinde 
räthe über die perfönliche ober dingliche Natur des’ Anfprachenicht gehörig 
urtbeilen foͤnnen: fo Tünnten fie. ja ba,: wo: fie im Zweiſel über vie Sade 
find, der. Anſpruch ſtets vormerlen, Indem über die vechtliche Wirkung diefer 
Bormerfung nicht fie, fonvern feiner Zeit ve. Nichter zu entſcheiden Kat, 
Uebrigens ift gerade durch Die ſpaͤtrere Geſetzgebung, durch den unten $. 18 
anszutegenden Art. 71 des Pfandentwicklangegeſetzes, Ser wohl chenfalls von 
Bolley herrührt (oral, Bolley ES. 268, 270, ES. 679), bie Pfand⸗ 
behoͤrde bo in bie Rothwendigkeit gefehlt, Aber jene Verſchiedenheit auf eine 
für das Recht des ſich Wahrenden weit gefährlichere Weiſe zu entſcheiden, 
weil nun bei: Anſpruͤchen, weiche dinglicher Natur ſind, eine bloße Bor- 
merlung und zum im Bands oder Guierbuche Hinreicht, bei Anſprüchen 
aber, welche perfönlicher Natur find, ein Eintrag in das Rfand büch 
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Anomalte, von welcher die. ſtaͤndiſche Eommiffion im Jahre 1824 
erklärte, daß ed. gar nicht ihre Meimmg fey, fo weit zu geben 
und darauf anzutragen (f. Rote 56), wurde durch das Pfand⸗ 
entwidlungsgefeg im Jahre 1828 wirflih zum Gefeße erhoben 
und-fo der Riß in unſer Rechteſyſtem und: in Die Principien unf- 
red Privatrecht auf eine fatale: Weife vergrößert. Da aber 
die nene Norm, durch welche die Beſtimmungen der Artt. 75—77 
des Pfandgefeges wefentlic umgeformt und erweitert wurden, 
nicht blos auf die Verhältniffe folher perſönlichen Rechte zu 
Unterpfändern fih befhränft, ſondern eine fehr allgemeine 
viel weiter gehende Beziehung bet: fo wird es geeigneter feyn, 
fie unten ($. 48) darzuftellen, und damit auch die Ausführung 


— — — — 


und zwar auf den Beſchluß der Pfandbehörde wit allen Foͤrmlichkeiten einer 
Unterpfanpsbeftelung nothwendig iſt, "uud Teineswegs eine Bormerkung im 
Büterbuche genügt, wie Bolley III S; 1280,. 1291 felbft zugibt. 3. Dem 
Gläubiger einer Species die Sicherung feinen Anſprüche gegen Berpfäns 
dungen von Seiten des Kigenthümers durchaus möglich zu machen, ift feine 
abfointe Forderung des Rechts, und daß eine foldhe Sicherung auch auf 
andere Weife ohne Berlepuug. ver Conſequenz des Rechts möglich feyn würde, 
gibt Bolley ſelbſt. zu. Auch ift ja ber.» Ghämbiger - einer. Gelbforberung 
an ſich keineswegs geſicherter als der Gläubiger einer Species; er iſt es 
nur dann, wenn er fih ein. Pfand beftellen laͤßt, alfo. blos als Pfand⸗ 
gläubiger;: eine Sicherung, bie ſich ja: auch ber. Släubiger einer Speries 
verfchaffen Tann. Nun aber duch eine bloße Vormerkung des Mechts des 
Glaͤubigers einer Species. Diefes in feiner Natur ſich ganz ändern und zu einem 
dinglichen erheben zu laſſen, iſt ja ein’ Ginansgehen über die Praͤmiſſe und 
räumt ihm weit mehr ein, "ale ıdem Gläubiger von Gelbforberungen einge: 
räumt if: 4. Wenn Bolley J S. 63 ſagt, der Pfandgläubiger wiſſe ja 
genau, wie er daran ſey, er koͤnne nicht getäuſcht werden: ſo iſt dieß rich⸗ 
tig; aber dadurch wird doch in der That die Sache nicht gerechtfertigt, ſo⸗ 
wenig überhaupt ein unjuriſtiſches Geſetz dadurch gerechtfertigt wird, daß 
man im Voraus weiß, mit welchen Nachtheilen es uns bedroht. Nament⸗ 
lich kann aber jene Beſtimmung für den Cigenthümer ber Sache ſehr 
nachiheilig wirken. Denn wenn der Wahrung perfänlicher Anfprüche bie 
Wirkung beigelegt wird, welche unfer Geſetz ihrwirklich beilegt: fo wird 
bee Eigenthümer ber Sache Riemanden finden, der ihm irgenb 
Geld anf.die Sache leiht (f. unten $. 18), und es werben fomit bie 
Intereſſen des Cigenthums auf eine empfindliche Welle durch. eine Beſtim⸗ 
mung vetletzt, welche im autſchictenſen Wider ſpruche mit ben allgemeinen 
Rechtogrundſaͤtzen ſteht. EEE . 
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Defien zu. verbinden, was über Wahrung. perfönlider anf Er- 
werbung ober Wiebererlangung eined. Gutes’ gebenber we a dm 
Berhältniffe zu Interpfänbern jest. eilt 


. . ‘ . . N. 


Berentuug der. Einträge in die Serigtbäce für. 
dinglide Rechte‘ überhaupt. zu 


$. 16. Nach dem Ausgeführten haben. die Eintraͤge in die 
Gerichtsbucher bei der Frage Über die Befugniß ‚zu Unterpfands⸗ 
beftellungen und über pas Verhältniß zu beflellten Unterpfändern 
einen fehr großen Einfluß. auf die Wirkfamfeit der eingetragenen 
und vorgemerkten Rechte. Allein bei biefem boch in fo ferne, 
ale er ſich blos auf. die Unterpfandsverhättniffe bezog, im⸗ 
merhin noch befchränften Ginfluffe ‚blieb unfre Gefeggebung lei⸗ 
ber nicht fliehen; fie dehnte ihn auch no quf andere Ver⸗ 
bältniffe aus, eine Ausdehnung, welche, durch Die Yusbildung ‚und 
Rundung des Pfandſpſtems gar nicht geboten, gewirhtigen legis⸗ 
lativen Bedenken unterliegt und gar wohl. verdiente, dureh ein 
neues Gefeg wieder abgefchafft zu, werden, um die Einfachheit 
und Conſequenz unſres früheren Rechts wieder herzuſtellen. 

Dieſe Ausdehnung und die allgemeine Bedeutung, welche 
bie Einträge in die Gerichtsbücher für dingliche ‚und perfönliche 
Rechte überhaupt haben, fonnte nicht eher dargeſtellt werden, als 
nachdem bie befonbere Bebeutung bexfelben im Vexrhältniſſe zu 
Unterpfanbsbeftellungen näher erörtert und fefgeftellt war, indem 
gerade jene allgemeine Bedeutung aus dieſer befonderen ſich ent- 
widelte und mit ihr in einer fo wefentlichen Beziehung fleht, daß 
bier dem Allgemeinen mihwendig. das Beſondere vorangehen 
mußte. 

Es wurde naͤmlich — was zunaͤchſt die Bedeutung. der 
Einträge in bie. Gerichtsbücher für dingliche Rechte 
überhaupt betrifft — Dad, mas bad Pfandgefeg über bie 
Bedeutung des Eintrags dinglicher Rechte bei Unterpfands- 
beflellungen fefifegt, fpäter fehr erweitert durch das Pfandentwid- 
Iungsgefeg von 1838, und zwar auf eine Weife erweitert, ber, 
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wie gejagt, bie größten legislativen Bedenken  entgegenfleben. 
Manchen unfrer Schrififteller war aber dieſe Erweiterung nicht ein- 
mal genug; fie dehnen fie noch mehr aus, als nad) dem Geſetze ſich 
rechtfertigen Täßt, und halten fi namentlidy nicht gehörig an 
den Grundfag, daß Singularitäten nicht zu begünfligen find, daß 
vielmehr ein Geſetz, welches Singularitäten feffegt, ſtreng aus; 
zulegen und möglichft zu befchränten ik. Und gerade bier be: 
finden wir und. durchaus auf dem Boden von Singularitäten, 
in die unfre Geſetzgebung ſich bineinziehen ließ. 

Am Sicherſten werden wir auf ein’ fefles und überzeugen- 
des Nefultat Tommen, wenn wir zunaͤchſt die Frage nach dem 
Pfandgefeye von 1825 unterfuchen unb dam erft auf den In⸗ 
halt des Pfandentwicklungsgeſetzes von 1828 Abergehen. Denn 
das Lestere verhält ſich zum Erſteren bei diefer Frage nur, wie 
bie erweiternde Duelle zur Grundlage. Im Allgemeinen beließ 
das Entwicklungsgeſetz es in dieſer Beziehung bei den Grund⸗ 
fügen des: Pfandgeſetzes; nur im einer Richtung, aber in einer 
fehr weitgreifenden, in Beziehung amf die Sicherung ber Rechts⸗ 
nachfolger, fügte es wichtiges Neues hinzu. 

Was naͤmlich den Inhalt des Pfandgeſehzes über die 
Bedeutung ber Einträge in die Gerichtsbücher ‚für die dingli⸗ 
hen Rechte überhaupt betrifft: ff" 

4. der Orundfüß, daß Derienige ald- Berechtigker gelte, 
welcher als Solcher im Güterbuche ober den daſſelbe ergänzen⸗ 
den und vertretenden Urkunden eingetragen iſt, kein allgemeiner, 
durchgreifender der gilt zunaͤchſt blos in Beziehung auf Berpfän- 
Dingen‘, d. b. es gilt Feineswege allgemein ber Brundfag, 'baß 
ein ſolcher als dinglich berechtigt Eingetragener wirklich aͤls ding⸗ 
lich Berechtigter durchaus zu behandeln IR. Denn bet Art. 57 
des Pfandgeſetzes beſtimmt blos, daß ein ſolcher Eingetragener 
in Beziehung auf Unterpfandsbeſtellungen als der 
Berechtigte gelte. Aber auch ſelbſt in biefer Beziehung gilt ber 
Grundfag nicht einmal durchaus, fordern mr mit einer fehr 
bedeutenden Befchränfung; denn er gilt nicht gegenüber von 
Solden, welde ihr entgegeriftehenbes Recht gehörig gewahrt 
haben (S. 156 f.). 

2. Es wirb daher durch den Eintrag in dae Guͤterbuch keines⸗ 
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wegs dag Eigenthum einer Sache erworben 575 überhaupt if die ſer 
Eintrag für die Erwerbung bed Eigenthums und anderer dinglicher 
Rechte an ſich völlig indifferent. Dadurch, daß ein Nichteigen⸗ 
thümer in das Güterbuch ale Eigenihümer eingetragen. wird, 
geht das Eigenthum nicht auf ihn Über und verliehrt der bishepigt 
Eigenthümer fein Eigenthum nicht (vrgl. auch Pfandgeſ. Art.:68, 
69). Vielmehr werden bingliche Rechte nur. auf den Wegen er⸗ 
worben, Die Schon nach dem früheren Rechte. bie manßgebenden 
waren, 3. B. Eigenthum nicht durch gerichtliche Inſinuation und 
Eintrag in das Guͤterbuch, fondern erſt durch Uebergabe von 
Seiten des bisherigen Eigenthümers, durch Antretung einer er 
Schaft, durch Erfigung, durch Erwerb eines Vermächtniſſes u. ſ. w. 6. 
Namentlid kann daher, wenn ein. Unbererhtigter als Eigenthümer 
in das Güterbuch eingeiragen ift und die Sache beſitzt, ber wahne 
Eigentbümer ohne Anftand ihm die Sache mit: ber Eigenthums— 
tige abfordern, ſobald er gegen den Berger fein Eigenspum 
nacdhmweist. 

3. Der Eintrag in das Guuerbuch AR nicht: Einmal augemein 
maaßgebend für den Beweis bed Eigenthums oder des ſonſt 
eingetragenen dinglichen Rechts; er begründet micht einmal au 
ſich allgemein eine rechtliche Vermuthung für dus Recht des: Ein⸗ 
getragenen, Zwar iſt in dieſer Beziehung Reyſcher W. Privatr. 
F. 242 Rr.3 anderer Anſicht, indem ex glaubt, daß Jeder, wel⸗ 
cher nach dem Guͤterbuche ober ſogar nad dem Vertragsbucht 
als Berechtigter erſcheine, bis zum Beweife des Gegentheils: als 
Solcher vermuthet werde. Hiernuch würde alſo der Grundſatz, 
daß für den Beſitzer ber Sache die Rechtsvermuthung ſpreche, 
im Verhaͤltniſſe zu dem im Guter⸗ oder Vertragsbuche Einge⸗ 
tragenen aufgehoben und ber Grundſatz, daß für ben im Güter⸗ 

57) In dieſer Beziehung wird namentlich das Pfanpgefeh wißverſtanden 
von Rümelin in Sarwey's Monatſchrift Bd. IL ©. 387, indem er zu 
glauben ſcheint, daß nach Art. 57 des Pfandgeſetzes durch den Eintrag im 
das Güterbuch die Sache gerade fo erworben werde, wie durch Vebergabe. 
Schon der Art: 8 und 68, 69 des Pfandgeſetzes beweist, daß man bei ber 
Pfanbgefehgebung an einen folden Grundſatz gar nicht dachte. 


58) Der gleichen Anächt fr * B, auch See ger Bd. LS. 212, Beyer 
Br. 1 ©. 336» 
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oder Kaufbuche Eingetragenen eine folche Bermuthung ſpreche, 
an feine Stelle geſetzt ſeyn. Dieß wäre legislativ mehr als be⸗ 
denklich und laͤßt ſich wohl auf keine Weiſe rechtfertigen, wie es 
auch in unſrer Praxis nicht angenommen wird 5®e. Kein Geſetz 
ſetzt allgemein feſt, daß überhaupt für dad Recht des Eingetra⸗ 
genen eine rechtliche Vermuthung ſtreite, wie auch Reyſcher 
keines anzuführen wußte, und bie Natur der Sache iſt ebenſo⸗ 
wenig dafür; auch läßt ſich ein ſolcher Grundſatz ohne Geſetz 
um fo weniger annehmen, als die Urkunden, aus welchen bei. ber 
: Sührumg des Guterbuchs zu fehöpfen ift, eine vollſtändige und 
fihere Nachweiſung über die beſtehenden Rechtsverhaltniſſe gar 
nicht geben Fönnen, da Eigenthum und andere bingliche "Rechte 
au auf Wegen erwerbbar find, die gar nicht fofort zur Kennt⸗ 
niß der :Behörben kommen, und felbft bei einer gerichtlich zu in- 
finuirenden Veräußerung die gerichtliche Inſinuation zur Gültig- 
teit der Veräußerung und zum Uebergang des Eigenthums in ber 
Regel gar nicht erforderlich ift Corgl. S. A161, 168),. auch dag 
Berfahren bei Führung der Güterbücher für Die gehörige Beach⸗ 
tung aller Rechte nicht genügende Garantie gibt. Es bfeibt 
daher im Allgemeinen auch bei ung bei dem auf guten Gründen 
beruhenden Grundſatze bes gemeinen Rechie, daß für den Bes 
figer der Sade, wenn ein Dritter gegen ihn ale Kläger auftritt, 
die Bermuthung des Rechts fireitet, follte auch der Dritte in den 
Gerichtsbũchern als Bexechtigter .eingetragen feyn. Wenn beß- 
halb Jemand eine Sache, für.deren Eigenthümer. er fich bält, 
befigt und ein Dritter gegen ihn. mit der Eigenthumsklage auf- 
trittz fo muß der Kläger, follte: ex.auch im Ghterbuche als Ei- 
genthümer eingetragen feyn, doch den Beweis feines Eigenthums 
gegen ben Befiter, für welden eben feines Beſitzes wegen die 
Bermuthung des Rechts fpricht, führen und der bloße Eintrag: in 
dem Güterbuche gilt für einen ſolchen Beweis nicht, fo daß ber 
Kläger, wenn er nicht durch andere Beweisgründe den Beweis 
führen kann, abzuweiſen iſt. 

4. Eine Ausnahme in dieſer Beziehung machte das Pfand⸗ 





588) Die richtige Anſicht Hat Seeger a. a. O. und derſelben ſcheint 
ah Weishaar Handb. II 6. 482 im Anf. zu ſeyn. ⸗ 
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geſetz blos in Beziehung auf Unterpfandsbeftellungen. In 
biefer Beziehung ſtreitet, wie unter Nr. 1 angeführt ift, für 
den im Güterbuche oder ben baffelbe-ergänzenden: und vertre- 
tendben Urkunden als Inhaber eines binglichen Rechts Eingetra- 
genen eine fogar jeden Gegenbeweis auefchließende Rechtsver⸗ 
muthung, falls nicht die entgegenftehenden Rechte Dritter gewahrt 
find, fo dag, wenn ein folder Eingetragener an dem Rechte, das 
ihm zugefchrieben ift, ein Unterpfand beftellt, das Unterpfand 
felbft dann gültig und wirkfam.ift, wenn es ſich auch zeigt, daß 
dem Berpfänder dad Recht gar nicht zufland (außer es wäre 
das entgegenftehende Recht vom wahren Berechtigten gewahrt 
worden oder — ein Fall, in welchem wenigſtens Wiedereinfegung 
gegen bad beftellte Unterpfand ſtatihat — ber Gläubiger hätte 
zur Zeit ber Erwerbung feines Unterpfandes die Anſprüche des 
wahren Berechtigten gekannt). 

b. Die angeführte Sicherung, die ein ſolcher Pfandglaäubi⸗ 
ger genießt, muß natürlich auch feinen Rechisnachſolgern zu gut 
kommen. 

Wenn daher der Pfandgläubiger feine Pf andforde rung 
an einen Dritten abtritt und fpäter aus Dem Grunde, weil der 
Verpfänder nicht Eigenthümer der verpfändeten Sache gemwefen 


59) Diefer Schub bezieht fich aber blos auf den Unterpfandsgläubiger, 
natürlich nicht auch auf die gemeinen Gläubiger eines Schuloners. So ft es 
doch wohl auch zu verftehen, wenn Bolley Bo. III ©. 1254 zum Art. 53 des 
Pfandentwicklungsgeſetzes, welcher auch blos von Hypothelargläubigern fpricht, 
fagt: „Daß in Beziehung auf un bewegliches Dermögen Abfonderungsans 
„ſpruͤche, welche zur Zeit einer Unterpfandsbeflellung nicht in den öffentlichen 
‚n Büchern eingetragen, ober ven Gläubigern wenigftens nicht befannt was 
„ten, den Lepteren nicht gefährlich werden können, ergibt ſich aus den in biefem 
„Artikel angeführten Gefegesftellen.“ Unter den Gläubigern verſtand Bolley 
bier doch wohl nur die Pfandgläubiger. Denn kein Geſetz geht fo weit, gar 
den gemeinen Glänbigern hier Rechte gegen ben wahren Eigenthümer der Sache 
gu geben. Webrigens ift jedenfalls Das, was Bolley fagt, in anderer Bezies 
bung zu allgemein, wie ſchon der Art. 68 des Pfandgefehes beweist. — Auch 
iſt noch zu beachten, daß für Denjenigen, welcher in den das Güterbuch ergäns 
senden Urkunden als. Berechtigter eingetragen if, in Beziehung auf Verpfän- 
dung nur dann die angeführte Rechtsvermuthung flxeitet, wenn er fein Recht 
von dem im Süterbude Singetragenen ableitet; oben ©, 163. 
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fep, Einwendungen gegen den vechtlichen Beßand und die Gül⸗ 
tigfeit dee Untsrpfandes erhoben werben: fo ift ber Ceſſio⸗ 
nar gegen foldhe Einwenbungen jedenfalls ganz in derſelben 
Weife gededt, wie es der urfpränglide Pfanbglänbiger mar 
(Pfandgeſ. Art. 72 Abf. 13 vergl. auch oben S. 210 über ben 
befonderen Fall der Bekanntſchaft mit dem Rechte des Dritten). 

Ebenfo muß es bei Demjenigen feyn, welcher auf den Grund 
des Unterpfandebuchs das verpfänbete Binglihe Recht ſelbſt 
in Folge eines Kaufes vom Pfandgläubiger erwirbt. Ein Sol- 
cher muß gegen Rechte Dritter, welde der Berpfändung 
im Wege flanden, dann vollfommen gefchügt ſeyn, wenn es ber 
Pfandglaͤubiger war, von dem er zunächft fein Recht ableitet. Dieß 
folgt ſchon aus den-allgemeimen Grundfägen ©; zum Ueberfluſſe 
aber fagt ed noch ansbrädii ber Art, 44 des Pfandentwick⸗ 
Iungsgefeges von 4828 (nur daß biefer die. Sade nicht gamy 
richtig und fehr ungenau ausdrüdt 6") und ber Axt, ih beflelben 
Geſetzes (unt. $. 17). 

Wird daher 3. B. auf Anfordern des Pfandglaubigers das 
verpfändete Gut verkauft und dem Käufer übergeben, ſpäter aber 
von einem Dritten gegen ben Käufer eine Cigentbumsflage er- 








60) Vrgl. auch Bolley Bd. IS. 431f. Nur hohlt Bolley bei der Bes 
gründung des Satzes zu weit her, indem er in der Sache mehr Schwierigfeiten 
findet, als in der That in ihr liegen, und veranbaßte Daher den gleich anzufüh⸗ 
renden Aıt. 44 des Pfandentwicklugsgeſetzes. ©. auch Note 62. 

61) Der Art. 44 fagt nämlich: „Der Käufer eines. verpfänbeien Gutes tritt 
„unter ven näheren Beflimmungen des Pfandgeſetzes Art. 73 in die Rechte ber 
„von dem Gutserlöfe befriedigten Glänbiget auch gegen Dritte ein, deren Ei⸗ 
„genthums- oder andere auf das erfaufte Gut fich beziehenden Anfprüche gur 
‚ „Zeit der Berpfändung In dem Unterpfandsbuche nicht eingetragen gewefen.“ 

Gegen biefe Faſſung ift:aber unter Anderem zu bemerken, daß es flatt ver 
Worte: „deren Eigentbumsanfprüde — eingetragen gewefen“ heißen follte: 
welche Eigenthums⸗ ober andere Anſprüche in Beziehung auf das erfanfte But 
machen. Denn namenttich iſt es, von Anderem abgelehen, a. in Beziehung auf 
das Eintritisreht ansich gleichgültig, ob der Anfpruch des Dritten einges 
tragen war oder nieht; der Känfer tritt jedenfalls in die Rechte des Glaͤubigers 
gegen Dritte ein, mag der Auſpruch des Dritten vorgemerkt geweſen ſeyn ober 
nicht; nur unterliegt er In Der Regel (aber keineswegs immer; denn eine Aus⸗ 
nahme tritt in dem ©. 210 angel. Balle der Wiſſenſchaſt des Pfandglaͤubigers 
ein; vrgl. den angef. Art. 44 mit Pfandgeſ. Art. 72) gegen den Dritten, fomeit 
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hoben, weil dem Berpfänber die Sache nicht gehört habe, fun- 
bern ihm, dem Bindicanten, bie Sache gehöre: fo Tann ber 
Käufer die Eigenthumsflage des Dritten von ſich abwenden, 
wenn und foweit das Ilnterpfand im Gegenfage zu ſolchen Rechten 
gültig befellt war, d. b. es koͤnnen gegen den Käufer Diejenigen 
Rechte nicht geltend. gemacht werben, welche gegen den Pfand: 
gläubiger nad) Nr. A nicht haͤtten geltend gemacht werben koͤnnen. 
War in diefem Falle z.B. das Pfandrecht von dem im Süterbuche 
als Eigenthümer Eingetragenen beftellt worden, ein Dritter machte 
aber an die Sache ebenfalld Eigenthumsanſprüche und ‚hatte diefe 
nicht gehörig gewahrt: fo Tann Diefer, wenn er gleich nachweiſen 
kann, daß: der Eintrag im Outerbuche mtrihtig und’ der Verpfän- 
der nicht Eigenthümer war, daß vielmehr ihm das Eigenthum 
der Sache zuftehe, doch Demjenigen, ber auf den Grund bes 
Unterpfaudsbuchs die Sache gekauft hatte, ſie nicht abfordern, 
weil in: biefem. Fake : bie. Derpfändung vollflommen gültig und 
auch gegen den Dritten, den wahren Eigenthlimer, wirkſam war“, 








auch der Pfandglaͤubiger unterlegen wäre, alfo z. B. wenn der Dritte Eigenthü⸗ 
mer ber Sache war und fein Sigenthum ſchon zur Zeit der Berpfändung gehörig 
gewahrt Hatte. Auferbem ift b. bei ber Faffung bes Geſetzes ganz unrichtig, daß 
bios von einem Sintrag im Unterpfandsbndye bie Rebe iſt, ſtatt daß im 
Allgemeinen von ber Wahrung des Nechts überhaupt die Rede ſeyn follte, 
wenn ‚man je, viefen Punkt befonderd erwähnen wollte; denn das Necht des 
Drittenkann ja auch (wenn es ein dingliches iR) durch Vormerken im Güter 
bache gewahrt werden, ja es gibt Fälle, in welchen es. ohne allen Eintrag als 
gewahrt giit (f. Art. 68, 69 des Pfandgeſ. und oben ©. 191 f.). Auch iſt c. nicht 
beachtet. daß felbft nicht gewahrte Rechte Dritter. dom Pfaudglaͤubiger / und ſomit 
auch dem Käufer des Bandes nachibeilig feyn Fönnen (oben ©. 127 f.) - 

62) ©. 156 Lit. a, b. Es koͤnute bier bie Frage eniflehen, ob nicht das 
Recht des Käufers blos darin beftehe, vom Eigenthümer zu verlangen, daß ex 
ihm den ausgelegten Kaufpreis erfee, ber Käufer aljo gegen ihn blos ein Re - 
tentionsrecht zum Zwecke biefes Erfages Habe und ber Bigenthümer thm 
Me Sache abfordern konne, wenn er dieſen Etſaß leiſten wolle. Dieſer Anſicht 
ſcheint Volley Bd. 1 ©.-432 f. zu feyn.. Allein fle wurde ſich bei ben Praͤ⸗ 
miflen, die nun einmal unfer Pfandgefeg feftelit, gar nicht rechtfertigen laſſen. 
In dem gefehten Falle nämlich war die Berpfändung der Sache vollkommen 
gültig (oben ©. 157) und der Eigenthümer, der fein Hecht nicht gewahrt hatte, 
fonnte fie in Feiner Weife angreifen. Iſt aber eine Verpfaͤndung gültig: fo 
muß andy der Berkauf der Sache, ‚welcher zum Zweckr der Realiſirung formge- 
mäß gefehah, vollkommen gültig ſeyn; denn bie gültige Berpfändung beiugte 
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Natürlich. ift aber der Käufer nur dann gegen die Anſprüche 
Dritter gefichert, wenn es das Pfandrecht ſelbſt geweſen war. 
Hatte daher im angegebenen Falle der Dritte fhon zur Zeit 





zn einem foldden Verkaufe, und es iſt dann nicht einzufehen, mie ber Eigenthů⸗ 
mer ein Recht haben ſoll den befugterweiſe vorgenommenen Verkuuf feiner 
Sache irgend anzugreifen und wieder rückgaͤngig zu machen. Wenn das Ere⸗ 
cutionsgeſetz Art. 74 von der Entwaͤhrung eines in gehoͤriger Form obrigkeitlich 
veräußerten Unterpfandes fpricht (vrgl. Bolley Bd. TS. 432): fo macht dieß 
feinen Anſtand; denn 28 kann manche Fälle geben, in welchen ein folddes But 
wirklich entwährt werden Fann, z. B. wenn das Recht des Cigenthümers ge- 
wahrt war (Wahrungen., die ja zum Theile aus den Iffentlichen Büchern ger 
nicht erfichtlich find, F. 12) oder das Unterpfand nicht auf den Grund des Gü⸗ 
terbuchs oder feiner, Surrogate beftellt war (S. 171) ober Gläubiger und 
Käufer das Recht des Dritten gefannt hatten. — ‚Ich bin weit entfernt, folche 
Gonfequenzen Tegislativ zu rechtfertigen. Allein fie folgen mit Nothwen⸗ 
digkeit ans den Prämifien, wie fie das Pfandgefeh in feiner anf das Guterbach 
gegründeten Praͤſumtion gegen nicht gewahrte Rechte nun einmal feftfeht, und 
werben auch durch dem Art. 15 bes Pfandentwidiungsgefekes beſtqaͤtigt, und rs 
würbe vollends zu gänzlicher Brinciplofigfeit führen, wenn man folche Brämifien 
nicht confequent zur Anwendung bringen wollte. Findet man ſolche Conſequen⸗ 
zen fatal: fo muß.man nicht fie angreifen, fondern das Befeg ändern, 
welches die Praͤmiſſen feſtſetzte. Nur indem Kalle fiheint der wahre 
Gigenthümer, welcher feine Rechte zur Zeit ber Berpfändung wicht gewahrt 
hatte, dem Käufer die Sache gegen Erſatz feiner Auslagen abforbern zu kön⸗ 
nen, wenn dem Käufer die Rechte des Eigenthümers zur Zeib des Kaufes bes 
fannt, dem Pfandgläubiger aber zur Zeit der Verpfaͤndung unbelaunt waren 


(Art. 15 vergl. mit Art. 44 des Pfandentwiclungsgei. und Bolley Bo. IH - 


©. 1225). Allein fchon dieß if eine große Anomalie, bei welcher man gar 
nicht bedachte, daß ja in einem foldyen Falle das Pfandrecht an fi ganz gültig 
beflellt war (der Gedanke an das frühere Recht, nach welchen in ſolchen Fällen 
das Pfandrecht ungültig iR, führtehier tere). Auch muß dieſe Anomalie 
dem Pfanbgläubiger, der auf den Grund des Güterbuches im guten Glauben 
fein Bfandrecht erwarb, em pfindlich ſchaden und zwar anf eine Weiſe, 
die fich juriſtiſch ſchwerlich irgend rechtfertigen läßt. Das wohlerworbene Bfands 
recht kann nämlich nun dadurch weſentlich beeinträchtigt werden, baß hint e r⸗ 
ber der wahre Berechtigte fein Mecht wahrt; denn nun kann Diefer einen 
fpäteren Känfer.vas Pfand gegen Grſatz der Auslagen abfordern. Wer aber 
wird eine Sache Taufen wollen, wenn er weiß, daß fie ihm auf dieſe Weite wie- 
der abgenommen werben Tann? Durch diefe Beflimmung werben 
die großen Einräumungen, die man ber Sicherung bes Bfanb- 
sgläubigers durd ein verwideltes Bormerlungs- und Gin 
tragsſyſten machen wollte, wieder ganz wefentlid.gemindert. 
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der Berpfändung feine Anfprüdhe, 3. DB. durch Vormerkung 
in den Gertihtöblichern, gehörig gewahrt gehabt: fo kann er dem 
Käufer des Pfandes die Sache mit dev Eigenthumsklage obne 
Erfag abfordern, wenn fich ergibt, daß ihm. wirfli das Eigen⸗ 
tum an der Sache zuſtand; denn bier war die ganze Berpfän- 
bung ungültig, weil das Recht bed Dritten gehörig gewahrt war 
(oben S. 157 Lit. c). Das Gleiche iſt der Fall, wenn das 
Pfandrecht nicht auf den Grund des. Guͤterbuchs oder feiner Sur 
rogate erworben war, mag in biefem alle bad Recht gewahrt 
geweſen feyn oder nicht (CS. 177 f.). Auch findet Die Wieder⸗ 
einfegung, welche ber berechtigte Dritte gegen den Pfandgläubi- 
ger wegen deſſen Bekanntſchaft mit dem nicht gewahrten Rechte 
anſprechen kann, gegen ben Käufer des Gutes dann flatt, wenn 
auch’ er zur Zeit des Kaufes jene Rechte kannte, ift aber gegen 
den. Käufer audgefchloffen, wenn diefer das Gut im guten Glau⸗ 
ben gefauft hatte, alfo zur Zeit des Kaufes von jenen Rechten 
nichts wußte ©, 

6. Weiter aber, als unter Mr; A und 5 audgeführt wurde, 
ging das Pfandgeſ eg: von 4825 nicht. Namentlich gewährt 
es Denjenigen, welche von dem im Güterbuche Eingetragenen 
andere Rechte (außer Pfandrechten) ableiten, durchaus keinen 
beſonderen Schutz, und dieß um fo mehr mit Recht, als ein ſol⸗ 
her Schutz nur auf Koſten des wahren Berechtigten ſich gewäh⸗ 
ren läßt und wohlerworbene Rechte gar zu fehr vom Papiere 
abhängig macht, Hierzu aber in der That dringende .legislative 
Gründe gar nicht vorlagen. Wenn baher 3. B. der im Güterr 
. buche als Eigenthümer Eingetragene bie ihm angeblich gehörige 
Sache veräußert und dem Erwerber übergibt, fpäter ‚aber gegen 
den Letzteren ein Prätenbent auftritt und beweidt, daß er ber 
wahre Eigenthämer der Sache fey und die Sache dem Einge: 
tragenen gar nicht gehört habe: fo ſchützt nach dem Pfandgefege 
von 1825 den Erwerber ber Umftanb nicht, daß er die Sache 
auf. den Grund des Güterbuchs erworben hatte; er muß viel: 








63) Dieß ergibt fich ſchon aus der im Att 44 des Pfandentwiclungegeſ ent⸗ 
haltenen Verweiſung auf den Art, 72 des Pfandgeſ. 
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Natürlich, iſt aber der Käufer wur dann gegen die Anſprüche 
Dritter gefichert, wenn es das Pfandrecht ſelbſt geweſen war. 
Hatte daher :im angegebenen Falle der Dritte fhon zur deit 





zu einem ſolchen Verkaufe, und es iſt dann nicht einzufehen, wie ber Eigenthů⸗ 

mer ein Recht haben foll;!ven befugterweiſe vorgenommenen Verkauf feiner 
Sache irgend anzugreifen und wieder rüdgaͤngig zu machen. Wenn das Are- 
cutionsgeſetz Art. 74 von der Entwaͤhrung eines in gehöriger Form obrigkeitlich 
veraͤußerten Unterpfandes ſpricht (orgl. Bolley Bd. 1 S. 432): fo macht dieß 
feinen Anſtand; denn es kann manche Fälle geben, in welchen ein ſolches But 
wirklich entwährt werden kann, 3. B. wenn das Recht des Eigenthümers ge: 
wahrt war (Mahrungen, die ja zum Theile aus den öffentlichen Büchern gar 
nicht erfichtlicy find, $.-12) ober das Umerpfand nicht auf ben Grund des Gü⸗ 
terbuchs oder feiner. Surrogate beftellt war (S. 171) ober Glänbiger und 
Käufer das Recht des Dritten gefannt hatten. — ‚Ich bin weit entfernt, folche 
Gonfequenzen Tegislativ zu rechtfertigen. Allein fie folgen mit Nofhmwen- 
digkeit aus den Brämiffen, wie fie das Pfandgefeh in feiner anf das Güterbach 
gegründeten Präfumtion gegen nicht gewahrte Rechte nun einmal feftfegt, und 
werben auch durch den Art. 15 des Pfandentwidiungsgeiehes beflätigt, .unb es 
würde vollends zu gänzlicker Principlofigfeit führen, wenn man ſolche Brämiflen 
nicht confequent zur Anwendung bringen wollte. Findet man ſolche Conſequen⸗ 
zen fatal: fo muß.man nicht fie angreifen, fondern das Geſetz ändern, 
welches die Prämiffen feſtſetzte. Nur indem Kalle fiheint der wahre. 
Eigenthümer , welcher feine Rechte zur Zeit der Berpfändung nicht gewahrt 
Hatte, dem Käufer die Sache gegen Erſatz feiner Auslagen abforbern zu Tön- 
nen, wenn dem Käufer die Rechte des Eigenthümers zur Zeit des Kaufes bes 
kannt, dem Pfandgläubiger aber zur Zeit ver Verpfändung unbeiamat waren 
(Art. 15 vergl. mit Art. 44 des Pfandentwidlungsgei. und Bolley Bd. III 
©. 1225). Allein ſchon dieß iſt eine große Anomalie, bei welcher man gar 
nicht bedachte, daß ja in einem ſolchen Falle das Pfandrecht an fi ganz gültig 
beflellt war (der Gedanke an das frühere. Recht, nach weichem in folchen. Fällen 
das Pfandrecht ungältig iR, führtehier irre). Auch muß diefe Ansmalie 
dem Pfandgläubiger, der auf den Grund des Güterbuches im guten Glauben 
fein Biandrecht erwarb, empfindlich ſchaden und zwar auf eine Weiſe, 
die fich juriſtiſch ſchwerlich irgend rechtfertigen läßt. Das wohlerworbene Pfand: 
recht kann nämlich num dadurch weſentlich beeinträchtigt werben, daß hinter: 
her der wahre Berechtigte ſein Recht wahrt; denn nun kann Diefer einem 
fpäteren. Kaͤufer, das Pfand. gegen Srfab der Auslagen abforbern. ‚Mer aber 
wird eine Sache Faufen wollen, wenn er weiß, daß fie ihm auf Diefe Weiſe wie- 
der abgenommen werben Tann? Durch dieſe Beftimmung werden 
die großen Sinräumungen, die man der Sicherung bes Bfanb- 
gläubigers durch ein verwideltes Vormerkungs- und Ein 
tragsſyſten machen wollte, wieder ganz weientlid.gemindert. 
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der Berpfandung feine Anſprüche, 3. B. durch Vormerkung 
in den Gerkhtebüchern, gehörig gewahrt gehabt: fo kann er dem 
Käufer des Pfandes die Sache mit der Eigenthumsklage ohne 
Erfag abforbern, wenn ſich ergibt, Daß ihm. wirklich das Eigen⸗ 
thum an der Sache zuſtand; denn hier war die ganze Verpfänr 
bung ungültig, weil bad Recht des Dritten gehörig gewahrt war 
(oben S. 167 Lit. c). Das Gleiche iſt der Fall, wenn das 
Pfandrecht nicht auf den Grund bes. Guterbuchs oder feiner Sum: 
rogate erworben war, mag in dieſem Talle dad Recht gewahrt 
geweſen feyn ober nicht (S. 177 f.). Auch findet die Wieder⸗ 
einfegung, welche der berechtigte Dritte gegen den Pfandgläubi- 
ger wegen deſſen Bekanntſchaft mit dem nicht gewahrten Rechte 
anſprechen kann, gegen ben Käufer bed ‚Gutes dann ſtatt, wenn 
auch‘ er zur Zeit bes‘ Kanfes fewe Rechte Fannte, ift aber gegen 
den Käufer ausgefchloffen, wenn biefer das Gut. im guten Glau⸗ 
ben gefauft hatte, alfo zur Zelt des Kaufes von jenen Rechten 
nichts wußte 68. 

6. Weiter aber, als unter Nr. A und 5 ausgeführt wurde, 
ging das Pfandgeſetz von 1825 nicht. Namentlih gewährt 
es Denjenigen, welche von dem im Güterbuche Eingetragenen 
andere Rechte (außer Pfandrechten) ableiten, durchaus keinen 
beſonderen Schutz, und dieß um fo mehr mit Recht, als ein ſol⸗ 
cher Schutz nur auf Koſten des wahren Berechtigten ſich gewäh- 
ren laͤßt und wohlerworbene Rechte gar zu ſehr vom Papiere 
abhängig ‚macht, hierzu aber in ber That dringende legislative 
Gründe gar nicht vorlagen. Wenn daher 3. B. der im Güter: 
buche als Eigenthumer Eingetragene bie ihm angeblich gehörige 
Sache veräußert und dem Erwerber übergibt, fpäter aber gegen 
den Letzteren ein Prärendent auftritt und beweist, Daß er ber 
wahre Eigenthämer der Sache fey und die Sade dem Einge- 
tragenen gar nicht gehört habe: fo ſchützt nach dem Pfandgefege 
von 1825 den Erwerber ber Umſtand nicht, daß er die Sache 
auf den Grund des Güterbuchs erworben hatte; er muß viel: 





- 63) Dieß ergibt ſich ſchon ans der Im Att. 44 des Pfandentwicklungsgeſ. ent: 
haltenen Berwelfung anf den Art. 72 des Pfandgeſ. 
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mehr dem wahren Eigenthümer weichen. Ebenſo bei Wieder⸗ 
auflöfung des Eigenthums; wenn Jemand z.B. das Eigenthum 
einer Sache unter einer auflöfenden Bebingung erwarb und die 
Sache weiter veräußert uud bie Bedingung fpäter eintritt: fo 
faun nad dem Pfandgefeke von 1825 ber Rückerwerber bie 
Sache Demjenigen, am welden fie veräußert. wurde, mit der 
Eigenthumsflage abforbern,, follte auch der VBeränßerer im. Gü— 
terbuche als Eigenthümer eingetragen und dag Rückerwerbungs⸗ 
recht in demfelben nidyt vorgemerkt gewefen ſeyn. Ebenſo ferner 
bei anderen binglihen Rechten außer dem Pfandrechte; 3.2. der 
als Eigenthlimer im Güterbuche Eingetragene räumt Jemanden 
an der Sache eine Dienfibarfeit ein, fpäter aber ‚zeigt es ſich, 
daß er aus Berfehen eingetragen war. und dag Eigentum einem 
Anderen zuftehe: fo ift nach dem Pfandgeſetze die Einräumung 
der Dienfibarfeit ungültig, foflte auch der wahre Eigenthümer 
fein Eigenthummeredyt nicht gewahrt haben. 

Hierin aber nun ging das Pfandentwiliungsgefeg 
von 1828 einen ganz anderen Weg, indem es leider bie Grund⸗ 
fäge, welche das Pfandgefeg zu Belräftigung des allgemeinen 
Kredits bei Unterpfandsbeflellungen feffegte, grüßen 
theils auch auf andere Einräumungen bisglicher Rechte zum 
Schutze des Rechtsnachfolgers ausdehn. 

. 17. Der Art.15 bed Pfandentwidlungsgeſetzes Befimmt 
nämlich Folgendes: 

„„Wer auf den Grund des Güterbuchs und dee Unterpfanbe- 
„buchs, sder der'nad Art. 58, 59 des Pfamgeſetzes in den Dort 
„befimmten Fällen das Güterbuch vertretenden Urkunden, in gur 
„tem Glauben und unter beſchwerendem Titel, Eigemhum oder 
„andere dingliche Rechte übertragende, durch die zufländige Stelle 
„beſtätigte Verträge abgefchloffen hat, ift nad Vollziehung der 
„Legteren gegen unbefannte Anſprüche Dritter auf gleiche Weiſe, 
‚sie der Hypothekarglänbiger, gefihert.” . 

„Die Rechtsnachfolger des Erfteren treten in eben biefelben 
„Verhältniſſe, wie die Rechtsnachfolger bes Hypothargläubigers.“ 

Auch diefer Artikel, wie fo viele unfrer neuen Gefeggebung, 
bietet in feiner Auslegung mehr Schwierigfeiten dar, ald man 
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auf den erſten Anblick glauben moͤchte ®, Im Folgenden will 
ich es verſuchen, ſeinen Inhalt wenigſtens in ſeinen weſentlichen 
Beziehungen und Folgen näher zu beſtimmen und zu erläutern. 

Der Artikel will in Beziehung auf dingliche Neihte' Den: 
jenigen, der auf den-Brund des GEuterbuchs ober bes Tinter- 
pfandsbuchs oder der nach Artt. 58 und 59 des Pfaridgefeges 
in den dort beftlinmten Fällen das Outerbuch vertretenden Ur⸗ 
funden Rechtönachfolger eines Anderen wurde, unter gewiſſen 
Vorausfetzungen gegen unbefannte, wenn auch begräindete, An⸗ 
Sprüche Dritter ganz in der Weife ſchützen, wie nach der Pfand: 
gefeßgebung ver Pfandgläubiger: gegen folche Anſprüche geſchützt 
if. Wenn daher, um nur in einer Beziehnng das Yractifche 
Moment des Artikels furz anzubeuten, 3. B. der A im Güter: 
buche ale’ Eigenthümer einer Biegenfihaft aus Vetwechslung ein- 
getragen ift, der B in gutent: Glauben von ihm die Tiegenfchaft 
fauft und der Vertrag vollzogen wird, fyäter aber es ſich zeigt, 
daß das Eigenthum ber Liegenschaft! nicht dem A, fordern fee 
nem Sobne zuftand, Diefer jedoch fein Recht an der Sache nicht 
gewährt hatte (vrgl. Note 53%): fo wird der B, obwohl er von 
einem Unberechtigten faufte, gegen den wahren Eigenthü— 
mer, den Sohn bed Derfäufers, geſchützt und Diefer 
fann fein Eigentbumsredt gegen ben. Käufer ger 
nicht geltend maden. 

Bei der näheren Entwidlung und Auslegung des Inhalte 
des Art. 15 fragt ed fich zunaͤchſt I. welches find die Voraus⸗ 
fegungen und Bedingungen, unter denen ein Rechtsnachfolger 
geſchützt ſeyn fol? ſodann II. worin befteht  der.. Schub. des 
Rechtsnachfolgers, namentlih gegen welche Rechte Dritter wird 


64) Bis jetzt iR von unfren Schriftfiellern noch wenig geſchehen, dieſelben 
zu heben. Denn Bolley fagt tn feinem Commentar (Bo. III S. 1158— 1160) 
nur Weniges über diefen Artikel, und was er fagt, betrifft größtentheils die 
legislative Motivirung deffelben und nur zum geringen Theile die Erlaͤute⸗ 
zung feines Inhalte, und in Den, was. er zu biefer Erläuterung fagt, wirb 
ihm nicht durchaus beizuftimmen feyn (urgl. unten Rx. 3). Nur ganz im 
Allgemeinen und ungenau berührt ben Artikel Reyſcher W. Private. 5. 242 
bei Note 6. Etwas ausführlicher ik Weishaar Handb. II 5. 482; allein 
Das, was er fagt, tft weit nicht "genügend und zum Theile eng oral, . 
Note 65, 67. 
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er unter den anzugebenden Borausfegungen geſchützt? und end» 
lich III. wie wirkt die ganze Befimmung auf das bis dahin be- 
ſtandene Recht ein ? 

I. Welches find die Vorqusſehungen und Bedingungen, unter 
denen ein Rechtsnachfolger nad dem angeführten Art. 15 geſchützt 
ſeyn ſoll? 

Es ſind vier Bedingungen, welche verei nt vorhanden feyn 
müſſen, wenn der betreffende Schug eintreten foll. 

4. Der Rechtsnachfolger muß Die, Erwerbung feines Rechte 
flügen — wie das Gefeg fagt — „auf ben Grund bes Güter: 
„buche und (oder) des Unterpfandsbuchs oder der nach Art. 58, 
„59 des Pfandgefeges in den dort befimmten Fällen has Güter: 
„buch vertretenden Urkunden” 65. 

Dieß kann natürlich nur- fo-viel heißen: er muß. fein Recht 
erworben haben von einem in biefen Urkunden als berechtigt 
Cwenn auch mit Unrecht) Eingetragenen,. von einem. Golden, 
den dieſe Urkunden als Berechtigten ausgeben und 
anerfennen. Es tritt alſo 

a. der betreffende Schug nicht ein, wenn Jemand in den 
Gerichtsbüchern feine Rechtsaufprüche durch eine bloße Bormer- 
fung oder Wahrung gefihert hatte ($. 12, 43) und man mit 
Dieſem den Erwerbungsvertrag ſchloß ©. Denn die bloße Vormer⸗ 
fung, welche ja ſchon auf eine bloße Befcheinigung. des Anfpruche 

65) Diefe Hauptbedingung, die Grundlage des ganzen betreffenden Schußes, 
wird von Weishaar a. a. D. ©. 12 gar nicht gehörig herausgehoben. 
Auch Das, was Reyſcher a. a. D. darüber fagt, ift, wie aus dem unten 
Auszuführenden fi ergibt, ſehr ungenau; vrgl. namertlich unten Lit. cc 
und dd. 

66) Schon ausapiefem Grunde (orgl. ah ©. 174, 177 f.) follte man 
vorfichtiger und genauer, als es von: unfren Schriftſtellern gefchieht, unter- 
fheiden zwifchen bloßer Wahrung oder Vormerkung eines Rechts (die 
Fälle der 58. 12, 13, 15) und zwiichen dem Eintrag eines Rechts in die 
Gerichiäbücher und den fie vertretenden und ergänzenden Urkunden. Gin 
Eingetragener ift blos Derjenige, welcher in den betreffenden Urkunden 
als der Berechtigte anerfannt und behandelt iſt, auf deſſen Ramen das 
Recht in den betreffenden Urkunden. lauft. Derjenige, weldyer fein Recht 
blos gewahrt oder vorgemerft Hat, wird ja gerade von den Gerichtes 
. büchern ꝛc. nicht als der Berechtigte anerkannt und behandelt, und deß⸗ 
halb ift eine Wahrung feines Rechts nöthig. 
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bin vorgenommen werden kann (S. 197%, iſt im Grunde nichts 
Anderes, als bie einſeitige Behauptung des Vormer—⸗ 
kenden, daß er ein Recht in Anſpruch nehme, keineswegs aber 
eine durch die öffentlichen Bücher bekräftigte Anerkennung ſeines 
Rechts. Das Geſetz will aber natürlich nur Denjenigen ſchützen, 
der im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher, alſo 
im Bertrauen auf bie durch dieſelben ausgeſprochene Anerkennung 
oder Erklaͤrung des Reis, Verträge mit dem Eingetragenen 
ſchloß, nicht Denjenigen, welcher der in einer bloßen Vormerkung 
liegenden einfeittgen Behauptung eihes'Pröftndenten traute. Die 
beweiet fih auch noch dadurch, daß ja auch ein Unterpfande- 
glänbiger, wem er fein Pfandrecht von einein Solchen -herleitet, 
welcher: fein Recht: blos vorgemerkt hatte, Segen unbekannte ding⸗ 
liche Rechte Dritter nicht geſchützt iſt (S. 174, 177 f.); unſer 
Geſetz aber will Denjenigen der auf den Grund der Gerichts⸗ 
bücher Rechte erwarb, nur in den Fällen fügen, in welchen ein 
Unterpfandsgläubiger gefchügt iſt (der angef. Art. 15 Abf. 1 a. E.). 

b. Es genügt ferner nicht einmal, daß man von einem:Aber- 
haupt in oͤffentlichen, Beim Gerichte befindlichen, : Urkunden ERS 
berechtigt Eingetragenen erwarb. Vielmehr find es Hlod:ge- 
wiffe öffentliche -Urfunden, welche, wenn man von einem in 
denfelben Eingettagehen erwarb, den betreffenden Sau gewah⸗ 
ren, naͤmlich: | 

aa. das nnterpfands buch. Der. hierher gehoͤrige Sal, 
wenn man ein Unterpfand bei der ordnungsmäßig im Namen 
des Pfandgläubigers vorgenoınmenen Beränferung kauft, wurde 
ſchon oben S. 222 näher erörtert: und es ſoll deßhalb im Sl: 
genden von demſelben nit weiter die Mede feygn. —— 

bb: Das Güterbuch. Wer. B. von-dem im Güter 
Buche als Eigenthümer einer Liegenſchaft Eingetragenin diefe 
Liegenſchaft kauft, if, werm die übrigen unten anzuführenden 
Vorausſetzungen vorhanden ſind, gegen unbekannte nicht gewahrte 
vingliche Rechte Dritter an der Liegenſchaft fo geſichert, daß die⸗ 
ſelben gegen ihn nicht geltend gemacht werden können. 

cc. Das Vertragsbuch und die IZnventur-- und Thei— 
lungsacten; aber dieſe nicht unbebingt, ſondern nur die ans 
dem neueſten Zeitraume in dein S. 166 Nr. 7 entwickelten 
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Sinne und auch biefe muy dann, wenn bie ©, 163. Nr. 3 u. ©. 166 
Nr. 5 entwidelten Boxandfegungen vorhanden find (namentlich alſo 
nur, wenn der aus denfelben ald Berechtigter Erfcheinende fein 
Recht von dem im Güterbuche Zingetragenen ableitet). Denn 
der Art. 15 bindet bier ſtreng an- die Beſtimmungen des Art. 59 
bes Pfandgefeged. Wenn daher im Jahre 1843 der A von dem 
im Säterbuche, als Eigenthümer eingetragenen B eine Liegenſchaft 
erfaufte und der Bertrag zur Snfinuation gebracht und in das 
Vertragsbuch ‚eingetragen wurde, ober wenn er die Liegenfrhaft 
vom B als, Heirathsgut befam und dad Inventar der Behörde 
übergeben wurde, bei ber fpäteren. allgemeinen Richtigſtellung 
des Güterbuchs aber wurde diefe Eigenthumsänderung überfehen, 
ber A im Güterbuche nicht ale Eigenthümer eingetragen,. ſondern 
der Eintrag des B unverändert belaſſen, und im Jahre 1845 
veräußert nun A ‚die Liegenfchaft an.ben G: fo iſt der Ü gegen 
unbekannte und nicht gewahrte dingliche Rechte Dritter au ber 
Tiegenfchaft nicht gefchügt ; denn er. hatte feine Erwerbung mes 
ber auf den Grund dee Güterbuchs gemacht, noch auf ben Grund 
Dog Pertyagsbuchs ober ber Inventurasten yon dem neueſten 
Zeitraume. oo 

dd. Da, wo zur Zeitnod gar feine Güterbücher 
beftehen, genügt ed, wenn die Erwerbung auf ben Grund ber 
im Art. 58 des Pfandgefeges bezeichneten Urkunden geſchah (ſ. den 
angef. Art. 46). Welche Urkunden hierher gehören, wurde oben 
S.AB2ff. ausgeführt, und es gilt hier ganz das bort näher Entwidfelte. 
‚ ‚Eine Erwerbung auf ben ‚Grund anderer, ald der unter 
andd bezeichneten Urkunden, gewährt ben betreffenden Schutz 
nicht. Namentlich tritt daher der Schuß. nicht ein bei eimer 
auf den Grund des Vertragsbuchs gemachten Erwerbung, 
außer ‚in dem beſchränkten unter cc angeführten Falle und da 
wo gar, feine Güterbücher beftehen : (kit, dd und oben ©. 485). 
Ebenſo genügt es nicht, wenn. man fein Recht von . Demjenigen 
ableitet, :dex Die Irkunde feiner Erwerbung blos der Behörde 
übergeben hatte, ‚aber nicht. in Folge dieſer Uebergabe Die Er- 
werbung in das Güter- ober in dad Vertragsbuch eingetragen wurde 
oder die Erwerbungsurfunden nicht in Inventur: und Theilunge- 
arten befanden, War er aber ſelbſt in. dag Vertragbuch einge: 
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tragen ober beſtanden dieſe Erwerbungsurkunden in Inpentur⸗ 
und Theilingsacten: fo: genügt die Uebergabe der Letzteren und 
ber. Eintrag in das Vertragebuch Dana nicht, wenn ber. Berirag 
mit ihm geſchloſſen wurde, nachdem ohne gehörige Berüdfich- 
tigung dieſes Eintrags. in Das Vertragsbuch oder ;diefer. lebens 
gabe ber Inventur » und Theilungsacten bie allgemeine: Richtig⸗ 
ftellung des Güterhuchs. erfolgt war. Denn der Art. 15 läßt 
da, wo Guüterbücher ſchon beſtehen, den betreffenden Schug blos 
eintreten, . wenn man auf: den Grund bes Güterbuche ober ber 
im Art. 59 des Pfandgeſetzes bezeichneten Urkunden 
erwarb, nicht auch Dane, wenn die Erwerbung:auf den Grund 
der im Art: 60 des Pfandgeſetzes begeichneten Urkunden geschah. 

2. Der, Schup, den: der Art. 45 dem Rechtsnachfolger ge⸗ 
währt,. tritt blos. sin, wenn der Grund der Erwerbung ein Bers 
trag und. zwer ein läftiger Vertrag, ein. Bertvag mit Gegen-: 
leiſtung iſt Ch. Die Worte des Ari. 45: „unter beſchwerendem 
„Eitel“) und es ſich von der Uebertragung dinglicher Rechte 
handelt (des Eigenthums oder anderer dinglichen Rechte; über 
perfoͤnliche Rechte vergl. 6.18). Wenn daher Jemand eine Sache. 
als Vermaͤchtniß oder im Erbgange (vrgl. aber unten Note 72) 
oder durch eine Schenfung unter Lebenden oder ald Heirathsgut 
exhielt: fo iſt er keineswegs gegen unbekannte dingliche Rechte, 
welche Dritten an der Sache zuſtehen, geſchützt, ſollte auch Der 
Erblaſſer oder Schenker im. Giiterbuche ale Eigenthumer der 
Sache eingetragen geweſen ſeohnn. 

3. Außerdem muß, wenn der betreffende: Schuß. für den 
Rechtsnachſolger eintreten fol, über ben Bertrag, von dem er 
fein Recht herleitet, gericht bhich erka nut und derfelbe voll⸗ 
zogen feyn. So lange deßhalb über den Vertrag noch nicht 
gerichtlich erkannt iſt (ſollte er auch vollſtändig vollzogen worden 
fepn), over ſo Jange ber Vertrag noch nicht vollſtändig vollzogen 
iſt (ſollte auch über denſelben gerichtlich erkannt ſeyn), Tünnen 
Dritte ihre binglichen Rechte, wenn fie auch nicht gewahrt find, 
durchaus geliend machen. 

Was die Bollziehung des Vertrags betrifft: fo genügt 
die Bollziebung des Vertrags von blog einer Parthie nicht. Zwar 
fagt Bolley Be. HS. 1159: „Iſt das Geſchäft auch nur 
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„von einer Seite: vollzogen, fo muß dem Erwerber die Be⸗ 
„ſtimmung unſeres Geſetzes zu Statren fommen” 7. Allein dieſe 
Behauptung, für welche Bolley übrigens Teint Brände anführt, 
ift gegen den allgemeinen Ausbrud des Geſetzes und würde eine 
Ausdehnung der Befimmungen des Geſetzes feyn, eine Ver⸗ 
vielfältigung der Fälle des betreffenden Schutzes, die vollends 
bei der Sinyularität der ganzen Beſtimmung des Art. 15 unzu= 
Täffig iſt. Auch könnte Bolley’s Behauptung zu eigenen Conſe⸗ 
quenzen führen, 3. B. darauf, daß Derfenige, weicher die Sache 
von dem DVeränßerer noch gar nicht erworben hat, ſondern erfl 
erwerben foll, ftärfer wäre, ald der. wahre Eigenthümer ber 
Sache; denn nad) jener Anficht würde Derjenige, welcder ben 
Erwerbungsvertrag ſchloß, fehon dann, wenn er feine Gegen⸗ 
leitung bezahlt aber die Sache noch nicht übergeben exhaften hat 
(fomit das Eigenthum der Sache noch gar nicht auf ihn: über- 
gegangen ſeyn Fönnte, felbft wenn ber Beräußerer Eigewihli- 
mer gewefen wäre), gegen ſedes unbefannte dingfihe Recht 
Dritter an der Sache geſchützt ſeyn, aiſo auch, wenn ber: Ver⸗ 
äußerer nit Eigenthümer war, gegen den wahren Eigenthümer 
der Sade, falls dieſer fein Recht nicht gewahrt hatte. Es iſt 
vielmehr vollftändige Vollziehung bed Vertrages von beiden 
Seiten erforderlih, da das Geſetz überhaupt „Vollziehung des 
Vertrags” verlangt und hierbei nicht unterſcheidet oder etwas 
daran nachläßt, und theilweife Bollziebung ein bloßer Anfang 
ver Vollziehung des Vertrags iſt, dad Geſetz aber erſt nach 
Bollziehung des Vertrages feine Wirkungen eintreten Taffen will und 
man überhaupt bei folchen fingulären Gefegen ſich ſtreng an bie 
Worte des Gefeges halten muß. Die Beſtimmung des Art. 15 
tritt alfo nicht ein bei bedingten Berträgen, ‘fo lange die Bebins 





67) Das Gleiche fügt Weishaar 8. 482 a. E, aber im Widerfpruche 
mit Dem, was er kaum vorher fagte. Denn in der Mitte des Paragra- 
phen bemerkt er, daß durch den Art. 15 nur Erwerbungen mittelſt unes 
rofer Verträge und zwar nur dann beachtet werben, „wenn fie vollzogen 
find, alſo im Falle der Zahlung der Erwerber durch Entwährung in Scha: 
ben verfegt werden Tann.“ Denn bier feßt er doch wohl voraus, daß we- 
nigftens der Erwerber den Bertrag erfüllt haben müſſe, fomit die Vollzie⸗ 
Yung des Vertrags blos von Seiten des Veraͤußerers nicht Yinreiche. 
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gung noch ſchwebt, and auch nach: Erfüllung der Bediagung oder 
bei betagten Berträgen nad Eintritt des Termine erſt dann, 
wenn der Verwag von beiden Seiten vollzogen iſt; fie tritt fer⸗ 
ner nicht ein, wenn ber Bertrag: zwar von ber einen Parthie 
ganz, von der anderen Parthie aber nur zum Theile, ſey es audy 
zum größten Theile, vollzogen if; dem eine bloße theihweife 
Bollziehung fieht- rechclich der Nichtvollziehung gleih. So lange 
alſo dieſes Erforderniß der vollſtaͤndigen Vollziehung des Ver⸗ 
trags nicht von beiden Seiten erfüllt iſt, kann der berechtigte 
Dritte fein, wenn gleich nicht gewährtes, Recht gegen den Rechts⸗ 
unchfelger des Veräußerers geltend machen Dan nehme z. B 
den Fall: A iR im Guüterbuche als, Eigenthümer eines Gutes 
eingetragen, dad Gut aber. gehoͤrt ſeinem Söhne B, der fein 
Recht nicht gewahrt hat; A.verlanft das Gut. an C auf Zieler, 
übergibt fofort Dad. But. dem.C (fo..dap nım Ü Eigenthimer des 
Gutes geworben fepn würde, wenn A Eigenthümer geweien 
märe), ber. Bertrag wird. bei Gericht infinuirt und U im Güter⸗ 
buche als Eigenthumer eingetragen; auch bezahlt € im Taufe 
einiger Jahre alle, Zielerimis Ausnahme des legten. Hier kann 
der B doch noch, ehe das leute Ziel bezaplt ift, fein nicht 
gewahrtes Eigenthumsrecht an das Gt ‚gegen den C geltenb ma⸗ 
den. und ihm das Gut mit-ber Eigenthumäflage. abfordern, : Denn 
fo lange das leute. Ziel noch nicht bezahlt if, find Die Bedin⸗ 
gungen und Vorausſetzungen bed Art. 15 noch nicht vollſtändig 
erfült, weil der Vertrag noch nicht von ‚beiden Seiten voll⸗ 
ftändig vollzogen war. 

4. Das letzte Erforderniß, von welchem der Art. 15 ben 
Schutz, den er dem Rechtsnachfolger gewähren will, abhängig 
macht, iſt guter Glaube des Erwerbers. Der Rechtsnach⸗ 
folger des Veräußerers wird daher gegen ſolche dingliche Rechte 
Dritter, welche ihm bekannt waren, nicht geſchützt. Nur 
entſteht hierbei die Frage: in welchem Zeitpunkte muß dem 
Erwerber das Recht des Dritten bekannt geweſen ſeyn, wenn 
ihm dieſe Bekanntſchaft ſchaden fou ? Natürlich kann ihm bie 
Bekanntſchaft mit dem Rechte des. Dritten, oder wenn man fo 
will der böfe ‚Glaube, nicht ſchaden, wenn er erft nach Vollzie⸗ 
hung des infinuirten Vertrags von dem Rechte dee Dritten er- 
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fährt; denn er foll ja gegen Rechte. Driner gerade in dieſem 
Falle gefchüst werben, d. h. in dem Falle, wenn nad) Bollziehung 
des infinuirten Vertrags ſolche Rechte on den Bag fommen ®. 
Auf den erſten Anblick fcheint es aber, als ob ihm die Befannt: 
ſchaft mit dem Rechte des Dritten ſelbſt dann nicht ſchade, wenn 
fie noch vor Vollziehung des Bertrags und ber gerichtlichen In⸗ 
finuation deffelben eintrat, falls er nur zur Zeit des: Abſchluſſes 
des Vertrags von jenen Anſprüchen nichts wußte, daß alfo bie 
Bekanntſchaft mit dem fremden Rechte nur dann. fchabe, wenn 
fie fhon zur Zeit des Abfchlufled des Vertrags vorhanden mar. 
Denn der Artifel räumt den beireffenden Schug Demfenigen ein, 
welder „in gutem Glauben ... Verträge abgefchloffen bat.” 
Allein dieß ift doch wohl nicht der Sinn des Artikels; vielmehr 
dürfte fit) aud dem Schluffe befielben ergeben, daß der. Erwer- 
ber nach Bollziehung des gerichtlich iInfinuirten Vertrags nur 
gegen ſolche Anſprüche Dritter gefehlt werben toll, welche ihm 
big dahin unbefannt waren (vrgl. Note 68), fo daß alfo der 
Schuß nicht eintritt, wenn er vor ber. vollfändigen Erfüllung ber 
übrigen Requiſite des Artifele ſenntniß von den Auſpruchen 
Dritter bekam. 

Ob übrigens fein Vorgänger, der Beräußerer, mit ben frem⸗ 
den Anſprüchen befannt war oder nicht, darauf kommt es nicht 
an. War Diefer mit den Anfprücen bekannt: fo ſchadet dieß 
feinem Singularnachfolger nichts; denn daB Geſetz verlangt blos 
von dem Rechtsnachfolger guten Glauben. 

1. Worin befteht der Schug des Rechtsnachfolgers, wenn 
bie: angeführten Borausfegungen und Vediagungen des Art. 15 
sorhanden find.? 

Hat Jemand einen läftigen' Berirag zum Zwede der 
Erwerbung des Eigenthums oder eines anderen binglicden Rechts 





68) Freilich dritt ſich der Artifel nicht: ganz gut aus, wenn er fagt, ber 
Rechtsnachfolger fey „nach Bollziehumg der Verträge gegen unbelannte 
„Anſprüche Dritter auf gleiche Weiſe, wie der Hypothefargläubiger, gefichert ;“ 
benn er {ft und muß ja auch gegen befannte Anſprüche gelichert ſeyn, 
wenn fie erfi fpäter befannt wurden. Wäre dieß nicht: fo würde 
er ja gar nicht gefchügt fenn, weil ihm ja ſpäter dieſe Anſprüche jedenfalls 
bei dem Verſuche ihrer Geltendmachung befannt werben müflen. 
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an einer Liegenfchaft geſchloſſen eb find dabei fänimtliche vorhin 


unter 41—4 ausgeführte: - Erforderniffe ‚vorhanden, bi 5. hat .ex: 


den Bertrag mit Denfenigen gefchtoffen, weicher. in dem Güter⸗ 
buche oder den das Guterbuch nach Artt. 58: und 5 des Pſand⸗ 
geſetzes ergänzenden: und vertretenden Urkunden ats Inhaber bes 
veräußerten Rechts in der oben bemeriten Meife eingetragen iſt, 
und iſt von der zufländigen gerichtlichen Behörde über den Ver⸗ 
trag erkamt und ber Vertrag von. beiben Seiten volliäubig 
vollgogen worden: fo wird er gegen Anfprüde; welche Dritte 


as den Gegenſtand des Beritags..zu machen haben, falls fie. 


ihm nicht vor Vollziehung bes gerichtlich inſinuirten Vertrags 
befannt waren, ia den Fallen geſchützt, in weichen ein Unter⸗ 
pfandsgläubiger, welcher auf den Grund des Güterbuchs 
ober der .buffelbe ergänzenden und vertretenden Urkunden ſein 
Unterpfandsrecht erwarb, gegen Anſprüche Dritter in Beziehung 
auf das nerpfändete Recht geſchützt wird. 

Der Redtsnachfolger wird fomit, wenn er fein Mecht von 
einem Unbexrechtigten ableitet, nnx gegen ſolche Berechtigte ge⸗ 
ſchittzt, gegen welche auch ein Unterpfaudsgläubiger im angeführ⸗ 
ten: Falle geſchüzt wird. Er wird alſo namentlich nicht geſchützt 
und ber: Art. 15: tritt nicht ein, wenn noch vor der gerichtlichen 
Inſinuation oder noch vor Der ‚volftändigen.beiberfeitigen Voul⸗ 
ziehung des Vertrags das entgegenftebende Recht. des Dritsen 
auf: eine ber: S:4191 bia:S. 203 ausgeführten Weiſen gehörig ges 
wahrt war, alfo entweder durch eine ausdrüdliche Vormerkung 
im ‚Unterpfandss» oder Güterbuche 9 ober auf die im 6. 12 
©. 494 f. angeführten. aus:ben rfenligen Dänen, nidt 
durchaus erſichtlichen Weiſen. 

Die : Sicherheit: des: Rechtenachfolgers # aber in ſolchen 
Fallen gerade: wie bie das Unterpfandoglänbigers keine durchaus 
volfsändige; denn fie. kann gefährdet: werden durch Rechte. Drit« 
ter, bdie.:ais.:den öffentlichen Büchern gar nicht erſichtlich find. 


— — 





69) Wenn das Necht des Dritten ein dingliches if. Bloße perſoͤn⸗ 
liche Rechte Dritter können dem Rechtsnachfolger ohnehin nicht nachtheilig 
ſeyn, moͤgen fie gewahrt ſeyn "oder nicht (S. 212), außer im Falle des 
8. 18, aber hier aus Bann, wenn He duich foͤrmlichen Eintrag in das Un 
ternfondebhun gewahrt find... r . VE . 
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Brenn 3. B. die A das Grundſtück, das fie im Eigenthum bat, 
auf ihre Tochter B vererbt und die Theilungsacten der Behörde 
übergeben wurben, im Güterbuche aber nicht die B, fondern ihr 
Bater, der dad Gut in Nusnießung befommt, ald Eigenthümer 
eingetragen wird (vrgl. Note 55%) umd Diefer es nach einigen 
Jahren an den D, der mit ben.Rechten der Tochter nicht befannt 
ift, verkauft und ber Vertrag vollſtaͤndig vollzogen wird: fo 
fann die B doc gegen den D mit einer Eigenthumsflage auf⸗ 
treten und ihm das Gut ohne ale Entſchädigung abfordern, weil 
ihr Recht gehörig gewahrt war (f. oben S. 494), obwohl der 
D aus den Gerichtsbüchern dieß gar nicht erfeben konnte. 

Bei den Rechtsnachfolgern Deſſen, der anf die unter E be⸗ 
zeichnete Weite eine Erwerbung machte, treten Die ©: 210 f. 221 
ausgeführten Brunbfäge ein; denn nad) dem zweiten Abfage des 
Art. 15 follen fie „in eben biefelben Verhältniſſe treten, wie bie 
„Rechtsnachfolger des Hypothelarglaͤubigers corgl. Art. 72 des 
Pfandgef.). - 

Ill. Durch die: in dem Bisherigen: näher 'entwidelten Bes 
flimmungen des Art. 15 des Pfandentwicklungsgeſetzes wurde bas 
Recht, “welches bei un® bis: zum Jahre 1828 befland, in einer 
fehr weit greifenden Weife geändert und zwar, wie ich überzeugt 
bin, obne hinreichende legislative Grunde zu einer ſolchen miß⸗ 
lichen Aenderung. 

Nur darf man die Aenderung nicht noch weit nehmen, als 
fie wirklich geht. 

Es find naͤmlich die S. 240 unter * 1—3 ansgeführ: 
ten Grundfäge nicht: geändert, außer in Beziehung auf 
Rehtsnahfolger und zwar. nur auf gewiffe Rechts⸗ 
nahfolger. Der im Güterbuche Eingetragene wird an ſich 
durch den Art..15 nicht mehr geſchützt als früher; es ftreitet. für 
den Eintrag in dem Guterhuche auch nach dem Art. 48 nicht 
im Allgemeinen bie Vermuthung des Rechts u. ſ. w. Tritt 
daher ein im Güterbuche Eingetragener gegen ben Befiger einer 
Liegenfchaft mit der Eigenthumsflage auf: fo enthebi ihn der 
Eintrag im Güterbuche keineswegs der Beweislaſt des Eigen⸗ 
thums, außer er wäre in -Folge.eines läſtigen Vertrags 
‚unter den oben Nr. I näher gegebenen Beftimmungen Rechte: 
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nachfolger eines im Güterbuche Eingetsagenen ober leitete von 
einem folchen Rechtänachfolger fein Recht. her. Ebenſo entſchei⸗ 
det auch hei ber Golliten Mehrerer,. welche im Gante an ber 
ſelben Sache Abfonderungsrechte in Anſpruch nehmen, 
noch nicht für ſich allein der Eintrag in das Gaterhuch, ſondern 
Derienige fliegt, . weicher wirllich fein dingliches Recht an ber 
Sache nachweiſen kann, außer es Tönnte Einer. von ihnen fein 
Recht son einem im Güterbuche Eingetragenen anfidie. eben au⸗ 
gegebene Weiſe unmittelbar oder mittelbar: ableiten. -&8,.greift 
alfo bier der Art. 4b des Pfandentwicklungsgeſetzes allerdings 
ein (orgl. auch Art. 53. Abf. 4 Art.59 deſfelben Geſetzes); aber 
natürlich nur, wenn. der: Fall Der. Art iſt, daß in ihm alle Bor 
ausfegungen..des genannten Artikels zufammentreffen. Bu ‚ale 
gemein iſt daher, was Bolley UL S. 1284 ſagt (vergl. 
oben Note 59). 

Sm Bezichung auf gemwif ‘ e: Mechtonachſolger ober. tif 
allerdings der Art. 1b, mie. gefagt, eine fehr: weit gehende Aen⸗ 
derung am. betehenben ‚Rechte, indem der im Guͤterbuche Einge⸗ 
tragene, wenn er auch der wahre Berechtigte ſeyn follte, nicht 
nur in Deziehung auf Berpfändungen als Eigemhümer ber 
Sache gegenüber von nicht gewahrten Rechten ganz fo gilt, wie 
er eingetragen 'ift, fondern num: nad dem Art. Ab: audı bei 
anderen Beräußerungen, bie er vornimmt, gewäffe ſe i⸗ 
ner Rechtsnachfolger in vielen Fällen 7 fo gefhüst 
— als ob fie vom wahren Eigenthümer erwor⸗ 

ben hätten. Es if. bapery um r mr einige Gonjeghenzen an⸗ 
zuführen, u 

a. Derjenige, welcher von einem Nich teigenthümer das 
Eigenthum einer Liegenſchaft herleitet, alſo Das Eigenthum gar 
nicht erworben haben konnte, dennoch unter ;sen. unter Nr. I 
angegebenen Borausfegungen flärfer, ald der: Eigenthümer- der 
Sade ſelbſt, wenn Diefer ſein Recht nicht gewahrt hatte: Will 
daher der wahre Eigemhümer feine Sache von einem foldhen 
Rechtsnachfolger des Nichteigenthümers vindiciren: fo ift er, wenn 





70) ®. h. in den Yällen, in. welchen ein vom Eingetragenen beſtelltes 
Pfandrecht gegen Anſprüche Dritter geſchützt iR. 
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er gleich’ fein Eigenthum an der Sache nachweiſen bann, in einem 
ſolchen Falle doch abzırweifen. Der Art. 15 enthält ſoinit eine 
bedeutende Einwirkung auf die Lehre vom Eigentum, indem er 
Be Eigenthumsklage, bie Geltendmachung und Derfotgher- 
Teit deu Eigenthums fehr befchränft 7. 

:b. Noch mehr! Jener Rechtsnachfolger maß fogar eine 
Dingliche Ktage gegen deu wahren Eigentbümer haben, 
wenn etwa fpäter zufällig die Sache in ben Beflg des Letzteren 
dommen würde. Zwar möchte man zunächſt an ein bloßes Schug- 
mittel, an eine Einrede denken, die dur ben Art. 4b bem 
Rechtsnachfolger gegen unbelannte Anſprüche Dritter gegeben 
feyn fol. Allen offenbar gebt das Gefeg weiter. Denn nad 
bemfelben foll, von Anderem abgefehen, der Rechtsnachfolger ger 
ſchutzt. werben wie ein Hyyothefarglänbiger, Diefer aber, 
wenn er auf den Grund ded-Güterbuche fein Recht erworben 
bat, kann dem wahren Eigenthümer, ber: fein Recht nicht gewahrt 
hatte, mit einer binglichen Klage die Sache abſordern. Auch 
würde ja der gewährte Schug illuforifch, ‚wenn nicht ‚damit für 
den Fall, daß das Gut in dritie Hänbe kommt, eine dingliche 
Kfage verbunden wäre. Wir exhalten alfo dadurch die Anoma⸗ 
lie, baß Derjenige, weidher nit Eigenthämer if, 
in manchen Fällen eine dingliche Klage, eine Art von rei 
vindicatio atilis.. ſelbſt ‚gegen den wahren Cigentbür 
mer bat, 

c. Der: Deihtönacfolger, welcher unter den Boraudfegungen 
von Nr. 1 erwarb, ift gegen alle etwa beſtehende ‚aber nütht ges 
wahrte binglihe Rechte Dritter, durch welche feine Erwerbung 
befchränft würde, geſchuͤtzt, wenn ihm jene Rechte bis zu dem 
©. 234 angegebenen Zeitpunfte unbekamt waren; fie Tönen 
Degen ihn gar micht geltend gemacht werben. Dieß iſt nicht blos 
wichtig; wenn man von einem überhaupt Unberechtigten erwarb, 
fonbern much dann und gerade dann befonders, wenn man von 
bem wahren Berechtigten erwarb, falls das Nedt 


71) Das, was Mayer Br. 16. 336 Note * fagt, war nach dem Rechte 
der Zeit, in welcher Mayer fchrieb (vor 1828) ganz richtig; jetzt aber gilt 
in Folge des Art. 15 das Gegentheil. 
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deſſelben buch dingliche Rechte Dritter befhräntt 
war. Namentlich find bie ©. 225, 2236 angeführten Grundſätze, 
weiche nad dem früheren Rechte und noch nach dem Pfandgeſetze 
son 1825. galten, jetzt füͤr den all aufgehoben, wenn die unter Nr. I 
angegebenen Borandfegungen vorhanden find. Wenn daher 3.9. 
ber wahte Eigenthümer einer Liegenfchaft, welcher im Güter⸗ 
buche obme nähere: Beſchraͤnkung ald Kigenthümer eingetragen 
if, die Liegenſchaft durch einen gerichtlich beftätigten und beider 
ſeits voſlzogenen Yäfigen Bertrag an rinen Anderen veräußert 
bat, ihm aber blos ein wiberruflidhe® Eigenthbum zufland 
(3. B. die Vlegenfchaft ihm blos unter einer Reſolutivbebingung 
gehörte oder er fie duch Erbſchaft ermorden hatte, fie aber. vom 
Erblaſſer unter einer Bedingung, die noch nicht eingetreten iſt, 
einem Dritten vermacht ifl, ‚oder er fie unter der Beſtimmung 
gefchentt erhalten. hatie, daß er den Schenker: alimentiven folle, 
in welchem Kalle ja, wenn er dieſe Beſtimmung nicht erfüllt, 
das Eigenikum von ſelbſt an den Schenker zurüdfallen würde), 
das Recht Deſſen jeboch, an welchen das Eigenthum nad Um⸗ 
fiänden fallen: kann, nicht gewahrt ift: fo kann Diefer, wenn: der 
MWiderrufögrund wirklich fpäter eimteitt, gegen ben Erwerber ber 
Sahr.von feinem Rechte feinen Gebrauch machenz er 
kaun die Eigrathumsklage auf Herausgabe der Sache, welche 
ibm an ſich zufteht und auch nach dem bisherigen Rechte durchaus 
zuftand, gegen jenen Erwerber und deſſen Rechtsnachfolger nicht 
anftellenz er kann ſie ſelbſt dann micht anfiellen, wenn der Vers 
"äußerer in böfem Glauben war. Auch: hier iſt wieder das 
Recht zur Eigenthumeklage bebentend befchränft, und der rüds 
wärts eintretenden Wieberauflöfung des Eigenthums (resolutio 
daminii ex tunc) ie Wirkung gerade in ben wichtigften Des 
ziehbungen genommen. 

. Sm gleich gefährlicher Weiſe wirkt der Art. 15 auch auf 
die Wirkſamfeit: anderer wohlerworbener ‚binglicher Rechte ein, 
burch weiche das Eigenthum befchränkt wird. Steht mir 3. 2. 
eine Dienfibarkeit an einer Liegenfchaft zus fo kann ich biefelse, 
wenn ich fie nicht gewahrt habe, gegen Denjenigen nicht geltend 
madyen ‚welcher die Liegenſchaft von dem im Güterbuche einge⸗ 
tragenen Eigenshünner busch einen gerichtlich infinuirten und von 
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beiden Seiten vollzogenen läftigen Bertrag erworben hatte: und von 
der Erxiftenz der Dienftbarfeit nichtd wußte: Hat ferner Jemand’ ein 
rüdwärts widerrufliches Eigenthum an einer Liegenſchaft und er 
beftellt einem Dritten, der von diefer Widerruflichkeit nichts weiß, 
eine Dienfibarfeit an der Sade-für: eine Gegenteiflung: fo bleibe, 
wenn fpäter fein Eigenthum rückwaͤrts wieder aufgelädt wird, 
die Dienfibarleit doch gültig. und gegeben Rüderwerber und 
jeden Ipäteren Erwerber der Sache verfelgbar,; wenn das Recht 
auf den Rüderwerb der Sache ‚nicht. in den Gerichtsbüchern ge- 
wahrt war. Auch in dieſer Beziohung hat die resolutio dominũ 
ex tune nicht mehr die. Wirkung, die: fie. dem Prinzip na bar 
ben follte und nach dem bisherigen. Rechte. hatte :d. h. fie macht 
die dingliden Laften, die ber widerrufliche Eigenhümer in der 
Zwifchenzeit, wenn auch im Bewußtſeyn den. Widervrflichkeit ſei⸗ 
nes Rechte, auf Die Sache legte, nicht mehr ungültig. 

d. Eben fo kann es durch den Grundſatz des Art. Ab:wors 
fommen, daß ein fpäter‘ erworhened: dinglihes Recht einem 
früher erworbenen vorgeht. "Wenn 3.8; ber. un Güterbuche 
eingetragene Eigenthümer einer Liegenihaft mir. in Folge eines 
gerichtlich infinuirten und beiberfeits vollzogener läftigen Vertrags 
eine Dienfibarfeit au feinem Gute beſtellte und es ergibt ſich, 
daß fchon früher an dem Gute ein Dritter. eine Dienfibarkeit 
erworben hatte, durch deren Ausübung bie meinige befchränft 
oder unmöglich gemacht würde: . fo muß gegen die gerechten 
Grundfäge unſres bisherigen Rechte ber jüngeren. mir- ‚einger 
. räumten Dienftbarfeit die ältere. -Dienfibarfett. Des Dritten nad 
fiehen, wenn bie Letztere nicht gehörig gewahrt war und ich von 
derfelben vor Vollziehung des Vertrags Feine Kenntniß Hatte, 
folfte auch der Berleiher der Dienſtbarkeit das Recht des Dritten 
gefannt haben. 

Und bei diefen die Sicherheit beftehender. Itechte ſehr ge⸗ 
führenden Grundfägen iſt noch wohl: zu. beachten, dag wenn Die 
Wahrung des Rechts aus. noch fo entfhuldbaren Grün⸗ 
den unterlaffen wurde, wenn ſelbſt ein Minderjähriger oder Uns 
mimbiger der Inhaber: des gefährdeten Rechts iſt und feine in⸗ 
foiventen Vertreter die Wahrung verfäumten, dem: wahren 
Berechtigten durch Feine Wiedereinfegung in ben 
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vorigen Stand :gehotfen wird! "Dem 'ber Art. 89 des 
Pfandgeſetzes greift: auch bier durchaus Play, weil in ben ge: 
nannten Källen der Rechtönachfolger. gegen nit gewahrte Rechte 
Driner::muf gleiche Weite geſcchert ſeyn fol, wie ein Pfand⸗ 
gtäͤublger. 

Noch Lntſeht die Frage, unter welche ſariſtifche Form 
man überhaupt die neuen vom Art. 1b bes Pfandenwicklungs⸗ 
geſetzes eingeführten Grundſuͤtze zu bringen: hat. Därüber äußert 
ſich weder das Geſetz: mach: einer unfser Schriftfteller nääher. Die 
Frage iR aber, faſſe man fie vom wiſſenſchaftlichen oder vom 
praktiſchen Standpunkte auf, in ver That Beine müßige. 

. +&ine:bloße Einrede für den Rechtsnachfolger ſollte dadurch 
nicht geſchaffen ſeyn, wie aus dem vorhin: unter b Ange führten 
fi ergibt. 

Am ꝰ Rächſten ſeint v die obſuag der Frage zu liegen: der 
wahre Berechtigte, weicher ſrin Recht nicht gewahrt bat, ver- 
täehrt in den Hütten des Ark: 15'fein Recht in dem Momente, 
in welchem bie unter Hangefäßrten: Borausfegungen bed Art. 45 
eintreten; alfo 5 3. "wimn: Jeinand von, dem mit: Unrecht im 
Guͤterbuche ald Eigenthuͤmer eingetragenen Nichteigenthümer eine 
Liegenſchaft durch einen gerichtlich iuſtnürten und beiderſeits voll- 
zogenen laͤſtigen Vertrag erwarb: fo verliehrt der wahre Eigen⸗ 
thümer , falls er: fein Recht nicht gewahrt hatte und der Erwer⸗ 
ber mit demſelben: nichtbekannt war, fofort ſein Eigenthum an 
ven Rechtsnachfolger des: im Güterbuche Eingetragenen. Auf 
biefe Weiſe ſcheint es Meiſshaar Bo. II Se 12: zu nehmen. 

Allein fo kann man bie Sache nicht nehmen. Wie ſoll es 
ſich juriſtifch vermitteln laſſen, daß durch: eine Veräußerung von 
Seiten eines dritten Unberechtigten der dinglich Berechtigte: fein 
Recht an den Rechtsnachfolger des Unberechtigten ſofort verlieh⸗ 
ren fol? Es wüuͤrde dieß auch wich weiter gehen, als das Ge⸗ 
ſetz will. Denn das Geſetz: will keineswegs dem wahren Be: 
rechtigten ſein Recht unbedingt ganz entziehen, fondern er 
fol nur zurüdfiehen gegen. gewiffe. Rechtsnachfolger des 
unberechtigten aber im Guterbuche als berechtigt eingetragenen - 
Beräußererd; dieſe Rochtnachfoiger :follen unter gewiffen 
Vorausſetzungen gefchäst: werden gegen: den wahren Berechtigten 
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und ſtaͤrker ſeyn sale der! Vetztere. Hat daher Der, MhreBerech⸗ 
tigte es micht mit einem ſolchen Rechtsnachfolger zu ihm: fo 
kann er: von--feanem ::Mechte. mit voller Wirkfamkeit" Gebrauch 
machen, ‚felbft nach deim eine Veraͤußerung ber. :genannten: Ari 
vorgefallen if. Wenn z. B. der A Eigenthümer einer; Liegen⸗ 
ſchaft if, fein: Bater A if: aber im Güterbuche aiß Unrecht ale 
Eigenthümer eingetragen und‘ dieſer Lotztere veninßert die Lie⸗ 
genſchaft, ſey es in gutem ader in böſfem Glauben (denn auf 
den Glauben bes: Veraͤnßerexs kommt. es: nach Art: 15.nicht an) 
auf die unter Ar. I angegebene Weiſe an den G:-To kann der 
A fein Recht, wenn: ex: 28 wicht. gewahrt hatie nd xc dem C 
unbelannt war, allerdings gegen Den :C:nic gältend.:nindhen; 
würde aber fpäter durch eine: befonbere: Fügung der Berhälimifie 
ein Theil des Gutes in die Hände eines Dritten fommen, der 
nicht vom C fein Recht ableitetr! fo: Tasın.:gegen Diefen der A 
ohne Auftand' als Vindicant auftreten md: fein; Eigenthum gel⸗ 
tend machen, eben well :öhm bad: Geſtetz micht das Eigenthum 
felbft, Fondern nur deſſen Berfolgbauteit gegen gewiſſe Rechts⸗ 
nachfolger: des B: zog, jeuer. Ochts auer 3 ʒieſen Reed, 
folgern nicht gehörte. mm... 

DaB Grfeg wüll ‚Äheahaupt: I iden lien ben meche⸗ 
nachfolger Mos ſchůtzen, ;wie’ einen Rfanpglaäubiger, ver ſein Un⸗ 
terpfand von einem Unberrchtigten oder wan xinem bloß befchrantt 
Berechtigten erwarbe durch eine vVon ?Seiten: eines Unberechtigten 
ober baſchraͤnkt Berechtigten vorgeromnmene Veerpfaͤndnug aber 
verliehrt Der wahre Berechtigte, keine wegs ſafort fein Recht (fein 
Eigenthum u. ſ. w.d ſendern ex muß no’ bin Werpfaͤndung ge⸗ 
gen ſich gelten laſſen; ſoweit dann dieſe Verpfändung wirkt, 
dann. ihm feiner Zeit feine Sache: abgenammen werben durch vie 
Pfandklage. So muß es daher auch in den vorliegenden Fällen 
behandelt werben... Durch: dine vom bein im: Güterbuche einge⸗ 
trägenen. Unberechtigten oder beichräuft. Bereihtigten under: den 
unter Mr; J angeführten Borausfegungen vorgenunmene, Ver⸗ 
Außerung geht das nicht gewahrte Hecht des wahren Berechtige 
sen keineswegs ſofort zu Grunde znur fann: er. es gegen. Den⸗ 
jenigen, an welchen die Sache verußert „wurde (und deſſen 
Rechtsnachfolger), nicht galtend machrn und Dieſer fiegt gegen ihr, 
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wenn er mit- HR ſep es au Kläger oder Pellaum⸗ wi Stren 
femm tritt Benbroı 
DR: bierqus fe wrackenhe vechtliche Verhältu Int Hichn- 
ubi⸗ ni. dem Berhälmifie., eines quiritariſchen Figenſhümers 
des voruſtinianiſchan Romiſchen Rechts zum. banitaxiſchem Gigen⸗ 
thämer. Man nehme anr. hen einfachßen Fallz Der im: Matere 
buche mit Unrecht als Eigenthuͤmer Eingatvagene mesäußprtirine 
Liegenſchaft auf bie unter Nr. J angegebene Weiſe an den A, 
während ber wahre Eigenthümer ber Liegenfchaft, der B, fein 
Necht nicht gewahrt hatte und daffelbe au dem A nicht. hefanns 
war; .bier blabt..B ‚Sigenthümen der Sache; allein fein Gigen⸗ 
thum fd "gegenüber von: dem’A "ein mudurlı füs “ohne die Mir: 
fung; der A dagegen Mm nicht eigentlicher Eigenthumer aber er 
hat ‚ganz die Stellung, und Die Rechte, als; ob er "Eigensbümer 
wäre; teitt der B ‚BRBER.. ihn mit, einer Gjgenshpmäflogs auf: ſo 
lann an Diefe Durch Die MBenufung auf. den; Axt. 45. abweiſen, und 
er kaun ſogar eben unter Berufung auf dieſen Artikel von dem 
B und yon jedem "Dritten bie Sache, als ob tr ihr Eigembümer 
iväre', mit einer, bingeithen. Klage, einer. rei vindicatio, ‚utilis 
oder Actifie,. fordern... Erſt durch einen vollendeten ‚Aefigunge- 
beſitz mürbe bad. Eigenthum an ber Sache auf ihn mirflich übergeben. 
Aber wie folk man! ſolche gefegliche Veftimmungen rechtfer⸗ 
tigen? DaB Das, was“! die fländifche Conimiſſion für den At: 15 
anführte, zum Thsif‘ auf einem entſchiedenen Ittihum beruhte, 
bat ſchon Boilen Vod. III ©, 1158. nachgewitſen. Aher auch 
Das, was Balley für.den: Artikel anführt, dürfter ihn chwer⸗ 
lich rechtfertigen.: Vietwehr IR gevabe: dieſer Lrtiſbi⸗ver erſte 
Hauptſchrint, um am Ende zu dem Reſultate zir' gelguten, wel⸗ 
ches Bolley ſejbſt durchaus vermeiden 'will, db. BAR aenkpm. und 
andere dingliche Rechte ganz vom Papiere. „van. ben, Einträgen 
iu dia Gerichesbücher abhängig. zu machen, ein⸗Gchritt der frei⸗ 
lich in einer Zeit micht ſehr üͤberraſchen darß,Ddie ſo gar Kerne 
Alles zn Pupler bringt und vom Papiere abhangigniächt. gſt 
es auch nur ‚ein halber Säritt: To iſt er doch immerhin ſehr 
weitgreifend n. ‚Aber ſehr zu wünſchen iR. Nicht ‚ding daß er 
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der erſte bleiben, fondern daß er auch ‚bald: wieber: ganz zurück⸗ 
genommen werben möchte, indem er fchon an ſich legislativ mehr 
als bedenklich it und in feiner Iſolittheit einen mit dem Uebri⸗ 
gen nicht recht zufammenhängenden Riß in die Conſequenz unfres 
Rechtsſyſtemso und in die Sicherheit des Eigenthums macht. Legt 
man auf Pubkieität des Eigenthums im Intereſſe der Sicherheit des 
Verkehrs Werth und will fie einführen: ſo wird man bie Sache 


länger Zeit ein fehr großer Theil unfres Grundbefiges auf ben Art. 15 fi 
Rügen können, und der größte Theil würde ſich nad einem’ Menſchenalter 
darauf fügen, menn man allen Erwerd dutch :Erbiheitung auch - unter 
den Art. 15 ſtellen könnte. Dieß ift aber, wieder eine: her - zweifelhaften 
ragen, . wie fe. unſre neyere Geſetzgebung in nicht geringer Zahl darbietet. 
Der Erwerb durch Erbtheilung iſt ‚nämlich, beinahe durchaus ein Erwerb 
durch Kauf oder Tauſch, alſo durch läſtigen Vertraa.“ Etben z. B. 
fünf Kinder vbm VBater ein Gut von 28 Morgen und theilen es ſo, daß 
ns eine Rab. gegen. Geldabſindung der übtigen Wis Sutt allein behält fo 
beſitzt es nun Ya des Gutes in Folge eines Kegu feaſ; cheilen ſieeg fo, daß 
jedes Kind fünf abgeſpnderte Morgen für, Ad. gysſchlietlich belammen ſoll: 
ſo beſitzt jedes Kind von ſeinen fünf Morgen din Folge eines Tauſches 
(es vertaufchte' fein Fünftel, dad es an allen übrigeri Morgen erbte, gegen 
die vier Fünftel an dem ihm ausſchließlich überlaffeneie Theff’bes‘ Gutes). 
— Wie gebt: es nun in ſolchen Ballen, wenn Bas Bus. nicht dem im Guter⸗ 
buche eingetragenen Vater; ſondern einem Dritten ıgehßgte „per fein Recht 
nicht gewahrt Hatte? Iſt hier der Art. 15 anwendhar „..jemveit, die Erwer⸗ 
bung durch laͤſtigen Vertrag geſchah? Bejaht may dieie Frage: ſo fünnte 
nun der Dritte im erſteren Falle (dem des Keufes) dem Kinde ls des Gu⸗ 
fe# mit ber GigentHumsflage abnehmen (denn viefes beſitt es in Folge det 
Erbſchaft, nicht des Vertrages), für die übkigen:Y aber wird es darch den 
Yet. 15 gedacktt im Jehteren alle (des Tauſchex) Fünnse ‚der, Gigenthümer 
jedem Kine */s wegvigbiciren,. wegen der anderen, Ys ‚aber, hie. fie durch 
Taufch erivarben, ‚würden fie ihn unter. Berufung auf den Art. ‚15 ‚abweifen 
koönnen. Waͤre das’ Geſetz ſo auszulegen: ſo würde am Ende bei den Er⸗ 
werbnngen durch Erbgana der gtoͤßere Theil des Geerbten andı ‘unter den 
Art: 15 fallen. Alleines IR ſehr die- Arugs, 'ob-bier.der Kit::15 anwenb⸗ 
bar if. ‚Denn ;die Miterben ewwerben bier von Timgsihert daſch wicht æigentlich 
auf den Grund des Güterbuches (vorausgeſetzt, daß fie noch .njcht in dieſem 
eingetragen waren) noch auf den Grund ber Tpeilungegsten des neueften 
Zeitraumes (tenn diefe ſoilen erſt gemacht werden). Aber es müßte jenes 
Reſultat jedenfalls dann eintreten, wenn die Erben im Güterbuche ſchon 
eingetragen geweſen wären oder fie die wirkliche Erbtheilung nach einer im 
bepten Zeitraume gemachten und übergebenen Cventualtheilung gemacht hätten. 
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wohl anders angreifen müſſen und. nicht mit -eingehren in das 
Ganze nicht weht. einfügbaxen. Halbheiten beginnen oder gar Dabei 
Reben: bleiben durfen. Noch einige anamale Artifel in unſrer Ger 
feugebung, wie ber: Art. 1b und. der gleich nachher näher zu 
betrachtende Axt. 7+..BedMfandenmwirkiungsgefapes. — und .unfer 
Recht wire: denn, .burcfchmäiten von: einem Aggregeie'ifalirer 
principienmeibriger Nädfihten ber verfehiebenften Art, auf einen 
fü ſchwankenden unſichern und durchlocherten Boden geſtellt, daß 
man gegenüber ben: Bruchſtücken des confequanten und gedieger 
nen ::slafüfhen: Römifchen Rechts ſehr verfacht- werben «möchte, 
deu. Gegnern der. Gobdrentienen für unfre. ae Bad Um: 
rar an nehm. nt uk Ir a 7. 
ar. 4 | I. F BEN. “ 
Becntung Det. Einteäge in die: Grridtebäder für 


perfsnliche Uechte überhaupf. * 


- $. 48. Die, Gerichtähücher . haben eigentlich aunachſ blos 
Bezuhung ‚auf. dingliche Rechte und zpar nur quf dingliche 
Rechte an Lieg ein ſcha ften. Selbſt die Behentung, bie ihnen 
unſre Pfandgeletzgebung in Beziehung auf Sicherung der Pfaud⸗ 
‚Hläybiger gab, konnte Ani „fi eigentlich nicht dazu fuhren, in pas 
Syſtem der Eintraͤge in Die ‚Berihtskücher. auch die, Perle li 
ben Rechte, hineinzugichen,z;,penn ein bloß perfönlichee ‚Recht 
‚fan, ‚an, fih..dem binglichen Rechte, welches man durch ein Un: 
terpfand, erhält, feinen Eintrag hu S⸗ 212). ‚Leider, aher ‚ging 
‚Dierin. Jan. Des) Pfandgrie- von 48235 weiter, indem es aus 
unhaltbaren Gründen (Note 56) gegen das Sutereffe bes Ber- 
Jehys und. des Kredits und. über fein, eigenes Princip hinaus 
gewiſſen blos perfö lich Berehtigten d. h.. Denjenigen.,. de⸗ 
von, perſönliches Recht, auf Erwerbungoder Wiederexlangung 
einen Liegenſchaft geht, , die. Möglichkeit ‚einräumt, ihrem perfön- 
lichen Rerpte- burg: Vormerkung beffelben im Unterpfande > oder 
„Gütgsbuce gegenüber yon Berpfändungen, bie. ber wahre Eigen- 
thümer, ber. Sache. vornimmt, eine Wirkung zu ‚geben, bie einem 
perfönlihen Nechte gar. nicht zufommen ſollte (ſ. ohen S. 23.4,f.). 
Später, bei dem Pfandentwiclungsgefege von 1828, kam diefe 
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Frage wiberigur: Sprache. Statt ader'den Britt, "den man 
in dieſer Begichung im "Pfaridgefege gemacht hatte, wieder zu⸗ 
ruttzanehmen, vergrößerte man vielmehr den Bruch, den man 
in die allgemeinen Principien gemächt hatte. Wan hielt nicht 
nun an der Anſicht ſeſt, daß man Die Vormerbung eints perſön⸗ 
Isyen Rothis der genannten Art. wit der: angederneten Wirkung 
geſtatten. möffe, fohbern man gab, Im Widerſpruchr mir den An- 
fihten;, welche Früher: die‘ Regierung und die ſtändiſche Commiſ⸗ 
fion: fo: ſehr mat Nerht für die tätigen: gehalten hatten ' (oben 
8:. 116 und Note 56), der Vormerkung moch. eine weit audges 
dehnteren Wirkung; ald fie irgend nach dem Pfanvpefege hatte. 
Dabei änderte man auch die Form derfelben wefmttich,::fo daß 
auh Dad, was das Pfandgefeg von 1825 über bie Form ber 
Wahrung foldher yerfönlichen Rechte befimmt (oben S. 244), 
durch das ftinwe iitwichlurigsgeſetz gaz grändett wutde. 
Das Pfqudentwicklungsgeſetz ‚beftimmy..yänlih im Art. 71 
Folgendes: 
“ Ifietu berfondicher Anſpruch anf Erwerbüng oder 
"WBiedeiterlähgung kiner unbebrt niden saqe in Ge⸗ 
„maͤßheit ves Pfanogeſetzes Art. 74 f.' Ab! In’ Kölge eines von 
„der Unterpfihböbehörbe eollegialifch ‚Hefaßtdn: And iterch Art. 186 
bed’ Pfandgeſetzes, auch Art. 32 des!gegenwlirtigen“ Gefedes 
doltzogeüen Beſchtuſſes im Unterpfaudsbuche! vorgemerkt wor⸗ 
„ben: To kann der "Berechtigte dleſen Aniſpruch nicht Bios gegen 
„die ſpäteren Pfändglaͤubiger, "fondern duch: gegen alle Abriten 
Glaͤubigel eines Schuldners, welchen Hein Pfanbrecht atif biefer 
Balhe Arptebt, ingleichen hzegeinnfeden ſbaͤteren Ergerbet derſelben 
„gelten machen.“ 37 I IIRLT TEN 
m Uebrigen fann der ft Pahbgiäubiger Wetfalle 
‚‚gentäß: dem Art. 8a. 2 und Urt: 77 "des; Pfandgeſetzes an 
„Dalbſenite ſich Haften, "was der zu’ Erwerbung ober Wieder 
„erkdiiging kines Gutes Berechtigte wegen Vollziehung fefttes 
„Anſpruchs zu dezahlen hat; es iſt jedoch bieſer —* ehe 
„vor ihm Zahlung an den Schuldneb“ geleiſtet wird, "bon der 
„nath dem Eintrage feined Rechts geſchehenen Unterpfandöbe- 
„Rethmg gehörig | in Kenntniß au ſehen: KT 
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Diefer Alp: 7 wir ade. Motiven ?::6Tog- Bine: Er⸗ 
lautguung Dber; Er gängmıig beſtehender gefthkidken: Vorſchrif⸗ 
test! (alſo der Veſimmmngen bed Pfondgefetzes Art: 75: f.): ger 
nannt und-bie-HänbifcheAosemiffion. bemerkt über ihn, baf: fie 
materiell um fo: mer wien. ibn einverſtanden ſey, als ail eine 
Controverſedes gemeinen Rechts chifcheide 3%. Alleitz· das Vetz⸗ 
tere beruht theilweiſe wenigftenn iguf edem Irxthunm; Denn: die 
Controverſt des gemeinan NeHts (vergl. darübet Mayer TI 
©. 433: $:): bᷣcziehn ſich nur auf einen Dheil des Inhalté dere 
Arfeld und: war eigentlich ſchon idurch den: Uri. 8: des Pfand⸗ 
gefeges und zwar in einem anderen Sinne entichieden 73 und 
überieupt..lommte.. ed nach, gemeinem erbte einen begründeten 
Zweifel weht leiden, daß ein blo.e perſonbiche s auf Erwer: 
bung :einer. · Suchengehendes Necht nicht geltend: gemacht werden 
kann gegen ein dingliches Recht (die beſonderen Fälle ber ſ.g. 
aetimos in rem scrfiptae in gewiſſen Beziehungen ansgenom⸗ 
men), alſe auch nicht gegen ein Pfandrecht, das der Eigenthümer 
der m Bade: an ihr beſtellt hatte: Ä 

Ws, aber. die Bemerkung‘: in: ven Merwen betrifſe ſo ih 
ber. At. 71.0 periſchat nicht blos .eine Erläuterung ober. Er⸗ 

TR0) Stand. Merhaudi.v 1888 Beil: IT ©. 122. Der Mrt.:59 des 
Gutwurfes: vea Pfuhrnentwithingägef. ih: der “oben: abgebrindte A.r73 
vea Befeges. or.) ie 2 

72M Stänv. Verhaidl. v. 1828 Beil. H. w G. 216 Auch bem We— 
nigen was dir · Tommiſſton weiter noch aber: den Artikel. font, Hegen ent: 
Halbe Mitnertänswifle. bi Grmißbe. „ 

I Mayer E &1139:.48 Reini ergibt ſich une‘ Sm, was 
Nu: 877 I: nuihweist , daß das Pfandgefetz eigentlich durch feine 
Beſtimmungen: uͤber die Wahrnng perſonlicher Aufprücht mit ſich ſelbſt in 
einen. Miderſpruch kam, indem ed Das, was es Im Art. 8 blos auf den 
Tall eineg gewahtten dinglichen: Rechts beſchräukt, im Ark 75 auch 
bei geeuhuieniipeufönlicen Rechten auf Grwerbung ‚ober Wieverrilangung 
einer Sache zugibt; Um dieſen Widerſprach zu Heben, gibt daher Mayer 
dem: Art.25 eine Auslegung; durch welche er wirklich gehoben würke;: inderkt 
ex den Art.75 blos auf den: Fall befchränfein wollte, wenn dad betrefſendi 
Recht befritten ift. Allein daß viefe: befehrümfbenbe ‚Auslegung eine ums 
richtige iſt, Hat ſchon BolleyB..1 ©. 63 fi nachgewieſen, und jedenfalts 
wird fie nun. durch ven, Art..74 des: Vſandentwictungogeſehes gerabezu ver⸗ 
worfen. hatten 
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gänzung des Pfandgefeges, fordern: in. Beziehung ‘auf bie ver- 
langten Sörmlichfeiten eine wefentlide Aenderung deſ—⸗ 
felben und im Beziehung auf den materiellen Inhalt eine Er- 
weiterumg feiner. Beflinnmungen und zwar eine fehr weit gehenbe. 

Nach dieſem Artifel, ber (wie auch ſchon der Art. 75 des 
Pfandgeſetzes, fo weit er ſich auf folde perſoͤnliche Rechte be: 
zieht) nach meiner Anſicht legislativ ſich durchaus nicht billigen 
läßt (Note 56), gilt mem in Beziehung auf die Wahrung 
pyerfönlider Rechte, weldhe auf Erwerbung oder 
Wiedererlangung einer kiesenſchaft geben, Fol⸗ 
gendes: | 
. Die. Wahrung muß dunh einen Eintrag im Unter⸗ 
pf andsbade gefcheben 7? und zwar in Folge eines collegialiſch 
gefaßten Befchiuffes der Unterpfandsbehörde und in den Formen, 
bie nad) Art, 186 des Pfandgefeges und Art 52 des Pfanbent: 
wicklungsgeſetzes bei einer Unterpfandsbeſtellung zu. beobachten 
find. - Während alfo nach dem früheren Rechte (Art. 75:des 
Pfandgef.) die Wahrung folder "perföntichen Anſprüche unter 
denjelben Formen zutäffig war; wie die Wahrung dinglicher An- 
fprüche, ift jest für jene eine ganz andere und erſchwertere Form 





74) Ein Eintrag in das Güterbuch if unzuläfſig. Anders war es nach 
dem Pfandgeſetze, nach welchem eine bloße Vormerkung fey es im Pfand⸗ 
buche oder im Güterbuche genügte (oben S. 214). Dieß iſt aher durch 
den Art. 71 des Pfasdentwicklungsgeſ. geändert. Deun dieſer fpricht blos 
vom Unterpfandsbuche, und daß er nicht blos aus Nachlaͤſſigkeit (wie 
3. DB. der Art. 44 deflelben Geſetzes |. Rote 61), ſondern ganz abfichklich 
ſich ſo ausdrückt, ergibt ſich unwiberleglich daraus. daß zur Wahrung. ein 
Beſchluß der Unterpfandsbehörhe, der von. ihr fofort zu vollziehen if, 
verlangt wird, biefe aber einen Eintrag in das Güterbuch nit Hefchließen 
und vollziehen kann. Es ift daher unrichtig, wenn Meishaar Handbuch 
6481, 488 Nr. V auch einen Eintrag in das Güterbuch für hinreichend 
halt. Iſt die Pfandbehoͤrde im Zweifel, ob es ſich ven. einem dinglichen 
oberseinem. perfönlichen Mechte handelt: fo wird fie: gut daran thun, bie 
Wahrung des Rechts jedenfalls in das Unterpfandsbuch auf die im Texte 
‚bemerkte Weile einzutragen ; denn eine folche Wahrung genügt aud für 
ein dingliches Recht (ba diefes im Güter⸗ oder’ Unterpfandsbuche gewahrt 
werden fanu S. 197 f), während die Wahrung, wein fie bei einen ſolchen 
Zweifel ins Güterbuch eingetragen: würde, wirknugslos wäre, falls es fich 
jpäter zeigte, daß es fich blos von einem perfönlichen Rechte handelte. 
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vorgefhwieben, fo daß, men dieſe nicht vollandig beobachet 
wird, bie game Wahrung ungältig iſt cß. 

2. Gegen die.Berfäumniß ber Wahrung. ober, was der 
Verſaͤummiß natürlich gleichſteht, gegen ihre unrichtige Ausfüh⸗ 
rung ( Gzu B. wenn bie Bormerlung: in das Güterbuch Rakt in das 
Pfandbuch oder zwar in das Letziere aber, blos durch den Vor⸗ 
ſtand der Pfandbehörde wohne einen. Collegialbeſchluß derſelben 
eingetragen würde ıc;) wird keine Wiedereinſetzang gegelen. Denn 
auch auf ſolche Wahrungen bezieht ſich die. -Yeflimmung des 
Art.39.ded Pfandge nes. Ja bei deu Wahrungen folder per: 
ſönlichen Rechte gre "gar die Ausnahme nicht Platz, welche 
ber Art.:89 für. den Hıll.der Belauntfhaft des —— 
mit. dem der Verpfaͤndung engegenſtehenden. Rechte mare, wie 
oben in Note 55 gezeigt wurde.— 

3.Auf die genannte Weiſe (Rr; 1) famn. ni jev es pers 
ſomiche Recht in Beziehung. auf eine Sache gegen nachiheilige 
Elnwirfungen einer Beräußerung und namentiih einer Berpfän- 
bung:, die der Eigenthünser ber Sache vornimmt, gewahrt. wer- 
ven, fondern blos ein ſolches perfönliihed Recht, Das auf bie 
Erwerbung oder. Wiebererinngung des. Eigenthums 
Lim eigentlichen Siune) einer unbeweglihen Sade geht“. 
Andere perfönliche Anſprüche und Rechte fünnen niemals einer 
Berpfändung in irgend. einer Weile im. Woge fiehen, ‚mögen fie 
nun gewahrt feyn oder nicht, Tönen, überhaupt durch eine Wah⸗ 
sung nicht die. unten anzwführenden Wirkungen belommen. Die 
zutäffige Wahrung bezieht ſich daher nementlich.77.auf den. Fall, 
wenn Jemand aus einem Vertrage ein Mecht: auf: Lebergabe einer 
Sade Hat, ihm die Sache aber noch micht übergeben if, ſey es, 
weil ber Eigentkämer mit ber Uebergabe zögert oder weil ‚fie 





75) Ueber den Fall, wenn ein folcher perfänficher Auſpruch ſchon vor ber 
Bublication. tes Rfandentwicklaugsgeſezes one Beobachtung iver Foͤrmlith⸗ 
feiten einer Underpfandsbeñellung im-Pfants oder im Güterbuche vorgemerkt 
worben war, ſ. die richtige Bemerkung bei Bolley 2. Il ©. 1289. 

76) Mayer 8.1 S. 376 Bolley B. II S. 1287. 

77) Daß bie Wahrung mit den anzugebenden Wirkungen nicht blos dann, 
wenn das Recht beftritten if, fondern auch dann zulaſis iR, wenn es 
anerfafnt and wicht beftriften if, darüber ſ Note 73. 
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erſt nach einer beſtimmten Zeit. zu übergeben in aber. der 
Eigenthümer feine Verbindlichkrit beſtreitet; ferner weun Je⸗ 
maͤnd einen Vertrag, durch weichen er eine Sache veraͤußert und 
wengegeben bat; angreifen und mit einer perfönlichen Kage bie 
Saäche wieder zurüdfordeen zu Türmen :glaubtz Ferner. wer. Je⸗ 
mand eine Sache: veräußert und fi das Nacht, die Sathe inner- 
halb einer gewiffen Zeit wieder zuruͤckzukaufen, vorbehalten hat.:c. 
Zweifelhaffiſtes Aber, ob die Wahrung mit den. angugebenden 
rechtlichen Wirkungen and in dem Kalle zulaͤſſig iſt, wenn Ir⸗ 
mand blos ein bedingtes periöuliches Mecht auf Erwerbung 
einer Sache hat, z. B. ihm unter. einer auſſchiebenden Bedingung 
ein Gut als Geſchenk zugeſagt wurde ober er iudten. einer. folchen 
Bedingung einen Rauf-über ein Gut abgeſchloſſen hatıı Srerger 
Bd. J S. 249 verneint die Frage, und ich glaube, ‚trit.:Mlacht, 
Das Pfandgefeb Art. 75 ſpricht von "einem Rechte, ba man 
auf die‘ angegebene Weite wahren könne, und dieß muß im Hwei⸗ 
fel auf ein wirktih vorhandenes: feſtes gegenwaͤrtiges Medht: de; 
zogen werden, alſo nicht auf: ein blos bedingtes, da im letzteren 
Falle das perfömlihe Recht feibſt, dvon dem es fi) handelt, noch 
nicht wirklich erworben, ſondern blos die Moͤglichkeit und Hoff: 
nung vorhanden if, beim Eintritte eines gewiſſen Ereignifles 
duaffelbe erwerben zu Fönhen. Zwar Spricht der Ark 74..96 
Pfandenwicklungsgeſetzes von ‚perfünlihen Anfprüdens allein 
vamit will er in der That nichts Anderes fagen, als das Pfand⸗ 
gefeg mir feinem Ausdrucke Recht, wie auch das Pfandgeſetg 
fire dieſen gleich nachher: den Aushruck Anſpruch gebraucht. 
Würde auch diefe Anſicht zweiſethaft ſeyn? fo müßte man doch 
gerade im Zweifel ſich für fie eutftheiden, weil man das Geſetz 
im Zweifel in: ven: Sinne: nehmen muß, weicher am Wenigfien 
vom regelmäßigen Rechte abweicht (mein Handb. Bd. ILS. 144), 
das vorliegende Inſtitut aber ein burdaus anomales ift, deſſen 
Anomalie auf. eine wirklich gang abnorme Weife gefleigert würde, 
wenn man es auch bei blos bedingten Rechten Platz greifen ließe. 

Zwar kann natürlich ein blos bedingt Berechtigter nicht ge⸗ 
hindert werden, fein bedingtes Recht im Unterpfandsbuche vor- 
merken zu lafſen; allein die Wahrung wirft dann nicht von der 
Zeit ihres Eintrags an, ſondern erſt von der Zeit an, im welcher 
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bie: Bedingang eintritt und bad: RNecht wirklich erworben wurde, 
und zwar in der Art; bag nur diejenigen‘ Verfügungen des: Ei⸗ 
genthuͤmers,: welche derſelbe nach Eintritt-derdrdingung 
über die Sache wife, in Folge der geſchehenen EBahuwag: vom 
perſoͤnlich Berechtigten angtgriffen werdew Yhöemten z wicht "aber 
auch. diejenigen, Die er von; Eintcitt ver Bevkigumg; Wenn gletch 
nach ‘der’ Zeit ver Möwhrung, nasöffen baue. : . 

4 Die rechtlichen: Witkungen der Währung: teen. "nadtio 
lich nur dann ein, wenn der vorgemerkter perſoöͤnliche Anſpruch 
ſich wirklich begetifiktiigeiet. und ied zn feiner Wealifirung: Tommt. 
Denn nur einwirffichreiifiieennts iptrfüntiches Retht ber genanns 
ten Art fell durch eine fokhe Wahrung. gefihägt' werben gegen 
Derfügungen , Die: den Eigenthümer der. Sache vornimmt. Es 
treten: daher die Anzugebenden Wirkungen: namentlich vann nicht 
ein,“ wertn ıed: ſich Materitzeigt, aß ::das ıperfönlide "Hecht: gar 
nicht exiſtirte; fie treten ferner nicht ein ,. were bad: perfönliche 
Recht: fonter, vor ſeiner, Roalifrung, durch irgend einen Umſtand 
aufgehoben wirt: oder erliſcht. Hierin liegt namentlich: in Be⸗ 
siehung am: Pfeamdrechte, welche amn einer kdiegenſchaft von dem 
als Eigenthumern ‚Gingetengenen: beſtellt "werden, ein wichtiger 
wohl zu beachtender Umterſchied zwiſchen einem gewahrten per⸗ 
ſönlichen Rechtiizder: genaünten Aut :amd.: einem: gewahrten 
dinglich en Rechte. Iſt naͤmlich Jemand abs Eigenihümer einer 
Lirgenſchaft eingetragen, sein Anderer aber beſtreitet: es und. läßt 
ſei wAngebliches Eigenthumsrecht vormerken: : fo.äft,: wenn auf 
Den Ramen dos Eingetragenen die Liegenſchaft verpfändet wird, 
Der Eingetragene aber ‚nicht: Eigenthümer bar: ſondern bad: Ei⸗ 
genthum wirklich dem. Bormerkenden zuſtand, das Umterpfand 
an ſich ſchon ungäktig'und bleibt ung ltig ; ſollbe auch 
ver Bingeirapene Ipäter das Eigenthum ber Sathe erwerben 
Ch vben S. 179. f.). Anders ifl ed Dagegen; wenn ‚gegen. ben 
‚eingetragenen Wigenthlimer: blos. ein perföntiches Recht auf 
Erwerbung oder; Wiebererlangung der Sache vorgemerkt wird. 
Denn ein ſolches perfönliches Recht ſteht an ſich der: Verpfän⸗ 
bung ber Sache durch den Eigenihümer ;gar- nicht im Wege und 
"Das Pfandrecht, weiches Derfelbe auf die Sache nach jener ge- 
ichehenen Bormerfung legt, ift an ſich vollfommen gültig 
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(&: 212° f.)3 es Bann’ mir vermöge der anomalen Belimmung 
unſres Pfandgeſetzes hinterher umgeſtoßen werben, wenn das 
gewahrte perfönlihe:Recht wirklich zur Realifirung fommt. Kommt 
das Letztere Daher nicht. zur Realiſivung, erliſcht es vorher aus 
irgend einem Grunde (4.3. wenn der Eigenthumer den petfön- 
lich Berechtigten beerbt oder: ihn ‘für. feine Anſprüche : abfindet 
u. dergl.): fo fällt num der, Brund, aus welchem das Pfandrecht 
umgeRoßen: werben ‚Feante ; wes und. daſelbe bleibt baper 
volltommen.gältig.. ur 

. Nur:befhränkt treten die —— Victimge ein; wenn 
das perſoͤnliche Recht zur Zeit der Wahrung: micht ein feſt er⸗ 
worbenes, wirklich exiſtirendes, ſondern bios: ein bedingtes wer. 
Denn: die: Wahrung wirkt: hier, wie vorhin (Ne 3.0. En) gezeigt 
wurde, blos gegen diejenigen -Danbkmgen: des Eigenthümers der 
Sache, die er. von. ber Zeit: an vornimmt, in welcher: Das Recht 
wirklich exiſtent wurde... u at ti 

5. Die Wirkungen der: gehörigen: Wahrung eines per⸗ 
ſönlichen Rechts der. genannten Art Hefchränten ſich wicht blos 
auf Schug gegen -Unterpfänber; die ber Eigenthämer ber 
Liegenfchaft etwa. an ihr beſtellt, ſondern .greifen in Folge der 
Beftimmungen des angef; Art::71 des Pfandentwicklungẽgeſetzes 
noch viel. weiter, indem in diefer Beziehung die. Pfandgefepgebung 
ganz üben ihre nädzfte Aufgabe und über ihren Zwed hinaus⸗ 
ging. Am: biefe Wirkungen gehdrigaufzufaffen und die großen 
Menderungest zu ermeſſen, welche: hier durch die Pfandgeſetzgebung 
an dem ‘früher beſtandenen Rechte. gemacht wurben, wird ed non 
Interoſſe feger,. zunaͤchſt ind. Auge zu faſſen, was-in ſolchen Be⸗ 
ziehnngen nady gemeinen echte und’ nach dem Rechte galt, dag 
sei und vor ‚der' Piombgefeggedung beſtand. 

A. Hatte: Jemand ein hlos yerföntiches Recht auf Erwer⸗ 
Yang: oorr Wiedererlangung einer Liegenfchaft: fo. galt wach 
dem gemeinen und früheren Württ. Rechte Folgendes: 

a. Das Eigentum der Liegenfchaft erwirbt ber ;perfaultch 
Berechtigte erft durch Liebergabe derfelben. Zu: diefem Zwecke 
hat er eine perfönliche Klage auf Hebergabe ber Sache ge- 
gen den ihm verſoͤnlich verpflicteten Eigemhumer und deſſen 
Erben. 
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b: Sein Necht geht, eben weil es blos ein perſönliches ift, 
mr gegen’ biefen Eigenthimer der Sache, der ihm gerade: per: 
fönlich . verpflichtet iſt, und Seffem Erben und: ſteht nie blos: Yer+ 
ſoͤnliches Recht jedem dinglichen echte nach, das dieſer Eigen: 
thümer in der Zwiſchenzeit vor ber Uebergabe ber: Sache ‘am 
derſelben Deitien beſtellt (wenn nicht: auenahmaweiſe der: Nail 
ein folcher iſt, in welchem ‚eine:4.g: actis in rem seripta, dr Ei 
eine zwar perfoͤnliche aber auch: gegen dritte Erwerber der: Sache 
gehende Klage gegeben iſt, wie z. V. wernnJemand eine ihm 
abgezwungene Sache mit der acdo quod ‚melus causa suräd- 
fordern kann). J td 

c. Wenn aber: ber Wigenthämer bie Sad. Ynrrder: Ueber⸗ 
gabe einem Dritten. verpfändete: ſo iſt und bleibt das Pfand 
recht vollkommen gültig, eben weil es vom: Eigenthüämer beſtellt 
wer. und ein blos perfoͤnliches Hecht dem gültig. erworbenen: dings 
lichen Rechte: feinen Eiutrag thun Tanırz ed Tann daher! auch ger 
gen Denjenigen, der ein blos perfönliches Recht :auf : Ermerbung 
der Sache hatte; :felbft Dann geltenb gemacht‘ werben, wenn ſpa⸗ 
ter: das Eigenthum "der Sachte durch: deren Uebergabe auf ihn 
äbmiragen wird. £vergl. oben Si 242, 245)1.: Dex. VLetztere hat 
blos. einem ‚pexfönlichen Anſpruch gegen Ben Eigentbämer auf. Ents 
ſchaͤdigung, wenn dieſer ſeiner perfüntichen: Verptachang vnwider 
das Pfandrecht auf bie Sache gebegt hatte. Mat 

d. Das Seide gilt. auch, wenn der. Eigenpümer: andere 
dinglich⸗ Mechte, 33 B. Servituten, Dritten. in ber Imähenzei 
an der Sache einräumte... :: 

. &: Wenn der Eigenthumer bie Sade a der. Zwiſhengei 
an einen Dritten veräußerte, MDieſem fie ‚übergab und‘ dadurch 
auf ihn das. Eigenthum überirug: ſo kann ber blos perſönlich 
Berechtigte gegen dieſen Dritten fein Recht nicht geltend machen 
(außer in bem unter: b..bemerkten' Andugkmefalley Denn diefer 
Dritte iſt ihm nicht perfönlich ‚verpflichtet und Die perfönliche 
Klage des Berenhtigten: geht blos gegen’ den ihm perſönlich ver⸗ 
pflichteten frübeven Eigentbümer der. Sache. und: deffen. Erben, 
Au in diefem Galle hat.er deßhalb nur eine perfönliche lage 
auf Entfchädigung gegen die Letzteren (oben © ©. 242 und C IV, 
39 de:her. vend. est. 6) 
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> £: Wenn der. Eigenthümer,, ohe er Demtpmeiäniih Berech⸗ 
tigten bie Sache übergab, in Gaunt Tommi: a: het; der in Der 
ziehung auf. das But. blos perköntich Bereditigte:.Uber ‚eredikör 
spetiei) keinen Vorug on Ben übrigen Glaͤubig exn des Vchuld · 
werd; wielmehr gehen ihm die privilrgirten parſönlichen Gläubi⸗ 
ger. und die Pfandrechat vor, idie: der Eigenthümerasß ber Sacht 
beſtellt hatte Aſallo en nicht ſich auch ein Pfandrecht ander Sache 
hatte beſtellen lafſſen), und: mit den nichtprivilegirten / Glaͤubigern 
muß er ſich in ben Erlos der Sache, ‚bie zur Veraͤutzerung Bam, 
theilen (f. mein Handbuch II 8. 53). 

B. Diefe Grundfäge der befchränften Wirkſamleit des blos 
perſoͤnlichen (durch &ne: in rem seripta actio nicht geſchũtzten) 
Rechts auf Erwerbang oder. Wiebererlangung: tineẽ Sacht gelicn 
auch jetzt noch dyrchans, wenn dieſes perſcönliche Reihı 
micht auf die S. 2ä8 bemerkte Weiſe gewahert'iſt. If: ref: 
felbe aber auf die nugegebeme Meike: gema hre: ſo 
aͤndern ſie ſich weſentliich. 15’ r 

Zwar erwirbt: der perföntid Berechtigie das Ggenthum ber 
Sache auch bei: einen ſolchen Wahrung ‚ent Deich ihne Uebergabe, 
und die Klage, mit der er die Uebergabe der Sache fordern: Tante, 
iſt eine blos perfüntiche. Allein in. der Wirkung: wirken, fobald 
der. ‚Zeitpunkt der Verfolgharkeit / feines: perſonlichra Rechts ein⸗ 
getreten it, ganz fo. behambelt, als ob bad: Eigentum 
unmittelbar aufrihn;äkergagangen. wäre. und: als 
ob von. der Zeitteder Wahrung au wenn zu dieſer fein 
perfönlihes Recht fchon eriftent war f..ebeni,&u,250,.351) Der 
zur Derausgaberdet Bade. Werpflichfeten Bar. nit 
mehr Eigenthömer.gewefen wäre. Dem... vv... 

a. Pfandrechte rwelche der KBigesthäimer: ups ber eingetra⸗ 
genen. Wahrung am: auf. bie. Sache Jegte, werben, ſobald, ber ge⸗ 
wahrte Anſpruch ſich begrändet.: zeigt unbi feine. Realiſtrung eins 
teitt, ungültig Corgli, ben S. 86495 der Erwerber kant: ui 
Sache fordern, ohne: daß der Pſandgläuhiger gegen ihn ie: 
genb einen Anſpruch fu Besiehung: auf die Sachefelbſte geltciad 
machen. fönnie 8. Lirgt hierin auch ein großer/ Schutz für Den, 





78) Nur kann nach Art. 74 Abſ. 2 des Bianbentwidlungegefeprk ein 
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der auf :biefe Weiſenſich gewahrt hat: fo emahältı dieſer Grundſqtz 
von der anderen Seite eine übergroße Bafchräniung Des Eigen: 
thůmers und des Verkehrs. Dann bie: folge deſſelben wird Die 
ſeyn, daß nun ein Eigenthümer, gegen. welchen ſolche perfünliche 
Rechte ‚gewahrt find, gar keinen Kredit mehr auf feine Sache 
findet... Wer :foflte es wagen, ihm Gelb zu. leihen auf :ein- Unten 
yfand, das, wenn jene gewahrten Anſpruͤche fpäter zaniifirt. wer⸗ 
bei, voͤllig unwirkſam it? Selb wenn ‘die Anſprüche, ganz 
unbegrändet. ſind. kann doch dadurch Sabre Fang ein Eigenthü⸗ 
mer in feinem Krebil-gelähms werden, weil: dar Glaͤuhiger wicht 
im Voranus gewiß: wiffen Ian, ob. nicht am: Ende. für; Die Sl 
tigfeit ber Auſpruͤche entſchieden: werden wurde, er 28 ſomit nid 
wagen kann, auf ein ſolches Gut Geld: zu borgem: So ifn dieſt 
Beſtimmung, wie bie folgenden, ſchon aus rechtspolizeilichen Ariins 
den höchſt mißlich, wie fie vom Geſichtspunkte der. Korſeenenz 
des Nachts gar nicht zu vertheidigen iſh. end 
. be Wenn in- der Zwiſchenzeit der Kigenthüner die Sad 
veräußert: fo.foll nach dem Art: 74 des Pfonbenmmiciingägefeurs 
Derienige, welcher :feim perſoͤnliches Mecht. aufı Erwerbung der 
Sade gewahrt hat, daſſelbe auch gegen ;febien. ſpateren 
Erwerber der Sache geltend machen fönnen. Die perſön⸗ 
liche Verpflichtung auf Hexausgabe der Bache: wird eo aus— 
gedehnt auf: jeden. ſpaͤtaran Erwerber und der Derschkigta hefommpt 
ſomit eine abſolut wirbende perfüntliche Kfage (aotio in Tem schipta) 
in Fällen, in welchen:das bis hetige Recht. eine ſolcha Klage gar 
nicht kannte. Dat; z. B. Jeumdiwon dem A ein Mut gefauft, 
ehe aber ihm der Andas Qui ubergibt, weräußert: es Dieſer an 
einen Dritten, weil sen aus irgend einenn Grundenden Verkauf 
für: amguͤtlig hielt, und übergibt es Dieſem: ſo Tann der Käufer, 
werm ev’ feiner. Anſpruch aus dem Kaufpertrage in bag Unter; 
pfandsbuch hatte eintragen laſſen und es ſich ſpaͤrer zeigt, daß 
- er hegrimdet wer, "bie Kanufsfklage auf Uehergabe der Sache 
auch gegen ven.briise n: Erwerber auftellen Eumd der dritte Er⸗ 
folcher Pfanbgläubiger an Dasjentge fh halten ‚mas‘ der zur Eiwerbung 
des Guts Berechtigte wegen Voltzlehung feines Auſprachs zubezahlon hat. 
Drgl. auch ‚oben: 19.200; Note 52 und Brliey Vd. III S.,4290,- 


J 
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werber hat nicht einmal das: Recht, von dem Aläger zu verlan: 
gen, daß an ihn der Kaufpreis bezahle werde). Ebenſo erhalten 
durch eine ſolche Wahrung andre rein. perſonliche Rechtsmittel 
gegen ihren Zweck und "gegen ihre Natur eine Wirkung über: zen 
Kreis der perſoͤnlich verbundenen Pauhieen hinaus. 3. Bo ich 
Taufe vom B ſtin Gut, das: er mir fofort übergibt und bezahle 
den Kaufpreis, habe. alſo das Eigenthum. bed. Outs erworben. 
Später behauptet B durch den Verkauf enorm verlegt zu ſeyn 
und laͤßt ſeinen Anſpruch auf Wiederaufhebung des Berirägs 
und Zurückerſtattung des Guts (Landr. II, 44 8. 4) in Das 
Unterpfandsbuch rintragen; ich aber halte den Anſpruch für un: 
begründet, veräußere dad Gut und übertrage das. Eigenthum 
Daran auf einen Dritten: War nun hier der Anſpruch Des B 
begründet: fo. kann er das rein perſönliche Rechtsmittel wegen 
enormer Verletzung gegen den brüten. redlichen Eigenthümer ‘der 
Sache, der mit ihm in gar keinen Bertragsuerhätmnifien. fteht, in 
Folge der Beflimmung des Art. 71 anſtellen. ⸗ Auch von- biefer 
Wirkung gilt Daffelbe, was vorhin unter a bemerkt wurde; fie 
lähms Verkeht und Kredit, befonders wein. man. erwägt, daß 
and unbegründete Anfprücde vorgemerkt werden fönnen und 
eine ſolche Bormerfung dann meiftsbie factiiihe Wirkung . haben 
wird, Daß der Eigenthümer in ber Veräußerung der Suche gehinzert 
iſt, weil ein Dritter. mit dem. Eigenthuͤmer nicht. wird ‚Verträge 
ſchlisßen wollen Bet; der Möglichkeit, daß: der vorgemerkte per⸗ 
fönliche Anſpruch auch gegen ihn wirkt und vermöge deſſelben 
ihm die Sache wieder abgenommen werden fönnte. . 

c. Ein ſolches gewabries perſönliches Recht geht allen Blän- 
bigern Deffen vor, ver zur Heraudgabe: der Bade: ‚verbunden 
iſt, Sowohl den 'einfachen Gläubigern, als auch den; Mandglaäu⸗ 
bigern und den perfönlich: privilegirten. Much dieſe Beſtimmung 
des Art. 71, wodurch vom Pfand⸗ und Pridritaͤtsgeſetze weſent⸗ 
lich abgewichen wird und gegen die fi) die Pfandgeſetzeommiſſion 
fruͤher beſtimmt ‚erklärt. hatte (Note 56)‘, iſt fehr zu mißbilligen, 
um fo mehr, ale die Gläubiger hier unter einer einfeitigen 
Wahrung Defien, dem jenes perfönlihe Recht zufommt, auf eine 
Weife leiden, gegendie fie fih garnicht [hügen fönnen. 

Hiernach- bat ein’ folcher perfönlich Berenhtigter, weicher fein 
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Recht gehörig gewahrt hat, ein wahres Abfonderungsrecht im 
Concurfe des zur Herausgabe der Sache Verpflichteten, gerade 
als ob er von Anfang an Eigenthümer der Sache gewefen wäre, 
und fein ;blos perſoönliches Necht hat in fo weit durchaus Die 
Wirfungen eines dinglichen Rechte, fo daß durch die Wahrung 
bie Ratur des gewahrten Rechts völlig geändert wirb und daher 
auh Bolley HE ©. 1288 bier von einer Verwandlung bes 
perſoͤnlichen Recht in ein dingliches ſpricht, welches von unfrer 
Gefeggebung in der That in einem folchen Ball gewiſſermaaßen 
ſanctionirt wird. 

d. Endlich entſteht noch die Stage: wie geht ed, wenn in 
ber Zwiſchenzeit der Eigenthümer andere bingliche Rechte außer 
Pfandrechten, 3. B. Servituten, einem Dritten an der Sache 

einräumte und fpäter ber gewahrte Anfpruch des perfönlih Be⸗ 
rechtigten auf Herausgabe der Sache ſich realiſirt? Auch hier 
wird man behaupten müſſen, daß dann ſolche dingliche Rechte, ganz 
wie das Pfandrecht, ungültig werden. Zwar fagt dieß ber Art, 71 
nicht ausdr uͤcklich; allein wenn fogar das fpäter erworbene Ei- 
genthum gegenüber von einem, ſolchen perſönlich Berechtigten 
unwirkſam wird (Lit. b):. ſo muß dieß noch mehr von anderen 
dinglichen Rechten gelten und es folgt dieß eigentlich auch ſchon 
aus dem Art. 76 des Pfandgefeged. 

| Durch dieſe Beſtimmungen (a—d) iſt namenilich die Natur 
einer ſ.g. Widerruflichkeit des Eigenthums ex nunc völlig ger 
ändert worden, fobalb das’ betreffende perfönliche Recht gewahrt 
iſt; es werden ihr im Weſentlichen die Wirkungen beigelegt, 
welche die Widerruflichkeit des Eigenthums ex tune hat ®, Daß 
aber ſolche Beſtimmungen legislativ ſehr hedenklich ſind und ſie 
fich weder vom. Standpunfte des Rechtsprincips überhaupt noch 
von dem rechtspolizeilichen des Verkehrs und Kredits gehörig 
begründen laſſen, dieß möchte ſich ſchon durch die Andeutungen 
erweiſen, die ich im Vorſtehenden gab. | 


79) Während von der anderen Seite durch andere Beſtimmungen unfter 
Pfanpgefepgebung die Wirkungen ver MWiverruflichkeit des Gigenthums "ex 
tunc wefentlich verfümmert und gemindert werben. Biol. oben ©. 200 und 
beſonders S. 239 und 240. ' 


Waͤchter, Erörterungen. I. 47 
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Die Artt. 71 und 15 des Pfandentwidlungsgefeges erzeugen 
in vielen wichtigen Beziehungen ſolche Inconvenienzen und durch⸗ 
ſchneiden unfer Rechtsſyſtem fo fehr durch weitgreifende nicht 
gehörig motivirte Ausnahmen 7a, dag es wohl gerechtfertigt feyn 
würde, jene beiden Artifel (und die auf perfönliche Rechte ſich 
beziehende Stelle im Art. 75 des Pfandgeſetzes) wieder aufzuheben. 


IV. 


Bedeutung der Einträge in das Wnterpfandsbud bei 
Abtretung und Berpfändung einer Forderung, 
namentlich in Beziehung auf Einreden Yes Schuldmers. 


$. 19. Die Anomalieen und Berwidlungen, welche unſre 
Pfandgeſetzgebung durch ihr Syſtem der VBormerfungen und, Ein- 
träge in die Gerichtsbücher einführte, wurden von derſelben nod) 
in einer anderen Beziehung vermehrt und zwar wieder, wie mir 
wenigftens feheint, ohne daß ein wahres Bedürfnig dazu vorlag. 
Auf einen Anderen übertragen fann man nur, 
was man felbft Hat. Glaube ich blos oder behaupte ich blog, 
Etwas zu haben, babe es aber nicht: fo Fann ich eg natürlich 
nicht auf einen Andern in Wirklichkeit übertragen, eben weil ich 
es nicht habe. Ein Recht daher, das gar nicht eriftirt oder das 
mir wenigftend nicht zufommt, Tann ich (wenn ich nicht auf eine 
gültige Weife im Namen des wahren Berechtigten handle) auf 
einen Anderen nicht übertragen CD. XLI, 4 de domin. 2. 20 pr.); 
ebenfo kann ich ein Recht, das zwar exiſtirt und mir zufommt, 
welches mir aber nur in einer beichränften Beziehung zufommt, 
nicht in einer unbefchränfteren auf einen Dritten übertragen, über- 
haupt nicht mehr und Anderes übertragen, als ich habe (D. J. c. 
I. 20 8. 1 und L, 17 de reg. jur. 1.145 I. 176 $. 4 1. 477; 
vrgl. auch Land. II, 33 $. 2). 





793) Man verfuche es nur einmal, nunmehr die Lehre von der Gollifion 
der Rechte nach Württ. Rechte genau barzuftellen, und man wird dann 
finden, wie bier die Grundfäge, welche leiten follen, durch Ausnahmen alles 
Art durchſchnitten und durchloͤchert werben. 
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Bon dieſen natürkihen Grundfägen macht unfre Pfandge⸗ 
ſetzgebung fehr weitgreifenbe Ausnahmen. Ein Theil biefer Aus⸗ 
nahmen bezieht ſich nicht auf das Syſtem der Einträge in bie 
Gerichtsbücher und gehört infoferne nicht hierher. Doc erlaube 
ih mir, auf einen befonders abnormen Fell bier aufmerffam zu 
machen. Das Pfandgeſetz fpricht blos einen netärkichen Gruud⸗ 
fag aus, wenn es beftimmt, daß nur Derienige eine Sache güls 
tig verpfänden Eönne, welchen fie wirklich gehört; ee macht aber 
davon allerdings infoferne eine Reihe von Ausnahmen, als es 
bei Unterpfandsbeflellungen auf den Grund der Ein 
träge in die Gerichtsbücher von Manchen, denen die Sache 
nicht gehört, fingirt, fie gehöre ihnen. Noch viel weiter aber 
geht Das Pfandenwicklungsgeſetz von 1828 bei Fauftpfändern 
in einer um fo auffallenderen Weile, als bier von einer Ver⸗ 
mittfung einer foldhen Fiction durch Einträge in. Gerichtsbücher 
gar nicht die Rede feyn kann. Nach dem Art. 55 Abſ. 2 bei 
genannten Geſetzes naͤmlich kann Jemand an einer Sache, bie 
ihm gar nicht gehört, ganz gübig ein. Fauftpfand (oben 
S. 26) beftellen, fp daß daflelbe- gültig bleibt, wenn Der 
Derpfänder auch fpäter die Sache nicht erwirbt. 
Dieß dann, wenn ber Pfandgläubiger zur Zeit her Fauſtnfands⸗ 
beRellung in gutem Glauben iſt d. h. nicht wußte, daß dem Ver⸗ 

pfänber die Sache nicht gehöre, und das Pfandredt „unter bes 
ſchwerendem Titel” erwarb 9. Dinterlege ih daher 3. B. bei 





80). Das Pfandentwicklungegeſeh Art. 53 U. 3 u 2 ſagt nämlich ges 
genüber von Solden, welche aus dem Grunde dea Ligen 
ihums Abfonderungsredhte in Anfprucdh nehmen, Folgendes: 
„Sf die in Anfpruch genommene Sache eine bewegliche oder ein Forderungs⸗ 
„weht, und auf eben besfelben vom Schuldner ein Fauſtpfand beftellt, fo 
„bleibt anch das. Recht des Fauſtpfandglaͤubigers unverleßt, wenn es nen 
„ven Lepteren in gutem Glauben und unter beihwerenhem 
„Titel erworben worden. Bei ber Berpfändung von Vorkerungsrechten 
„wird übrigens vorausgefebt, daß die Urkunden, worauf folche beruhen, ven 
„Schuldner felb als den Gigenthümer ver Forderung bezeichnen.“ Zu ber 
Erwerbung eines Pfandrechts unter beſchwerendem Titel gehört nament⸗ 
lich der Fall, wenn man für das Geben eines Darlehens oder für bie weis 
tere Anborgung einer bergits verfallenen Schuld ſich ein Pfand vom Schuld 
ner beftellen läßt. Nur dann würde die Erwerbung nicht unter beichwerendem 

47 * 
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Semanden ein koſtbares Gemählde und Diefer verpfändet es 
fofort als fein angeblihes Eigenthum unreblicherweife einem 
Dritten gegen ein Darlehen: fo gilt das Pfandredht gegen mid 
und ich verliehre, wenn er infolvent ift, meine Sade und habe 
gegen ihn blos eine, wenn er nichts hat, nutzloſe Entfchädigungg- 
klage. Noch mehr! Stiehlt mir Jemand meine Uhr oder 
meine Brillantmadel und gibt fie als angebliher Eigenthümer 
einem Dritten für ein Darlehen zum Fauftpfand: fo geht es 
ebenfo; ich verliehre mein wohlerwmorbenes Eigenthum durch bie 
vom Diebe vorgenommene Berpfändung und das Gefeg läßt 
mir blos. eine Regreßklage gegen den Dieb, die aber natürlich 
niemals etwas nügen wird. — Zur Reditfertigung ſolcher ge: 
feglichen Beſtimmungen weiß ich in der That Nichts anzuführen. 
Allerdings wird dadurch die Sicherheit der Fauftpfanbgläubiger 
fehr erhöht; fie brauchen ſich nicht im Geringften darım zu küm⸗ 
mern, ob ihrem Berpfänder das Pfand gehörte, wenn fie nur 
feinen pofitiven Grund hatten, das Gegentheil anzımehmen. 
Allein die weit wichtigere Sicherheit des Eigenthums mird da⸗ 
durch zerfiört und zwar auf eine Weife, bei welcher dem Eigen- 
thümer es gar nicht möglih iſt, durch Einträge in ‚Öffentliche 
Bücher oder auf andere Weife fein Recht zu wahren! 

Andere Ausnahmen von dem Grundfate, daß man nur Das, 
was man hat, und daß man nicht beffere Rechte, als man felbfi 
hat, auf Dritte übertragen könne, macht unfre Pfandgefeßgebung 
auf den Grund der Einträge in bie Gerichtsbücher, wie ſchon 
oben näher ausgeführt wurde (vrgl. namentlich $. 417). Zu die⸗ 
fen Ausnahmen gehören nun auch noch die Beflimmungen der 
Artt. 85, 88 und 124 des Pfandgeſetzes. 

Aus den S. 258 angeführten natürlichen Grundfägen folgt 
nämlich , baß.ich eine Forderung, die gar nicht eriftirt, auch 
nicht auf einen Anderen übertragen kann; es folgt ferner dar⸗ 
aus, da ich eine Forderung, die mir in befhränftem Maaße 


Titel gefchehen, wenn das Pfand beftellt würde für eine bereits beſtehende 
und noch nicht verfallene Schuld, außer die Schuld würde bemmächft vers 
fallen und das Pfand würde für dieſen Fall unter der Bebingung weiterer 
Anborgung gegeben. Ungenau iſt wohl, was Mayer 8. U ©. 143 über 
Erwerbung eines Pfandrechts „mit laͤſtigem Titel“ fagt. 
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zukommt, nur in ber befchränften Weife, in der ich fie habe, an 
einen Anderen abtreten kann. Hat Daher der Schuldner Ein- 
reden gegen die Korberung felbft: fo kann er von diefen Ein- 
seden auch gegen den Eeffionar des Gläubigers Gebrauch machen 81, 
und ift bie Forderung ganz nichtig, exiſtirte fie gar nicht: fo 
fann fie natürlich auch nicht vom Eeffionar gegen den angeblichen 
Schuldner geltend gemacht werden, weil etwas rechtlich nicht 
Exiſtirendes nicht abgetreten werden konnte. 

Nach unfrer Pfandgeſetzgebung aber kann man eine Forde⸗ 
rung, welche gar nicht exiſtirt, an einen Anderen ſo ab⸗ 
treten, daß Dieſem nun die Forderung auf eine gültige Weiſe 
gegen den angeblichen Schuldner zufommt; man Tann ferner 
eine mangelhafte Forderung einem Anderen fo abtreten, daß 
er nun eine ganz unmangelhbafte. Forderung erhält! Dieß 
wird unter gewiflen Borausfegungen dadurch bewirkt, daß die 
Abtretung der Forberung in das Unterpfandsbuch eingetragen wirb 
(unten %it. A): Endlich kann man nad) unfrer Pfandgefeggebung in 
gewiffen Fällen eine Forderung, die man bereits an einen Anderen 
auf eine gültige Weife abgetreten hatte, doch noch einmal ſelbſt 
dann ganz gültig an einen Dritten abtreten, wenn aud) dem 
Schuldner die erfte Abtretung bereit angezeigt war. Dieß dann 
wenn. die Abtretung in das Unterpfandsbuch nicht eingetragen 
wurde (ſ. unten Lit. B). — Was. in dieſen Beziehungen die Pfand⸗ 
gefeßgebung über Abtretungen beftimmt,: erfivedkt fie auch auf den 
Fall, wenn bie betreffende Forderung zu Fauſtpfand (oben 
&. 26) gegeben wird. 

A. Abtretung (oder Berpfändung) einer nicht erifti- 
renden oder mangelhaften Forderung. 

Der Art. 86 des Pfandgeſetzes beftimmt über Einwendun⸗ 
gen,. bie ein wirklicher oder angebliher Schuldner gegen ſei— 
nen urfprüngliden Gläubiger oder deſſen Erben in 
Beziehung auf eine durch Unterpfänder verfiherte Forderung 
machen Tann, auf eine richtige Weife und ganz den allgemeinen 
Grundfägen gemäß. Folgendes: „Gegenüber von dem urfprüng- 





81) Bergl. Mühlenbruch Lehre von der Gefflon ber Korberungsrechte 
dritte Aufl. 1836. $. 59 fi. 
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„lichen Gläubiger und deſſen Erben wird der Schulbner feiner 
„Einreden in Anſehung der durch Interpfänder verficherten For⸗ 
„derung in feinem Falle verluftig, und es kann die Unterlaffung 
„ner Eintragung biefer Einreden in das Unterpfandsbuch, mögen 
„ſolche fchon zur Zeit der Pfanbbeflellung begründet oder erft 
„nachher entſtanden feyn, dem Schuldner in jener Beziehung, 
„sen hiernach (Art. 87) erwähnten Fall ausgenommen ®%, keinen 
„Nachtheil bringen.” 

Einen völlig anderen Grundfag aber ftellt bad Pfandgefeg 
"in Beziehung auf foldre Einwendungen theitweife für den Fall 
auf, wenn eine durch Unterpfänder verficherte Forderung abgetre⸗ 
ten (oder verpfändet) wird und ed ſich von der Frage handelt, ob 
ber wirkliche oder angebliche Schuldner auch gegen den Ceſſio⸗ 
nar (oder Yauftpfandgläubiger) Yon den Einwendungen, bie er 
gegen die Forderung bat, Gebrauch machen koͤnne. Der Art, 88 
bes Pfandgefegesd beſtimmt nämlich Folgendes: „Gegen einen 
„Dritten hingegen, welder bie eingetragene Forderung 
Auch Läfigen Rechtstitel und in gutem Glauben 
erworben bat, ober welchem fie unter gleicher Vorausſetzung 
„verpfändet worden, können von dem Schuldner Einreben wider 
„Die urfprüngliche Richtigkeit der Borderung, fowie fpäter ent⸗ 
„Handene Einreden, namentlich der Zahlung oder der Eumpenfa- 
„tion, nur dann geltend gemacht werden, wenn foldhe in bem 
„Unterpfandsbuche, zur Zeit des Eintrags der Erwerbung durch 
„den Dritten, vorgemerkt find, oder von dem Schuldner auf bie 
„Benachrichtigung von dem Vorhaben diefer Eintragung gleiche 
„bald angezeigt werben.” 

Diefer Artikel, mit welchem noch die Artt,72, 114 und 124 
zu verbinden find, enthält. eine bedeutende Aenderung an bem 
bis dahin befiandenen Rechte. Er legt unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen dem Einteage, welder von ber gefchehenen Abizelung 
(oder Berpfändung) einer Forderung in das Unterpfandsbuch 
gemadt wird, die Wirkung bei, daß der wirkliche ober angebliche 
Schuldner die Befugniß verlichrt, gegen den Geffionar (ober 

82) Diefer Fall betrifft bei Gelddarlehen die Einzene des nicht empfan⸗ 


genen Darlehens. Das Nähere über venfelben intereſſirt bei den vorliegens 
ben Fragen nicht weiter. 
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Pfanbgläubiger). folcher Einwendungen fich zu bevienen, weldhe 
er gegen die Forderung vor ihrer Abtretung (oder Berpfändung) 8 
zu machen hatte. Zur genaueren Beſtimmung diefer Aenberung 
aber müffen die Fragen getrennt werden: Welches find die Er- 
forderniffe und Borausfegungen, unter denen ein folder Eintrag 
die betreffende Wirkung hat? Und worin befteht bie Wirkung, 
wenn jene Erforberniffe vorhanden find? — Auch über Diele 
Fragen fehlt es bei der zum Theile fehr ungenauen Faſſung 
unfres Gefeges nicht an einer Reihe von Zweifeln und Gon- 
troverſen. 

J. Die im Art; 88 feſtgeſetzte Wirkung tritt nur dann ein, 
wenn bie gefchehene Abtretung (oder Verpfändung) ber Forde⸗ 
rung in das Unterpfandshud eingetragen oder, falle 
gegen den Eintrag noch ein Aufand erhoben wird, in demfelben 
wenigftens vorläufig bemerkt wird 4, Daß der Eintrag in Folge 
eines collegialifchen Befchluffes der Unterpfandébehoͤrde geichehe, 
ift nicht nöthig; er kann auch durch den Borfland allein bewerl⸗ 
ſtelligt werden 8. 

Allein dieſer Eintrag, beziehungsweiſe dieſe Vormerkung, 
hat die anzugebenden Wirkungen nur dann, wenn noch ſechs 





83) Ueber Einwendungen, die erſt nach dieſem Heitpumkte entſtehen, | 
unten Lit. B. 

84) Ein bloͤßer Eintrag in einem anderen Gerichtsbuche, z. B. im Güter⸗ 
buche oder im Kaufbuche, genügt nicht. Vrgl. Pfandgeſ. Art. 84, Art. 88 
verb. „wenn folhe in dem Unterpfandsbuche zur Zeit des Eintrags 
„ber Erwerbung durch ven Dritten u. f. w., and befonders Art. 160. 

85) Anderer Meinung ift Diayer Br. II S. 248 f.; allein |. Pfandgeſ. 
Art. 144, Hauptinſtruct. F. 16 $. 222 und Bolley Br. ©, 517, 518, 
541. Nur ik nicht richtig, wenn Bolley Il ©. 541 meint, die Frage 
habe” „kein großes practifches Intereſſe.“ Er führt als Grund an: „bie 
„Eintragung der Gefflon ift ja nicht der Form wegen ober zur Gültigkeit 
„derielben, fondern nut zur Sich erſtellung der Rechte des Geffionaus 
„vorgeſchrieben.“ Allein gerade der letzteren Beziehung wegen hat eben bie 
Frage großes practifches Interefie. Denn wenn zum Cintrage ein collegia- 
liſcher Befchluß der Unterpfandsbehoͤrde noͤthig wäre: fo würde ein durch 
ven Vorſtand allein befchlofiener und vollzogener Eintrag juriftiich ungültig 
und bedentungslos und jo zu behandeln feyn, als ob er gar nicht geſchehen 
wäre, fo daß dadurch für ben Ceſſionat bie Sicherung, die ihm das Belek 
im Falle eines ordnungsmäßigen Eintrags zufagt, nicht eintreten würde. 


\ 
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andere Erforderniffe und Berausfegungen zugleich vorhanden 
find, nämlich folgende: 

4, Die Forderung muß eine durch ein Unterpfand 
(oben S. 26) verficherte feyn (Art. 88 verglichen mit Art. 86 
des Vfandgef,). 

2. Der Geffionar muß die $orderung (oder der Fauſtpfand⸗ 
gläubiger fein Pfandrecht an derfelben) durch Läftigen Titel 
db. h. für eine Gegenleiftung, 3.3. durch Kauf, Taufch u: f. w. 
(oben ©. 240, 214) erworben haben ®., 

3. Er muß im guten Glauben geweien feyn-(Art. 88 
cit.), d. h. es müflen ihm zur Zeit des gefchloffenen Ge- 
ſchäfts (der Abtretung oder Pfandbeftellung): die Einwendungen, 
welche der Schuldner gegen die Forderung gu machen hatte, un⸗ 
befannt gewefen feyn Sb, Dagegen ift guter Glaube des ab- 
tretenden (oder verpfändenden) Gläubigers nicht nöthig; 
war Diefer mit den Einwendungen befannt: fo kann der Schuld⸗ 
ner doch gegen den redlichen Geifionar Coder Fauftpfandgläubiger) 
von ihnen feinen Gebrauch machen, wenn bie übrigen angeführ- 
ten und anzuführenden Erforberniffe vorhanden Fb (Pfandgeſ. 
Art. 72 Abſ. 2); 

4. Die Einwendungen des Schuldners pürfen nicht ſchon 
zu der Zeit, in welcher bie Abtretung (oder Berpfündung) der 
Forderung in das Pfandbuch eingetragen wurde, in demfelben 
vorgemerft feyn. Waren fie dieß: fo Eönnen fie ſtets gegen 
den Geffionar (oder Fauftpfandgläubiger) vorgefhügt werben 
(Pfondgef, Art. 88 verb.: wenn folde u. f. w.). 

5. Der Schuldner muß von! der beabfichtigten Eintragung 
ber Abtretung (oder Berpfändung) benadjrichtigt werben, ˖ damit 
ibm (Gelegenheit gegeben wird, feine Einwendungen gegen bie 
Forderung, fofern er fie noch nicht hatte vormerken laffen (Nr. 4), 
noch nachzuhohlen (Pfandgef. Art. 88 a. E. und Art. 202 a. E.). 





85 A) Der angef. Art. 88. Weber den, Erwerb eines Pfandrechts unter 
läftigem Titel |. Note 80 a. E. ; 

85b) Die beiden letzteren Requiflte (Nr. 2, 3) tät Reyſcher Württ. 
Privatr. 6. 525 a. E. ganz weg, aber doch wohl nur aus Verſehen (denn 
ſ. Denfelben $. 338 Nr. 1); ebenfo if viel zu allgemein, was Derielbe 
8. 249 bei Mote 11 ſagt. 


IV. Bei Abtretung oder Berpfändung eimer Forberung. 5.19. 2965 


Bon Wem muß aber biefe Benachrichiigung geſchehen? Muß 
fie von der Pfandbehörbe oder ihrem Borftande gefchehen, wenn 
fie die Wirkung haben fol, dag der Schuldner feine nicht zur 
Anzeige gebrachten Einwendungen verliehrt (wofür Bolley 
Bd. 1 ©. 288, 292 zu feyn fcheint), oder. genügt aud) eine vom 
Geffionar oder vom abtretenden Gläubiger vorgenommene Bes 
nachrichtigung. (wofür Seeger Bd. IS. 270 und Mayer Db.1 
©. 404, Bd. I S. 275 find)? Ich glaube, daß das Letztere 
nicht genügt, dag vielmehr von Seiten ber: Pfandbehörde oder 
ihres Borftandes (Pfandgeſ. Art; 444) 9 die/Benachrichtigung 
geicheben muß, wenn der Schuldner: verbunden ſeyn Fol, bei 
Verluſt feiner Einwendungen diefe anzugeben: Zwar. äußert ſich 
hierüber der Art. 88 ſehr unbeſtimmt und fo ungenau, wie ein 
Geſetz ſich nicht äußern folte („auf bie Benachrichtigung 
„son dem Borhaben diefer Eintragung” ꝛc.). Allein 
erwägt man, baß es ſich ‚hier von der Vorbereitung eines Ein- 
trags in das Pfandbuch handelt, und daß der Art. 202 ber 
Behörde die Verpflichtung auferlegt, vor Vollziehung bes Ein: 
trags den Schuldner hiervon in Kenniniß zu fegen, und ſich dabei 
auf den Art. 88 beruft: fo muß man dafür entſcheiden, daß eine 
amtliche Benachrichtigung erforderlich iſt 87, 


86) Natürlich gilt die Benachrichtigung als vom⸗ Borflande geichehen, 
wenn Dieſer fie verfügt und der Actnar fie vollzieht. 

87) Auf diefe Weife wird auch der Artikel von Der Hauptinkruckion aus⸗ 
gelegt. Seeger beruft ſich für feine Anſicht auf die ſtaͤndiſchen Verhand⸗ 
lungen, indem nad dem fländ. Antrage die Benachrichtigung amtlich ge: 
ſchehen follte, in dem. Geſetze aber dieſes Erforverniß nicht ausgedrückt fey, 
fomit jener Antrag abgelehnt fcheine. Allein dem ſcheint doch nicht ſo zu 
feyn, vielmehr ift der Antrag. ver Stände. in Diefer Beziehung von. ber 
Regierung berüdfichtigt. worden; nur iſt Das, was die Stände wollten, theils 
weife erſt im. Art. 202 ausgebrädt. Bei der Anſicht von Mayer, welcher 
jeve Privatbenachrichtigung von Seiten bes Abtretennen aber bes Ceſſio⸗ 
nars für binzeichend hält, aber doch behauptet, die Antwort darauf, bie 
Anzeige der Einwendungen des Schuldners (oben Nr. 6), müſſe an die 
Behörde gefchehen, wenn die Ginwendung für gewahrt gelten folle, würbe 
der mit der Auslegung des. zweideutigen Art. 88 nicht ganz genau vertraute 
Schuldner leicht in Nachtheil fommen, ‚da ihm die bloße Privaibenachrichs 
tigung zu dem Glauben führen müßte, es genüge auch eine Antwort an 
den Benachrichtigenden. Wenn bei meiner und Bolley's Anſicht ber 
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6. Der Schuldner muß es ımterlaffen haben, auf dieſe Be- 
nachrichtigung hin. „gleihbald” feine Einwendungen anzu- 
zeigen *. An Wen die Anzeige zu machen ifl, fagt das Ge- 
ſetz nicht ausdrücklich; ohne Zweifel aber Tann fie nur an Den 
gültig gemacht werden, von welchem die Benachrichtigung aus- 
geben mußte, alfo an die Pfandbehoͤrde, um fo mehr, als ja 
diefe Benachrichtigung zum Zwede der Vormerkung der Ein- 
wendung in Das Pfandbuch zu gefchehen hat ©. 

1. Nur wenn alle diefe Erforderniffe vereint vorhanden 
find, tritt die Wirkung ein, daß der Schuldner das Recht ver- 
liehrt, Einwendungen, bie ex gegen bie Forderung hatte, gegen 
den Eeffionar (oder den Fauſtpfandglaͤubiger) vorzufchägen. Fehlt 

auch nur eines diefer Erforberniffe: fo bleibt es bei dem frühes 





Schuldner anf die BPrivatbenachrichtigung nicht antwortet: fo fchadet es 
ihm nichts; antwortet ex aber auf .vie amtlidye Benachrichtigung nicht 
der Behörde: fo ſchadet es ihm allerdings; aber die amtliche Benadh: 
richtigung erinnert ihn auch fchon ganz natürlih, daß er ber Behörde 
antworten muß, befonders wenn die Beftlimmung der Hauptinftruction $. 222, 
nach welcher die Behoͤrde Ihn fragen foll, ob er Einwendungen zu machen 
habe, eingehalten wich. Uebrigens gehört dieſes ragen nicht zur weſent⸗ 
lichen Form, fondern ift blos eine reglementäre Borfchrift (ungenau ift Bol⸗ 
ley Br. 1 S. 288, 292); denn das Gefeh fagt nichts Davon, und wenn 
daher die Behörde den Schuldner von der gefihehenen Ceſſton blos benach⸗ 
richtigt,, ohne ihn nad feinen Cinwendungen zu fragen: fo verlichrt er 
doch dns Recht zu dieſen Ciuwendungen, wenn er fie anf die Benadpichti- 
gung nicht vorbringt. 

83) Pfandgef. Art. 88 a. @. Was Heißt aber Hier: „gleichbalp *? 
Bergl. Seeger Bd. 1S. 2376, Mayer Br. I ©. 405. Es kann die 
in der Anwenbung auf viele Zweifel führen und das Geſetz haͤtte bier einen 
beftimmten Termin feſtſetzen follen, wie auch die Gtände beantragten. Mayer 
legt es fo aus, daß in ber möglihk kürzeſten Zeit, worüber ber 
Nichter nach den jedesmaligen Umfländen zu ermeflen habe, bie Anzeige ges 
macht werben müfle So wird allerdings Pie Stelle auszulegen feyn; allein 
dadurch werben die Zweifel, welche Die Sache in der Anwendung bekommen 
kann, nicht gehoben. 

89) Bergl. auch Note 87. Hier it au Mayer Bb. IS. 405 der 
Anfiht, daß bie Anzeige an die Behoͤrde gefchehen mühe. Allein wenn er 
eine Privatbenachrichtigung zulaͤßt (Note 87): fo folkte er auch eine Privat: 
antwort zulaffen; denn was ‚der Art, 88 von ber Benachrichtigung fagt, 
maß auch von ber Anzeige gelten. 


IV. Bei Abtretung oder Berpfänting eines Forderung. 9. 19. 267 


ren mit den natürlichen Rechtgrundſaͤgen übereinſtimmenden 
Rechte, d. h. Tann der Schuldner durch Einwendungen, bie er 
gegen bie Forderung vor ihrer Abtretung ober Berpfänbung hatte, 
auch gegen den Ceſſionar oder Faufpfanbgläubiger fich ſchützen. 
&r Tann daher von ſolchen Einwenbungen gegen ben Ceſſionar 
Gebrauch machen bei allen Forderungen, bie nicht busch Unter⸗ 
pfänder verſichert find Coben 1, 1)5 bei durch Unterpfänder ver- 
fiderten Forderungen Tann er davon Gebrauch machen, wenn 
die Abtretung nicht im Unterpfandsbuche eingetragen, beziehungs⸗ 
weite vorgemerkt if, namentlich alſo auch, wenn fie blos in das 
Gäterbuch oder in das Kaufbuch eingetragen wurde (Note 84), 
ferner wenn die Abtretung nicht für eine -Gegenleiflung geſchah 
Coben I, 2), oder wenn der Geffionar zur Zeit des Abfchluffes 
bes Abtretungsgefhäfts' mit den Einwendungen des Schulbners 
befannt war CI, 3), oder wenn der Schuldner vor ober zu ber 
Zeit, in welcher die Abtretung in das Pfandbuch eingetragen 
wurde, feine &inwendungen in demfelben hatte vormerten laſſen 
(I, 4), ferner fo lange ihm nicht durch die Pfanpbehörde oder 
ihren Borland von dem beabfichtigten Eintrage ber Abtretung 
Nachricht gegeben wurde CH, 13° oder ihm zwar biefe Nachricht 
gegeben wurde, er aber feine Einwendungen gleihbalb der Des 
hörde anzeigte CI, 6) ®. | 


90) Wird die Abtretung eingetragen, ohne ihm diefe Nachricht zu geben, 
und der Ceſſtonar Hagt fpäter: fo Tann der Schuldner alle Einwendungen in 
Beziehung auf bie Forberung mit Wirfung vorfhügen, Die er ſchon vor bes 
Geffion Hatte, ſollte er auch ſchon früher auf andere Weile von ber Abs 
fretung und Threm Gintrage erfahren Haben. Dieß ergibt fi aus dem 
Sichluſſe des Art. 88. 

91) Unterläßt es die Pfandbehoͤrde, die angezeigten Einwendungen tm 
Pfandbuche vorzumerken: fo ſchadet Heß dem Schulbner nichts (andrer Auficht 
ſcheint Mayer Bd. J S. 405 zu ſeyn; allein der Art. 88 a. C. begnügt ſich 
ja mit der bloßen Anzeige der Cinwendungen) Ebenſo ſchadet es dem 
Schuldner nichts, wenn die Pfandbehoörde von den angezeigten Eiumenbumgen 
ven Ceſſtonar nicht in Reuntaiß ſetzt; Bolley Bd. I ©. 295. Zeigte aber 
der Schuldner feine Cinwendungen nicht der Pfanbbehörde an, ſondern 
blos dem Geiflonar: fo genügt dieß, wenn es nach geſchehener Geiflon ges 
ſchah, nicht; denn von Seiten bes Ceſſtonars wird guter Glaube nur er⸗ 
fordert zur Seit der Erwerbung der Korbetung; was er nach biefer Er⸗ 
werbung eıfährt, kann ihm alfo wicht nachiheilig fen. Wird daher bie 
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. IH. Sind aber bei dem Eintrage der Abtretung (ober. Ver⸗ 
pfändbung) einer durch Unterpfänder verficherten Forderung alle 


unter I ausgeführte Exrforberniffe vorhanden: fo Fann min der 


Schuldner gegen Denjenigen, welder die Forderung erworben 
bat (oder dem fie zu Fauſtpfand gegeben wurde) „Einreben 
„wider bie uefpränglide Richtigkeit derForderung, 
„jo wie fpäter entſtandene Einreden, namentlid der 
„Zahlung sder der Gompenfation,“ nicht mehr geltend 
machen ”°.  .: 

Das Gefetz gebraucht hier den Anedruc Ein reden in einem 
ſehr weiten Sinne, indem es. darunter alle mögliche Einwen⸗ 
dungen begreift, welche ber Schuldner gegen die Forderung ha⸗ 
ben kann. 

Der Schuldner verliehrt nämlich unter den angegebenen Vor⸗ 


Ceſſion, weil ber x Schuldner der Behoͤrde, die ihn von ber, beabfichtigten 
Gintragung der Ceſfion benachrichtigt hatte, Feine. Einwendungen anzeigte, 
ohne Beichränfung in das Unterpfandsbuch eingetragen: fo kann dann nach 
diefem Eintrage der Schulpner von den Einwendungen, bie er dem Geffio- 
nar nach gefchehener Eeffion angezeigt hatte, keinen Gebrandy machen. 

92) Wohl zu beachten iſt, daß es fich hier blos von Ginteben gegen die 
abgetretene (oder zu Fauſtpfand gegebene) Forderung handelt, nicht von 
Einreden gegen bie Gültigkeit der für die Forberung beftellten Unterpfänder. 
Diefe kann der Schuldner auch nach ber eingefragenen Abtretung gegen den 
Gefftonar (oder Fauftpfandgläubiger) gerade fo geltend machen, wie er es gegen ben 
urſprünglichen Gläubiger konnte. Anderer Meinung it Mayer Bd. J. S.400, 
4041. Allein er gibt. fehbft zu, daß das Gefeh von. biefem letztexen Falle 
gar nicht fpreche; eine fo finguläre Beflimmung aber, wie die des Art. 88, 
darf man nicht analog auf im Geſetze übergangene Fälle ausdehnen (mein 
Handb. Bd. II ©. 59). Natürlich aber if das eben Geſagte nicht zu bes 
ziehen auf folde Einwendungen gegen das. Unterpfand, welche aus ber 
Mangelhaftigkeit Ungültigfeit oder Tilgung der Forderung, für bie das 
Unterpfand. beftellt wurde, hergeleitet werden (3. B. wenn.ber Schuldner be- 
hauptet, das Unterpfand ſey erlofchen, weil die Forderung ſchon vor. ihrer 
Ceſſion getilgt worden ſey). Denn hier bezieht ſich die Cinwendung zunädft 
auf die Forderung und nur folgeweiſe auf die Gültigkeit des Unterpfands, 
und hier gilt daher von der Cinwendung ganz das im Texte Geſagte, auch 
ſoweit ſie fi auf den Beſtand des Unterpfands bezieht. — Bei Einwens 
dungen gegen das ‚Unterpfand, welche ſich auf das Verhaͤltniß der Sade 
zu einer dritten Perfon beziehen, Tommen bie oben ausgeführten Grundſaͤtze 
Corgl. befonders ©. 210 f., 221, 222) zur Anmwenbung. 





l 
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ausfegungen gegen den Ceſſionar (oder den Fauftpfandgkäubiger) 
und natürlich auch gegen deſſen Rechtsnachfolger 3 1. jede Ein: 
rede gegen die Forderung, ſey fie eine eigentlihe Exception 
im Römifchen Sinne oder eine foldde Einwendung, durdy welche 
er firh auf ein die entflandene' Forderung völlig wieder aufheben- 
ded und vernichtendes Ereignif berufen koͤnnte; er verliehrt alfo 
3. B. die Einrede der Verjährung, des Vergleiche, eines rechte: 
träftigen bie’ Forderung aberfennenben Urtheils, der Zahlung, 
der Compenfation u. ſ. w. Hiernach Tann eine völlig erlofchene 
"Forderung unter den angegebenen Vorausſetzungen gültig cebirt 
werden. 3.3. der A leiht dem B 1000 fl, und laͤßt ſich dafür 
eine Liegenfchaft Deffelben verpfänden, B zahlt die Schuld fpäter 
zurück; wenige Tage nad) der Zahlung: firbt ber A; fein Erbe 
findet noch den Schulbfihein vor und verkauft ihn an den C; 
verfäumt bier nun der B, welcher von ber Abtretung benachrich⸗ 
tigt wurde, fofort der Behörde die gefchehene Zahlung an- 
zuzeigen: fo iſt, obgleih durch die Zahlung bie Forderung und 
eben damit auch das. Unterpfand völlig erloſchen war, doch die 
Geffion in der Art wirkſam, daß die alte Forderung und Das 
alte Unterpfand, als ob nie eine Erlöfchung eingetreten wäre, 
von dem © geltend gemacht und eingeflagt werben kam. 2. Das 
Gleiche tritt ein, wenn bie Forderung von Anfang an ganz 
ungültig war, rechtlich gar nicht exiflirte; fie fann doch auf eine 
wirkfame Weife abgetreten werben unter den unter I angeführten 
Borausfegungen und’ es wird dann die an ſich ungültige Forde⸗ 
rung’ nunmehr hinterher. volffommen ‚gültig, fo daß der Schuld 
ner fpäter Teine Einwendung mehr gegen fie erheben kann und 
ebenfo wird auch dadurch das für⸗die Forderung beftellte Unter⸗ 
pfand gültig, das von Anfang an wegen Ungiltigfeit ber Forberung 
eigentlich reihtlich gar nicht -eriftent geworben war. Daß dieß 
der Sinn des Geſetzes fey, iſt, was die Forderung betrifft, 
fhon nach dem angef. Art. 88 nicht zu bezweifeln, indem er 
unter den angegebenen Borausfegungen den Schuldner ‘aller 
„Einreden wider die urſprüngliche Richtigfeit der For: 
„derung“ für verluftig erklaͤrt. Jeden Zweifel aber hebt noch, 





93) Bregl. Bolley Br. 1, 298. 
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namentlich auch in Beziehung auf bag Unterpfand, der Art.124 
des Pfandgef., indem diefer fagt: „Die Erlöfchung des Unterpfands 
‚Such Nichtigfeitserflärung ober Tilgung ber Forderung 
‚kann in Beziehung auf den dritten Erwerber ber Letztern, rüd- 
„fichtlich der Hauptforderung fowohl, als des Unterpfandsrechts, 
„nur unter den in dem Art, 88 enthaltenen Beflimmungen ein- 
„treeten.” 

Spice Auomalieen einzuführen, fcheint mir fehr bedenklich 
zu feyn, und ſchwerlich möchten fie durch die Rüdficht auf bie 
Sicherheit des Verlehrs gerechtfertigt werden, die hier gar zu 
weit gehen würde 8ꝛ. 

IV. Bei viefen Beſtimmungen iſt noch zu beachten ‚ daß 
nad Urt. 89 des Pfandgef, „gegen den Nachtheil, welcher aus 
„ver Verſäumniß eines Berechtigten entfieht, ſelbſt unter Bor 
„anoſetzung ber allgemeinen Bedingungen Wiedereinſetzung in 
„den vorigen Stand nicht flattfindet.” Iſt daher z. B. der Schuld: 
ner ein Minderjaͤhriger und fein von ber Abtretung ber Pfand- 
ſchuld benachrichtigter Vormund verfäumt es, bie Einwendungen, 
die feinem Mündel zufommen, ber Behoͤrde anzuzeigen: fo wird 
auch ein ſolcher minderfähriger Schuldner gegen das Verſaͤumniß 
nicht wiebereingefeßt, felbft wenn fein Bormund inſolvent feyn follte. 

V. Dabei entfieht noch bie Frage, wie es fi verhalte, 
wenn fich zwar ſchon zu der Zeit, in welcher der Schulbner von 
ber Abtretung benachrichtigt wurde, Einwendungen gegen bie 
Schuld erheben ließen, dem Schuldner aber dieſe Einwendungen 
noch gar nicht bekannt waren und er fie deßhalb nicht zur Ans 
zeige brachte. 

Kannte er die factiichen Umſtaͤnde, auf welche eine Einwen⸗ 
dung rechtlich ſich hätte gründen laſſen, er glaubte aber irrig, 
auf diefe Umfände eine Einwendung nicht gründen zu können, 
und verfäumt deßhalb ihre Anzeige: fo wird er bes Rechts, 





94) Au Bolley gibt Vd. IS, 285 zu, daß man wohl die Frage aufiver: 
fen könne, ob, da die Einreden im Allgemeinen nicht an die Oeffentlichkeit ges 
bunden find, ein genügender Grund zu diefen Beſtimmungen vorlag. &benfo 
Hält Mayer Br. IS. 19 dieſe Beſtimmungen unfres Geſetzes nicht für ges 
rechtfertigt (Das, was er fpäter S. 400 in ber Note fagt, ift mit feiner Aeuße⸗ 
sung ©. 19 nicht, wie Bolley a. a. D. glaubt, im Winerfprinhe). 


IV. Bel Abtretung ober Berpfänvang einer Forberung. 6. 19. 271 


die Einwendung gegen den Ceſſionar fpäter vorzubringen, jeden- 
fall dann verluflig, wenn fein Recht s irrthum nicht aus ben 
in meinem Handbuche Bd. HI ©. 124 angeführten befonderen 
Gründen entfchuldbar war. 

Wie ift es aber dann, wenn einer diefer befonberen Grinde 
vorlag und deßhalb fein Rechtsirrihum entſchuldbar war, oder 
wenn ihm jene factifchen Umftände unbelannt waren, 3. 3. er 
vom Gläubiger betrogen war, aber den Betrug noch nicht ent⸗ 
dedt hatte? Bolley (weicher Bd. J ©.292, fo viel ich finde, 
allein auf diefe Frage ſich einläßt) glaubt, der Art. 88 fey blos 
auf folche Einwendungen: des Scuibners zu beziehen, welche 
ihm zur Zeit der Benachrichtigung befammt waren oder doch bei 
gehöriger Aufmerkfamteit bekannt feyn konnten, der Artikel fey 
alfo dann unanwendbar, wenn der Schuldner über feine Be⸗ 
fugniß zu Einwendungen in einem entfhulbbaren Irrthum 
ſich befand. Mir ift dieſe Auslegung mehr als zweifelhaft. 
Denn der Artitel ſelbſt fagt nichts von einer ſolchen Beſchraͤn⸗ 
fung; er deutet gar nicht an, daß bier ein entfchulbbarer Irr⸗ 
thum des Schuldners zu beachten fey. Vielmehr fpricht dagegen 
der Zweck bes Artikels, den Ceffionar ficherzuftellen, ein Zwei, 
für den das Geſetz fih ohnehin im fo große Anomalieen hinein- 
bringen ließ; der Umftand aber, anf ben ſich Bolley beruft, daß 
die Geffion eine ohne die Einwilligung bed Schuldners vorges 
hende Handlung if, würde hier zu viel beweiſen; denn ex würbe 
gegen den ganzen Artikel 88 fprechen; wenn aber der 
Art. 89, wie Bolley weiter anführt, von der Berfäumntß 
eines Berechtigten fpricht: fo Liegt darin doch wohl nicht blog 
die Bezeichnung eined unentſchuldbaren, fonbern auch bie eines 
eniſchuldbaren Berfäumniffed, des Nichtgefchehens überhaupt, am 
fo mehr als er ja die Wiedereinfegung bei einer foldhen Vers 
fäumniß verfagt felbft wenn die allgemeinen Bebingungen zur 
MWiedereinfegung vorhanden feyn follten 9. Freitich enthält 





95) Bolley glaubt, in dem Ausdrucke Berfäumniß, ven das Geſetz ges 
braucht, liege von ſelbſt, daß das Geſetz fi nur auf unentfehulpbare Unter: 
lafiungen beziehe. Allein dieß liegt in jenem Ausdrucke keineswegs; Berfäum- 
niß Heißt Hier eben Unterlaffung, fey fie an fich entſchuldbar oder nnents 
ſchuldbar. Hiefür kann ih Bolley felb anführen, in dem er z. 3. In feinen Ent⸗ 
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biernach der Art. 88 eine Bedeutung, die vollends gar nicht le⸗ 
gislativ zu rechtfertigen feyn wird; allein auch hiervon abgefehen 
möchte ich überhaupt nicht die legislative Rechtfertigung des Ar- 
tikels übernehmen. — jedenfall aber ift, wenn man Bolley’s 
Prämiffen zugibt und annehmen well, daß man ben Art. 88 im 
Zweifel und weil fonft die Anomalie gar zu groß würbe, auf 
folche Einwendungen befchränfen müſſe, die bem Schuldner bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit hätten bekannt. feyn fönnen, Das dann 
unrichtig, was Bolley von den Erben fagt. Er fagt nämlich 
S. 293 Note 5: „Erben Eönnen ſich daher nie damit, daß ihnen 
„die Berhältniffe des Erblaffers nicht befannt.gewefen, fihügen; 
„nenn ber vorſichtige Exrblaffer hätte ja feine Einveden ſchon vor 
„der Benachrichtigung von der Abtretung eintragen laffen. oder 
„auf eine andere Weile für die Unterrichtung feiner Erben forgen 
könnenz die Verſäumniſſe des Erblaſſers treffen aber bie Er 
„ben.“ Es iſt bier nämlich nicht beachtet, dag man nicht ver- 
bunden: ift, Einreden, die man gegen:eine Schuld hat, vor ber 
Benadhrichtigung von einer Abtretung der Schulb in das Pfand- 
buch eintragen zu laſſen; man ift nur bei Verluſt: dieſer Einreden 
verbunden, nad) der Abtretung,. wenn. man bason burd bie 
Pfandbehoͤrde benachrichtigt wurde, fie anzuzeigen. Ein Erb⸗ 
- Iaffer daher, dem eine folche Abtretung nicht angezeigt wurde, 
macht ſich .nicht im Geringſten einer unentfchulbbaren Berfäum- 
niß ſchuldig, wenn er. Einreben, Die er. hatte, nicht zum Eintrag 
brachte (er hätte fie zum Eintrag bringen Tönnen, wie Bolley 
fagt; allein diefe bloße Möglichkeit war ja für ihn noch nicht 
eine juriftifche Nothwendigkeit, um ſich ober feinen Erben bit 
Einreden zu fihern, geworden). Wenn baber die Schuld erfl 
nach des Erblaſſers Tode abgetreten wird und die Erben, von 





wärfen zu einer Civilprozeßordnung 9. E &. 335 von einem „Berfäumniß“ 
fpricht, bet welchem den Berfäumenven „ein Borwurfnicht trifft.“ Wenn 
daher das Geſetz überhaupt bei Berfäumniffen Wiedereinfehung ausfchließt: 
fo exflärt es eben damit, daß andy ein Berfänmniß, das an fich entſchuldbar 
wäre, nicht zu. beachten fen. Würbe man ben Art. 89 nicht fo auslegen: fo 
würde er für die übrigen voranfiehenden Artikel (Art. 65—85, auf die er Rh 
ja auch bezieht) einen Sinn bekommen, ben n Bellen ſelbſt für jeme Artikel 
ſchwerlich vertheidigen wird. 
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der Abtretung benachrichtigt, Die Anzeige einer Einwenbung, welde 
begründet war und: der Erblafler fannte, unterliegen, weil. fie 
ihnen nicht befannt war: fo teifft 'fie fein Vorwurf, eben weil 
fie die Einwendung nicht Tannten, und eben fo wenig trifft den 
Erblaffer eine Berfkumniß, weit die Einwendungen erft nach einer 
an den Schuldner amtlich: gefchehenen Benachrichtigung von ber 
Abtretung vorzubringen find. Wenn man daher den Art. 88, 
was ;mir aber, wie gejagt, mehr als zweifelhaft ift, beſchränken 
zu konnen glauht blos auf den Fall, wenn der Schuldner aus 
einer ibm zur Taf zu legenden Nachläſſigkeit bie An» 
zeige. feiner Einwendungen unterließ: fo wirb man biefe Be⸗ 
fhränfung auch den Erben zu gut kommen lafien müſſen, fobald 
erft nach bem Tode des Erblaffers die Abtretung dev Schuld 
geſchah und: fie Feine Kenntniß von den: Einwendungen hatten, 
bie gegen die Schulb hätten erhoben werben können. 

B. Abtretung Coder Berpfändung) einer For— 
derung, die man bereits auf eine ..binbende Weife 
an.einen Anderen abgetreten (oder. verpfänbet) hatte. 

Das Pfandgeſetz enthält noch beiondere Beftimmungen über 
Die Frage, wie weit, wenn ein &läubiger eine durch Unter: 
pfänder verfierte Korderung an einen Dritten abgetreten 
ober: ald Fauſtpfand gegeben hat, die Rechte des Ceſſionars oder 
Fauftpfanpgläubigers durch Handlungen beeinträchtigt werben kön⸗ 
nen, welche. der urfprüngliche Gläubiger nad) der. Abtretung ober 
Fauſtpfandbeſtellung vornahm. Auch .in. diefen Beſtimmungen, 
welche befonderd für den Fall wichtig find, wenn der urfprüng- 
liche, Gläubiger nach Der Abtretung bie Forderung noch einmal 
an einen Zweiten abtritt oder verpfänbet (oder nach der Fauſt⸗ 
pfandbeftelung au einen Anderen abtritt), ſcheint mir unfee Pfand⸗ 
gefeugebung zu weit, zugeben, dag Syſtem ber. Eintsäge in bie 
öffentlichen Bücher auf eine ungeeignete Weiſe ausqubehnen und 
ohne Grund das befiebende Recht zu ändern. 

Nach gemeinem und nach unfrem particulären Rechte, das 
hierin vom gemeinen nicht abweicht, gelten in den angegebenen 
Beziehungen folgende Grundfäge als e Regel bei Abtretungen einer 
Forderung überhaupt: 

Wächter, Erörterungen. 1. 418 
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: Durch die Abtretung einer Forderung wird an und für ſich 
das obligatoriſche Verhälinig des bisherigen Glaäubigers zu ſei⸗ 
nem Schuldner uicht aufgehoben. Der Schuldner karm daher 
feinem alten Gläubiger immer noch gültig die Schuld bezahlten 
und dadurch feine ganze Berbindlichkeit tigen, fo daß dann der 
Ceſſionar nichts von ihm fordern .Tannz ebenſo kann er durch 
Nachlaßvertrag Vergleich u. ſ. w. mit dem alten Glänbiger ſich 
von feiner Schuld ganz befreien 8Cnatürlich iR in einem ſolchen 
Falle ver Gläubiger für Handlungen diefer Art, die er. nach der 
Abtretung gegen dad Intereſſe des Ceſſionars vornimmt, Diefem 
perfönlid zum. Erfage verpflihter). Ein fees Rechtsverhaͤuniß 
zwiſchen Seffionar und Schuldner, fo daß Diefer nun ganz am den 
Ceffionar gewiefen if,. fi) nicht mehr. durch Bereinbarung weit dem 
alten Gläubiger ober burth Zahlung: an Denfeiben befreien Tann, 
überhaupt der alte Gläubiger fein Berfügungsredt 
über die Schuld verliehrt, wird erfi dadurch begründet, 
daß ber Ceſſionar die gefchehene Abtretung dem Schuldner an⸗ 
kündigt. Nur if hierbei nicht unzweifelhaft und daher auch ſehr 
befiritten, ob biefer Anfünbigung von Seiten des Geffionard auch 
eine Benachrichtigung des Schuldners von Sekten des abtreten 
den Ölänbigers gleichſteht, und noch mehr, ob es ihr in den Wir⸗ 
Sungen gleichforumt, wenn ber Schuldner auf irgend eine andere 
Weiſe glaubhafte Keuntniß von der Geffion erhalten bat, Streng 
genommen if. wohl Die Frage nach Roͤm. Note in der Regel 
zu verneinen; allein. Die: gemeine ‘Praxis Toll nad) dem Zeugniffe 
vieler Schriftftelfer.. die. Frage bejaben 7, und daß auch unfre 
Pfandgefepgebung von. der Bejahung der Ftage ausgeht, fo: 
mit annimmt, dag. nah Württ. Rechte überhaupt die Frage zu 
beiahen ſey, beweist fich wohl unzweifelhaft durch den Art. 85 
des Pfandgef., indem biefer eine Handlung ber:angegebenen Art, 
weiche der Schuldner nach) irgend erhaltener glaubhafter Kunde 
von der Ceſſion vornimmt, eine betrügliche nennt, die dem Gef 


nn 
96) Vrgl. Mühlenbrud Lehre von ber Ceifion ber Gorberungsrechte öte 
Aufl. 8:48 5. 501 f. 
IT) Ueber diefe Eontroverfe des gemeinen Rechts f. Mühlenötuch a. a. O. 


6.47 ©. 492 f. und Goͤſchen Vorleſungen Br. IF $. 380; auch Bolley 
Bd. I S. 381 Note 3. 
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fiomar nidyt ſolle fchaden kömen. Durch eine ſolche Benachrich⸗ 
tigung: mm ober, was. ihr gleich flebt, dadurch daß der Schulbner: 
fihere Kenntniß von der geſchehenen Ceſſion erhält, wird ber 
Schuldner ausſchließlich an den Ceſſionar gewie— 
fen und dem alten Gtäubiger die Möglichkeit einer 
weiteren gültigen Berfügung über die Schuld be- 
nommen; ein. Nachlaßvertrag daher ober ein Vergleich, den 
nad biefem Zeitpunfte der Schuldner mit dem urfpränglichen 
Gläubiger fließt, iſt unwirkfam, und zahlt dei Schuldner nach 
fenem Zettpuntte‘ dem urſprümglichen Glaͤubiger die Schuld: ſo 
gilt Die Schuld ‚gegenüber vom Geffionar nicht als getilgt und 
Diefer Tann noch einmal Zahlung von dem Schuldner verlangen. 
Jene Benachrichtigung und was ihr gleichſteht iſt auch bag 
Mittel, eine zweite:Abtretang der Forderung (oder bie Beftellung 
eines Fauftpfandes an derfelben), bie der urfprüngliche Gläubi⸗ 
ger nad; geſchehener erſter Abtretung vornehmen möchte, un- 
shäblih zu machen _ Wenn naͤmlich der Gtäubiger feine Forde⸗ 
rung, nachdem er fie an den Einen abgetreten hat, dennoch 
unzedlichermeife an einen Zweiten abtritt: fo kann dieſer Letztere 
fih als Gläubiger gegen den Schulbner auf eine gültige Weile 
benehmen 3. B. den Betrag der Forderung von dem Schuldner 
erheben oder dem Schuldner die Schuld güftig nachtafſen, fs 
lange der Schuldner von der erflen Abtretung nicht im Kenntniß 
gefept if. Wird aber der Schuldner von der erſten Abtretung 
in Kenntniß gefegt: fo tritt num gegenüber vom zweiten Ceſſionar 
Das ein, was oben gegenüber vom urfprängliden Gläubiger 
bemerft wurde, d. h. der zweite Ceſſtonar kann ſich nun nicht 
mehr. gegen den Schulener als Gläubiger gültig getiren und 
nur Das, was er vor biefem Zeitpunkte gethan hatte, bleibt 
gültig; er Tann alfo nad dieſem Zeitpunfte nicht mehr durch 
Zahlungsannahme durch Nachlaßvertrag u. bergl. den Schulbner 
von der Schuld befreien, und es wird ber erſte Gefftenar da⸗ 
durch, daß er Sorge trägt, den Schulbner von ber Ceſſion in 
Kenniniß zu fegen, gegen untebliche weitere Abtretungen (oder 
Berpfänkungen) von Seiten bes grſprunglichen Glaublgers ger 

hat ®, Ä 
98) Vrgl. auch Mübtenbruhe a.D. 6. 48 um 8. 51 ©. 519 ff. Zeigt 

18 * 


276 Siebente Exört. Bebeutung der Einträge in die Gerichtobücher. 


Diefe Grundfäge nun werden durch unfre Pfandgeſetzgebung 
in Beziehung auf folde Forderungen, welche durch 
Unterpfänder verficdhert find, fehr modificirt. Der Art. 85 
bes Pfandgef. beftimmt nämlich Yolgendes: 

„Berfäumen Geffionarien oder Fauftpfandgläubiger bie Ein⸗ 
„tragung ihres Rechts im: Unterpfandbudje zu bewirken; fo müffen 
„fe die auch nach der Erwerbung dieſes Rechts von dem urfprüng- 
„lichen Gläubiger hinfihtlih der Hauptforberung oder ber Un⸗ 
„terpfänder getroffenen Verfügungen, vorbehältlich der. Entichä- 
„digungsanſprüche an venfelben, gegen fi anerkennen; es wäre 
„dann, daß dem Schuldner oder dem betheiligten Dritten etwas 
„Detrügliches dabei zur Laft fiele.” 

„Namentlich Tann eine dem urfpränglichen Gläubiger in gus 
„em Glauben geleiftete Zahlung von jenen nicht angefohten 
„werden.“ 

Hieraus ergibt fih für den Fall der Abtretung (oder Ver⸗ 
yfändung) einer durch Unterpfaͤnder verſicherten For⸗ 
derung 
1. was das Berbättniß bes Ceſſionars (oder Fauſipfand⸗ 
gläubigers) zum Schuldner betrifft: 

4 Wenn der Schuldner von der gefchehenen Abtretung (ober 
Berpfändung) fihere und. volftändige Kenntniß erhalten bat: fo 
wird durch die Pfandgefepgebung am bisherigen Rechte nichte 
geändert; der Schuldner Tann von biefem Augenblid an nicht 
mehr an den alten Gläubiger gültig zahlen, mit ihm nicht mehr 
gültige Vergleiche oder Naclafverträge ſchließen u. ſ. m. (Art. 86 
verb.: es wäre dann ꝛc.) . 

2. Durch den Eintrag der Abtretung (oder Berpfändung) 
der Forderung ins Unterpfanbebug aber wirb bie Benachrichti⸗ 


der zweite Ceſſtonar bie an ihn geſchehene Abtretung dem Schulbner an: fo 
wird dadurch die Wirkung ber nachher erfolgenden Benachrichtigung des Schulb⸗ 
ners. von ber exfien Ceſſion nicht gefchwächt; ſobald ber Schuldner von ber exs 
ften Ceſſion benachrichtigt wird, geht von da,am bie erfte Geffion der zweiten 
vor, foweit noch res integra iſt, alſo ſoweit zur Zeit dieſer Benachrichtigung an 
ben zweiten Ceffionar nicht gezahlt iſt ober er mit dem Schuldter Feine Nach⸗ 
laßverträge Vergleiche ꝛc. gefchloffen hat. Müblenbruc a. a.O. 8. 48. S. 802. 
99) Vrgl. Bolley Bd. IS. 280, 281 Nr. 1-5. 
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gung des Schuldners von der. gefchehenen Abtretung (ober Ber- 
pfändung) oder feine fonftige Bekanntfchaft mit derſelben erfest, 
d.h. wem ein folder Eintrag gemacht iſt: fo treten von der Zeit 
bes Eintrags an diefenigen oben angeführten Wirkungen ein, 
welche die Benachrichtigung des Schuldners von ber gefchehenen 
Abtretung hat; er kann z. B. von da an nicht mehr gäftig dem 
alten Gläubiger zahlen, nicht mehr gültig Nachläſſe mit dem al- 
ten Gläubiger ſchließen u. |. w. 9, Dieß folgt fhon aus dem 
erften Abfage des angef. Art. 35, namentlich aber aus dem zwei⸗ 
ten "91, Denn diefer fagt, daß eine. dem urfpränglidhen Glaͤubi⸗ 
ger in gutem Glauben geleitete Zahlung „von jenen” nicht 
angefochten werben könne; biefe „Jene“ find aber nach dem 
Artifel nur ſolche Ceffionarien oder Fauftpfandgläubiger, welche 
die Eintragung ihres Rechts im Unterpfandsbuche zu bewirken 
verfäumten; fomit kann eine dem urfprünglichen Gläubiger 
in gutem Glauben geleiftete Zahlung von ſolchen Geffionarien oder 
Fauftpfandgläubigern allerdings angefochten werden, welde 
biefe Eintragung zu bewirken nicht verfäumten. Diefe Beſtim⸗ 
mung iſt freilich für den. Schuldner mißlich 1%, wie fie überhaupt 
eine ganz unndthige und nicht zu billigende Aenberung bes bes 
ftandenen Rechts in Beziehung auf Forderungen, die durch Une 
terpfänder verfihert find, enthält. Eine Milderung derſelben 
liegt aber in ber reglementären Vorſchrift, daß die Pfandbehörde 
dem Schuldner vom gefchehenen Eintrage Nachricht: zu geben 
bat (Pfandgef. Art. 202 ,- Hanptinfiruct. $. 249); unterkäßt. fie 
dieß: fo iſt dann wenigftens fie dem Schuibner für. den ihm 
daraus ſich ergebenden Schaden verantwortlich. 


100) Anderer Meinung ſcheint Bolley Bd. IS. 281 Nr. IV zu ſeyn, 
wenn nicht feine Worte S. 280 unter Nr. III: „außer dem Falle des Eintrags“ 
auch auf Mr IV zu beziehen feyn. follten. 

101) Freilich folgt dieß nur durch ein argumentum a contrario aus dem 
Geſetze, was aber hier. gang unzweifelhaft if. Nur ifl es nicht gut, wenn ein. 
Geſetz foldye wichtige Grundſaͤtze blos indirect ausfpricht und nicht Die Wirfung 
des Bintrags direct ausprüdt. 

102) Der Schuldner wird alfo gut baran tun, ſtets vor einer Zahlung ſich 
au vergewiſſern, ob nicht eine Ceſſton feiner Schuld im Unterpfandsbuche ein- 
getragen iſt, wenn er ſicher ſeyn will, an den alten Gläubiger gültig zu zahlen. 
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war, bie angegebene Wirkung nur dann ein, wenn er bie For⸗ 
berung durch Täftigen Titel erwarb; erwarb er fie 3. B. dur 
eine Schenkung: fo tritt die Beſtimmung des Art. 8b nicht ein 
und es bleibt dann beim bisherigen Rechte. 

Noch ein drittes Erforderniß ſchein Mayer Bd. II S. 139 
zu verlangen, nämlich daß. die zweite Ceſſion in das Unterpfande- 
buch eingetragen feyn müſſe. Allein von einem folchen Erforder- 
niffe finde ich weder im Art. 72 noch im Art. 85 Etwas gefagt. 

2. Hat aber der erſte Geffionar die Eintragung feines Rechte 
im Unterpfandsbuche bewirkt: fo iſt er unbedingt. gefchügt gegen 
alle Verfügungen, welche fpäter nach. jenem Eintrage ber ur⸗ 
fprüngliche Gläubiger binfichtlich der Hauptſorderung ober ber 
für fie beftellten Unterpfänber etwa vornimmt; er iſt alfo nun 
aud unbedingt gegen eine zweite Ceſſion von Seiten bed ur: 
fprünglichen Gläubigers geſchützt; eine folche iſt gegenüber von 
ihm ganz unwirkfam, mag der Schuldner von der erſten Ceſſion 
oder Berpfändung in Kenntniß geſetzt worden feyn ober nit. 
Dieß ergibt fi vermöge eines ungweifelhaften argumentum a 
contrario fowohl aus dem Art. 72, ald aus dem Art. 85 des 
Pfandgef. (vrgl. Note 101, 402), Erift auf diefe Weife felbft dann 
gefhütt, wenn ber zweite Ceſſionar in gutem Glauben und 
unter läſtigem Tüel die Forderung erwarb. Denn. der gute 
Glaube und laͤſtige Titel, mit welchem ber zweite Geflionar bie 
Forderung erwarb, hat die unter. 4 angeführte Wirkung nur 
dann, wenn bag Recht bes erften Gaffionare nicht eingetragen war. 
Dieß folgt ſchon aus dem Art. 85, ganz beflimmt aber aus dem 
Art. 72, indem berfelhe einen Geffionar , der mit laͤſtigem Titel 
und in gutem Glauben bie Forderung erwirbt, nur fehügt gegen 
die „nicht eingetragenen Anſprüche und Einwendungen 
„Dritter, welche ber Vorgänger“ (d. h. bier der urfprünglide 
Gläubiger) „in Folge feiner eigenen Handlungen gegen ſich an- 
„erkennen müßte,” alfo ihn nicht ſchützt gegen ſolche Anſprüche, 
fobald fie eingetragen waren. 

Was hiernach (Nr.4 und 2) vom Berhältniffe eines zwei⸗ 
ten Ceſſionars gilt, fol nad dem Pfandgeſetze Art. Sb, 72 
auch vom Berhältniffe Deflen gelten, welchem der urfprünglicde 
Gläubiger eine durch Unterpfänder verficherte Forderung, bie er 
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bereito am: einen Anderen abgetreien batte, zum Fauſtpfaud 
gibt. Hieraus fſolgt namentlich: wenn ein Glaͤubiger feine 
durch Unterpfänder verficherte. Forberung an ‚einen Anderen abs 
mitt, ader dennoch nachher dieſelbe einem Dritter, der von 
jener ‚Abtretung nichts weiß ; unter läſtigem Titel 3. B. gegen 
ein Darlehen oder bie weitere Anborgung einer verfallenen Schuld 
(Note 80) zum Fauſtpfande beſtellt: ſo kann der Ceſſionar gegen 
einen ſolchen Fauſtpfandglaͤnbiger ſein Recht nur dann geltenb 
machen, wenn die Ceſſion vor der Berpfaͤndung ins Unterpfunds⸗ 
buy: eingetragen war (Nr. M, ao es: nicht geltend machen, 
weonn er es · unterlaſſen hutte, vor der Berpfünbung ſenen Eintrag 
zu bewiefen (Nr. IJ. Allein wie iſt mit dieſer Bekimmung: des 
Pfandgeſetzes bie @ 259 Note 80 angeführte Stelle des Art. 53.088 
Pfandeniwicklungegeſetzro vom 1828 gu vereinigen? Denn nach 
diefer freilich auffallenden und: Merhaupt nicht zu rechtfertigenden 
Stelle fan ein Eeffionas fom Recht in Beziehung auf die Forde⸗ 
tung zegen ein Fauſtpfand, welches ‚ber alte: Glaͤnbiger ſpaͤter 
am der Forberuug beſtellte, Werhaupt ſchon bean nicht geltenb 
machen, wort dor: Fauſtpfandgtaͤubiger fein: Pfand in gutem 
Glauben und’ unter beſchwerendem. Titel evworben hatte: : Bor 
einer weiteren :Bovanbfegang‘, der Umerlafſung des Eintrags 
des Rechts des Ceſſionars Ar. das Pfſandbucht, davon alſo va 
dor Ceſſiolat ſein Recht ‚gegen rinen ſolchen Fauſtpfaͤnðglaͤubiger 
geltend machen könne, wenn es im Pfandbuche eingetragen war, 
ſagt der Art. 53 nichts, fo daß alſo hiernach auch bei durch 
Unterpfänder verfiherten Forderungen Derjenige, welcher bie 
Forderung vom urfpränglihen Gläubiger nach gefchehener Ab- 
tretung in gutem Glauben und unter Iäftigem Titel zum Fauft- 
pfand erhielt, gegen ben Ceſſionar felbft dann gefchügt würde, 
wenn biefer fein Recht in das Pfandbuch hätte eintragen Iaffen, 
während nad) Art. 72 des Pfandgefeges ein foldher Fauftpfand- 
gläubiger auch gegen den früheren Geffionar nicht gefchüst wir, 
wenn das Recht des Legteren vor der Fauftpfandbeftellung in 
das Unterpfandbucdh eingetragen wurde, Hat man bei jenem 
Art. 53 den Art. 72 des Pfandgef. überfehen? Oder wollte 
man ihn abändern? Letzteres ift nicht anzunehmen, vielmehr 
bier der Grundfag anzuwenden, daß Befonderheiten des frühe: 
Waͤchter, Erörterungen. 1. 19 
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ven :Rachter Buch ein. fpätexed. allgemeines: (Befop; im Zweifol 
nichs als aufgehoben gelten: (mein. Handbuch Bd. II. S. 28).Es 
muß: dahen das neue: allgemeine: Geſetz, der. Ark. 53 des Pfand⸗ 
emwicklungsgeſetzes, welcher Uherhaupa von verpfändeten For⸗ 
derungen jeder Art ſpricht; für den fperiellen Gall reſtrin 
girt, werben, von welchem die Arit. 72 und 85 bed Pfanhgefeges 
ſprechen, d. h. für den. Zoll; : wenn die zu Fauſtyfand gegebene 
Forderung eine durch UntæArpfänder nerliderte iſt. Wir 
erhalten dann hierdurch das Reſultate Wenn Jemand. eine, For⸗ 
derung irgend einer. Art, weldhe auf ſeinen, Namen Jantet 
(Yfandentwicklungsgeſ. Art 53:0. E.), einem Andaren zu Fauſt⸗ 
pfand..beftellt zu einen Zeit, in welcher; ſchon ein Drikiex: ein 
Recht auf. die. Forderung erworben hatte: namentlich Te chen 
gan; bisbend:.an-.einen Dritten. abgetreten, war: ſo Tau --Der 
Doitte.: fein Recht gegen: den Fauſtpfandgläͤubiger nicht: ;gektend 
machen, wenn :biefer Letztere das Fauſtpfand iu gutem, Otguben 
und unter beſchwerendem Titel erwarben hatte Chr engel Pxt. 51} 
it jedoch die verpfändete Korberung eime durch Unker pfäm⸗ 
der venſicherte: fo gilt dieſer Grundſatz nur <dann,. wenn Das 
Recht des Dritten zur Zeit. der Fauſtpfandbeſtellung nicht im Unz 
terpfandsbuche eingetragen ober vorgemerkt war; wan es einge: 
Magen ober vorgemerkt: ſo iſt das Recht des Dritten fhärker, 
als Das des daur fardglinbigare Ct. 22, Brhee plaudgej. )» 
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ur Lehre von den Klagen. 


Bon Dem, mas. im älteren Römifchen Recht und namentlich zu 
den Zeiten der in Juſtinians Pandecten excerpirten Schriftieller 
über die-Verfchiedenheit der Klagen nad. ihrer prozeſſualiſchen 
Behandlung ihren Formeln und. der Freiheit der richterlichen 
Beurtheilung galt, weicht das fpätere Nömifche Recht und von 
Diefem wieder in Manchem das gemeine Deutſche und das 
Wuͤrttembergiſche Particularrecht ganz weſentlich ab. ‚Saft man 
bierhei auch blos das unmittelbar praktische Bebürfnig ine Ange: 
fo Tann es für denjenigen Zuriften, welchem das Römische Nesht. 
in feinen meiflen. Beziehungen noch ein praftifches Recht:ik, (und 
dieß find fa die Angehörigen fo mancher Deutfchen Staaten) nicht 
genügen, hierin blos mit Dem fich befannt zu machen, was etwa 
noch unmittelbare Geltung hat. Es ift für fie ganz unumgäng- 
lich nothwendig, in jenen Beziehungen die Cigenthümlichkeiten 
bed älteren und fpäteren Römifchen Rechts zu Fennen und fie 
den Eigenthümlichfeiten unfres heutigen Rechts genau gegenüber» 
zuftellen, theild um beim inhalt der bei und geltenden Römi- 
fhen Rechtsquellen mit Sicherheit das Unpraktifche vom Prakti⸗ 
ſchen unterfhheiden zu fönnen und nicht manchen Stellen, die nur 
noch eine blos hiftorifche Bedeutung haben, irrthümlich auch im 
geltenden Recht unmittelbare Bedeutung zu geben, theild um 
mande Kunftausdrüde, welche auch noch in unfren Zeiten ſowohl 
von Schriftftellern über gemeined als über particuläres Recht 
ſehr oft gebraucht werben, gehörig zu verfiehben und ihre Be: 
ziehung nicht irrig aufzufaffen. Iſt daher das hier Auszufüh- 
rende fcheinbar größtentheils biftorifcher Natur, fo Dit doch aus 

Wächter, Erörterungen. IL 


2 Zur Lehre von den Klagen. 


dem Gefagten feine große Wichtigfeit für die Theorie des gel: 
tenden Rechts. Dabei dürfte ed namentlich für unfre Praftifer 
nicht ohne Intereſſe feyn, bier eine Auseinanderfegung dieſer 
Lehren vom jetzigen Standpunkte der Wiflenfchaft aus zu erhal⸗ 
ten, bei welcher gerade Das, was für fie von Intereſſe feyn kann 
und ihr befondered Bebürfnig möglihft im Auge gehalten ift. 

Es kommen hier vier Hauptbeziehungen in Betracht ': 

4, die durch: die Veyiſchiedenheit ‚den, Prytehart edingte Ver⸗ 
ſchiedenheit der Klagen überhaupt; 

2. das allgemeine Verhältniß der richterlichen Verurtheilung 
und Erecution zum Inhalte des eingellagten Rechts; 

3, bie Klagformeln und die damit aufammenhängenbe allge- 
meine Verſchiedenheit der Klagen; 

A. ber Einfluß der Verſchiedenheit der Klagen auf bie Frei⸗ 
ei ber richterlichen Behandlung und Beurtheilung. 


» Zu vergl. ſi nd hier bejonders: Keller Ueber Litis Gonteflatio und Ur⸗ 
theil nach claſſ. Röm. Recht Zürich 1827 Zimmern Geſch. d. Röm. Privatr. 
3. IN. 1829 Betömann=Holkweg Handbuch d. Eivilproz. Bd. I. 1834 (auch 
unter: dem Titel: Gerichtsverfaffung und eo d. finlenden Rom. Reihe) 
v. Savigny Syſtem. d. dent RR. Bp. Pate Inſtitui. Bo. IL 
$ 150-188, | 
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— aErorterung 
neber die durch die Verſchiedenheit ‚der iondort 
bedingte Verſchiedenheit der Klagen nach Roͤmi⸗ 
ſchem Recht ind ihre: heutige Bedeutung eũones 


ordinariae, exiraordinariae, interdicta). 


.?r \ 





. Zur Zeit; des claſſiſchen Römifchen. Rechts, alſo in den Zei⸗ 
ten, in welchen: bie Juriſten lebien deren: Werke in den Pan—⸗ 
decten Juſtinians ausgezogen find ?, mar, der Prozeß, "in wel⸗ 
dem vegeimäßig die Klagen serfandelt: wurden, in ein ges 
doppeltes Berfahren getrennt, in das Verfahren vor dem Ma- 
giſtraius (Verfqhren in jur) und in das Verfahren vor einem 
Suber (Verfahren in judicto).’ Erſteres hatte den Zweck, den 
Prozeß einzuleiten und feſtzuſtellen, Letzteres, ihn im Einzelnen 
zu verhandeln und zur Entſcheidung zu bringen. Die erſte Ein⸗ 
leitung des Prozeſſes geſchah nämlich dadurch, daß der Klaͤger 
geradezu den Beklagten vor den. Magiſtxat, d, b. die. obrigkeit⸗ 
liche Perſon, welche Gerichtsbarkeit hatte. (in Rom in jenen Zei⸗ 
ten noch regelmaͤßig die Praͤtoren und ‚für einzelne Bälle bie: 





:23 Meber: bie, legis actiones her fräßeren Zeit, : von denen aber, ein Frage 
mant: auch noch in ben-mittleren Zeiten fich erhielt, ſ. Zimmenu nz 9. O.— 
5 32.1, Puhta-a. a. O. S. 464 Guſt. Asverus Die, Denunciation ‚der 
Römer und ihr geihichil: Zuſammenh. mit d. erſten prozeßeinleit. Decrete Apr 
1843 ©. 44 1. 131 f. 148 f. je 

1 * 


A Achte Erört. Verſchiedenheit der Klagen nach d. Prozeßart. 


Aebilen) berief (in jus vocatio) °, und dann hier unter Angabe 
des Rechts, das er zu verfolgen beabfichtigte, feine Klage bes 
zeichnete (actionis editio) und nun ein Termin zu ber 
erften Verhandlung der Sache von dem Magiftrat feftgefegt wurde; 
— oder auf eine einfachere Weife (Anfangs blos bei einzelnen 
Klagen, fpäter von Di. Aurelius an allgemeiner), woburd das 
vorläufige Erfcheinen vor Gericht zum Zwede der actionis edi- 
tio unnöthig wurbe, daß der Kläger dem Beklagten den Prozeß 
vor Zeugen feierlich anfündigte (denunciatio) und ihn dabei 
von der beabfidhtigten Klage im Allgemeinen in Kenntmiß febte, 
worauf dann innerhalb einer gefeglich beſtimmten Frift die Par⸗ 
tbieen vor dem Magiftrat erfcheinen mußten *. Diefer hörte 
nun die Partbieen, um zunächſt bie Statthaftigfeit der Klage 
überhaupt zu ermeffen. Sand er dieſelde an ſich zuläffig, und 
geftand der Bellagte bie Anſprüche des Klägers nicht durchaus 
zu 5, ober befiritt berfelbe nicht blos den Rechtspunkt 5: fo 





3) Folgte der Beklagte nicht: fo konnte der Kläger Gewalt brauchen. Später 
gab der Prätor dem Kläger in diefem alle eine Pönalklage (D. IL, 5 si quis 
in jus vocatus. Gajus Intlit. IV, 46). Auch konnte der Beklagte dem fofortis 
gen Folgen ſich entziehen, wenn er Bürgen Reflte (radimonium), daß er in 
einer beflimmten Zeit ich vor Bericht einfinden werde. BeihbmannsHollweg 
Prozeß $ 21. 

4) Hollweg a. a. O. S. 247 f. Mühlenbrud Lehre v. d. Ceſſton 
3. Ausg. ©. 77—85 und befonders nun As verus a. a. O. namentlih ©. 137 f. 
145 f. 242 f., welcher auch über den Biftorifchen Juſammenhang zu vergl. if. 

5) Denn wenn er die Anſprüche des Klägers vor dem Nagiſtratus in gehörig 
beftimmter Weiſe (vergl. XI. Erdrt. Not. öt a. E.) darchaus zugah: fo galt er 
für verurtheilt und e6 kam nicht zu einem weiteren Prozeß, fondexs fofort zur 
Grerntion; war nach dem Geſtaͤndniſſe uoc der zu leitende Werth des Streits 
gegenſtandes zu beſtimmen: fo wurde zwar ein Juder beftellt, aber nur hierzu, 
alfo nicht rei judicandae, fondern rei aestimandae causa. D. XLIE, 2 de 
confess. L.3 1.6 $2 IX. 2ad Z. Aquil: 1.25 $ 2 XLEL, 1 de re jud. &56. — 

5.3) Dexm wenn der Bellagte ſaͤmmtliche Thatſachen, auf welche der Kläger 
ſein Recht gründete, vor dem Praͤtor ohne Weiteres einräumte und blos bie 
jurififchen Gonfequenzen aus benjelben in Abrebe zog, fomit e6 blos auf bie 
Entſcheronng der Rechtsfrage ankam: fo entſchied wohl fofort der Nagiſtratus 
ſelbſt (Savigny Mecht d. Beflges 6. Ausg. ©. 447, au Puchta Inſtitut. H. 
$ 173), ebenio wenn ver Bellagie ausreichende Brseptionen gegen die Klage 
vorbrachte and dieie vom Kläger nicht befritten wurden et D. x, 2 de 
jurejur. I. 9 Pr). 





Actiones ordinariae. ' 5 


fiellte der Magiſtrat nach den Anträgen bes Klägers und ber 
Erklärung bes Beklagten auf diefelben den ‚Streitpunft feſt und 
ließ bie Sache mit einer Inſtruction (formula), welche unter ben 
nom Prätor anfgeftellten Klagformeln der Kläger zu bezeichnen 
und nachzufuchen hatte (postulatio actionis), af eine unter Ze 
thun der Parihieen als uber: zu beftellende Privatperſon durch 
die Parthieen zur weiteren Verhandlung und Enticheibung brin⸗ 
gen. Diele Verhandlung voor dem Magifirat war das Berfahren 
in jure, und ihre Vollendung, wodurch ber. Streitpunkt feige 
ſtellt, die Iuftrurtion für den uber gegeben und biefer ernannt, 
alſo das judicium, d. h. Das Verfahren vor dem Judex ein⸗ 
geleitet, die Sade in der fefigefiellten Weife der richterlichen 
Entscheidung unterworfen und nun- ber eigentläche weiter durch⸗ 
zuführende Streit begründet wurde, hieß Litis Eontefqtio ®. 
Mit diefer Litis Conteflation war aun lis inchoata, pendens ? 
oder judicium acceptum, ordinatum, constitutum ®, res in 
jadicium deducta | 2 





6) Dieſer Name ſchreibt ſich wohl von einem feierlichen mit Zeugenaufruf 
verbundenen Acte ‚ber, mit dem das Verfahren fich ſchloß. Mach der Anſicht 
Mendger foll er ih auf einen foͤrmlichen Bertrag beziehen, durch den bie Bars 
thieen ihre Anſprüche von dem Erfolge des Prozeſſes lediglich abhängig zu 
machen fich gegenieitig verpflichteten. Ueber die verichiedenen Anſichten in 
Beziehung auf die altröm. Litisconteftation find namentlich zu vergl. Zimmern 
0.08.8109 Keller a. a. O. F 16 M. S. Mayer d. Litis Conteflatio 
1830 Hollweg Prozeß S. 260 f. Pucht a Inſtitut. IT 5 172 und Asvexus 
a. a. O. S. 32 f. 44 f. 99 f. Jedenfalls if die Anficht Derjenigen unrichtig, 
welche die Litiscouteitation für den Aniangspunft des Verfahrens vor dem 
Judexr halten, Dieß war fie auch nicht, ‚wie 3. B. nod Bayer Vorträge üb, 
de gemeinen. ardertl. Civilproz. 7. Aufl. Muͤnch. 1842 ©. 327. glaubt, in ber 
fpäteren Zeit bes Röm. Formularprozeſſes. Denn die ast. un, O. III, 9 d. 
lit. cont. it ganz entſchieden interpolirt (ng Keller a. a. O. ©. 58 1. 
BethmannsHollweg ind. Tüb. crät. Beitjche. f. Rerbtswifl. Br. V.©. 70 f. 
und unten bei Not. 21). Litem sontestari wird im Roͤm. Rechte gewoͤhnlich 
yon dem Kläger, ber den ganzen Act Hervorzuit, gebraucht; Der Beklagte 
actionem, judicium accipit. Doch wich auch vom Bellagten geingt litem 
contestatur 3. 8. D. IV, 8 de recept. .L. 32:5 9. 

T) Brgl. Francke im Arch. f. civil. Prar. Bo. XVI ©. 438 |. 

8 3.8. D. XXI, 1 d.aodil. ed. 2.2558. XU,6d.R. €. 2 31 pr. 

9) Z3. B. 26 8 8 cit. 


6 Achte Erört. Derfchiebenheit der Klagen nach d. Prozeßart. 


Bor dem Judex '° Tam es nun zur eigentlichen Verhand⸗ 
lung des Streites, wie er in jure feftgeftellt war; bie Parthieen 
wurden ausführlich gehört, das Beweisverfahren fo: weit nöthig 
“ eingeleitet und- vollzogen u. f. tv. und bann vom. FJuder das Ur- 
theil in Gemäßheit der geführten Beweiſe und der erhaltenen 
Inſtruetion gefällt. - Die Erecution des Urtheild aber hatte 
nicht der: Zuber, ſondern der Magiſtrat zu beforgen. 

Dieſes Berfabren, nach welchem der Prozeß durch eine Ver⸗ 
handlung vor dem: Magifiraf: eingeleitet und fixirt, dann' von 
dieſem ein: Juder beſtellt und mit der Formula inſtruirt und von 
dem Juder ‚die Sache weiter verhandelt und entfchieden wurde, 
hieß, weil es die Regel bildete, judicium ordinarium, ordo 
judiciorum privatorum (wir nennen es wegen der dabei ertheil- 
ten Yormuli gemöhnlid Formularprozeß), und Klagen, 
welche in’ diefem Verfahren eniſchieden wurden, hießen actiones 
ordinariae, 

Neben diefem ordentlichen und vegelmäßigen Berfahten aber 
bildete ſich allmählig au ein ausnahmsweiſe flattfindendee. In 
manden Streitfällen. fand der Magiftratus es angemeffen, ‚feinen 
Juder zu :beftellen, fondern bie Sache felbf vor ſich ganz. ver- 
handeln: zu: laſſen und: das Urtheil unmittelbar’felbft ‚gu "fällen. 
Da bier der Magiſtratus die ganze Verhandlung und Entſchei⸗ 
bung: des Prozeſſes ſelbſt vornahm (praetor ipse cognoseit und 





40) Juder war der allgemeine Name für den Privatrichter; im engeren 
Sinne wurde er dem Arbiter entgegengefebt, indem bei den freien Klagen 
(arbitria; XL Erört. bei Not. 103) der Yuder auch Arbiter genannt wurde, 
dagegen ber Privatrichter bei dem stricti juris actiones Judex im engeren 
Sinne hieß. Hierüber und übet die recuperatores vrgl. Savigny V. 4027. 
Puchta Inſtitut. II S 154. Die Nichtigkeit der Vermuthung Savignys 
(S. 102 f. 469 f. 643 f.), daß blos der Inder im e. S. aus dem album judi- 
cum genommen, ber arbiter aber von den Parthieen ganz frei gewählt worden 
ſey, möchte fehr zu bezweifeln feyn. Vrgl. Puchta ITS. 40 f. — Neber den 
Ausbruck pedaneus judex, der in der ipäteren Zeit des claffifchen Röm Rechts 
wohl füt bie judices, in ber ſpaͤteren Katferzeit nach Aufhebung tes judiciorum 
ordo blos für gewiſſe delegirte Nichter gebraucht wurde, an welche der orbents 
lihe Richter die Sache wegen Ueberhäufung mit Geſchäften oder wegen Ge: 
ringfügigfeit der Sache abgeben: konnte, fı Beipmann-Ontttutg Prozeß 
©. 135 f. 144 f. s 


Actiones extraordinariae. Interdicte. - ... 3 


jüs dicit, nom judicam: das) und ein ſolches Verfahren die Aus: 
nahme bildete, ein außerorbentlihedmar (praetor extra.ordi« 
nem jus dieit): fo hieß es. extraordinaria. cognikie, 
‚extraordinariem. judicium. '',. und bie. tagen ,: bie. -im "einem 
folyen:. außerorbentlichen. Berfahren: verhandelt: wurden, hießen 
persecutiones im engeren Sime,  extraordinagiae 
actiones 1%. "Die Fälle, welche auf dieſe Weile verhandelt wur⸗ 
den, waren großentheil® von juriſtiſch minder beſtimmter bem ein⸗ 
greifenden Imperium des Magiſtrams befonders Raum: gebenbar 
Natur und.betrafen Verhältniſſe, die man. nicht leicht dem Super 
überlaffen mochte, wie Streitfachen über Honorarien ber. Advo⸗ 
caten Lehrer und Aerzte, Alimente,. Fideicommiſſe. Bei den⸗ 
ſelben fielen die formulae actionum weg, weil bier: nicht.:au 
einen .Zuber: eine Inſtruction zu geben war, und mit ihnen alſo 
auch Alles, mas auf dieſe formulas ſich .kegog.  :: .v 
Gleichſam in der Mitte: zwifchen: dieſem - oxbentlichen.: uns 
außerordentlichen Verfahren ſtanden die Interdirte 4 Im 
gewiſſen: Fäden nämlich, namentlich bei gewiffen eigenmärhtigen 
Eingriffen. in fremde factifche. Zuſtäände und bei: gewißfen.:umber 
ſugten Berbinderungen von Rechtsausübungen, ſchritt der Magiſtra⸗ 
tus nady Anhörung der Parthieen ſofort unmittelbar mit einem 
Befehle (interdictum) auf Ablaſſung ven der, Störung, be 
ziehungöweife auf Reftitutlon und Exhikition:ein .!*,. -Diefer Der 
fehl war zunaͤchſt ein Verſuch, die, Sadha ſchnell ind Meine: zu. 
bringen; im Uebrigen aber mehr nur eine Form und eine Grund- 
lage für ein ſpãter einzuleiende Judicium. Wenn der Beklagte 


. Fr ot f e 


m D. L 13 de extraord. cognitt, T. T. 
12)D. L,. 16 de V. 8. 1.178 $ 2 Dirkaen Manwuale voo. persecutio 
:13).:Belanntlich herrſchten früher iin dieier Beziehung über. die Interdicte 
entichiepene Irrthümer, namentlich indem man.ie gewöhnlich gu den cognilig- 
nes: extraordinariae zählte. ı: Eben- fo: irrig war es, wenn / man, häs fig (wie 
no Ehibaut auch!in der fpäteren Zeit) annahm, Die Interdicte, jeyen ſtets 
Klagen. geiveient, „welche. in: einem fummariichen Prozeffe werhandelt murben 
Seden Zweifel über die Natur der Interditte hoben bis unten angegehenen 
Stellen aus Gajug.: Bejondbis.:zu orgl.: find über die Interdiete Savigny 
Recht d. Beſttzes 6. Ausg. ©.:445 f. Bethmann⸗Holtweg Rrozab$ Br. 
14) Gajus J. IV, 1099 1A; vrgl. uch 3. IV, 15 de interdiet, $ 1... ..: 


8 Achte Erört. Berichiebenheit ber Klagen nach d. Prozeßart. 


feine Winwenbungen machte und ſich fügte: fo war bie Sache 
damit beendigt und infofern, aber nur infofern, lag eiwas Sum: 
morifihes im Syuterbieöoerfahsen. 

Gaugte ſich aber der Beklagte dem Beſehle wicht oder: laͤug⸗ 
nie er das Factum oder brachte er Einreden vor: fo ging nun 
bie Sache at den Gung des ordentlächen Prozeſſes (des judicium 
ordinartem). über, welcher aber bier für den Beflagten, wenn 
er Unrecht hatte, nach Umftänden (im älteren Römifchen Rechte) 
mit. beſonderen Gefahren und Nachtheilen verbinden war ‘°. 
Der Magiſtrat befießte num vinen uber, infruirte dieſen burd) 
eine formula im factum concepta (X. Erört.) und die Sade 
wurde:ganz nad den Grunbfägen der judicia ordinarla vers 
Bandet 'Ü -- 

Die hier ausgeführte Verſchiedenheit ber Klagen nach der 
Verſchiedenheit des Prozeſſes, den ſie nach ſich zogen, war aber 
ſchon zu Yaflimans Zeiten im praktiſchen Rechte ganz ver- 
ſchwunden. Das außerordentliche Verfahren wurde mehr und 
mehr auf weitere Fälle ausgedehnt und endlich verlohren fich die 
angeführten Unterſchiede im Berfahren ganz ', dba die Einrich⸗ 
tung det Beftellung eines Juder für bie fpätere Zeit immer weni 
ger notwendig und. paſſend wurde; bie Ausnahme wurde nicht 
nur zur Regel, fondern zur alleinigen Form; alle judicia wa- 
ren nun 'extraordisaria d. h. das Verfahren, dag früher die 
Ausnahme bildete, war nun Das einzige '°. Der Magiſtratus 





15) Ueber dieſen Punkt, von dem in Juſtinians Rechtsbücher nichts über: 

ging, f. Gajus IV, 162 5. Savigny a.a.D. ©. 448 f. dollwes a. a. O. 
©. 388 f. 
6) Alfa durchaus nicht fummnariſch; f. beſonders Savigay a. a. D. ©. 451 
Hollweg a. a. O. S. 396 f. Infofern gehörten bie. Juterdiete leviglich zu 
ben actiones: ordinariae, wurden aber häufig wegen des befonveren Ber: 
fahrens bei ihrer Ginleitung den actiones im engeren Siune entgegengeicht. 

17) Wohl unter Kaiſer Divcletian. Vrgl. auch C. III, 3 de pedan. judic. 
ost. 2. 9. Savigny Geſch. d. Roͤm. Rechts im Mittelalter I $ 26. Ausg. 2 
©. 102 Hollweg a. a. O. ©. 32 f. 

18) Daraus erkläcen fich J. II, 12 de suco. sublat. pr. IV, 16 de interd..$ 8. 

19) Wichtig war auch wie fchon in der früheren Zeit die unmittelbare Ges 
richtsbarkeit Des Kaifere. Darüber f. Hollweg ©. 50 f. 98°f. 275 f.: 
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— in biefer fpäteren Kaffergeit in Rom nicht mehr der Prätor, 
außer, für wenige minder bedeutende Sachen, ſondern andere 
Taiferlihe Beamte fehr verfchiedener Art und Benennung 2° — 
ließ den ganzen Prozeß vor ſich verhandeln und entfchied ihn ſelbſt. 
Er Heißt nunmehr Häufig Judex und das Verfahren vor ihm 
bildete num das. Zubicium 21. Zwar wurden noch einige Zeit lang 
bei den Saden, welche früher im Formularprozeſſe verhandelt 
worben waren,. bie alten formulag beibehalten, jedoch nur. um 
Anſpruch und Streitpunft feſtzuſtellen und fle zur Einleitung bee 
Prozeſſes dem Beklagten mitzutheilen. Allein bald wurden auch 
dieſe Formeln ganz abgeſchafft ?. Das Berfahren war .nun im 
Wefentlihen ein durchaus gleiches: in allen Saden, der, Formu⸗ 
Inzprogeß und mas mit ihm zuſammenhing, judicis datio, for- 
Yaulae datio u. ſ. w., die Unterfchiebe der, Klagen, die fich hier⸗ 
auf bezogen, waren unpractiſch geworben. Mit dem Untergange 
des judiciorum orde fielen: auch die Eigenthümlichkeiten weg, 
welche fruͤher der Interdictsprogeß hatte 2°, und. an bie Stelle 
ber Interdicte traten. eben gewöhnliche Klagen, nur daß man für 
fie die Benennung Interbicte heibehielt und daß manche 
derſelben nun in’ den fpateren Kniſerzeiten in. einem etwas bu 
mariſchen Verfahren, jedoch ohne soft entgepolgie jene Form 
verhandelt wurden °5, 


" 20) Hollweg ©. 55 f. 81 f. 

21) Judicium bedeutet fomit für diefe Zeit etwas ganz Anderes, ale für die 
Zeit bes Formularptozeſſes. Deßhalb konnte au Juſtinian in C. VII 40 
de anmal. excepk. ost. 3 a. &. vom Standpunkte feiner Zeit aus wohl fagen, 
daß fihon durch bie conventio d. h. die au den Beklagten unter Mittheilung 
ber Klagfchrift erfolgte gerichtliche Citation, res.in Judicium deducta fey, 
Dieß ift aber freilich etwas ganz Anderes, als res in judicium deducta nah 
dem Sprachgebrauche der Pandecten (Not. 9). 

22) Unter Conſtantin's Söhnen und Theobofius I. C. IL, 58 de 
formul. cst. 1 und 2. 

23) Savigny Recht des Beſitz. $ 34 ©. 450 Hollweg s 392 f. 

24) 2gl. J. IV, 15 de interd. pr. $ 8. 

25) Namentlich aber erkannte der Richter bei den Interdieten nicht, wie 
Manche glauben, anf bloße Wahrſcheinlichkeit, auf bloße fg. Beicheinigung Hin. 
©. bei. Savigny Zeitſchr. für geſchichtl. Rechtsw. Bo. III &. 375 f. 38: f. 
B.VS.4 FB. VIE. 24 f,auhHollweg S. 381 f. 394—308. - 
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Auch die Formen ber Einleitung des Prozeſſes änderten ſich 
natürlich nad; Aufhebung des judiciorum ordo. Bon Conſtan⸗ 
tin an bis:gegen Juſtinians Zeiten war die Denunciation (S. 4) 
die allgemeine Art der Brogeßeinleftung. An ihrer früheren 
Form wurbe‘ aber. geaͤndert; fie befand nun in efter- protofolfa- 
riſch vor einer Behörde; vie vas jus actorum .conficiendorum 
hatte, gegebenen Erklärung des Klägers und wurde durch diefe 
Behörde dem Beklagten zugefertigt, worauf beide Parthieen in- 
nerhalb einer geſetzlich beftimmten Krift von mehreren Monaten 
vor Gericht zur erften Verhandlung erfcheinen mußten 2°, Diefe 
erfte Verhandlung der Sache vor dem Magiſtratus mußte auch 
nun bie Stelle bes Prozeßabſchnittes vertreten, der im Formu⸗ 
larprozeſſe Jitis -contestatio: hieß, und man behielt Für ihn auch 
flet8 den Namen’ lit..cont. bei, obgleich der Act feine- alte Natur 
und ſeinen Zwed (das: Berfabren vor einem vom Magiftratue 
getrennteg Judex einzuleiten) nicht mehr hatte. 

Da aber die Form der Prozeßeinleitung durch Denunclation 
zu. Weiterimgen und Betſchleppungen führte: fo würden 'folche 
a bei venen: beidjleunigte Verhandlung: aitgerheffen war, 

von ihr ausgenommen, und dieß bifbete den Uebergang zu der 
Behandlung, welche unter ZYuflinian- befland, zu deſſen Zeit dieſe 
Denunciationen völlig außer Gebrauch gefommen waren 7, .- 

Der Prozeß wurde nämlidy zu Juſtinians Zeiten eingeleitet 
durch eine vom Kläger beim Gericht einzureichende Klagſchrift 
(libellus conyentionis), melche. eine. kurze Bezeichnung des, Eä- 
geriſchen Anſpruchs nach Grund. und Gegenftand enthielt und. in 
Folge :einer Berfügung ded Richters, wenn diefer übers 
haupt bie Klage’ für zulaͤſſtg fand (eine förmliche postulatio 
actionis fiel weg); durch einen Diener dee Gerichts (executor) 
mit einer Ladung bem Beflagten mitgetheilt wurde (couventio, 
citatio) 2°, für welche biefer eine fehriftliche Empfangebefcheini- 


yo 





26) Hollweg Handb. d. Proz. ©. 249 Asverns d. Denundalion ©. 24 1. 

: 27; Sollweg ©. 251. In Juftinians Rechtabüchern kommt daher nichts 
Näheres von biefer Denuntciation vor, dagegen Vieles im Theodoſiſchen Gonet, 
ver.fie als. das zu feiner Zeit praltiſche Mecht aufnahm. := © 

28) Dinfe trat am bie Stelle. ber glten .in:jus. vocatio, acuonis oditio 
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gung auszuſtellen und zugleich Caution wegen richtigen Erfcheis 
nens vor Gericht, in dev Regel durch Bürgen, fielen mußte: ex 
hatte dann 10 Tage, fpäter (Nov. 53 cAp.;Z:vrgl. auch Nov. 96) 
20 Tage Zeit, um fich zu entfiheiden,.ob. er nachgeben und ben 
Riäger : befriedigen ober ed auf den Prozeß; ankommen laſſen 
wollte ?°; ‚Befriedigte er den Kläger nicht: ſo hatten dann beibe 
Parthieen: im: erfien. Termin vor dem Richter zu: erscheinen; der 
Kläger brachte: feinen Klaganſpruch genauer. vor und. ber Bellagte 
Cin den fpäteren Cenftitutionen: häufig. fugiens genannt) hatte 
fi zu erflären, ob er der Klage. fiatigebe. und die Anſprüche 
des Mtägers anerfenue oder nicht. Erklärte er das Leptere: fo 
ward nun (wie wohl überhaupt ſchon mit dem ‚Berfchwinben bes 
Formularprozeſſes) durch die märratio propoeitea: des Klägers 
und bie contradictio objeota des Beklagten die Litis⸗Conte⸗ 
ſta tion .ald eingetreten angenommen °°. Bon einer. beſonderen 
Thätigleit bed Richters bei diefer Litis⸗Conteſtation, ber Erihei⸗ 
kung einer Formula u. dgl,, war. natürlich. jetzt nicht mehr. die, 
Rede; die Parthieen find es tebiglich, durch welche ber gaupe 
durch eine befondere Korm nicht weiter. ausgegeichnete Ast ..ber 
Litis⸗Conteſtation vorgeht. Auch war: zum. Zwede derſelben eine 
genaue auf alles Einzelne eingehende Exklaͤrung des Bellagten 
nicht nöthig, ſondern' ed genügte ein allgemeiner Widerfpruch, 
daß er das Recht, desGegners in.Abrede: siehei.foy es mit oder 
ohne Vorſchützung von Einreden. Einen: ſolchen Widerſpruch zu 


—· — 





und der Denunciation. Vrgl. auch Nov. 53 eap. 3 Nov, 98 cap. 1. 2, Holk 
weg S. 256 fi Ueber eine noch andere Prozeßeinleitumgsart ducch Auswirkujig 
eines kaiſerlichen Referipts (i.g. Reicriptsprozeß) ſ. Zimmern a.a. O. 
S 143 Hollweg ©. 251 Puchta Inftitut. II 178. | 

29) Vrgl. auch Asveru's Die Denuncietion S. 236 1. - 

30) C. II, 9 de lit. cont. cst. un. III, 1 de judic, est. t4 $. 4 1I, 59 
de jurejur. 'propt. ealumn cst. 2. Nov. 53 cap. 3 Nov..60 cap. 2-81. 
Manche nehmen die cst. un. cit. wöttlid; fo,. als ob: mit dem Beginn’ diejer 
Verhandlung, mit dem Bortrage des Klägers die Litisconteſtakion als erfotht an⸗ 
genommen Worden wäre. Aber ſchon aus est. 14 $ 1 cit. („guum-lis conte- 
stata post närrationem propösitam et contradictionem objeetam“) er: 
gibt ih, daß die ganze Verhandlung durch vie Litisconteftution umfaßt‘, alfo 
erft durch die abgelegte Erllarung des Beklagten die eitiecontefation vollens 
det wurde. 
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erheben, überhaupt anf die Klage ſelbß fich zu erklären, war je: 
doch der Beklagte dann nicht verbunden, wenn er bilatorifche 
Einreden von: rein prozeſſualiſcher Natur wie 3. DB. der Intom⸗ 
petenz oder Recnfation des Gerichts hatte; diefe konnte er vor 
feder Erklärung über die Sache ſelbſt vorſchützen; auch wurde 
über fie vor der weiteren Verhandlung der Sache entfchieden **, 
Bei anderen Eimreden aber, welche die Sache felbft betrafen, 
ſeyen es bilatoriiche oder peremtoriiche, konnte der Beklagte die 
allgemeine Erklärung auf bie Klage ſelbſt nicht ablehnen (orgl. 
C. de except. cst.9); nur mußte er bie Vorfchügung der dilatori⸗ 
ſchen Einreden mit jener Erklärung, mit der Lit. Eont. verbinden ®t, 
Die genauere Verhandlung über Klage und Einreben erfolgte banm 
erſt nach der Litis⸗Coneſtativn 2. Da aber durch die Legtere, wie 
durch die altroͤmiſche Litis⸗Tonteſtation, es fich wirklich entſchied, 
ob. die Sache zum Streite Tomme, und der Prozeß im Allge- 
meinen wenigftens feftgeftellt wurde und bie Parthieen ber rich- 
terlihen Entſcheidung die Sade anheimgaben: fo behielt man 
für fie den alten Namen bei. Auch war wirklich biefe Litis⸗Con⸗ 
teflation des fpäteren Faiferlichen Rechts gerade derjenige Abfchnitt 
Des neueren Prozeſſes, der dem Progeßabfchnitte, ben die alte 
Litis⸗Conteſtation bildete, völlig analog. war. - 

Aus dem Ausgeführten ergibt fich die Bebentungsfofigtei 
der Römischen Eintheilung ber Klagen in actiones ordinariae 
und extraordinariae für unfer Recht. Wir unterfcheiden zwar 
auch zwifchen ordentlihemundaußerordentlihem Prozeß, 
aber natürlich in ganz anderem Sinne, als das claffifche Römifche 
Recht. Die Eintheilung bezieht fih auf unfre Regel des pro⸗ 


30a) C. VIII, 36 de except. cst. 13 Hollweg ©. 262, 263. 

.. 31) C. J. e. est. 12. IV, 19 de probat. cst. 19. 

.. 32) Dieß ergibt fich entichieden aus den Nt, 30 angeff. Stellen. Vrgl. auch 
Hellweg ©. 260. — Bas die Exceptionen betrifft; jo wurbe (mit Ausnahme 
bes bei Note 30a bezeichneten Falles) über fie, meun ber Beklagte den hiſtori⸗ 
ſchen Klaggrund beftritt, erſt verhandelt nachdem ber Kläger feine Klage bes 
wieſen hatte, und die peremtorifchen brauchten gar nicht früher vorgeſchützt zu 
werden; went aber der Beklagte den hiſtoriſchen Klaggrund zugab: fo wurde 
fofort über die Exceptionen verhandelt. ©. die Stellen der Not. 31. Brgl. auch 
Hollweg, ©. 263. 
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zeffualifchen Verfahrens. Wie das fpätere Roͤm. Recht Tennt 
auch unfer Recht Tein getrenntes Verfahren zwiſchen einem obrig- 
feitlichen Richter und einem Zuder °°; der obrigfeitliche Richter 
verhandelt den ganzen Prozeß für fich und entfcheibet ihn °*. 
Aber in manchen Streitfachen hat er nicht alle Formen Friſten 
und Bedingungen des regelmäßig vorgefchriebenen Verfahrens 
(des ordentlichen Prozefles) einzuhalten, fondern ein Fürzeres 
die Befchleunigung der Entfcheidung bezwedendes und Weiterun⸗ 
gen abjchneidendes Berfahren (ig. processus summarius) zu 
beobachten (3. B. bei Arreſtſachen, Wechſelſachen, Befisinter- 
biften, nachbarlihen Bauſachen, Alimentenfadhen, bei liquiden 
Schuldklagen, ganz geringfügigen Sachen 2c.), das fich nach der Ver⸗ 
fhiedenheit der Faͤlle im Einzelnen verſchieden geſtaltet. Schon bad 
Römische Recht kannte für einzelne Fälle ein ſummariſches Ver⸗ 
fahren (nur darf man nicht Die cognitiones extraordinariae über- 
haupt mit demfelben verwechfeln; blos einzelne cognitiones 
extraordinariae wurden fummarifch behandelt); aber erft das 
Deutfche gemeine und partifuläre Recht bildete die Sache ge⸗ 
nauer aus. 





33) Etwas ganz Anderes iſt das Deutſche Inſtitut der Verſendung ber Acten 
an ein Spruchcollegium oder am einen einzelnen Juriſten zur Abfaſſung eines‘ 
im Ramen des verſendenden Gerichte und. von biefem auszuſprechenden Urs 
theils. Diefes Inſtitut ift aber jeht in vielen Deutfchen Staaten aufgehoben, 
fo namentlich auch in Württemberg. Mein Handbuch Bd. L ©. 1015. 

34) Nur daß in Deutichland bei den höheren Gerichten, in manchen Gtaaten 
aber (wie z. B. in Württemberg; mein Handbuch Bd. I. ©. 1013) durchaus, 
alfo auch bei den niederen Gerichten, ein Richter-Eolfegium die entſcheidende 
richterliche Obrigken iſt. Bei den Römern Hatte ber Magiſtratus zwar andy 
ein Gollegium zur Seite, aber nur ein berathendes, indem er auch in ben ſpaͤte⸗ 
ren Raiferzeiten nicht an deſſen Anficht gebunden war. Hollweg ©. 153 f. 


Neunte Erörterung. | 
Das allgemeine Verhältniß der richterlichen: Ver: 
urtheilung und Erecution zum Anhalt des einge: 
klagten Rechts nach Roͤm. und heutigem Recht 


(actiones arbitrariae ele.). 





Ueber das Verhaͤltniß des Inhalts des richterlichen Urtheils, 
wenn es zur Verurtheilung des Beklagten kommt, und der Exe⸗ 
cution zum Inhalt des. eingeklagten Rechts ging das claſſiſche 
Romiſche Recht. von ganz eigenthümlichen Grum ſagen aus, welche 
bei und: nicht mehr gelten. Allein. dieſe Eigenthümlichkeiten ſind, 
auch für das materielle Recht, To weitgreifend und es iſt von 
ihnen eine ſolchei Menge von Stellen des Corpus Juris influen⸗ 
zieh und beſtimmt, daß wer fie nicht ganz genau Tennt und fie 
nicht gehörig in Gegenſatz zu dem bei uns Geltenden ſetzt, zu 
großen Verſtößen in Auffaſſung und: Anwendung des praktiſchen 
Rechtes geführt werden muß. Beachten hier doch ſelbſt Solche, 
weiche jene Differenz wohl fermen, dieſelbe gar haͤufig nicht ge⸗ 
börig bei manchen praftifchen Lehren namentlich in ihren mittel- 
baren Folgen. 

Im Römifchen Formularprogeffe alfo namentlich zu den Zei- 
ten der Juriften, deren Werke in den Pandecten ercerpirt find, 
galt durchaus der Grundfag, daß ber Beflagte, wenn er ſach⸗ 
fällig wurde, was auch der Gegenfland der Klage feyn mochte, 
jey es ein dare ober ein facere, nur zur Zahlung bes Werthed 
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bes Klagegegenſtandes (likis aestimatio), und zwar in der Nes 
gel (Net. 3) des Betrages des ganzen. Intereſſes, den ber Ger 
genſtand für den Kläger hatte, alſo nur in eine Geldfumme, 
nicht zu einer anderen Leiflung verurtheilt und nur auf jene 
Summe die Execution ‚gerichtet werden. fommte:'> Ging daher 


F .. . D .. . . 
14 ' “ 4 ‘ .. . 41 . a +, 


4) GajusIvs 1852 251 163. Vigl. auch D. XL, 4 de rojud L. 13 ss 4, 

1.59 pr. $1,2XLV, 1 de V. O. 1. 681. 72 pr. IV, 3 fin. reg. 1.4 $ 3XXX de 
legat. 1 2. 85. Ebenſo gehören hierher Stellen, wie D. XII, 1 deR. 6.122; 
vrgl. auch Puchta Inſtitut. II g 166. Natürlich ſtehen dieſem Grundfahe, den 
wir erh reiht aus Gajus, aljo ſeit kurzer Zeit, kennen, foldye Stellen nicht 
entgegen, welche z. B. fagen, der Verkäufer jey verbunden, die verkaufte Sache 
zu ttadiren (2. 14 $ 2 XIX, 1 de A. E. V.), der. Beflger verbunden, vem Cigen⸗ 
thümer die Sache cum omni causa herauszugeben; denn die Verpflichtung ber, 
Genannten und bie Klage ſelbſt geht auch bei jenem Grundſatze allerdings an 
ſich hierauf, und nicht auf Geld und dieſe Verpflichtung mußte feſtgeſtellt werden, 
weil danach der Betrag der Geldcondemnation zu beſtimmen war, und weil der 
Bellngte durch freiwillige Leitung feiner eigentlichen Verpflichtung jener Geld« 
eondemnation entgehen konnte. — Ganz entighieden irrig {ft die Anſicht vieler: 
Aelteren, daß nach dem Rechte, welches zur Zeit ber Bandectenichriftfteller galt; 
der Beflagte zur Leiftung bes eigentlichen Gegenflands der Klage, alio zur 
Herausgabe det eingeklagten Sache, Leiſtung der ſchuldigen Handlung ver⸗ 
urtheilt worden ſey. Dieſe Anſicht Hatte ſogar noch Thibaut Pandect. $ 6515 
er führt dafür eine Reihe von Pandectenſtellen an, die Treilich gar nichts Davon 
fagen. Unter den älteren Einiliften, welche noch Seinen Gajus hatten, war freie 
lich viel Streit über die Frage,. ob nach dem Pandectenrechte bei Klagen aus. 
Obligationen, namentlich aus dem Kaufe, nur das Intereſſe eingeflagt und 
verlangt werben koͤnne oder nur die eigentliche ſchuldige Leitung und ob von 
dieier der Bellagte nach feiner Wahl durch Leitung des Interefles fich befreien 
fönne (urgl. z. B. Grieſinger Eomm. üb. d. Württ. Landr. Bo. IE. ©. 577 
un. die dpxt angf.-Literatur). "Allein Sintents (Biefen. Zeitſch. Bd. XI 1838 
©; 21 f. 34 f.) thut doch wohl die ſer Kontroverie durch jeine ausführliche 
Behandlung zu viel Ehre an, da nach den Aufıchlüflen, die uns Gajus gibt, 
der Sinn der vorjuflinianiichen Stellen des Corpus juris (den Fall ver Note 10 
ausgenommen) nicht mehr zweifelhaft jeyn kann. — Ueber die Gründe jenes 
Grundſatzes (an ven aber die Magiftratus bei ihren Decreten ſich nicht durch⸗ 
aus hielten, |. 3.9. D.XXXVI, 4 ut in poss. leg. 2..5 $ 27 XLII, 4 ne vis 
fiat l. 3 pr. $ 1) find-die Anfichten verichieven. Wenn er häufig mit dem Frei⸗ 
heitsfinne der Römer in Berbindung gebracht wird: fo ſteht bamit nicht recht im 
Cinflange, daß der Beklagte, wenn er die Summe, in die er verurtheilt wutrde, 
nicht hezahlte, fich einer Schuldhaft ausſetzte, Die namentlich in den älteren. Zeiten. 
sum. nänzlichen Berlufte:ieinex Breiheis.führen Zomnte. un. 0.0 


16 Neunte Croͤrt. Berhlinß ber Bernrihig z. Inhalte d. Rechts d. Klägers, 


die Berbinblichleit des Beklagten und fomit bie Stade auf Heraus⸗ 
gabe einer Sade: fo fomnte der Beflagte, wenn er unterlag, 
‚nicht auf diefe Herausgabe, fondern nur auf Zahlung bes Wer: 
thes der Sache (und des Intereſſe des Klägerd) verurtheilt 
werden. Es lautete daher in folchen Fällen die Formel, in 
welcher der Prätor den Judex über die condemnatio in- 
firuirte, ſtets auf Geld, nicht auf Herausgabe der Sade, 3. 2. 
bei der Eigentbumsflage (si paret rem Auliesse, quanti ea 
res est, tantam pecuniam judex Numerium Aulo con- 
denina), bei der Klage auf Zurüdgabe einer hinterlegten Sache 
(si paret, Aulum apud Numerium mensam deposuisse, 
eamque dolo malo Numerii Aulo redditam non esse, quanti 
ea res erit, tantam pecuniam judex Nm. Ao. condem- 
nato), bei Klagen auf dare einer certa res (si paret fundum 
dari oportere, judex quanti ea res est, tantam pecuniam 
condemna) ı. f. w. ?. Ebenſo war ed, wenn die Verbindlich⸗ 
feit auf Anderes ging, 3. B. auf Dienſtleiſtungen; auch bier 
fonnte die Verurtheilung blos auf den Werth und das Hägerifche 
Smtereffe gerichtet werden, und nur auf biefen Werth wurde ere- 
quirt. Der Leiftung dieſes Intereſſes aber konnte der Beklagte 
dadurch entgehen, ba er, fo weit es noch ‚Zeit war d. h. ehe 
es zur. Berurtheilung kam, das wirklich Schuldige leiſtete (vrgl. 
XII. Erört. nach Note 50); der Kläger hatte alfo ein Recht auf 
den Geldwertb in der Negel nur bann, wenn ber Beklagte 
es sur Eondemnation Iommen ließ : | 





2) Gajus IV$ —* 47. Kam es in ſolchen Füllen zur Zahlung ver Htis aesti- 
matio: jo galt nun die Sache an den Beklagten als verlauft.. D. VI, 1 de 
R. V. I. 46, 47 VI, 2 de Publ, act. 2.7 $ 1 XIII, 6 commod & 551 XLI, 
4. pro emtor. J. 1, 8; 

3) Auf das ganze Interefje wurbe in folgen Faͤllen (auch bet strioti jur. 
ackt. Erört. XI Not 49) dann verurtheilt, wenn wegen des im Verte ausge⸗ 
führten Grundjages der eigentlich ſchuldigen Leiftung Geld fubftitutrt werben 
mußte (benz bann mußte ber Kläger voll entſchädigt werden; ber Beklagte 
Ionnte ja biefer Jutereſſeszahlung dadurch entgehen, daß er noch vor ber Kon: 
benmatia Seiftete, was er eigentlich jchuldig war). Auf den Gegenſtand ver eigent: 
li ſchuldigen Leiſtung dagegen wurde verurteilt, wenn diefer fchon an ſich 
eine Geldforderung if (4. B. bei Darlehen Stipulation von Gelb, Forderung 
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" Dadurch war freilich für Realiſirung bed Rechts des Klaͤgers, 
wenn der Beklagte nicht freiwillig den eigentlich ſchulvigen Ge⸗ 
genſtand leiſtete, gar nicht gehörig geſorgt, namentlich wenn es 
ſich von Herausgabe einer Sache handelte, welche dem Kläger 
entzogen war. Für ſolche Fälle ſuchte man dem Berechtigten 
auf einem Umwege zu helfen, der freilich - nicht immer zum 
Zwecke führte. Bei den Klagen nämlich, welche auf ein Tren- 
nen oder Vorzeigen einer Sache (exhibere) gehen, ferner bei 
den dinglichen Klagen und bei denfenigen perſoönlichen, welde 
(wie 3. B. bie aotio depositi, comimodali, pignoratitia, quod 
metas causa, doli éte.) auf’ Zurhdgabe oder ein Wieder⸗ 
herſtellen esuituere) gehen“* aber nicht. zu den btrietũ juris 





des Kaufpreiſes ꝛe.). Hier geht die’ Werrerheihung ntcht dere auis Intereſſe, 
ſondern auf das’ urſpruͤnglich Geſchnldete @ 3. bei der actis emti quanto’ 
minoris blos auf Verringerung des Kaufpreijes), aufs Intereſſe nur dann, 
wenn die urſprüngliche Schuld an ſich auf daflelbe gebt oder wegen dolua 
eulpa x: Verzug eine. Derbinplichfeit zum Erſatz nes Intereffes zu ihr hin⸗ 
zutzitt oder ſte ſich im eine ſolche verwanbelt. — Die Grecufionsmittel 
waren theils indirecte, theils birelte, nämlih 41. Schuldknechtſchaft, an 
deren Stelle aber ipäter, wie es fcheint, in-gewiflen Fälleg nur Haft in einem 
öffentlichen Gefängnifle trat; 2. die prätgriiche missio in hona rei ser- 
vandae causa, welche zu einem den Schuldner infamivenden Berfaufe des Ber: 
mögens und dadurch zur Befriedigung der Gläubiger führte. Dieie bonorum 
venditio aber mit ihren infamirenden Folgen und bie Berfonalerecution fonnte 
der Schuldner 3. durch freiwillige BDermögensabtretung qu vie Gläubiger 
(cessio bonorum) abwenden. Ueberhaupt wurde gllmählig, das unter 2 an⸗ 
gef. Erecutionsmittel jeltener und blos auf gewifle Fälle beichranft 4. durch das 
immer mehr auflommende virecte Imangsmitiel ver Auspjändung, in Folge 
deſſen dem Schuldner auf ven Antrag des Bläubigers Dermögensttüde in Be: 
ichlag genommen wurden (pignus in causa judicati captum), welde dann, 
wenn ber Schuldner in zwei Monaten nicht zahlte, zu Befriedigung bes Gläu⸗ 
bigers verkauft: oder, wenn fein Käufer fi fand, dem Glaͤubiger um einen 
beſtimmten Rreis zugeſchlagen wurden. Vrgl. bei. Betbmann=H oilwe g Pros 
zeß 6 28-30 Francke im Arch. ſ. civil Prax. Br. XXIII S,403—412 auch 
Puchta Inſtitut. Bo. II S, 179 und Heffter Civilproz. 2. Ausg, S. 626 f. 
4) Alto z. B. nicht bei ver Klage aus einem Kaufe auf Uebergabe der ge⸗ 
kauften Sache, denn dieß war fein Reſtituiren. Vrgl. hierüber p. Schröter Gieß⸗ 
ner Zeitſchr. VIL S. 362 f. 371 f. und vorzuglich Saviguy Syitem. Bd. V. 
©. 125, 127—134. Die Stellen, weldye beim Kaufe jagen, man könne auf 
Webergabe der: Sache Elagen, und durch welche, wie es ſcheint, auch Sintenig 
Waͤchter, Erörterungen. 11. 2 
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actiones gehörten, hatte der Judex, der bei folchen Klagen (wie 
überhaupt bei allen Klagen, die nicht stricti juris waren) auch 
Arbiter hieß, wenn er die Klage begründet fand, einen vors 
Yäufigen Ausfpruch (arbitratus, nicht condemnatio) dahin zu er- 
laſſen, daß der Beklagte die Sache innerhalb einer beflimmten 
Zeit 5 herausgeben foll, und deßhalb hießen bie Klagen, bei 
denen ein foldher vorläufiger arbitratus judicis auf Reftitution 
oder Exhibition erlaffen wurde, arbitrariae actiones ®, es 
nes Arbitrium aber hatte an fich nicht etwas unmittelbar Ber- 
pflichtendes und Zwingenbes für den Beflagten; ed war eine 
Aufforderung welche zu befolgen ganz in feiner Willkühr ſtand. 
Allein mittelbar enthielt ed doch einen Zwang, und meiſt wirb 
es zu feinem Zwecke geführt haben, weil die Nichtbefolgung den 
Beklagten befonderen Nachtheilen ausfepte. Befolgte er naͤmlich 
das Arbitrium des uber nicht (contumacia), fam es fomit zur 





Gießn. Zeitichr. XI S. 62, 68 ſich verleiten lieh, beim Kaufe einen übrigens 
nicht erequirbaren (Rot. 10) jussus de tradendo anzunehmen, deuten etwas 
der Art gar nicht an. Das Recht des Klägers an ſich und fein Anſpruch gebt 
allervings auf Herausgabe der Sache und nur auf diefe, und er Hagt de tra- 
denda re; allein in der KlagBotmel felbft mußte die condemnatio auf 
den Betrag geftelft werden (und va bie Klage Feine arbitraria war, ohne 
ein nisi tradat), weil der Judex nur auf Geld erfennen konnte. Ganz außer 
Zweifel wird dieß namenflih durch Gajus IV, 131 geießt; er ipricht von 
einem ex emto agere, ut nobis fundus mancipio detur und von agere 
detradenda possessione; die Klagiormel geht auf quiquidob eamremreum 
actori dare facere oportet ex fide bona, aber die condemnatio geht blos 
auf den Geldbetrag diefes quidquid ıc. und von einem nisi tradat iR nicht 
dabei die Heve. — Dagegen weicht ein Fall der act. arbitrariae von den kb> 
rigen in Bedingungen umd Folgen weientlih ab. Weber denſelben f. Eroͤrt. XI 
Not. 30. 

5) D. XLH, 2 d. confess. £.6.$ 2a. @. 

6) J. IV, 6 d. act. $ 31: „Praeterea quasdam actiones arbitrarias, id 
est ex arbitrio judicis pendentes, appellamus, in quibus, nisi arbitrio 
judicis is, cum quo agitur, actori satisfaciat, veluli rem restituat vel 
exhibeat vel solvat vel ex noxali causa servum dedat, condemnari de- 
beat.“ Ferner Gajus IV, 163 (über die Worte vol solvat im$ 31 J. cit. f. unt, 
Erört. XI Not. 30 über vel ex nox... dedat Zimmern Rechtsgeſch. Br. II. 
©. 207 Not. 2). Es wurde deßhalb in ſolchen Fällen in ver Formel, in wels 
cher der Juber angetwieien wurve, den Beklagten bei begründeter Klage zu ver⸗ 
urtheilen, beigefügt nisi restituat oder exhibeat. Savigny V. ©. 124. 
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somlemnatio: fo trat zwar bei: bem vom Richter nun auszuſpre⸗ 
enden eigentlichen Urtheil die allgemeine Regel ein, d. b; ver 
Befjagte wurde nicht auf. Herausgabe der Sache, fonbern blos 
auf Zahlung ihues Werthes verartheilt. Altein der Kläger hatte 
nun in. einem ſalchen Falle (und ebenfo wenn bei ſolchen Klagen der 
Beklagte ben Gegenſtand wegen: feines dolus oder aus culpa kata 
gar nicht herausgeben konnte) das Recht, ben Werth der Leiflung 
und fein. ganzes Imereſſe lediglich durch feinen: Eid zu 
zaxiren Guramentum in litem, Schaͤzungseid), ‚und in diefe vom 
Kläger durch feinen Eid beftimmte, alſo leicht den, wahren Werth 
bes Streitobjerts weit überfleigende ? Summe wurbe Dann ber 
Beklagte veruriheilt °, Bei einigen Klagen war ber Rache 
tbeil für ben :ungehorfamen Bellagten nedy größer; 3. B. bei 
ber deli actio wurde er, wenn. er es zur Berurtheilung. fommen 
ließ, infam (außerdem, daß ber Kläger noch das Necht zum 
jıramentum in litam, hatte), bei-der quod metus cAuse ackin 
mußte der. Richter ihn. in ven veerfachen Werth de⸗ Steeitobjocts 
verurtbeilen °. F 

Allmaͤhlig aber wurde im. fpäteren Roͤm. Hecht: ber Grund⸗ 
ſatz, daß nur auf Geld verurtheilt und erequint werden. koͤnne, 
modificirt. Zunaͤchſt wurde zugelaſſen, daß bei ben arbitrariae 
actiones dag anf Herausgabe der Sache gerichtete Arbitrium 
auf Berlangen bes Klägers geradezu erequict werben Tonnte: '% 





7) Drgl. D. XLVI, ı de fidej: I. 98. “ 

8) D. IV, 3 de delo /:18 pr. VIII, 5 si serv. wind, 2.7 x, f X aitib 
. 32S2L. 65 2MI, 2 dein lit jur. £.1..261XRX, 1 de pign. 2.1683 
XLII, 2 de confess. .6$2C. I, 32 de R. V. est, 21. Vrgl. auch Holl: 
weg Prozeß ©. 321 f. 

9) D. IV, 2 quod met. «. 1.145183. 54, 7, 10 11. Das jura- 
mentum in lite fiel bier weg; bie Zahlung des vierfarhen. wahren Werthe⸗ 
erſetzte genügenp. feine Stelle. 

10) D. VI, 1 de BR. V. L 68. Sb dieß ſchon in der. fpäteren Zeit der claf. 
Suriften ver Fall war oder erſt nach ihrer Zeit ift beftritten. Jedenfalls ift die 
früher gewöhnlich gewefene Unficht (ver 3. B. auch noch Itmmern Rechtsgeſch. 
Br. IH ©. 198 Keller Litis⸗Conteſtation ©. 215 f. umd, wenigſtens beim 
rostituere nicht aber beim exhibere, au Gintenis Gießner Zeitfchr. XI 
©. 59 f. find), nach welcher überhaupt von jeher das Arbitrium auf Verlangen 
bed Klägers exequirt worden jeyn fol, unrichtig; man vergleiche nur die Stellen 

2% 
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Berkangte er aber bie Execution: beffelden nit: jo kam es dann 
zur Berurtheilung in Geld nad) den oben angeführten Grundfägen. 

Noch weiter ging’ eine fpätere Zeit, wenigfiend Juftintan. 
Er fieht den: Grundfag, daß die vichterfiche Berurtheilung nur 
auf Getd gehen Fünne, als gar micht mehr beftehend an; ja: daß 
er fih in denfelben gar nicht recht zu finden wußte, geht aus 
cst. 17 VII, 4.de fideic. lib. hervor, wo-er ben Richter einen 
stultus nennt, weldyer ſtatt auf Herausgabe der ſchuldigen Sache 
auf Geld condemnivcen würde. Deßhalb corrigirt er in feinen 
Inſtitutionen die Stelle aus Gafus, nach weicher der Richter 
ſtets auf eine beftimmte Geldſumme condemniren fol, dahin, der 
Richter. ſolle, ſoweit möglich, in eine beftimmte Geldfumme oder 
Sade verurtheilen 1, und an einer-anderen Stelle (C. VII, 
45 de .sent.. cst. 14) ſagt er ganz allgemein bei Gegenflagen, 
welche gegen den Kläger erhoben werben, ber Richter folle contra 
actorem ferre ‚sententiam et aliquid eum daturum vel 
fxcturum pronunciare. Hieraus geht: weht. unzweifelhaft 
hervor, daß nad Juſtinianiſchem Recht der Richter ſtets -auf 
den eigentlichen Gegenſtand der Verpflichtung zu erfennen hat. 
Nur bei den arbitrariae actiones ließ Yuflinian dennoch, wie 
ed wenigſtens ſcheint, Das vorläufige Arbitrtum beſtehen. 
Freilich paßte ed nun.gar nicht mehr zu den eben ‘angeführten 
Grundfägen. Allein..er trägt in feinen Rechtsbüchern, nament- 
lich in den Inſtitutionen, jene Eigenthümlichfeit der arbitra- 
riae actiones durdaus als etwas noch Beſtehendes vor. Er⸗ 
klaͤren läßt es ſich wohl daraus, daß er die firengere Condem- - 
natio G. B. auf das Vierfache bei der act. quod met. causa etc.) 


der Note 8 und Gajus IV, 163; ſ. Hollweg a. a. O. ©. 829 f. Savigny 
Syſtem. Bd. VS. 122 f. Aber ſelbſt die Anſicht von Hollweg und Anderen, 
nach welcher doch ſchon in der fpäteren Zeit der claſſ. Roͤm. Juriſten Jenes 
zuläflig geweien feyn foll, hat das Stillihweigen allee Quellen ans dieſer 
Zeit mit Ausnahme der J. 68 cit, und noch dazu beſtimmte Quellenäußerungen 
(1. Rt. 8) gegen fich. Deßhalb Halt Savigny a. a. O. den in Z. 68 cit. erwähns 
ten Zwang zur Reſtitutisn mit Recht für ein entichtedenes injchiebfel der 
Sommifläre Juſtinians. ©. auch Wepell Der Rom. Bindicationsprog. 1845 
©. 121 f. ' - ' 

11) 3. IV, 6 de act. $:32.verb. „velrei.“ 








no FJuſtinianiſches Reh. rd 


bei den arbitrariae actiones nicht aufgeben wollte und deß⸗ 
halb dad arbikriam beibehielt. . Hiernach mußte daher :bei den 
arbitrariae ;agtjones noch nach neueftem Röm. Recht vom Ridyter 
«in. vorläufiges arbitrium de: restituenda, exhibenda re: muss 
geſprochen werben; befolgte der Beklagte daſſelbe nicht: ſo Fonnte 
der Kläger Execution deffelben. verlangen oder. auf wirkliche Ver⸗ 
urtheilung (eondemnatio) des Beflagten antragen, mit. der dann 
die S. 49 exwaͤhnten Nachiheile für den Beklagten verbunden was 
ren. Bei allen.-übrigen Klagen aber hatte der Richter, wenn. er 
fie begründet, fend,: bofort auf die. eigentiid gefepulbete Leiſtung 
gu erkennen. 

> Hierbei entfieht dann aber bie Frage uͤber die Erecution 
und. über. das etwanige Recht des Klägers, ftatt auf bie urſprüng⸗ 
lich geſchuldete Leifhing auf das Sintereffe zu klagen. Die An⸗ 
fichten hierüber find verſchieden, bei: den Aelteren meift getrübt 
durch die Nichtfenntnig des S. 15 ausgeführten Grundſatzes, der 
hen meiflen OQuellenſtellen aus.der oorfuftintanifchen Zeit zu Grunde 
liegt. Über quch bei:den Reueren finden fi, ungeadtet man 
nun in dieſer Hinficht durch Gajus auf viel fihererem Boden 
fteht, doch noch ehr entgegengefeute Meinungen. Ich will. bier 
une aus der neueren Zeit zwei auf fehr entgegengefeßten Stand» 
punften ſtehende ‚Aufichten näher anführen, indem ſie gevade Eins 
tweme :bilhen, zwiſchen welchen‘ wahl das Richtige. liegen duͤrfte, 
De Anſichten von Bayer und Sintenis. 

BapyerA? nimmt an, und zwar nach den Citaten zn ſchlie— 
Ben ſchonnach dem (Juſtinianiſchz) Röm iſchen Rechte, daß 
ſtets: eine bireste-Bollfiredung des ·auf den eigentlichen Gegen⸗ 
genſtand der Perpguabnung gerichteten Urtheils Rättpabe, Wenn 
baper unmentlidy.: I 

A auf Sesansgabebefim üterSäden erfannt worden 
ſey (alſo nicht blos bei Erkenntniſſen auf ein restituere oder 
exhihere; fondern auch auf tradere, dare): fo. werben beweg⸗ 
liche Sachen dem Beklagten geradezu mit Gewalt abgenommen, 

aus unbeweglichen werde er mit Gewalt exmittirt, der Kläger 
immittirtz 25; 


12) Vorträge üb d. ordenil, Civilproz. 7. Aufl. 18426. 692-708. 


22 Neunte Exört. Berhliaß ver Verurthlg z. Inhalte d. Rechts d. Klägers. 


2. fey Jemand zu einer (anderweiten) Handlung verurtheift 
worden: fo habe bad Bericht a. wenn bie Handlung ebenfogut 
durch” Andre vorgenommen werden koͤnne, fie durd Andre auf 
Koften des Bellngten vernehmen zu luſſen ‚(angeführt wird 
hiefür blog D.: XLIH, 4 de interdiet. Z.-ult., welche gar nicht 
von einer ſolchen. Executionsart, fondern blos von Veruriheilung 
aufs Intereſſe fpeicht, und D. XLHUI, 24 quod vi aut elam 
1: 43 8 7, welche ebenfowenig auf eine ſolche Erecutionsart zu 
bezichen iſt, wie and I. 15 9 712 1. 16 6 2 eod. hervorgeht); 
b. fey. aber die Arbeit nicht der Art: ſo habe dus Gericht zu 
verſuchen, den Berurtheilten „durch Geldfirafen, Einlegung: von 
Wache und drgl.“ zur Hamblung zu nöthigen und exit bei erfolg- 
loſem Berfuche fey das Intereſſe in. Geld zu exequiren (ange⸗ 
führt werben hiefür blos D. XLIL, 1 dere jud. 2.135 1XXXILX, 
1:de 0. N.N. 2. 24 94, welde nur von einer Gelbrondem- 
bemnation fprechen). 

Sehr entgegengeſetzter Anficht über das neuſte Römiſche Recht 
iſt Sintenis . Er geht davon aus, daß nach Juſtinianiſchem 
Mecht der Richter zwar auf ben: eigentlihen Gegenflaub und 
Inhalt des urfpränglichen Rechtsanſpruchs des Klägers verurtheilen 
dürfe, namentlich aud, bei Anſprüchen auf ein facere, tra- 
dere. etc,, aber mır, wenn der Kläger darauf Flage; der Kla⸗ 
ger aber habe bie Wahl, ob. er anf diefen Gegenfland und 
Inhalt Hagen wolle oder auf das Intereſſe Cer beruft fi 
biefüx auf eine Reihe von Panbertenfellen, welche fagen, bie 
condemnatio gebe auf Geld 3. B. J. 15 6 ı de re jud., bei 
einer inoerta stipulatio Tönne man aufs Intereſſe Magen z. B. 
1.68, 72: pr: de V. O., ober mit der Kauföflage erhalte man 
das Intereſſe wenn der Verkäufer nicht tradire, wie 2. 1 pr. 
1198,94. 12 d A. B. V., und auf bie est. 4 de act. 
emt. welche das Gleiche fagt). Klage der. Kläger aufs Sintereffe: 
fo babe der Richter Hierauf zu verurtheilen, wenn ber Beklagte 
nicht vorher das eigentlich Schuldige leiſte; klage aber der Kläger 
auf das eigentlih Schuldige: fo habe der Richter den Beklagten 
zwar in biefegeigentlih Schuldige (3. B. bei einer Kaufs⸗ 


13) In der Gießner Seitichr. Br. Al, ©. 71-76, 81. 
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Mage in die Herausgabe der Sache) zu verurtheilen; ber 
exequiren dürfe‘ er dieſes Urtheil nicht, auch dann nicht, wenn es 
ſich von „Uebergabe einer certa res“ handle; vielmehr könne 
in einem folchen Falle der Kläger vom weigernden Verurtheilten 
in der Executiondinſtunz wieder blos bad Intereſſe in Geld er⸗ 
ſetzt verlangen. 

Was den erfleren Speil biefee Anſicht, das angebliche Wahl: 
recht des Beklagten zwiſchen einer Klage auf die eigentlich 
geſchuldete Leiſtung und einer Klage aufs Intereſſe betrifft: ſo 
ſtellt ſich hier Sintenis eigentlich ganz auf den Standpunkt unſrer 
älteren Juriſten und wendet auf die betreffenden Quellenſtellen 
ber vorfuflinionifchen Zeit den Aufſchluß, den wir über fie aus 
Bafus erhalten und den er felbft gut entwidelt, eigentlich praf- 
tifch gar nicht an. Halten wir uns hierbei zunächſt an den von 
Sintenis bauptfärhlich behandelten Fall des Kaufes. Das Recht 
bes Räufers geht an fich blos auf die gehörige Sachleiſtung; auf 
dieſe wird geklagt und die ſes Recht wurbe auch bei Anftellung 
der Kaufsklage in judicium bebucirt (d. 44 84, 2, 8de A, 
E. V. Gajus IV, 131). Dabei mußten aber natürlich die Altes 
sen Roͤm. Quellenftellen fagen: wenn ber Verkäufer die Sade 
nicht freiwillig herausgibt, fo erlangt am Ende ber Käufer von 
ihm mit:feiner Kaufsklage das Snterefie (3. B. J. 1 pr. 4. 14 
691.412 de A. E. V.) und nur dieſes, weil nach älterem 
Röm. Recht die Condemnation nur auf Gelb gehen konnte. Aber 
nicht dieſes Intereſſe war das eigentlich Geſchuldete (wenn nicht 
die Obligation aus anderen’ befondesen Gründen in eine Obliga⸗ 
tion aufs Intereſſe überging); an fich hat ber Kläger Fein 
Recht aufs Intereffe und kanmn in der Regel auch nur auf 
die eigentlich gefchulbete Reifung Hagen und eben deßhalb 





14) Bon einem Wahlrecht des Klägers kann man gar nicht fpredden: Der 
Kläger hatte in feiner intemtie auf die eigentlich geichuldete Leitung zu fingen 
3. 2. si paret fundum Auli esse, si paret fundum Aulo dari oportere ır. 
(orgl. Gajus IV $ 34, 36, 41, 47, 53, 136) und nur für den Fall, daß es 
der Bellagte zur conderhnatio kommen laflen würde, alio die geſchuldete Leiſtung 
nicht vorher abtrage (auf welches Vorherabtragen aber nur Bei ven act. arbitra- 
Tiis ein ausdrũcklichet Vorbeſcheid erlaffen wurde), hatte der Zuder aufs Ins 
ferelle zu erlennen. ©. Not, 4 a. €: ' 
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ur were der Vellagte noch * des Prozeſſes 

deotlichen Schuld, durch Herausgabe der 

BD Be aufs Intereffe entgehen. Im Yufinia 

X ar die Vorausſetzung, aus welcher allein früher 

* ua rmelichee Recht nicht durchſetzen Tonnte (die 

T. Sondemnatio auf Geld) weggefallen; die Con⸗ 
Em auf die Sache felbft; her Richter darf nicht 
rt auf die Sache felbft verurtheilen, ſondern 

I en wie Juſtinian in den ©, 20 angeführten Stellen 

x wm aber, wie ber Kläger im älteren Recht irgend 

un zogen Klage auf Herausgabe der. Sache und. Klage 

j u A Intereſſes hatte: fo wenig gibt fie ihm Juſtinian. 
„zum Recht jo muß er auch im neueſten Recht auf 
urn ſchuldige Reifung lagen; nur mußte er im älteren 
"a m dem Interefle begnügen, das qnidquid ob eam 
gan deri oportet, ‚wenn, auf Erfüllung. der Kaufe 
Sñnabkeit geflagt wurde, mußte der Richter zu Geld an⸗ 
u MM neueften Roͤm. Recht fällt biefer Anfchlag zu Geld 

“ weRühter verurtheilt wirklich in Das, auf was ber Kläger 
hatte, in die Erfüllung der Kaufsverbindlichkeit. Hätte 

JAar an fich wirklich die. Wahl zwiſchen Intereſſe und Sach 
ang hätte er alfo ſchon an fih ein Recht aufs Intereſſe zu 
ame: ſo wäre auch in der That nicht einzufehen, wie ihm der 
vnagte durch eine ganz andre Leiſtung (durch die Sachleiſtung) 
ar dieſes Recht entziehen Tönnen. Nur dann kann, wie ſchon 
a älteren Recht, fo auch nach: Zuftinianifchem Recht die Klage 
oh fofort aufs Inierefie: geben, wenn ſchon die urfprängliche 
wufung an ſich aufs Zuteneffe (geht ober füch aus befonderen obli⸗ 
zatoriſchen Gründen: gang oder theilweiſe in eine Verbindlichkeit 
um Intereſſe verwandelte z. B. der Gegenftand nicht mehr exi⸗ 
Rirt und der Beklagte für ihn einzuſtehen hatte oder wenn burd) 
wahren Verzug bes Beklagten für ben Kläger die Sachleiſtung 
ſelbſt alles Intereffe verlohren hat und ganz gegen fein Intereſſe 
jeyn würde. Aber in einem folhen Falle fann dann der Schuld⸗ 
nerdurch Nachhohlen der Sadleiftung ſich nicht mehr 
von der Klage aufs Intereffe befreien, eben weil nun der 
Kläger an fich ein Recht, aufs Intereſſe zu klagen, erhalten hat; 
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3. B. wenn Jemand, der mir heute einen Anzug auf den mor⸗ 
gigen Ball zu liefern verfpricht, ihn nicht Tiefert und ich wegen 
feines Berzugd „gezwungen ‚war, die Kleidung anberwärtd zu 
faufen, und er will fie nun nach dem Balle lie fern (vrgl. auch 
D. XIX, 2 loc. I. 24 $4. 

Was aber die Execution bei allen Sachleiſtungen im wei⸗ 
teren Sinne im Gegenſatze zu anderen Handlungen (f. unt. Xxi. 
Erört. Not. 40 a. E.) betrifft: fo möchte in ſolchen Källen, in 
denen von einem Zwange zu pofitiver. Thätigfeit des Beflagten 
nicht. die Nede ift fondern der Zweck durch Hinwegnahme der 
beftiminten Sache und leberlieferung an den Kläger erreicht 
werben‘ kann, es nicht den geringften Zweifel leiden (wie auch 
meines Wiſſens die meiſten Schriftfteller nicht daran zweifeln), 
dag Juſtinian, fo gut bie J. 68 de R. V. einen Zwang. durch 
manus militaris zur Bollgiehung eines bloßen arbitratus judi- 
cis zuläßt,. noch. mehr einen folden Zwang zur: Vollziehung ber 
eigentlichen Condemnation zulafien wollte; auch bentet er 
bieß in:der cst. 47 C. VII, A de fideic. lib. fehr deutlich an. 
Hiernach ift daher bei Anfprüden auf Herausgabe einer Sache 
in Betreff des. Urtheild und der Execution nach neueflem Röm. 
Net Das ganz richtig, wad Bayer (oben S. 21 Nr. 41) fagt. 
Nur fand auch nah im neueften Römifchen Rechte in. biefer 
Hiuſicht eine Eigenthümlichkeit bei dem arbitrariae acliones 
ftatt (ob. ©. 20, 24). 

Für ſolche Fälle dagegen, in weichen bie Klage auf ein facere 
im engeren Sinne (im Gegenfage zu den Sadhleiftungen XI. Erört, 
Not. 40) geht, finden wir auch im Juſtinianiſchen Recht gar feine 
Spur ber ‚Zuläffigfeit eines auf die Leiftung gerichteten Executions⸗ 
zwanges. In diefer Beziehung: gebt. Bayer zu wei Denn 
bie Stellen des Röm. Rechts, welche er ‚für einen ſolchen Zwang 
anführt,. fprechen, wie ſchon S. 22 bemerkt. wurde, nicht entfernt 
son einem folhen Zwange. Vielmehr deuten gerade Stellen in 
Juſtinians Inſtitutionen (III, 45 de V. O. $. 7): entfchieden an, 
daß Juſtinian bier.den Verfuch eined Zwanges zur. Bornahme 
der Handlung nicht aulaffen wollte, fo daß in ſolchen Fällen die 
Condemnation zwar auf Leiftung des Factums geht und der Ver- 
urtheilte fomit auch noch nach ber. Berurtbeilung. (andere 
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und nur. dpeßhalb konnte ber Beflagte.nod während des Prozeſſes 
durch Reifung der eigentlichen Schuld, durch Herausgabe ber 
Sache, der Verurtheitung aufs Sntexoffe entgehen. Im Zufinia- 
niſchen Recht aber tft. die Vorausſetzung, aus welcher allein früher 
ber Käufer fein eigentliches Recht nicht. durchſetzen konnte (bie 
Befchränfung der Condemnatio auf Geld) weggefallen; die. Con⸗ 
demnatio gebt nun auf die Sache ſelbſt; der Richter darf nicht 
blos, wie Sintenis fagt, auf die Sache felbft verurtheilen, fonbern 
muß es ſtets thun, wie. Juſtinian in den S. 20 angefülrten Stellen 
fagt. So ‚wenig aber, mie der Kläger im älteren Recht irgend 
eine Wahl zwiſchen Klage auf Herausgabe der Sache und. Klage 
auf Zahlung des ntereffed hatte: fo wenig gibt fie. ihm Juſtinian. 
Wie im Älteren Recht fo muß er aud im neueſten Recht auf 
die eigentlich ſchuldige Leitung Flagen; nur mußte er im älteren 
Mecht fich mit dem Intexeſſe begnügen, dad quidquid 6b eam 
rem dari, fieri Oportet, ‚wenn, auf Erfüllung. der Kaufe 
verbindlichfeit geflagt wurde, mußte ber Richter zu Geld an- 
ſchlagen; im neueften Röm. Necht fällt diefer Anfchlag zu Geld 
wegz der Richter verurtheilt wirklich" in Das, auf was ber Kläger 
zu: klagen hatte, in die Erfüllung der Kaufsverbindlichkeit. Hätte 
ber Kläger an fich wirklich die Wahl zwiſchen Intereffe und Sach⸗ 
leiſtung, hätte er alfo ſchon an fih ein Recht aufd Intereſſe zu 
Elogen; fo wäre auch in der That nicht einzufehen, wie ihm der 
Heklagte durch eine ganz andre Leiftung (durch die Sachleiſtung) 
ſollie Diefes Recht entziehen können. Nur dann kann, wie ſchon 
im älteren Recht, fo auch nach: Zuftinianifchem Recht die lage 
ſelbſt fofort aufs Intereſſe gehen, mern. ſchon bie urſprüngliche 
Reiftung an ſich aufs Intereſſe geht ober fich aus befonderen obli⸗ 
gatorifchen Gründen: ganz oder theilweife in ‚eine Nerbindlichkeit 
zum Intereſſe verwandelte 3. B. der Gegenftand nicht mehr exi⸗ 
flirt und der Beklagte für ihn einzuſtehen hatte ober. :wenn durch 
wahren Berzug des Bellagten für dem Kläger die Sachleiftung 
ſelbſt alles SIntereffe verlohren hat und ganz gegen fein Intereſſe 
ſeyn würde, Aber in einem ſolchen Falle kann dann ber Schuld⸗ 
ner durch Nachhbohlen der Sachleiſtung ſich nicht mehr 
von der Klage aufs Intereſſe befreien, eben weil nun der 
Kläger an fich ein Recht, aufs Intereſſe zu Hagen, erhalten hat; 
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3.3, wenn Jemand, der mir heute einen Anzug auf den mor: 
gigen Bal zu. Kiefern verfpricht, ihn nicht Liefert und -ich wegen 
feines Berzugd "gezwungen ‚war, die Kleidung anberwärts zu 
fnufen, und er will fie nun nach bem :Balle liefern Coral. auch 
D. XIX, 2 loc. I. 24 $%4A. 4 
Was aber die Erecution.bei allen Sochleiſtungen im wel⸗ 
teren Sinne im Gegenſatze zu anderen Handlungen (f. unt. XL, 
Erört. Not. 40 a. E.) betrifft: fo möchte in ſolchen Fällen, in 
denen von einem Zwange zu pofitiver. Thätigfeit des Beflagten 
nieht die Nede tft fondern der. Zwed durch Hinwegnahme der 
beftiminten Sade und Ueberlieferung an. den Kläger erreicht 
werden kann, es nicht den geringften ‚Zweifel leiden (wie auch 
meines Wiſſens die meiften Schriftfteller nicht daran. zweifeln), 
daß Juſtinian, fo gut die I. 69 de BR. V. einen Zwang. durch 
manus militaris zur Vollziehung eines bloßen arbitratus judi- 
cis zwläßt,. noch mehr einen folgen Zwang zur Vollziehung der 
eigentlihen Condemnation zulaffen wollte; audy beatet er 
bie in.der cst. 47 C. VII, A de fideic. lib. ſehr deutlich: an. 
Hiernach ift daher bei Anſprüchen auf Herausgabe einer Sache 
in Betreff des Urtheils und der Executien nach neueſtem Röm. 
Recht Das ganz richtig, wad Bayer (oben S. 21 Nr. M fagt. 
Nur fand auch nad im neueften Römiſchen Rechte in Diefer 
Hinſicht eine Cigenthümlidhfeit bei dem arbitrariae acliones 
ftatt (ob. ©. 20, 21). | 
Kür ſolche Fälle dagegen, in weichen bie Rlogt auf ein 1 facere 
im engeren Simne (im Gegenfage zu den Sacleiftungen XI. Erört. 
Not. 40) geht, finden wir auch im. Zuftinianifchen Recht ‚gar Feine 
Spur der :Zuläffigleit eines auf die Leiftung gerichteten Exerutiond- 
zwanges. In dieſer Beziehung: geht. Bayer zu weit. Denn 
bie Stellen des Röm. Rechts, welche er für einen folben Zwang 
anführt, fprechen, wie ſchon S. 22 bemerkt. wurde, nicht entfernt 
von einem ſolchen Zwange, Vielmehr deuten gerade Stellen in 
Juſtinians Suftitutionen (III, 45 de V. ©. $ 7): entjchieden an, 
bag Juſtinian bier.den Verſuch eines Zwanges zur. Vornahme 
der Handlung nicht zulaffen wollte, fo daß in folchen Fällen bie 
Condemnation zwar auf Leiflung des Factums geht und der Ber- 
urtheilte fomit auch noch nach der. Berurtbeilung. (andere 
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als im älteren Rechte) fi) durch Leiſtung des Factums ſelbſt be- 
freien fan, wenn ed aber zur Erecution kommt, der Kläger 
nur Zahlung des Intereſſes verlangen kann. Dieß beruht au 
auf guten Gründen. “Denn. ein Zwang zu einem foldhen Thun, 
etwa gar durch Gefängnißftrafen, würde bei bloßen privatredht- 
lichen Verbindlichkeiten in der Regel gar zu weit führen und fid 
nur dann rechtfertigen laffen, wenn der Schuldner außer Stand 
wäre, das Intereſſe zn bezahlen. 

Was die Anwendung diefer Grundfäge bei. umd und zwar 
zunächft nach gemeinem Deutfohem echt betrifft: To ift Die bes 
fondere Bebeutung, welche die actiones arbitrariae im älteren 
und noch im neuelten Römiſchen Recht hatten (S. 21), bei und 
völlig unpraktiſch. Denn jene Cigenthümtichfeit dieſer 
Klagen wurde bei und gar nicht recipirt. Es wird bei ung nie 
ein vorläufiges arbitrium auf Neftitution oder Exhibition erlaſſen, 
fondern gegen den unterliegenden Beklagten geradezu das richter⸗ 
fiche Urtheil (condemnatio) gefält, und zwar auf Erfüllung 
ver eigentlich fchulbigen Leiftung Cauf Meftitution, Exhibition ıc.). 
Es fallen daher bei uns auch die befonderen Nachiheile weg, 
weiche mit dem Nichtbefolgen eines Arbitriums, wenn ed zur 
Eondemnation kam, verbunden waren, wie der Schaͤtzungseid (in 
ſolchen Fällen; denn in anderen Fällen, 3. B. wenn ber Be- 
Flagte die Sache vernichtete, kommt er auch bei und noch vor), 
das Bierfache bei der Klage wegen Zwangs, bie Infamie bei 
Berurtheilung in Folge einer Betrugsflage. Im Uebrigen gilt 
in Beziehung auf Klage und Urtheil ganz, was nad) bem neue- 
ften Römischen Recht galt. Der Kläger hat fletd auf die eigent- 
tich ſchuldige Leiſtung zu Flagen, ber Richter bei begränbeter 
Klage ſtets (bei und auch bei ven aectiones arbitrariae) auf 
bie eigentlich ſchuldige Leiftung fofort zu verurtheilen '°, nicht 
auf ihren Werth und das Interreſſe, außer der Gegenſtand 
koͤnnte nicht mehr geleiftet werben und ber Fall vwoäre ber Axt, 
bag der Beklagte dafür einzuftehen hätte ober der Kläger könnte 
fonft aus befonderen Gründen flatt dieſes Gegenſtandes eine Ent- 





15) Dieß ergibt fe aus dem I.R. A. v. 1654 $ 162. 
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fhädigung in Geld verlangen (S.24, 25), in. welchen Fällen dann 
aber eben dieſe Geldforberung durchaus an die Stelle der urſprüng⸗ 
lichen Leiſtung tritt und nun bie eigentlich geſchuldete Leiſtung 
biſdet. 

In Beziehung auf Grecution eines ſolchen Urtheils ent- 
halten die gefchriebenen Quellen des Deutfchen Rechts nichts 
Näheres '°, außer dag ber J. R. 9. v. 1654 S 162 für Fälle, 
in welchen dad Urtheil auf ein Dulden oder Unterlaffen gerichtet 
iſt, beſtimmt, daß der Beklagte durch einen Strafbefehl zur Unter- 
laſſung anzuhalten und wenn er ihn übertrete, bie Strafe von 
ihm beigetrieben und ihmeine cautio de non amplius turbando 
impediendo etc. auferlegt werden fol, Im Uebrigen aber würde 
es hiernach bei den oben ausgeführten Beftimmungen des Juſti⸗ 
nianifhen Rechts bleiben, alfo bei Sachleiſtungen Wegnahme 
der Sache durch den Richter foweit dieß möglich if, foweit dieß 
aber nicht möglich ift (3. B. wenn eine Quantität von. fungiblen 
Sachen geſchuldet witd, der Schuldner aber foldde Sachen nicht 
befigt) oder bei anderen Handlungen nady fruchtlos abgelaufenem 
Judicatstermin fein Zwang auf die eigentlich ſchuldige Leiſtung, 
fondern Zaration des Intereſſes und Execution auf Diefes 
ſtatthaben. 

Allein die Deutſche Praxis war hier meiſt ruͤcſichtsloſer als 
das Röm. Recht. Sie neigt ſich durchaus dahin, auch bei po⸗ 
ſitiven nicht in Sachleiſtungen beftebenden Handlungen 17 wenig⸗ 


16) ©. über dieſe Negative beſonders Sintenis a. a. O. ©. 81—84. 

17) Zu ſolchen Handlungen rechnet Sintenis a. a. O. S. 85 auch das 
tradere rem, alfo die Leiſtungen eines Verkäufers, und glaubt, nach Deutſch. 
Net fen nur ein Urtheil auf restituere direct erequirbar, alfo nicht ein 
Urtheil auf exhibere, dare, tradere. Wenn er S. 86 glanbt, daß mit 
biefer Anſicht die angefehenften Prozeßlehrer der neueren Seit übereinflimmen: 
fo if dieß, foweit wenigftens ich finden konnte, unrichtig (1. auch das oben S. 21 
ans Bayer Angeführte, mit dem die Meiften übereinflimmen). Die Deutfchen 
Prozeßlehrer nehmen, wie es ſchon Yuflinian that, feinen Anfland, den directen 
Zwang eintreten zu laffen, wo der Kläger durch Wegnahme der ſchuldigen Sache 
befriedigt werden kann. Dieß ift aber beim dare und tradere möglich, nur 
daß nun burih die vichterliche Uebergabe der Sache an den Kläger dasjerlige 
Hecht an der Sache auf ihn übergetsagen wird, welches der Bellagte auf ihn zu 
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ſtens Berfuche zu: Erziwingung der Handlung durch Preffer und 
Gefängnißfirafe zu machen und erfl nach deren fruchtloſer An⸗ 
wendung aufs Intereſſe zu exequiren. 

Was das Württembergiſche Recht betrifft: fo folgte 
das ältere Württemb. Recht, das Landrecht, ganz dem Juſtinia⸗ 
nifchen Rechte (mit Ausnahme Deſſen, was dieſes über die act. 
arbitrariae beflimmt), das neuere Wärttemb. Recht aber ließ 
fi) leider ganz durch den Gang influenziren, ben die Deutſche 
Prarid genommen hatte. 

Das Landrecht gebt, wie das neuere Württemb. Recht, 
durchaus davon aus, daß das Urtheil des Nichters auf bie 
eigentlich fchuldige Leiſtung gefaßt werden müfle (Landr. I, 55 
$ 2, 3 I, 75.8 4, 2), erfennt alfo in Beziehung auf Klage und 
Urtheil ganz Die Orundfäge dos gemeinen Deutfchen Rechts (S. 26) 
an. Allein in Betreff der Execution unterfcheidet es ganz in 
der Weife, wie das Zuftinianifche Recht. | 

Iſt' eine befimmte Sache herauszugeben, fey es in Folge 
‚ einer dinglichen oder in Folge einer perfünlichen Klage und im 
legteren Falle fey es um Eigenthum daran zu übertragen oder 
Befis oder bloße Gebrauchsverftattung: fo ift die Sache dem 
verurtbeilten Beflagten, wenn er fie innerhalb eines beſtimmten 
Termins nicht Teiftet, mit Gewalt abzunehmen '%, Hiernach ifl 
auch. bein Kaufe bie verkaufte Sache dem Verfänfer wegzuneh- 
men. und dem Käufer zu übergeben. An dieſem Refultate zwei⸗ 


übertragen 'bätte, foweit es dem Beklagten wirklich zuſtand, wie bieß ja. auch 
bei gerichtlichen Zwangs verkäufen vorfomms. ‚Wenn, Sintenis.yas Uriheil ad 
tradendam rem zu den Urtheilen ad faciendum zählt, und dieſe den Ur: 
theilen ad restituendum entgegengefeßt: jo iſt dieß wohl in mehrfacher 
Hinficht nicht zu billigen. Nimmt mon facere im Gegenſatze zum tech niſchen 
dare: jo gehört zu Jenem auch das restituere; nimmt man es, aber im Gegen⸗ 
ſatze zu. Sachleiſtungen überhaupt (zum dare rem im weit, Sinne): 10 gehört 
weder das restituere noch oas.tradere rem: zum facere,. jondern zu den 
Sachleiſtungen. Vrgl. XL Groͤrt. Not. 39, 41. Aehnliche ungenaue Begriffe 
üher facere etc. hat auch Rümelin in Sarweys Monatsichr. B. II ©. 379. 

18). Für die dingfiche Klage ſ. LR. 1, 55 $ 2,.für die perfünliche Klage auf 
Herausgabe ‚einer Sache ſ. AR. I, 55 $ 3 perglihen mit L. R. I, 75 82. 
1 und deu Segeniab $ 3 chenbafelbl.  ., \ 
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felten auch die Württemb. Schriftſteller meines Wiſſens nie, nur 
daß fie es in. der Regel auf folde Stellen des Landrechts flügen, 
durch welche es nicht bewiefen wird und bie eigentlich beweifen- 
ben Stellen nicht beachteten 82. 

. Sn allen übrigen Fällen aber fcheint das. Landrecht blos 
Execution auf den Geldwerth zuzulaſſen. Denn es beſtimmt 
U, 75 $ 3), daß „fo der Schuldner nicht ein gewiß Ding zu 
erfiatten fällig gefprochen” zur Auspfändung zu fehreiten ſey d. h. 
dem Schuldner einzelne Bermögensflüde, und zwar ganz, wie 
ed. das Röm. Recht verfihreibt. '°,, zuerft- baared Geld, ‚dann 
andere Fahrniß , dann .Siegenfhaften ‚und, was djeſen gleich 
Reht. und zulegt feine Capitalien. weggenpinmen .merben follen, 
um ben Bläubiger. Darang zu befriebigen,?'. :3R aber der Schuld» 
ner. zahlungsunfähig: ſo ſoll er auf Verlangen. des Klägers in 
Thurn gelegt. vnd darin: auf defielben Koſten ſo lang ethalten 
werden, bis er bezaplt ‚oder. bonis cedirt” 7%, u .n., 
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482) Sie lügen ſich gewöhnlich auf Stellen, "welche 6 BER. 1, 98 4 
II, 18 8 1 II, 21 8 2) jagen, der Berkäufer, Schenfer, ein Bacisrent überhaupt 
fey gehälten ‚und anzuhalten den Vertrag zu erfüllen; ſ. z. B. Grieſinger 
Comm, üb, d- Witt. Landr. Bn.IE, S. 577 und die borf Angeff. Allein viefe 
Stellen beweifen an ſich noch nichts für die Ex ecu tion. Auch die Panpecten: 
fiellen jagen das Gleiche und doch war nach Pandettenrecht nur eine Execution 
auf Geld zulaͤſſig. Auch Rümelin in einer dieſen Fragen gewidmeten Abh. 
in Sarweys Monatsſchr. II, S. 380 f. überficht die eigentlich beweifenden in 
Ser Note 18 angef, Stellen. 

- 48) D. XL, 1 de re jud. 2. 15 $2. Nur jebt das Landrecht ſtatt der 
siermonatlichen Sri, welche der Berurtbeilse nach Röm. Recht zur Zahlung 
hatte, eine einmonatliche fell. ER. I, 55 $ 3. 

20) Mit Ausnahme ver Werkzeuge, welche der Künftler und Handwerker 
zu feiner und der Seinigen Ernährung nöthig hat und beim Banern feines Zug- 
viches Wagens Karrens Pilugs und was dazu gehört, beim Weingaͤrtner 
der Haue des Bidels Karſts und anderem drgl., ferner der nothwendigen 
Kleidung und des Bettes des Schuldners und feiner Angehörigen und feines 
Gewehres und Harniſches; ER. I, 75 55. 6. Vrgl. auch mein Handbuch 
Sd. J, 8 83 Nt. 6. 

21) &R.1.75 $3—10, $ 21, 22. Das Derjahren Bei der Beräuferung 
iſt das in meinem Handb. Br. I, S. 605 f. beichriebene, Vrgl. L. R. 1, 75.5 22. 
22) LR.I, 75 $ 9. Ueber die Perſonalhaft nach gemeinen Deutichem 
Recht vrgl. Francke im civilift. Arch. XXIII ©. 404 f. 
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Weit ausfährlichere Beftimmungen über die Erecution 
enthält dad Württemb. Executionsgeſetz v. 1825 Art. 26—81 °°. 
Nur geht es dabei in Betreff des anzuwendenden Zwanges wohl 
zn weit. Es fegt nicht nur mit Recht den Grundſatz voraus, 
daß der Richter den unterliegenden Beflagten zu der Leiftung, 
wie er fie an fich ſchuldig ift, zu verurtheilen habe Calfo eme 
Berurtheilung aufs Intereſſe, wie nad Yuftinianifhem Recht, 
nur in Fällen der 5.24 bemerkten Art zuläfftg fey), fonbern geht 
dabei noch weiter von dem Grundſatze aus, daß durch die Exe⸗ 
eution ſteis die Verwirklichung diefer Leiftung möglichft zu be⸗ 
werkſtelligen fey. Hiernach beftimmt es Folgendes: 

4. Seine beſtimmte bewegliche oder unbeweglihe Sache 
zu Yeiften: fo ift auf Anrufen des Siegerd dem unterliegenden 
Befiger die Sache wegzunehmen und dem Gieger zu übergeben 
(Execut. G. Art. 28, 29, 88). Auf den Zwed der Leitung kommt 
es nicht anz jener Zwang findet flatt; mag eine dem Slläger ges 
börige Sache herauszugeben (wie bei der Eigenthumsklage) oder 
zurüdzugeben (wie bei der Klage aus ben Leih⸗ Hinterlegungd’ 
und Bermieth- Verträgen) oder blos vorzuzeigen (act. ad exhiben- 
dum) oder dem Kläger eine Sache ind Eigenthum zu übertragen ober 
ihm an ihr (wenn 3.2. ein Miether Elagt) ein Gebrauch) zu vers 
ftatten feyn 4. Hiernach leidet es namentlich feinen Zweifel, 
daß der Käufer Zwangsherausgabe der 'gefauften Sache ver: 
langen fann; in einem ſolchen Falle überträgt dann das Gericht 
durch Uebergabe der Sache auf den Kläger das Recht, welches 
der Beflagte auf ihn übertragen fonnte und ſollte, wie dieß auch 
bei der Auspfändung vorkommt, wenn das Gericht Sachen des 
Gepfändeten verkauft. Erft wenn die Wegnahme der Sad 
nicht bewirkt werden kann (oder die S. 24 unt. bemerften Fälle vor- 
handen find) tritt Entfchäbigung in Geld ein (Exec. G. Art. 28). 

2. Das Gleiche gilt, wenn eine unbeflimmte bewegliche 


— ö— — — — ——— — — — — — — 


23) Vrgl. hierüber v. Bolley Entwürfe z. e. Civilproz.O. Bd. H S. 322. 
Rümelin ik Sarweys Monatsſchr. Bd. II S. 382 - 388. 

24) Dieß geht aus der allg. Sprache des Erec. G. Art. 28, jerner Art. 88 
Abf. 2 und der. Rubrik vor Art. 26 (Leitungen) hervor. Vrgl. auch Bolley 
Civilproʒ.O. I ©. 524, 613. 
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Sache (3. DB. eine Duantität Frucht gewiſſer Güte) zu leiſten 
it und der Schuldner folche Sachen beſitzt 5, 

3. Berfolgt' der Kläger an der Sache des Beklagten ein 
beſchraͤnkendes dingliches Recht: fo if. das den Beklagten verurs 
theilende Erienntniß durch Einweifung des Klaͤgers in die Aus⸗ 
ubang des Rechts zu vollziehen. Handel es ſich erſt von der 
(durch eine perfönliche Klage verfolgten) Beftellung bed ding- 
lichen Reis: fo gilt das Gleiche, nur vermitt: bier wieder (mie 
bei einer Klage aus Kauf, Schenkung ꝛc. auf Uebergabe der Sache) 
der erequirende Richter die Stelle des. zur Beftellung des Rechts 


Berurtheilten; er beftellt für. ihn das Recht (Exec. G. Art. 29), 


4. Iſt der Gegenfland der Klage und des Urtheils nicht 
eine. Sachleiftung (Nr. 4—3 und nachher Nr. 6) fondern a, eine 
bloße Unierlaffung: fo fann bei .einer gegründeten Beforg- 
niß des Ungehorſams für den Fall beffelben eine nad) den. Um⸗ 
fländen in. ihrer Größe zu beflimmende Geld» oder Gefaͤngniß⸗ 
firafe angedroht und vollzogen und. bei fortgefegtem Ungehorfam 
biefe Strafe bis auf das Doppelte erhöht werben (Erec. G. Art. 265 
in jedem Falle bier Gefängnißftrafe zuzulaſſen, gebt wohl zu 
weit, um fo. mehr ald das Geſetz gar Fein Maaß der einfachen 


“und verboppelbaren Strafe befiimmt). Natürlich kann der Kläger 


außerdem den durch den Ungehorfam ihm zugefügten Schaden, fein 
Intereſſe in diefer Beziehung, exrfegt verlangen (Ebendaſ. Art. 28). 
„Ueberdieß —. fügt das Gele bei — bleibt bei bebarrlichem Un⸗ 


25) Erec.G. Art. 28 a. €. Bolleya a. a. O. ©. 524. Zu ſehr beichränkt 
hier Rümelin ©. 385. Dagegen geht er von einer anderen Seite zu weit, 
wenn er meint, nad Analogie des Art. 27 feyen für ven Kläger, wenn ſich 
Sachen der fchuldigen Art beim Beklagten nicht vorfinden, jolche Sachen auf 
Koften des Beklagten von Gerichtswegen zu erfaufen. Die anomale Beſtim⸗ 
mung des Art. 27, welcher von Ausführung „einer Arbeit“ durch „einen 
Dritten“ ſpricht (Mot. 27), kann nicht ausgedehnt werben, vollends nicht in 
diefer Weile, durch die das Gericht auf eine ganz. ungeeignete und mißliche 
Weiſe behelligt würde. In ſolchen Fällen koͤnnen nur die unter Nr. 5 angef; 
Greeytionsmittel eiutreten, alio wenn der Prefler nichts Hilit over nicht ans 
wendbar it, Gpecution auf den Werth der Leitung und das Intereſſe. Ueber 
eine andre unrichtige Anfiht Rümelins. bei Gelegenheit bes Art. 28 vrgl. 
oben Heft 1 S. 219. Rot. 57. 
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gehorfam der Ererutionsbehörbe unbensmmen, durch Cautions⸗ 
auflage, perfönliche Haft (mie Tange ?) oder andere Maafregeln, 
welche die Fortfegung des Ungehorſams unmöglich machen, ein- 
zufchreiten”, eine Beſtimmung welche wohl zu unbeſtimmt iſt und 
der Behörde zu: viel einraͤumt. h. Bei einem anberweiten poſi⸗ 
tiven:Thun (dad Gefeg Art. 27 bezeichnet baffelbe Durch Ark eite 
verrichten) ſoll gegen ‚den Widerfpenfligen der Preffier cd. h. 
Das, was bie gemeimechtlichen Schrififteller durch Einlegung einer 
Wache bezeichnen) angewendet werden °% Iſt dieß fruchtlos: fo 
kann der Slläger nad: feiner Wählt Erſatz des Intereſſes oder 
Ausführung der Handlung durch einen Dritten anf bes’ Beklagten 
Koften verlangen 2°. ı Läßt:fih aber weder das Eine nod Das 
Andere durchführen (z. B. wegen: Unvermögenpeit des Bellug- 
ten) ober hat es für ben Kläger befonberen Werth daß der Be⸗ 
klagte! die Handlung ſelbſt verrichte:. Jo foll der Beklagte. durch 
biefeisen Zmandsmittel,; welche im Falle: von a. zuläffig find, 
zur Leitung angehalten werden. :: Auch hier gibt Das Geſetz. gar 
fein Maaß, namentlich: fein Maaß für die „perfäntiche Haft. bei 
„behartlichem Ungehorſam,“ und gerade bier bei: poſitiven 
Handlungen würden ſolche maaßlofe Zmwangsmittel, bie man 
eonfequenterweife ‘auch fortfegen. müßte, wenn die Arbeit fchlecht 
verrichtet wird, gar zu weit führen. Der Richter wird am Beften 
tbun, hier nur ein mit dem Wert he und ber relativen Wichtigkeit 
der Arbeit im Verhaͤltniß ſtehendes Zwangsmittel anzuwenden 
und bei deſſen Fruchtloſigkeit aufs Intereſſe zu erfennen. 

5. Bei Geldfchulden, und alfo auch bei den Verbindlichkeiten, 
welche wie Die Sntereffesforderungen in Gelpfchulden fi auf⸗ 


26) Exec. G. Art. 27. Das Geſetz bezeichnet‘ die Einlegung des Preffers 
and, wohl nicht ganz paflend, durch Berjonal-Erecution. 

27) Das Leßtere ift wohl nicht zu billigen (wird aber auch’ von den gemein: 
rechtlichen Prozeßualiſten gelehrt f. 3. B.S.22). Denn warum ſoll das Gericht 
bier für die Arbeit durch einen Dritten forgen? Dieß geht über feine Obliegen- 
beiten hinaus. Das Natürlichfte ift, dem Kläger ven vollen Geldwerth ber 
Arbeit im Wege der Execütion zu verichaffen, und ihn dann felbft dafür forgen 
zu lafien, ob und wie er fi} von einem Dritten die Handlung ausführen laffen 
will, Nur da, wo Etwas wegzunehmen 'oder zu vernichten ifl, wie bei unbe- 
fugten Bauten, follte das Gericht jelbft die Demofition ꝛe. vornehmen laſfſen. 
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loͤſen 28, find nach dem Ermeflen des Richters, welchem aber das 
Gefeg noch ‚einige befondere Beftimmungsmomente gibt, als Exe⸗ 
eutionsmittel zu wählen der Preffer (Exec. G. Art, 81), Pfän- 
dung beweglichen Bermögens (Art. 36—41), Beichlagnahme von 
Forderungen — wobei die Forderung ſelbſt dem Klaͤger an 
Zahlungsftatt zuerfannt (Art. 42) oder zur Befriedigung dee 
Klägers veräußert werben kann, — Befchlagnahme von Guts⸗ 
einfünften des laufenden Jahres (Art. 43), Sequeftration von 
Liegenſchaften d.  Eiuweifusrg (Byuakifkkon) des Glaͤubi⸗ 
gers in den Beftg ſolcher Liegenfchaften über deren Subflanz ber 
Schuldner nicht verfügen kann mit dem Rede, 

$rüdten Belag du — und —E ie ' 
fältig! ar. verwalnen (Ari Aus u Endäh: — 
Berkauf von Liegenſchaften (Art. 495-80) 

Schon aus dem hier Ausgeführten ergibt ſi ſich, daß eine 
Menge Stellen des’ Corpus Juris durch biefe: Grundfäge, welche 
das heutige Recht (dad gemeine Deutſche und das Württemb.) 
abweichende pom Roͤmiſchenn (namanjih nom aͤlteren) über, das 
Verhaͤltniß deg Urtheils und. ber, Execution zum gingeffagten Recht 
auffellt,; bei nus aanz ·unanwenbar. werden. Wirſlich „greift. auch 
dieſe Rechtgaͤndexung tiefer ein/ ig „NR. ang in. ber neueren, 

an * Aeat aiuesomgen m ano 
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28) Ebelſo el eig von Gaiden, die blos der Gatluig * Duantie 
tät dach beftintme find; wenn’ blche Sachen ſich beim Beklagten nicht vorfinden 
f. ot. 25. RZ Di no 

29) Mgl. —— ALNE: HI Arie RE Rot. 2 
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di A, Kiagformeli . ünd "die, damit fa 
s: menhaͤngenden Derfchiedenheiten der Klagen 
(ormulae in Jus cohceptae, acliones‘ in Tactur; 'utiles, 
‚‚praeseripls, verbis de) J Bu 
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Gewohnlit werben auch noch Being ee riele Klagen Rom. 
Beyeiömungen und Benennungen gebraucht, welde ihre: eigent- 
lſche Bedeutung ganz verlohren haben. Um'aber bie Bedeumng, 
welche jenen Bezeichnungen im Röm: Rechte zukam, gehörig ein- 
zufehen und um ſich über die Bebeutung, weiche ihnen in miſrem 
Rechte zu geben iſt, nicht zu -täufchen, muß man auf ihren Ur: 
fprung, ber im Roͤm. Formularprozeſſe liegt, etwas näher ein: 
gehen. . Deßhalb hierüber das Folgende zjum Zwede, biefes 
Verſtändniſſes. 

Die mößlichen Hauptbeſtandiheile der Kltagfotmel und In⸗ 
ſtruction, welche im Formularprozeſſe der Magiſtrat dem Judex 
gab (S. 5 ), waren außer der Beſtellung des Judex (N. N. judex 
esto) eine furze Bezeichnung des Berhältniffes, von welchem ee 
fi) handelte (der res de qua agitur), mit einer Andeutung der 
juriftifhen Benennung des Rechtsverhältniffes und der nad ihm 
benannten Klage (demonstratio) ‘, ſodann die Bezeichnung des 


1) 3.3. Quod Aulus Agerius apud Numerium Negidium mensam ar- 
genteam deposuit oder... Numerio hominem vendidit over... de 
Numerio hominem stipulatus est, Gajus IV, $ 40, 136, 137. Ueber 
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Formula in jus, in factum coneeptae. 3 


Anſpruches, welchen der Kläger verfolgen will, und deſſen Bes 


. grümbetfenn bie Bedingung. der Berurtheilung bes Beklagten bil⸗ 


bet (intentio) 2, endlich: die Anweiſung an ben. Juder, je. nad 
dem er bie Intentio des Klägers begründet finde oder nicht, den 
Beklagten zu verurtheilen oder loszufpvechen (condemnatio), :hei 
Theilungsflagen noch die Anweiſung zus Adfubication (adjudica- 
tio) *. Uebrigens kamen nicht immer alle dieſe Theile in einer 
Formel vor; 3.3. bie formulae in facium conceptze (f. unten) 
hatten blos eine Intentie und comdemmatio, bie praejudieis 
blos eine intentie; biefe Letztere. lonua naturuich bei; feinen hor⸗ 
melfehblen“*,. ' Zu 

3 Auf ven⸗ Berne Seien a ige Besginpieen, 


v gt 





praesoriptiories pro hctore, nähere Beflimmungen und Beſchraͤnkungen im 
Intereffe des Klägers, welche Bel hei demohsträtio nach: münden noͤthig 
feiert, !unten' @rött. XII BNMEEIT. ne N 
; .2)-Ba: par» fdrmulae, qua antor ;desidarium Annan 1-0 
gaidquid ‚paret, Nm. Aq. ob.eam rem dare facere oppprtere oder. 
paxet, Nm, Ao. sest. x. millia dare oppoftere, sl paret hominem Ai. esse 
u.f.w. Gajus IV, 41. Die Intentio war der wefentliche Theil jeder Klage, Nad; 
welchem ſich die Natur der Klage beftimmte beßhalb vdeziehen ſich andy betnahe 
ale Eintheilungen ver Klagen auf bie Verſchlebenheit der ISutentäu-.? " - ..: 
"83-3: B. Quod Aulus Nanperio,haminem Stichum vendidifi emonſtra⸗ 
tiv}, qupdquid ob. cam rem Nm. Ao. dare facere oportet ex fide bona 
(Sutextiv), ejus judex Nm. Ao. condemnato, sinon paret abgoivito (Sons 
bemnation); oder bei einer Eigenthumeklage: si paret hominem Stichum 
ex jure Quiritium Auli esse, neque ea res’Ap. restituetür (Intentio): 
quanti ea-tes :erif, tautam pecuniam' judex'Nm.. Ao..conderiina, si nori 
parst:ahsalve -(Epnseinnat;z Arajıns IV, S 49; 43, 47. 54: Brgl, auch 
— Keller Die Filip Cputeũation 133 S. 248 |. Savigny. Syñem 
214 Puchta Inſtit. ILS 164 1. 
ajusIV, 44 Savigny VS.68 Puchta II g 167. Bon einzelnen gan⸗ 
jen —E gibt und Gajus nur wenige Beiſpiele, z. B. IV, 47: Gar häufig 
aber verſuchen unſte ⸗Schriftſteller für: einzelne Magen bie und unbelannten 
dormeln zu bilden, wie. jie: wohl hei den Roͤmern gelautet baden mochten 
(jo um nur Einen anzufübren Unterhulgner Lehre v. d. Schuloverhältniflen 
3.8.3.1, ©. 355). Solche mißliche und in jo ausgebehnter Beziehung un⸗ 
ſtruchthare Verſuche find nicht jelten entichieven mißgludt (wie. bei Unterholz- 
ner a. a. O.), was freilich älteren Juriſten, melde ähnliche Verſuche machten, 
much häufiger uch gräber paſſirte (ſ. 3. B. die Bälle bei Glück Yo. XII, ©. 303 
Mob, 92). weil sie noch keinen Bejud.hatin,n . 0... 
3 * 
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die für die Klagen überhanpt von Einfluß waren und an die ſich 
die berührten, auch jegt noch zum Theile gebraͤuchlichen, Benen⸗ 
nungen verſchiedener Klagen anfeüpften: 

- 4..Eormulae in jus und in. factum. comcentae. Diele 
Verſchiedenheit bezog fich auf die Faſſung der: Intentio. Bei den 
formiulae in jus conceptae wurde der Judexr lediglich auf Das ber 
ſtehende Eivitrecht verwiefen, und er angewiefen und ihm überlafien, 
nach bem ihm befannten geltenden obfestiven Rechte über die:Eri- 
Renz des. in Auſpruch genommenen Rechte zu entfcheiden, ohne 
ibm die factiſchen Bedingungen deſſelben gennuer zu begeichuen z. B. 
bei der Eigenthums⸗ und der Servitutenklage wurde dem Juder 
übexlaffen, Iebiglich nach dem beftehenden Recht: zu enifcheiben, ob 
dem Kläger das eingeflagte Recht zuftebe, ohne ihm die factifchen 
Bedingungen dieſer Entfcheidung nahmhaft zu machen; bie Formel 
Iautete daher ganz allgemein: Si paret, ‚fundum, Auli esse ober 
si paret, Aulo esse jus aquam ducendi (Intentio),. quanti. ea 
res’ est u, f. wi: condemna. si non paret:absolve;..chenfo bei 
derfönlichen Klagen mit einer juris intentio z. B. ei paret, .Nm. 
Ag, sestertium X millia ex stipulatu, dare oportere, judex 
Nm. Ao. sest. X millia, gondemua. ‚ei. 6,, Bei ben formu- 
lae in faotum coneeptae. Dagegen wurde dem Richter nicht über⸗ 
laſſen, lediglich nach dem beſtehenden Rechte über den Anſpruch 
des Klaͤgers zu entſcheiden, foudern es wurden ihmin der Intentio 
die Thatſachen genau bezeichnet, auf deren Ermittlung es zu⸗ 
nächſt ankomme, alfo.die factifhen Bedingungen, ‚unter. welchen 
der: Magiſtrat das angeſprochene Recht fürbegründet halte, ſpeziell 
namhaft gemacht, damit er ſich an dieſe Halte und, je nachdem 
ſie erwieſen würden oder nicht, verurtheile oder abſolvire, z. B. 
si paret, Aulum apud.Nm. merisam deposuise eamque dolo 
malo Nii. Ao. :redditam non esse (Jutention),. — quanti 
ea res erit, tantam peonniaın judex.Nm. Ao. condemnato; 
si non ‚paret, absolvito ®. Dei biefen legteren formulae fam 








i 5) Gajus IV 45 und bie Beifpiele bei. Dem. § * [> 47. Begl. au 
Not. 3 und Eroͤrt. XI nach Note 2; 

- 6) Gajus IV, 45—47. Natürlich beſchraͤnkte ſich Bei der form. in factum 
die Thätigfeit des Judex nicht blos auf Ermittlung jener Thatſachen; dieſe 
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eine befonbere von ber Intentie getrennte demonstratio nicht 
vor, eben weil das Factiſche Mon in ber Intentio" ſelbtt ent⸗ 


‘halten war 7 


Forniılde in jus '‘cönceptae wurden gegeben, wenn. ſeiche 
Rechtsverhaältnifſfe Gegenſtand der Klage waren, welche ihre 
feſte Begründung und Anerkennung im Civilrecht im engeren 
Sinne hatlen Entontio juris civiis); war dieß nicht ‘der Falle 
fo wurde die Formel in Tachum i "eoneipirt 8, Deppalb hatten 





waren wer bie Bedingungen. ber. — der Klage: au ſich; fand er fe 
wirklich begrünvet: fo hatte er im Uebrigen unter Beachtung der gegenieitigen 
Anfprüche der Partheien und ber Ginwendungen bes Beklagten feine Entſchei⸗ 
bung nach den in der Inſtruction nicht weiter: bezeichneten Srundſa igen bes bes 
Hehenden Rechts zugeben. - 

27 Maxahr: glauben ,: Diele Intentio ve der forms; i in. factum: pn ger. feine 
Intentio ſondern gige Maße Dymmögatis geweien, an die ſich unmittelbar bie 
Eondemnatig angereiht habe. Allein dieß if. entichieden irrig. Ohne Intentio läßt 
fi gar feine Klagformel denfen, und Gajus nennt jenen Theil per form. in 
factum getadezu intentio. Gajus IV 960 4. E. g 4B, yrgl: mit $ 4A, 47 a. €. 
Bra. auch⸗GE ‚Heimbaditn d. Sießnet Zeitſchr. Xi, 287 r Savigny 
Eyam.V.G:79: 

» 8) In manchen Fällen G. 8. beim Hepoftum und Gommobat) var für eine 
und dieielbe civilis actio. eine formula: in jus ob er eine formula in factum 
concepta gegeben. Gajus IV, 42. , Ueber den Grund Hiervon wiffen wir 
nicht Gewiſſes und bie Aufihleh fr naher | barfüiber fehr verſchieden. Natür⸗ 
lich liegt er-Gkump in eigenthluinlichen Yeuftiigen: Folgen und Verſchieden⸗ 


‚ Seiten, weldie jete dieſee Barmen: Hatte. Aut bennen wir wohl nicht genau 


alle dieſe Verjchiedenheiten. Wine führt Gajus-LV, 107 an (l. unt, Grört. XII 

nach. Not. Z;und 7); eine andre lag darin, daß Hauslinder auf eigenen Namen 
und felbititänvig nicht mit. einer form. in jus. wohl aber mit einer form. in 
factum eoncepia tiagen konnten D. XLIV, 7 de G und A. 1.'9, 13) und 
Manche vermurhen daher, daß jene doppelten Formeln aufgeſtelli wlirdeh, um 
den Hauskindern für manche Fälle die Möglichkeit eines felbfiftändigen Klag⸗ 
rechts zu verichaffen 3. dB. Müblenbruch Lehr. v. d. Ceſſion $ T5 Not. 313 
und nun auch Saviguy Syiien, V S. 84. Andere nehmen noch andere Ders 
ſcieden heiten zwiſchen beiden Tormeln, woraug fie die Sache erklaͤren, an, die 
aber zum Theil nicht erwiejen ſind, wie 3. B. die Hypothefe von Puchta (unten 
Erört, XI Not. 105), over ehtjhieben unrichtig ſind, wie z. B. die von Buck ardt 
Lehrb. Th. u S. 138, daß bei der form. in factum die Nachtheile einer Plus⸗ 
petition vermieden worden ſeyn (Burchardi ſcheint die Stelle bei Gajus IV, 
60 überfehen, zu haben) oder vie yon Savigny V ©. 86 widerlegte Meinung, 
daf nur eine form. in factum concepta, nicht aber. giner form, in jus conc. 
auf ein restituere etc. als arbitraria actio habe behandelt werden Eönnen. 
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eine festm. in jus concepta blos die actignes ciyiles d. h. die 
aus bem Civilrecht in e. S. enifpringenden Klagen, und folde 
prätorifhe Klagen, welde in einer analogen Anwendung einer 
rivilrechtlichen Klage beflanden und durch eine in der Formel 
nusgebrüdte Yiction auf eine juris eivilis intentio geſtũtzt wa⸗ 
ren 83 die übrigen prätorifchen Klagen weren ſtets in factum 
soriceptae, wohl deßhalb ‚weil: hier der Magiſtraus nicht auf 
ein eiviliſtiſch anerkamtes ſchon feſt beſtehendes klagbares Recht 
verweifen konnte, ſondern das klagbare Recht erſt als ein durch 
ſeinen Ausſpruch und ſeine Macht feſtzuſtellendes und geſchůtztes 
erſchien id. 

Mit dieſen formulae in factum conceptae ſtehen die actio- 
nes in factum, welde in Zuftinians Rechtsbüchern fo haus 
fig vorfommen und deren Bezeichnung auch unfre heutige. Rechts⸗ 
theorie noch vielfach gebraucht, weſentlich in Verbindung. 
Im Allgemeinen find in factum actiones lägen mit ei- 
uer formula in factum concepta, welche durch ben Magifiratug 
gur ‚Erweiterung und Ergänzung, des praftiichen Rechts für Rechts⸗ 
verhältniſſe allmählig eingeführt wurden, für welche bis dahin 
eine Klage nicht beſtand. Die Ergänzung und Erweiterung des 
practiſchen Rechts konnte geſchehen theils durch analoge Anwen⸗ 
dung einer alten Civilklage in ber. Form einer fictitia actio, 
d. h. mittelft einer burch ‚eine Fiction vermittelten formula in 
jas vonoepta (die ‚eigentlichen .utiles actiones, f. Rt: 9); bier 
gehörte dann die Klage nit za den in factum actiones, weil 
ihre Sormel in jus concepta war. Dver fonnte jene Ergänzung 
und Erweiterung dadurch geſchehen, daß für den vorkommenden 
einzelnen Fall sine feinen factiigen Berpättmilen auſprecherdẽ 


| 





« . 
. 1 P 


9 Geju⸗ IV, 34-38. Die 6 Bepterin find folche utiles actiones, bei wel: 
chen in der Formel felbft eine vermittelnde Fiction ausgedrüdt war (fictitiae 
actiones) vrgl. die Beiipiele bei Gajus, I. c. aud) Ulpiani fragm: XXVII, 12. 
Es gab aber auch utiles actiones, bei welchen in der Formel bie Fiction, auf 
der die Austehnung der directa actio beruhte, nicht ausgedrückt wurde; diefe 
waren dann in factum concipirte utiles actiones. Note 11. 

10) Mühlenbruch Eeffion ©. 156 Bethmann— Helma Viceß e. 386 
Savigny Syſtem Bd. V ©. 80. Ba 








x ber Achones In⸗ſcatum. N: TE GB 


Katmnla In fackumdeneeptarmeifaßturfbıgepebeitwitihr, fedeis nun, 


daßudie Klagbarkeit "des :Berkättnifkes‘, nach: An alohte: ninds 


ſchonſbeſtehhendendlag bäven Riochts amrkantjtwurde (utilis 
actid im weiteren Sinne; bie Kttage wir hier in ſuctum utilis) 145 
oder daß eine ſolche beflimimte Analogie mich einwat⸗/ fürwehdeg 
Fall man darn die Klage. ih faetum:actid jm engerem&inne 
nennen fand... 3 :.: ri mi ine n 
. Seldhe:im Kactuyı: antiones; welche alſo inſofern waui 
fin: mit den formulae in Tactum conoeptae: '?,: waren Anfangs 
nicht foftfichend,.fondern. wurden zunächft blos für ben einzelnen 
Fall nach ‚dem ; jedesmaligen Ermeſſen des Magiſtraus gegeben 
und bildeton iuſofern einen Gegenfag zu ‚ben vulgares actiones, 
den hergebrachten mit feften Kormeln: verſehenen Klagen (prodita 
jadig); bei haͤufiger Wiederlehr bes‘ Sales aber wurden: fie 
ala felkfiftändige Formeln inn das pratoriſche Ediot: anfgenonte 
men2und wohl auch durch beſondere Namen bezeichnet; bald 
ned). den Prätor, der ſir einführte. (z.B. Gervinna ’actioy, 
halb: ned ihren Gntpehumgegeunde, wie soll wein; wedmen⸗ 
eanga actiq uni, wi. 0: 33 a 
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m. geräte Savigny: a. a. D S. IHN. (nur nimmt Savignh S. 
* abtjo wohl iin zinem gu aubiten Scune)]. In den letzteven: im Texte angeff. 
daͤlgey wirngben die, lege: geyöhnlich, nicht burch utilis bezeichnet, wie z. M 
bei Der.ngch Analpgie ber.aptio ex.lege Aquilia eingeführten in factum actig, 
Bisweilen wurde bei der analogen Erweiterung, einer und derſelben Eivilklg 
für mandje Bälle € eine ficlitia formula’in- jus concep a ‚geheben, aliv eine 
aötip'uliliß im eitgeren Sinne, für andere ähnliche Fälfe eine formula inte 
ctum concepta, alfo eine in factum actio der im Texte angef. Art; jo bei 
gewifien Erweiterungen der lex Aquilia; J. IV, 3 del. Aquil. $ 16. Weber 
utilos aotiorlos, weſche durch vie Imperaioren eingeführt wurden, vrgl. Mit 
lehbr ud Keiflon:g 15.©; 169 f. 

42) Bogl.ıcbefonvers Sayigny a. a. O. S. 92 f. (auch Gajus iv, — *— 
Auch hierüber And übrigens die Anſichten vorfihleden; ſ. z. B. Mühlenbruch 
Ceffiou:g 15 ©. 158 f., von deſſen Ausführung Savigny mit Recht ſagt, Br 
Rd in zu viele und. fubtile unterſqheidungen vetfalle wie ſie die Roͤm. Duelle 
nicht machen. - . . ©. 5 

13) Dadurch wurden fe muigares aetiones, ohne aber aufzuhören, in fab 
clum actiones zu ſeyn, indem fie ihre formula in factum concepta Beiße: 
hielten; vrgl. Müblenbruch Ceſſton S. 158 (ver aber in Anderem bier ab: 
weichend if) Savignya. a. O. ©. 92, 93. - 
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VUebrigens: gab es auth in: taotaum: autienen, melde wicht 
eine formula ‘in ſactum conoenta hatten, ſondern einr fornmla 
in jus concspta; bei welchen alio: in: Sactım artio nicht identiſch 
war mit fermula in: factum concepia.'! Es find dieß Die 
praescriptis verbis actiones '°, : Die Rtapbazfeit der. ſig. Juno 
minatcontracte,; wenn der... eine Theil: geltiſtet hatte, - ftügte ſich 
auf das Civilrecht im engeren Sinne. (auf ein durd::die Doctrin 
veranlaßtes Gewohnheitärecht);- fie gründete fach auf / eine durch 
das Civilrecht eingeführte. analage Erweiterung: ber: Rlagbarteit 
bennanter: Sontincte '°, und bie betreffende Klage .'hatle: fomit 
gine juris: civilis intentio, eine formula in. jas concepts: Da 
aber der Vertrag feinen Kunſtnamen hatte und eine feſt herge⸗ 
brachte Klage. tactio :Yulgaris) für den Fall an ſich nicht an⸗ 
wendbar wars fo reichte hier die allgemeine demenstratiu (6; 34) 
nicht hin und. es würde beßhalb-iniidber. Formel fiat einer ſolchen 
demanstratio eine :genaue:und ausfährkice: Angabe:bea Fattums, 
um dag es ſich handelte, der intentio vorangefchidk (praestribe- 
bantur.verba, psadscriptis verbig res. gesta demonstraba- 
tur) und dann biefer praescriptio die unbeſtimmt gefaßte juris 
civilis intentio und condemnatio .angehängt (quidquid.Nm. ob 
eam rem dare facere .onportet ex fide bona, ejus: jndex 
Nm, Ao. contemnato u. ſ. w.). : Hieraus erklaͤren fi voll⸗ 
kommen bie verſchiedenen Benennungen/ weiche für dieſe Klafſe 
Yon Klagen vorkommen, die Namen praescriptis verbis 
actio wegen jener praescriptio.'", oder in factum actio we⸗ 
gen der in ber praescriptip. suibaleuen, ausführlihen,singabe 


® 
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14) Mau nf hiernach zwei Sauptelafen ber. in- .-factum aotiones unters 
fcheiden: die Hunorariichen, vom Magiftrat eingeführten, mit.formula in fa- 
ctum concepta und die civilen, auf;:das Civilrecht gegründeten, mit.einer vurch 
eine praescriptio eingeleiteten formula in jus conoepta. 

‚ 15) Ueber diejg Klagen urgl. Zimmern Rechtsgeſch. III S 54, 56 Mäßlens 
bruch Ceſſion $ 15 S. 158 8. den jüngeren. Halte, im Rhein. Muf. Ba Vi 
©. 41f. ©. E. Heimbach in Gießner Zeitſchr. Br. XLS. 28% f. Elvero 
in jeiner Themis Neue Folge Bo. 1 ©. 333 f.. und heionbers warten Sykem. 
B.V$217 ©. 96. en 

16) D. XIX, 5 de praegeript, verb.aet. l. ñ8 1 2 4. 20... 

1)D.L ec. List. 2.59%, 84,7 1.J58, 17 pr. I. 20, 26. 
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des Thufchi is, eivilts’aetio weil bie Alage: m Ziolt- 
wechk begrünbet war, fie eine. Jıris rivälis intentio! hatte '%, oder 
civilis in-Psctum actio wegen ber Berbinbung der’ beiben 
letztgeuannten Beziehungen 2°, oder ine er si’aotlo;:civiläs ins 
serü actie! ‚wegen. ‚der undefimmten Saftung der Intentio | 24, 


i zen, \ n + Br) 





a dem Üntergange bes’ goriiufätpropeffed eff 
naturlich bie praciiſchen Beziehungen und Bedkutungen der’ Be⸗ 
nennung en der angeführten Klagen, und ſo find fie auch bei 
uns praͤciiſch “an ſich völlig‘ bedeutungslos labgeſehen ‘von’ beit 
Ausdrucke utllis actio f. S. 42). Wie aber voch auch im fpäteren 
Roͤm. Rechte ddieſe Benennungen “beibehalten würden / weil tu 


DIL, 1351, | Ä 

19) D. I. 155218, 15. 

20, Die. &151,21.5528. 16 pr. I BEE 

49 D.I. o. I 68,8, 9, 16 pr. 11; 14 de pact. EIER. DB I UOPEEN 
bicat utilis actio für diefe Klagen gebraucht wurde: pnräber ſtud bie Anfıtir 
ten mieder ſehr Yerichieden, beianders.in Begiehung auf Q.-II,.4 de transact. 
cst. 6, welche von siner,utilis actjo, quae ‚prascriptis. nerbis rpm gesfam 
demonstret, ſpricht. Für dieje Benennung, könnte ‚man “anführen, daß Die 
durch das Civilrecht vermittelte Klagbarkeit {n dei genählnten: Fallen ſtch hier 
wenigſtens urſpruuglich an die Analogie gewiſſer benaunter· Contrabis anfchivß 
¶Rot. 46). Rat darf man in ber cst. G.citi:das utilis naturlich nicht and die 
in der Stelle vorher erwähnte .agtjo ex ‚stipujetu begehen, Mach: wiirde hier 
die Analogie eine mehr allgemeinere feyn und nicht eine unmittelbare analuge 
Anwendung der Klage aus dem verwandten benannten Contract mit ihren 
Eitgenſchaften af den 'anbenannten Contrakt; j. B.: vie actäg' Ypraesoriptis 
verbis beim Tuitpe iR nicht Line actio em uiilis, fonderw den Taufıh‘ iR 
nur wegen feiner Berwandtichaff: mit dem Kaufe durch das Civilrecht unter 
der Borausiegung der vorangegangenen Leiftung zu den klagbaren Geſchaͤſten 
gezogen werden. Mehr aber noch fpricht für die Anficht von Elvers a. a. O. 
©. 360 f., daß in der ost. 6 cit. die utilis praescriptis verbis actio beveute 
eine jpätere Ausdehnung der praescriptis verbis actio auf einen Fall, 
in welchem man früher die praescriptis v. a. nicht zugelaffen Hatte (vrgl. 
D. 1. c.1.5$ 3) alfo eine erweiterte, analog angewendete praesc. verb. act. 
Dieſer Anficht tritt au Savigny Syſtem Bp.V &.97 bei. Mühlenbruch 
dagegen (Beifion $ 15 Not. 319) will hier utilis actio im wörtlichen Sinne 
für den Gegeniag von inanis actio nehmen (eine flattbafte, durchführbare 
Klage), was aber nicht angeht. Andere helfen ſich mit Verbeſſerungen des 
Textes und wollen ſtatt utilis jegen civilis, 3. B. Heimbaha a. O. S299 f. 


3%  Neunte Erört. Verhltuß ber Verurthlgz. Inhalte d. Rechts d. Klägers. 


gehorfam ber Executionsbehoͤrde unbenommen, durch Cautions⸗ 
auflage, perſoͤnliche Haft (wie lange?) oder andere Maaßregeln, 
welche die Kortfegung des Ungehorſams unmöglid "machen, ein- 
zufchreiten”, eine Beftinunung welche wohl zu unbeſtimmt ift und 
der Behörde zu: viel’ ehtwäumt. -b. Bei einem anderweiten poſi⸗ 
tiven: Thun (dad Geſetz Ant. 27. bezeichnet daffelbe durch Arhbeit⸗ 
verrichten): ſoll gegen den Wiberfpenfliden der Preffier (vd. 9. 
Das, was bie gemeimechtlichen Schtififteller Durch Einlegung einen 
Wahre bezeichnen). angewendet werden ?% :Sft- Dieß fruchtlos: fe 
kann der Kläger nad: feiner Wahl Erſatz des Intereſſes oder 
Ausführung der Handlung dardy;einen Dritten auf des’ Bellagten 
Koſten verlangen ?7..: Laßt: fi) aber weder das Eine noch das 
Andere durchführen (z. B. wegen: Unvermögenheit des Beklug⸗ 
tem) ober "hat es für ben. Kläger befonderen Werth’ daß ''der Bez 
klagtet die Handlung ſelbſt verrichte: So ſoll der Beklagte: durch 
dirſelben Zwangsmiftel welche im Falle von a. zuläſſig ſind, 
zur Leiſtung angehalten werbden..:: Auch hier gibt das Geſetz. gar 
fein Maaß, ‚namentlich: fein Maaß für- die „perföntiche: Haft”. bei 
„behartlichen Ungehorſam,“ . und gerade "bier ‚bei: pofitiven 
Handlungen würden ſolche maaßlofe Zwangsmittel, bie ‚man 
eonjequentermweife auch. 'fortfegen. müßte, wenn die Arbeit ſchlecht 
verrichtet wird, gar’ zu weit führen. Der Richter wird am Beften 
thun, hier nur ein mitdem Wert he und ber relativen Wichtigkeit 
der Arbeit im Verhaͤltniß fiehendes Zwangsmittel ‚anzuwenden 
und bei deffen Fruchtlofigfeit aufs Intereſſe zu erfennen. 

5. Bei Geldſchulden, und alfo auch bei den Verbindlichkeiten, 
welche wie die Intereſſesforderungen in Geldſchulden fi) 'auf- 





26) Exec.G. Art. 27. Das Geieg bezeichnet: bie Ginlegung des Preffers 
auch, wohl nicht ganz paflend, durch Perſonal⸗-Execution. 

27) Das Leßtere ift wohl nicht zu billigen (wird aber auch von den gemein⸗ 
rechtlichen Prozeßualiſten gelehrt f. 5. 8.5.22). Denn warum'ſoll das Gericht 
bier für die Arbeit durch einen Dritten forgen? Dieß geht über feine Obliegen⸗ 
heiten hinaus: Das Natürlichfte ift, dem Kläger ven vollen Geldwerth ber 
Arbeit im Wege der Execution zu verichaffen, und ihn dann felbft dafür forgen 
zu laffen, ob und wie er ſich von einem Dritten die Handlung ausführeh laſſen 
will, Nur da, wo Etwas wegzunehmen oder zu vernichten ift, wie bei unbe⸗ 
fugten Bauten, follte das Gericht jelbit die Demokition ze. vornehmen laſſen. 
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Lintu der x Vetſchiedenhen der Klagen auf die te 
beit Der tishterfichen Behandlung. und. Beurtheilumsi 


acũiones strieti juris (condieliones) und bonae ſidei. 
Durch das Roͤm. Rechtsſyſtem zieht ſich eine: Grunbuerfehles 
benheit. ber Klagen nach der größeren ober. befchränkteren Frei⸗ 
heit der richterlichen Behandlung und Beurtheilung bed Rechtet 
verhuͤltniſſes. Am Schaͤrfſten trat fie hervor bei civilrpechtlichen 
Obligationen, bei perſönlichen in jus concipirten Klagen, ud 
bier wurde fie duch durch eine eigenthümliche Bezeichnung ber 
zu den verfchiedenen Claſſen "gehörenden Klagen noch befoadews 
ausgebrüdt, durch die Bezeichnung seripti paris :actio oder Don» 
dio und benne Adei. actdones. : : ru, nd 
“i J : 

Die rn, Einthellung der Klagen in —* juris und boms 
ſidei Actiowes nämlich bezieht: ſich Bloß auf perſonlichs Klagen 
und nur auf ſolche, welche in jas conceptae waren, eineinteh- 





1) Neber dieſen Gegenftand find nun pornämlich zu vergleichen Die trefflichen 
Abhandlungen non Savigny Eyſtem Bo. V $ 218-220 und Beil. XII, 
(stricetijuris, bonae fideiactiones) ferner Beil. XIV (die Eonpic; 
tionen). Außerdem ſ. auch Puchta Infitut. Bod. U 8 165. Von den Bor: 
arbeiten aus früherer Zeit find namentlich zu erwähnen Ed. Gans lieber 
Roͤm. Obligationenrecht Heidelb. 1819 S.9—135 Mühlenbrud in den 
Heidelberger Jahrbb. von 1821 ©. 47 f. Zimmern Geſch. d. Pröu. > Peineke 
Bd. III 1829 $ 56-63. Ä 
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tio juris civilis (S. 36) hatten *. Die Verſchiedenheit zwi⸗ 
ſchen diefen beiden Gattungen von Klagen zeigte ſich aͤußerlich 
unmittelbar und zunähft in der Faflung der Klagformel. Bei 
ben perfönlihen Klagen mit einer formula in jus concepta 
wurde der judex durch die Praͤtoriſche Inſtruction, durch die 
formula, überhaupt angewiefen, über die vom Kläger behauptete 
Verpflichtung des Bellagten nach dem beftebenden Rechte zu ent⸗ 
fpeiden; die intentio der Formel ging hier fletd auf einopor- 
tere des Beklagten, ſoweit es im Civilrechte begründet fey, und 
bie Kormel wies den Judex an, wenn er diefe intentio nad 
bem befiehenden Rechte begründet finde, den. Beflagten zu ver⸗ 
urtheilen — si paret, Nm. X millia dare oportere (Intentio), 
judex Nm. X millia. condemna oder quidquid ob eam rem 
Nm.'dare facere oportet (Intent.), ejus Nm. condemng, si 
non paret absolve. Hierbei wurde nun bei manden perfön- 
lichen Klagen dem Judex noch vorgefchrieben, bei feiner Entfcheidung 
alles Das zu berädfichtigen, was bie allgemeinen: anerkannten 
Rechtögrundfäge (aequitas. ?*), der wahre wenn auch. nicht in 
Worten audgebrüdte Sinn bes Geſchaͤfis und die gegenfeitigen 
Beziehungen Berhätmifie und Anſprüche der Parthieen „mit ſich 
bringen. Dieß gefchah dadurch, Daß der intentio die Worte 
ex fide.bona oder ähnliche ° ‚beigefügt wurden, z. B. Quod 
A: A: apud:N. N, mensam argenteam depesuit, qua de re 
agitur (demonsträtie), quidquidob Bamirem Nm. Nm; An. Ao. 
dare facere opportet ex fide-bona,'ejüs judet Nm.-Nm. 
Ao. Ao. coudemnato etc. (Gajus IV, 47). In ſolchen Fällen, 
bei welpen der Törsiula im jus.'concepta bie Anweiſung beigefügt 
wurde, in: freierem Erineflen Das’ bei per Entſcheidung zu: berück⸗ 
ſichucen, w was. bie bona fides wir beingti viep dit Ringe 






2) Ob blos auf periönlihe Magen aus Rechtsgeithäften (Sontracten 
und eontraetsähnlichen Reihteverbältniffen), wie Eavigny annimmt, vder auf 
yeriönliche Klagen mit einer juris civilis intentio uͤb rehaubt— alio auch auf 
eirite Delietsklagen, darüber f: unten Not. 69. 

2a) Vrgl. mein Handbuch Br. |) 15 Ve zen Zu 

3) Früher z. B. bei manchen Formeln quantum adquius melius over ut 
inter bonos bene agier opörtet; ſpäter wohl gan; allgemein ex ſide bona. 
Savigny V G. 490. 
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eine bonae fidei actin: Hatte biefermula in jus concepta 
einen folhen Beifag nicht, wurde alfo der Judex nicht angewieſen, 
das Rechtsuerbälmiß ax fide bang zu. heuribeilen, ‚md ..Inutete 
baher die civiliſtiſche intentün Der Formel ‚fchlechtweg auf dare 
opartere oder dare fagere:nportere: ſo war die Klage eine 
strieti juris actio, ein strietum judicium,. eine condictie %, 
Bei den bonae fidei;'-actiones. biefi der Juder, wie bei: ben 
freieren Klagen überhaupt (S. 6 Not. 40), æben in. Beziehung 
auf das feriere: Ermeffen, welches ihm bei der Entſcheidung ſol⸗ 
cher lagen ‚eingeräumt mer, quch noch befondens arbiter,-bie 
Aagt war sin.arbitrium;. bei. ben strieti. jaxis aetiones ‚pie 


dcs . . 2 . \ . f 
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O GnjmsIV$5, 62,63 11V, 6dasct. 820 30 Saviguy VS, 5881. 
Daß condietio bei ven Romern eine stricti juris actio hedeutete, dieß haben 
fon Gans und Mühlenbruch nächgewielen. Ganz überflüffig dürfte es 
aber vollends nach Savi gnys angeff. Ausführungen ſeyn, hierüber Näheres 
änslufüfiten; nnd ich verweiſe daher im Dieter Beziehnng lediglich anf Savigny 
hamenttig ©. 803 f. 879 $..590°f.; Mar in eq wie mehr.ala zweifelhaft; wenn 
Gobigun den Kyeis Ber atrieti jur, aetio;amf periönliche Klagen aus Rıechtss 
ge ſch ftgw, beichränft und die civilen Delictallagen vop ihm aqusnimmt. Prol, 
unten Not. 69. Wenn manche Neltere und auch noch Glück (4. B. Pandect. XII. 
S. 8 f.) gar glaubten, die Eondictioneh ſehen bonae fideidthiories geweftt: 
fo ift dieß eine Anficht, welche, wie Sayigny S. 503. gewiß mit Mecht bes 
merft, eine beiondere Wiberlegung hidt.verbient. ++ Der Ausrudl stricti juris 
actio. (J. 4..c..$ 28) oder auch actio strigfi jadinii (D. XII, 3, de in lit. jur. 
1.5 8 4) over strictum judicium (J. I. c. $ 30) fommt ‚in den Röm, Quellen 
eben deßhalb feltener vor, weil man für fie auch den einfacheren Haien 'con- 
dictio Hatte und biefer der ganz gewöhnliche und gebräuchliche war. Für 
condictio findet ſich auch bisweilen der Ausdruck condictitia actio (5. B. 
3. III, 14 quib. mod. re $ 1 D. XII, 4 de condiet. causa dat. 1.7 pr.) 
oder actio condictionis (3: ®. C. IV, 5 de condietindeb. est. 1) und nas 
türlich auch der allgemeine Name actio ohne weiteren Belfag. Gewöhnlich 
nimmt man unter Berufung auf J. de act. $15 ımb D: XLIV, 7 de O. et: A. 
1. 25 pr. an, in einem weiteren Sinne jepcondietio für jede yerjönliche 
Klage gebraucht worben. ‚Allein in der: angef. ‘Inflitutionenftelle fagt dieß 
Suftinian doch nicht eigentlich (f. Not. 46) und was die J. 25 (aus Ulpianne) 
betrifft: fo war dieß zur Zeit ves clafflihen Röm. Rechts gewiß nicht Sprachs 
gebrauch. Die Stelle aus Ulpian ift ohne Zweifel nicht rein auf ung gekommen. 
Vrgl. Savigny V ©. 592, 598. er 
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er: blos Judex Cim engeren: Sinne), die’ Ringe war ein judichum 
im wahren: Sitine -*®, 
 sDaß'dVie practifhen Unte efhiebe zwiſchen dieſen bei⸗ 
ven Claſſen von Klagen bedeutend ſeyn mußten, ergibt ſich ſchon 
as dem vorhin Angedeuteten. Bei den Condictionen wurde 
das Rechisverhälmiß ſtreng nach “Dem beurtheilt, was lediglich 
aus den die Klage begründenden Thatſachen in ihrer Aeußerlich⸗ 
keit, beziehungsweiſe aus den ſtricten Worten des betreffenden 
Rechtsgeſchaͤfts folgte „und: dem Judex gendciu vorgeſchrieben, an 
wus · er bet ſeinem· Urtheile fich zu halten dabe; er war inſofern 
in engere Schrankain gebunden, über- deren Grenzen hinaus er 
nicht gehen durfte, ſollte auch die Beachtung anderer Rückſichten 
noch ſo ſehr aus den allgemeinen Grundſätzen des beſtehenden 
Rechts folgen, und auch bie Inftruetion des Prätots mußte ſich 
Bei den Condictionen immer ſtteng ſo zu ſagen an die Aenfer- 
lichkeit des Rechtsverhältniſſes, den buchflählichen Sinn des Rechts⸗ 
geihäfts und an, bie vom Beklagten bei ihm ‚angebrachten Er: 
eeptionen halten. Kam es bet strietis jadieiis wirffih. zum Prozeſſe: 
fö war bee "aber in feinem Urtheile im der Regel an die Ber- 
haͤlmiſſe gebunden, wie fie fich zur Zeit der Litis3@ontefa 
tion. und durch dief e gebildet hatten; fpätere Aenderungen, 
wenn fe auch noch vor Fällung feineg Urtheils eintraten, burfte 
er in: der Regel nidyt mehr ‚beachten 5, 

' Bet: den -benae ſidet "Actiones dagegen ‚atte der‘ uber 
feine Hand. Er wurde angewieſen, über die nach dem Civil⸗ 
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409 Img weiteren Sinne wurde judex und jndichum auch leiden def actiopes 
gebraucht (orgl. S. 6) numentligh. ſtets in der. Formel ſelbſt hei der Veßellung 
des uvex. Vrgl. @avigny V S. 104. Die arbitria, hie jreiexen, Klagen 
überhaupt, mis einen arbiter (unt. Rx. V), ſind wohl zu untericheinen son den 
arbitrariae actianes (S, 18). Allerdings waren nur ixeie Klagen ar⸗ 
bitrariae actiones, aber nur gewiſſe freie Klagen gehörten ihrer befouveren 
PRichtung: tegen zu den arbitrariae act, (©..17).... _ 

5) Dieigr allgemeine Grundiag wird gewöhnlich ve der Entwicklung der 
Natur · ger ser. jur, actiones nicht gehoͤrig herausgehoben. Er if aber gerade 
fehr wichtig und hatte eine Neihe der wichtigiten —X gthumlichkeiten der str. 
jur. act. im Gegenſatze zu den b. f. actiones zur Folge. Dean vıgl. 3.2. bie 
folgenden Nr. 1, 9, 10. Eine Ausnahme von dem angel. Grundſatze j. Not. 17. 
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vahte: beſtehende Berpflühtung des Beilagen‘ ex fider bonw zu. 
emſcheiden. Allerdings hieß dieß nicht ſo viel, als ob erblos 
nah ſeinem⸗ aindividnellen Billigleitsgefſihle nad feiner ſubjeciven 
Anſicht von Necht und Gerechligkeit zu enutſcheiden gehabt hatte 
Deunn auch bei ben bonde fidei aetiones: war' ber. Richter an 
has beſtehende pefitine Recht gewieſen ımb gebimben ®r. ‚Allein! 
ex. Yatte den Inhalt biefes Rechts "auf das vorliegende Verhäk- 
ip anzuwenden mit defonderen Erwägung: und: Berädfihtigäng 
aller sonmwerte. Begiehüngen des Falles, der: gegenſeitigen Anz’ 
Aisliche und Verbindlichkeiten der Barthiren und aller rechcuuch 
mögligen: Giawandungen / wenn! ſit auch wicht) ſchon / vor Kenn 
Prätem:tin jare) beſonders vorgebmacht waren, ſondrun erft. vvr 
im; dem judex; ſiu jadicio) vongebtacht wurden; ſomlt Die 
Pracoriſthe Juſtraction · nicht · beſonders auf für: lautete Uelor⸗ 
haupt: hatte !ex. hier nicht blos auf, eu. Standpuufn ber ‚Suche, 
wie er zur Zeit der Titid-Eonteflation war, zu fehen, fonberg 
aus ‚alle Berinberungen-e' beachten, bie fich Bid zur Faͤllung 
foined Ursheiled zutrugen (vngl. Not. 6). Dabei hatte er ſich 
nicht blaß an: Die ‚nackten wmmiktelbneen Folgen des Die Klage 
begrürdenden Zactums zu halten, "Das RNechtsgeſchaͤft nicht blos 
nadb? feinem Buchſtaben und: ſtiner aͤnßeren Erſcheinung ſondern 
nach . feiner; innerenzuriſtiſchen Bedeutung und. dem Singe zu 
beurtheilen, in melchem es bei Feſthalten an: Treut und Mlauben 
genommen werden mußte, unddaffelbe nach dieſen Goſichtspunk⸗ 
ten nd: aus Biber algemeinen rechunen Ratur und den nallge⸗ 

N Tan IL a ———— 

J F J — 3 tan rn 

5. ar Gerape i in. einer, Sch, welche vom — judieis (Rpt:.8): bamkikı 
in J. WW, 17 de off. jur. ‚PF- heißt eq: inprimis illud obaervare dehes jur 
dei, ne dlifer judicet, quam legibus aut constitutionibus aut moribug 
proditdln est. Brgl. auch Burchardi Lehrb. $. Kim. Rechts Th. II, i843 
&: BE ‚Nur iR es unrichtig, wein Derſelbe bon ben Condictionen fagt daß 
bei ihnen „dem Inder vom Prätor nur beitimmte factiſche Fragen zur Ve⸗ 
„antwortung geftellt wurden, über die er gar nicht hinausgehen burite, fo daß 
„ex hieid:tedigkiäg durch fein Erlenntiniß u bejtihen ober zu! verneinen, abi mit 
„mem Rechtspunkt eigentlich nichts zu thun hatte.“ Die eondictie 
war ja eine formula in jus concepta (©: 36), and um fi dor der Unrich⸗ 
tigkein jener Charatteriſirung dds strickum jus zu uͤberzugen, darf ion Aut 
eine Condictionsformel bei Gajus leſen. 


48 Gilfte Erört, Strieti jur. und bomae fid. actiones. 


meinen: Srunbfägen ber augnitas zu ergänzen °.,1Goldke: Rüd: 
fichten auf Momente, welche in der Praͤtoriſchen Iufrustion bios 
unter der allgemeinen Hindeutung anf bonum und aequum an 
gebeutet: wurden, ‚ bezeichnen bie Quellen durch officium ju- 
dicis 7, nicht in dem Sinus, als ab der Juder in feinem Ur⸗ 
theife durchaus. alled Das, was.in dem ofliecium emthalten if, 
ſelbſt mögliche Finwenbungen und Anſprüche 3. B. Einreden 
Rebenforberungen. und drgl., ohne einen darauf gerichteten An- 
teag der Parthieen hätte herädfichtigen dürfen, ſondern in bem 
Sinme, daß er auf die. geeigneten Anträge ber: Parthieen fie ſelbſt 
dann zu berlidfichtigen habe, wenn fie auch wicht. in dev vom Pra⸗ 
tor gegebenen Inftruction: befonders nambaft gemacht waren. 
.» Aus diefer. verſchiedenen formellen. Behanbhung und bem 
verſchiedenen Maaßſtabe der Beuriheilung ..ergaben ſich im Ein 
zelnen eine Reihe wichtiger Berſqiedenheiten zwiſchen beiden Rey 
gattungen, namentlidht: . si . 

4. durfie ber Juder bet ven stricti juris.artiones eigentliche Er 
ce ptionen des Beflagten, follten fie auch no) fo begründet ſeyn, 
durchaus nicht: beachten, „wenn. er nicht in der som Praͤtor Ihm 
gegebenen Formel ausdrücklich darauf Infteuint: war. Des. Be 
klagte mußte ſich daher bei. Eondictionen: weht. vorſehen, feine 
Erceptionen fihon vor ‚dem. Prätor (in jure). bei: der Lite 
Gontefatton anzuführen Corgl. Not. 5% damit fie in die In⸗ 
Arustion aufgenoimmen. werben konnten, fonft wuren fie. für ihn 
verlohren; fie. waren ſelbſt dann. für ihn verlvhren, wenn er 
fein Recht zur Einrede erſt nach der Lit.Cont. entdeckte 7=, Ihre 
Aufnahme in die Inſtruction geſchah in der Form einer Auf 
nahme Cdaher ber Name exceptio); welche in negativer Faffung 
ber condemnatio vorgefegt wurde (3. 3. si-paret Nm. Ao. X ex 
stipulatu dare oportere: siin ea re nihil dolo malo actoris 
- factum sit tneque ſiet, oder siea res Judicata non mei, judex 





9 J. de act. $ 30 D. In, 5 de negot gest. L7 XXI, 1 de aedil edic 
L.31$20. . 
7S. 3. B. 17 eit. Gajus IV, 63. 
9 Prgl. Eavigny.V ©. 466 un u s in und bie Stellen dt 
ote 9. 
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... oondemnato etc.), fo daß nun baburd) die Condemnatio eine 
doppelte in der Formel ausgebrüdte Bedingung erhlalt, gleich» 
fam eine pofitive (daß bie Intentio begründet fey) und eine nega⸗ 
tise (daß die Erceptio ſich nicht begründet erfinde) ®. Syn eini⸗ 
gen Fällen wurde im älteren Recht die Ießtere negative Bedingung 
(die Exceptio) der Intentio vorangeſtellt Cypräferibirt) und 
bier hieß -fie dann wegen biefer befonberen Stellung prae- 
soripti:o (pro ren, wohl zu unterſcheiden von ber praescript. 
pro actore Erdrt.. XII bei Not. 18) ein Ausdruck, welcher; 
als man fpäter (ſchon zu Gajus Zeiten) folche Präferiptionen: nicht 
mehr der Intentio voran ſtellte fonbern wie aubre . Erceptionen 
nad) ihr fegte (Gajus IV, 433), doch nicht mur für jene Bälle 
noch gewöhntich beibehalten fondern auch allmählig für jede Er- 
ceptio fomit ganz gleichbedeutend mit Exceptio gebraucht wurbe ®=, 

Bei den bonae fidei actiones galt jene formelle Befchrän- 
fung in Betreff der Exceptionen ®® nicht. Bei ihnen hatte der 
Judex die Erceptionen zu beachten, wenn fie auch nicht fchon 
bei der Litis Eonteftation in jure vorgebracht und nicht in die Formel 





8) Gajus IV, 119 D. XLIV, 1 de except. I. 2 pr. 4 22 pr. XIX, ı de 
A. E. V. I. 25 VI, 2 de Publ. act. I. 17. 

8a) Schon in den Pandecten erweist fi) das Aufkommen dieſes Syrachge⸗ 
brauchs (vrgl. die Stellen bei Savigny V $ 226 Note) und im Coder werden 
praescriptio und exceptio durchaus als gleichbedeutende Ausdruͤcke gebraucht, 
3. B. praescriptia peremtoria und dilatoria für except. peremt. und dil, 
(C. VIII, 36 de exc. ost. 8, 12) und die Rubrik des oben angef. Gobertitels Heißt 
deßhalb de exceptionibus seu praescriptionibus. 

8b) Natürlich galt auch bei stricti jur. act, eine folche formelle Beichränfung 
nicht bei folchen Anführungen des Beklagten, bei welchen er feine Vertheibigung 
blos auf Berneinung ber Exiſtenz bes vom Kläger in Anfpruch genommenen 
Rechts an ſich gründete (3. B. wenn er läugnete, daß bie Schuld je beftanden 
habe, oder behauptete, fie ſey laͤngſt bezahlt). Sole Berneinungen batte der 
Judex jedenfalls zu beachten und fie wurden gar nicht in bie Formel aufge⸗ 
nommen, weil ſchon in der Faſſung der Intention ihre Beachtung lag. Denn 
dieſe ſpricht ja die Cxiſtenz des in Anſpruch genommenen Rechts als Bedingung 
und Vorausſetzung der Condemnation aus, fo daß der Juder ſtets abſolviren 
muß, wenn ſich dieſe Bedingung unbegründet zeigte (si paret.. . condemna). 
Savigny VS. 157 j. 

Waäͤchter, Groͤrterungen. IL. 4 
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aufgenommen worden °°, fonbers exf vor ihm Gn jadieio) zur 
Sprache kamen; benm bie Jaſtruction wies ihn bier ganz allge: 
mein darauf hin, Die Berbindlichfeit des Beliagien ex fide bena 
30 beuriheifen,. fomit :wenn, aus welchem Grunde es fey, bie 
Aufprüce des Klägers ald ungeredt erſcheinen, Diefen abzu⸗ 
weifen. Dieß drüden.bie Röm. Quellen namentlich badurch aus: 
das jufieium honas fidei ſchließs won ſelbſt in ſich die deli 
exceptio (continek in se deii. wall exceptionem ober doli 
excaptio inast honae fidei. judieie) ? d. h. ber Fuber hat 
Wer ſieis ſo zu verfahren, als oh er auf. bie Beachtung ber deli 
esceptio beſonders infimirt. wäre... Diefe deli exceptio im 
weiteren Siune begreift aber. alle Excepsiouen °*, indem man 
bei einer im Rechte wohl begründeten Einrede immer jagen kam, 

es gehe in Dolus über, wenn man ihr, falls ſie begrundet iſt, 
micht nachgibt '°. 


—2 
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8c) Ein ſolches Bonbringen ber Erceplicntn bejb, 1. acft; mb ihre Auf 
nahme in die Formel war allerdings (wie au Savigny V ©. 163 annimmt) 
zuläifig und gewöhnlich, nur nicht nölhig. Jene Zuläifigkeit-bezweiteln Kbrigent 
Manche z. B. Zimmern R. &. HI S. 305 Puchta II, € 170 Not, t. 

9) D. XXX, de tegat. I, 2.84 $ 5, XXIV, 3 sol. matr. L 21 a.&, Vrgl 
auch D. XVII, 5 de resc. vend. 2.3, IE, 14 de pact. 2.7 $ 5. 6, Gaj. IV, 63. 

9a) Manche beziehen vie Stellen der Not. 9 und fomit diefe exceptio doli 
und den im Terte angeführten Grundſatz nicht auf ſolche @inreden, die auf rein 
pofitiven Vorjchriften und nicht ſchon auf den allgemeinen Orundfägen der aequi- 
tas berußen, wie die exceptio SC. Vellej. und die exc. rei judicatae ;z. 2. 
Simmern IIS. 191 Buntalls 170. Dagegen. aber Sayigny VS. 467 
und bie folgende Note. 

40) Diefe doli exc. im weiteren Sinne if wohl zu unterfheiden von ber 
Soli exc. im engeren und eigentlichen Einne, d. h. von der Einrede aus einem 
Bei Begründung des Rechteverbältniffes veräbten eigentlichen Betruge. Don 
einem eigentlichen dolus ift bei jener doli exc. fm weiteren Sinne nicht noth⸗ 
wendig die Hede: Die Quellen gehen nämlich bei ihr davon aus: einen unbalts 
baren Rechtsanipruch fol Niemand verfolgen; verfolge daher Jemand einen 
Anipruch, der durch eine Einreve abgewieſen werden fönne: fo fey die Einrede— 
wit der er abgewiefen werden könne, jevenjalls eine doli exc.: zwar fey bier 
nicht gerade dolus malus vorhanden, ein dolus ex proposito, aber jebens 
falls ein dolus ex re, resin se dolum habet, d. h. der Anſpruch bes Klägers 
erweiſe ſich durch fe ala ein umgerechter und wenn der Kläger füch ver Cinrede, 
falls ſie begründet if, nicht fügen und von feinem Anſpruche nicht ablaffen würde: 
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Seit Die Juſtrui rung des Juder auf bie Beachtung eier 
Exception war beim strictum jus urſprũnglich nur ſehr beſchränkt 
zuläffig. Kine Reihe von Erseptiouen wurbe nur allmählig beim 
strictum jus zugelaffen, theild durch kaiſerliche Conſtitutionen 
(» 3. J. de act. $ 30) beſonders aber Durch praͤtoxiſche Neue⸗ 
sungen (z. B. Not. 14). Ueberhaupt 

2. unterſcheiden ſich die stricti juris und b. f. negotia be⸗ 
ſonders auch Darin, Daß bei den Letzteren bie Berückfichtigung 
mancher Momente ald aus ber Natur des Sefchäfte ſelbſt fließend 
betrachtet wurde, während fie bei den striot, j. negetüs nur in 
Folge befonderer allmählig für fie eingeführter Rechtsmittel ſtatt⸗ 
baue, So wirkte z. B. der: Betrug und Zwang bei negotiis 
b, £. ipso jure d, h. die Beachtung diefer Mängel lag in der 
Natur des Sefchäfts bergelalt, Daß der Betrogene und Gezwungene 
gum Zwecke ber Aufhebung des Geſchäfts beziehungsweiſe des 
Erſatzes ſeines Schadens ein beſonderes Rechtsmittel nicht 
nöthig hatte, ſondexn dieſe Zwece mit der Klage aus dem ab- 
geſchloßenen Maſchafte (aeti emti,' coiducti u. f. m.) verfolgen 
Tonne *":währenb.hei atrict. jur. .uggetiis bie firirte Natur des 
Geſchaͤfta gegen. die Beachtung ſolcher Momente war. Daher 
haue bei ihnen anfänglih gar fein Rechtsmittel aus Betrug und 
Zmang: fait und exrſt ſpaͤter wurdt durch ben Praͤtor für .ben 
durch Betrug odex: Bibang ‚bei. einem negokium stricai juris 
Vernachtheiligten eine beſo ad ere Binge, eine aetiea doli umb 


iv gehe nun wenigſtens ſein Handeln in ein doloſes über. D. XLV, 1 de V.O. 
. A0 a. G. XLIV, 4de dol. exc.L 2.5.3, 4 und bei. 95; Namentlich gebraucen 
‚Jabtn die Quellen dieſe oligemeine Bezeichnung (exc. doli), wenn bie Cinrede 
Teinen ktchniſchen Nauen. Yakle. Beiipiele |. in D. de dol. exc. 1.48 1,4, 
79 1.61.8814. 14, 1611, 14.de past. L1082L.2151,2.2562 
4:26 VE, 1 d.R.V.2.27 552. 30.1. 65 pr. X, 1.deA-E’V.Lasg9 
1.28. - Unire Auxiſten bezeichnen dieſe exc. doli im weiteren Sim durch exc. 
doli generalis:und dagegen Die, welche auf einen wahren Betrug ſich Hügk, 
durxch exc.dolispecialis. ... 

11) D.IV,3 de dolo 7831. 9pr. XVII, f de Q R. 1. 68 $2.XIX, 
1 de A. E.V. 2.1384, öl $3 XIX, 8 loc. Z. 23 C. AV, 44de.nesc. 
vend. cst. 1,5. 8. 

12) D. de dolo 2.1 8 1 gl. mit Cicero de nat. Deor. III, 80 de offic. 
I11,.14. Burchardi Lehre v. d. Wiebeseinjegung sc. S. 307 f. Run iſt Das, 

4 * 


52 Gilfte Eroͤrt. Stricti jur. und bonae fid. actiones. 


quod metus causa ‘? eingeführt (alfo nicht eine Klage aus 
dem str. jur. negotium gegeben) und für den Fall, daß ſchon 
eine bloße Einrede ihn gehörig decken würbe, eine exceptio 
doli und metus eriheilt '*. 

Außerdem wurde auch auf Nebenverträge, welche ihrer Form⸗ 
Iofigfeit wegen an ſich unflagbar waren (pacta), wenn fie einem 
Hauptvertrag beim Abfehluffe deffelben fofort hinzugefügt wurden, 


das Klagrecht aus dem Hauptvertrage erfiredt, wenn diefer bo-' 


nae fidei war, nicht aber wenn- er strieti juris war, fo daß alfo 
im Yegteren Falle das durch ein pactum adjectum Zugefagie 
nicht mit einer Klage verfolgt werben konnte *5, 

3. Beibonae f. negotiis fonnte auch Das eingeflagt werben, 
was beim Gefchäfte nicht ausdrüdlich zugefagt wurbe, wenn es 
nur bei Geſchaͤften folder Art allgemein gebräuchlich) war und 
es baher als im Willen ber Parthieen gelegen angenommen 
werben mußte, während bei stricti juris negotiis in ſolchen Be- 
ziehungen nur das ausdrücklich Zugefagte beachtet wurde 1°, 

4. Bei manchen stricti juris actienes fann ber Kläger blos 
auf den unmittelbaren, urfprünglichen Gegenftand der Obligation 
Hagen, nicht auch auf die fpäteren Hinzulommniffe zu bemfelben, 
3. B. auf Herausgabe der Früchte Cauf die causa rei), felbft nicht 
auf diejenigen, welche vom Berzuge des Schuldners an zur Sade 
hinzukamen, während bei den bonae fidei actiones auch biefe 
fpäteren Hinzufommniffe (bie omnis causa) von ber Zeit an, 


was Burchardi ©. 309, 315 über eine de dolo actio in jus concepta 
fagt, unvichtig. Denn die prätorijche de dolo actio fonnte feine jaris civilis 
intentio haben, jondern war nur eine formula in factum concepta f. auf 
Savigny Syfiem VS. 473. Bangerow Pandect. $ 185 Anm. 1. 

13) D. IV, 2 quod met. caus. £.11.983,7, 82.10. Cicero in Verr. 
I, 3cap.65. Burchardi a. a. O. &.304j. Die quod metus causa act. 
wurde aber auch bei negotiis b. f. geſtattet, weil fie für den Verletzten in 
manchen Beziehungen noch vortheilhafter war, als vie Contractsklage. C. II, 

.20 de his quae vi cst. 4. 

14) D. XLIV, 4 de dol. except. 2.4 $33, J. IV, 13 de except. $ 1. 
Vrgl. auch D. IV, 2 quod met. c. 1.983. Burdhardi.a. a. D. ©. 297. 

15) .D. II, 14 de pact. L7 8 5 C.1, 3 eod. cst. 13. 

16) D, XXI. 1 de aedil. edict. 2. 31-$ 20 XLV, 1 de V.O. 2. 99 pr. 


— vu. — vu — ww 
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\ 
in welcher der Schuldner die Hauptſache herauszugeben verbunden 
war, gefordert werden Tönnen (D. XXH, 1 de usur. lJ. 38 
$7—10 $ 15). Uebrigens galt fene Befchränfung bei ben strictis 
judieiis nicht unbedingt. Ste galt nämlich 

a. nicht für die Zeit von ber Litis Conteftation an, indem 
es allmählig auffam, daß auch bei allen Condictionen die Neben- 
fahen, welche der. Streitgegenfland von der Litis Bonteflation an 
bis zur Verurtheilung trug, gefordert werden fönnen 17, 

b. Auch galt fie überhaupt nicht bei denjenigen Condictionen, 
welche auf Nürderftattung einer aus dem Bermögendes Klägers 
gefommenen und in das Vermögen ded Beklagten ‚ohne rechtli= 
chen Grund übergegangenen Sache gehen (ad id consequen- 
dum, quod meum fuit),.alfo z. B. nicht bei der condietio 
indebiti, ob causam, datorum und dral. 1°; fie galt alfo nur, 
wenn der Kläger eine nicht erſt aus feinem Vermögen in das 
des Bellagten übergegangene Sade fordert, wie bei Klagen 
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17) D.2.0.1.21.3$917.3887 XLII, 1derejud. 28XU, 1deR.C. 
1. 31 pr. Ueber ven Grund vrgl. die VBermuthung bei Savigny V ©. 501. 

18) Diefe weitgreifende Ausnahme wird gewöhnlich gar nicht angeführt. 
Einige berühren fie, aber ohne ihr die gehörige Bedeutung zu geben z. B. Puchta 
Inſtitut. DI$ 165 Not. 8., indem er blos fagt, Paulus laffe in der A 38 de 
usur. in den angegebenen Fällen eine Berechnung ber Früchte zu. Allein fie 
wird nicht bloß im Allgemeinen und im Ginzelnen in der 2.38 $g1—3 $ 7 
de usur. ausgefprochen, fonvern auch fonft noch in Stellen, welche nicht blos 
von Paulus herrühren. ©. z. B. D. XL 6 de condict. indeb. Z. 15 pr. 
XI, 4 de condiet. caus. dat. I. 12 (Stellen aus Paulus), ferner 2.7 $1 
eod. (Stelle aus Julianus). Dagegen jcheint eine andere Ausnahme, welche 
haufig behauptet wird, ſehr zweifelhaft zu ſeyn. Viele (namentlih auch Sa⸗ 
viguy V ©.618 Puchta a. aD.) behaupten nämlich wegen Z 4 pr. de usur, 
daß bei den Gonbictionen, welche auf ein ingortum. gingen (f. unt.), ſtets 
auch die omnis Causa habe gefordert werden fönnen. Allein über dieſen Punkt 
widerfprechen fich die Quellen ‚geradezu. Denn mährend die d. 4 cit. jagt, bei 
der Stipulation vacuam passessionem tradi (ein incertum) fünne man mit - 
ber act, incerti ex stipulatu auch die Früchte aus der Sache fordern, fagt bie 


LIL B SIXIX. 1 de A. E. V., bei einer folhen Stipulation fönne man mit ber‘ 


act. ex stipulatu die Früchte nicht fordern, und fegt überhaupt im Beziehung 
auf bie Verpflichtung zur Herausgabe ber Früchte diefer stipulatio incerta 
ganz gleich die Stipnlation fundum: dari, alfo eine stipulatio certa. 
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ans einer Stipulation, aus einem Teftament (Not. 48, und auch 
im legteren Falle nidyt Beim legat. sinendi modo Not. 65). 
5. Unter der omnis causa, welche der Stläger bei bonae 
fidei actionibus von der Zeit an, in. welcher der Gegner den 
Hauptgegenftand der Klage herauszugeben Batte, und auch in 
den eben angeführten Fällen (a, b) bei einer stricti juris Actio 
fordern Tann, find nicht begriffen die Zinfen aus einer ſchul⸗ 
digen Summe vertretbarer Sachen. Die Berpflidtung, Zinfen 
zu bezahlen, beflimmte ſich nad. anderen Grundfägen. Aber auch 
hier trat wieder eine bebeutende Berfchlebenheit zwiſchen den stricti 
juris und bon. f. negotüsund actionibus ein. Bei ven Tegteren 
wird man zur Berzinfung des ſchuldigen Capitals aus Grimden ber 
sequitas verpflichtet; zu biefen Gründen gehört namentlich ber 
Verzug bes Schuldner (D. de usur. 1,832 $ 2 und XVI., 
3 depos. 2. 24), ber auch durch gerichtliche Mahnung, alſo durch 
Anfellung und Anfinuation der Klage, begründet werden fann, 
aber dadurch nicht nothwendig begründet wird, indem der Be⸗ 
Fagte durch gerichtliche oder Außergerichtlihe Mahnung dann 
nicht in Verzug gejegt wird, wenn er plaufible Gründe hat, es 
auf einen Prozeß ankommen zu laflen '°. Bei den stricti juris 
negotiis und actionibus dagegen Fonnten Zinfen immer nur 
dann. verlangt werden, wenn fie ausdrücklich verſprochen wurden; 
es Fonnten alſo auch feine Verzugszinſen gefsrbert werben, felbft 
nicht nach: begonnenem Prozeſſe ?°. Daraus erflärt fih aud, 





19) D. de usur. J. 24 pr. um L, 17 de R. J. 4.63. ‚Die Litisconteſtation 
begründete alio bei b. f. actionibus ketneswegs an ſich die Pflicht zur Jinſen⸗ 
zahlung; vielmehr wird fie Bios durch den Berjug begründet, Bei beit die 
Litisconteflation nach Rom. Rechte an fich etwas ganz Indifferentes ifl. Hatte 
der Schulbner feine plaufible Gründe wie Zahlung gun verweigern? fs komurt ex 
allerdings durch gerichtlääye (wie vurch außergerichtliche) Mahnung in Verzug, 
aber auch bier mach gemeinem Rechte nicht: erfl vurch ben Act ver Litisconte- 
ftation, fondern ſchon dadurch, daß bie Mahnung Ihm zufam, alfo’ünrch die 
Mittheilung ver Klage (anders nach dem Wättt. Recht f. unten XIII. Erört. 
nach Note 67). Vrgl. auf Kterulff Civilr. 1 ©. 281 v. Madai Lehre v. d. 
Mora ©. 72 f. 371 f. (wonach näher zu befimmen it, 1068 Derjelbe S. 33 
unb 65 jagt). 

.20) D, XIX, 5 de praesofipt. verb. act. 1.24 i det Mitte XVI, 3 depos. 
1.24 C. IV, 3° de usur. ct. 2 Madai a. a. O. S. 807 f. Saviguy V 
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daß bei der. cpndictio ‚IndebHi ie; Verzugszinſen -eingeflagt 
werden konnten, eben weit fie.eine wedia.stieti juris war 20%, 
6. Die negotia sirioti juris wurden fiyeng woͤrtlich aus⸗ 
gelegt, Toter auch. bie. Auslegung auf Reſultate führen, welche 
den: allgemeinen Rechiägrundfägen widerſprechen ?.: Wer. daher 
3. B. in einer Stipulation (strieti jur. negot.) einen. Selaven 
zu leiflen. verſorach und den Sclaven nachher. vergiftete; ihn aber 
ſo lange er noch lebte :Jeiftete, Solynse iin: Des-Rlage aus der 
Stitelntien nilht:auf: Erſatz bolangt werden, weil er. dem Buch⸗ 
fiaben nach erfüllte, wag er verſprochen hünte, indem er einen leben: 
digen Solapen geleiftet-Antte.??, während bei einem hegotiumh bo- 
nae fidei: in einem ſolchen Falle Der Kläger mit der Klage aus 
dem Geſchäfte auf Sriag Hagen konnte (die Stelle der Noß. 22). 
Much in Beziehung auf Eulpa trat eine doppolle Werfihieden- 
heit zwiſchen ben strieti juris und dem b. f. nekwküs Isa, Deuͤn 
: 7. wer and einem: negatium stridti :jbris: eine: Bahe zu 
gehen hatte, haftete nur für po füttve rſchaͤdliche Einwirkungen 
auf bie Ende. (oalpa: in. faciendoy, nicht aber: für: ſahrloͤfſige 
Antertaffungen,: für Richtbewahren und Nichtbewachen der: Sache 
u. ſ. w. »ꝛ3 währenn man beiandexgn‘ Obliganbnen auch fin 

‚calpa in omittenilo haftet. Dagegen thußte *  -J : 
8. bei eher onligatio stricti. Juiis dor Vtrputhicte ꝛ immet, 


⸗ 





S. 463. Daß die I. 35 D. XII, 1 de usur. (lite contestata usurae currunt) 
nicht das Gegenteil fagt, it unten @rölt. XII Not. 30 nachgewiefen. Nur 
beim legatum sinendi modo tam allmaͤhlig eine Ansnahmé auf; '\. Ndt: 65. : 
202) GC. EV, 5 de condiet. indeb. ost. 1. Ich demerke dieß nichtig, 
weil auch nöch bei ung Mathe, namentlich auch mandhe Wuͤrtt! Gerlchte bei 
ber condictio indebiti Berzugszinfen nicht zulaſſen wollen. 
210) Einige Milderuntgen mußten ũdrigens Hierin voch allmaͤhlig ſugegeben 
werben. ©, z. B. D XIX, 2 locati L. 349 1 XLV, 1 de V. O. 4.94. 
- 22) Der Berechtigte konnte ſich Bier nur mit ber’ Hrätorifihren aetio doli 
helfen; D. IV, 3 de dol. 2.793. Ratũtlich wenn ber Stlave noch vor ber 
keiſtung ſtarb: jo konnte aus der Stipulation geklagt werben, weil vurch Nichts 
lecftung oder durch Leiſtung eines Tooten die Stipulation auch nicht einmal wörts 
"U erfüllt wurbe. D. XLV, 1 de V.O. 1. 91 pr. ' 


23) Qnia qui dati proimisit; ‚ad dandum, non ad faciendum, tene- 
tur. D. 2. c. 
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ohne Rüdfiegt darauf, daß er blos einfeitig ſich zu eimer Leiſtung 
. verpflichtete, für das geringfie Berfehen (ommis culpa) in feinen 
pofitiven Handlungen einfteben, während ber Schuldner bei b. f. 
negotiis, wenn das Gefchäft bios zum einfeitigen Bortheil des 
Gläubigers eingegangen war, in der Regel blos für culpa lata 
haftet °*. 

9. Ereigniffe, welche auf den Beſtand des Rechts des Klaͤgers 
son Einfluß find, hat der Juder, wenn fie erſt nach der Litis 
Conteſtation eintraten, bei strictis judicüs nicht zu beachten, 
wohl aber bei b. f. judichs a, . 

10. Iſt der Werth des Streitgegenflanbes zu erjegen, was 
wegen des S. +5 angef. Grundfages im älteren Römifchen 
Rechte bei jedem Prozeſſe eintrat, wenn ed zur Beruribeilung 
kam: fo war ben ©. 46, 47 ausgeführten Principien zu Folge ber 
Zeitpunkt, nach welchem ber Anfchlag zu geſchehen hatte, bei 
Condictionen die Zeit der Litid Konteflation (wenn es fich. nicht 
von einer ſchuldigen vor. der L. C. zu Grunde gegangenen Species 
handelte) bei b. f. actionibus; die Zeit des gefällten richterlichen 
Urtheils 282. War der Schuldner im Berzuge:. fo wurbe bei 
Condictionen der Werth zu Grunde gelegt, den die Sache beim 
Eintritt des Berzuges hatte; bei b. £ actionihus dagegen Fonnte 
der Werth der Zeit des Anfangs bed Berzuges oder der Ber- 
urtheilung, alfo welcher der höhere war, gefordert werden ?. 
Dagegen wurbe 


24) D. I. c. unv XXX de legat. I, 2. 108 $ 12, 

24a) Näheres hierüber f. unten XIII. Erört. Abſchn. IV. 

25) D.XII, 1deR.C. 2. 22 XIII, 3 de condiet, trit. 2. 4xXIII, 6commod. 
LB S2 XIX, 1deA.E.V.2.3 $3 Gans Ueber Roͤm. Obligationenrecht 
S. 62 f. Madai a. a. O. ©. 315 f. Viel geftrittien wird in dieler Hinfiht 
über Z. 3 de condict. trit., nach welcher bei der condictio trit. auf das 
condemnationis tempus gefehen werben joll. Gans bezieht dieß auf 

‚die etwaigen Acceffionen, wegen des Grundſatzes der Not. 17; Huſchke (Gießn. 
Zeitfchr. XX S. 267) will ſtatt condemnationis lefen contestationis, 
wodurch man freilich über alle Schwierigkeit wegfommt. In der That aber 
fann diefe Stelle feine Schwierigkeit im Refultate machen, da die gleich folgente 
Stelle (I. 4 eod.) die litis contestatio als den Zeitpunkt der Aeftimation bei 
Eonpictionen nennt, und das Gleiche in allen anderen Stellen geſagt iſt. 

26) ©. die angeff. Stellen, namentlich 2. 38 3 cit. Die Worte quo venit 
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44. bei Eonbictionen der Kläger nicht zum Würberungseide 
(oben S. 19) zugelafien, außer im Nothfalle, wenn ber Streit- 
gegenfland ganz untergegangen iſt ?°=. Unrichtig iſt es aber, 
wenn von Mandhen (au von Savigny V ©. 466) behauptet 
wird, zwifchen den Conbictionen und den b. f. act. finde auch 
noch der Unterfchieb flatt, daß, wo es fih vom Rechte des 
Klägers auf Erfag handle, bei den Tegteren auch die Affectio- 
nen bes Klägers in Anfchlag zu bringen feyen, nicht aber bei 
den Erfieren. Denn einen Erin bes Affectionswerths konnte 
auch bei b. £ act, ber Kläger nie verlangen 2’ und ihn auch 
nicht: beim Würderungseide in Anfchlag bringen 272. 

12. Dei ber Beflimmung bes Werths einer Leiſtung und. 
des Intereſſes des Klägerd (Nr. 10) if natürlich aud die Frage, 
nad welchen Ortes Preifen und Berhältnifien der Richter die 
Beſtimmung zu treffen habe, von maaßgebender Wichtigfeit. Auch 
bier galt bei Gondictionen zum Theile Anderes, als bei b. f. 
actiones. Namentlich kam hier bei Sondietionen eine Befchränfung 
vor, zu deren Unſchädlichmachung ein befondered Rechtsmittel 
nöthig war, das bei Auſprüchen, die mit einer b. f. actio ver⸗ 








bedeuten Hier nicht, wie Biele glauben (jelbſt z.B. Schilling in d. krit. Jahrbb. 
d. Rechtsw. 1838 ©. 255, 257) die Seit des Abichluffes des Vertrags 


-(dieß wäre völlig unerflärlich), fondern wie namentlich aus $ 4 eod. a. E. ih 


erweist, die Zeit, an welcher hätte geleiſtet werben jollen. Vrgl. auch 
Glück Paudect. Br. XIII G. 292. 

26a) D. XII, 3 de in lit, jur. 2 5 pr. $ 3. Savigny V ©. 124. 

27) Keine Quellenſtelle jagt Etwas der Art. Zwar beruft man. ji dafür 
auf D. XVII, 1 mandati 2. 54 pr. IV, 4 de minor 2. 35. Allein dieſe und 
andere ähnliche Stellen iprechen ja gar nicht vom Schätzungs maaßſtabe ber 
Sade. Dagegen wird die Rückſicht auf Affertionen bei Beſtimmung bes Werths 
einer Sache und des Intereſſes ausdrücklich ganz allgemein verworfen in D. IX 
2 ad log. Aquil. 2.33. Zwar if die act. ex leg. Aquil. eine stricti jur. 
actio. Allein aus diefem Moment leitet die & 33 die Berwerfung ber Rüdficht 
auf Affection nicht Her, fondern aus einem ganz allgemeinen Grundiage, unter 
den auch bie b. £. actt. fallen. Brgl. auch D. XXXV, 2zad leg. Falc. 2.63 pr. 
XXXVII, 5 siquid in fraud. crod. 2. 1 815 undv. Schröter in der Gieß⸗ 
ner Zeitſchr. VII ©.401 v. Bangerow Bandect. III $ 571 ©. 48. 

273) Dieß Hat überzeugend nachgewiefen v. Schröter a. a. O. &. 395 f. 
Vrgl. auch v. Bangerow Paudect. I 6 171 ©. 200. 
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fofgt werben fonnien, ganz unnöthig war, weil bei ben b. f. act. 
jene Befchräntung gar nicht galt. Bei strieti juris act. näm- 
lich Hatte der Richter den Werih ber Leiftung fiets nad) den 
Preiſen und Verhältniffen des Orts der Klage zu beſtimmen; 
nur wenn ein beftimmter Zahlungsort feftgefegt war, follte den 
Parthieen die Beridfichtigung dieſes Orts (die bald ben Klager 
bald dem Beklagten vortheilhafter ſeyn konnte) nicht entzogen 
werden; es entſchied alſo dann dieſer ?®. Mlein der Zahlungs: 
ort fiel eigentlich, wenn mit einer str. juris actio- wirklich 
wirffam geklagt wurde, ſtets zuſammen mit' dein Klagort, 
ba bei einem fefigeſetzten Zahlungsorte, wenn das Rechtis⸗ 
verhältniß stricti juris war und mit ber netio stricti 
juris geflagt werden wollte, nur an biefem Orte geflagt 
werden konnte (nicht auch an einem anderen Orte, an welchem 
noch ein Gerichtsſtand begründet war) :?% Wenn nämlich bei 





28) D.XH, t R.C. 2 22 XI, 3. de conö. rät. 2. 4. 

29) „Alio leco, quam in quem sibi dari quisque stipulatus essel, 
non videbatur agendi facultas competere“ D. XIII, 4 de eo quod cerl. 
loc. 2. 1.. Das Gegentheil jcheinen die Stellen der Note 28 zu fagen d. h. fie 
scheinen davon auszugehen, daß man auch an-einem anderen, als dem Teilgeich- 
ten 3ahlungsorte (3. 3, am Wohnorte des Schulonere) eine Condietion an 
ſtellen Eönne, und der Richter dann nur hei ber Tatafion die Verhältniſſe des 
Zablungeortes zu Grunde zu logen Babe. Allein fo ausgelegt würden fie dem 
ganzen. Titel de 60 quod coert. loo, widerſprechen. Gewöhnlich wird die 
- Schwierigkeit, bie in diefen Stellen liegt, überichen. Nir Betbmaunsholl: 
weg Verfuche üb. Eivilproz. sc. G. 42-45 beachitte fie (und nach ihm einige 
Spätere z. B. Zimmern R.G. Br, II 667 a. E. und Fritz Erläutt. zu 
Wening H. III ©. 125, welche ganz Holiweg felgen), fiyeint fie mir aber 
nicht richtig zu Heben. Er bezieht die Stellen ver Ant. 28 auf eine condicko 
Incerti umd beſchränkt ons im Texte Geſagte auf verti .condicliones (im 
Sinne der. Rot. 81), nimmt jomit an, mit einer incerti condiotio habe mar 
auth an einem anderen als vem verabzeveten Sahlungsortt Hagen fühnen. Allein 
abgejehen, bag Hollwegs Votausſetzungen nicht richtig find (bei comdictio auf 
sertae res habe der Richter nicdyt das Jatereſſe fonvern blos den reinen Sach⸗ 
werth zu ſchaͤtzen gehabt und dee Werth einer Sache laſſe ich uͤberhaupt ichaͤtzen 
ohne Rüdficht auf das Intereſſe irgend eines Orte): ſo ergibt ſich ‚bie Unhalt- 
barkeit feiner Anſicht namentlich aus L,7 8 1 D. de eo quod cert. loc., welcher 
gerade im Gegenjage zu den im pr. genannten (ſtets auf ein incerfum geben: 
den) b. f. actiones fagt, daß vie condictio auf ein incertum an einem 





T. Ratur beider Rlaggattungen. Die einzelnen prakt. Unterſchiede. 59 


einen feRgefegten Zahlungsorte der Gläubiger nicht ar vieſem, 
fondern an einem anderen Drte, an welchem fonft noch ein Ge⸗ 
richtsſtand begründet war, 3. B. am Wohnorte des Schuinnerd 
mit der stricti juris actio Hlagte: fo mußte er wegen 
Pluspetitio abgewiefen werden (J. IV, 6 de. det. $ 33), weil 
bei der stricti juris aetio ber Inder Den Werth der Leiftung 
nur nach dem Klagort taxiren burfte, bei einem verabrebeien 
Zahlungsorte aber der Beklagte ein Hecht hat, zu verlangen, 
daß nady den Breifen dieſes Orts tariet und er alſo mir am. 
dieſem letzteren Orte belangt werde. Um nun den Nachibeilen, 
welche dem Gläubiger aus der Befchränfung auf den letzteren 
Klagort zugeben Tönnten (4. B. wenn fih der Schulbnur gar 
nicht dort betreten laͤßt), abzuhelfen, führte ber Prätor für ſolche 
Fälle ein beſonderes Rechtsminel, eine actio arbitraria ein. 
Mit diefer Tonnte der zu einer strictis juris astio-Befugte bei et- 
nem feftgefegten Zahlungsorte, febald-bie Forderung fällig war, andy: 
an jedem anderen Drte, an welchem fonit ein Gerichtöftand dee 
Schuldners begründet ift, namentlich an deſſen Wohnorte auf Er- 
füllung des aus dem Rechtsverhältniſſe Gefchuldeten Hagen "a, 


anderen ale dem verabrebeten Bahlungsorte ntdyt angeſtellt werben koͤnne, ſondetn 
man ſich hier mit der arbitraria act, helfen mäfle, ſernet daraus, daß die'Stellen: 
der Not. 28 auch von einem corturm ſprechen (denn das muluum und bie Sti⸗ 
pulation von frumentum, 'vinum etc. fa fowohl ein vortum. als ein incer-- 
tum betreffen Not. 32, 347 und enslich daraus, daß vet Til. de-8o quod cert.- 
loe. sie Nothwendigkeit ver act. rbitraria und das Ausſchließen der Condiction 
gerade auf ſolche Fälle bezieht, von welchen die Stellen der Net. 38 ſprechen 
(.8.1.3deoeog. 0.1). Man kann daher die Stellen der No 38 wohl 
nicht andere auslegen, als im Terte gefchehen iſt d. h. He fagen: bei Berhälts 
nifien des strietum jus Hat der Richter nach dem Orte zu äftimiven, wo geflagt 
wird; wat ein Zahlungsort verabredet, ſo muß ſteis nach biefem äſtimitt werben, 
weil in einem folgen Falle die Condictlon nur an biefem (richt. au an 
anderen Orten, ati denen ſonſt och ein Gerichtaſtand des Schuldners begründet 
. AR) angebracht werden kann, ober wenn aus dem Nechtsverhaͤltniſſe mit vev arbi-. 
traria aetio geflagt witd, Bei dieſer net nach dem verabreneien Gefüllungsotte 
dns Intereffe zu baftimmen if. 

293) D. XIH, do eo quod.cert. loc. 2. 1,2 pr. 611.36. Die Mage 
iſt eigentlich eine erweiterte Anwendung der Klage aus dem betreffenden Rechter 
geſchaͤft (deßhalb heißt fie in 2. 1 auch utilis act) unter Berürffichtigung des 
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Der Judex Fonnte hierbei ein arbitrium auf Zahlung am fe ſt⸗ 
gefesten Erfüllungsorte erlaffen, und wenn biefem in 
der beflimmten Frift genügt wurbe (nach Umfländen auch, wenn 
nur gehörige Caution für eine ſolche Erfüllung geftellt wurbe), 
den Beklagten abjolviren °°, Wurde aber vom Bellagten bem 
arbitrium nicht genügt: fo hatte ihn dann der Juder mit Berück⸗ 
ſichtigung des f.g. Intereſſe Lori zur Zahlung am Kl agorte zu 
verurtheilen. Hierbei hätte er aber das Intereſſe Loci ſo wohl 
für den Schuldner als für den -Glähbiger ind Auge zu faflen, 
alfo wenn ber Gläubiger ein höheres Intereſſe hatte, am verab⸗ 
rebeten Orte befriedigt zu werben, auf mehr zu veructheilen (auch 
auf den Betrag des dem Gläubiger dadurch, daß er nicht am 
letzteren Orte befriedigt wurde, entgehenden Gewinns), aber 
auch wenn bie Zahlung am Klagorte dem Schuldner nachtheiliger 
und dem Gläubiger vortheilhafter ift, nun den Betrag der Ber: 
urtheilung verhältnigmäßig zu mindern °° =, 


Intereffe Lori und mit einene vorangehenden arbitratus judicis. Gewoͤhnlich 
nennt man fle jet actio de eo quod certo loco (dari oportet). Bei den 
Kelteren berrfchten manche Irrthümer über diefe Klage. Namentlich Halten fle 
fie für die eigentliche stricti jur. act. aus dem Rechtsverhältnifie (nur mit einer 
beionderen prätoriichen adjeotitia qualitas wegen des Zahlungsorts) und 
nennen fle gewöhnlih condictio de e0 quod. cert. loc. (vrgl. 3. B. noch 
Glück Pandect. XIII ©. 303 f. 320 f, und die dort Angeff.). Allein fie war 
eine bejondere ſelbſtſtaͤndige Klage; eine condictio aber d. h. str. jur; actio 
Eonnte fie (als actio praetoria arbitraria) nicht feyn. Ihre wahre Ratur bat 
zuerſt Gans R. Obligationenr. ©. 72—75 nachgewieien, nur daß er (a. a. D. 
S. 72, 160) ihre Gigenfchaft als arbitraria actio nicht richtig auffaßte, 

30) D. L. c. L. 48 1. Auf dieſen arbitratus beziehen fich die Worte ut sol- 
vat in der S. 18 angef. Inſtitutionenſtelle. Vrgl. auch v. Schröter in ber 
Gießn. Zeitſchr. VILS. 369. Hiernad if diefe arbitraria actio wefentlid 
verfchieden von den andern arbitr. actt. (©. 17); fle gebt nicht auf restituere 
oder exhibere,. fondern überhaupt auf ein solvere uud cavere, und ein jura- 
mentum in litem des Klägers findet bei ihr nicht ſtatt, ſondern der Juder 
üfimirt, wenn es zur Verurtheilung lommt und zwar nad Umfländen fogat 
zum Bortheil des Beflagten (Not. 30a), deſſen Berudfichtigung. hier 
gerade von den Quellen ganz befonders herausgehoben und (z. B. 42 5 8 de 
60 q. c. 1.) vorangeftellt wird. Anders jcheint dieſes arbitrium u und feine Folgen 
Savigny V ©. 132, 133 aufzufaflen. 

30a) D. de eo quod cert. loc. 4.2 pr. $ 6. 
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Bei b. f actionibus war eine ſolche Aushütfe nicht nölhig. 
Denn läßt ed ber Schuldner zur Klage kommen: fo kann er an jedem 
Orte, wo er einen Gerichtöftand hat, mit der b. f. actio belangt 
werden, weil es fihon in ben‘ Grunbfägen der bona fides liegt, 
bei der Verurtheilung, alfo bei dem Anfchlage des zu zahlenden 
Intereſſes (S. 15), auf die Verbältniffe des Orts Rüdficht zu 
nehmen, an welchem der Schulbner an fi zu leiften gehabt 
hätte °°b,. Hier wird aber ber Schuloner, wenn er in wirf- 
lihen Berzug gelommen war Corgl. Not. 19), bei bonae fid. 
judiciis des Berzuges wegen härter behandelt. Es wird hier 
nämlich beim Berzuge des Schuldners blos das Intereſſe bes 
Gläubig ers berüdfichtigt und fomit, wenn die Klage an einem . 
anderen Orte, als an welchen ber Schuldner eigentlich zu leiſten 
gehabt hätte, erhoben wurbe, bie zu zahlende Summe nad 
dem Örtsinterefie befiimmt, welches für ben Gläubiger das 
höhere ift °t, 

II. 


Bei der Frage, welche Klagen stricti juris welche bonae 
fidei feyen, entfcheidet im Princip und in ber Grundlage bes 
Inſtituts die Art und Ratur des Rechtsverbältniffes und des daraus 
entſpringenden Anſpruchs. Bet diefer Natur koͤnnte man zunaͤchſt 





30 b) DD... c. L. 7 pr. x, 6 commod. 2.'5 pr. XIX, ide A EV, 
LB S Aa. €. 

31) D. de A. E. V. J. 3 8 3. Auffallend if, daß gerade die ſer Grundſatz, 
der doch für unfer praktiſches Recht noch von Bedentung iſt, von Vielen über- 
gangen oder überfehen wird 3. B. v. Thibaut und Mühlenbruch in ihren Syite- 
men; Andere aber, welche ibn anführen und als noch geltend behandeln, wie 
z. B. Shweppe Röm. Privatı. $ 388 a. E. Göſchen Vorlefungen 8 418 
Not. 5 Madai Lehre v. d. Mora S. 331, faflen ihn verſchieden und nicht rich» 
tig auf. Namentlich glauben Schweppe und Madai, es jey das höhere 
SIntereffe des Entkehungsorts der Berbindlichkeit (der Abichließung bes 
Vertrags 20.) oder des Klagorts dem Gläubiger zuguerfennen, während das Ge⸗ 
feg vom Orte, an welchem der Schuldner an ſich zu leiften gehabt Hätte 
und vom Klagorte ſpricht (vrgl. Not. 26), In der That wäre auch gar nicht 
einzujehen, wie hier der Entſtehungsort der Verbindlichkeit als Solcher (wenn 
er nicht mit dem Leiſtungsort zuſammenfaͤln ein zu berückfichtigendes Moment 
bilden follte, 
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an die größere oder mindere Beßimmtheit,nes Inhalts dei 
Anſpruchs, des Gegenſtandes weldzer ‚gefordert. wird, denlen, 
wie dieß haufig Frühere thaten und noch manche Neuere thun. 
Allein von dieſem Geſichtspunkte hieng die Frage, ob eine Klage 
str. jur. oder b. ſ. ſey, wenn auch vielleicht urſprünglich, doch 
wenigſtens bei ber weiteren Entwicklung des Unterfchieds un 
fpäter nicht ab. - Denn bie Condiction konnte nicht blos auf einen 
ganz und in jeder Deziehung beflimmten Gegenfland .(cerium, 
eerta res) gehen (certi. condictio), ſondern auch auf einen 
mehr oder minder unbeflimmten (mcertum, incerti enndictio). 
Alltrdings aber war biefes Moment immerhin bei jener Ber 
Schiedenheit der Klagen von Bedeutung. Denn anf ein erium 
tamı nur eine Gondiction geben (aber nit alle Condictionen 
gingen: auf ein certum); eine.b. f. act. ald Solche dagegen 
kaun nie auf ein certam, fondern nur. auf ein incortam gehen. 

Was nämlid den Gegenfland der perfönlichen. in jus com 
eipirten Klagen und die größere oder geringere Beſtimmthei 
deſſelben betrifft: fo iſt Diefer ein certum, wem vurch bfe.intentio 
des Klägers ein nach allen für das Rechtsverhältniß wichtigen 
Momenten (quid, quale, quantum) unmittelbar genan firirter 
und jede Unficherheit und Unbeſtimmtheit im der Leifinng au& 
ſchließender Gegenfland in Anſpruch genommen wird und da} 
Recht, welches an diefem Gegenftande gewährt werben foll, ein 
cjvilrechtlich beſimmtes und vollkommen geſchütztes ift, 3. 3. went 
die Klage darauf gebt, daß dem Kläger eine ihrem Bemage 
nach genau beftimmte Geldfumme, ein fpeziell bezeichnetes Grund 
ſtück, ein individuell bezeichneter Sclave, aller Wein, ber im 
Keller des Beklagten iſt und drgl. fo geleiftet werben ſoll, def 
er Kigenthümer davon wird ?. Fehlt ed dem in der intentio 
bezeichneten Gegenflande in einer ber genannten Beziehungen an 
Befimmtbeit: fo if er ein incertum (CD. de V.O. I. 75 pt.) 
Es ift daher namentlich die Leitung ein ineertum, wenn bie 
At, wie fie ausfallen wirb, mehr ober minder von ber A 
und Weiſe der Thätigfeit des Verpflichteten abhängt, was bei 





32) D.XLV, 1 de V.O.2. 74.2.7585, 10 XII, 1 de reb. cred. L. 6. 
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allen Handlungen Lim Begenfage zu Sachleiſtungen, z. B. 
ein Hans bauen, ein Selb umackern) ober Unterlaſſungen ber 
Fall in”. Bei Sadleifungen, Sei welpen bierna allein yon 
einem cerkum die Rede ſeyn Tann, if bee Gegenſtand nament⸗ 
Jih dann ein incerium, wenn die naͤhere Beſtimmung -feinge 
Umfangs. erft.von ber Ermitdiung und Erwägung ‚befpnberer Pm⸗ 
Hände abhängt ober bei Beſtimmung des Anſpruchs Rückſichten 
auf die aequitas, auf Segenforberungen und drgl. zu nehmen 
find, oder wenn eine Auswabl⸗zwiſchen mehrexen Gegenſtänden 
dem Beklagten zukommt oder ber Inhalt der Leiſtung ehr 
oder minder pon zufälligen Ereigniſſen abhängt -*° ober erſt nom 
der Ausmittlung einer anderweit beſtahenden Schuld °°. Iſt aber 
auch bei- einer Sachleiſtung in allem chen geyannten Beziehungen 
die Sache beſtimmt: ſo kommt es doch noch darauf an, in wel 
ches Verhaͤltniß her Kläger durch die Leiſtung zu dieſer⸗Sache 
gefegt werben, welches Recht er an derſelben erwerben ſoll. Ift 
dieſes Verhaͤltniß in irgend einer Beziebung civilrechtlich um— 
beſtimmt oder von der Art der Leiſtung bes: Beklagten oder der 
Art der Benützung abhängig: fo handelt es ſich eben dieſer Un- 
beftimmtheit und Abhängigkeit wegen von einem incertum. Dieß 
ift namentlich der Fall, wenn das Recht, das dem Kläger an 
der Sache eingeräumt werden fpll, nicht genau befiimmt ober 
nit. fhon nach dem Civilrechte vollfiändig geſichert und aner⸗ 
fannt iſt; denn hier Hat bie Leiflung Immer noch etwas Unbe⸗ 
ſtimmtes und etwas juriſtiſch und in ihrem Werthe mehr oder 
minder Unſi cheres. Es iſt' daher ein incertum, wenn es ſich 
von der bloſen Heraussabe einer Sache bardel, aber: nicht von 





53) D. i 787. 

34) D.1.c.2.7561,8. Kommt die Auswahl dem aiager zu: ſo war ver 
Gegenſtand ein certum, weil er bei der Klage ſich für einen beſtimmten Gegen 
ftand enticheiden mußte Corgl, Eroͤrt. XIII nach Mot. 63), Zum incortum rechnen 
bie Quellen auch, wenn in der Bezeichnung der Qualität etwas Unbeſtimmtes 
liegt. 3. B. zehn Scheffel guten Africaniſchen Weizens; geht Das Verfprechen 
anf befien Niricaniichen Weizen: jo iſt es ein serbum; D.1.0.1.75 82 . 74 

355) 3. B. D. L. c. L 7 8 4. 

36) 3. B. D. l. c. 75 8 6. 
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einem beflimmten Rechte, das an ihr eingeräumt werden foll, 
die Rede iſt ober von der Gewährung eines biofen factifchen 
Zuftandeg, der Einrdumung des Befißed einer Sache (tradere) ”, 
ſollte auch Damit die Garantie verbunden ſeyn, Daß dem Empfaͤn⸗ 
ger diefer Beſitz nicht werbe entzogen werden Chabere licere) *; 
ferner wenn zwar ein befiimmtes Recht an der Sache eingeräumt 
werden foll,:diefes Recht aber nicht ein civilrechtlich vollkommen 
anerfanntes und gefchlißtes ift, wie bie Einräumung eines blo⸗ 
fen in bonis esse (des ſ.g. bonitariſchen Eigentums), einer 
Empbyteufe, Superficied, einer Servitut an einem: Provincial⸗ 
grundſtũcke. Hiernach konnte bei perfönlichen Klagen die Leiftung 
nur dann möglicherweife ein certum ſeyn, wenn fie auf Ein 
räumung eines feinem Inhalte nad genau beflimmten und vom 
Civilrechte in jeder Hinficht anerkannten Rechts an einer Sache 
ging d. h. wenn fie auf ein dare ging. Dare im eigentlichen 
Sinne naͤmlich beißt Jemanden an einer Sache dag ( Quirita⸗ 
riſche) Eigentum übertragen ober eine civiliſtiſch vollkommen 
gültige Servitut an einer Sache einräumen °% . 








37) D.1.c. 2.756 7 XXII, 1 de usur. 2. 4 pr. 

38) D. de V.O. 1.3866. Das tradere machte zwar den Empfänger zum 
Bigenthümer, wenn der Uebergebende Cigenthümer war. Allein dieß in nut 
eine mögliche Folge der Handlung. Die Verpflichtung, Eigenthum zu über 
tragen, liegt nicht in der Verpflichtung zum blofen tradere (I. 28 de V.O.) 
Deßhalb ift z.B. ein Verkäufer, wenn es ſich zeigt, daß er nicht Eigenthümer 
der Sache war, noch nicht zur Evictionsleiftung verpflichtet, ſolange ven Käufe 
die Sache vom wahren Gigenthümer nicht wirklich abgeftritten wird (außer 
der Berfäufer hätte wiffentlich eine fremde Sache verkauft), eben weil er bio? 
zu einem tradere und zu einer Garantie des habere licere, nicht zu einem 
dare (zu einer Garantie des Eigenthums) verbunden if. D. XVII, 1 deC. E. 
1.2591 XIX, 1 de A.E.V. 1.30 $1 XIX, 4 de rer. permut, I. 1 pr. 
C. VIII, 45 de evict. cst. 3. 

- 39) Dieſe Bedeutung von dare beweist fi namentlih (nur daß aus be⸗ 
greiflichen Gründen in Juſtinians Compilation die Beziehung auf das Qui⸗ 
ritariſche Eigenthum nicht hervorgehoben If) aus D. XLV, 1 de V.O. 1.75 
810 213691 L, 17 deR.J. 2 167 pr. XII, 4 de condict. caus. dal, 
I. 15, 16 VIII, 3 de S.P.R. . 19 Gajus IV, 4 II, 204. Deßhalb fann eine 

Klage auf Leiftung einer Sache, deren Eigenthümer der Kläger fchon if, nicht 
auf ein dare ſchlechtweg (d. h. Uebertragung des Cigenthums — das ja der 
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So allein fcheint es ſich mir zu erklären, wie die Römer 
Dazu famen, nur bei einer ‘auf ein dare gehenden Obligation 
Die Möglichkeit eined certum anzunehmen. Jede andere Reifung, 
kede Leiftung, bie nicht auf ein dare geht, iR ein incertum. 
Keineswegs aber iſt jede Leiſtung, die auf ein dare geht, ein 
certum. Denn auch dad dare im eigentlichen Sinne fann auf 
ein incertum geben *°,. und gerade bei ber Formel dare ſacore 





Kläger ſchon Hat ‚gehen und bieintentio dare snortere, nur gehranktw (werben bei 
Sachen, die erſt in des Klügers Gigenthum fommen iolleg. Nur die condiotio 
furtiva. machte hiervon eine- Ausnahme, indem mit ihr der Beftoglene auf ein 
dare oportore flagte, obwohl er. CEigenthümer der: Sache geblieben it. D. VII, 

9 usufr. quemadm:. 12a. C. J. IV; öde act. 614. GajusiV,4. Darüber, 
daß das dare im eigentlifen Sinne blos auf Nebertragung vor Eigenthum 
und Beſtellung von Servituten geht, nicht auch auf Einräummigranderer Rechte, 
f. auch Marezoll in der Gießner geitſchr. Bd. X- ©. 228-257. — Uebris 
gens fommt dare in ven Röm. Quellen oft auch in.einemi weiteren ‚; nicht tech⸗ 
nifhen Sinne wir ‘für leiften überhaupt, verichaffen, beſtellen (i. Dirksen 
Manuale v. dare), und io iſt daher auch vielfach bie Rebe von operas dare, 
rem hypothocae dare.. In diefem-weiteren Ginn. heißt dann rem dare 
jede Leitung einer: Sache, ſey es zum. Gebtauche oder. zum Behalten, jey es 
um Tigenthum an der Sache zu garantiren oder blos.den Beſitz (trader6); 3. B. 

D. XIX, 2 1oc. 1.60 pr. XVII, 1 de.C. E.. 1.65. G. auch Marezolla. a. 
O. 6.2251. Im Gegenfage zu bieiem rem. dars im weiteren Sinn 
bezeichnet vann facere jede anvere Leitung, die nicht in einer folchen Sach⸗ 
leiftung befteht, wie wir auch in dieſer Weiſe die Verpflichtung zu einer Han d⸗ 
Lung:der zu einer Sadleitung im w. S. (benn im e. Sinn iſt unter Sach⸗ 
leiftung die blofe Gebrauchsverſtattung nicht zu verſtehen) entgegenſetzen. Wie 
dare in jenem weiteren Sinn io bedeutet auch der Auédruck praestare eben 
überhaupt jede Leiftung. Kur bat das praestare auch noch die Bedeutung von 
haften für Etwas, und fommt vaher auch in Berbindungen vor, in welchen 
das dare nicht vorkommen konute (z. B. dolum, culpam praestare). Schief 
iſt es, wenn Manche (and Mühlenbruch Band, 6 3232 Not. 1) ſagen, der 
Ausbrud praostare werbe vorzugsweiſe für Mebenleiſtungen gebraucht: (fru- 
etas etc. praestare): Denn j jener Ausdruck kommt nicht minder Häufig auch für 
Hauptleiftungen- vor, eben weil er überhaupt jedes Leiten bedoutet. 

- 40) Hierher gehören 3. 8: die Fälle der Not. 34, 83, 36 und auch das 
dare einer Servitut. Gewöhnlich witd zwar die auf Beſtellung einer Ser⸗ 
vitut gehende act. str. jur., z. B. die Klage aus einer Stipulation, zu den Con⸗ 
dietivnen auf gerta res, bie Beſtellung einer Servitut alfo zum dare eines 


Waqter, Erörterungen. I. 5 
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oportere bezeichnet es fletd ein incertum. Allerdings aber wurde 
in der intentio der Ausdrud dare ;oportere ſchlechtweg blos 





certum gezählt, namentlich auch von Puchta Inſtitut. IT $ 165 Not. i und 
Savigny. Allein dieß iR mebr als zweifelhaft. Zwar feheint vafür zu ſprechen 
die 2.19 D. VIH, 3 de S.P.R. („Si unus ex sociis stipuletur iter ad 
„communem fundum, inutilis est stipulatio,. quia nec dari ei potest; 
„sed si omnes stipulentur sive communis servus, singuli ex sociis sibi 
„dari oportere petere possunt. ...); denn mit der intentio anf dari 
oportere wird blos bet einer certa res. geflagt, Allein dieſe Stelle würde, 
wenn man fle dahin anslegt, fie wolle jagen, in dem in ihr angegebenen Falle 
laute bieintentio ver Klage auf dari oportere, nicht zu vereinigen ſeyn 
mit vielen Stellen, in welchen von ber str. jur. act. auf Beftellung einer Ser 
vitut und namentlich einer servituga itäneris ganz beſtimmt gejagt wird, fie icy 
eine incerti condictio 3. 3. D. VI, 2 d. S.P.U. 7, 35 (incertum con- 
dicere, ut servitus imponatur), XII, 6 de condict. indeb. 2.22 8 1 (incerüi 
condicam, ut iter mihi concedatur), XIX, 1 de A. E. V. 1.8 pr. (condictio 
incerti competit, ut patiaris servitutem imponj). SHiernad) wird man au 
nehmen müffen, daß das dare einer Servitut Reis ein incortum iſt (denn wenn 
Ribbentrop KorrealobL ©. 234 gegen hie beiven legteren Stellen bemerki, daß 
bier eigentlich feine Oblig. auf datio serw. begründet ſey, aber der Billigkeit we 
gen eine condict. incerti auis Intereife zugelaflen werke: fo ſagen fie doch in 
der That Davon nichts fondern das Gegentheil; übernieh übergeht Mibb. die 4.35 
eit.). Auch fagt die d. 19 nicht das Gegentheil; denn fie fogt nicht, Daß bei ber 
Klage auf Beflellung eines iter die intentio auf ein dari oportere geht 
aljo certa fey, tondern nur, ber Berechtigte koͤnne auf Beftellung der Ser⸗ 
vitut Hagen (sibi’dari oportere petere); fin ſpricht daher blos im Allge 
meinen die Befugniß aus, auf Beftellung der Sexpitut (dari servitutem) zu 
Ungen; wie aber, die intentio der Formel gefaßt werde, fagt Re gar nicht. — 
Der. Grund, marım das dare servitutem ein incertum if, liegt wohl darin, 
weil die Servituten etwas Unbeftimmies haben und zu ihrer Behellung meik 
erh eine nähere Beſtimmung Ausmittiung und Ginrichtung erforderlich if, Ju 
einigen Faͤllen koͤnnte es jcheinen, als ob dieſer Geſichtspunkt nicht zutreffe— 
3 B. wenn der Riebbraud an einem beſtimmten Grundſtücke eingeräumt werden 
toll, weil. hier, wie Savigay V S. 618 jagt, die-Grenzen der Handiang: 
wozu der Schuldner verpflichtet iſt, durchaug nichts Ungewiſſes Haben. Deßhalb 
war bier auch die Sache bei den Rom. Juriſten befritten. Allein am Ende 
wurde dach die Anſicht herrichenb, daß auch. hier der Gegenüqnd ein incortum 
fen, wohl wegen der völligen Unbeftimmtheit der Dauer und fomit des Werths 
dee Rechte. D. de V.O. 475 5 3 („Fundi cerli si quis usumfructum 
„stüpulatus fuerit, incertum intelligitur in obligationem deduzisse; 
„hoc enim magis jure utimur“). Zwar glaubt Savigny V ©. 618, 629 
daß bei der Klage aus der in dieſer Stelle erwähnten stipulatio incerta die 
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dann gebraucht, wenn auf eine certa res gellagt wurde (3. B. 
X millia dare oportere, servam Stichum dare oportere, 
Gajus IV,$ 55, 34 a. E. $41), während, wen bie Kiage 
auf das dare eines incertum fey ed bei einer b. f. oder strict. 
jur. act. ging, die Formel fletd auf dare (vel) facere opor- 
tere ging, Dieß erklaͤrt Rh duch Folgendes: Facere im 
weiteren Siam: bedeutet, wie praestare, jebe Leiſſung, beſtehe 
fie m irgend einem pofitiven Thun: oder linterlaffen (Id. de verb; 
signif.. i. 218, 189,175); in einem engeren Stun aber bezeich⸗ 
net. ed den Gegenfag zum: dare im eigent. Sina, alfo 
jede Leiſtung, die nicht auf ein dare im eigentl. Sinn gebt *, 
Sn diefem engeren Sinn bezeichnet daher. facere immer ein. 
incertum, ba nur beim dare ein certum möglich if. Allein 
da auch das dare auf ein incertum geben Tann (Not. 40): fa 
würbe eine biod auf ein facere im Gegenſatze zum. dare-ges. 
faßte Formel (facere opeoxtere) nicht jedes mögtiche incertum 
umſaſſen, fondern bios badienige, welches nicht auf ein dare 
geht, fomit das dare eined incertum ausfchliegen *2; ‚meil 


intentio doch auf usum ſruetum dari Oportere. gelautet habe, alſo · die Klage 

eine certa geweien jey. Allein unmoͤglich kann das in einer stipulatäaincerta 

Yugefagte ſo, wie e8 zugefagt mar, mit einer intentio certa eingellagt werden 

(auch wären bei dieſer Anficht. vie Unteriuchungen in.Z. 75 D. de V.O. ganz, 
unerflärlich ;. vrgl. auch .Gajus IV, 53 und. Bethmann⸗Hollweg VBeriurbe.. 
üb. Civilproz. S. IE Not. 85). Auf eine anbere Meije ſucht Puchta 3. c. die 

Stelle wegzuraͤumen, indem er vermuthet, uripränglich fen in ihr vom Nieß⸗ 

brauche an einem fundus provincialis vie Rede gemefen. Allein. io kaun man 

die Stelle fchon deßhalb nicht erflären, weil dann das „hoc. magie jure wii- 

mur“ ger nicht erklaͤrbar wäre, indem darüber, daß der Nießbrauch an einem 

ſolchen fundus ein incertum ſey, gar fein Zweifel .entftahen konnte. 

41) 3. 111, 15 de V.O.82 D.XLV, 1 e. t. 2.2 pr. 1.72 pr. 2.91. Vegl. 
auch Marezoll Bien. Zeitigr. X S..259 f. 

42) Buchta H ©..103.fagt,. weil dev Ausdruck facero auch das dare mit 
enthalte, beßhalb werde in der Formel dieſes Wort. mit dem facere verbunden. 
Allein aus. dem Erfleren würde cher bas Gegentheil vom. Letzteren folgen. Ich 
glaube vielmehe, weil in ner Formel facane oportere has fasere den. Gege u⸗ 
fag zum dare bezeichnen würde, durch die auf ein incertum gehende Formel 
aber das dare nicyt ganz. ausgeichloßen ſeyn kaun umd foll, eben meil auch das 
dare auf ein inoertuum gehen fan, ſetzte man dem facere das dare bei, um 

zu 
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aber .mit der intemtio incerta häufig aud) ein dare (eines in- 
certum) gefordert wird, gebrauchten die Römer für die civiliſtiſche 
intentio. incerta die Formel dare fäcere oportere, indem da⸗ 
mit der ganze. mögliche Limfang bes incertum deutlich bezeichnet 
wurde *?. Für bie inteutio bei b. f. actiones mußte ſtets 
dDiefe Formel gebraudht werden; denn bie b. f. actio ging ſtets 
auf ein incertum, weil die Rüdfichten der bona fides, welde 
bier der Richter zu nehmen hatte, den Gegenftanb ber Forderung 
in feinem Betrage zu einem ungewiſſen maden; die Intentio 
ging daher hier immer auf ein dare facere oportere mit 
dem Beifage ex fide bona (Gajus IV, 47). Hieraus er 
gibt fi auch, dag die Formel dare oportere. blos bei Con: 
Dietionen vorfommen fonnte (Gajus IV, 18), dieſe alſo na 
mentlich dadurch ausgezeichnet waren, daß blog fie auf ein certum 
gingen. Aber hierauf befchränft 45 waren fie nicht; fie Fonnten 
auch auf ein incertum und zwar ſowohl auf dag dare eine 
incertum, als auf ein reines facere gehen (condictio incerli; 
f. unten). — 


das Mißverſtaͤndniß zu beſeitigen, als ob jedes dare hier ausgeſchloſſen ſeh. 
Zum Theile anders erflärt es Sayigny V. ©. 590. 

43) Gajus IV g 131,136. Da, wo das dare facere nicht im Gegenſatze 
zu ver formula auf dare, fondern allgemein zur Bezeichnung bes Gegen: 
fandes eines Rechtsgeichäfts ober einer Klage gebraucht wird, bezeichnet natür- 
li, dare fowohl das dare eines certum als das. eines incertum 5. B. J. Il, 
15 de V.O. pr. III, 19 de inut. stip. 63 D. XLIV, 7de O. et A. 12 
XLV, 1 de V.O. 2.2 pr. C, VIII, 38 de contrah. sip. cst. 13. Ebenſo 
iſt es da, wo blos der mögliche Inhalt und Gegenſtand einer intentio jur. cir. 
kurz bezeichnet. werden fol. So jagt 3. B. Gajus IV, 5: In personam actio- 
nes, quibus dari fierive. oportere intendimus, condictiones 
appellantur, d. 5. diejenigen perfönlichen Klagen heißen condictionieg, veren 
intentio auf ein dari op. oder auf ein dari Äerive op. geht. 

44) Dem auch die b. f. actio kann auf:ein dare gehen 3.8. D. XIX, 1 de 
A.E.V. L.11 82; aber wegen der Berüdfichtigung Defien, was. die bona 
fides mit fih bringt, mußte die Formel ſtets unbeſtimmt gefaßt werben: quid- 
quid ob eam rem dari fierivooportet; Gajus IV $ 47, 68, 431: Big 
auh Savignuy V ©. 605. 

45) Dieß jagt auch nicht Gajus w, 18. Ueber dieſe häufig mißvetſtandene 
Stelle ſ. Savigny VS. 596, und über den $ 15 J. IV, 6 de act ſ. die 
folgende Note. 








II. Einfluß d. Beſtimmiheit bes Gegenit. Dare, facere, praestare. 69 


Hiernach Tag der Unterfchied zwifchen der stricti juris actio 
und ben b. f. actiones in diefer Hinficht darin, daß die Letzteren 
niemals auf das dare eined certum gehen fonnten, daß fie 
überhaupt ſtets nur auf eindari fieri oportere ex fide bona 
Cincertum) gingen, bie Condictionen aber entweder auf dari 
oportere (bei einem certum) oder auf dari fieri oportere 
ohne den Beifag ex fide bona (bei einem incertum) **°, 





46) Deshalb deſinirt Gajus IV, 5 die Eonbictionen durch yerfänliche Klagen, 
veren intentio auf dari fierive oportere (ohne den Beifab ex f. b.) geht. 
Ebenfo ichreibt ihm Suflinian in J. de, act. $ 15 nad, Condictionen ſeyen 
ſolche verfünliche Klagen, quibus dare facere oportere intenditur. Frei⸗ 
lich war es von Inſtinians Commiſſion unpaſſend, dieß Tür Pie, Inftitutionen 
in einer Faſſung. ale ob es noch gälte, abzuichreiben, weil man ja zu Juſtinians 
Zeit nicht mehr mit den alten formulae flagte. Außerdem enthält jene Inñi⸗ 
:Autionenftelle noch eine andere Ungenauigfeit, wenn fie gleich nachher Durch einen 
ganz ungeeigneten und verfehlten Auszug aus Gajus IV, 18 die Condictionen 
auf folche Klagen befchränft, deren intentio blos auf dare oportere geht, 
da ja bie intentio bei den Gondictionen auch auf dare fanepre op. geben konnte. 
Dıigl. Savigny S. 597. — Außer ver auf dare facare Op, gefaßten intentio 
fcheint Gajus IV, 2 noch von einer auf praestare op. gehenden zu fprechen 
(in personam actio: est, -quoties cum aliquo agimus, qui nobis vel ex 
contracta vel ex delicto obligatus est, id est, cum:intendimus, dare, 
facere, präestare oportere). Keine der uns befannten Formeln aber geht 
auf ein praestare. Marezoll (Gießn. Zeitichr. X ©. 275 f.) glaubt, daß 
bier durch das praestare die b. £ aetiones bezeichnet werben iollien, und dieß 
‚bat Bieles für ſich; nur fcheinen mir die Hauptgründe, welche Marezoll dafür 
anführt, nicht richtig zu feyn, und er überhaupt Die Formel bei den str. jur. 
und den b. f. nctionibus unrichtig aufzufaſſen (i. unt.). Dagegen toll nach 
Saviguy VS. 599 f. und Buchta ILS 165 in jener Stelle das dare facere 
fowohl auf str. jur, als aufb. f. actiones gehen, das praestare dagegen auf 
‚die civilen Deltetöflagen, welche zwar ſtrenge Klagen aber doch nicht eigentliche 
str. jur. actiones, feine condictiones gewefen feyen und deren Formel auf 
damnum decidere oportere gelautet habe (vrgl. unt. Not. 69). Allein nimmt 
man jene Stelle fireng wörtlich, bezieht man fie alſo auf die Weiſe, wie bie 


‚intentio ver Klage.wirflicdy lautete: fo könnte man die auf ein damnum 
„decidere op. fautenden Klagen nicht darunter begreifen; denn auch bei ihnen 


lautete ja die intentio nicht wörtlich auf ein praestare op., io wenig, wie 
bei den b. f. actiones. Muß man aber unter dem praestare op. blos eine 
intentio verftehen, die nicht auf ein dare facere op. ſchlechtweg geht, ſondern 
auf etwas Anderes, das im Allgemeinen der Kürze wegen hier durch praestare 
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‚Aber auch bei dem dare eines certum mnf man noch zwei 
weſentlich von einander verichiedene Fälle unserfcheiden: bag dare 





angedeutet werden foll (und jo muß man es nehmen, da es feine Formel auf 
praestare op. gibt, wenigflens io viel ung befannt if): fu ſpricht ſehr Vieles 
dafür, das praestare zu bezichen auf bie intentio: dare facere op. ex fide 
bona, da die Kälte des dammum decidere op. jevenfulls der Sache nadı 
flets auf ein dare facere ichlechtweg, d. h. nicht ex f. b., gingen (Not. 69). 
Gafus mußte eigentlich gerade auf jene Bezeichnung ver b. f. actiones im 
Hinblick auf die Definition kommen, welche er gleich nachher von den Condictio⸗ 
nen gibt; denn mern er IV, 5 fagt, Condictionen jeyen Alayen mit einer in- 
tentio auf dare facere op. (Rot. 43 a. E.): fo konnte er IV, 2 die in per- 
sonam actiones überkanyi nicht definiren durch lagen, cum intendimus 
dare Tac. op., weil dadurch nach IV, 5 alle bonae fidei actiones ausge 
jchloſſen geweſen wären. Deßhalb fügte er bei ver Definition ver In person. 
actiones dem dare facere noch das praostare bei, um dadurch Am Wegen 
ſatze zu den Condictionen die b. f. actiones kurz zu bezeichnen. Würde das 
praestare bei Gajus d. c. bios auf vie Klagen nit ‚ver. intentio damnum 
docidere op. fih beziehen jollen: fo if nicht einzufehen, warum Gajus nit 
geradezu die leßteren Worte gebrauchte. Zwar erllärt Die Savigny V ©. 601 
daraus, weil die Iutentionen ver einzelnen Delichstlagen wieder ihre Bigens 
thümlicgleiten gehabt Haben ſollen. Allein es iſt ſehr die Frage, ob es über: 
haupt meh rer e Delictsklagen mit der Formel damnum deoidere gab (unten 
Not. 69), und wenn auch mehrere Delictelagen eine folche Formel hatten: ſo 
‘war Doch das weientliche ihnen Gemeinfame — wie auch Savigny annimmt — 
bie Faffung auf damnum decidere op., durch das fie ſaͤmmtliqh gerade eben 
jo genau bezeifmet worden wären, wie nad) Savigny’s Auslegung der Stelle 
durch das bloſe dare facere vie stricti Juris und bonae fidei .actiones. 
Jedenfalls iſt aber die Definitivn von in personam actio, welche Hier Gajus 
gibt, zu eng. da er bie formulae in factum conceptae wegläßt (Gaj. IV, 106), 
selbft Diejenigen, die auch ex contractu gegeben werben (Gaj. IV, 47); denn 
auf biefe kann man die Stelle gar nicht beziehen, weil fie Feine auf ein oportere 
lautende intentio hatten. Vollſtändiger if in biefer Hinſicht die verwandte 
Stelle bei Juftinian in J. de act. $ 1; denn die Worte et aliis quibusdam 
modis kann man bier auch auf die formulas in factum conceptas beziehen, 
wie z. B. Schrader Inttitut. ad. $ cit. mit Recht annimmt. Gben'o if die 
Definition, welche Ulyian in 2.25 pr. D. XLIV, 7 de O. et A. von ben 
perfönlichen Klagen gibt („in personam actio est, qua cum eo agimus, qui 
obligatus est nobis ad faciendum aliquid vel dandum“) befler und 
volftändiger, als die, welche Gajus IV, 2 gibt (nicht umgefehrt, die von Gajus 
richtiger, wie Marezolla. a. O. 6,203 glaubt); denn ad faciendum vel 
dandum obligatus {if man bei allen perfünlichen Klagen, auch bei den 
form. in factum conoeptae. Wenn diefer Definition Paulus in d. 3 PF- 
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einer befimmten Gelbfumme und das dare einer anderen be: 
ſtimmten Sade, und fo erhalten wir für die aott. str. jur. fol- 


gende drei weſentlich von einander verſchiedene Käller 


4. Die Klage auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
(certa pecunia) Hier war die Formel der Intention dare 
eportere (3. B.: si paret, Numerium Aulo sestert. X millia 
ex testamento dare Opertöre; Gajus IV 5 A4, 86). 

2. Die Klage auf dare einer anderen certa res, wieder 
wit. det Formel dare oportere (z. B. si paret, Nm. Ao. 
servum Stichum ex stipulata dare oportere). 

3. Die Klage auf Leiftung eined incertum. Hier ging bie 
Intention auf dare facere oportere und zwar ganz unbe 
ſtimmt, 3. B. quidquid ob eam rem Nm. Ao. dare facert 
oportet (Gajus IV, 136). Die Formel war hier bie gleiche, 
wie bei den h. f. actiones, weil biefe ſtets auf ein incertum 

geben, nur daß die ». f. actiones bei dem oportere noch den 
Beiſatz ex fide bona batten. Gegenftand einer folchen incerti 
condictio fonnte jedes incertum feyn, dad dare eines incer- 
tum (Not. 40) ober ein facere, wie die Fälle ber Note 33, 37, 38. 

Diefe drei Fälle der str. jur. actiones find von einander 
fo verſchieden, daß natürlich daran auch praftifche Verſchieden⸗ 
heiten fi fnüpften. Wird mit einer act. str. jur. auf eine ber 
fimmte Geldſumme geklagt (Nr. 1): fo kann der Juder nur 
auf diefe beſtimmte Summe verurtheilen, weder auf mehr noch 
auf weniger; bie intentio und condemnatio in der Formel 





eod. noch ein „vel praestandum“ (d. b. Hier. „oder zu einem fonftigen Zeiten 
übechaupt „urgl. auch D. XIX, 1 de A.E. V. 2.13 56) binzufegt: jo war hier . 
ein ſolcher Zuſatz völlig überflüfftg, da ſchon durch facere und dare alle mögs 
liche Zeiftungen bei Obligationen umfaßt werden. Was im Uehrigen bie Anficht 
von Marezoll über die auf dare und facere lautende Intentio betrifft: fo iſt 
es entſchieden unzichtig, wenn er.(a. a. O. ©. 251, 275 f. 297 f. 309 f.) drei 
Klaſſen von Intentionen untericheidet, nämlich dare facere, dare allein 
und facere allein und die heiven legteren blos auf die str. jur. actt., die erftere 
auf die b. f. actt. bezieht; denn eine intentio auf facere allein. gab es gar 
nicht, und die intentio auf dare facere hatte ja auch die str. jur. act., wenn 
fie auf ein incertum ging, S. auch Savigny V ©. 600 Puchta II 165 
Rot... y. | | 
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gebt hier durchaus auf ein dertum; denn’ auch in der condem- 
natio ift nicht die geringfte Unbeftimmtheit, nicht erft ein Werth 
zu ermitteln, eine. Sache zu tariren .(Gajus IV g Al, 43, 50). 
Korderte der Kläger zu viel,:war alfo feine intentio certa nicht 
durchaus im angefprochenen Maaße begründet: fo wurde er un- 
bedingt abgewieſen und zwar für immer, ba er. wegen ber ein- 
getretenen Confumtion feines Rechts durch den eingeleiteten Pro⸗ 
zeß daſſelbe gar nicht mehr verfolgen fonnte (Erört. XL nad 
Pot. 414); forderte er zu wenig: fo verlohr er zwar das Hecht auf 
das fchuldige Mehr nicht, er fonntees aber erfi unter einem neuen 
Prätor verfolgen (Gajus IV $ 56, 122). Bon cceffionen des 
Eingeflagten konnte bier gar nicht die Rebe feyn (orgl. auch ©. 54). 
Dagegen tomte hier eine bedeutende Succumbenzftrafe vorkommen, 
indem jede Parthie von der anderen bie Zufage .(sponsio et 
restipulatio, biefe vom Kläger, jene vom Beflagten) verlangen 
fonnte, im Falle des Unterliegend den. dritten ‘Theil der einge 
flagten Hauptfumme, alfo ein Succumbenzgeld von 33/, Procent, 
zu bezahlen *", | 
Wurde auf eine andre certa res geklagt ¶ Nr. 2): fo war 
zwar auch bier die intentio eine certa (3.2.: si paret, servum 
Stichum dari oportere) und deßhalb verlohr. der Kläger, wenn 
er in der intentio zu viel forderte, auch Hier unbedingt ben 
Prozeß *8; allein die Condemnationdformel war eme incert2- 








4:) Gajus IV $ 13, 171, 180 Cicero pro Roscio comoed. IV, 5 Sa 
yigny V ©. 611. Eine ſolche Klage konnte vaher nicht blos für den Beflagten, 
jondern auch für den Kläger mißlich werden, da auch der Kläger, wenn er 
abgewiejen wurde, die Succumbenzſumme bezahlen mußte. Zwar glaubt Sa: 
vigny (wohl im Zuſammenhange mit feiner Anficht über das Princip der Eon: 
dietionen vrgl. Not. 56), bei einer wohl begründeten mit guten Beweiſen 
verjehenen Klage ſey dieſe Gefahr für ven Kläger nicht bedeukend geweien, und " 
ſcheint die Sponfion mehr als zu Gunften des Klägers eingeführt anzuneb: 
men. Allein die Gefahr war wohl für beive Theile ziemlich die gleiche (wie 
auch Gajus EV, 13 es auffaßt), da ſich nicht immer voraus ermefien ließ, wie 
ber Richter die Beweiſe der Klage und der Cinreden beurtheilen werde, und da 
ber Kläger, ſobald er in ber Intentio jeine Forderung nur um das Geringfle zu 
hoch angab, aljo beim geringften Berftoße in der Summe, jein ganzes Recht 
verlohr und noch dazu Die Succumbenziumme zahlen mußte. 

48) Ein ſolches Zuvielfordern konnte auch darin liegen, daß man einen be 
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Denn bar die Verurtheilung ſtets auf Geld zu gehen hatte (S. 157: 
fo mußte bier. der Rechter, wenn es zur Berurtheilung fam, die 
Sache erſt taxiven,; und-ungewig war es jedenfalls, wie er fie 
‚tariren werbe.2%; Hieraus erflärt es ſich, daß diejenige Condiction, 


-Mimmter:Gegenftiand (alio durch eine blos auf ihm:gerichtete'intentio certa) 
forderte, während dem Beklagten zwiichen mehreren die Wahl zufteht, man 
alfo mit eines intentio incerta hätte Hagen jollen Not. 34 und Gajus IV, 53. 

49) Natürlich, wenn es wirklich zur Verurtheilung kommt, muß der Juder 
eine beſtimmte Summe ausſprechen (Gajus IV, 52): aber in der Inſtructions— 
Formel fann die Summe nicht ausgebrüdt, ſondern der Juder blos zur Taras 
tion der Sacht :augewieien. werben. Die Formel der condemnatio war bier 
wohl; quanti ea.res est, tantam pecuniam condemna. Geſtritten 
wird aber. dann. barüber, ob das quanti ea res est blog den wahren Werth 
der Sache an fi bezeichnet, (io 3. B. Puchta I $ 165 Not. r.), oder wie Sa⸗ 
vigny V Beil. XII und ©. 613 f. annimmt das ganze Intereffe des Klägers. 
Zwar wurde wohl im Älteren Röm. Sprachgebrauch vas quanti res est ges 
wöhnlicd für beubivfen Sachwerth, das verum rei pretium, die reitantum 
aestimatio im Gegeniape zum ganzen Interefje genommen, während er fpäter 
immer mehr aufs ganze Intereife bezogen wurbe (jv gibt die Lex Aquilia 
eine Klage auf quanti res-fuit, und dieß beventete urſprünglich, wie die Roͤm. 
Suriften ſagen, den blofen Sachwerth, fpäter aber wurde es aufs ganze Intereffe 
bezogen; D. IX, 2 ad. 2. Aq. 2.21 pr. S2L22J. IV, 3e.t.$ 10 Savigny 
S. 443; vrgl. auch D. XLIII, 17 uti poss. 2. 38 11 Savigny S. 442), io 
Haß wir allerdings in ven IJufbimianifchen Quellen des q. e. r. e. im Zweifel 
auf das Intereffe beziehen müſſen und nur da auf den bloſen Sachwerth, wo dieß 
beſonvers angedeutet iſt (wie in D. II, 2 quod. quisq. jur I. 1 8 4; über Z. 179 
und 193 de V. S.-vrgl. Savigny S. 458 .). Hieraus würde ſich aber freilih 
noch nicht ergeben, daß in ven alten Rlagformeln das quanti e.r>e. auch 
das ganze Interbffe bezeichnet habe. Entſcheidend für den’ Sinn jener Formel 
Sürfte aber jeyn, daß in den wenigen Fällen, in welchen Gajus derſelben ers 
waähnt fie beſtimmt aufs Interefle gebt, To bei ven-in'reim unv'ad exhiben- 
dum actionibus (Gajus IV,-51vrgl. mit D. VI, 1de R.V. 1.68 X, 4 ad 
exhibendum 2.9 $8 1. 10, 11 pr. $ 4) und überhaupt-bei’ den arbitrariis act. 
(Gajus IV, 163) und er nirgends dabei andeutet/ daß hier quanti ros est in 
eiiem befonderen Stun oder in einem anderen Sinn, als ſonſt bei Condem⸗ 
» Nationen zu nehmen fey. Vielleicht ging es bei ver Gonpictionsformel auf 
quanti e.'r. e. ähnlich wie bei der Formel:ver Lex Aquilia (quanti ea'res 
in eo anno plurimi fuerit), d. 5. urſpruͤnglich bebeutete: fie den blofen Markt: 
werth der Sache, jpäter aber dehnte man fle auf das ganze Intereffe des Klägers 
dus. Bei der condictio futiva if gewiß, daß der Richter das ganze Intereffe 
in Anfchlag bringen mußte D. XIII, 1 de condict: furt. 1.3. 
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welche nicht blos eine intentio certa fondern auch eine condem- 
natio verta hatte, die Condiction auf oerta pecumia (Nr. 1), 
vorzugsweife durch den Namen actio si certum (certum im 
engften Sinne, pecunia certa) petetur ausgezeichnet wurbe ®, 
Ob aber überhaupt der Ausdruck certum petere und ob die 
Benennung certi condictio durchaus blos auf diefen Fall 
(condicetio auf certa pecunia) zu befchränfen oder auch für 
den zweiten Fall, bei Condictionen auf eine andre res certa, 
gebraucht worden fey, {ft nicht ganz unzweifelhaft. Am meiften 
fpriht wohl dafür, daß die Röm. Juriſten jene Ausdrücke im 
Allgemeinen für jede condictio auf certa res gebrauchten 
(was auch das NRatürlichere wäre, da fie unter incerti condictio 
ganz unzweifelhaft blos die verſtanden, welche nicht auf certa 
res, weder auf certa pecunianod aufalia certa res ging), 
dag fie aber in einem engeren Sinn und im Gegenfage zur 
triticaria condietio den Ausdruck actio si certum petetur auf 
die Eondiction einer befimmten Geldfumme befchränften 51, 





50) D. XIII, 3 de condict. tritic. Qui certam pecuniam numeratam 
petit, illa actione utitur, si certum petetur; qui autem alias res, 
per condictionem triticariam petet. ' 

51) Die Anfichten hierüber find verichienen. Diele. beſonders auch Saviguy 
V ©. 624 5., beichränfen ven Ausdruck certi condictio auf beſtimmte Geld⸗ 
fummen. Andere dagegen glauben, certum habe auch in Verbindung mi 
condictio in der Regel den Sinn, den es fonft gewöhnlich hatte, gehe alio 
auf jede res certa, ber Ausdruck umfafle ſomit in der Regel alle condietiones 
die auf ein dare gingen, fey es auf das dare einer beitimmien Geldſumme 
ober einer anderen certa Tes; dabei ſey aber die Condiction anf eine beſtimmie 
Gelbſumme auch noch Ipeciell und vorzugsweiie durch aclio si cortum 
petetur bezeichnet worden. Für dieie Anſicht I befondere Betbmann-Holk 
weg Berfuche S.37—41 Schilling Infitat. II 104 Not, s.v. Beſtimmt 
für diefelbe find auch die Inftitutionen, indem es in J. III, 15 de V.O. pr. von 
der Stipulation Heißt: ex qua duae proficiscuntur actliones, tam certi 
oondictio, si certa sit stipulatio, quam ex stipulatu, si incerta (vigl. 
auch D. XII, 1 de R.C. 2.24). Ebenſo wird auch oerti condictio in D. de 
R.C. 1.9 pr. in diefem Sinn zu nehmen ſeyn, um fo mehr als gerade vorher 
(d. 6 eod ) das certum dahin definirt wird: cujus species vel quantitas, 
quae in obligatione versatur, aut nomine suo aut 0a demonstration®, 
quae nominis vice fungitur, qualis quantaque sit, ostenditur (Demjenigen 
was Savigny V 5625 bei der Erklärung der 4.9 cit. für ſeine Anſicht bei 
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Im brüten Kalle (S 71 Nr. 3), wenn die Condiction auf 
ein incertum gebt, alfo Hier ſowohl die intentio als condem- 
natio unbeſtimmt gefaßt ift, heißt fie condietio incerti(B. XII, 
7 de condict. sine causa 1.3 XLVI, 3 de nevat. 2. 12). Häu- 
fig wirb aber bier auch die Bezeichnung condictio vermieden 
und die Elage Durch actio bezeichnet; fo wurde ‚namentlich bie 
Klage aus einer incerta stipulatio actio ex stipulatu genanat 
(Not. 51), ohne daß fie aber deßhalb aufgehört Hätte, in den 
Kreis der Eonbictiomen zu gehören, wie-fie auch auf die gleiche 
Weife formulirt wurde, wie: jede andere condictio incerti 
(Gajus IV, 136). | 

Noch fommt der Ausdruck triticaria Condietie vor 





Not. b. anführt, möchten manche Stellen widerfprechen, 3. B. D. XIX, 1 de 
A.E.V.211$6). Damit würbe auch übereinftimmen, daß Gajus IV $ 54, 
131 bei der Pluspetition die Ausbrüde incerta formula, incerta actio, 
formula qua incertum petimus blos auf folde formulae in jus conceptae 
beichränkt, deren intentio weder auf eine beftimmte Geldſumme noch auf 
eine audre res corta geht, aljo unter certa formula, formula qua certum 
petimus $ier auch diefenigen formulas in jus conc. begreifen mußte, welche 
auf alias certas res (außer Geld) gehen. Hiernach bezeichnet bei den Con⸗ 
hictionen das certum in der Regel ven Gegenftand ber alten Eondictionen (Bei. 
ben legis actiones, vor den Zeiten bes Formularprozefies Gajus IV, 19) und 
iR überhaupt certum und ineertum in der Regel in demſelben Sinn bei den 
Eondietionen zu nebmen, wie bei den Stipulationen (Not. 32 f.) und bei der 
confessio in jure (wer certum confessus est, gilt pro judicato)., Zwar 
gebraucht Savigny V 630 gerade die confossio in juro als ein Argument 
für feine Anficht, indem er meint, certum in J. 6 pr. XLII, 2 de confess. 
bebeute blos pecunia certa, und ſelbſt Hollweg a. a. O. ©. 39 und 264 und 
Shilling a.a D. geben dieß für diefe Stelle zu. Allein wohl mit Unrecht. 
Denn daß cortum auch in jener Stelle nicht blos Geld ſondern aud alias 
certas res umfafle, beweist ſich Durch 2. 5, beſonders aber durch 6 $2 eod. 
Nicht entgegen iR 2.6651 eod., wie man gewöhnlich glaubt; denn wenn man 
‚nur diefe wohl etwas verdorbene Stelle richtig interpungirt und überfegt, fo 
fagt fie blos: „Wer ein incertum befennt, fey es ein corpus 3. B. den Stichus 
oder einen fandus (d. 5. eine alternative Schuld, oben Not. 34) iſt anzus 
halten, daß er über eine beflimmte Sache fich erkläre, ebenio, wer nur Durch 
ihre Quantität beflimmbare Sachen unbeſtimmt befennt, anzuhalten, daß er 
eine befimmie Summe angebe.“ Gerade dieſe Stelle betätigt es noch be: 
fonders, daß mer irgend eine beflimmte Sache oder Summe (iey es Gelb 
vder Anderes) zu ſchulden betenut, ein cortum ejngeflanden habe, 
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(von triticam Getreide, einem der namentlich. für Rom: wichtig- 
fien Verkehrsgegenſtaͤnde) *82. Nach ber: Definition, welche die 
I. 4 de ceondict. 'trit. (Rot: 50) von biefer Klage gibt, wurde 
durch triticaria oendictio eine foldye Condiction bezeichnet, welde 
nicht auf eine beftimmteSumme Geldes geht. Ob aber der Name 
"für jede andere ald auf Geld gehende Eondiction alfo auch für 
die condietio incerti gebraucht wurde oder blos für diejenige 
:condictio certi, welche auf andere res certas (außer dem 
@elde) geht, darüber iſt Streit. Unter ben Neueren find 3. 2. 
Gans und Savigny ber Eriteren, Puchsa ver letzteren An- 
ſicht 5? =, Ueberwiegende Gründe fprechen jedoch dafür, bas Erſtere 
anzunehmen ®%, Uebrigens iſt die ſe Frage (d. h. ob alle Eon- 


er. 


52) Ueber die Gerleitung und Grtäcung des Namens srl. Savigny V 
S. 576 f. 

52a) Vrgl. Gans Web: Röm. Oblig.R. 6. 48f. Savigny VS. 626f. 
'Puchta Inſtit. I H165Not. ff. Jedenfalls hat Gaus das DVerbientt, bie 
irrigen und’ zum: Theile wunberlichen Anflchten, welche fruͤher durchaus mehr 
oder minder irber die triticaria condict. herrſchten, widerlegt und zuerſt 
über die cond. trit. recht orientirt zu haben. Bei den irrigen Anſichten ver 
Aelteren wirkte bier befonders auch ein, daß fie den ©. 15 angeführten Grund: 
ſatz nicht genan fannten und deßhalb in ben von der aestimatio rei fprechenben 
Stellen des Titels de condiet. trit. etwas auf die Fälle dieier Klage Bezug 
habendes Befunderes juchten. Wer die Irrthümer der Aeltexen näher fennen 
lernen will, fefe nur 3.8. Lauterbach Coll. Pand. XIII, 3 Hofacker Princ. 
81749 3.2. Schmidt Lehrb. v. Klagen und Einr. (IX Ausg. v. Martin 1845) 
6 1384 f. und Gläd Pandect. XML ES. 262 (Thibaut Pandect. 8 189 Not.9 
eitirt ſolche Aeltere neben Sans, als ob fie ſchon die Gano'ſche Nachweilung 
gegeben hätten!) Noodt fagt geradezu, er verftehe die Beveutung diefer Klage 
nicht. Eigenthümlich ſcheint die Anficht von C. F. v Reinhardt Ergänzungen 
zu Glück Bd. IV ©. 483 f. Er jagt, „die condict. trit.-finde da ſtatt, wo feine 
andere Art von condictio Platz greife.“ Diefe Anficht iſt ſchon an 
ſich unbegreiflich, vollends aber als eine (freilich ohne. alle Erwähnung von 
Guns) im Jahre 1838 aufgeftellte. 

53) Denn wenn man auch von den im Titel de condict. tritic. als Fälle 
diefer condictio angeführten zwei Beifpielen, auf welche Äh Savigny ſtützt 
und deren Beweistraft BPucdhtaa..a. D. in Abrede zieht, ganz abiehen will: 
fo fagt vie 2. 1 de condict. tritic.: eas res per hanc actionem peti, qua® 
sunt praeter pecuniam numeratam, feineswegs aber ſpricht fie blos von 
certae res, und dann führt fle als Fälle ber condiet, tritic. an: usum- 
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dietionen, welche nicht auf Gelb gehen, alfo auch die condictie 
incerti ober ob blos die Gonbictionen auf alias certas res 
jenen Namen gefährt haben) im Ganzen ohne befondere Bebeutung, 
wie überhaupt auch bei den Röm. Juriſten der Name triticaria 
condictio nur fehr felten gebraucht worden zu feyn feheint °* 
und er in den aufung gefommenen Quellen blog im genannten Pan⸗ 
beetentitel vorfommt. Um aber Irrthümer der Nelteren (Not. 522) 
zu vermeiden und bie praftifche Beziehung oder. vielmehr Be⸗ 
beutungslofigfeit der candiet. trit. für unfre Zeit richtig aufzu- 
faffen, ift jedenfalls Das wohl zu beachten, dag triticaria condictio 
nichts Anderes ift, ald der gemeinfame Name für eine Reihe 
von strieti juris actiones (für alle, welche nicht auf eine ge- 
nau beflimmte Summe Geldes gehen). 
I. 

Was die Frage betrifft, welche einzelne Klagen stricti 
juris, welde honae fidei waren: fo find ſowohl über das Princip, 
durch welches fi) das Röm. Necht hierbei beſtimmen ließ, und 
über den hiſtoriſchen Gang, den die Ausbildung jener Verſchie⸗ 
denheiten nahm, als andy über die einzelnen Fälle die Anftchten- 
ſtets fehr verfchieden geweſen. Indeſſen haben über die einzel- 
nen Fälle die Forſchungen der neueren Zeit, namentlich bie 
von Gans und Mühlenbrucd und nun vorzüglid die von 
Sapigny die Sache allmählig fo fetgefiellt, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung- nur über wenige Punkte nody Streit übrig bleibt °°. Was 
dagegen bie Frage über dad Princip betrifft, aus welchem ſich 
das Einzelne bildete, und zu erflären ift: fo würbe ed nach dem 
Hauptzwecke biefer Erörterungen (ſ. Borr. zu H. 4) zu weit 
geben, ausführlich über bafielbe mich ‚hier zu verbreiten. Für 


fructum vel servitutem utrorumque praediorum petere; dieß find aber 
gerade, wie gezeigt wurde, Fälle einer condictio incerti. 

54) Vrgl. auch Schilling Sufitut.. II5 104 Not. v. a. E. Savigny 
VS.631. 

55) Vrgl. Not, 57. Es wird wohl jetzt nicht leicht mehr ixgend Jemand der 
Anficht Thibaut's 8 ſeyn, welcher (Pandect. R. $ 71 und in ſeinen Dictaten 
bei drob en IS. 79) meint, nur die Klagen aus einer Stipulation feyen 
air. jur. gewefen. In der That ift es iehr auffallend, daß Thibaut noch in 
der 8, Aufl. ſeines Band. R. im Jahr 1834 eine ſolche Anfücht vortrug. 
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jenen Zwed iſt es eigentlich mar nothig, zu zeigen, in welchen 
einzelnen Fällen die Klage str. par., in welchen fie b. f. war. 
Dieß um bes praftifchen Intereſſes willen, damit nicht Grund⸗ 
füge, welche in unfren Rechtsquellen bei einzeinen Klagen aus⸗ 
gefprochen werden und bie lediglich ein Ausflug aus der Natur 
diefer lagen ald firenger Klagen waren, aud jest noch als 
prafiiich behandelt und auch. bei ung irrig angemendet werben, 
wie dieß nicht felten auch von Solchen gefchieht, weiche von der 
Anficht ausgehen, daß bei ung alle Klagen nach den Grunbfägen 
der b. f. nett. zu behandeln feyen. Nur wird bei biefer. Ent- 
widiung des Einzelnen eine Andentung meiner Aue üßer bag 
Princip ſelbſt nicht zu umgehen feyn ®*. 


56) Ich geftehe, daß ich in dieſer Beziehung manche Zweifel gegen bie 
fcharffinnige und wirklich blendende Ausführung Savignys babe, nad) weldher 
die Eondictionen aus dem einfachen gemeinfchaftlihen Princip abzuleiten ſeyn 
follen, daß ſie durch den höheren Schutz, den fle enthielten, dem Gläu⸗ 
biger die Cigenthumoklage, die er an einer weggegebenen oder hm funk, 
entzogenen Sache verlohren hatte, gleichſam er ſetz en ſollen feine Anſicht, 
welche auch ſchon Mühlenbruch Ceſſion 3. A. $ 11 Not. 214 wenigſtens im 
Beziehung auf die Klage aus dem Darlehen andeutete), daß alſo, abgeſehen 
von einigen pofltiven Erweiterungen. die man auf eine ſolche Grundlage nicht 
zurüdführen fönne, Grund und Bedingung ber Condictivnen eine Bereicherung 
bes Schuldners aus dem Mermögen des Gläubigers, welche jet wieder rüds 
gängig gemadıt werden joll (eine wirkliche, mie bei Darlehen und bezablter 
Nichtſchuld, oder eine fingirte, wie bei Etipulatjon und Legat) gemejen. ſey. — 
Abgeichen davon, dag Savigny’s Argumentation, z.B. VS. 109, auch in 
manchen anderen als den von ihm gejeßten Fällen (3. 8 bei Verkauf auf Borg) 
auf eine stricti juris actio führen würde und daß jene ſ.g. pofitiven Erweire⸗ 
rungen und bie civilen Delichsflagen manche Bedenken gegen feine Anficht euregen 
(orgl. unten Note 69 und nach Not. 97 Nr. III): jo könnte man zunächſt fragen, 
warum gerade eine stricti juris actio Erſatz der Eigenthumsklage ſeyn 
ſollte und nicht eben fo gut eine freie Klage, wie ja bie rei vind. ſelbſt (pie 
formula petitoria) eine freie Klage war, oder warum nicht eine Wahl zwifchen 
freier und firenger Klage gegeben wurde, wie gerade bei der Verfolgung des 
Eigenthums (per sponsionem oder per formulam petitoriam; Gajus IV, 
91 8q.). Nah Savigny würde ſich dieß jo erflären: Die str. jur: actio war 
eigentlich der einzige Weg, durch eine perfönliche Klage vordem Richter 
Recht zu erlangen, die Sache vor einen eigentlichen Richter zu bringen; bier 
nad) beftände der Erjak für die rei vind. darin, daß man in jolchen Fällen 
allein ein wahres vor dem Michter zu verfolgendes Recht, eine wahre Klage 
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Das sirietam jus in feinem oben entwidelten Eharaftev 
gewährte bem Gläubiger, wenn gleich ed ihm nicht in allen. Bes 





und das Dafeyn einer wahren ohligatio nach Civilrecht anerkannte (Saviguy 
V. 6 112,487, 545); .vie b. f. negotia dagegen ſeyen eigentlich nur unter 
dem Schuge redlicher Sitte geftanden, und. wenn audy bei ihnen eine richterliche 
Hülfe nicht verfagt worden jey: jo Habe man doch nicht ſowohl eine ſtrenge Ders 
pflihtung nad Civilrecht, als vielmehr die Anerkennung der guten Sitte zum 
Grunde gelegt und dieß dadurch ausgeführt, daß man den Barthieen nicht einen 
eigentlichen Juber aus dem album judicum gab, fonvern.fie blos nöthigte, 
über einen frei gu wählenden Schiedsrichter fich zu-vereinigen, welcher nicht 
wie der eigentliche Richter Das was das firenge Recht gebiete, fondern waa 
nach redlicher Sitte von felbf und ohne Zwang zu baobachten fey, feſt⸗ 
zuftellen und die Sache nad jeinem unpartheiifchen Rechtsgefühle ohne Rüdficht 
auf die buch ſäblichen Borichriften des Civilrechts (alio doch nach beftes 
bendem Eivilre ht?) zu entfcheiden gehabt Habe (Savigny VE. 110, 112, 
488, 489). — Allein dieß if gerabe eine Hypotheſe, gegen weldye die Wahrs 
ſcheinlichkeit ſehr zu freiten Icheint. Abgeichen bavon, daß die Verſchiedenheit 
zwiichen Juber und Arbiter, wie fie Savigny nimmt, nicht erwiejen und auch 
nicht wahrſcheinlich ift (ob. ©. 6 Nt. 10), jo müßte man nach jener Hypotheie einen 
hiſtoriſchen Entwidlungsgang der Sache annehmen, wie er fich nicht annehmen 
läßt, denn nah ihr wäre blos das strictum jus das eigentliche Recht ges 
weſen, würden blos die Condictionen eigentlicden rihterlichen Schuß ges 
währt, die einzig zuläffigen eigentlichen Klagen (ſ. Savigny ©. 487 unt.) 
gebildet haben; alles außerhalb derielben Gelegene wäre blos Sache der Sitte 
geweien und in den Kreis des objectiven Rechts nicht eigentlich gefallen, und 
wenn man auch in foweit es in den Rechtekreis zog, daß man die Parthieen 
zwang, fich dabei einem Schiedsrichter zu unterwerfen: fo wären die betreffenden 
Klagen doch Feine eigentlichen wahren Klagen gewefen, welche zu einer Ent⸗ 
ſcheidung nach objectiven Rechtönormen führten (die muß man nad) Savigs 
uy's Ausführung an den angeführten Drten annehmen, obwohl er Ach in 
Dandem, vrgl. z. B. V S.112 mit 115 ©. 488 mit 487, ſchwankend über 
die Natur diefer Klagen äußert). Hiernach müßten fih dann allmählig die 
nicht ſtreugen Klagen in eigentlihe Klagen verwandelt haben und der 
Richter bei ihnen immer mehr an objectives Recht gebunden worden jeyn (denn 
daß im clafflichen Roͤm. Recht die Natur der b. f. actt. nicht mehr die war, 
wie fe Sayigny VS. 112f., 488 f. befchreibt, nach welcher bei ihnen won 
einem eigentlichen Richteramte nicht die Rebe war, jundern nur von einer ganz 
freien ſchiedsrichterlichen Entichridung, fle nicht eigentliche wahre Klage waren c., 
wird wohl keinen Zweifel leiden). So würde man eigentlich zu der Annahme kom⸗ 
men müſſen, baß die Natur ver b. £. actt. fich in Hauptpunkten allmählig dem 
stzictum jus genähert habe, während gerade umgelehrt, wie Saviguy 
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ziehungen günſtig war, doch ben Vortheil eines’ entfchiebenen 
firengen rüdfichtsloferen (directum, asperum simplex, Cicero 


jelbft nachweist, die str. jur. actiones ſich mehr und mehr den freien 
Klagen näherten.: Auch möchte es ſchwer ſeyn, Das, was Savtgny vom 
Begenfage zum strictum jus namentlich von ven b. f actt. in den ange 
führten Stellen jagt, mit dem Syſtem der freien Klagen überhaupt (welche ja, 
auch foweit fie nicht b. f. actt. waren, doch Im Weienflichen wie dieſe behandelt 
wurben), zu vereinigen. Soll in allen Fällen der freien Klagen, 3. B. auch bei 
den in rem. actt. und namentlich bei der firengen Condemnatio in den Fällen 
der arbitrgriae' actiones (8. 19) ıc. von feinem eigentlichen Nichteramte. 
feiner eigentlichen Klage u. |. w. die Rede gewefen over foll es bei ihnen weſent⸗ 
lich anders gehalten worben ſeyn? Wie‘ fol es fich ferner erfläten, daß and 
bei allen ireien Klagen und namentlich bei ven b. f. actt: der Arbiter in ber 
Formel immer mit einem judex esto beftellt wurde? wie wären die vielen 
Fälle zu erklären, in welchen für denielben Gubzwert eine str. jür. actio electiv 
mit einer b. f. actio gegeben'wurde, und wie foll es fi vereinigen Laflen, baf 
bie Condiction für ben Kläger einen Shut höherer Art wegen der ihm 
unmöglichen Yindication der Sache bilden fol (Savtgny VS. 109, 110) 
während Savigny in anderen Stellen (3. 3. V ©. 113, 487) behauptet, daß 
hier von einer abfichtlichen Begünftigung des Klägers oder von Klagen, wodurch 
man dem Klaͤger einen ſtrengeren Schutz gewährthätte, ni cht die Rede ſeyn fönne? 
Veberhaupt ſpricht noch gegen Savignys Hypothefe ver Umfland, baf in einer 
Menge von Fällen eine Eonbictio ftatt hatte (und wie Savigny ©. 639, 642 an: 

nimmt, ſchon urfprünglich) in welchen fie einen Erfag für eine verloßrne Ei gen 
thumsHage gar nicht bilden konnte (3.8. bei einem ſtipulirten facere im e. ©. 

die condict. indebiti’auf Liberation bei einem geleifteten Verſptechen, auf bie 
Bereicherung bei Reitungen, vie nicht in Sachleiſtungen beſtanden 1c. vrgl. auch 
Not. 93, 72), und rap Fälle vorfummen, in welchen feine Condictio ſondern 
eine b. f. actio ſtatthatte, waͤhrend fie nach Savignys Hypotheſe einen Con⸗ 

dictionsfall Hätten bilden 'müffen. So müßte, um nur das Eine anzuführen, nad 
Savignye Princip die durch Fiducia weggegebene Sache mit einet Condictio 
zurüdzufordern gewefen' ſeyn, weil ber Weggebende das Cigenthum an det 
Sache ſomit die ref vind. verlohr. Allein Gajus IV, 62 fagf ganz allgemein 

Sunt autém bonae fidei judicia... fiduciae, pro socio u.f.m. Zwar 
meint Saviguy ©. 517, bie Kdocia ‚habe eben wei ‚Klbgen erzeugt, eine 
Condiction nach ſeinem Princid und eine b. f. act., welche zugleich arbitra- 
ria geweſen ſey, weil dieſe das einzige Mittel dargeboten, dem Kläger die Real 
reſtitution zu verfchaffen,; worauf er doch den billigſten Anfpruch gehabt habe. 
Allein davon finden wir in den Duellen feine Shur, unv ed ift dieſe Hypotheſe 
mit der allgemeinen Erklaͤrung von G aju 8, daß das fiduciae judieium ein 
judicium bonae fidei gewefen fey, und mit einer gleichen Erflärnng bei 
Cicero fowie and init ver contraria fidüciae actio (Paulus Sontent. 
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pro Rosc. com. V) und eben dadurch gewoͤhnlich auch raſche⸗ 
ren Verfahrens. Seiner ganzen Natur nach war es das dem 
Geiſte des älleren Röm. Rechts Angemofienere, wie wir über⸗ 
haupt finden, daß jugendliche Rechte mehr an ſtreuge Formen und 
Yeußerlichfeiten halten und nur allmählig durch eine freiere Ent⸗ 
widlung fid) mildern. Bildete aber auch das strictum jus bie 
Grundlage des civiliſtiſchen Obligationenrechts: fo Fonnte es doch 
feiner ganzen Natur nad) nicht leicht Anwendung leiden auf Rechts⸗ 
verhältniffe, bei welchen verſchiedene nicht in firenge Formeln zu 
bringende gegenfeitige Beziehungen ‚ver Parthieen, ihre An: 
fprüche und. Gegenanfpräde „ ganz beſonders -abzuwägen find 
oder bei welden in wichtigeren . Beziehungen. nothwendig auf 
Treue und Glauben gebnut werden muß und nicht Alles ſcharf 
durch ausbrüdliche Verabredung beftimmt werden Tann oder fich 
nicht hurd eine genau begrenzte.und fiharf auffaßbare und be⸗ 
urtheitbare Leiftung befimmen läßt oder deren innere Natur zum 
Theile etwas durchgreifend Unbeftimmted und gar nicht fcharf 
Fixirbares (wie 3. B. bei Gefchäftsbeforgungen, Vereinbarung 
zu gemeinfamer Thätigfeit) in fi trägt. Daraus erflärt es 
fih wohl, daß von den formulae in jus conceptae die nad): 
benannten nicht str. jur. actiones oder condictiones, fondern 
b. f.. actiones waren, nämlich die Klagen aus Kauf, Mieth- 
und Pachtvertrag, Geihäftsführung, Auftrag, Hinterlegung, 
Geſellſchaftsvertrag, Vormundſchaft, Leihvertrag, Fauſtpfand, 
die Theilungsklagen, die praescriptis verbis actio bei den 


LI. 13$ 7) unvereinbar. ‚Auch wäre es bei jener Aunahme Savigny's nicht 
leicht erklaͤrlich, warum nicht auch z. B. in den. in Note 79, und 80 angef. Con⸗ 
dictionsfaͤllen, wenn der Kläger eine Species weggegeben hatte, neben der 
condictio noch eine b. f. actio ſtatt hatie; denn auch hier koͤnnte man ſagen, 
daß die b. f. actio ale arbitraria das einzige Mittel geweſen wäre, dem Kläger 
die, Realreſtitution zu verjchaffen, worauf er doch in ſolchen Faͤllen ebenfalls 
billig bätie Anfpruch machen koͤnnen. Dagegen erklärt fich der Umſtand, das 
dae fidaciae judichum. nicht atr, jur. war, vollfommen aus dem Prineip, von 
welchen ic bei ver Erklärung ber einzelnen. Bälle der str. jur. und h. f. act, 
ausgehe (Rot:58). .  .  .. .. 
Bäder, Eroͤrterungen. IR. . 6 


32 Eilfte &rört. Stricti jur. und bonae fid. actiones. 


f.g. SImmominatcontraften, die Klage auf Zurüdgabe der dos 
(aetio rei uxeriae) und die abgefommene actio fiduciae °”. 
Hiernady blieben von den formulae in jus conceptae für 
den Kreis der str. jur. aett. noch zwei Hauptelaffen von Fällen 
üßrig, welde ſich gerade durch einen eigenthümlichen für ein 
strictum jus geeigneten Charakter auszeichnen, durch den fih 
auch bie Anwendung der Etrenge und bie burchgreifendere Rüd- 
fihtstofigfeit des strictum jus erflären mag. Es find Rechts⸗ 
verhältmiffe von einer in ihrer Grundlage durchaus einfeiti 
gen Natur, bei denen blos Die eine Part hie zu einer Leiftung 
verpflichtet ift und zwar bei Sarhleiftungen in der Regel zu Lei⸗ 
ftung einer Sache, die nicht ſchon dem Kläger gehört, und wo- 
bei die Natur des Nechteverhältniffes auch nicht aus zufälligen 
Gründen eine den Gegenftand des Redtsverhältniffes ummittel- 
bar betreffende Nebenverpflidtung des Bereihtigten gegen den 
Schuldner eniftehen laͤßt °°. Diefe zwei Haupfflaffen, bei wel: 





57) J. IV, 6 de act. 628,29 Gajus IV, 62. An die Stelle der act. rei 
uxoriae ſetzte befanntlich Juſtinian eine ex stipulatu actio, aber mit ber Be: 
ſtimmung, daß fie ganz nad) ven Grundſätzen ver b. f. judicia behandelt werben 
folle; J. F 29 cit. Ueber die act. finiam regund, |. Savigay VG. 481 
Rot. e und über vice bareditatis petitio nuien Mot. 107. Bon den aott. prae 
scriptis verbis führt Juſtinian in dem $ 28 cit. blos zwei Fälle am, umd def 
halb behaupten Viele (nun auch wieber Puchta IIg 165 a. @.). daß fie bloe 
in biefen beiden Fällen b. f. geweien ieyen. Allein ihon aus D. XIX, 5 de 
praeser. verb. act. £.24,1.5$5.a.&. und XIX, 3 de aestim. 2. 1 pr. C. 
Il, 4 de transact. cst. 3 geht hervor, daß audy die übrigen zu den b. f. acll. 
gehörten. Ueberhaupt konnten fie unmöglich str. jur. actiones feyn, wie z. B. 
bie Tübinger Iuriften-Facnltät in den Consil. -Tubing. VI p. 429. annahm 
(in 21952 D. XLIII, 20 de precar. if ſtatt condietione zu leſen actione) 
und zur einen oder anderen Claſſe mußten fie gehören, da ihre intentio aui 
dare faeere oportero ging. Vrgl. auch Savigny VS. 4831. 

58) Diefes Brineip, von welchem auch Frühere z. B. Sand und feit ihm 
überhaupt wohl die Meiſten ausgehen, verwirft Savigny VE. 5081. auf 
das Entfchiedenfte. Namentlich beruft er fi darauf, daß, wenn man auf die 
natürlichen ungefünftelten Anfichten und Grmartungen der Parthieen fehe, das 
Darlehen (aus welchem eine condictio entipringt) nicht -einfeitiger fey, alt 
das Commodat und das Depofitum (aus welchen eine b. f. act. enifpringt). 
Auf den erften Anblick Hat diejer Einwand vielen Schein, der aber doch wohl 
bei genauerer Betrachtung der Sache verſchwinden dürfte. Abgefehen von ande 


nn 
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hen der Umſtand, daß die Grundlage der Verpflichtung aus dem 
jus gemiiam und der aeguitas naturalis hergeleitet werden 





ren Beziehungen, die beim Commodat und Depoſitum vorfommen fünnen, nicht 
aber beim Darlehen: fo wird bei ven erfleren Verträgen dem Berpflichteten eine 
Sache anvertraut, die er, wie er fie erhielt, wieder zurücdgeben fol, ohne 
zu befonberem Aufmande, ber eima zu Erhaltung ber Sache nöthig if, ver» 
pflichtet zu feyn. In der Natur dieſes Berhältnifies liegt daher fchon die Mögs 
Yichfeit der Entftehung einer Verbindlichkeit des Berechtigten, wegen eines folchen 
nothwendig gewordenen Aufwandes Erfah zu geben, fomit die Möglichkeit der 
Entſtehung einer ans vemfelben Rechtögefchäfte, wenn andy in anderer Weiſe 
als bei den eigentlichen mechielfsitigen Verträgen, enifpringenven und mit einer 
Einrede und einer Gegenklage aus dem Rechtsgeſchaͤfte (somtraria aclio) zu 
verfolgenden Verpflichtung des hauptfächlich Berechtigten. Ganz anders if dieß 
beim Darlehen, bei welhem der Empfänger Eigenthümer der gelichenen vers 
tretbaren Sachen wird und nur beliebige andere Sachen gleicher Art zurüde 
zugeben Hat, fo daß alfo in Beziehung auf dieſe Sachen eine Gegenforderung 
befielben aus dem Befchäfte (die Beziehung auf einen Betrag ſchließt auch 
Sayigny S.509 Not. d aus) nicht möglih iſt. Zwar meint Saviguy, 
wenn unter ber gelichenen Geldſumme falſche Gelvflüde jeyen oder fremde, die 
nur mit Berluft in gangbares Geld umgeiept werben koͤnnen: fo ließe fih auch 
bier eine contraria actio denfen, wenn der Empfänger das Geld mit Verluft 
verwechfefte. Allein Bei ver Natar bes Darlehens, wie ſie unfre Quellen aufs 
faſſen, Laßt fich hier wohl eine ſolche Klage nicht denken. Denu durch das Dar⸗ 
leben wirh überhaupt ver Empfänger wur fo weit obligiet, als er wirk 
li empfing (er wird re obligiet, foweit bie res gebt); er. hat alio eben, 
wenn ex ichlechtes Geld befam, blos wieder gleiches fchlechtes Geld und nie mehr, 
als e8 werth war, zurückzugeben: würde er aus Irrthum mehr zurückgeben: fo 
fönnte und müßte er dieies Mehr mit der condietio indebiti zarückfordern; 
von einer contraria ackie wegen des Mindererlöfes, ven er im Gegenſatze zum 
angeblicgen Betrage aus demielben zog, karin bier ger nicht die Rede ſeyn. — 

Aus demfelben Grunde, aus welchem bie Gommodatsfiage nicht str. jur. ifl, 
erklärt fih auch, daß das judicium fiduciae nicht str. jur. war, welches nad 
Savignys Princip str. jur. Hätte feyn müffen. ©. oben Not. 56. Ganz das 
Gleiche ift auch der Fall bei der negetiorum gestio und dem Mandat. Daß 
der gestom und ber Mandatar, welche zunaͤchſt allein verpflichtet werden, bei 
Ausführung des Geſchaͤfts Auslagen haben können, if etwas ganz nahe Lie⸗ 
gendes und in ner Naiur des Geſchäͤfts Begründetes, und eben ſchon wegen 
diefer in der Natur des Geſchaͤfts liegenden möglichen durch eine contraria 
actio verfolgbaren Gegenanfprüche eigueten fi dieſe Verhältnifie nicht zur 
Anwendbarkeit nes strictum jus und erzeugien daher eine b. R act, gegen ben 

6r . zu 
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Ionnte (wie dieß wirklich auch bei den meiften Eonbictionen der 
Fall war, vrgl. unten bei Not. 420), Tein Hinderniß der Ent- 
flehung einer str. jur. act. bildete, wenn nur der Fall zur An- 
wenbbarfeit eines strictum jus geeignet war, find: 

A. fireng einfeitige Rechtsverhältniſſe auf Leiftung eines 
Gegenflandes, der erf in bag Bermögen des. Klägers 
fommenfoll und vorher nihtindemfelbenwar. Hier: 
ber gehörten: ’ 

4. die Klagen aus einer Stipulation. Die burd: 
greifende Grundform, in welder zur Zeit des claffifchen 
Röm. Rechts eine civile Obligation eingegangen oder eine be 
fiebende Obligation in eine eivile verwandelt werden Tonnte, war 
die Stipulation (verborum obligatio), welche durch die Frage 
Deffen, der Gläubiger werden wollte (dare spondes. eic.?), 
und durch die mit der Frage genau übereinftimmende Antwort 
Defien, der ſich verpflichten wollte (spondeo etc.), abgefchloffen 
wurde °°%, Gerade in biefer allgemeinen Form, eine klag⸗ 
bare Obligation zu begründen, zeigt fich einestheils, wie dad 
strietum jus eigentlid die Grundlage und den Grundgedanfen 
des älteren Röm. Obligationenrechts überhaupt bildete; denn 
nur bie Stipulation war bie ganz allgemeine Form, in 
welcher eine eivile Obligation ‚begrändet und jebe andere Obli⸗ 
gation in eine cidife verwandelt werben konnte; es Tonnte aber 
durch fie nur ein Berhältnig des strictum jus, eine con- 
dietio begründet werden. Anderntheils zeigt fich in diefer Form, 
dag in die firenge Einfeitigfeit bed. Rechtsverhältniſſes der 
practicable Stoff für das strietum jus ‚gefegt wurde; denn durch 
die Sttpulation fonnten nicht Verpflichtungen zu gegenfeitigen 





gestor und Mandatar. Gerade dieſes Princip, die ſen @egenfag ber b. f. ju- 
dicia zu den jireng einfeitigen Rechtsverhältniffen des strictum jus, Heben 
Cicero Top. cap. 17, de officiis lib. III cap. 15 (Diefer unter (ausbrüds 
licher Erwähnung des Berhälttiifies der negotiorum gestio und des Manck} 
und Gajus IV, 61 heraus, 

59) Früher war dieſe Wortform eine nach jehr ſtrengen Grenzen beſtimmte; 
ſpaͤter wurde ſie eine freiere. Brgl.Gajus IH $ 92, 93, 102 J. III, 15 de V. O. 
E > En VIII, 38 de contrah. stip. cst. 10 v.d. Pfordten Abhandlungen 

.231f. 
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Leiflungen eingegangen, fondern blos von der frngenden (der 
ſtipulirenden) Parthie eine Forderung gegen die einfeitig ver: 
fprechende erworben, alfo nur ein ſtreng einfeitiged blos den 
Kläger bereditigended Rechtsverhälmiß begründet werben. 80. Die 
Eondiction,. die aus der Stipulation gegen den Berfprechenden 
entfprang, war, wie überhaupt die Condietionen, nad) der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Inhalts der Stipulation bei einer stipulatio 
certa eine lage auf dari oportere, condictio certi (ob. S. 74), 
bei. einer ‚stipulatio incerta eine Klage auf dari fieri oportere 
(condictio incerti), welche bier aber gewöhnlich actio ex sti- 
pulatu: genannt wurbe . 

Sn der Stipulation lag bie Möglichkeit, jede andere Obii⸗ 
gation in eine obligatio stricti juris zu verwandeln und für fie 
eine condictio zu verfäpaffen ‚oder, foweit: Die Parthieen eine 
eigentliche Berwanblung nicht vornehmen wollten, neben der alten 
Obligation eine ihren Inhalt theilmeife in; fich aufnehmende ob- 
ligatio str. jur. zu begründen °°. Gerade aber in diefer Junction 





60) Die Stipulation ward wohl ehen deßhalb mit Dem ein ſtreng einje itiges 
Rechtöverhältnig begründenden Darlehen verglichen und ihm gleichgentellt. 
Drgl. Savigny VS. 533—539, nur daß Dieter ber Sache eine andere Bes 
deutung gibt. ' \ 

61) Oben ©. 75 und S. 74 Mt. 51. Ein einfaches Mittel übrigens, ſtch 
bei einer stip. incerta eine certi condictio zu fichern, beſtand darin, daß ſich 
der Gtipulator vom Schuloner für den Fall der Nichterfüllung die Zahlung 
einer beſtimmten Geldſtrafe flatt der fonfligen Leitung flipuliren ließ. Gin 
foldyes Pönalverfprechen war auch deßhalb gerathen, weil nun bie immer nne 
fichere Berechnung des Werthes ver Saupfleiflung, wenn es zur Condemnaͤtion 
kam, wegftel und aus diefem Grunde war es namentli bei Stipulationen , die 
anf ein facere im e. ©. gingen, ganz gewöhnlich und wird auch von Juflinian 
noch ausdrädlich angerathen J. I. c.$ 7 D. XLV, 1 de V.O. I. 137 87 1.68. 
71. 81. 126 83 C. VIII, 38 de contr stip. est. 12. Gans Ueb. Röm. Oblig. 
R. S. 82 f. glaubt, stipulationes incertae feyen'im alten Rom! Recht ohne 
ein foldhes -Bönalveriprechen ganiz'ungültig geweſen und überhaubt habe im 
alt. Röm. Recht ein indertum gar wicht Gegenſtand einer obligatio str. jur. 
ſeyn koͤnnen. Allein dieß if unerweisiich (Barigny VS: 638 fi) and Jehen- 
falls verwechſelt Gans S. 83 die 'stipulationes incortae (vie angeff. Stellen) 
mit Fällen, wie ſte in . 94.1. 115 de V.O. erwähnt find d. h. mit den wegen 
io ungenaner Bezeichnung ihres Segenflandes dag man gar nicht wiffen lann, 
was gemeint:ift, nothwendig ungültigen Stipulationen. 

62) D. XLI, 2 de novat. £.1 511.2. Einzelne Beiſpiele ſ. in D. TI, 14 de 
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traten wieber die vorhin angegebenen Beziehungen beflimmt her⸗ 
vor. Weil ſie die allgemeine Form war, eine civile Obfigation 
zu begränden, mußte auch jede andere ſchon beſtehende Obli⸗ 
gation in fie umgewandelt werben können; aber ba durch biefe 
allgemeine Form, eben weil die Grundlage bes civilen Oblige- 
tionenrechts Das strictum jus war, nur eine str. jur. act. be 
grünbet werden fonnte und biefe nur bei fireng einfeltigen Rechts⸗ 
verhäßsniffen zuläffig mars fo mußte auch bei: einer ſolchen Ber: 
wandlung biefe Bedingung bes strictum jus eingehalten werben. 
Eine zweileitige Obligation konnte daher als folche: nicht in eine 
. Stipulationdobligation verwandelt, fondern mußte vielmehr in 
zwei fireng einfeitige Obligationen aufgelöst werden. Woll⸗ 
ten alfo.3. B. die Parthieen ihre Obligation aus einem Kaufe 
(b. f. negolinm) in eine Stipulationschligation verwandeln: ſo 
mußte fich der Käufer die Leitung der Sache in einer befon 
beren Stipulation zufagen laſſen und dadurch eine für fich be 
ſtehende einfeitige Obligation begrünben, und dann ebenfo ber 
Berkäufer ſich durch befondere Frage und Antwort bie Leiflung 
des Kaufpreiſes ftipulicen, fo daß dann dadurch zwei fireng ein- 
feitige Obligationen entftanden °? =, 

2. Eine andere Form, eine civile Obligation zu begründen, 
welche auch aligemeinerer Anwendung fähig war, aber keines⸗ 





pact. 2.47 pr. XVII, 2 pro socio 4. 7i pr. XIX, 1de A.E.V. 23$1 
XIX, 2locati 5461 XLV, 1 deV.O. 289. 

62a) Uebrigens konnte Bier bie Obligation, je nachdem die Stipulation ge 
iaßt wurde, in Beziehung auf ihren Snhalt nach den Grundiähen ner bona 
fides zu beurtheilen jeyn, 3. B. wenn die eine Parthie unbekimmt ſich alles 
Das, was die andere ihr aus einem b. f. negotium ſchuldig fey, durch ein 
quidquid dari fieri aportet ftipuliven ließ. Dabuxch wurbe, wie Savignuy 
V ©. 498 fagt, gerade derjenige Inhalt in Die Stipulation gelegt, dem außer: 
dem die Klage aus bem b. f. contractus gehabt haben mürbe. Allein and 
hier wurbe es infofern ganz fireng genommen, als man bann eine ſolche Stipr⸗ 
lation blos auf Das bezog, was bis zur Zeit ber Stipulation ans dem 
b. f. contractus gefchuldet wurbe, nicht auf Das, was nach ben Grunbfähen 
der bona fides aus demfelben fpäter geſchuldet wurbe, 3.8. fpätere Sinien. 
Sollte die Stipulation auch auf das Letztere gehen: fe mufite dem oportet ein 
oportebitve beigefügt werben. D. de V.O. 289 XLVI, 2 de.novat. 2 27. 
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wegs irgend in der Ausdebnung, wie die Stipulation, war die 
im neueren Roͤm. Rechte. ganz verfehwundene expeusilatio. 
Auch fie hatte ganz den eben Berausgehobenen Charakter der 
Stipulation; es wurde auf fie blos das strictum jus angewen- 
det, indem aus ihr blos eine condictio entfprang; eben deßhalb 
aber war die Obligation, bie Durch fie begründet wurde (litera- 
rum obligatio), eine fireng einfeitige. Begründet wurde fie 
in der Formel eines fingirten Darlehens dadurch, daß Jemand 
ald an einen Anderen ausbezahlt (expensum) eine Summe 
Geldes, die er von Diefem in Wirklichkeit nicht empfangen aber 
aus anderen Gründen zu fordern hatte, mit Deffen Zujtimmung 
in fein Hausbuch eintrug, wodurd er eine sondiotio certi auf 
Rückzahlung diefer Sutrime gegen ihn erhielt. Dadurch konnte 
theils fede Geld ſchuld, die der Andere aus irgend einem Rechts⸗ 
gefchäfte fchulbig war, in eine obligatio str. jur. verwandelt, 
theils die Perfon eines Schuldners fo geändert werben, daß Das, 
was der Eine ſchuldig war, als an einen Anderen gezahlt mut 
Zuftimmurig der Detheiligten eingefchrieben und dadurch eine oblig. 
str. jur. bes Legteren begründet wurbe ®°, 

3. Die actio personalis ex testamento auf Ausbezahlung 
eined Legats war eine condictio %*, Gemöhnlic) wird bie 
von unſren Schriftftellern blod auf das alte legatum per dam- 
nationem: bezogen (auch, wie es -fcheint, von Savigny V 
S.540). Allein au die Klage auf ein sinendi modo hinter: 
laffenes Legat war strieti juris, nur daß bei dem letzteren Le⸗ 
gate in Beziehung auf die Früchte allmählig eine anomale Milde- 


83) Gajus HI 128-130, 133 Sayigny VS. 527-831. Uebet dieſe 
exıpemsilatio und die Bährung der Roͤm. Hausbädjer iſt auch noch zu verglei- 
bern Keller in Selle Jahrbb. Br. I 1841 S. 93-115 H Schuler Die 
Literar. obligatio des älteren. R.Rechts Bresl. 1842 Danz Lehrb. d. Geſch. 
d. R. Rechts Th. II 1843 8 162. 

64) D. XII, ide rob. cred. .L.981 XII, 3 de in lit. jur. 16 vrgl. mit 
4564 e0d. XIII, 4 de eo quod cert. loc. 2.5 vrꝗl. mit 7 eod. Gajus 
11,204. Deshalb wird fie auch immer mit der act. ex stipulatu in gleiche Rates 
gotie geſetzt ſ. z. B. D. de V.O, 1.23. de in lit. jur. 46 XLVI, 3 desol. 
1.27.92 pr. XI, 5 de. sondict. ob turp. c. 19 $1. Sans Roͤm. Obligr. 
S. 31f. 
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zung aufkam 9, Bei Fideicommiffen dagegen wurde gat 
nicht per formulas geklagt, alſo fein judex beſtellt, fonbern 
vom Dlagiftratus felbft verhandelt und erfannt; die Klage war 
eine actio extraordinaria es. Sie fiel alfo gar nicht in bie 
Fintheilung der Klagen in strieti jur. und bonae fidei, wurde 
aber, wie wohl alle extraordinariae persecutiones, nad) den 
Grundfägen der b. f. actiones behandelt . Nah Zuftintans 





65) Bei Legaten Tonnte man, den allgemeinen Grundiägen des strictum 
jus gemäß (©. 521.), nicht auf Früchte und Berzugszinien klagen. Beim Dam 
nationslegat blieb es Hierbei (Gajus II 280). Allein beim legatum sinendi 
modo fam es altmählig auf, auch auf Früchte und Berzugsginien zu erkennen. 
Dieß fagt Gajus !. c. ganz beftimmt (quam sententium et his temporibus 
magis obtinere video); ebenfo unzweifelhaft geht zugleich aber ans Dem, 
was er 11213 jagt, hervor, daß auch bei dem letzteren Legate die perjünlice 
Klage ex testamento, von welder er fpricht, eine condictio war. 
Men Marezollin ver Giefner Zeitichrift IX S. 100 bei einem per dam- 
nationem legirten incertum von einer Klage auf ein faoere oportere (nid! 
dare facere op.) ipricht, und glaubt, bieje Klage ſey eine b. f. actio gemeien 
und es hätten dann mit ihr auch Früchte und Zinien, gefordert werden Fönnen: 
fo iſt dieß entichieden unrichtig und auch mit feiner fpäteren Anficht über vie 
Bedeutung einer intentio auf facere oportere (oben S.71 Not.) nicht vereinbar. 
Wo die Banverten der Früchte und Zinien bei der actio Ex testamento wegen 
Legaten erwähnen, konnten die betreffenden Stellen in ihrer urfprünglächen Form 
blos-auf das legatum sinendi modo geben (Gajus Il, 280); in Juitinas® 
Einne aber (J. de legat. $ 2) gehen fie allerdings nun auf jedes Legat. 

66) Gajus II, 278 Ulpian. Reg. XXV, 12 D. L, 16 de V.S. 2. 178$2. 

67) Gajus II $ 280 verglichen mit $278 D. XXII, 1 de usur. 1.3 pr. 
611.8. Bral. auch XXX de tegat. IL. 108 $ 12 (melde in ihrer uriprüng: 
lichen Faſſung nicht von Legaten, fondern nur von Fideicommiflen handeln 
Eonnte). Dem im Terte Gefagten wideripricht nicht die .9 $ 1 de reb. cred. 
(sed et si ex senatusconsulto agetur, competit haec actio [certi con- 
dictio], veluti si is, cui fiduciaria hereditas restituta est, agere volet). 
Denn fie bezieht fich.nicht auf die Klage auf Heransgabe eines Fideicommiſſes 
iondern auf die Klagen, die der Erblaſſer hatte und die nun nad) Herausgabe 
des Fideicommiſſes auf den Fideicommiſſar übergingen; waren fle candictiones: 
fo Hatte er nun die condictio. Sayigny VS. 587. Nur wirft Savigny 
- ben Zweifel auf, ob bei diefer Auslegung ber Ausdruck ex sehatuscon- 
sulto agetur ganz genau fey. Allein der Zweifel verſchwindet wohl, wenn 
man erwägt, daß der Fiveicommiflar mit actiones utiles fictitiae gegen 
die Schuldner des Erblaſſers zu Hagen hatte (Gajus II, 253), welche vom 
Prätor eingeführt, ex senatusconsulto Trebell. gegeben und wohl 
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völliger Ausgleichung zwiſchen Legaten und Fibeicommiffen mußte 
nun aber auch die actio personalis ex testamento wegen. eines 
Legats nad) denfelben Grundfägen behandelt werben, fo daß fie 
unter Juſtinian bie Natur einer stricti juris actio nicht 
mehr hatte e8. 

4. Civile Delictöflagen auf eine Steaffumme, namentlich 
bie actio furti nec manifesti a, ex lege Aquilia, de tigno 
juncte.. Auch fie waren Klagen aus einem ſtreng einfeitigen Rechts⸗ 
verhältniſſe; die intentio ging bei ihnen, fo viel wir wiſſen, auf 
ein oportere ohne den Beiſatz ex & b., und fo wirb es feinem 
Zweifel Tr daß fie au den str. jur: actiones zu rech⸗ 
nen find- 5°; 


aͤhnlich gefaßi waren, wie die fiotitiae actiones des prätorifiken Giben (Ga- 
jus IV, 34). 

68) „Ubi autem liquid contrarium in legatis et Adeicommissis eve- 
niet, hoc fideicemmisse quasi humaniori aggregetur et secundum ejus 
naturam dirimatur.“ C. VI, 43 commun. de legat cstı 2J. II, 20 e0d. $3. 
68a) Die actio furti manifesti.war eine prätoriiche Klage. Gajus III, 189. 

69) Die Anfichten hierüber find .verfchleven. Zu den stricti juris actiones 
vechnen: ie 3. B. Sans Ueb. R, Oblige. S. 26 Heifter :Eivilprogeßrecht 
2 Ausg. 1843 S. 133 Böding Inküut. IS. 577. Dagegen. zählt fie Sa⸗ 
vigny VS. 470,549 f. 591 f. nicht zu den eigeutlichen str. jur. actt. : Frei: 
lich würde die ganze Grundlage, von welcher Savigny .bei’pen str. jur. actt. 
ausgeht, aufgehoben wenn,bie eivilen Delietsklagen in dieſe Kategorie gehörten. 
Allein fie baben an fich alle Eigenſchaften die eine str; jur. actio.hat; nament- 

‚lich haben fie eine intentio juris civilis auf oportere und zwar ohne den Bei⸗ 
faß ex f. h. und ink unzweifelhaft ftrenge Klagen (wie auch Savigny &.4751. 
zugibt) und die Leitung ‚bei ihnen ift eine ſtreng einſeitige. Warum foll 
man baher nicht annehmen, daß fie zu den eigentlichen. strictis judiciis ge: 
hörten? Man kann dagegen doch eigentlich nur die Definition bei 'Gajus IV 5 
anführen, nach welcher nur die Klagen Condictionen jeyn follen, quibus dari 
fierive oportere intendimus (veren intentio auf dare facero gefaßt 
if), während die intentio wenigftens nicht bei allen civilen Delictsklagen woͤrt⸗ 
lich durchaus jo gefaßt war. Nach der Hypotheie von Savigny und Anderen 
fol namlich bei ihnen die intentio lauten damnum .decidere oportere. 
Allein die wiflen wir beſtimmt blos von der furli actio (Gajus IV $ 37, 45), und 
hier läßt fich dieje befondere Formel wohl erflären, weniger in Rüdficht auf die 
alte Strafe des furtum manifestum, den Berluft der Freiheit durch Addiction 
des Diebs (wie Savigny ©. 570, 592 vermushet, weil Hierauf die Formel 
dare facere nicht gepaßt habe), — denn es ijt die Frage, ob überall noch dieſe 
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B. Die zweite Hanptelaffe der Condictionsfaͤlle find ein 
feitige Rechtsverhäliniſſe auf Lerftung eines Gegenflandes (oder 
eined Aequivalents für denfelben), weldher dem Kläger ge 
hört hatte und and beffen Bermögen in das des Beklag— 
ten gefommen iſt, fo daß alfo das aus des Klägers Vermögen 
in das bes Beklagten Hebergegangene wieder in daB Bermögen 
des Klägers zurüdübertragen werben fol. Sierher gehört: 

4. die Condiction aus bem Darlehen. Durch das Dar: 
lehen foll eine beflimmte Quantität vertreibater Sachen in das 
Eigenthun des Empfängers übergettagen und biefer dadurch ex 
mutuo verpflichtet werben und zwar darauf, feiner Zeit andere 
Sachen gleicher Art und Güte dem Gläubiger ind Eigentkum zu 





Strafe zur Zeit des Auflommens des Formalarprozeſſes befand, — ſondem 
um, wie auch Savigny amdeutet, die actio furti (auf Strafe) ſchon dard 
ihre Kormel von der condictio furtiva (auf Eriag) gehärig.zu unterſcheiden. 
Eben darans dürfte es fih auch erklären, wie es kam, daß für die furti aclio 
nicht der Ausdruck condictio gebraucht wurde, weil font Rete Verwechslung 
zwijchen der jachverfolgenden und der Strafllage vorgeloncmen oder eine läkiy 
Umſchreibung nöthig geweien wäre, Die actio furtä wäre hiernach in der That 
eine condictio ; aber ver Name condictio wurde bei ihr nicht gebraucht, um 
Verwechslungen zu vermeiden, und jo wiberipricht Das, was Gajus IV, 5 jagt, 
wenn man es auch fireng wörtlich nimmt, nicht der Annahme, daß die actio 
furti eine str. jur. act. geweien ſey. Duß au bei anderen civilen Delick 
Hagen die Formel der intentio auf dammum decidere oportere gel! 
babe, ift nnerweislih, Beine Quellenftelle wird dafür angeführt. Huch beſtand 
bei viejen Bein Bedürfniß einer anderen Formel. So namentlich bei der actio 
ex l. Aquilia, Daß ans ber 1, Aquilia eine con dictio zukomme, jagt auf 
drücklich 29 $ 1 de reb. cred., Savigny fucht dieſes Argument dadurch j! 
entfernen, daß er S. 550 die Stelle auf Fälle bezieht, auf die man ſie doch ge 
wiß nicht beziehen kann, indem in venfelben auch nicht entiernt „ex lage 
Aquilia oondictio competit.“ Freilich wird ſonſt die actio ex lege Aqui- 
lia nicht condictio genannt, Allein dieſer Umſtand kann wohl fo wenig enk 
fcheiven, als der Umfland, daß die Klage aus einer incerti stipulatio actio 
ex stip. heißt, gegen ihte Eondictionsnatur enticheivet. Wäre aber aud Bi 
allen civilen Delictslagen Die Intentio ebenfalls auf damnum decidere 
oportere gefaßt und wären fie niemals condiotiones genannt worben: ſo 
würde doch daraus noch nicht folgen, daß fle feine actiones stricti juris 
geweſen feyen, ſondern nur, daß fie nicht condictiones geheißen Haben un 
daß der Name condictio blos auf die aus Verträgen und vertuagsähnliden 
Berhältniffen entfpringenbe str. jur. actio bejchränkt wurde. 








III. Die einzelnen Fuͤlle. Eonbiction aus bem Darlehen. oT 


geben. Die Klage, mit welcher des Gläubiger fein Recht auf 
biefe fireng einfeitige (S. 83) Berbinblichfeit des Schuldners ver- 
folgt, if eine comdictio .(J. Hl, 46 quib. mod. re pr. 
D. XII, ı de reb. cred. 3.6, 9). Wird der Schuldner nicht 
Eigenthämer, z. B; wenn ein Beräußerungsunfähiger ihm ein 
Darlehen gibt: fo non nascitur obligatio d. h. ed befieht dann 
zwifchen den Partbieen gar fein Rechtsverhält niß ex mu- 
tuo,.alfo auch Feine perfönliche Klage, weil die Borausfegung 
und Bedingung bed Geſchaͤfts, eine volllemmen wirkſame datio, 
nicht eingetreten if 7°. Allen eine ſolche unvollkommene datie, 
ber Mangel der Eigenthumsübertragung, welder. ben Eintritt 
ber obligatio ex mutuo hindert, wird ergänzt, fobalb ber 
Empfänger die empfangenen vertreibaren Sachen völlig confu- 
mirte und dadurch eigentlich den völligen Uebergang berfelben in 
fein Vermögen vermittelte; ed findet nun gegen ihn bie con- 
dictio wie aus dem mutuum flatt ?'. Diefe condictio wird 
aber im letzteren Falle nicht deßhalb ertheilt, um dem Gläubiger 
für feine durch eine ſolche Conſumtion verlohrene Eigenthumsklage 
einen Erfat zu geben, wie Savigny annimmt, ſondern weil 
in einem ſolchen Kalle bie mangelhafte nameratio burd) die Conſum⸗ 
tion bee Sache wirklich ergänzt d. h. dadurch gleichem für den 
Empfänger der zum mutaum nöthige Eigenthumserwerb vermit- 
telt wird 7°. Auch gilt bier diefe Ergänzung nur, foweit fie 





70) Der Eigenthümer Tann in einem jolchen Falle jeine Sache vindicicen. 
D. XII, ı de reb, cred. 42829. 11,8 quib. al. lic. $2 Gajus II, 82. . 

M)I.LcDLcLig2Lisgiziggi. 

72) „Consumta pecunia condictionem habet, non alia ratione, 
quam quod facto ejusintelligitur adeum, qui accöpit, per- 
venisse;“ 1.19 $1 cit. ©. beionderd Heimbach Lehre v. d. Frucht S. 2217. 
Nah Savigny’s Hypothefe müßte eigentlich, wenn Jemand auf feinen Namen 
fremdes Getreide einem Dritten als Darlehen gibt und Diefer das Getreide 
verzehrt, der gewefene Cigenthümer bes Getreides wegen ber durch dieſes 
Berzehren ihn nun unmöglich gemachten und entzogenen Bindieation die con- 
dietio gegen den Verzehrer haben. Allein nicht Diefer, forbern ber unbes 
fugte Darleiher erwirbt die condictio durch die geſchehene Berzehrung, 
weil dadurch das Darlehen gleichiam perfect wurde. D. de reb. red, 1.12 
a. €. Li3pr.$1 L19 Hi. €. 
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im Intereſſe des Gläubigers durchaus nothwendig ift d. h. wen 
ber Empfänger in gutem Glauben die Sache verzehrte. Hat er 
fie mala fide verzehrt: fo findet gegen ihn bie actio ad eahi 
bendum (eine freie Klage) flatt 73, 


2. Die Obligationen aus einem Haben ohne recdhtliden | 


Grund. Sie rebuciren ſich alle auf den Grundfag: conslat, 


id:posse condiei alicui, quod vei non ex justa causa ad 
eum pervenit: vel. redit ad non justam. causam (BD. All, 


7 de condict. sine: causa !. 1 63). : Wenn etwas’ aus unftem 
Bermögen in dad eines Dritten völlig Übergegangen IR und zwar 


unter Umfänden, unter denen er ‘zur Ruͤckerſtattung verpflihtt 
ift oder wird, fey es weit feine Ermerbung-von Anfang an gut 


feinen rechtlichen. Grund für fich hatte oder weil der rechtlide 
Grund berfelben weggefallen war: fo ift die perfönliche Klagt 
auf Rückerſtattung Cbei Törperlichen Sachen auf Rüdübertragun 
derfelben in unfer Eigenthbum, auf dare), welche wir gegen 
ihn haben, wegen ber Einfeitigfeit des Nechtsverhälmifies ein 
condictio 7% Es gehören hierher namentlich folgende Fälle: 

a. Condictio indebiti, Wer eine vermeintliche Schuld zahlt 
will dag Bezahlte infoweit, ale er es zu zahlen verpflichtet zu 
feyn glaubt, veräußern und trägt ed daher in das Vermögen 


feines Glänbigerd über.. Zeigt ed ſich aber, bag er: in Bar 


hung auf ein Schuldverhälmiß zahlte, welches. nicht oder nid 
mehr eriftirte: fo kann er das Gezahlte mit einer condictio (in- 
debiti) zurüdfordern (Mein Handb. Bd. ILS 21 Not. 34-37) 
Es wird in einem foldden Falle. der Empfänger der Nichtſchuld 
dur) die empfangene: Zahlung in ähnlicher Weiſe verpflichten 
wie der Emfänger eines Darlehens 7°; nur ‘geht der Gegen 
fland der condictio indebiti weit über ben bed Darlehens hinaus, 


3 .1. i 





73) J. 2. c. und Theopkil, ad.h. iR: Diet F 82.. 








74) Iſt die Sache nicht in ſein Vermoͤgen übergegatigen: fo können wicht 


natürlich vindiciren. 

75) Obligatur quasi ex mutui datione; D. XLIV, 7de O. et. A. 15 
53. In manchen Fällen fann auch hier dutch eine consumtio -der Sache die 
volltändige numeratio ergänzt und die condictio begründet werden; D. all, 
6 de condict, indeb. /. 29. 
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da die gezahlte Nichtſchuld nicht blos in einer beflimmten Quantität 
vertretbarer. Sachen fondern auch in ber Zahlung anderer res 
certae und in einem incertum jeber Art befiehen und mit ber 
condietio indebiti zurückgefordert werden kann 7%. Auch unter⸗ 
ſcheidet ſich die Obligation aus dem Empfange einer Nichtſchuld 
darin weſentlich von der aus einem Darlehen, daß der Empfänger 
einer Nichtſchuld nicht die Gefahr des Empfangenen trägt (ob⸗ 
wohl er Kigenthümer ber empfangenen Sache wird) und über- 
haupt nur infoweit belangt werben; Tann, als er noch aus dem 
Empfangenen bereichert ift ?”, j 

b. Condictio ob causam datorum. Wer einem Drit- 
ten. eine Leiftung macht in ber von beiden Parthieen ausdrück⸗ 
lich gejegten Borausfegung des Eintrittd eines gewiſſen Erfolgs, 
Tann, wenn der Grund, aus welchem bie Leiflung gemacht wurde, 


‚nicht eintritt, das in das Vermögen des, Anderen Lebertragene 


mit Früchten und anderen Acceffionen condiciren (D. XII, 8 de 
condict. ob turp. caus. I. pr. S 4). Abgefehen von ben be- 
fannten Fällen der f.g. Innominatcontracte, in welchen der Geber 
das Gegebene ob causam non .secutam conbiciren konnte 's, 
gehört hierher namentlih ver Fall der Zurädforderung einer 
Schenkung wegen eines nicht erfüllten Modus, einer Dos wegen 
nicht erfolgter Ehe und des zur Vorbereitung der Erwerbung 
einer Erbfchaft oder eines Bermäctniffes conditionis implen- 
dae causa Gegebenen, wenn die Erwerbung nicht erfolgt 7°. 





76) 3. B. D. de condict. indeh. 2.26 $1221.085972.12 1.226917. 31 
XIX, 1 de A. E. V. 25a. € XII, 7 de condict. sine caus. 2. 1 pr. 

7?) D. de condict. indeb. I. 3 a. €. 2.14.15 pr. 2.26 $ 12 2.32 pr. 
1.05 $7,81.66 II, t5 de transact. .8.$22. Biele find zwar ber Meinung, 
das die condictio indebiti gegen ven. Empfänger Immer auf den ganzen Bes 
trag des Empfangenen gehe und nicht blos auf jaweit, als er durch das Em⸗ 
piangene noch reicher iſt, und noch neuerlich erklaͤrte Heimbach Lehre». d. 
Frucht S. 131 die Beichränkung der Klage. auf deu bloten Betrag des Bereichert- 
ſeyns für einen handreiflichen Irrthum. Allein f. meine Auefähzung im 
Archiv für civil. Prax. Bd, XV ©. 123—126. 

78) Ob auch aus bloier Reue, darüber it befanntlich Streit (den übrigens 
das Württ. Landrecht bejahenh entſcheidet). Das Naͤhere hierüber gehört aber 
nicht hierher. 

79) C. IV, 6 de condict. ob caus dat, cst. 1, 2, 3,8 vui, 56 de revoc. 
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e. Condictio ob turpem cansam. Uebermaͤgt Je⸗ | 
mand Etwas in dad Vermögen eines Dritten wegen einer von 
Diefem zu erfülfenden oder erfüllten Leiſtung, dieſe Leiflung ft 
aber der Art, daß der Empfänger entweder durch die Erfüllg 
derſelben an fi) oder wentgftend dadurch, daß er ſich für folde 
Leiftungen bezahlen läßt, eine Gemeinheit oder Schlechtigfeit be⸗ 
geht: fo Tann der Geber dad Weggegebene wieder condiciren 
(eondictio ob turpem causam) ®. 

d. Condictio ob injustamcausam. Entzieht Je⸗ 
mand Etwas einem Andern durch eine unbefugte eigenmädhtig 
Handlung: fo kann Diefer von Jenem das Entzogene wicht 
fordern. Die Klage iſt hier eine condietio (ob injustam cav- 
sam), wenn das Entzogene wirklich in das Bermögen bes Th: 
ters übergegangen war, 3. B. durch Aufzehren der Sache (D. 
XH, 5 de condiet. ob turp. caus. J. 6, 7). Daraus erflär 
es fih, daß der Eigenthüumer einer Sache vom unredlichen Be 
figer derfelben Erfag für die vergehrten Früchte mit eimer con- 
dictio verlangen fan. Hat nämlich der Befiger im böfen Glauben 
die Früchte noch in Händen: fo kann fie der Eigenthümer von 
ihm vindictren, felbft wenn er die Hauptfache ſchon mit Er: 
folg vindieirt aber die Früchte mit zu fordern vergeffen hatt; 
denn der unredliche Befiger erwirbt ja an den Früchten fm 
Eigenthum, fetbft nicht ein interimiftifches, und fo kann daher 
auch wegen der Früchte felbfifländig gegen ihn die Vindication 
angeftellt werben, wie wegen jeded anderen Gegenſtandes unfte 
Eigenthums ®. Hatte er aber bie Früchte verzehrt: fo wit 








donat. cst. 10 D. XII, 4 de condict. caus. dat. {.? pr. $1 2.849 pr 
1.10 XII, 7 de condict. sine caus. I. 50 D. de condiet. caus. 'dat. 1 $1 
1.2 D. de condiot. indeb. 3.65 $ 3, Näheres über diele Fälte f. in meint! 
Doctrina de condiet. causa data p. 99—109 p. 117—124. 

80) D. XII, 5 de condict; ob turp. caus, .1$22.21.46$9225,9. 

81) C. IV, 9 de condict. ex leg. cst. 3. Mandje find bier anderer Anfich 
und glauben, wenn die rei vind. gegen den unredlichen Beſitzer burchgeräht 
fen, und man babe dabei bie fructus exstantes zu fordern vergeffen : fo fünnt 
man fle nicht mehr mit einer rei vind. nachfordern (ſo z. B. v. Steun im Ark. 
für die Brar. d. Oldenb. Rechts Bo. J 1844 6.7 j). Allein fie überfehen die 
im Texte angegebene Beziehung und fünwen über bie est. 3 cit. nur duch ein 
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wieber eine feibfifländige Klage gegen ihn ein; er Yat fie nun 
ex injasta causa gleihfam in fein Bermögen gebracht, und 
deßhalb hat der Eigenthümer ber Hauptſache gegen ihn eine 
condictio ex injusta causa auf den Betrag der Früchte 9, 


— — — — — —— —— — 


Nichtbeachten der Worte de proprietate victug wegſommen. Bro. auch 
Heimbach Lehre von ver Frucht ©. 104. Wie hier Steun mit Anderen beim 
untreblichen Befiger zu weit geht, geht Marezoll von einem ganz entgegen: 
geiegten Standpunkte beim redlichen Befiter zu weit. Daß nämlich dem red: 
lichen Beſitzer die Früchte der Sache nur mit der Hauptſache, nicht aber mit 
einer beionderen rei vindicatio, fomit wenn ex die Hauptſache nicht mehr 
bat, gar nicht abgefordert werden Iönnen, iſt durchaus Die berrichende Anficht. 
Diefe Anficht wird aber nun ausführlich beftritten von Marezollin der Gießs 
ner Zeitfchr. XVIN S.227— 264, indem er dem Sigenthümer der Hauptfache 
durchaus eine jelbiiflännige rei vind. wegen der noch vorhandenen Früchte gibt. 
Praltiſch wichtig iſt bie Trage Hauptfächlich für den Fall, wenn der redliche Ber 
figer Die Hauptiache rexäußert oder aus einem fonftigen runde nicht mehr hat, 
aber noch Früchte von ihr (3. B. aus der veräußerten Stute ein Füllen) befigt. 
Nah Marezolls Ausführung würde ſich das Verhältniß Hier fo geftalten: an 
ſich if in einem jolchen Falle der Befler der Frucht noch ihr Eigenthümer (durch 
die Separation); der Eigenthümer ber Hauptjache aber verfept ihn durch Ans 
ftellung der rei vind. in eine mala fides, dadurch wird fein interimiftifches 
Eigenthum an der Frucht aufgeldat und er muß fie dem Binpicanten beranss 
geben (Marezoll a. a. O. S. 231 f. 233 f. 200 f.). Allein mir fiheinen dieß 
juriftiiche Unmöglichfeiten zu feyn. Wie foll — abgeiehen davon, daß der red⸗ 
liche Beflger durch die Litis Conteſtation nicht in Wahrheit in malam ſidem 
fommt, und vollends gar nicht, wenn er blos Beiiger der Frucht iR — ein 
Nichteigenthümer zu einer felbffländigen Vindication der Sache, bie ihm nicht 
gehört (der Frucht) befugt ſeyn? Und wie fol er durch eine Klage, zu der ihm 
das nöthige Fundament (das Eigenthum) ganz mangelt, bewirken koͤnnen, daß 
nun ein fremdes Gigentgum ipso jure auf ihn übergeht und fo lediglich buch 
grundlofe Anftellung einer Klage hinterher ein Recht zu der angeftellten 
Klage erwerben? Für Marezolls Anficht beweist nicht, daß einige Stellen von 
einer beionderen Eviction der Braucht beim Käufer der Hauptjache fprechen (4. B. 
l. 42,43 de evict. Marezoll ©. 254 f.). Denn dieſe ift allerdings in manchen 
Fällen möglich, z DB. gerade im Falle der 7, 43 cit., wenn das bort erwähnte 
Kalb zwar nach dem Kaufe aber noch nor der Nebergabe der Kub ge 
bohren wurde und der Verkäufer unredlicher Beiliger der Kuh war, oder wenn 
ber Käufer zwar erñ nach vollzogenem Beitbüft, aber ehe das Kalb fiel, ex 
fuhr, daß Die Kuh jeinem Aucter nicht gehörte. 

82) C. de condict. ex leg. cat. 3 IX, 82.de crim. exp. her. cst.4D. 
XIII, 7 de pign. act 7.22 852 X, ifin. reg. .482 XLIV, 1 de excopt. 
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Ebenſo Tann von dem Pachter, welcher nach Ablauf des Pachtes 
gegen bed Verpachters Willen nod Früchte aus der Sache 308, 
der Betrag der Früchte mit einer condicetio ex inj. causa ge- 
forbert werben (D. de R. C. LA $ı) 

Ein bierher geböriger Hauptfall ift noch der des Diebſtahls. 
Gegen den Dieb findet naͤmlich wegen feines unrechtlichen Habend 
ohne Grund 9° eine condictio ex injusta causa, bie bier ben 
befonderen Namen condictio fütiva hat, flatt und zwar nidt 
blos (als, Erfagflage) dann, wenn er das Geflohlene veräußert 
oder durch eigentliches Aufzehren oder durch Sperification Ab: 
function und drgl. ganz in fein Vermoͤgen gebradht und bem 
Eigenthümer die rei vindicatio' unmöglic gemacht hatte ®*, fon: 
dern auch (auf Herausgabe der Sache und Erfag. des weitern 
Intereſſes) dann, wenn es noch ungeändert in feinen Händen 
it, ber Eigenthümer alfo fein Eigenthum daran nicht verlohren 
hat und bie Sade vom Diebe vindieiren kann 9%; es findet hier 











1.18. Vrgl. auch Heimbach Lehre v. d. Frucht Abthl. v. Eigentlich war in 
dem zuletzt angegebenen Fall bei der weiteren Ausbildung des Röm. Rechts 
eine condictio nicht mehr nöthig.. indem ein folcher Befiger-als ficlus possessor 
qui dolo desiit possidere behandelt und mit ber rei vindicatio und ad er- 
hibendum actio belangt werben fonnte (D. VI, 1de R. V. 2.27 8 3). Allein 
im genannten Fall fcheint man an der condictio feflgehalten zu haben, um 
fo mehr, als der unredliche Beſitzer durch den Verbrauch der Früchte in den 
meiften Fällen ein Zurtum begeht (D. de solut. I: 78 J. deusurp. $ 3), wih: 
rend andere Stellen fie.nur im Notbialle ‚geben und gerade bei einer boloien 
Conſumtion einer Sache, die dem Kläger yor ber Gonjunttion noch gehörte 
(vrgl..D. XII, 4 de condict, caus. dat. 2.15), nicht von einer condictio, 
fondern von einer actio ad exhibendum ſprechen. Vrgl. oben Rot. 73 und 
D. X, t ad. exhib. i.9 pr. $1—5. 

83) Deßhalb behandeln die Quellen die condictio -furtiva nicht als eine 
eigentliche Klage aus einem Delict. D. XIII, 1 de condict. furt. 1.7 82. 
©. hierüber beſonders Savigny V ©. 556—564. 

84) J. II, 1de R. D. $ 26,34 D. XLVH, 2 de furtis 252 6 14 XII ! 
de condict. furt. 4 8 pr. 2.13 verglichen mit VI, 1deR.V. 2. 4; fernet 
XLVI, 3 de solut. 2.78 C. VI, 2 de furtis cst. 6, 16. 

85) D. de condict. furt. 2.7 $1 2.8. pr. und Rot. 39. Iſt der Werth der 
geſtohlenen Sache zu erfegen: ſo iſt ber hoͤchſte Werth zu aahlen, ben die Sache 
von der Zeit des Diebflahles.an hatte (8 51 cit.). Auch haftet natürlich der 
Dieb für ven zufälligen Untergang der Sache, wie jeder Morvfe J. 16, 20 eod. 


_ — 
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gegen den Dieb eine Klage auf dare oportere ftatt, obwohl es 
fich im legteren Falle von einem eigentlichen dare nicht handelt, 
und ebenfo wurde auch Dem eine Eondiction gegeben, welcher. aus 
einem Grunbſtücke mit Gewalt entſetzt wurbe &® — bie: ein» 
zigen Fälle, in welchen der Eigenithümer die noch in feinem Ei⸗ 
genthum befindliche Sache mit einer condictio herausfordern Tann 
(nemo rem suam condicit praeterguam furi; Not. 39). Er: 
klaͤrt wirb dieß in den Quellen Dadurch, es werde odio furum fo 
gehalten, quo: magis plaribus actionibus teneantur (Gajus 
IV, 4. J. de aet. 514). Allerdings wäre es für den Beſtoh⸗ 
lenen mißlich geweſen, wenn er, je nachdem der Dieb die Sache 
noch hat oder nicht mehr bat, feine Klage hätte theilen und im 
erfieren Fall eine rei vindicatio, im letzteren eine condictio 
anſtellen müflen, und: überhaupt fonnte ihm für viele Faͤlle fchon 
wegen bed. Beweisthemas eine Gonbiction weit vorthellhafter feyn 
als die Vindication 9, Auch war der Fall hier zu einer Con» 
diction wohl geeignet wegen der -firengen Cinfeitigfeit der Ver⸗ 
pflichtung des: Diebe, bei der er nicht einmal für nothwendigen 
Aufwand auf die Sache: Erfat verlangen kann ®, ine con- 


- 


86) D. de furtis 2.25 8.1 XIII, 3 de condict. tritic. 2.2. 

87) Ueber die erftere Beziehung ſ. beſonders Savigny V S.553; bie legs 
tere, weldye auch im Falle ver Not. 86-von Interefle mar, ſcheint Sevigay 
bei feiner Bemerkung in.der Not. d ©. 554. überfeben zu haben. 

88) D. de condiet. furt. J. 13. Aus der Formel der Condictionen kann 
man ben Sag nema ‚rem suam sondicit praeterguam furl wohl nicht ers 
klaͤren, wie es z. B. Heimbach Lehre v. d. Frucht ©. 443 f. thut. Denn bie 
Formel des condictio incerti (dare facere opartare) würbe einer candictio 
rei suae nicht entgegenſtehen. Nur mit der Formel ‚der-oondictio Gerti 
(dare oportere) fann man nicht rem suam fordern, und auch dieß bios ſagt 
Gajus IV, 4. Zwar, glaubt Heimbach, früher ſey blos die Formel dare 
oportere bei ben: Konhictionen zulaͤſſig gemefen und. baraus erkläre. fidh die 
Sache. Aber dieſer Grund allein, nach welchem alfo urſprünglich (zur Zeit 
des Formularprozefies, denn die legis actio per condictionem ging allers 
dings blos auf res certas; Gajus IV 618; 19) blos ein certum Gegenftand 
ber Condietionen geweſen wäre (vergl. oben Rot. 81), würde es noch wicht ers 
Hären, daß es überhaupt auch im ipäteren Rom. Rechte keine condictio in- 
certi gab, durch welche der Kläger rem suam forderte. Der Grund muß 
vielmehr in der inneren Natur der Gonbictionen gelegen haben. 

Wächter, Grörterungen. IL. 7 
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gegen if ein ſolcher Grund mit Recht nicht anerkannt beim red⸗ 
lichen Befiger einer fremden Sade, wenn Diefer fie veräußert 
oder verzehrt; er Tann auf Die Bereicherung nicht belangt wer⸗ 
den; denn er haftet für die. Sade nur, foweit er fie bei Ein- 
leitung des Prozefies noch hat. Nur eine Ausnahme machen 
hier die Quellen aus Aequitätsgrünten, welche aber in der Regel 
von unfren Schriftſtellern viel zu allgemein gefaßt wird. Wenn 
der rebliche Befiper bie Sache veränßert. und fie nachher zu 
Grunde geht, fo daß ber Eigenthümer- fie gar nicht mehr befom- 
men kann: fo fol Jener, wie Viele behaupten °5, auf alles Das, 
was ihm sbei Gelegenheit der Sade als reiner Gewinn zuge 
wachfen ift Calfo wenn er fie gefauft und nachher verfauft hatte 
auf Das, um was er fie theurer verkaufte), nah Savigny V 
©. 523 wentgftend dann auf den Gewinn belangt werben koͤnnen, 
wenn er fie unentgelblid erworben hatte. Alten fo weit gehen 
unfre Quellen mit Recht nicht. Beachtet man nämlich die Dos 
mente der paar fperiellen Entſcheidungen, weiche die. Duellen 
enthalten: fo ergibt fi Daraus blos der Sag: wenn jemand 
ohne allen wirklichen rechtlichen Titel eine fremde 
Sahe in gutem Glauben in Händen. hat und. ex veräußert fie: 
fo Fann der Eigenthümer der Sade von ihm Das; um was er 
durch ‚die Veräußerung. bereichert if, dann fordern, wenn bie 
Sache untergegangen oder fo abhanden gekommen iſt, daß dem 
Eigenthümer ihre NRüderlangung unwöglich wurbe, und bad 
Gleiche gilt, wenn ein folder Befiger die Sache aufzehrte *. 





fie res exstincta feyn), ergibt ſich daraus, daß ein veblicher Beſitzer überhaupt 
in der Regel für Das, was er gar nicht mehr hat, nicht einfieht. Im oben 
genannten Kalle tritt. die Condiction in ſofern blos an die Stelle der Vindica⸗ 
tion, als das in ben Händen bes Beklagten noch Befindliche nicht mehr vin 
dicirt werden kann. Hatte aber der Belklagte gar feinen wirklichen Titel für 
feinen Befig: fo tritt dann bei Deräußerung oder ſonſtiger Conſumtion ber 
bei Not. 96 ausgeführte Grundſatz ein. 0 

95) 3. B. Thibaut Pand, R. 5705 Schweppe Röm. Priv. R. IL 5268. 
Sogar noch weiter will Cujacius ad Africanum Tract. VIlL i. X. gehen. 

96) D. I11,5 de negof. gest. 2.49 XII,1 de reb. cred. 7.23 XIX, 1 de 
A. E.V. 1.30 pr. a. C. Hatte der Befiger für feinen Beſitz einen rechtlichen 
Titel, 3. B. die Sache gefauft oder gejchenft befommen; fo if in ber That nicht 
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‚ Adein über die Art der anzuftellenden Klage waren bie Roͤm. 
Juriſten, wie es fcheint, uneinig, wohl eben weil ihnen dad 
Ganze ald eine Anomalie.vorfommen mochte °°*. Das Natür- 
lihfte it bier, eine condietio sine causa zu geben, und biefe 
geben huch die Beiden lebten in der Not. 96 angeführten Stellen. 
Die 1.49 cit. Dagegen gibt zu demſelben Zwede eine actio ne- 
gotiorum gestorum directa, die aber eigentlich bier gegen 
altes Princip if 7, 

Wie wichtig bie causa ifl, auf welche im einzelnen Klag⸗ 
falle die condictio ſich fügt, ergibt ſich aus dem Ausgeführten. 
Je nach der Verſchiedenheit der causa iſt Dad, was gefordert 


werden kann, ein völlig Verſchiedenes, z. B. bei der condictio 


ex mutuo einfach der Betrag bes Gelichenen (Sachen von 
gleicher Quantität und Güte), nicht mehr: nicht weniger, aber 
biefes unbedingt (Heften für den Zufall), bei der condictio in- 
dehiti blos der Betrag der Bereicherung, fein Haften für den 
Zufall und für Beräußerungen und Verſchleuderungen, welche 
im. guten Glauben gemädt wurben, bei ber condictio sine 
causa je nach dem einzelnen Falle bald Diefes (Not. 92, 94), 
bald Jenes (Not. 95), bald Haften für Verfchleuderung, aber 
wenn von einer Speried bie Rebe ft, nicht für Zufall (4. B 
J. 44 S6 de A.E.V. ob. ©. 99), bei der condictio ex causa 
furtiva Haften für Zufall und den hoͤchſten Werth, den die Sache 
von ber Zeit des Diebftahld an hatte und das ganze Sntereffe. 
Roc erwähnen bie Quellen C. einer condictio ex lege, 
aber freilich auf eine fehr unbeflimmte Weiſe. Unter biefer Ru⸗ 
brif fagt bie 2. un. D. de condict. ex lege XIII, 2: Si ob- 





einzuiehen, wie eine Klage auf bie Bereicherung aus ber Sache, bie nicht mehr 
in feinen Händen ift, fich rechtfertigen foll; auch legen die Quellen nirgends in 


einem ſolchen Falle dem geweſenen Beſitzer die Herausgabe der Bereicherung 


auf. Ein Aequitätagrund liegt blos ba vor, wo der Beſitzer für feinen Beſitz 
gar feinen Titel nachweiten Zeuu, 

96a) Im wefentlichen finde ich nun, nachdem ich Dieß ſchon gefchrieben Hatte, 
die gleiche Anjicht bei Ihering Abhandlungen aus d. Roͤm. R. Leipzig 1844 
©. 78—85 auf eine fehr tüchtige Weife ausgeführt. 

97) Thibant a. a. O. meint, die Klage fey eine in factum actio; davon 
ſpricht aber feine Stelle. 
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ligatio lege nova introducta sit, nec cautum eadem lege. 
quo genere actionis experiamur: ex lege agendum est. 

Gewöhnlih wird diefe Stelle fo andgelegt, daß, wenn durch 
eine ſpätere Rechtöquelle in einem Falle, in welchem nady frü 
herem Rechte eine Klage nicht finttfand, bie Klagbarkeit einer 
Obligation fefigefegt oder anerfannt wurde, ohne aber der Klage 
einen beflimmten Namen zu geben, nun cben bie Klage nach der 
Nechtöquelle zu benennen, ex lege zu flagen fey. So ſpricht 
man daher nicht blos von einex condietio ex lege 35 C. de 
donationibus, fondera aud) von einer condietio ex moribus 
(aus einem Gewohnheitsrecht), condictio ex canone (aus dem 
Ganonifchen Redyt), und nimmt hier dann condictio in einem wei: 
teren Sinn für perfönlihe Klage überhaupt, in welden 
, Juſtinian wenigſtens in einer Stelle feiner Inſtitutionen das Wort zu 
nehmen | d eint und welchen feine Compilatoren einmal dem Juriſten 
Ulpian in den Mund legen (oben S. 45). An fich ift für unfer 
jetziges Recht eine folhe Benennung unbedenklich (vrgl. unten 
Not. 148) und beiderin ber früheren Zeit ganz herrſchend geweſenen 
und auch noch jett im Ganzen herrſchenden Anfidyt, daß jedenfalls 
im weiteren Sian condictio jede perfönliche Klage bedeute, 
ſehr erftärlih. Line ganz andere Arage if ed aber, ob bamit 
die angeführte 2. un. gehörig erflärt und der in unfren Quellen 
mehrfach vorkommende Ansdrud condictio ex lege in feinem 
richtigen Sinn aufgefaßt if. Dies if entfchieben zu verneinen, 
wie Savigny V ©. 544 f. fehr gut nachwies. 

Die Stelle bezieht ſich auf Die Kiagformel und die dadurch 
beflimmte Klagart und fagt in Berbindung mit der Titel 
rubrif, wenn eine nova lex (eigentlicy ein neuer Volksſchluß, 
im Sinn der Stelle wohl aber auch ein Senatusconfult oder 
eine constitutio principis) eine Hagbare Obligation einführe 
und Sormel und Art ber Klage (genus actionis) nicht näher 
beflimme: fo fey eine condictio ex lege anzuſtellen. Ganz 
bedeutungslos wäre aber Diefed, wenn bier condictio für per 
 fönlihe Klage überhaupt genommen würde; benn dadurch würde 
das genus actionis fa gar nicht näher befiimmt. So Tann ed 
feinen Zweifel leiden, daß hier condictio in dem Sinne genom: 
men if, in welchem das Wort in allen Stellen des Corpus juris 
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(mit Ausnahme der Not. A a. E. angeführten) vorkommt, d. h. für 
stricti juris actio, fo daß die Stelle fagt, es fey dann mit 
ber Formel der Condictionen, alfo mit einer intentio 
auf dare oder dare ſacere oportere zu Magen. Hierdurch 
fcheint freilich ohne alle Nüdficht auf. Die innere Natur des vor⸗ 
liegenden Rechtsverhältniſſes auf eine nicht recht begreifliche 
Weiſe der auzuſtellenben Klage in: ſolchen Fällen unbedingt ber 
Charakter der strieti jur. act. gegeben zu werden, und deßhalb 
glaubt auch Saviguy V S. 542 f., daß die Fälle der con- 
dictiones ex lege großeniheils ald Anomalieen angefehen wer: 
ben müflen. Allerdings laſſen fich die einzelnen Bälle, welche 
im Corpus juris wirklich als Yälle der. condictiones ex lege 
angeführt werden, nicht mit demjenigen Princip der Con⸗ 
bictionen vereinigen, von welchem Sayigny ausgeht; fie laſſen 
fi) aber durchaus mit dem Princip vereinigen, von welchem oben 
ausgegangen wurde. Es find fireng einſeitige Berbältmiffe, bei 
welchen durch eine fpätere Nechtsquelfe eine klagbare Obkigation 
begründes wide, fo daß hiernach wenigflens in der Anwen⸗ 
dung, welche unfre Duellen von dem Grundfage machen, den 
das Pandectenfragment Aber die condietio ex lege ausſpricht 
mb der leicht in jener Stelle etwas ungeſchickt und in einer zu 
allgemeinen Faſſung aus Paulus ercerpirt feyn Tönnte, bie 
eondictiones ex lege von dem Princip, nad) welchem ſich bie 
Statthaftigleit einer strieti juris actio beflimmen wäürbe, eine 
Abweichung nicht enthalten hätten. Die Fälle nämlich, in wel- 
hen ausbrüdtich gefagt if, daß eine eondictio ex lege aus 
ihnen entfpringe, und welche ganz mit der Natur der oben unter 
A. und B angeführten Fälle harmoniren, find die in folgenden 
Stellen näher angegebenen: D. ALVIH, 5 ad leg. Juliam 
de adulterüs }.27 545,46 2,28. J. IV, 6 de actionibus 
624 J. eod. 925 €. IE, 51 de hereditatis petitione est. 
ult, 81. 0 
IV. 

Einſeitige Rechtsverhältniffe, durch welche eine stricti ju- 
ris actio begründet wird, fönnen wohl auch zu einer obligatio 
bonae fidei hinzutreten und, während fie Dabei an ſich ald etwas 
Selbfiftändiges und auf befonderem Entſtehungsgrunde Berus 
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hendes aufgefaßt werden Tönnen, doch auch zugleich in gewiſſen 
Beziehungen einen Beftandtheil der obligatio bonae fidei bilden. 
Sm einem foldhen Fall Tommi ed ayf den Kläger an, von 
welcher Seite und aus welcher causa er dad Rechtsverhältniß 
bei feiner Klage geltend.macen. wil. Faßt er ed als Theil der 
obligatio banae fidei auf: fo muß er mit einer actio bonae 
fidei klagen, und es treten dann bie Grundſätze ber bonae fidei 
actiones ein. Er fann ed aber auch iſolirt vom negotium 
bonae fidei auffafien, als eitmas Befonderes auf einem ſelbſi⸗ 
fländigen Entfiehungsgrunde Beruhendes, das blos zufällig zu 
einer obligatio bonae fidei hinzutrat; in biefem Fall muß er 
dann bie ‚str. jur. actio, welde aus jenem Fundamente en 
fpringt, anftellen und dann treten dabei natürlich alle Grundfäßt 
bes strictum jus ein, Unſre Quellen enthalten hievon vie 
Beifpiele. Wenn 3.3. Der, bei dem eine Sache hinterlegt ober 
dem fie geliehen wurde, diefelbe unterfehlägt: fo kann gegen if 
mit ber actio depositi oder commodati (bonae fidei) ‚gefing! 
werben, weil er gegen feine Verpflichtung aus dem negotium 
bonae fidei gehanhelt hat; es kann aber auch bie Unterſchla—⸗ 
gung als eine für ſich beflehende Handlung. aufgefaßt und wie 
bei jeder Unterſchlagung gegen ihn die condietio furtiva (strich 
juris) angeftellt werben °%. Aus dem gleichen Grunde Fonnit 
man in bem S. 99 nach Not. 93 angeführten Falle auf Zuräd 
gabe der Arıha entweder aus dem Kaufvertrage mit ber aclit 
emti Hagen oder aus dem Haben ohne Grund mit einer. col- 
dictio sine causa, ferner in dem bei Not. 93 angeführten alt 
mit der actio conducti- odex mit einer condictio sine caus 
(f. die dort angeff. Stellen). Im gleicher Weile faun ber Com 
modatar oder der Socius, welcher Die anvertraute Sache durch poſ⸗ 
tive Handlungen befchädigt, mit der actio coommodati oder pro S0- 
cio, aber auch mit der actio ex lege Aquilia (stricki jur. ©.89) 
belangt werben °°%, Ueber das Verhaͤltniß diefer Klagen’ zu er 


i 





98) D. XVI, 3 depositi 2.13 $1 XIII, 1 de cond. furt. 2.16 XVILi 
pro socio 2.45 XLIV,7 de O. et A. 1.34 81.2. 

99) D. pro socio 1.47 $1 1.48; deO. et A. 1.3352 XIX, 1 locati 1. 
IX, 2 ad leg. Aquil. 1.27 811. 
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ander entfheiden dann ganz bie allgemeinen Grundfäge vom 
Zufammentreffen der Klagen; 3.3. in den angeführten Bei- 
fpielen Tann der Kläger, wenn er durch bie eine lage befriebigt 
ift, nicht mehr die andere anflellen '°°, außer die Letztere ginge 
noch auf ein Mehr, welches er dann durch fie noch fordern 
Tann 19, 

Hieraus erflärt ſich aud die Bemerkung in d.9 pr. 63 D.dereb. 
cred., daß ex omni causa, ex omni obligatione, ex omni con- 
tractu.eine certi condictio zukommen fünne, verausgefegt natür- 
lich, daß der Fall feiner inneren Natur nad) dazu geeignet, alſo ein 
Fall der angegebenen Art ift, in welchem, wenn bie obligatio 
an fich nicht ſchon eine oblig: str. jur, ift, zu der beſtehenden 
Dbligation eine ein firenges NRechtsverhälmiß :begrünbende causa 
hinzutritt, auf die fich eine felbfifländige str. jur. actio gründen 
läßt (ex qua certum petitur) !%., 


100) D. de O. et A. 2.34 S1 Locati 2.43, de A. E. V. 2.28 XII,2 de 
jurejur. 2.28 $4. 

101)D. de A. E. V. 1.28 pro socio 2.45—50 de O. et A. 1.34 82. 

102) Ueber die angef. Stelle i. beionderse Gans R. Oblig. R. S. 127,128 _ 
und Savigny V S.579 f. Die meiften Aelteren Küsten auf diefe und ähn⸗ 
liche Stellen eine f. g. condictio certi generalis, welche al® eigenthümliche 
Klage in allen möglichen Fallen aushelfen ſollte. Dieb beruht aber auf einem 
offenbaren Irrthum. Condictio certi und incerti bezieht fich blos auf vie 
Verſchiedenheit bes Objects einer str. jur. actio überhaupt; bie-str. jur. act. 
überhaupt ift nach der Beflimmtheit oder Unbeſtimmtheit ihres Objects certi 
ober incerti condictio; nad ber Verſchiedenheit der Nechtsgrände aber und 
Rechtenerhältnifie, aus denen fie entipsingt, ihrer. causa, if fie eine condictio 
ex stipulatu, ex testamento, ex causa furtiva, indebiti oder sine causa 
u. ſ. w. — Was bie in der 2.9 cit. erwähnten contraotus certi und incerti 
betrifft: fo bezieht Sanigny V.S. 580 Die Lepteren auf Berträge:: die gar 
feinen individuellen Namen führen ober wegen Ihrer zweibdentigen Natur zivis 
ſchen mehreren befimmten Eontracten in der Mitte fchweben (die Faͤlle der 
praescriptis verbis actiones). Allein noch ˖mehr ſcheint für die Anſicht von 
Gans a. a. O. ©.127 zu fpredhen, die certos: contrattus auf stricti juris, 
vie incertos auf bonae fidei oontractus zu. beziehen. Da nämlid; die Leis 
lungen aus dem negotium b. f. wegen der Rückſichten der bona fides 
immer die Natur eines incertum annehmen (oben S. 68 f.): fo paßt für fie 
durchaus ber Name contractus incerti (während bei den str. jur. oontraotus 
ein certum Gegenſtand des Vertrags wenigſtens feyn Tann). Damit iſt nicht 
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V. 

Nach dem Ausgeführten bezog ſich die Eintheilung der Kla⸗ 
gen in str. jur. und b. f. blos auf perſoͤnliche Klagen mil 
einer formula in jus coneepta. Bei den übrigen Klagen 
wurde wohl durchaus ein Arbiter (im Gegenfage zum Juder 
im engeren Sinn) beftellt (mit Ausnahme des Falld der Not. 104), 
und fie wurden ald arbitria wohl in der Regel nad) ben 
Grundfägen der b. f. judicia behandelt, ohne aber eigentlidt 
b. f. judicia zu feyn, weßhalb fie Savigny mit Recht durch 
ben allgemeinen Namen freie Klagen bezeichnet '°*. Namen 
lich gehören hierher alle formulae in ſactum conceptae mi 
Ausnahme der praescriptis verbis actiones (©. 38 f. 81) und 
infoferne auch die honorariae actiones 1%, Sie fonnten nf! 
unter die @intheilung in str. jur. und b. f. actt. fallen; dem 
ihre intentio war nicht in jus concepts, Jautete nicht auf eit 
oportere, und defhalb war auch bei ihnen eine ausbrüdiidt 
Hinweifung auf die Beurtheilung eines oportere nad) den Grund⸗ 
fäsen der bona fides nicht anzubringen; materiell aber wurden 





im Wiverfpruche, was die 2.9 cit. jagt; denn diefe ſpricht eben von Fällen, I 
welchen ſich zum contractus b. f. ein Moment einfeitiger Berpflichtung Bine 
geiellt, das auch als eın ſelbſtſtäändiges einfeitiges Rechtsverhältniß nach! den 
Grundſatzen des strictum jus behandelt und aus vem danm allerdings et 
cortum gefchuldet werben kann. 

103) Zu den freien Klagen im weiteren Sinn gehören dann sie b. f. &- 
tiones und bie übrigen freien Ringen, welche nicht b. f. actt. fm. Savign! 
V S. 106 u. 4707. unterfcheives auch ſtren ge Klagen im w. S., unter welden 
die str. jur. actt. und die übrigen firengen lagen, welche nicht eigentlich 1 
den str. jur. actt. gehören, enthalten fegn follen. Ju den Letzteren aber rei’ 
net er blos die civilen Delictsflagen. Allein wenn man dieſe nach ber oben 
©. 89 entwiefelten Anficht noch zu den str. jur. actt. zählt: fo gibt es außer 
ben str. jur. actt. feine andere ſtrenge Klagen. 

104) Savigny V ©. 473 fagt zwar. bie prätorifchen Klagen feyen In! 
geiammt in faotam concipixt geweien. Allein bei den fictitige action! 
war dieß nicht der Fall (ſ. oben &..38) und Dieje konnten str. juris ſehn, oh" 
aber das. eigentliche Syſtem der str. jur. aott. am ſich zu erweitern d. h. e 
wurbe in manchen Fallen eine str. jur. actio, bie an ſich begrimdet war— 
duch eine fietitia formula Jemanden gegeben, ver nad) dem jus cirile 9" 
Recht zu derfelben nicht hatte, 3.3. dem prätoriſchen Crben bie Klage des ab 
laſſers. Vergl. Gajus V 34, und oben Rot. 67. 


| 
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fie wohl nah den Grundfägen der bona fides behandelt '°5, 
Mande actiones in factum gehörten auch noch befonders zu 
ben actiones in bonum et aequum conceptae. Es find 
dieß Fälle, in welchen die Beflimmung des Betrags der con- 
demnatio wegen der befonderen Natur des Falles noch von ei- 
nem beſonders freien unficheren mehr fuhfectiven Ermeſſen des 
Richters abhängt, wie 3.3. bei einer arbiträren Gelbfirafe. In 
der Gondemnationgformel wurde daher bei ihnen der Richter an- 
gewiefen, zu verurtheilen quantum ob eam rem aequum vi- 
debitur, und deßhalb heißen fie in bonum et aequum con- 
ceptae 1%, 

Die Eintheilung in str. jur. und b. f. actt. bezog fich blos 
auf perfönliche Klagen; es fielen alſo die in rem actiones 
nit unter fie (D de in Hit. jur. 4. 5 pr. $4). Sämmtlide 
in rem actiones aber, auch die civiliſtiſchen, wie die rei vin- 
dicatio und die confessoria actie, waren arbitria, welche we: 
nigftens in den meiften Punkten (vrgl. Rot. 107) nad) den Grund- 
fäten der bomae fidei actiones behandelt wurden, alſo freie 
Klagen 107, 





105) Savigny V S. 1086, 119, 47%, 480, 491. Anderer Meinung find 
Manche gerade für einen Hauptpunkt 4.3. Jinimern R.Rechts Geſch. HITS. 190 
Not.7 S. 305 Not. 1 Puchta Inftitut II S. 119), indem fie glaubten, bei den 
in factum actiones habe Das nicht gegolten, was bei den b. f. actiones in 
Beziehung auf die Beachtung der Exceptionen durch den Juber galt (ob. ©. 49). 
Ganz unzweifelhaft iR allerdings die Sache nicht. 

106) 3.8. D. XLVII, 12 sep. viol. 1.3 pr. 1.10 IX, 3 de effus. I. | pr. 
Brgl. auch Savigny II 571, 72, V S. 491 f., und über die actio rei uxo- 
riae (b. f. act.), welche auch in bonum et aequum concepta war, Denſelben 
1 ©.96, 116. 

107) D. WI, 1deR.V. 1 68 XLV, 1 de V.O. 2.91 pr. X, 3 de init. 
jur. 2.5 3. IV, 1 de ofl. jud. $2 D. VIH, 5 si serv. vind. I.7 Savigny 
V S. 476. Nur if andy bier wieder die in Not. 105 berührte Trage beftritten, 
und hier jcheint es allerdings, daß die Sreeptionen fchon in der Formel ausge: 
drückt werden mußten, daß alio in dieſer Hinflcht bie in rem actt. nach dem 
Recht der strieti jur. actiones behandelt wurden. Brgl. auch unten XIH 
Eroͤrt. Not.68f. Wurde aus dem Gigentkum, wie e8 im Alteren Röm. Rechte 
andy zuläfflg war, per sponsionem geklagt (Gajus IV $ 91, 93): fo war freis 
lich die Mage nicht eine freie; denn Hier wurde eine Scheinflipulation gefchlof- 


D 2 


108 Eilife Erört. Stricti jur. und bonae fid. actiones. 


Die Unterfcheidung zwiſchen b. £. und str. jur. actt. bezog 
fi nur auf ordinariae actiones, bei welchen ein uber beftellt 
wurde (S.6), alfo nicht auf die extraordinariae , bei welden 
der Magiftvatus ſelbſt Alles verhandelte und entſchied. Was 
die materiellen Grundſaͤtze bei der Entſcheidung der Letzteren be: 
trifft: fo Tonnte bei ihnen ein wichtiger Unterfchieb zwiſchen den 
b. f. und str. jur. actt.gar nicht zur Sprache fommen, nämlid 
ber ©. 48 Nr. 1. angeführte; aber auch in Beziehung auf bie üb 
rigen Unterfchiebe ift es wahrfcheinlicher, dag bei ihnen der Ma 
giftratus nach den Grundfägen der freien Klagen verfuhr '. 

VI. 

. Bei der Ausbildung bed. Röm, Rechts zeigt ſich immer mehr 
eine Hinneigung, das strictum jus zu mildern unb ben Grund: 
fügen der freien lagen mehr Raum zu geben. Schon in der 
Zuläffigfeit einer condietio incerti Tag etwas ben freien Klagen 
ſich mehr Annäherndes; auch fiheinen bie Rom, Juriſten in 
manden Fällen mehr für die freie als für bie in denſelben an 
ſich zuläfjige firenge Klage geweſen zu feyn (vrgl. z. B. Not. 82 
a. E). Ebenſo äußerten fi allmählige Milderungen der ſtren⸗ 
gen Grundfäge der Condictionen in dem ©. 53 Lit. a, b Ange: 
führten. Bald wurde auch ein anderer wichtiger Grundfag feht 
gemilbert, der S. 48 angeführte. Berfäumte ed nämlich bei ei 
nem Condietionsprozeß der. Beklagte, feine peremtorifchen Ein 





fen, aus welcher der Sieger eine actio ex stipulatu erhält, mit der er am 
Ende den Werth des Streitgegenftandes befam. Allein wenn in biefer Form 
geklagt wurde, handelte es fich auch nicht von einer, eigentlicden in rem aclio 
(Savigny V ©. 477), Ueber die hereditatis petitio, von welcher Juſtinian 
beflimmte, man folle fie ganz zu den eigentlichen b. f. judicia zählen, wohl — 
wie auch ſchon Lauterbach Colleg. Pandect. XLIV, 7:$ 71. vermuthet — 
in Rüdjicht auf die ausgebehnten perfönlichen Leiftungen, die bei ihr vorkommen 
(C. III, 31 de. petit. heredit. ost. 12 $ 3 J! de act. 628), vrgl. Savignt 
V S. 478 Puchta U ©. 112. 

107 4) Brgl. z. B. oben Not. 67. Von einer Beſchrantung der Macht bed 
Juder Eonnte allerdings bei ihnen nicht bie Rebe ſeyn, da Fein Super beftelt 
wurde (Savigny VS. 480). Allein daraus allein folgt noch nicht, daß ſie in allen 
Beziehungen nad) den Grundfätzen ver b. f. actt. beurtheilt wurben, da beim 
strictum jus auch die Macht des inftruirenden Magifttatus befchränkt wat. 
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reden ſchon vor dem Prätor anzuführen, fo daß er fie alfo ver- 
ohren hätte, weil fie nicht mehr in die Inſtruetion aufgenom- 
men werden Fonnten: fo wurbe er bagegen reffitufrt, anfangs 
wohl nur bei nachgewiefenen befonderen Entfhuldigungsgründen, 
fpäter, wie es ſcheint, in-allen Fällen 108; bei difatorifchen Ein⸗ 
reden dagegen galt dieſe letztere Milderung nicht %8«, (Eine 
. weitere Annäherung zu den freien Klagen lag im prätorifchen 
Conftitutum. Urfprängli Tonnte für eine beftehende nicht 
klagbare Obligation eine Klage nur verſchafft werben durch die 
Form der Stipulation und in manchen Fällen der Erpenfilation, 
fo daß alfo Bann die Klage nur eine stricti juris actio (6; 84 f.) 
war; durch das vom Prätor eingeführte Conflitutum aber‘ wurde 
es möglich, aud durch ein bloßes, das Verfprechen der Erfäl- 
lung einer ſchon beftehenden Obligation enthaltendes, Pa ctum 
für dieſe Obligation eine freie Klage, eine prätorifche actio con- 
stitutoria oder de constituta pecunia zu begründen 1%8b, 

Einen noch entfchiedeneren Mebergang zum: freieren Syſtem bil- 
bete aber. die clausula doli mali bei der Stiyufation. Es 
fonnte nämlich einer Stipulation von den Parthieen durchaus 
bie Natur einer obligatio b. f. gegeben werden, wenn ſie dieſe 
Abſicht durch gewiſſe Worte in der Stipulationsformel (3. B. 
durch die Worte bona fide dari fieri oder recte dari, dolum 








108) Gajus IV, 125 C. VII, 50 sentent. resc. non p08s: cst. 2. Die 
Stelle bei Gajus hat eine Lüde, und deßhalb flreitet man darüber. ob fhon 
nad ihr die Reftitution gang unbedingt eriheilt wurde. oder nur aus beionderen 
Gründen. Ganz allgemein aber fpricht die ost. 2 ct. Brgl. auch C. VII, 
36 de except. cst. 8. 

1088) Gajus 2. c. fagt, es fey poeifelhaft und beſtritten. Allein die Au⸗ 
ſicht Derjenigen, welche für die Milderung waren, ſcheint nicht durchgedrungen 
zu ſeyn. Vrgl. auch C. de except. cst. 12. . 

108 b) Durch pas Eonfitutum wurde bie alte Obligation nicht aufgehohen, 
fie blieb neben ber neuen fo, daß, wenn die eine erfüllt wurbe, nun auch bie ans 
here erloſch. Aber da has Conſtitutum, bie neue Obligation, jedenfalls Flags 
bar war: fo konnte nun durch ein. Conſtitutum ber; Juhalt einer. unflagbaren 
Obligation im Wege eines bloßen Pactums mit einer freien Klage verfolgbar 
gemacht werden. Uebrigens war das Conſtitutum früher nur bei fungiblen 
Sachen zuläffig und erſt von Juſtinian bei jeder Obligetien für ſtatthaft erklaͤrt. 
C. IV, 18 de const. pec. cst. 2. 
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abesse abfuturumgue) beſtimmt andeuteten. Zwar wurde dann 
in einem folden Fall die Klage formell als str. jur. actio 
bebanbelt, alfo Fein Arbiter fondern ein Juder im engeren 
Sinn beftellt; allein Diefer hatte dann im Uebrigen fo zu ver- 
fahren und zu urtheilen, wie bei einem judicium b. f. 09, 
Diefe Milderung wurbe auch durch die Prätoren begünftigt, ins 
bem fie bei vielen Cautionen vorjchrieben, daß bie betreffende 
Stipulation mit der clausula doli mali geleiftet werden folle, 
und gleihe Vorſchriften finden ſich auch in einzelnen Geſetzen '9° =, 
Unbegründet dagegen und eigentlich) wunderlich ift bie Meinung 
Bieler, jedes stricti juris judicium fey dadurch, daß der Bes 
flagte die. doli exceptio vorfchügte, in ein bonae. fidei judi- 
cium verwandelt worden ''°, 





109) D.L, 16 de V.S. 2.73 XLV, 1 de V. O. 2. 121 pr. XXXVI, 3 ut 
legatorum 2.1 $13 verglichen mit 2.1 pr- eod. Savigny V ©. 495 f. 
500 f. Im foldien Fällen war daher auch wegen Betrugs nicht die actio doli 
nöthig (ob. ©. 51), iondern ed konute nun. die Klage ans dem geichlofienen 
Geſchaͤfte felbft (act. ex stipulatu) angeftellt werden. D. IV, 3 de dol. 2.7 
$3 1V, 8 derec. arb. 2.31 XLIV. 4 de dol. exc. 44 $16 a. E 

109 a) Brot. 3.3. D. utlegator. 2.1 pr. XXXIX, 1 de op. nov. nunc. 
L21 82, Lex Galliae Cisalp. X, 20 Sayigny VS. 496, 500 f. 

110) Dieſe Anſicht war in ver älteren Zeit wohl eigentlich bie herrſchende 
(aub Cujacius 3.38. Obss. III, 17 war für fle; gegen fie erflärten fich von 
Aelteren namentlih H. Bocer Dispp. Class. VI disp. 9 nr.116 Ant. Fa- 
ber Conjectar. KIV, 18) und auch bei Neneten findet ſie ſich 3.8. Hafie 
Rhein. Muf. II ©. 365 Sintenis Giefn. Zeitſchr. XVIII S. 21. Geſtützt 
wird fie auf D. XXXIX, 6 de m. c. don. 2.42 and CO. VIII, 36 de except. 
ost. 3. Segen diefelbe it nun vorzüglich zu vergleichen Keller in d. Jeitſchr. 
f. geſchichtl. R.W. XII S.400— 423. Die (übrigens ſchon in ziemlich frühe 
Zeit fallende) Einführung ver Zuläffigkeit einer exc. doli bei den stricti jur. 
actt. war allerdings eine Mildernng bes strictum jus (S. 52). Allein wie 
burch jedes Vorſchützen einer exc. deli das steictum judicium ein b. f. ju- 
dichum geworben ſeyn ſoll, {ft wirklich gar nicht za begreifen, abgeichen davon, 
daß jeder Beklagte es völlig in ber Han» gehabt hätte, durch (wenn auch grund⸗ 
Infes) Vorſchützen der Einrede jene Verwandlung zu bewirlen. Auch jagen 
die augeführten Stellen nichts der Art; denn fie handeln gar nicht von stric- 
tis judieiis; bie ost. 3 handelt, wie ſchon Bocer bemerit, yon einem b. f. judi- 
eium, und bie 4.42 ſpricht ja in der Stelle, in welcher Heber exe. doli erwähnt, 
vor ber rei vindicatio (fieie Klage und zwar arbitraria; Cujacius.d. e. 
bemerkte dieß wohl, weiß aber nichts Rechtes Dagegen zu fıgen), In den in 
/ 
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Dur die Aufhebung des judiciorum ordo (oben ©. 8) 
verſchwand noch dazu einer der Hauptunterfihiede zwiſchen den 
str. jur. actt. und den freien Klagen — bie befondere formelle 
prozeſſualiſche Bedeutung, welche das ſtrictum Judicium für dag 
Vorſchützen der Erceptionen hatte (©. 48); in diefer Hinficht 
ftand nun die Erreption beim ftrietum Judicium der Exception 
bet freien Klagen gleich, natürlich aber ohne dag. dadurch an ber 
Natur und materiellen Bedeutung der Ereeptionen Etwas ges 
ändert worden wäre o a. Als dann vollends fpäter auch Die 
alten formulae nicht mehr gebraucht wurden, verſchwand auch 
in ber Form der Klage. die Bezeichnung und das Hervortreten 
jenes Unterſchieds, und Juſtinian hätte gewiß am Beflen daran 
getban, wenn er nun auch alle übrige materielle Verſchieden⸗ 
heiten aufgehoben hätte, da diefe nur eine ziemlich bedeutungslos ges 
wordene Ruine eines doch eigentlich abgeflorbenen Inſtituts bil- 
beten. Allein er that dieß nicht und hielt noch an den materiellen 
Unterfchieden zwiſchen dieſen Klaffen von Klagen, foweit fie fi 
im neuen Verfahren anwenden ließen, feſt (3. de act. $ 28--303 
nur. von der ©. 72 angef. Sucemmbenzfumme findet fich nichts 
mehr. in feinen Rechtsbüchern; wir kennen fie erſt vecht aud 
Gafus), und fo erfheint der Unterfchied zwifchen strieti: jur. und 
b. f. actiones in den bei und geltenden Quellen des Röm. 
Rechts immer noch ale ein practiſcher, obwohl Juſtinian ung 
babei manche Raͤthſel, namentlich bie nähere Beſtimmung des 
Kreiſes der str. jur. actt., zu loͤſen übrig ließ, 





der Z. 42 darauf folgenden Werten aber (bonae fidel autem judiclo consti- 
tuto etc.) jagt fie eiwas jene Anſicht Unterflühenbes weder irgend den Worten 
noch des Sache nach, foubern bemerkt nur, daß. wenn mit einer h. ſ. actia 
geflagt würde, die Frage entftehe, ob die berühtte Kaution zu flellen fey ac. 
Melde b. f. actio hier gemeint ſey, ift zweifelhaft; die beſte Vermuthung hat 
wohl Keller a. a. O. (fiduciae judicium). Ueber die unrichtige Heberjegung: 
der Stelle im Deuiſchen Corp. Zur. f. Keller S. 424, 422, 

1103) Vrgl. Savigny V S. 186 |. Noch wiel weiter ſcheint Sintnje 
a. a. O. S. 17 j. zu geben und anzunehmen, ſchon zur Zeit des Formu⸗ 
larprozeſſes habe die Ausgleichung jenes Unterjchiedes flattgefunden. Als 
lein’die cst. 2 sent. resc. non poss. ſagt, von Anderem abgeſehen, Etwas der 
Art nicht. Vrgl. Not. 108. 
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Ä - VE 

Aber wie ift ed nun bei ung in Deutſchland mit ber 
Anwendbarkeit jenes Unterſchiedes zu halten ? 

War er fchon zu Juſtinians Zeiten etwas eigentlich Abgeſtorbe⸗ 
nes: fo iſt er esnocdh mehr für uns. Dem Deutfchen Obligationen: 
recht ift ein folder Gegenfag zwiſchen firengen und freien Klagen 
ganz unbefannt; man wußte fid) bei und nie recht in denfelben zu 
finden; felbf über die Natur und den Umfang veffelben Laßt ſich 
nicht Alles mit Sicherheit aus Juſtinians Rechtsbüchern ent- 
nehmen und erft durch Gajus, alfo erft feit wenigen Jahrzehnten, 
erhielten wir auch hier. fefteren Boden. Auch :mußte dadurch, 
daß gerade bei uns die allgemeine Form, eine klagbare Obliga⸗ 
tion zu begründen und jede Obligation zu noviven, gar nidt 
mehr die. Römiſche, ein Rechtsverhältniß des strictum jus be 
gründende, fondern das bloße Pactum if, auf bad fidh das 
strictum jus nie erfiredte, das strictum jus für und alle feine 
principielle Bedeutung verliehven, und fa würbe es dem Geile 
unfres. Nechts gewiß. entſchieden zuwider ſeyn, in einigen ein- 
zelnen eben wegen ihrer Iſolirtheit bebeutungslofen Ruinen noch 
einen Gegenfag zwiſchen striei Juris und bonae fidei negoiia 
feſtzuhalten. re 

. Auf diefe Gründe allein möchte fih Die Unanwendhatkei 
der befonderen Grundſätze der Röm. strieti juris actiones und 
negotia bei uns fügen laſſen. Läßt man fie. nicht gelten: ſo 
wird man biefe Unanwendbarfeit nicht behaupten fönnen. Dem 
die Gründe, welche fonft für diefelbe angeführt werben, find 
theild an fih gar nicht beweifend, theils geben fi ie, von uner⸗ 
weislichen und unrichtigen Momenten aus. 

Namentlich wird haͤufig, auch in unſrer Zeit, behaupiet, daß 
bie vefonderen Grundſätze der str. jur. actiones nie Eingang 
bei und gefunden haben und bag nur wenige Schriftfteller fih 
für ihre Anwendbarkeit erflärt. hätten. !!1.; Allein dieß iſt ent 
ſchieden unrichtig. Bei der Aeußerlichfeit, mit der die Meifen 

und namentlich auch unfre Practiter in früheren Zeiten das Roͤ⸗ 
miſche Recht auffaßten und nur gar zu buchſtaͤblich ſeine Be⸗ 





111) 3. B. Sintenis Das prakt. gem. Civilr. B. 1.1844 529 Not.ö0. 





⸗ 
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fiimmungen ins Leben überzutragen ſuchten, und bei der. Nicht- 
beachtung des Germaniſchen Geiſtes in. unfrem Recht mußte es 
fommen, daß unite älteren Juriſten meift fich für die flete An⸗ 
wendbarfeit des Unterſchiedes zwiſchan ‚str, jur. u. h. f, actiones 
erklärten und. daß auch in Genichten und Zuriftenfacultäten: lange 
Zeit eine. folde Anwendung durch diefe Auctoritäten bewirkt 
wurde, wobei dann freilich über. den Kreis der str. jur. actio- - 
nes großentheild große: Irrihlmer und zum Theile fehr ver⸗ 

wirrte und: ganz unfichere Anfichten berrichten und. man oft, um 
das strictam. jus in der Anwendung auf manche einzelne Ver⸗ 
hältuiffe zu: befeitigen, :zu den wilkührlichften Auslegungen und 
Argumentationen die Zuflucht nahe; Man darf nur...einige 
unfrer ‚älteren practifihen Schriftfieller Iefen, um fich von allem 
Diefem, namentlich son; ber behaupteten Anmwendbarfeit bes Un⸗ 
terſchieds und der in ben Gerichten gemachten Anwendung. und 
von der zum Theile. willführkichen und fchiefen Art.und Weife 
ber Anwendung zu überzeugen. So, um nur .einige wenige an: 
zuführen, behandelt Lauterbach den Unterfchled noch ganz als 
practifh; nur meint.er, Binzelnes-.davon fey aufgehoben, 3.8. 
Berzugszinfen würben aus, einem sir.. jur. negotium moribus 
hodiernis gefchuldet (unter Berufung auf den Reichsdeputations⸗ 
abſchied von 4600), ‚mährend er in ‚anderen Beziehungen den 
Unterfchied noch ganz feſthält (orgl, Colleg. Pandeet XLIV, 
7 ar. 7A f. XXI, A or, 48 XIE, 3 nr. 19). Nach ſtrenger in 
der Anmendung. des Unterfchiebes war: im Anfange: bag KVIIE 
Jahrhunderis Michael Graß, welder auch Verzugszinſen bei 
sir. jun. negetäis immer noch ausſchließen wollte mit einziger 
Ausnahme des Darlehens ‚und. näher ‚anführt, wie zu. feiner Zeit 
bie Jurifſtenfacultaͤt in Tübingen bei: der. condictio indehiti 
und bei anderen :str. jur..actiones- (gar auch bei, einem pactum 
wegen ber. daraus entfpringenden .condictio ex moribus!) 
Berzugszinfen aberfangt habe, und eine Reihe früherer. Schrift« 
fteller beifügt, die an dem Unterſchiede geilen str. dur: und 
h. f. actiones. jefipielten. MM, han ‚ Ze 


112) ©. Grass CoHation. jur. civil. Romani cum recessibus imperii 
Rom. Germ. Tubing. 1723 p. 244—277.. Vrgl. auch dis. von Demtgleigen 
Mister, Eroͤrterungen. II. 8 
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Manche verwarfen freilich dieſen Unterſchied als einen nod 
geltenden, aber aus an fi unflihhntiigen Gründen; fo z. B. 
Stryck (Usus modern. XI, 3 nr.6), weil nad; Canoniſchen 
Recht alle Verträge contractus b. £. ſeyen *!?, während das 
Canoniſche Recht nichts Beftimmtes darüber fagt, ober wie zum 
Theile Danz Handb. des Deutſch. Privan. B. EI g 184, wei 
bei und dad Berfahren vor einem vom. Prätor inſtruirten Zube 
wegfalle, während ja auch zu Juſtinians Zeit ſchon Kängft dieſt 
Trennang weggefallen war, ober wie J. H Böhmer Docir. 
de actionibus Seet.I cap.3 $29--47 Gluͤck Erkäut: d. Par 
dert. B. IV 8 310 a. E. Höpfrer Inſtitut. Comment. $71 
und noch in den legten Zeiten Thibaut, weil es bei und fein 
Stipulntionen mehr: gebe, oder wie Runde Deutſch. Privatt. 
$. 184, weil, was auf‘ Daffelbe hinans kommt, bei ung blok 
Pacta klagbar ſeyen. Allerdings waten die Stipulationen Mi 
wichtige -umd- durchgreifendſte Fall der strict, juris negolis 
Eden weil das Ältere Römiſche Recht bei den civiliſtiſchen Klo 
gen von dem Princip des strietum fjus als der Negel um 
Grundlage ausging; Hei es durch die allgemeine und überol 
anwenebare Form, in welcher eine civiliſtiſch klagbare Obligation 
begründet werben Tomte, 6108 Kiuie stricti juris oblgali 
enfitehen (S. 84). An die Stelle diefer allgemeinen Form fm 
bei und durchaus dad bloße Paetum (ſede formloſe Verab 
redung), welches als Solches ſchon eine Klage erzeugte ım 
wobei man ir der Regel Ceine Ausnahme machten aber auch hit 
z. B. die Tübinger Juriſten f. S. 143) an eine Anwendung W 
Nö. strietum jus nicht dachte, ſebenfalls irgend nıkt Grund gr 
nicht denfen Tonnte, und fo war dem strietum jes feine principiel 
Bedeutung und Grundlage eigentlich genommen. Was ned 
übrig blieb, war für fich allein vollends gar ein bedeutungsloſt 
Fragment. Dieß hätte allerdings. dazu führen ſollen, ſchon bei 


ber Reception des Römifchen Rechts jenes strictum jus gem 





Grundſatze ausgehenden Constitutt. Saxon. ined. v. 1572 const. XV hi Ä 


Haubold Handb. einiger Churſächſ. eff. S. 141. _ 

113) Manche ältere Ganoniften und Romaniſten behaupteten das Bleidt. 
Brel. Nie. Mozzius Tractat. de contractibus, Venet. 1585 (und Mitt 
st) Art. de divis. contract. nr. 29. 
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auszuſtoßen und alle Klagen und Rechtsverhaͤliniſſe ganz nach 
ben Grundſätzen ber. actiones und. negotin bonae fidei zu be⸗ 
haubeln.. 

„Allein. fo. argumentiren Thib aut und die oben Ungeführten 
nicht ; fie glauben vielmehr, die Stipulationen feyen die einzige 
Duelle des strictum jus, nur.fie.fayen negotia stricti juris 
geweſen, nur aus ihnen actiones stricti juris entfprungen, 
und. beßhalb habe mit ihrem Wegfallen. die Anwenbbarfeit bee 
strietum. jas bei und ganz von felbft wegfallen müffen, ‚da 
bei und. von ben Klagen ,. welche bei-den Römern stricti juris 
geweien, gar feine mehr vorfomme. Dieß aber ift ein ent- 
ſchiedener Irrthum; der Kreis der negotia and. actiones stricti 
‚jris war nit auf die ‚Stipulationen beſchränkt (man denke 
nur an, das Darlehen) und noch taͤglich werben bei und Klagen 
angeſtellt, welche zu den, steicti juris actiones bes Roͤmiſchen 
Rechts gehörten, 

Indeſſen hat ſich wohl. feit dem Laufe des 3; KIT. Jahr⸗ 
Bunbertä immer mehr die, Anfight ſeſtgeſtellt, daß der Unterfchieb 
„bei ung, unpractifh fey. Ob man aber bei den doch immer. noch 
foridauernd auftauchenden entgegengefegten Anfihten und dem 
Schwanfen der Gerichte ſich mit Manchen, namentlih wit Sa- 
vigny.V ©. 137 fi, gerade auf ein Gewohnheitsrecht be⸗ 
rufan kann, welches das unfrem Recht en frembartige strie- 
tum jus vollends ganz ‚sum: Ahſterhen, bei uns gebracht babe, 
dieß möchte doch, wenn. man,.bie. (rforberniffe „eineg Gewohn⸗ 


heitsrechts ins Auge. faßt,, noch ſehr zweifeihaft ſeyn. Yu, auf’ 


den Reichsdeputations abſchied ‚ypn .1600. $ 439, welcher beim 
Darlehen die. Forderung von Verzugszinſen sinräumt, wird man 
‚nicht, wie p6 non Vielen, und a auch ‚won Savigny V 
©. 140 geſchiebi, ein. beſonderes Gewicht bei dieſer Frage Iegen 
können. Denn in jener Zeit war die Anſicht von der Unanwend⸗ 
barkeit des_strietum ‚us überhan t noch keineswegs eine über⸗ 
wiegende in Deutſchland. Der siehe: -Dep.Ubich. beutet nir⸗ 
gends darauf. hin, daß feine Beimmnyng-aus. einem allgemeinen 
Grundſatze, bem..ber. Unanwendbarkeit der Grundfätze der str. 
- Jür.:-actiones überhaupt, gefloffen-fey, und auch die Juriſten ſei⸗ 
ner Zeit faßten ihn durchaus nicht in einer ſolchen allgemeinen 
8* | 


— 
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Weiſe fondern nur als eine ganz fpezielle Beſtimmung auf, über 
beren Ausdehnung fie allerdings flritten, aber in der Regel nur 
in ber Richtung, ob dadurch das Recht auf Verzugszinſen 
blos beim Darlehen ober bei affen str. Jar. negotüs einge: 
räumt werden wollte. 

Im Refultate übrigens find die neueren Eiviliften 
beinahe durchaus und mit nur fehr wenigen Ausnahmen ?'* ein 
verftandenz fie erflären die befonderen Grundfäge der str. jur. 
actiones und negotia bei ung für umpractifch. Die Germe 
niften dagegen laſſen fih nur wenig "über die Frage ein und 
gerade fie find bier nicht ganz einig. Danz (ſ. oben) un 
Mittermaier (Deutſch. Privatr. 6 Aug. $.272, Dieſer blos 
unter Berufung auf Mühlenbruch und Savigny) find gegen di 
Anwendbarkeit jener Grundſaͤtze. Eichhorn dagegen (Deuſſch 
Privatr. $ 92 Not. b) ſagt: „Selbſt der Unterſchied zwiſchen 
„actiones stricti juris und bonae fid., ſoweit er ſich auf Er 
„tracte bezieht, Tann eigentlich nicht als aufgehoben ‚betrachte 
„werben“ und ihm ftimmt Phillips Deuiſch. Private, 2 Ausg. 
$70 Not. 2 bei. Wenn aber Eichhorn jener Bemerkung ber 
fügt: „er gehört aber freilich felt dem Deput.Abfch. v. 160 
„zu den Inſtituten, von welchen in den Lehrbüchern mehr vor 
„kommt, als in den Gerichten?” fo dürfte dieß Doch 'namentlid 
"für die früheren Zeiten (ſ. 3. B. die unten’ anzuführenden Con- 

' sil. Tubingensia) fehr zu mobiftciren fen. 

Was insbefondere no das Württembergifche Par 
eularrecht betrifft: fo wird durch daſſelbe das Nefultat, auf 
"welches und wohl ſchon das gemeine Recht führt, die Unanwend 

barkeit des Unterſchiedes zwifchen str. jur. und b. f. aetiones, 
für Württemberg nody befonders beftätigt. Freilich können hie 

für bie älteren Züri. Schriftſteller nicht als Auctoritäten ange 





114) Gegen die Anficht von giebe die Stipulation zc. S. 93 f., daß bei un 
hei den Hagbaren einfachen pacta ein strictum jus gelte, ſ. Savigny \ 
S. 341 und Sintenis in der Allgem. Literaturgeit. v. 1841 ©. 711 f., ım 
gegen. die Anficht von v. Schröterig ber. OGteßner Zeitſcht. B. VII ©. 3891. 
‚melcher die noch fortdauernde Gültigkeit des Unterſchiedes zwiſchen atr. JUT 
und b. f. actt. wenigfiens in Beziehung auf deu Würberungseib behaupte 
ur Sasisny VS. 141, 145 f. 
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führt werden und auch bei den neueren, welche ſich auf die Frage 
einlaffen, möchten wenigftend die Gründe, bie fie für ihre An- 
fiht anführen (mit Ausnahme einer Andeutung von Bolley) 
nicht flihheltig feyn. Die älteren Commentatoren des Württ. 
Landrechts und die fo zu nennenden Differentienfchriftfteller 
Plebſt Beſold Lauterbach Harpprecht laſſen fih auf bie, 
Frage gar nicht ein. Nur Plebſt (ad Part. Il nr. 2) berührt 
die Eintheilung in contractus.str. jur. und b. f. und ſcheint an 
ihrer fortbauernden” practifhen Bedeutung nicht zu zweifeln, wo⸗ 
mit freilich nicht ganz vereinbar ift, was er bei nr. 230 von 
der Wirkung des Betrugs bei Verträgen. überhaupt fagt., Daß, 
aber die älteren Württ, Juriften, daß namentlih Yauterhad- 
im XVIL, Straß im XVIII. Jahrhundert, dag die Tübinger 
Zuriftenfacultät. großentheils für die Fortdauer der praftifchen. 
Gültigkeit des Unterſchiedes war, geht aus Dem hervor, was 
©.413 gefagt if. Namentlich laſſen fi) aus, den Consilia Tu-. 
bingensia eine Reihe von Erfenntniffen und Gutachten anfüh- 
ven, in welden jener Unterſchied feftgehalten wurde. So ver⸗ 
wirft 3. B. ein consilium von 1698 (Consil. Tubing. V. p. 460 
nr. 48 sq.) die Meinung, daß nad Deutfhem Gewohnheits⸗ 
recht auch bei judiciis str. jur. Berzugszinfen gefordert werben 
fönpen; denn ber Reichs-Dep.⸗Abſch. von. 1600 fpreche blos von 
Darlehen, ‚ale correctoriſches Geſetz Fünne man: ihn auf andere 
Rechtsverhältniſſe nicht beziehen, und fo gelte namentlich bei ber 
condictio indebiti wie bei anderen str. jur. negotiis auch jet. 
noch ber Rom. Grundfag, dag Verzugszinfen nicht. gefprbert 
werben Finnen, und auf dieſe Weife fen higher immer yon. ber, 
Facultät geſprochen worden. Ebenſo erkannte. fie im Jahre.1743, 
bei einer: actig praesgriptis verbis, bie fie noch dazu irriger 
Weife für eine str. jur. actio hielt, Verzugszinſen ab.(f, die 
Stelle oben Not. 57 a. E.). Zwar wurden biefe beiden Gut- 
achten ind Ausland gegeben; allein daß die Facultät das Gleiche 
ah nah Württ. Recht annahın, beweifen andere: Conftlien, 
3. D. ein für das Inland gegebened vom Jahre 41748 (Consil:: 
Tubing. IX p. 4179 nr. 36, 39). Der gleichen Anfiht war 


auch noch einer der fpäteren aber allerdings nicht ber beſſeren 


Commentatoren des Landredhis, -Hlochstetter, welcher in 
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feinen Annotation. ad part. Hit. E nr. 4 noch ganz der oben 
ausgeführten Anfiht von Grass folgt. Dagegen wirb von 
den neueren Mürtt. Schriftftellern, foweit fie die Frage berühren, 
die Fortdauer ber praftifchen Gültigkeit jenes Unterſchiedes durch⸗ 
ans verworfen, und mit ihnen ſtimmt wohl auch ber neuere Ge 
richtsgebraud überein. Namentlich = if biefer Anfiht Weis— 
baar (Württ. Priv.R. 4 und 2 Ausg. 6 955-957, 3 Ausg. 
$ 988—990) und Reyfher (Württ. Priv.R. Bob. I 5 ıbh, 
Bd. IS 419). Nur wird freilich durch: die Gründe, melde 
fie anführen, nicht Dad bewiefen, was fie bedaupten. Denn 
Meishaar iſt der ſchon oben berührten offenbar irrigen Anſicht, 
ale ob blos die lagen aus Stipulationen str. jur. actiones 
geweſen feyen und nun bei und deßhalb, weil wir feine Str 
pufationen mehr haben, bag strictum jus ganz .von felbft weg: 
falle. Bon einem anderen Grunde geht Reyſcher aus, Allein 
wenn er (a. a. O. 6154) fagt: „Die Röm. Klagformeln 
„finden in Deutfhland feine Anwendung; vielmehr wird bei 
„jeder Klage auf die Abficht des Klägers und bie Natur des be: 
„treffenden Rechtsverhaͤltniſſes Rückſicht genommen,“ und daraus 
herzuleiten ſcheint, daß der Unterſchied zwiſchen actt. str. jur. 
und b. f. bet ung unpraktiſch ſey, dafür auch auf Thibaut ſich 
beruft: fo iſt zu bemerken, daß die Röm. Klagformeln ſchon vor 
und zu Juſtinians Zeit keine Anwendung mehr fanden und 
Yufinian doch in feiner Rechtsſammlung ganz unzweifelhaft je 
nen Unterſchied noch als ganz praftifch behandelt, und was bie 
Berufung auf Thibaut oder in einer anderen Stelle Ca. a. O. 
$ 412) auf Glück betrifft: fo behaupten diefe aus einem ganz 
anderen aber nicht minder unrichtigen Grunde die Unanwenbbar: 
feit jenes Unterſchieds. Nur bei Bolley finde ich einen richtigen 
Grund’ wenigftend kurz angedeutet. Er fagt nämlich (Entwürfe 





115) In Sriefingers ımd Reinhardts Gommentaren finde ich die 
Frage nicht berührt. Aus Dem, was Sriefinger Comment. IV ©. 1077 
fagt und ebenfo nach ihm Reinhardt Landr. II &.25 bemerkt, läßt fich eine 
beſtimmte Anficht über die Frage nicht entnehmen. Uebrigens ift Reinhardt 
(in 1. Ergänzungen zu Glück IT S.103) ſchon nach gemeinem Hecht der An: 
ſicht, daß die Unterjchiede zwijchen str. jur. und b. f. acts. nicht mehr gelten. 
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zu einer Civilproz.O. I S. 612), die Anſicht, daß jener Unter⸗ 
ſchied in Deutſchland nicht mehr zu beachten ſey, werde durch 
unfer Landrecht Ch. AL Tit. 1. und 25 beſoenders / beſtätigt. Darin 
ift allerdings, was wenigſtens den. Zt. A ;beirifkt: (denn der ganz 
vage und unbeftimmte Tit. 25 kann hier nichts entſcheiden, wie 
man: beſonders auch ‘aus der Nelation man, Haug. über biefen 
Titel chi. nad Wichtige angedeutet. 

Die Warti. Geſetze nämlich, insbeſondert Has Landrecht, ent⸗ 
halten feine Spur ‚von ziner praktiſchen Unterſcheidung zwiſchen 
str. jur. und b. f. actiones 'und negotia und von ber Anwen⸗ 
dung der Grundfäge der Erſteren; das Landrecht enthält viel= 
mehr entfshiedene Hindeutungen barauf, daß es von einem. fol- 
hen Unterfchiede und von einer. fortdauernden -praftifchen Gültig: 
feit bes stripgum jus durchaus micht ausgaähe. Zwar folkte: man 
glauben, der Meferent des zweiten Theiis bed (dritten) Land- 
rechts (Haug) ſey van einer enigegengeſetzten Anſicht ausgen 
gangen; denn er bemerft. einmal:in siner Stelle feiner Relation 
(zu Th. IE Tit 48), gegen den Schenfer babe. man eine „cou- 
„dietig eexti vel ex lege aut ex. stipulatione, quae strieti 
„juris sunt.“ Allein Dieß beweist für ſich allein noch nichts; 
es kann Dieß auch eine theorenfche Anführung aus dem Röm. 
Necht: ſeyn, die er ans ſeisen Auctoritüten abſchrieb. Wetter 
aber koͤnnte mon ſich darauf berufen, dag er an einer anderen 
Stelle (zu Th. II Ti 22 6 2) an.den Satz, ein fpeziefler Merz 
trag dürfe nicht auf andexe Perfonen und Sachen bezogen wer- 
den, als von welchen er ausdrücklich handle, die Bemerfung au⸗ 
fnüpft: ine dicitur, quod:. pacta sint.stricti juris’ et sirio- 
tam quoque recipere interpretatienem et in his .nihil ,. nisi 
quod disertis verbis comprehensum est, actam intelligi. 
Allein aus der Auslegung, die er: felbft dieſrin Sage‘ gibt, ſieht 
man, daß. er:an den eigentlichen Röm. Gegenfag zwiſchen str. 
jur. und b. f. negotium hierbei nicht. dachte; denn er bemerkt 
bazu: Dieß fey wahr, foweit nicht nach den Beflimmungen bes 
Rechts oder nach der wäßrfgeintigen übereinfiimmen- 
den Abfiht der Parthicen der Vertrag auf andere Gegen: 
fände, die in ihm nicht ausgedrüdt feyen, bezogen werben müffe, 
Sonft finde ich in feiner Nelation nichts, was irgend für efne 
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Annahme der fortdauernden Gültigkeit des strietum jus fprecen 
würde, und vielleicht. erflärt dieß ſich darnus, daß feine Haupt: 
auctorität, dad oben S. 144 angeführte Buch von Mozzius, be 
merft, nach Canoniſchem Recht ſeyen alle Klagen und Geſchaͤfte 
als bonae fidei zu behandeln. Dagegen ſprechen poftliv und 
ganz entſchieden gegen bie Annahme einer fortbauernden‘ Gil: 
tigfeit der befonderen Grundfäge der str. jur. actiones die Be 
ftimmungen des Landrechts über die: Berechnung des etwa zu 
leiftenden Werths ‘einer "gefchuldeten Sache von Zeit bes Wer⸗ 
zugs an (Landr. H, 1 $ 14-14) 10. Bei diefer Frage fonnte 
den romanifirenden Berfaflern unfres Landrechts der Roͤm. Unter 
ſchied zwifchen actt. str. jur. und b: f. nicht entgehen (f. die 
Not..25 und. 26 .angeff. Stellen, befonters ID. commod. 3 
$ 2); allein. viejer Unterfchieb machte ihnen nicht ben geringflen 
Serupel. Das Landrecht beftimmt ganz allgemein und namen 
lich fin das. Darlehen, daß, wenn vom Verzuge an ber ſchul⸗ 
dige Gegenſtand im Werthe geftiegen ſey, der höchſte Werth zu 
Grunde gelegt werden foll, den der Begenfland von der Zeil 
bes Berzugs bis. zu ergangenem: und rechtskräftig geiborbenen 
Endurtheile-gehabt babe, wendet alfo "hier durchaus allge⸗ 
mein bie Srundfäge an, wie fie nad feiner Auffaffung -bei den 
neg0tia h. f. gelten, und dag auch Haug hierbei nicht bad 
geringfte Bedenken hatte, zeigt ‚feine: Relation. Als weitere Un 
terflügung für dad Gefagte könnte man no, wie es feheint, den 
Art 21 des Geſetzes über die privatrechtlichen Folgen der Ver 
brechen vom Jahre 4889. ahführen, indem berfelbe- ein Recht 
auf -Zinfenbezug bei der Zurückforderung einer erpreßten Gelb 
fumme gibt, während: die cst. 4O. IV, 7 bei der eoudiotio ob 
turpem :causam, wie bie Negierungemotive zu jenem Artikel 
anführen, das Recht auf Zinfen abſpricht. Da nun — moͤchte 
man argumentigen — in biefem:&efege bei einer act. str. jur. 





116) Aus der Beſtimmung des Landrechts über bie Sulätfigfeit der Forde 
rung von Verzugszinien beim Darlehen (Landr. II, 1 $5) kann man, für unjere 
Frage aus denfelben Gründen nichts folgern, aus welchen man aus ven R. D. A. 

v. 1600, weldyen zunachſt hier das Landreqht zur Vollziehung bringt, nichts 
—* kann, 
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Berzugezinfen ganz unbedenklich geftattet find: fo geht es von 
einer Unanwendbarfeit der befonderen Grundfäge der actt. str. 
jur. aue.E Allein fo laͤßt fi) bier deßhalb nicht argumentiren, 
weil man bei diefem Gefege, wie aus den ‚genannten Motiven 
Mar hervorgeht, nicht das Bewußtfeyn hatte, daß es ſich hier 
von einer Röm. str. jur. actio handle, vielmehr über den Grund, 
warum bier. bie const. 4 cit. das Recht auf Zinfen nicht zu- 
geben will, völlig im Unklaren war und nur deßhalb für das 
Recht auf Zinſen entſchied, weil Dieß „der Billigfeit und den 
„heutigen Nedjtsbegriffen angemeffener“ fey. Aber fo viel geht 
jedenfalls .aud aus diefen Motiven hervor, daß der Geſetzgeber 
überhaupt e8 „ben heutigen Rechtsbegriffen“ für ange- 
meffen bielt, einen Grundfat zu verwerfen, det den Röm. str. 
jar. actiones (woran aber bier freilich der Geſetzgeber nicht be⸗ 
fonderd Dachte) eigenthümfih war. Daß auch der neuere Ge⸗ 
richtsgebrauch, namentlidy ber des Obertribunals, für die Ber: 
werfung jenes Unterfchieded fey, ergibt fi} aus manchen befannt 
gewordenen Urtheilen und aus dem Zeugniffe von Bolley . 
So haben wir daher das Reſultat: Die eigenthümli- 
hen Grundfäge, welde nad Röm. Recht bei str. 
jur. negotiis und actionibus im Gegenfage zu ben 
b. f. negotia und actiones galten, gelten bei ung 
nidht mehr; vielmehr treten in diefen Punkten bei ung allgemein, 
ne — — — — — — — — 
117) Bermiſchte] jurid. Aufſatze S. 1607 Entwürfe z. einer Civilproz. O. J 
S. 612. Zwar ſagt Bier Bolley, er habe doch, obgleikh man in allen Lehr⸗ 
büchern finde, daß der Unterfchleb zwiſchen Str. jur. und b. f. actt. in Deutſch⸗ 
land nicht zu beachten ſey, bei feinem Collegium (dem Obertribunal) ftels eine 
Neigung seiner Collegen gefunden, rückſichtlich der Verzugszinſen dieſen Unker⸗ 
ſchied aufrecht ju Erhalten, felbſt nachdem ein von ihm geſtellter Antrag auf 
Verzugszinſen bei der Vondictto indeb. angensihmen und vieſer Beſchluß in 
das Prajudizienbuch eingetragen worden ſey. Allein dieſe Anſicht feiner Col⸗ 
legen ſcheint ſich doch, wie namentlich aus dem unten anzuführenden Erkennt⸗ 
niſſe hervorgeht, nicht auf Feſthaltung eines Unterſchiedes zwiſchen str. jur. 
und b. f. actt. zu beziehen fordern daranf, daß fie’ manche Klagen, bei welchen‘ 
Yas Rom. Recht Derjugszinfen verweigert, wie nantentlich bie condictio in- 
debiti, irrig nicht als str. jur. erfannten, fontern für bonae fid. actiones 
hielten und gerabe deßhalb glaubten, daß hie betreffende Beſtimmung des Röm. 
Rechts-bei uns nicht unpractiſch geworben’fey. 
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foweit bie betreffenden Rechtsgeſchäfte uud Klagen noch vorkom⸗ 
men, bie Grundfätze ein, welche nah Röm. Recht hei. b. f. 
negotiis und actionibus galten... Die prakfiſche Wirhtigfeis diefes 
Grundſatzes, wie Mandies vom Röm. Recht durch ihn fein 
Anwendbarkeit bei und verliehrt, in wie manchen Fällen nun 
die Frage über die Concurrenz zweier Klagen, einer b. £. und 
str. jur. actio, "und. die Frage ühps Die nähere Bedeutung und 
Beziehung mander Klagen ''° bei uns unpraktiſch wird, ergibt 
ſich aus der obigen Ausführung. Aber aus berfelben dürfte fih 
ebenfo ergehen, wie ſehr es von Interefle if, ganau zu wiſſen, 
welde lagen und NRedteverbälkeifie nah Nöm. Recht sir. 
jur., weiche b. f. waren und welche praktische Bedeutung dieſer 
Unterfhied. im Röm. Recht hatte. Manches, was lediglich Aus⸗ 
flug des strictum jus war, fönnte fonft auf ungeſchickte Weik 
noch angewendet werden, weil man es nicht als, ginen folden 
Ausflug erkannte, und die im den Quellen bei gewiſſen Sagen 
ausgefprochenen Grundfäge könnte man irrig auch jetzt noch bei 
biefen Klagen anwenden wollen, weil man es überfah, daß jene 
Klagen bei ben Römern. str. jar. aetiones waren. Wie leicht 
bier ohne genaue Kenntniß jener Diomente praftfche ‚Srethümer 
möglich find und wirklich vorkommen, darauf macht auch Sr 
vigny V S. 146 in Beifpielen gufmerkfan '. Auch unſre 





118) Sobald nur unzweifelhaft iſt, daß fie zu den str. jur. actiones gehörten. 
So iſt nun auch der Ausdruck triticaria condictio für uns willig bedeutunge⸗ 
. 108 geworden (5.77), Auch den Namen condictio für jere perſoͤnliche 
Klage zu gebrauchen, wäre jegt prastifch etwas ganz Unbedenkliches. Indeſſen 
ift es gewiß heſſer und wahrt gegen manche Verftöße, wenn man ihn auch jett 
noch nur. da. gebraucht, wo ihn die Römer technifch. gebrauchten. Für einen 
Kenner des Röm. Rechts müßte es ganz wunderlich lausen,- wenn man vor 
einer condictio emti venditi, einer condictie mandati ıc..Iprecgen wollte 

119) 3.23. wenn Glüd und Andere, welche doch davon ausgehen, daß die 
Grundjäge der str. jur. actiones bei uns nicht mehr gelten, dennoch die ti- 
ticaria condictio als etwas noch ganz Practischen hehamdaln. - Hierher gehötl 
auch, wenn Manche die actio de eo quod certo loco (S. 59; 60) noch Tür prev 
tifch halten... Wenn Heltere, wiez. B. Lauterbach, dieß thun: fo war es 
natürlich; deun dieje geben ja von der noch fortdanernden Gültigkeit der beien: 
deren Örundjäße bes Roͤm. Mechis über str. jur. aotiones aus, Aher auf: 
fallend ift es, wenn es auch von mauchen Neueren geichieht, Die von bes lepieren 
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gerichtlichen Erkenntniſſe dürften wohl da und dort manche ſolchet 
Beifpiele an die Hand geben. Ich will nur Eines. anführen. 





Prämiffe nicht ausgehen, 3. B. ivenn dv, Reinhardt Ergänzungen zu Glück 
8. IV ©. 508 jagt, daß er jene actio arbitraria' „noch jegt für anwendbar 
halte.“ In welchem Sinne, fagt er freilich nicht: ine beföndere actio 
de eo quod certo loco if bei uns in nem ©. 581. angef. Bulle gar wicht 
mehr nöthig, weil bei uns nun allgemein Das gilt, was &.6t. von den b. f. 
actiones gefagt it. Andere geben dieß zu, aber meinen, bie materiellen 
Grundfäge, welche im Pandectentitel de eo quod certo'loco in Beziehung 
anf Berüdfichtigung des Intereffe locisr. ausgeiprbchen ſeyen, gelten bei uns duch 
nöch, ſo 3.8. Slück Pandect XIII S 848 undb vie dort Angeff Allein vaß auch 
dieſes nicht richtig if, ergibt ſich ſchon aus dem S. 61 bei Mvt. 31 Geſagten 
Neberhaupt aber beachtet man, bet der Frage über Zablungsvrt nicht gehörig 
den Einfluß, den bier im Roͤm Recht der S. 15 f. ausgeführte Grundſatz hatte 
und den bei uns nun das Wegfallen jenes Grundſatzes hat. Man muß nam— 
lich nach Röm: Recht beim Zahlungsorte zwei Fragen wohl uhterfcheiven: 
a. die Frage, un welchem Orte dev Schuldner nach der Natur des vorlie: 
genden Rechtsverhältniſſes an fich eine eigentlich ſchal di geee i⸗ 
fung zu zahlen Hat. An dieſem Orte mußte der Schuldner zablen ‚. wenn er 
fi) vor Fällung eines richterlichen Erfenntniffes (vor der Gondemnation) 
durch eine’ (ſey es ganz freiwillig oder auf einen arbitratus de restituendo 
Hin ©. 18) geichehene Zahlung von jeiner Schuld gehörig befreien will (davon 
handeln z. B. D. V, 1 de judic. 2.38 XXX .de legat. I 1.47 $1 VI, 1 de 
R.V. 2410-12 XVI, 3 depos. 2.12 $ 1); b. die tage, an welchem Orte er 
zu zablen Bat, wenn er es zur Berurtheilung Fommen ließ. J— im 
letzteren Fall die Zahlung immer auf eine Geldſumme ging (S. 15 f.): 
hatte dieſe der Berurtheilte ftets da zu zahlen, wo er verurtheilt. wurde ; nur. 
fam dann bei biefer Berurtheilung das Interefie loci in Anfchlag, aber anders 
bei Nechisverhaͤltniſſen des strictumjus, anders bei actionibus b.f. (©. 60 f.). 
Bei' uns daber muß ſich dieß ändern, weil bei uns der unter b. berührte 
Grundſatz wegfallt. Bei uns hat auch der Richter lediglich nach dem Grund⸗ 
ſatze unter a. zu erkennen, wo auch geflagt worden ſeyn mag, d h. er muß 
auf die eigentlich} gefchulbete Leiftung erfennen (S. 26 f.), alio auch auf Zahlung. 
an dem Orte, an welchem nach der Natur des betreffenden Rechtöverhältniffes 
der Schuldner zu leiſten hat’ (3. B. wenn gegen einen Stuttgarter, welcher in 
Heilbronn zu leiſten verſprach, in Stuttgart geflagt wird: fo Hat der 
Richter zu erfennen, daß der Bellagte in Heilbronn zu leiften verBunden iey). 
Auf ein Intereffe loci hat er daher in der Condemnation noch gar feine Rüd: 
ſicht zu nehmen, außer (und dann nad ben Brundfägen der Note 31) ſoweit 
durch die Jögerung bereits Schaden zugefügt wurbe ober der ©. 24 unt. bemerfte 
Fall vorhanden if (mo dann dieſes Intereffe am Rlagort zu zahlen if). Ge⸗ 
woͤhnlich aber entſteht bei uns die Frage über das Intereſſe Loci erſt bei ber 
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Die Entſcheidungsgründe zu einem Erfenntniffe des Württ. Ober- 
tribunald vom 5. Sept. 4823 gehen: mit Recht davon aus, daß 
bei und alle Klagen nad den Grundfägen der bonae fidei 
actiones zu behandeln feyen, und doc, erklärten fie, daß bei 
ber condictio indebiti Verzugszinſen in der Regel nicht gefor- 
dert werden fönnen; denn — fagen fie — „ed werde mit 
Recht von vielen Rechtögelehrten bezweifelt, ob die condictio 
indebiti nad dem Roͤm. Syftem überhaupt zu den actionibus 
Fr juris zu zaͤhlen geweſen ſey, indem Papinian in der 

1.66 de condiet. indeb. ausdrücklich fage: hacc condictio ex 
aequo et. bono introducta est.“ Es wurde dabei, wie ed 
auch von Anderen z. B. Glück Pandect. XIII ©. 156 geſchah, 
überſehen, daß eine Klage, die auf die allgemeinen Principien 
der aequĩtas ſich ſtützt, doch gar wohl strieti juris ſeyn konnre, 
dag überhaupt die ſes Moment bei der Entfcheidung, welde 
Klagen zur Klaſſe der str. jur. oder der b. f. actiones gehörten, 
gar nicht manßgebend’'war.'?%, Denn 3.3. Stipulattonen zu hal- 
ten, war doch gewiß dem aequum et bonum gemäß, und dog 
war die Stipulationsklage ganz unzweifelhaft strich juris; ebenfo 





Exe eution, wenn nämlid bie Erecution nicht fo beſchaft werden kann, daß 
der Kläger an dem unter a. bezeichneten Orte die Erfüllung der eigentlich ſchul⸗ 
digen Leitung befommt. 

Daß diefe verſchiedenen Momente ſowohl bei der Auslegung des Roͤm. 
Rechts als bei ſeiner heutigen Anwendung nicht gehörig beachtet werden, würde 
fih durch viele Beiipiele nachweiſen laſſen. Dieß iſt z. B. der Fall bei dem 
Sa, der in unſren Syſtemen häufig vorkommt (3. 2. Thibaut Pandect $654 
bei Note z, Fritz Erläͤutt. in Wening H. IIIGS. 122, 133 vrgl. auch Müh—⸗ 
lenbruch Pandect. $466 a. E.), „daß der Gläubiger, wenn die Zahlung am 
gehörigen Orte nicht erfolge, verlangen fönne, daß ihm der Schuldner an einem 
andern, als vem beſtimmten Zahlungsorte (am Klagorte) zahle.“ Klagen Tann 
bei uns der Gläubiger allerdings an jevem andern Orte, wo der Schulne 
einen Gerichtsftand hat, aber nicht darauf Hagen, daß er hier, zahle, jon: 
dern darauf, daß er am beflimmten Zahlungsorte zahle, und hierauf 
hat ihn auch der Richter zu verurtheilen ‚und bie Crecution (im Nothfalle 
durch Reguifition 3c.) zu verfuchen. Nur wenn durch Verzu g des Schuldners 
die Zahlung am beſtimmten Zahlungsorte ihr Intereſſe fuͤr den Glaͤubiger ver⸗ 
lohren hat, kann er den Erfatz dieſes Intereſſes am Klagorte veilagen 

120) Vrgl. Saviany VS, 510. 
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hat die Klage aus dem Darlehen, welches unzweifelhaft ein 
stricti juris negotium bei ben Römern war, hatten überhaupt 
die meiften übrigen Condictionen, die auf ein Haben ohne Grund 
oder aus ungerechtem Grunde ſich flügen, in dem aequum et 
bonum ihren Urfprung, und doch waren fie fämmtlid strieti 
jaris. So wurde daher in dem angegebenen Fall bei der con- 
dietio indebiti einem Röm. Grundfage, welcher lediglich Aus- 
fluß des bei und nicht mehr geltenden strietum jus war, noch 
praktiſche Anwendung gegeben, weil man. bie Natur jener Klage 
nicht gehörig aufgefaßt, fie nicht als stricti juris actio er- 
fannt hatte. 
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Aachtrag zur ſiebenten @rörterung . 


Ueber das Verhältniß der Markungs⸗ und Steuer: 

grenzen bei Handlungen der freiwilligen Gerichts: - 

barfeit namentlich bei Verpfändungen und Kührung 
der Güterbücher (nah Württ. Recht). 


Für die in der VII. Erörterung entwidelten Lehren des 
Württ. Rechts ift natürlich die Frage über die Zuftändigfeit der 
Behörde, welche die Öffentlichen Bücher führt, von großer Wich⸗ 
tigkeit. Ein Unterpfand tft ungültig, wenn eine unzufländige 
Pfandbehoͤrde über daffelbe erkannte, ein Eintrag und eine Wah- 
rung in einem Güter: Vertrags⸗ oder Pfandbuche muß ganz 
wirkungslos feyn, wenn das Buch nicht das derjenigen Behörde 
ifi, welcher das beireffende Gut zu jenen Zweden unterworfen if. 

Bei eremten Grundftüden ift die Frage über dieſe Zuftän- 
bigfeit unzweifelhaft. Für fie ift in allen genannten Beziehungen 
ber Gerichtshof (Rivilfenat) des Kreifes zuftändig, in welchem 
das eremte Gut liegt; für fie entfcheiden alfo lediglich die Bücher 
und die Erfenntniffe diefes Gerichtshofes. 

Bei nichteremten Grundftüden follte der Natur des Ber: 
bältniffied nach die Markung des Ortes, in welder dad Gut 
liegt, die Zuftändigfeit beſtimmen d. h. für fie ber Gemeinderath 





1) Heft IE. 137 f. 
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derjenigen .Bemeinde, in beren Markung dad: Grundftück Yiegt, 
zußändig, -und. befien Bücher maaßgebend feyn. Dieß ſprechen 
auch unfre Befege aus. Allein bier iſt in einigen Beziehungen 
wie Frage beſtritten wegen eines da und bort noch beſtehenden 
anomaten Verhaltniſſes. 

Es gab.naͤmlich früher in Waurtiemberg Grundſmide, welche, 
obwohl innerhalb:;den Warkung: -einer Gemeinde gelegen und zu 
Diefer : Markung gebörend und. an den Markungsrechten vieſer 
Gemeinde: theilnehmend, doch nicht bei dieſer ſondern bei einer 
anberen Gemeinde ſteuerbar (in Beziehung auf Staat“ 
und Semeinbelgften) waren, alſo mit -Diefer anderen Ger 
meinde im Steuerverbande ſtanden. Dieß erklärt die Steuer- 
inſtruction vom 24. Januar 4745 Nr. 5 für einen Uebelſtand; 
fie.. beſtimmt deßhalb, daß „ſolche Obſervanz und Herkommen 
„hiermit aus landesfarſtlicher Macht aufgehoben ſeyn, hingegen 
„ein jedes Gut zur Beſteurung an feinen Diſtriet und Markung 
„vorwieſen werden ſoll.“ Mein leider läßt fie doch noch Aus⸗ 
nehmen zu, indom :fie beifügte „es wäre dann, daß ſich ſolche 
Specialoasus ereignen· mochien, da es ohue offenbare Ini⸗ 
quitũt und Unbilligleit nicht geſchehen Könnte, da dann dergleichen 
„easag zar Deciſion umerihaͤnigſt berichtet werben Könnten.” Auf 
dieſem letzteren Wege nun blieben viele ſolcher Monahmen ber 
ſtehen.Ueberdieß gab ed auch in den Gebietsheilen, weiche im 
erſten Fahrzehent dieſes Jahrhunderts zum Lande hinzulamen, 
viele Gemeinden, in. welchen die Markungs⸗ mit den Sieuer⸗ 
grenzen nicht ubereinſtimmten (Gbeſonderswenn Dheile eines Bauern⸗ 
lehens in der Markung einer anderen Gemeinde lagen)?. Zwar 
wolle: bie: Staatsregierung dieſem auf: verfchlepene theils privat⸗ 
rechtliche theils oͤffentlichtechtliche Grimde und Werhäkiniffe ge⸗ 
ſtützten Ucbolſtande in neuerer Zeit abhelfen, indem fie im. Jahre 
1354: einen Geſetzesentwurf über bie Gleichſtetßzeng ber Markungs⸗ 
und Steuergrenzen der Gemeinden dem fländifchen Ausfchuffe 

mittbeilte ,”, Der Entwurf wurde au von ber Kammer ber 





2) Verhandlungen der Kammer der Abgeorbneten von 1835 Sitzung CXXIII 
S. 48, CXXIV G. 29 f. CXXV ©. 33. 
3) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten v.1835 Beil. H. IS. 1-16. 
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Abgeordneten mit Wodificationen angenommen; allein bas beab- 
fichtigte Geſetz, welches allerdings manches Bedenlliche hatte *, 
kam nichtzzu Stande, indem Die Kammer, der Stanbesherren 
dem Entwurfe ihre Zuflimmung verfagte, „weil durch benfelben 
„Das öffentliche Recht auf Koſten des Privatrerhid zu fehr aus⸗ 
„gebehnt werde, er in bie Rechte und Verhältniſſe ber Gemeinden 
‚und Privaten tief und verlegend eingreife und viele wohlbe- 
„gründete Befchwerden berfelben hervorrufen wärbe, ‚weil bie 
„Nothwendigkeit nirgends beronrleuchte, jetzt ſchon ein foldhes 
„Zwangsgefeg zu geben, und bie Kammer ber Standeöherren 
„glaube, daß ed nod längere Zeit dem gütliden Uebere in⸗ 
‚kommen ber einzelnen Gemeinden und Privaten zu. übexlaffen 
„ſep, fih über die Gleichſtellung der Markungs⸗ und Steuer- 
„grenzen zu vergleichen, die Kammer aber bie obengenannten 
„Mißſtände durch die Beichlüffe der. Kammer der Abgeorbueten 
„nicht als gehoben erachtet habe”. . 

Hiernach dauert jener Uebelſtand auch jetzt roch fort, aller⸗ 
dings aber in gemindertem Maaße, indem in ben. ‚neueren Zeiten 
bei der Verfertigung der Flurkarten und Primaͤrcataſter durch 
gütliche Uebereinkunft in vielen Gemeinden, in. welchen dieß noch 
nicht der Fall war, die Marfungsgrengen mit den Steuergrenzen 
ausgeglichen wurden. Da aber die Verfchiebenheit in. manchen 
Gemeinden immerhin noch beftebt: fo ift für Diefe die Frage 
ſehr wichtig, ob einzelne zu einer Gemeindemarfung gehörige 
Grundſtücke, welche zu .einer anderen Gemeinde ſteuern, zum 
Bemeindeverbande diefer oder jener Gemeinde gehören, 
und namentlih, ob fie unter. der Gerichtsbarkeit dieſer 
ober jener Gemeinde fliehen, inäbefondere, welche von beiden 
Gemeinden bei Berpfändungen fniher Grundftüde 
Die zuffändige Stelle fey, und weiber Gemeinde Gerichts⸗ 
bücher in. Beziehung: auf Einträge Bormerkungen und: Wabrungen 





4) So fehr der Zweck des Geſetzentwurfes anzuerfennen war, io wurden doch 
in ver Ständeverfammlung fehr triftige Gründe gegen die Weile vorgebracht, 
wie der Entwurf die Sache durchzuführen ſuchte. Vrgl. z. B. Verhandlungen - 
der Kammer der Abgeordneten von 1835 Sitzung CXXIV ©. 10 f. 29 f. 41 
Eitzuug CAXV. ©. 11 f. 131. 
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überhaupt auf die in ber VIE Geht, entwickelten Berbältnifie 
maaßgebend ſeyen. 

Nach dem früheren Recht bis zum Pfandgeſetze litt es wohl 
feinen Zweifel, daß ſolche Guter zum Gemeindeverbande 
(Mein Handb. J ©. 949) derjenigen Gemeinde gehoͤrten, in de⸗ 
ven Markung fie liegen, daß fomit diefe Gemeinde und nicht die 
Gemeinde, mit der fie im Steuerverbande flehen, über fie die 
Gerichtsbarkeit und. die Rechtspolizei auszuüben habe. Schon 
unfere älteren @efege gehen durchaus davon aus, daß die Gren⸗ 
zen ber Gemeindejurispiction durch die Orenzen ber Mar⸗ 
fung der Gemeinde beflimmt werben (orgl. Landr. IL, 15 94; 
HM, 16 $ 18, 149); ebenfo beſtimmt auch das Gefeg vom 49, Juni 
41806 $ 2, daß in Betreff des Synfinuation ber Berträge über 
Liegenfchaften derjenige Magiſtrat zuftändig fey, In deffen Ger 
bietsbezirte das But gelegen ifl; und bag unter „Ges 
bietsbezixk· nichts Anderes verflanden werden Tann, ale bie 
Markung, if ſchon an ſich unzweifelhaft, geht aber auch noch. 
entithieben aus 6 8 deſſelben Gefeges hervor. Bon der gleichen 
Unierftellung geht dad Derwaltungsediet von 1822 aud, indem 
es 5 5 beftimunt: „Der Gemeindeverband erfiredi fih auf 
„alle nicht gefeglich davon ausgenommene, innerhalb der 
„Geme indemarkung befindliche, Perfonen und Sahenr” 
bei den gefegulich ausgenommenen Faͤllen aber dachte es offen» 
bar nicht an jene Fälle, in welchen einzelne Güter zu einer an⸗ 
deren Gemeinde feuern, fonbern nur aw foldhe Fälle, in wel⸗ 
den Perfonen oder Serben durch eine befondere Exemtion von 
ven Berbande der Gemeinden überhaupt ausgenommen find 
(ig: e x emt e Perfonen und Sachen vrgl. mein Handb. IS. 4628, 
4026) Ueberhaupt ‚werben. in Beziehung auf Orundſtücke 
dem Gemeindeverbande bios die eremten Güter (melde ihren 
Gerichtoſtand vor den Gerichtshöfen haben) entgegengefett und 
hiernach find umer dem Gemeindeverbande alle zur Gemeinde⸗ 
markung gehörige Güͤter, ſofern fle nicht eremte in dem eben 
angegebenen Sime find, zu verſtehen. So nimmt ed wohl au 
das IV. Drg.&bict v. 1818 62. Die Gerichtöbarkeit, freiwillige 
und flreitige, über folche Güter hätten hiernach Die Gemeinden, 
in deren Marfung fie liegen. 

Waͤchter, Erörterungen. II. 9 
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Nimmt man dieh auf dieſe Weile: fo: würde die Anomalie, 
welche darin liegt, daß ein Gut, das zur Marfung und zum 
Berbande einer Gemeinde gehört, body zu einer anderen Ge- 
meinde fieuert, blos von. geringerem Umfange feyn; fle wärbe 
fih blos auf das Steuerverhälinig beziehen, für alle übrige 
Verhältniſſe aber, namentlich für die fo wichtigen vehtöpoligri- 
lien, nicht beſtehen. 

Allein bei der Berathung des Pfandgeſetzes von 1825 wollte 
die ſtändiſche Commiſſion, welche den Geſetzesentwurf zu begut- 
achten hatte, diefer Anomalie eine Bedeutung und Ausdehnung 
auch auf die rechtspolizeilichen Berhatinifie geben, bie fie ihr in 
der That nicht hätte geben follen, da fie dadurch nur gu einer 
Bermehrung der Berwirrung beitragen kannte. Bei dem Pfand⸗ 
gefege mußte nämlich die wichtige Frage entſchieden werden, über 
welche Güter ein Gemeinderash zur Beftellung eines Unterpfan- 
bes zuftändig fey.. Der Entwurf des Pfandgeſ. 8 402 hatte bier- 
über ganz im rechten Sinne vorgeichlagen, daß „der Gemeinde: 
„rath desjenigen Ortes, in deſſen Markung das zu. verpfän- 
„dende Srundftüd gelegen iſt,“ zur Berpfänbung zuftändig fey, 
und er fpricht deßhalb immer vom Gemeindernthe ber gelege: 
nen Sade und erwähnt im $ 103: ald. befondereu Fall confe- 
quent bios den, wenn die zu verpfändenden. Güter in verfchie- 
denen Marfungen liegen, aber keineswegs ben Fall, .wenn 
fie in verfchiedenen Steuerverbänden ficken, eben weil er 
davon ausging, daß nicht der Steuerverband, ſandern lediglich 
bie Marfung über die Zußändigfeit entſcheide. 

Der ftändifche Ausſchuß, welder zunächft ben. Entwurf be⸗ 
gutachtete, ſchlug zwar vor, flatt „Gemeindemarkung“ zu ſetzen 
„Gemeindeverband.“ Allein er behielt im Uebrigen im die⸗ 
fer Beziehung die Säge und Ausdrüce des. Entwurfs ganz bei, 
und daß ex unter „Gemeindeverband“ auch nichts Anderes ver 
ftand, ale die Gemeindemarfung, geht ſchon aus dem Gegen: 
ſatze hervor, ben er gebraudit, ..indem er ben im Gemeindever- 
bande ftebenden Gütern blog Die exem ten Güter Cim oben angef. 
Sinne) enigegenfegt °. Wäre deßhalb lediglich jener Antrag des 
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5) Verhandlungen ver Staͤnde von 1828-1824. Beil. 5. HI S. 192. 
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Ansſchuſſes: angenommen" worden: fo würde dadurch bei dem 
Sinne, den’ 'er. mit „Bemeimbeverband" vernüpfte, von dem 
Grundſatze, daß die Gerichtsbarkeit des Gemeinderaths naments 
Lich in Pfandſachen ſich über feine. ganze Markung, bios mit 
Ausnahme der nemten Giner, erfirede, durchaus keine Abwei⸗ 
chuns begründet worden ſeyn. 

Allein die ſtäͤndiſche Commiſſion, welche ſpäter der Rammes 
wog; einen Bericht über ben Entwurf. zu erftatten hatte (Mein 
Bantb: 1S. 974) nahm die GSathe leider in einem gan anderen 
Siane. Auch fie trug, wie ber Ausſchuß, darauf an, ftatt „Ge⸗ 
meimbemartung“ zu fegen „Gemeindeverband; allein 
fie. eng. auf biefe Aenderung aus ‚einem ganz befonderen Grande 
an, indem fie fagt: „Der Grund davon Hegt darin, weil wir 
„in Folge der. Steuerinftruckon -von 1743 Sag 5 im alten 
„Lande 6 viele Güter finden, melde: zwar geographifch, nach ben 
„Narkungsſteinen, zu ber Markung ber einen Gemeinde, aber 
‚m vehiltchen Sinne zu er Markung einer ganz anderen 
»gehören'.d, h. welche in einen! ganz anderen Gemeindeverbande 
;ftshen, eine Anomälie, die freilich bei der befinitiven Steuer⸗ 
rectification nit weiter gebuldet werben folle” 7... Sie mhm 
fomit den Auabrud.-Genteinbenerband nicht in bem Sinn 
von Umfhloffenfeyn ‚burchibiefelbe :Dlarkung, ſondern im Stun 
von. Steuerverband. 

Dieſfer Steuerverband iſt allerbinge eine fehr wichtige und 
fühlbare: Beziehung des Gemeindeverbands; allein fie iſt doch 
nur:eine Seite deſſelben und es war gewiß zu weit gegangen, 
weun die Commiſſion dieſen Secuerverband lediglich überſetzie 
mit Gemeindkverband, wenn fie gar bier von einer „Markung 
im rechtlichen Simne“ ſpricht, ein Begriff, der in dieſer Weife 
unſren Quellen wie unſrem Beben eigentlich etwas ganz Frem⸗ 
des iſt, und wenn ſie dem Worte Gemeindeverband einen ganz 
anderen Sinn beilegt, als ihm die beſtohenden Geſetze, z. B. 
das Verwaltungsedict v. 1822, beilegen. Noch anomaler wird 


6) Daß nicht blos in Altwürttemberg dieß der Ball war, mie bie Tommiſſon 
glaubte, darüber ſ. Not. 2. 

7) Die angeff. Berhandlungen a: n. ©; ©. 273. on 
9 * 
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diefe Anficht der Commiffion, wenn man bebenft, daß an ben 
Grenzen des Landes, namentlich gegen die Fürftenthümer Hohen⸗ 
zollern, es einzelne Güterflüde gibt, Die zu den Markungen 
Würtiembergifcher Gemeinden, überhaupt zu Württemberg gehören, 
aber zu benachbarten ausländifchen Gemeinden ſteuern müſ⸗ 
fen ꝰ. Sollen alfo, foweit es noch ſolche zu ausländifchen Gemein- 
ben ſteuerbare Güter in unfrem Lande gibt, dieſe nicht im Witt. 


Gemeindeverbande ſtehen? Und wie foll es bei folchen Gütern . 


wit der zur Verpfändung zuflänbigen Behörde gehalten werben? 
Genug aber, in jenem Sinm ſchlug die Commiſſion vor, das 
Wort Gemeindeverband flatt des Wortes Marfung zu 
fetten. Freilich gab fie eben damit zugleich bie von ihr behaup⸗ 
tete doppelte Bedeutung des Wortes Markung — im recht⸗ 
lichen Sinn und nidt im rechtlichen Sinn — auf; denn fonfl 
hätte fie das Wort Markung wohl beibehalten fönnen. 

Was den auf Diefen Borfchlag der Commiſſion erfolgten 
Beſchluß der Ständeverfammlung: betrifft: fo ſteht in ihrem Pro⸗ 
tocolle blos: „die vier Saͤtze des Ausſchuſſes“ (unter diefen 
ift der oben ©. 130 angef. Antrag des Ausfchufles) „werben ans 
„genommen. Der RXIV. Antrag der Sommiffion, daß in 
ben SS 402 und 424 flatt der Worte: in der Gemeinde 
marfung gelegenen zu fegen wäre zum Gemeindever—⸗ 
band gehörigen, wird ebenfalld angenommen.“ Dieſes Letztere 
haue aber. fhon der Ausſchuß, wie gefagt, beantragt, freilich in 
einem ganz anderen Sinn, und biefer Antrag war eben burd 
nie Annahme jener 4 Säge: ebenfalld angenommen. Daraus 
aber, daß noch befonders hervorgehoben wird, Die Kammer hätte 
den genannten Antrag der Eommiffion ebenfalls angenom: 
men, ſcheint hervorzugeben, baß die Kammer ihn im Sinn 
der Eommiffion und nit im Sinn des Ausſchuſſes ange 
nommen babe. Der Regierung aber wurbe biefer. Befdkiuß ohne 
alles Motion, gerade wie er im flänbifchen Protocolle fehl, 
wmitgetbeilt °, fo daß er ihr hiernach blos alg eine Faſſungs⸗, 


8) Brgl, Berhanalungen der Kammer ber Abgeoroneten von 1835 Sitzung 
CXXIV ©. 14 und Beil. 9.11 ©. 7. 
9) Berhandlungen der Stände von 1823 — 1824. Beil. H. IH ©. 399. 
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nicht als eine: Sinnesänderumg, erſcheinen Lennte. Mich 
ſchien die Regierung ben Antrag blos als eine. Reraͤnderumg 
des Ausdrucks, nicht der Sache ſelbſt, aufzumehmen; denn im 
ihrem Reſcripteno ſagt fie. blos: „Die angetragene Worknerr 
„aͤnderung unterliegt keinem Anſtande.“ Go ſteht daher’ nun im 
Pſandgeſetze Art. 138: die zuſtaͤndige Behoͤrde, welche ‚über: sine 
Uinterpfanbebeftellung zu erfeunen hat, iſt bei nicht eremien Gü⸗ 
tern „ber Semeinberath besienigen Orts, zu deſſen Co m mung le 
verbande das zu verpfändende Gutoſſück gehört,“ und im 
Art. 158: „bei jedem Gemeinderath iſt zun Behuf der intra: 
gung von Verpfaͤndungen BVorwerkungen und Verwahrungen in 
Beziehung auf bie zum Gomeindeverhand gehörkgen ver⸗ 
pfaͤndbaren Gegenſtaͤnde ein Umerpfendsbuch gu halten.“ 

Ju welchem Sinn ſind nun dieſe Artikel Des Pfandgeſetzes 
zu nehmen? Was heißt Gemeinderenbandi Iſt amzunehmen, daß 
bei Verpfaͤndung von Guͤterſtücken, welche in dem: Markung ber 
einen Gemeinde Liegen, aber zu einer anderen Grnttinbe ſtenern, 
der Gemeinderath der letzleren Gemeinde, zu weicher fie. fieuern, 

nicht aber der Gemeinderath derjenigen Gemeinde, in dezen Mar⸗ 
kung fie liegen, die zußäubige Afanbbehinbde ey. 1. .r. 

. Diefe Frage bejaht aufs Beſtimmteſte v. Belley: Ber 
merff. 3. Pfandgeſ.  &. 508 unter. Beziehung auf den eben 
angef. Antrag der fländ. Gouuniffien.und er glaubt deßhalb, daß 
noch jenem „Gange der Verhandlungen unb. nad) dem ‚Gefepe” 
die Verpfaͤndung ſolcher @üter . nichtig ſey, wenn fie von. der 
Mandbehörke des Orts, von befien Mlarfungäfieinen. fie um⸗ 
ſchloſſen find, vorgenommen würbe: Der gleichen Auſicht fcheint 
auch Seeger Erläute d. Pfandgek IE ©..2: zu ſeyn und auch 
Reyſcher Wuͤrtt. Priontreße SSR: N 4 ſeint Bolle⸗ bei⸗ 
zutreten '', 

Ratuͤrlich runfte die Brage: bat: wi Eriaffung des Pfand: 





10) -Die angeff. Berhändlungen’®. 144. 

11) Aber dann wüßte zdas beſchraͤukt werben, was Royſchoer Pe Re. 5 
42. Ausg. Ne. 4) über dns Umjernandehuch fagt. -- Snfnanr! Belehrung Ad, d. 
Pfandg. ©. 45 befchränft ſich darauf, in einer Note ven unten angef. Juſt. Min 
Erlaß und Bolley anzuführen. 
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geſetzes praltiſch zur Sprache kommen, und auf-eine bießfällige 
Anfrage eines Gerichtshofs ſah ſich dad Juſtizminiſterium ver⸗ 
anlaßd,; über‘ dieſelbe in einem Erlaſſe ſich zu äußern 12. Sm 
demfelben beruft es ſich ebenfalls auf die ‚Dem Pfandgeſetze 
woranusgegangenen Berathungen“ und’ glaubt, aus denſelben gehe 
unzweifelhaft hervor, „Daß für die Berpfändung von Gütern, 
‚welche zu einem. anderen Ort, als demjenigen, innerhalb deſſen 
„geographifcher: Grenze (Markung) fie liegen, flenerbar, auf 
‚zugleich in die: öffentlihen Bücher jenes Orts ein 
„getragen find und in ſolchen fortgeführt werden, 
„ſo : lange, als üdergaupt ein Verhaͤltniß dirſer Att hin und wie: 
„der no ſtattfindet, der Gemeinderath des letzteten Orts zu: 
„ſtändig ſey. Hiernach werde als ausgemacht anzunhmen ſeyn, 
„daß in den Artt. 158 und 158 bes Pfemdgeſetzes unter dem Ge⸗ 
„meinbes oder Communal⸗Verbande im Gegenſatze ber 
geographiſchen⸗Begrenzung, ſoweit ‚eine Verſchiedenheit zwiſchen 
„beiden zur: Zeit noch in einigen Bezirken ſtutiſindet, die Rechts⸗ 
„geme inſchaft vetrſtanden ſey, welche nur⸗ in Beziehung auf 
„denjenigen Ort beſteht, der von“ dergleichen Gütern wicht etwa 
„blos die Staatoſtenern einzwiehen:, ſpnborn fie für ſich anzu 
„legen, und deffen Gemrinderath über alle Eontracte 
„zm erfennen,. mithin infoweit die Rechtspolizei 
„anszuiiben.hat,” Hiernach feheint das Juſtizminiſterium die 
Anficht.von Boltey zu. theilenz aber ob. durchaus, iſt noch die 
Frage. Es fagt nämlich Tür: die: Zufkämbigleit des Gemeinde⸗ 
vanhs, zu. deffen Gemeinde ‚ein in fremder. Markung liegendes 
But ſteuerbar ft, außer’ diefer Steuerbarkeit noch eine zweite 
Bedingung, vom: welcher jener Eommiffionsantrag und Bolley 
nichis erwaͤhnen, nämlich daß das Bat zugleich. auch -in. bie Öffent- 
lichen Bücher jener Gemeinde eingetragen und in benfelben fort- 
geführt werbe und: daß jener Gemeinberath üben. alle dieſes Gut 
betreffende Gontracte zu erfennen, mithin infoweit die Rechts⸗ 
polizei auszuüben habe. Es if bier. fomit die Zuſtändigkeit noch 
von. einer weiteren, boppelten: Bedingung und: zwar von einer 
fartifchen (Eintrag in die öffentlichen Bucher des betreffenden 
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12) Abgedruckt im Ergänzungs⸗Bd. z. Reg. Bl. ©. 36. 
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Dris und Fortführung in..venfelben) und von einer rechilichen 
(Zuftändigfeit: zum Erkenntniß über Verträge, bie über das Gut 
geſchkoſſen werden) abhängig gemacht. Allen von ſelchen Des 
dingungen malen jene. Ränbifchen :-Bierbanblungen. die Sache 
nicht abhängig, und was wie letztere Bedingung Betrifft: fo ifl 
fie eigentlich nach den. Geeſe tzen niemals zutreffend, weil nad 
denfelben über Beräußerungsverträge, :weldhe in Beziehung auf 
Liegenfchaften gefchtoffen werden, ſterd nur ber Gemeinberath 
der gelegenen Sache d. h. der Gemeinde, in deren Markung bie 
Sache liegt, zu.erfennen bat. Hiernad würde eigentlid, wenn 
man an: den Bedingungen, die das Zufizminifteriam ftellte, durch⸗ 
aus fefihält, Die: Zufaͤndigkrit des Gemeindercahs derjenigen 
Gemeinde, zu welcher das in fremder Markung Hegenbe Gut 
6108; feuert, für Berpfändungen niemals begründet: ſeyn. Auch 
ift nicht einzuſehen, wie das Steuerverhätinig und bie Erkennung 
von Contracten die ganze Rechtsgemeinſchaft exrichöpfen 
follen, weldye eine Gemeinde umſchließt. Es iſt dieß ja nur 
ein Theil: diefer Rechtsgemeinſchaft, ver noch dazu fräher wohl 
nie unter dem Ausdrucke „Gemeindeverband“ begriffen wurbe. - 

Meberhaupt aber erheben ſich gegen die Anficht, daß ber 
Gemeinderath der Gemeinde, zu welder das Gut fleuert, und 
nicht derjenige, in deffien Markung das Gut liegt, für die Ver⸗ 
pfändung folder. Güter zufändig fey, bie dringendſten Zweifel. 

Schon. nad den. oben: angeff: Verhandlungen if es nichts 
weniger als zweifellos, daß ſaͤmmtliche Factoren der Geſetzgebung 
von der Anſicht Bolley's ausgingen, indem gerade die Regie⸗ 
rung die Aenderung im Entwurfe blos als eine Veränderung 
der Faſſung, nicht aber als eine Aenderung des Sinnes, ihrer 
ausdrücklichen Erklärung zu Folge auffaßte. Zwar ſcheint bie 
Hauptinſtrurtion zum Pfartbgefege 5 6, auf welche auch ber angef. 
Juſt. Miniſt. Erlaß ſich bezieht, auf den erſten Anblid etwas der 
Bolley'ſchen Anſicht Entſprechendes zu ſagen, indem ſie be— 
ſtimmt: Insbeſondere wird den Unterpfandsbehoͤrden eingeſchärft, 
„auf Gütern, welche zur Ortsmarkung nicht gehören, 
„oder im Gemeindeverband ihres Ortes nicht be— 
„griffen find, feine Unterpfänder zu beftellen, indem eine 
„solche Unterpfandsbeflelung nah dem Geſetze nichtig feyn 
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„würde”. Sie ſcheint bier. „Gemeindeverband“ im Gian von 
Bolley zu nehmen. Allein es fcheintbieß bios. fo. Denn be- 
teachtet wan die Stelle genau: fo fpricht fie vielmehr das Gegen- 
theil von der Botley’fhen Anſicht aus, indem der Faſſung bes 
8 nady die Worte „oder im Gemeinbeverbande ihres Ortes nicht 
„Begriffen find,” nur als eine Erftärung der Worte „zur Orts⸗ 
marfung nicht gehören” genommen werden Fönnen, ſo daß alfe 
„Ortsmarkung“ und „Gemeindeverband“ hier gleichbedeutend wä- 
ren. Wollte die Stelle das Gegenteil, wollte fie Das fagen, 
mas Bolley behauptet: fo hätte fie ſich auders ausdrücken 
müßen; fie mußte dann fagen: „weiche zur Ortsntarlung zwar 
„gehören, aber nicht im Gemeindeverbanbe..ihres Orts be: 
„griffen find.” Unmoglich aber kann man, fo die Stelle nehmen; 
denn man müßte ja dam die Worte: „zur. Ortsmarkung nicht 
gehören oder” — geradezu ändern in: lt Ortemarkung aller: 
bings gehören, aber! — *. 

Veberhaupt würde fi nach ber Auſich Bolley's eine ganz 
auffallende Trennung der Zufländigkeit der Gemeinderäthe er: 
geben.: Für Berpfändungen folder zu anderen Gemeinden fleuer: 
baren Güter wäre der Gemeinderath der Bemeinde, zu ber fie 
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13) Würde man den Ausdruck „Gemeindeverband“ in jener Stelle in einem 
anderen Einn, als den Ausdruck, Ortsmarkung“, und die beiden Bofktionen 
Bisfunctiv nehmen: fo würde ans ber Stelle daB eigne Refullat hervorgehen, 
das für Güter, vie zu einer.anderen Gemeinde Beuerbar find, gar fein Ge 
meinberath zus Verpiändung zufländig wäre; denn die Stelle würde dann jagen, 
ein Gemeinderath dürfe Fein Unterpfand beftellen in zwei Fällen, nämlich 1. auf 
Gütern, welche zur Ortsmarkung nicht gehören (hiernach wäre alfo derjenige 
Gemeinderath, zu defien Gemeinde das auf frember Narkung liegende Gut 
ſteuerbar if, nicht zuftändig, weil das Gut nit zu feiner Ortsmarkung gehört), 
2. auf Gütern, welche im Gemeindeverbaude fo, h. nach Bolleys Anficht: im 
Steuerverbande) des Orts nicht begriffen find (hiernach wäre der Gemeinderath 
des Orts, in deſſen Markung das Gut Liegt, wenn es zu einer anderen Gemeinde 
ftenert, ebenfalls nicht zuitändig). Oder ſoll die Stelle jagen: „welche nicht zur 
Drtsmarkung gehören, wenn fle nicht im Gemeindeverbande fichen?" Allein 
dann müßte fle ganz anders gefaßt ſeyn. Meberhaupt, was fol, wenn man 
Bolleys Aufsicht zu Grunde legt. die Erwähnung der Morinug? Diefe ik ganz 
hebeutungslos, wenn es. wie es nach Bolleys Anſicht ber Fall wäre, lediglich 
auf deu Steuerverbqub anfommen würde. 
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Heuern, in anderen Rechtsſachen, in flreitigen 3. B. in Unter: 
gangsſachen, und in rechtspolizeilichen 3, B. bei Inſinuation 
von Verträgen ır., ware der Semeinderath ber Gemeinde, in 
deren Markung fie liegen, zufändig. Oder will man, wie es 
das YZußizminiflerium zu thun fcheint, annehmen, baf der Ge⸗ 
meinderath, welcher für Die Berpfändung competent ift, es auch 
für Snfinnation der Verträge ſey? — Altein dadurch würbe bie 
auffallende Trennung doch nicht gehoben. Bei einem und dem⸗ 
ſelben Grundſtück wären doch immer noch in den rechtlichen Ver⸗ 
häatmiffen wei verſchiedene Gemeinberätbe competent, bei 
Berpfändungen und gerichilichen Auflaffungen ber Gemeinderath 
des Steuerverbands, bei andern rechtspolizeilichen Verhältniſſen 
und bei fireitigen Rechtsfachen der Gemeinderath des Markungs⸗ 
verbande. Selbſt die Eompetenz des Oberamtsgerichts koͤnnte 
biernach bei manden Grundſtücken auf gleiche Weiſe gefpalten 
werben. Iſt dieß wohl von unfren Gefegen beabfichtigt? Auch 
würde in Beziehung auf die Güterbüdher, welche die Grundlage 
bei:den Berpfändungen bilden und überhaupt für biefelben eine 
fo wichtige Bedeutung haben, die Frage enifleben, welches 
Guͤterbuch dann für Berpfändungen und für andere dingliche 
Rechte in Beziehung auf ein ſolches Gut die von der Pfandge⸗ 
feugebung ihm beigelegte. Bedeutung haben fol, ob das Gdier- 
buch der Gemeinde, zu. welcher bas Gut fleueri, oder dag ber 
Gemeinde, in deren Marlung. dad Gut liegt: ebenfalls if 
nad) der Verfügung vom 5. December 4853, nach welcher bad 
Geraeindegüterbuch auf alle in der Gemeinbemarfung lie 
gende Büter,  foweit Ne nicht exemte in dem oben angegebenen 
Sinne find, fi) zu erſtrecken has ($ 41, 14 der angef. Berfü- 
gung), auch ein ſolches zu einer fremden Gemeinde fleuerbares 
Gut ganz ebenfo aufzunehmen, wie die anderen Güter der Mar- 
fung (mie namentlihd aus dem $ 47 jener Berfügung. bervor- 
geht) '*. Soßen nun bie Ginträge in biefes Güterbuch ganz 


— — — nn 


14) Die Berfügung v. 3. Der. 1832 $ 14 fpricht zwar von Grundſtücken „ber 
Gemeindemarkung und des Steuernerbands,” welche in das Buch cinzus 
tragen finn. Dieß bedeutet aber nicht, daß blos ſolche Grundſtücke der Markung, 
welche zugleich im Steuerverband der Marlungsgemeinve fliehen, einzutragen 
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bebeutungelos für die Berpfändung eines folchen. Gutes feyn 
und für das eingetragene Recht die daurch dad: Gefen ſolchen 
Einträgen beigelegte Wirkung der Sicherung des. Nechts nicht 
haben? oder foll Die Pfandbehörbe, zu deren Gemeinde das Gut 
fleuerbar ifi, das Güterbuch der anderen Gemeinde, in deren 
Marfung das Gut liegt, zur Grundlage feines ‚Erfenntniflee 
mahen? "Offenbar gebt das Pfandgefes Art. 56f. davon aus, 
dag die Pfandbehörde, melde über 'ein Unterpfand erkennt, nur 
an. das Güterbuch gewiehen ift, welches bei ihrer Gemeinde ge- 
führt wird, und daß nur ber Gemeinderath zu einer Berpfän- 
dung zuftänbig iſt, bei welchem die Contracte Über das betreffende 
But zu infinuiren. find (Pfandgef. Art.: 60, 68). Dies iſt aber 
nach den früheren Gefegen nur der Gemeinderath der Markung. 
Wie foll es ferner bei Gütern gehalten werben, welde zu 
einer ausländifchen Grmeinde fleuerbar find? Hier kann dog 
im der That Fein Zweifel feyn, daß zu deren Berpfändung bios 
ber Gemeinderath des Württembergifchen Orts, in defien Mar- 
fung fie liegen, zuftändig iſt. So müßte man daher jedenfalls 
von dem Grundfage, daß ein Gut, das zu ‚einer fremden Ge 
meinde fteuert, nur bei diefer Gemeinde verpfändet werden Fönne, 
eine Ausnahme machen. Aber wie. will. man diefe Ausnahme 
machen, wenn man die Bolley’fche Anficht annimmt, Da das 
Pfandgeſetz von einer folhen Ausnahme: nicht ſpricht? Schon aus 
diefem Falle dürfte hervorgehen, daß unter dem „&emeindever: 
. band” im Pfandgefege niht wohl der Gteuerverband verflanden 
feyn kann. Denn wird man wohl behaupten wollen, daß folde 
zu unfrem Lande gehörige Güter in einem auswärtigen, daß 
fie nicht in einem inländifchen Gemeindeverbaude ſtehen Wenn 
man aber dieſes nicht behaupten will: To müßte man das Wort 
feyen, fonbern nur, daß auch die Güter, welche nicht zur Matfung, aber zum 
Steuerverband gehören, einzutrugen jeyen, weil ja das Guͤterbuch auch noch 
die Grundlage des Steuerjages iſt (die angef. Verfügung $ 17, 50, 66). Aber 
die legteren Grundftüde find blos fo weit einzutragen, als die Steuerumlage 
es nöthig macht, und deßhalb kann dieſem Eintrag die beiondere privatrecht⸗ 
liche Bedeutung, welche die Güterbuchseinträge haben, nicht zufommen. Ueber 
die Berüdfichtigung des Steuerverbands in ven Primätkataftern 1. die Inſtruct. 
v. 28. Jul. 1830 6 30—40 in Reyichers Gefenfammiung KVH ES. 171711. 
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„Semeindeverband” im Pfandgefene in einem doppelten Sinne 
nehmen, . für Steuerverband, fofern bag Gut zu einer benach⸗ 
barten Württ. Gemeinde -fleuest, für Markungsverband, fofern 
das Gut zu einer. ausländifchen Gemeinde fleuert, aber in bee 
Markung einer Württ. Gemeinde liegt. Sp aber. fann man 
doch in der That nicht auslegen. 

Bei ſolchen Zweifeln ift man doch wohl darauf gewiefen, 
den Ausdrud „Gemeindeverband“ in den Artt. 138 und 458 bes 
Pfandgefeges in dem Sinne zu nehmen, den frühere Gefege 
mit dieſem Worte verbinden, umd biefer iſt (ſ. namentlich das 
Berwalt.Edict $ 3) der, daß ed den Markungsverband bedeutet, 

Aber abgefeben von biefen Gründen, melde ich nur ale 
Zweifeldgründe geltend machen möchte, fcheint mir der Art, 4159 
des Pfandgeſetzes für Die Frage völlig enticheidend zu ſeyn. Der 
Ennwurf des .Pfandgefeges hatte nämlich, wie oben bemerkt 
wurde,. befiimmt, daß bie Zufländigkeit zur Verpfaͤndung ſich 
lediglich nah den Markungs grenzen beflimmen fol. Hiermit 
ganz übereinſimmend ſchreibt er. dann weiter im 6 103. vor, daß, 
wenn die zu verpfändenden Güterflüde in verſchiedenen Mar—⸗ 
Fungen liegen, über die Berpfändung der in jeder Marfung 
befindlichen Güter von der Behörde der gelegenen Sache abge- 
fondert zu erfennen fey. Diefer $ ging ungeändert in 
das Pfandgefeg Art. 139 über Offenbar fagt aber Der- . 
felbe ganz entfchieden, daß ed bei ber Zuftändigfeit Iebiglich auf 
die Marfungsgrenzen anlomme. Würde man daher den Art. 158 
nit auf die Marfungsgrenze, fondern auf die Steuergrenze 
beziehen und von diefer die Zuſtändigkeit abhängig machen wol- 
len: fo würden die beiden Artikel in einem entfchiedenen Wider⸗ 
ſpruche zu einander fliehen. Sn einem folchen Falle aber müſſen 
wir dad Gefeg nehmen, wie es ſich feinen Worten nach aus⸗ 
drüdt, wenn dadurch der Widerfpruch gehoben wird, Der Art. 138 
fpricht vom Gemeindeverbande, der Art. 139 bezieht diefen Aus: 
prud lediglich auf die Markungsgrenzen, und fo Eönnen 
wir den Gemeindeverband des Art. 138 auch nur auf die Mar- 
fungsgrenzen beziehen. Hätte bie Ständeverfammlung aud je 
mit dem Art. 138 einen anderen Sinn verbinden wollen: fo gab 
fie diefen fofort durch die. Annahme des Art. 139 auf, und fo 
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muß hiernach die Aenderung, bie fie am Entourfe im Art. 138 
beſchloß, als eine bloſe Zaffengsänderung behandelt werben, wie 
dieß auch die Regierung in ihrem Refcripte erklärte, wenn man 
nicht dem Geſetze, fo wie es vorliegt, einen inneren Widerſpruch 
aufbürden weil, 

Hiernach glaube ich, 

1. daß zur Berpfändung von Gütern, weldye in der Markung 
der einen Gemeinde liegen, aber zu einer anderen Gemeinde 
ſteuerbar find, nicht ber Gemeinberath ber Iegteren, fonbern bios 
der Gemeinderath der erſteren Gemeinde zuftänbig ift und daß 
eine Berpfändung, welche biefer Gemeinberath in Beziehung 
auf ein ſolches Gut vornimmt, feineswege nichtig, fondern allein 
gültig if; 

2. daß für Einträge Bormertungen und Wahrungen in Bezie⸗ 
hung auf Grundftäde blos bie Gerichtsbücher (Güterbuch, Pfand⸗ 
buch, Vertragsbuch) berfenigen Gemeinde maaßgebend und von 
rechtlicher Wirkung find, in deren Markung das betreffende 
But Itegt, nicht aber bie Berieitböger der Gsmeinde, zu wel- 
her das Gut feuert. 
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Audfchuffee: angerrammen* worden: fo würde dadurch bei dem 
Sinne, den’ er mit „Bemeindeverband“ verknüpfte, von dem 
Grundſatze, daß die Gerichtsbarkeit des Gemeinderaths nament> 
lich in Pfanbfahen ſich über feine. ganze Markung, bios mit 
Ausnahme der ewemten Güter, erſtrecke, durchaus feine Abwei⸗ 
chung bogründet worden ſeyn. 

Allein Die ſtaͤndiſche Commiſſion, weiche ſpaͤter ber Kammes 
wog; einen "Bericht über ben Entwurf. zu erftatten hatte (Mein 
Hanbb. 1 S.974) nahm die Sache leider in einem ganz anderen 
Siane. Auch fie trug, wie der Ausſchuß, darauf an, flatt „Bes 
meinbemartung“ zu fegen „Bemeindeverband”; allein 
fie trug. auf biefe Aenderung aus einem ganz befonderen Grunde 
an, indem fie fagt: „Der rund davon liegt darin, weil wir 
„im Folge der Steuerinſtruction von 1713 Sag 5 im alten 
„Lande # viele Güter finden, welche zwar geographifch, nach den 
„Markungsſteinen, zu der Marlung der einen Gemeinde, aber 
‚m vechiltchen Sinne zu der Markung einer ganz anderen 
‚gehören d. h. welche in einem ganz anderen Gemeindeverbande 
;ftehen, eine Anomalie, die freilich bei der definitiven Stener- 
rectification. nicht weiter gebuldet werben follte” 7. Sie nahm 
fomit den Ausbrud Gemeindeverband nidt in dem Sim 
von Umſchloſſenſeyn durch dieſelbe Markung, ſondern im Sinn 
von. Steuerverbaud. 

Dieſer Steuerverband iſt allerdings eine ſehr wichtige und 
fühlbare Beziehung bes Gemeindeserbande; allein fie ift Doc 
nur eine Seite defjelben und ed war gewiß zu weit gegangen, 
wenn bie Commiſſion dieſen Stenerverband lediglich überfegie 
mit Gemeindeverband, wenn fie"gar bier von einer „Markung 
im rechtlichen Sinne“ ſpricht, ein Begriff, der in dieſer Weife 
unſren Quellen wie unfrem- Beben eigentlich etwas ‚ganz Frem⸗ 
des. ift, und wenn fie dem Worte @emeindeverband einen ganz 
anderen Sinn beilegt, als ihm die beſtehenden Geſetze, 3. B. 
das Verwaltungsedict v. 1822, beilegen. Noch anomater wirb 


6) Daß nicht blos in Altwürttemberg dieß der Ball war, wie die Commiſſion 
glaubte, darüber |. Not. 2 
7) Die angeff. Verhandlungen aM. * © 278. re 
9 * 
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EINEN: Re ein anhlingig geworbener Prozeß nicht sn 
Einfluß auf das matelelle Recht ſelbſt, welches den Gegenftand 
des Prozeſſes bildet. Leber dieſe Einflüffe aber, über ihre Natur und 
Ausdehnung, über die Abfchnitte des Prozeffes, an welche fie fich 
Inüpfen, über bie Anwendbarkeit einzelner - Beſtuamungen des 
Röm. Rechis und: über die Meile. wie fie mit :unfrem Prozaffe 
m verbinden ſind ec., harrſcht viebes Schwanken und große Ber 
ſchirdenbeit der Anfichten. Auch enthalten die bei und gallenden 
Röm. Rechtßquellen hier tech: manche Grundſätze, meſche Dub 
bie Form, in der fie, außgefpeochen ſind, als blos hißoriſche einem 
früheren nicht mehr beßehenden Nechte angehörige nicht ‚ber 
zeichnet ſind, aber doch entfibieden im faäteren Röm. Necht mit 
telbar oder. unwitielbax'gusgehioben oder modificirt wurden, bei 
deuen: man alſo chen: jenes Form wegen fehr Ieicht (wie auch 
manche Erfahrungen bei Tiheorpiifern und Praltifern qua älterer 
umd neuerer Zeit: beweiſen) dem Irrthum ansgefagt wird, fie als 
noch practiſches Reche zu Behandeln, Meß Yıafie. eine vwenen 
Behandlung dieſer Fragen, haupiſaͤchlichnaus den Geſichtspunkten, 
welche in der Vorrede zum schen defte biefer Grörterungen ber 
auegehoben ſend⸗ rechtſertigen· . 
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Die Confumtion und Novation eines Nechtöver: 
halmiſſes durch die Litis Conteſtation und das 


richterliche Untheik:, Pu 


r 


Es iſt ein naturhicher Geundſub, de vaß k wenn es einmal zum | 


Prozeſſe zwifchen zwei Parthieen fomms, Die Sache ihre endliche 
Feſiſtellung vurch den richterlichen Ausſpruch :erhalten ſoll um 
man daſſelbe Rechtsverhaͤliniß nur. einmal! zur: gerichtlichen 
Eniſcheidung bringen kann, daß fernen, wenn einmal der Streit⸗ 
punkt zwiſchen den Varthieen vor Gericht gehörig: feilgeftelft if, 
dieſe Feſtſtellung die Grundlage für dem zu: führenden: Prozeß 
bilden muß. Diefen natürlichen: Brandfägen -fann. "aber: leicht 
durch eine gar zu formelle Aaffaffung' eine. zu weitgehende Der 
- deutung begeben werben. Es liegt bei ihnen, wenn man ſich, 
wie vieß beintätleren Röm. Rechte der' Fall war, von“ eimem 
ftrengen Fotmalismus leiten läßt, nahe, bie; Suche fe: aufzu⸗ 
faſſen, als ob mit Feſtſtellung des Streitpunktes md Rechtsfkri- 
tes num das Rechtsverhäͤltniß in ver Weiſe, wie es dadurch zur 





1) Auch über dieſe Inſtitute wiſſen wir erſt ſeit der Auffiediung der Inſtitu⸗ 
tionen von Gajus Genaueres und Zuverläßiges Gajus III $ 180, 181 IV 
$103—109. Zu vergl. ift über das ältere Röm. Recht beſonders die ausge: 
zeichnete Ausführung von Keller Ueber Litis Eonteftation sc. $ 8—14 und für 
das fpätere Recht Frande im Arch. f. civil. Brar. Bor. XXIU ©. 415 — 427. 

2) D. 5. wenn mehrere Inftanzen zuläßig find, in der Durchführung durch alle 
diefe Inftanzen. 
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Entſcheidung des Nichters geftellt wurde gleichſam ganzg an bie 
Sielle der Klage und ves urſprienglichen Berhältnifies;!ausi weis 
chem geklagt wurde, trete und. daß, wenn der Nichtet ſein ⸗Urkheil 
ausſpreche, minmehr dieſes Uriheil durchaus bie Stelle Bes durch 
die Prozeßeinleitung Feſtgeſtellten, ſomit mittelbar: auch:die Stelle 
des arfpränglichen Rechtsverhältniſſes vertrete.. Wirklich faßie 
auch! das aͤltere: Romiſche Recht die Sache in diefer Art um ˖ſo 
mehr auf, als der Prozeß, wenn ed zur. Verurſheilung des Be⸗ 
flagten kam, im’ älteren Röm. Recht in der Regel dazui führte, 
dem Beklagten nicht den. Gegenſtand des urſprünglichen Meute: 
verhauniſee, ſondern einen ganz anveren ojuertennen G. Ne. 18); 
ern 


Bi: prwe ſualilhe Conſamtion des älteren — * Medi 
* und ihre praktifchen "Folgen, N ran 


Eine Klage, üher welde:.es zur Litis ConteſtationGH. II &:65) 
fan, welche alfo. dadurch in yudicium- detweirt (nor. dimgpu bet 
gebrecht) und. Gegenſtand eines anhängigen Prozeſſas winde, 
galt zur: Zeit Dad Farmularprozeſſes (H. IS. 6) dann, mei in 
einen .‚legitimum. jadieium (d. h. in Rom zwiſchen Berger. vor 
eineue Judex): über xine personalis: acliosin jussöoncepta 
geftritten. wurde, mit: bent: Nechtäverülfniffe > aufıaneiche Me fich 
gründete, durch Die Litis Contefation.ipsojure für 
aufgehoben oder gonfuunict, fo daß ſie in Seiner: Weife: mehr 
angeſtellt und bag betreffende Rechtsverheltniß in Feinem anderen 
Prazeſſe mehr geltend gemacht werben. konnte: (wir nennen dieß 
mit und feit Keller bie Directe prozefſualifche Gonſum⸗ 
tion).. An. die Stelle des aufgehobenen Rechtsverhältniſſes 
wurde nun durch bie Litis Conteſtation (leichſam als ph die Par⸗ 

35 Alle anvere jadicht heihen imperio conitinentia. Zu dieſen“gehötten 
ſomit. wie Gajus jagt: a) judicia recuperatoria‘, D) judicia quae sub 
uno judice aceipiuntur interveniente peregrina persona judicis aut 
litigatoris , e) jadieia; quae extra primum urbis Romae miliarium tam 
änter cives Rom. quam inter‘ peregrinos aceipiuntur. Gajus W, 
403-105. Vergl. auch Kellera.a.D.$12v.d. Pfordten im Arch. f 
civil. Brar. Br. XXIV ©, 143 f. 
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$hieen darch einem. Euntrakt ſich vorpflichtet Hätten, Die Sache fo, 
wie ſie durch bie Vitis Corteſtation fir wurde, lediglich vom ein- 
geleiteten Judirium abhängig, zu wachen,)“* zwiſchen ben Par⸗ 
thieen eine neue bedingte Obligation geſegt, welche auf Unter⸗ 
werfung unter, das zu erwartende Urtheil ging und. zwar. unter 
ein Urthril, Das, wenn ed condemnatoriſch wer, fietd anf eine . 
Gelbfumme lauten ‚mußten (H. II S. 15), alſo in der Regel auf 
einen: ganz. anderen Gegenſtand, als ben des Rechtsverhaͤlmiſſes, 
aus welchem geflagt wurde (tollitur obligatio principadis, ineipit 
autem teneri reus litis contestatione) °. Hatte daher 3. B. der 
Kläger nuf ein dare facere oporiere debitorem geflagt und fam 
es zur Litis Sonteftation: fo fonnte er hinterher nicht wieder die alte 
Obligation geltend machen, nicht eine Klage auf dare fac. oportere 
anftellen, quia litis-contestatione dari fieri oportere dest 
und es ſich nur noch non einem condemuari oportere' handelte 
(„hoc est, quod apud Veteres scriptum est: ante litem 
contestatamı dare debitorem oportere, post litem contestua- 
tam cdondemnari oportere, post condemmationem judicatum 
fanere oportere. Gajus Ill, 180). Blos dieſes eondemmari 
aportere fonute nun der Kläger verfolgen und Zwar nur in dem 
ſchon begonnenen Prozeſſe. Er mußte die Sade, wie ſie durch 
die Litis Conteſtation feſtgeſtellt war, fottſetzen und durchzuftthren 
ſuchen, und komnte das Rechtsverhälmiß auf eine andere Weiſe 
gar nichtmehr geitend machen. So enthielt daher in ſolchen 
Fällen die Litis Sontefintion eine wahre Novation der alten 
Dbligation (d. h. eineiBisfhebumg derfelben und Uniwandlung in 
eine :neue), worauf. id noch einzelne Stellen in Juſtinians 
Pandecten Hindenten ® 








4) Darauf vente auch Hin D.XV, 1 de pecnl. .3 $ 11 XXVIL 3 detut. 
et rat. distr. 4. 22, Bergl. auh Kellera.a.D. ©. 127 f. 

5) Gajus III, 180. IV, 107. Ueber das Recht vor den Zeiten des Yormu- 
larprozeſſes ſ. Gajus IV, 180, u 

6) D. XLVI, 2 d, novat. 4.29 L11 51. Vergl auch Keller a. a. O. 
S. 90 und Fragmenta Vaticana $ 263, Ueber die 2.11 eit. vergl. auch 
Mühlenbruc Lchre von der. Geifion ıc..3 Ausg. ©. 35 Rot, 64. Uuite 
Doctrin nennt dieje Movation gewöhnlich navatio necessaria. Was abır 
die älteren Schriitfteller vor Auffindung der Inftitutignen yon Gajus über eine 
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Bei allen anderen Klagen, als den vorhin genäͤnñnien, älſo, 
wenn in einem logitimum judieium zwar eine perfönliche aber 
in-£abtum.conoipirte (H. II S. 86) Klage oberleine ih rem aetis 
augeſtellt wurde. und bei allen jadigia imperio "continentia 
(RA: 3) trat zwar im Weſentlichen Daſſelbe ein, aber nichtrauf 
einem fo directem Wege. Auch hier nehmlich begründete. vie 
Litis Comeſtation em neurs Band unter den Parthieen, das nun 
allein die Grundlage für das beweffende Hechteverhäftni wurde; 
fo daß auch. bier. das: alte Verhaͤltniß als :Sohhes nicht mehr 
andermeit follte geltend gemacht werben Förnen. Allein die Sons 
fumtion des alten Rechtsverhälniffes: trat hier nicht ipso jure, 
fonbeun blos indirert, durch eine excentio, ein. Die alte in ju- 
disium dedurirte Klage und das Rechtsverhältniß; auf das fie 
fih gründete, Tonnte. hier nach ſtrengem Rechte immer noch in 
einen neuen Prozeſſe geltend gemacht werben; aber der Beflagte 
forte: dann die Klage dur eine exceptio .rei in jadicium 
deduetse und, wenn es zum Urtheil gefommen war, ohne affe 
Ruckficht aufrbie Art des Inhalts des Uetheüs durch eine. exkeptio 
rei judicatae abweifen und zerftören, ſo daß auch bier die Wir⸗ 
fung indirect ganz dieſelbe war (feit ‚Keller. f.g. ihdirecte 
Gonfumtion), wie im erfien Fall’. 

Dieſe negative Wirkung der Litis Conteſtation trat ſtets völlig 
ſelbſtſtändig und unabhängig vom Fünftigen richterkichen Urtheile 
ein; ſte trat ein, mochte es auch zum Urtheile gar nicht formen, 
oder mochte, ivenn es zuin Urtheile fam, ber. Inhait ‚deffelben 
(guten, wie er wollte; dag alte obligatoriſche Verhalmißß 8 blieb 





durch/ den Progeß erfolgende Movation ‚ ‚namentlich. in’ Küken auf. die eben 
angeht; Pandectenſtellen, jagen, ift großentheils unzutreffenv, wedl wir. erſt vurch 
Gajug über bie Sache gehörigen Aufiluß erhalten haben. : :: ... 

7) Gajus IH 8 181 IV $ 106,107 Keller a. a. O. FS-12 814. 

8) Dieie durch den Prozeß eintretende Conſumtion und Novntion exgriff nicht 
Bios die Klage für .fih, als einen Beſtandtheil des in judicium debueirten 
Rechts, bis das Moment, her Klagbarkeit, fondern fa ergriff das materielle 
Nerht felbii, aber nur foweit:es als ein perißnliches im judiolum deducirt wurde. 
Wei Obligationen wurde baher die ganze mit dem in judieiam deducirten Ans 
ſpruche identifhe Obligatson ſelbſt conſumirt (obligatio dissolvitur; 
Gajus III 180), fo daß fie gegen feinen dabei Betheiligten mehr geltend ge: 
macht werben Fonnte (auch nicht gegen correos, wenn fie auch am Prozeſſe nicht 
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nun einmal durch Die Litis Conteſtation Direct oder indirect confinnirt. 
Nur Fonnte freilich durch das richterliche Urtheil noch etwas Poſiti⸗ 
ves hinzukommen. Wurde nämlich der Beklagte auf bie angebrachte 
Klage vom Richter condemnirt: fo trat nun das auf Geld lautende 
condemmatorifche Urtheil an die Stelle der burd) Litis Gonteftation 
begründeten Obligation oder vielmehr purificirte Diefelbe, 
weil nunmehr ihre Bedingung eingetreten war; es entfland nun 
bie obligatio, jwlieatum facere oportere, bie mit ber judicati 
actio geliend gemacht werden konnte (sublata Htis contestätione 
ineipit res ex eausa judicati teneri Gajus IE, 180).: 

- Aber and) ganz abgefehen von dieſem poſitiven Inhalte bes 
Urthaild konnte daß in judieium deducirte Nechteverbäknig in 
feiner Weite mehr ‚geltend gemacht werben, weil es ſchon burd 
die Litis Conteſtation perimirt war und durch das Urtheil nicht 
wieder hergeſtellt wurde, Wurde der Beklagte freigefpro: 
hen, weil die Klage nicht begründet -war oder durch : Einweben 
zerſtört werden fonntes fo war: nun; eben. dadurch ausgebrädt, 
daß ein Recht un: ——— gegen ben. Beklagten, eine Verpflich⸗ 


teilnahmen). Bei einer "angeftellten rei vindicatio dagegen wurde durch die 
Litis Conteſtation natürlich nicht das Eigenthum des Klägers eonſumirt, ſon⸗ 
dern nur der Anſpruch des Klägers, den er aus dent vorliegenden perfönlicen 
dureh den Befigr. des Beklagten begründelen Merhäftuifle gegen den Be 
klagten auf Herausgabe dee Sache mit Früchten 1c. hegichungsmeile Erſah 
derſelben sc. hat; dieſes ganze materielle, periönliche Rechtsverhaͤltniß. nach allen 
feinen Beziehungen wurde conjumirt, fo daß es Fünftig nicht mehr gegen ven Be- 
flagten und feine Rechtsnachfolger geltend gemacht werden konnte; ſein ding— 
liches Recht an ſich aber behielt der Klaͤger, fo weit es ihm uͤberall zuſtand: er 
fonnte daher gegen einen dritten Beſitzer der Sache, der nicht Rechtsnachfolger 
des Beklagten war, Wohl mit der rei vind. auftreten, ohne daran durch jene 
Eonfumtiongehindert. in. ſeyn. Vergl auch Rellera.a. O. 38 S. 241 f. 
251 f. (nur daß Keller doch auch. vem Ausdrucke nach noch zu ſehr bie Conſum⸗ 
tion auf pas Klageveiht bezieht). Deßhalb it auch der Auscınd Klagen: 
Eoniumtion für jeue Conſumtion nit genau. Duß mande :Quelterkelfen. 
welche auch diefe: Guntantion beräbren, von actio tolitur, consumta est 
u. dgl. Mprechen, iſt sicht entgegen, wenn man erivägt,' daß bie Quellen bei per: 
fönlichen Rechtsaverhäliniſſen den Ausorudf detio: ganz gewöhnlich far das 
ganze Recht, welches eingeflagt werden fauı; gebrauchen (gleichbeventend mit 
obligatio). &: Belege hiefür bei Mühlenbruch Lehre vonder Geiflon 82 
Büchel Ueb. d: Wirkung. ve der Rlagenveri, Marb. 1882 8 “ Dayl. auch 
unten Bei Mot.. 36-1. . 
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tung / des Beklagten nicht anguettenwer -und anzunrhmen ſey, und 
dev. Boklagie konnte von: dieſem pofikiven Inhalt deo Uriheils 
ven Leniſpaechenden Gebrauch müchen Aber auch bier wieder 
fonnte, völlig unabhängig von dem Inhalt des Urtheils, jebenz - 
falls der wit: Hägerifhe Anſpruch, welſcher iN- Judielum -debucirt 
bar) nichtmehr. geltend gemacht‘ werden s- denn er war ja ſchon 
durch dig:Liris Kontefation conſumirt ind bas "Urigeit' beließ: es 
in dieſes Hinfiht ganz bei der ‚eingetretenen Gonfamtion, welcye 
lediglich von dar Litis Conteſtation abhängend, nun nur dem Aus⸗ 
drucke nach an Das Urtheil als an den letzten Mmment! bes 
Prozeſſes gefnäpftiiiwurbe: - "Bei. der Diterteh KTonſumtion war 
und: blieb der Beklagte nun ipso jüre: frei "yon allen Atiſprüchen; 
hatte Fe cine Obligatis des Beklagten’ exiſtirt: ſo war fle-ja ſchon 
bie Lns Conteßation ipso jure -confumirt nd: blieb bieß nun, 
da das Urtheil hieran nichts änderte; denn das bedingte: con⸗ 
deineri. oporiäre'z. daB "but: bie Litis ont. begtändet wurde, 
fer Durch: Das "abfülmerifche Lxfhell zuſammen, und es verblieb 
fomit ‘eben’ einfach bei der ſchon durch die Litis Conteſtation ein: 
getretenen Confunition Des ‚in Hadteiam deducirten Rechtsverhaält⸗ 
niſſes ?..- Bei! der inbireeten Conſumtion blieb es ebenfalls in dem 
Verbautniſſe, in: das die Sachẽ durch die Litis Conteſtation geſetzt 
war; wie nach der Litis Tonteſtution die Conſumtion des Eid 
geriſchen Anſpruchs durch die exceptio rei in judicium deductae 
vuͤrchg eführt wurde ſo konnte man füh nun, wein das Urtheil 
geſprochen waͤr, um‘ die conſumitende Wirkung der Litis Conteſta⸗ 
tion geltendzumachen, der exceptio rei judicatae bedienen ,, ‚bie 
aber in, dieſer negativen: Beziehung lediglich blos bie excaptio 
rei iu judicium deductaeertrat: und sigentiuh nur ein anderer 
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9) Gajus IV, 197. Um dieſe Conſumtion geltend gu znachen bedurfte es 
keiner formellen Ereeption, weil die directe Conſumtion ipso Jure wirfte, 
Wenn z.B. der freigeiprochene Deflggfe, welcher ſpaͤter von, jeirem.legner. wie: 
der mit derſelben Klage belaugt wurde, ſich darquf berief, daß iq, dieſe Klage 
dijrch ben früheren Prozeß; cepmlumirt, ſey: jo, war dieies Anführen nicht als 
Erseption zu behandeln ;. denn es war eine Verneinung der Intentio ‚des 
Klägers, ber Criſtenz bes Rechtg. ar ih, das der Kläger in Anſpruch nahm, 
eben weil dieſes Recht längft i ipso jure vernichtet war. Gojus III ıst, IV 10% 
und oben 9. II S. 49 Not. 8b und bie folg. Note. i 


8 Swölite Erört. Die Confumtion u. Nopation purch Lit. Cont. u. Urtbeil. 


Ausdruck für diaſe war, Es waren aber Bier diefe Erceptionen 
nöthig, weil.bei der indixecken Gonfurution das alte Rechtsvperhaͤliniß 
nit ipse jure ‚aufgehoben wurde, ſondern nach ſtrengem Rechte 
noch fortbeſtand '°. 

Hiernad): fonaten im richterlichen Uxthei ie nach dem älteren 
Röm. Rechte zwei von einander unabhängige felbfiftänbige durch 
ganz verſchiedene Momente beſtimmte Wirfungen Liegen, bie 
durch feinen positiven Inhalt befunmte Wirkung, und außer 
dem noch eine ‚negative confumixende ſchon durchedie Litis 
Eonteftation beftimmte Wirkung, oder wie eller es nennt die 
positive und bie negative Function!‘ eine Doppelbeziehung 
über bie man freilich erft feit Der Auffindung von GOujus Näheres 
weiß, und welde namentlich Keller in ſeinem ‚angeführten 
Werke auf sine ansgezeichnete Weiſe in ihren einzelnen Wirkun⸗ 
gen entwickelt. 

Der poſitive Zubalt des Unheile nimlig Hilhet formelles 
affirmatives Recht unter ben Parthieen; von jader Parthie kann 
dieſer Inhalt in ihrem Intereſſe Tür. ſich geltend gemacht wer⸗ 
den, z. B. durch die judicati actio vom lägen, durch Einreden 
ſawohl von Seiten. des Klägers als des Beklagten, durch Re 
pliken, Dupliken. Dieſe Seite des Urtheils gehört durchaus 
unfrem praktiſchen Rechte an (ſ. unten Abſchnitt LINZ. 








10) Die except. rei in judicium deductae und rei judicatae bezog ſich 
daher nur auf die Fälle der indiregten, gar nicht auf die Fälle, der direften Bon: 
jumtion. GajusZ.c. Vergl. auch Keller aa. O. ‘8.30, 31. Wenn Ju 
flinien in J. IV, 13 de excopt. $5 ganz Allgemein jagt: si judicio tecum 
actum fuerit, sive. in rem sive in personam, :nihiloiminus obligatio 
durat,.ot ideo inse jure postea de eadem re adterkus to agi potest; 
sed debes per exceptionem rei judicatae adjuvari: ſo erflärt ſich dieß vom 
Standpunkte des fpäteren Röm. Rechts aus. Dergl. unten Abſchn. III. 
Hebrigens ift das obligatio durat in dieſer Stelle (wie berielbe Ausdruck bei 
Gajus IN, 181) nicht, wie es Schrader Institut. ad $ 5 cit. zu thun ſcheint, 
auf die durch die Lit. Cont. begründele obligatio condemnari ‘oportere jun 
beziehen, ſondern auf das alte uriprüngfiche Rechtsverhältniß ſelbſt, aus wel- 
chem geflagt worden war. Daß dieſes auch bei actt: inrem durch obligatio 
bezeichnet wird, macht feine Schwierigkeit. Denn jo kann man wohl das Ber: 
Hältnig des Beſitzers nennen, welcher wirklich mit einer dinglichen Klage belangt 
werden kann. Vetgl. Not. 8 und mein Bambi ©. II $46 Rr. 6. 

411) Keller $ 28 (beionders S. 223), $ 29. 33 
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Das Uriheil hatte aber dan alteren Röm. Rechte auch eine 
von der Art feines Inhaltes völlig uaabhängige nega⸗ 
tive Wirkung, welche: jedoch, was wohl zu beachten ifl, aber: banfig 
nicht gehörig beachtet wird, nicht fowohl an umd.fär ſich 
im Uxtheile, fondern in der ihm vorhbergegangenen 
Litzis Conteſtation Iag und nur von biefer, wem es zum 
Urtheile kam, af das Lotztere der Form und dem Ausdruck⸗ 
nach übertragen wurde. Das alte vom Kläger in judieium de» 
ducirte Rechtsverhaͤlmiß war, wie ausgeführt wurde, durch Dis 
Litis Conteſtatjon jedenfalls bald dirert bald indirect confamkett 
von einer Wiederherſtellung. deſſelhen konme nicht ‚weiter bie 
Rede⸗ſepn (ſendern nur davpon, ob nicht durch das Urtheil ein 
neues poſitives, eine Geloobligation an feine. Stelle: trete); kam 
es ſomit zum Urtheil: fo blieb das alte Rechtsverhaͤltniß, was 
auch ber Inhalt des. Urtheils ſeyn mochte, eonſumirt, und wenn 
dieſe negative Wirkung der Litis Conteſtation auch dem 
Ausdrucke nah an das Urtheil geknüpft, wurde (wie bei ber 
exceptio rei judicatae): fo war dieß doch nur Das: Ausſprechen 
einer ſchon durch die Lit. Cont. begründeten und durch das Ur⸗ 
theil nicht aufgehobenen Wirkung. Eben dieſer Wirkung der Lil. 
Cont. wegen kome, wie auch das Urtheil lauten mochte, 
von ‚einer neuen wirkſamen Geltendmachung bes altenn: Recthto⸗ 
verhältniſſes durch die alte Klage gegen den alten Brklagten und 
ſofern fie ſich auf eine Obligation ſtützte, am ber auch Andeve 
Theil nahmen, auch ‚gegen dieſe gar nicht mehr die Rebe foyn e, 





11 a) Außer dann und in ſoweit, wenn und in wie weit ber Beklagte mit ber 
exceptio rei judicatas die negatiye eonfumirende Wirkung der Lit. Cont und 
Des Urtheils geltend zu machen verſuchen würbe, um dadurch den gegen ihn lau⸗ 
tenden pufitigen Inhalt des Urtheils zur zerſtören. Hier fann dann ber Klaͤ⸗ 
ger durch Berufung auf den für ihn lautenden poſitiven Juhalt des Urtheils, 
alſo durch eine replica de Te secundam se judicata, jene 8xcoptio eliviren. 
Bon ſolchen Fällen fprechen die viel befrittenen.d. 9:6:1:D. XLIV,-2 de exc. 
rei jud. une 16 985 XX, 1. de pign. (vergl. auch 2.16 de exc. rei jud.). 
Ueber bie Auslegungen dieier Stellen varglı Keller $TO—72 und ven dort 
angef. Ridbentrop (nur daß Diele dabei von der unzuläßigen Annahme ans: 
gehen, das arbitrium de restituondo fey ichon im den Zeiten bes elaſſiſchen 
Röne. Rechts exequirbar geweſen; vol. 9. IT ©. 19), namentlich aber Aber 
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ohne Rüdficht daranf, ob der Kläger ganz ober nur fheifmeile 
oder: gar nicht abgewieſen murbe, aus welden Gruͤnden 'er ab⸗ 
gewiefen wurde; 3: B. wenn er blos wegen dilatoriſcher Eiureden 
n dergi. abgewieſen worden iſt. ir oo. 

+; Die pwaltifhen Folgen dieſer negativen Wirkung der Lit. 
Gent. und: folgeweife.des Urtheils, oder des Grundfages , 'daß 
em Rechtsverhältniß, wie es in jadieium- bebikirt 'wörben iſt, 
durch die Lit. Gont; conſumirt wird. und uch bei. erfolgendem 
richterlichem Urtheil ofng alle Rüde auf veſſen Anhalt: con- 
ſumirt bleibt, mußten naturlich ſehr bedeutend und weitgreifend 
ſeyn, und es iſt auch füur unſer heuliges Recht son Wichtigkeit, 
dieſe Folgen genauer: zu botrrachten, weil manche Spuren davon 
in Juſtinians Panderten übergingen und hier bie, zum Theil 
wenigſtens, ſebrverſchiodon beantwortete: Frage entſteht, ob und 
wie weit wir: etwa: biefe Spuren hoch als! praktiſches Recht zu 
behandeln haben. Dieſe Bolgen waren namentlich fbigende: 

Li War es gur Lit. Cont. !über' den ktlaͤgeriſchen Anſpruch 
gelommen: ſo konnte der Kläger von feiner Klage, wenn er fie 
fo, wie er fieangebracht hatte, fallen laſſen wollte, z. B. weit er ſich 
während ‚bes, Prozefſfes überzeugte, daß er nur einen Theil des 
Anſpruchs venfolgen : könne ‚ober daß er durch: dilatorifche -Ein- 
reden zurnZeit abgemiefen werden Tönnte u. ſ. w., fpäter gegen 
ben. Beklagten nicht: wieder erheben, Eben wei die Klage nım 
einmal canfumivt war; dev - Beklagte Fonnte- jede Erneuerung des 
Anſpruchs mi der exoepfio rei: in judicium deductae abweifen 
und in den Fällen der directen Confumtion bedurfte es nicht einmal 
einer folchen Einrede 2. Hiernach verftand es ſi ich von ſelbſt, daß, 


—— —— ñ —ñ —ñ — — 
19,891 cit. die noch befriedigendere Anslegung. von Bethmann⸗Hollweg 
in ver Tühinger fit. Zeitichr. 1, R.W. V. ©. 93,94. in, 

12) Not. 9. S. auch Francke im Arch. f. civil. Brar. Bo. XXIII S. 417. 
Zu, beachten iſt aber hierbei: a) wenn der Klager zu einer Zeit klagte, in weicher 
das. in Anipruch genommene. Recht ihm wirklich garmicht zuñand, nad deß⸗ 
halb abganteien wurde oder die Klage fallen ließ, er aber jpäter das Met 
erwarb: ſo Rand der Verfolgung des men erworbenen Rechts aus dieſem 
ſpaͤteren Exwerbungogrunde natürlich eine prozeſſualiſche Conjunition nicht ent⸗ 
gegen; denn Im früheren Prozeſſe konnte fein Recht des Klägers conjumtrt wer: 
den,,dn Keines eriflirte, und. jedenfalls funnte das fpäter erworbene nicht con: 
ſumirt werben, aa a6 zur Zell des früheuen Prozefles noch gar nicht vorhanden 
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IL wenn der KHlaͤger quth -wegen.ninen blofen. verzögers 
lichen Einrede, abgewieſen wurde, z. B. weil feine. Forderung 
noch nicht fällig war, er fpätex, wenn auch⸗dex: Erund der Ein⸗ 
rede ſich gehoben hatte, doch die Klage nicht. wieder anſteler 
konnte; denn fein: ganzes Recht mar; Burg: hie. cheduotio in. ju 
dieium: apnfumiet, und -jehe ‚neue Anfellung der Klage: ‚Tonnte 
durch die exceptio rei.jadieatam (die, hier wigber nun ‘eine aus 
dere Form Per ‚exeeptie rei in judielam- deduetse: wer) auf 
immer ahgewiefen werben odar, wie Juſtinian in J. IV, 13 6 40 
erzählt (indem exr Das, was Baus fagt, won. feinem Sland⸗ 
punkte aus..auf früheres Recht, fegt)s si: intra tempus. dgerint; 
objectaque sit. exceptio: ‚npug eo jndicio quidquam con- 
sequebautur, propter exceptionem; neque post tempus oliva 
agere.ppteraut, cum temore rem in judicium ‚de duo e- 
bant et consumebant:, qua ratione-rem amittebant, 
Die vergögerlichen Einxeden hatten daher; ig jener. Zeit gar wicht 
die Bedeutung, bie. fie, in unſrem Rechte haben (daß, .menn. bey 


.1. . in fer 
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war. De XLIV; 2: de exc. rei Sud. 1.25 'xxT) 1 de’ aed. ed. 24589 
Keller &: 292295.” Ueberhaudlfleht eine vroreffualtfche Goniumflor {ro 
wenig als ahr-reihtäfniffiges Urtheit) dem abgewieſtnen Kläger' nicht entgegen, 
wenn er benfelben Anipru aus einem. neuen gerſt Ipafer,eingetretewen 
Entſtehungsgrunde verfolgen will, D. de exc. rei jud. I. 11940. 1.21 83. 
x, 4 ad exhib..1. 1252. b) Wurde bei einer Klage, welehe gegen den Be- 
fi iger afs Solchen geht, der Kläger bloßdesBalb abgewiefen, weil der Beklagte 
zur. Seit der Einleitung des Vrozeſſes nicht beſaß 'ober den Beſitz auf‘ eine Meife, 
für. welche er nicht: einzuftehen hat, verlohr: jo Taın ſte?nachher gegen von Be: 
Hagten, jobald.die Sache in feinen. Befitz fommt, doch wjeder angeñellt werden, 
ohne daß dem Kläger eine proz. Confumtion oder das frühere, abweilende Ur: 
theil entgegenflände. Denn bie jpätere Befigerwerbung gilt ald nova causa 
und der Kläger kann daher auf dieſen men "eingetretenen Grund hin von Neuem 
agen. .D. de exc. rei jud, 2. 47,48 2, 9.pr. XLVI, 8 ratam rem Z, 8.pr. 
Vergl. auch Bethmann⸗Hollweg in. der Tübinger krit. Zeitſchr. fr. R. W. 
V.©.92,93. Anderer Anſicht iR in Betreff der proz. Goniumtion y. Bolley 
Eivilprogeß- Ordnung I S, 487 wegen 49.51 de exg. rei jud. Allein er 
ſcheint Die vorhin angeff. Stellen überziehen zu haben; die 4.9 51 aber gehört 
gar.nicht hierher, da fie von einem, gang anderen Falle, von einem alle, in wel⸗ 
chem der Kläger ſiegte, ſpricht. Vergl. Rot, 112. 

13) Gajus IV, 133 und J. IV, 13.de except. 5840. Bei der dixecien 
Eonjumtion war dieje exceptio nicht einmal noͤthtg. Mot. 9, 10. 


12 Zwoͤlfte Eroͤrt. Die Conſumtion u. Rovation durch Lit. Ent. u. uͤrtheil. 


Richter fie begründet findet, ber Käger blos zur Zeit abge: 
gewieſen wird, bis zur Purification des Umſtandes, auf den: die 
Einrede ſich frͤtzt), ſondern ſie waren, wenn'es einmal zur 
Litis Conteſtation kam, in ihrer Wirking ganz 'ben peremptori⸗ 
ſchen gleich; als vorzögetfice hatten ſie nur die Bedeumng, Sof 
der Berechtigte den Gebrauch ſeiner lage verſchieben und es, 
ehe der Grund einer ſolchen moͤglichen Einrede gehoden iſt⸗ nicht 
zur Litis Eonteflation-über Die Ktage fommen taflen 
ſoll, die Eifnrede alfo eine folhe:ift, welcher ver Berechtigte 
entgehen kann durch Abwarten, durch Verſchieben ber lage, bie 
jenes: Moment gehoben ift, oder dadurch,“ daß er, wenn ber Be⸗ 
klagte die Einrede in jure (vor dem Prater) vor dem Abfchluſſe 
der Lit. Bont. verbringt, nun ſeine Klage vorerfi zurücknimmt 
und es nicht zur. Lit. Gont. kommen läßt; es waren 'alfo dieſe 
Einveden im älteren Röm. Rechte nicht Einreben, welthe eine 
fhon anhängig gewordene. Klage, bei ber es zur Litid 
Eontefasion gefommen ift, anf eine Betr blos abwenden; 
denn kam es fo weit: fo ward burd die Lit. Gont. bag ganze 
Recht des Klägers confumirt, und fand Dann ber. Juher die Ein- 
rede hegründet und wies deßhalb den Kläger ab: fo konnte nun 
der Kläger feinen Anſpruch, da :er nun einmal durch bie Lit. 
Cont. confumirt war, gar nicht mehr einklagen. 

HI. Aus den Wirkungen der prozeßualifchen Gonfumtion in 
Verbindung mit ber Faſſung ber Klagformel erflären ſich auch 
ganz von ſelbſt die Wirkungen einer Pluspetition im älteren 
Röm. Recht. Wenn der Kläger in feiner: Intentio 1° mehr 
forderte, als ihm gebührte: fo-mußte er, weil die Intentio Ihrem 
ganzen Inhalte nach ald Bedingung der Condemnation gefaßt 
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4130) 9. II S. As. Mas er blos in der De moͤnſtratio jagte, barauf kam es 
hierbei nicht an (Gajus IV; 38); dagegen hatte vie Demonſtratio imeiner anderen 
Beziehung eine beſondere Bedeutung für die Conſumtion des Nechts f. nachher 
Nr. V. — Weniger sezu fördern Hatte, konnte ber. Kläger {in ber In 
tentio wohl fordern, ohne das Recht auf dein Reſt zu verliehren; nur konnte er 
dann nach dem älteren -Röm. Recht dert Reſt nicht mehr unter vemſelben Prätor, 
unter dem er einen Theil eingelfagt hatte, fondern erft unter einem neuen Pr: 
tor Sondern (Gajus1V $ 56, 122), eine Beſchraͤnkung aber, welche im n fpäteren 
Röm. Recht wegflel. 3. IV, 6 de act. $ 34. 
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max (di b. nach ber Formel nur datzu, xondemnirt werden ſoll, 
weun bie Intentio ganz fo, wie fie: vprgebracht warde, begrän- 
gebraghten Forderung ging — 3. B. Si.paret fundum Sempronig+ 
num et. Cornelianum dari. oporterg (Intention), quanti on 
res,egt, tantam pecuniam ‚condemna-— abgewieſen werben, 
fobald nicht die ganze Forderung ſich als begründet zeigte +4, Er 
fonnte ‚aber: num nicht das. Wenigtre, welches er wirflig zu for- 
bern hatte, nachher noch beſonders einklagen (3... im vorigen 
Foalle, wenn er blos. ben einen. Fundus zu, forbern ‚hatte, nun 

dieſen einklagen, oder wenn ex mit ber, Klage auf 400 aureos 
abgewiefen.wagb, weil der Beklagte ihm blos 90 ſchuldig wan, 
vun nachher dieſe 90 fordern). Denn da. in. dem früher einge⸗ 
klagten Mehr quch dad Weniger. enthalten iR. ſomit and, dieſes 
Weniger im früheren Prozeſſe in..jndieium- bebucirs war; fo 
wurde auch das Recht auf: Das Letztere .in jenem Prozeſſe durch 
bie Litis Conteftation confumirt und es galt kiex in Betreff dieſes 


44) Gafus IV § 53, 68 J. IV, 6 de act. '&33, Keiler $56 bef. S. 590 f. 
Naturlich konnie diefe Folge nicht eintreten bei einer formula incerta i injus con- 
gepta, alfa nicht bei einer str. juris actio anf ein ingertum. una bei einer 
b. f. ’actio; denn mit biefen Klagen fornexke i man in der, Inlantio blog im Alk 
gemeinen, was ber Bellagte zu leiten ſchuldig ſey Guidqui d eum dare 
facere oportet), und in einer jolchen allgemeinen Forderung kann man nie vem 
Gegenſtande nach zu viel fordern. Gajus IV, 54, Dagegen trat biefe Folge 
ein bei stricti jur. actiones auf ein certum, wenn‘ map das certum zu hoch 
angab und mehr forderte als geſchuldet wurde (G. I S. 72). oder wenn man mit 
einer formula certa klagte waͤhrend man mit einer incerta hätte flagen ſollen 
(Gajus,IV, 53),-ferner bei dinglichen Klagen, die auf eine. genau, beftimmte 
Sache gehen (vergl. Gajus IV, 54). und au). bei ‚Yerlönlihen, in factum 
concipirten Klagen (alfo auch bei b. f. actt., falle, flei in factum ı concipirt wur⸗ 
den, oben H. II S. 37 Not, 8), wenn in ihrer Intentio 6. 1 S.37 Rot. 7) zu 
viel als Gegenſtand der Forderung angegeben wurde z. B. kei der depositi 
actio in factum ‚goncepta mehrere beponirte Sachen, während nur eine be; 
ponirf war. Gajus IV, 60. Kellera.a. O. — Ein ſolches Verliehren des 
Prozeſſes wegen fehlerhafter daſſung der Formel ſcheint durch causa Cadere, 
formula cadere bejonbers bezeichnet worden zu feyn Keller ©. 502 f. ſtine 
in integrum restitutio gegen Verſtoͤße dieſer Art wurde nur aug u. Aelons 
beren Gründen gegeben. !. ‚de act. $ 33. 


44 Zwoͤlfte Erorl. Die Coniumtionu. Novatlon duich Lit: Wont. u: Urtheil. 


Weniger Wieder, was voben bei Note 43 gefagt MR i. And dem 
gleichen Giunde Tohnte ein Mläger, welcher zu viel forderte, über 
während des Prozeſſes dieß einſah, umd deßhalb die Klage nach 
der: Pit. Eont. fallen: ließ, um nachher” den wirktidyen geringeren 
Betrag feinen. Forderung einzuklagen, Letzteres nicht mehr thun, 
weil auch fern Recht aüfiden geringeren Betrdg fm judieium 
deducirt unv vurch Die Lit. Cont. confimirt wär. —_ 
Das Gleiche: gaft- natürlich, wenn eine einzelne Sache unbe: 
ſchraͤnkt eingeklagt wurde, während dem Kläger nur ein Theil 
dieſer Sache gehoͤrte; Er mußte abgetviefen werben, weil die Be- 
dingung der Condenmätion (die intentio auf: das Ganze) nicht 
begründet war, und konnte, wenn er fo abgewieſen wurde oder auch 
wert er nach der! Lit. Cont. den Prözeß freiwillig‘ fallen ließ, 
nachher: nicht mehr den ihm gebiifrenden Theil einklagen, eben 
weil in dein fruͤheren Prozeſſe das Ganze mit‘ allen ſeinen Thei⸗ 
len als Solchen! in judichum deducirt, ſomit auch die Klage auf 
die. Theile conſumirt War 16; » ti en NT 





- . 


‚ 18) Bergl. au J. J. c. Gs if dieß ‚eigentlich berfelbe Fall, wie ‚bei ber 
dilatorifchen Einrede (Nr. III.), nur dag bei diefer, tempor e, ‚bier ze zu viel 
gefordert wind.” —, 
: 16) J. de at. 833 verb. aut sl is ‚cujub ex parte.etc. D. UV; d. 
except. reijud. 7 pr. 2.21 $1u. 21.30. pr, Keller $34 &.261.f. Win 
zelne 88 der 2. 7°'CIE. ſcheinen über dieſe Frage in einzelnen Beziehungen einander 
zu widerſprechen, Widerſprüche aber, die ben Grundſat felb nicht betreffen. 
So Heißt e8 3.8. in .7 pr., Demjenigen, welcher ein Haus vindicirt habe und 
fpäter einzelne Steine ober Baltke n aus bemielben (wennpag Haus einfel ober 
eingeriſſen wurde) vindictrein wolle, Hehe nun hie exceptio ref jugicatae ents 
gegen, eben weil dirch die Bindication des’ Ganzen das Recht auf. alle Theile 
in judicium’ deducirt und ſomit gegenüber vom Beklagten durch bie Lit, Cont. 
conſumirt tonrde. Alltin im 52 60d. wird ausführlich das Gegenthejldebucitt, 
Diefen Widberſpru hat Jewiß auf irgend eine Meife Juͤſtinians Coinmifſion 
det det Coniptkatidn dieſer Stelle verſchuldet; die letztere Entſcheidung if aber 
ohne Zweifel als vie Anfichi Mpiane, von deni die Stelle herrührt,, anzunehmen, 
und'ſte ertlarkiſtch aus ber Betrachtung, daß, wenn die Frage über das Gigen: 
thum eines Hauſes (und damit die Frage über das Eigenthuin eines intel: 
lectuellen oder reellen Theile des Hau es als ſolchen, der universitas aedium) 
in judicium debueirt wird, doch davon die Frage über das Eigenthum der eins 
zelnen Balken und Steine nach Auflöſung des Hauſes eine ſehr verſchiedene if, 
weil dieje nicht eigentlih partes des Haufes als Solch en find, und daber 
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EV. : Während: die angeführten Folgen der Pluspetitionbei 
einer· inwertä' formula: nicht: vorkommen fontiten (Not. 44), 
mußte: ſich der Kläger in einer anderen Beziehung "gerade Hei 
fürmulis. incertis, wieder wegen der Prozeßeonſumtton, wohl 
vorſehen. Wenn. in Faͤllen, in weolchen weit einer: formula in- 
certa:dn-jus :comsepta: zu klagen some, bus. Recht des Klageve 
an ſich zwar in dem ganzen von "ihn behnupeeren Umfunge be⸗ 
gründet, aber: zur Zeit „wur ein⸗Theil des: Mechis. verfallen 
und einllagbat war) und er bezeichneie iin:der Demonfirdtfon das 
Berhaͤlmiß, aus welchem er klagte, ohne nähere Beſchraͤnkung: fo 
konnte zwar hier von. einer Pluspetition⸗ micht::die Rebe feyn, weil 
bei der formula incorta die Intention bios auf Das lautet, was 
man überhaupt zu fordern habe (Not. iA), undider Zuber hatte'nen 
den Beklagten in den Sheil der Leiſtung zu: verurtheilen, der 
zur Zeit verfallen und verfolgbar war. Dagegen kennte ber Bes 
rechtigte den zur Zeit nicht verfolgbaren That feines‘ Rechts 
ſpaͤter nicht mehr einklagen, and) ‚nicht wenn der: Zeipunkt ber 
Faͤlligkeit deſſelben eimvat. Denn im früßeren Prozeſſe war 
durch die: Formel quidquid ob eam rem. dari fiert: oportet' dag 
ganze in der. Demonfſtration bezeichnete Rechtsverhaͤltniß, - aid 
pem / er gellagihatte, gegen ven: Beklagten u judielum deduciri 


und ſomit fein ganzes Recht aus jenem’ Rechtéverhcutniſſe 


durch die Lit. Cont. conſumirt, und dieſe Wirkung der Lit. Cont. 
(welche, wenn. ed zum Urtheile Fam, in: ben Fällen der indirecten 
Conſumtion durch Die exceptio, rei: Jadicatae geltend gemacht 
werden. tonnte): bliob beſtehen, wie) andy: ber Juhalt des Urtheils 
lauten mochte ??. Der: Klager mußte ſich (deßhalt: in folchen 
Fällen wohl vorfehen und, foweit dieß möglich war, aufpeen Theil 
feines Rechte, den er fofort: darchſetzen konnte, feine: Stage: aus⸗ 
drücklich beichränten durch eine der Demonſtration vorangeſtchickte 
(praͤſcribirte) nähere Beſtimmung (praescriptio pre attore, im 
Gegenſatze zu den präferibirten Einreden, den praescriptiones 


dieſe Frage mit jener nicht als in Jedietum debaeirt “gelten: kann. ©. mein 

Handbuch II $ 43 Not. 5 
17) Gajus4V, 131. Eine Spur bieies Grundſatzes enthalten auch die 

Worxte ut,injudieiis in .768 + D. XLV, 1. do V. O. 
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pro xeo; oben 9.115. 49), Damit nicht, das ganze Recht in judicium 
bebucirt und ;confumirt werde und dadurch ihm die Moͤglichkeit 
übrig bleibe, einzelne Ausflüfle feines Rechts Ipäter noch Tlagend 
geltend zu machen '°. 3. B. wenn Jemand, welcher terminmeife 
Leiftungen zur forbern hatte, von denen ein Theil‘ verfällen war, auf 
Anerfenmung ſeines Rechts überhaupt und beusgufolge. auf Zah: 
Iuug der verfallenen Leiſtungen Elagte und der Richter Das Recht 
überhaupt begründet fand und deßhalb den Beffagten zur Zah⸗ 
ung jener verfallenen. Leiſungen . verurigeilte: fo fTonnte ber 
Rlägex die noch nicht verfallen gemefenen Leiflungen, wenn fie 
fpäser verfielen, wiht mehr ferbern; denn fan gunzes Recht 
war in judicimm’ deducirt und eben bamit confumirt; ‚ober wenn 
Jemand wegen :eined Tauſches mit der. praescriptis verbis 
ectio ‚anf Anerfennung und: Vollziebung des Bertrags: geflagt 
und bie Sache überkiefert erhalten hatte, ſpäter Aber es fic fin 
bei, daß die Sache dem Beklagten, der ſie verfpwochen hatte, gar 
nit gehörte: fo. fonnte der Kläger, nenn er die Klage nicht 
durch eine praeseriptio ausdrũcklich blos auf die Uebergabe der 
Sache beihränft. und ſich dadurch andere Anſprüche and dem Bor: 
trage vorbehalten hatte, nicht mehr auf Evictionsleiſtung klagen, 
weil bie ganze Obligation aus dem Tauſche in judicium bebacitt 
und rönfumist war (ſ. Not. 48). 

VY. Emſtehen aus einer Obligation verſchiedrne lagen 
gegen diefelbe Perfon, welche auf Geltendmarkung: biefer 
einen und derfelben Obligation gerichtet find, namentlich dieſelbe 
intentio haben: fo wurben fchon durch die Litis Eonteftatio über 
pie eine Klage auch die übrigen conſumirt, eben weil ihre Grund: 
Jage, die Obligation, durch die Litis Conteſtation doonſumirt war. 
Hieraus exfläxen fi auch noch manche in die Pandecten auf: 
genommene ‚Stellen '° a; namentlich konnte blos aus dieſem 
Grunde, menn.die tntelae actio anhängig gemacht war, fpäter 
nicht auch noch die actio de rationihus distrahendis' angefelt 
werben und umgefehrt '°, 





18) Gajus IV, 8 130—132, 8136, 187. Keller $33 ©. 255 f. u. bei 
$58—60. Puchta Inſtit. II S. 95f 
. 488) 3. B. D. XVII, 2 pro soo. 1.38 $1 XII, 2 dejure jur. 1.2854. 6. 
19) Obwohl die actia de rat. distrahond. auf das Doppelte, vie tutelae 
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Wi: Das leiche war der⸗ hall, wenn, eine und. PWiplee 
Obligation gufimehrare: Nexrfomom ſich beaun alle .; ;,;-.n. 
went? eime und diefelbe Dblsantken.. direct auf * | 
Merfonen: ſich ſo vbeziehrt, daßı:iebe derſelben in, der Obligation 
nach ihrem vollen Betrage ftehk Abeidem Sorsgolnenbäthaien ſ. 
unten: Rank; 54). MWenn daher, 
na. der Glaͤubiger einen feiner «: mehreren. Borspalfigythner 
mif das Gamnze, Fü welches Jeder von ihnen: haftek,.-elaugie 
und es ar. Bit. Cont kam; fo murden ſchon hien durch Die 
übeigen. Gerrenifchuunet urbedingt frei, ſallte quih ber, Gläupigex 
vom Beklagten wegen Infolvenz nicht befriedigt werben können 
oder wegen bilatoriicher Einreden abgewieſen werden ober gegen 
ibn. bie Klage’ fallen. lafjen und gegen bie Anderen flägen tollen. 





act. blos aufs Winfache ging; fo wurde bed vurch die, Rit- Son. äber bie. eine 
Mage: die'citibre confimird, twell ed „duas actiones.ex-una obligatione“ 
find; ſ. D. XXVII, 3.d. tut: act. 41.621. Keller a. a. O. 833. und ik 9 
fonderer Beziehung auf das Verhältnib. der ‚aetio.:de rat..distvahs zur Kut 
actio au: Fran tle im Aecht f. civiliſt. Prax. Bo. XXII S: 423 fı Saviguy 
Syflem-Br. V 212.S. 308 BI2. Mus. 14.23. Nut. ,g.. :Aklerher gehönt wohl 
auch verFall der -24 93 D. IX; 4 de mozal. sackı- Wegen :Heihränigntgen 
nämlich, welche ein Sclave Dritten zufügte, konnte der Herr auf Ceſntz belangt 
werben; 'und!zwar. unbedingt, wann ‚der Sclaut scients--duminm: Bayhdie; 
hatte er iriseionte domino gehandelt?” fo: kounte der Herr dem Geringe. dur 
Hingabe. bes Selaven entgehen: Elagte num der. Beichärigte gegen den Hasen 
unbedingt anf Erſatz wegen deſſen schehtia und wurbe afigewieien, weil aan. Herr 
nicht-donseius war: ſo konnte er nachher nicht..auf Srfag mit moxao doditid 
klagenz das eine judieium wurde darch das anbre chtıiumirt, weil (woraus ſich 
auch der übrige Inhalt der Stelle erklaͤrt) im Beiden die ijntontio (auf Er- 
fat) ditjelbe war und nur in.deo condemnafio. bie noxas..daditio (als he- 
fonderes Net des Beklagten, falle er imschus:war) erwähnt wurda. Bigl. 
auch 2.78% 80d..— Ribbentrop Zur Lehte v. d. CorrealObl. S. 246-254 
Äinvet-in der 1.453 oil. Schwierigkeiten wegen: LS pr. & 17:pr. and. nnd will 
deßhalb/ ihre Entſcheidung nicht aus ber progefnal, Confumtion erilären. Allein 
feine Erflärung fit mit dem Entſcheidungsgrunde der Stelle (q u i a Ron in .su- 
perktis judivium deducta dt finiea osf) durchaus unvereinbarzhiek 5-und 
417 aber mathen wohl feine Schwierigkeit, :va Mueigenthüumter, foſern ſie Con- 
weit waren, Gier gerade fo haften quemadimekluim plares deliquissent . 5), 
alfo bei Uhnen ver Grundſatz ver 4 8, 4. XXB de his qui eflud. gilt, wäh 
very vie L.4 ST nur von den Balle. dodett wenn gegen eine amd deſelt⸗ Per⸗ 
ſon geflagt wie. - Pr ubryarer oe 4 
WBäßter, Srörterungen. I. 2 
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Dein die in den Streit gebrachte Obligation war eiimal con 
fumirt und bie übrigen Schuldner waren. fomit frei; da fie ihn 
nur and einer und derfelben Obligation ſchuldeten 2%, . Nament: 
lich galt dieß aud vom Verhältniſſe des Haupiſchuldners zum 
Bärgen; wurde der Hauptſchuldner belangt: fo war eben bami 
(wenn e8 zur Lit. Cont. fam) der Buͤrge unbedingt fuer, mochie 
auch der Haupiſchuldner den Glaͤubiger nicht befriedigen, koͤnnen 
unb wuide der Yürge belangt: fo war der Hauptſchuldner unbebing 
frei, weil Beide nur an einer Obligation tbeilnehmen, welt 
durch die Lit. Cont. conſumirt wird ?'. Kerner galt es im Ber 





20) C. VIII, 41 d. fidej, cst. 28 in den Worten: idemque in duobu 
reis etc. In dieſer Stelle bob Suftinian, wie unten noch weiter bemerfl 
werben wird, dieſen Grundſatz auf; feine Commititon ließ aber nachlaͤßiger⸗ 
weife:noch einige Stellen in den Panbecten fließen, die den alten Gruudſatz der 
pas: Bonfumtiva enthielten, z. B. D. XLV, 2 d. dunbus zeis 2.2 (verb: 
petitiene) XLVI, ı d, fidej. 5 a. C. furgl. Keller. 52), Heilweit 
aud) D. XLV, ide V.O. 1.116 (j. Ribbentrop Zur Lehre v. d. CorrealObl 
©. 138.Rot: 2.7} andere Gtellen interpolizten. fie; um Be mit tem neueſten Reit 
in Einklang zu bringen, 3. B. D. XXX dalegat: 1288 1, wo Die: Worte et 
solutum offenbar et von Suftiafand Sommiſſon hineingeicht And, Ribber 
tro⸗ ©,42. . . 

199) Const. æs citi. feiner D. xxvu. 7 de hdej. e&Borain. 1. 7 (über diel 
Sielle f. Keller: a. a. D.&.437).. ALIV, 2 de uxenpt. rei: jad,, L 2154 
fiber He 1.84 de solut: ſ. Net. 39), Paulus Rocept. sentent. IE, 17 816 
Do aber Juſtinian biefen Grundfatz, namentlich auch im. Berkältuiffe zwiſcher 
Bürgen und Haupeſchuldner, in feinen legten Spuren in ‚der cat. 28-cit. anf 
hob: jo interpolirte feine Eommirflen manche Stellen aus dex früheren Zeit ih 
daß biefe in ber Wehe, wie He nun in Zuſtinians Mechtsbüchern laaten, fü 
Has Segeniheil,von dem im Texte Bejagten ausſprechen, 3.8. C. V, 57d 
Bdej. tut, cat. 2 (verb: „et-sölrente,“ mas offenbar eine Interpolatin 
N); vegk Keller a. a. O. S. 4838. Mayer Dir Bit. Cont, S. 54 f. glaubt 
ein judicium imperio continens (alſo vie. indixecte Conſumtlon) habe ar 
bie Bürgſchaft die im Texte angegebeue Wikung nicht gehabt; es Habe ihr in 
eher ſoichen Falle nur win.dem. Schulöner günfiges. Unthea il geſchndet. & 
Willdieß:aus der Z-ult: S.fin. de, jure jar. herleiten. Wein wii; man di 
Un Unſange der Mate angeff. Stellen vergleicht, mit welchen -eing- folde De 
hauptiag ganz unvereinbar din. As: kann man in der That ein. iolches Nejaltal 
ans der 3. ult. cit. nick herleiten. Sie jagt blos: fo gut ein Bürge, ab 
geichen von aller progefwaliichen Gomiumtlon, Ach auf das fire dan Hau 
ſchuldner günftige Urtheil berufen Eönnte („proficeret“), jo gut kann er fd 








‚I, Antteren Nöm ‚Rest. Einzelne Folgen dec Grundſatzeb. 19 


Bäkkmifle unchemmer Bürgelt ‚mu. einander; marde 1. V. ein Dürge 
anf Zaknıg: vor Schuld belangt und: Yiefer ſchutzte dad: bend- 
fie divinienin'ser: „fo Batte ser. np har: feinen. Kophcheil zu 
zahlen; "gegen. die Abrigen Baͤrgen aber Bone :sbor Bläubiger 
wicht nahe Eigen. = ,. sn hen. ihre KVopfibeite nicht ein foo 
bern, .meil er bie ganze⸗ Dviigation im Indieinm deut hatte 
und Diefe: dadurchironſamin wahr ?ẽ. 

du Das Geiche galt auch bei mehreren Ceoereaigla ub i⸗ 
** Hatte‘ der Mine: gegen ben Schuldner geflagt und kam 
es ar 88. ECpul. t fa fonnten die anderen Gläubiger nicht meht 
Hapın, weil Dad ganze: Meihtäwerhiiitnig und; ſorait auch ihr Rech 
conſamivt warz fie datten ihr Recht werlohu 

12. ſcus gibt Faͤlle, in welchen oine Obligution dirett nur für 
eine. beſiie Perfon eintritt und dieſe ergreii,, die ſe lIbe Obi 
digation aber: indireet aus beſonderen Grũnden! auch anf andere 
Ben Ah fo eafıvert nnd wirlt, bo die Aehtaren anus dieſer 








auf die durch Eid’ geſchehene Befreiung eb Hrüuptſchuldnets berufen. — Kar‘ die 
Bargſchaft ausdiichlich blos alo ſidejussio indemnitatis, d.'h. Auf Das, was 
der ug Vor Qauvtfhuisner alcht werde erlangen: Birnen, gefcldflint 
fo trat natürlich leine Baninyıttem bas:fobligatien dea-Biwgen bunt Welangung 
des Hauptſchulpnexs ein, ‚Denn hier inpp ber Dürge. nicht CATFEUS, und jeine 
Obligation war eine ‚ganz, andere ‚als bie bes, Haupiſchuldners, eine bedingte, 
deren Beringung erſt eintrat!" wenn ver Hauplſchuldner wirklich belangt wurde 
und von ihm micht die ganze Schuld zu erlangen war. D. XLV, R v. 0. 
L 116XLVI. 8:4. aobıt..L M Beller :B.563f . . 

21,8) Hatie der Glaͤuhiger ven Biugen mit einer ‚onmala ooria * aa 
Ganze belangt, und konnte der Bürge, excipiendo nachweiſen, daß auch ſeine 
Mitbürgen zahlungsfähig feyen (1.28 D. de fidej.): jo mußte nun ber Kläger 
ganz dbgewtefe werden wegen Pluspetition ES. 13 f.) und er hatte Alles vers 
ohren, weil er nun wegen ber durch bie Lit, Bunt. eingetxetenen 
gegen Teinen der Bürgen mehr Hagen konnte. Doch galten nun ‚bier die bei 
Rat, Zb-angef. Milmaungen,  .; 

. 22) gierüder Seller, GB. E. abaf. m Rihbenksnp BurBahreıs, . 
Sarraalhk 8. 250. Ucher bie -veriärtenenen Mittel, ıhinfen. Bolgen:gu’ ent⸗ 


gehen G- B.-nucch,wereintes Blagengegerralke Müngen ober hei (ormuliswert 


tie durch eine Klage guf einen bloſen Theil x.) i. die Angeff. in. 
29) BD. XLV, 3 d. duohus qis A. RA 19.XLNM; 1.4, ſidej. La a. . ALVZ, 


2d. aovat. 4,3158 4. DBugl. in Biziehung nuf dieſe Stellen d die Bern beg 
in Not. 20. 


% 
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Obligatien ebenfalls ganz. ober: theilweiſe belangt werben können. 
3.3. ein Hausfohn kauft eine Sache und wird fomit ben Kaufe: 
preis ſchuldig; dieſe Obligation wirkt indireet unten gewiſſen Bor: 
ausfetzungen auch auf den Hausvater; z. B. ſoweit ber Betrag 
des, dem Hauevaler eigentlich gehoͤrigen, Peculiums bes Haus⸗ 
ſohnes reicht, iſt der Hausvater verbunden, Die Obligation bed 
Sohnes aus dem Peculium zu tilgen, er kann in ſo weit aus 
der Obligation des Sohnes belangt merben (mit ber-actio 
venditi de peculin); ober wenn bie. gekaufte Sache vom Sohn 
zum Beſten des Baterd verwendet. murbes ſo haftet. der Vater 
für die Obligatiop: des Sohnes, ſoweit dieſe Verwendung reiche, 
er fann infomwelt mit der actio 'venditi de in rem verse be 
langt werden: (fo. weit die Verwendung nicht Teicht, könnte er je 
denfall$ de pecuito bis auf. ben. Betrag des Pecukumms belangi 
werben); oder wenn ein Dritter im Auftrage bes: Waters mit 
dem Sohne contrahirt hatte: fo.haftet ber Bater aus ber Ob: 
Iigation für den Betrag und es findet zu diefem Zwecke gegen 
ihn die actio venditi quod jussu flatt. Ebenfo. erfiredt ſich 
bie Obligation des Bevollmächtigten auch auf. den Bevollmaͤq⸗ 
tiger; er Tann aus jener ‚Öbligation mit der actio quasi insti- 
toria verklagt werden. Klagte nun der Gläubiger 

a. in den genannten Fällen gegen ben Sohn auf Zahlung: 
fo wurde dadurch auch bie Klage gegen den Pater fofort com 
ſumirt, weil die Verbindlichkelt des Vaters und des Sopnes auf 
einer Obligation beruhte, welche durch die Lit. Cont. mit. dem 
Sohne zerſtoͤrt wurde. Er konnte deßhalb nicht: mehr gegen den 
Bater mit der actio venditi de ‚peculio, de in rem verso etc. 
Magen *, mochte er nun gegen den Sohn ſi gen. aber yon dem 





Isa: 


29 Man uf dabei beachten, daß die aetio. de neo, ‚de in rem ver- 
so eto, feine befondere eigenthümliche Klage aus einer befonderen Obfigation 
if, ſondern eben bie Klage aus ver-Obligation des Sohnes (actio -vendili, 
locati u. ſ. w) mit ber beionderen Beziehung auf das peeutium, auf bie in 
“ rem vorsio etc., welche durch den Beiſatz de peculio, de in rem verso elc. 
bezeichnet wird; vrgl. D. XXI,.1 de ad. ediet. 1.28.54 45761 3. TV, 7 
qmod cum £0 qui in alien. potest. $4 Gajus-IV, 74 a. &: und mein Hand 
buch $ 66 Not. 13. | 
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felben nicht befriedigt werben ?*=, ober abgewieſen werden oder 
den Prozeß fallen laſſen. 

b. Klagte er ‚gegen ben Vater de peculio, de. in rem 
verso oder quod jassu: fo fonnte er nicht: mehr gegen den 
Som klagen, ſollie er auch vom: Beier nicht befriedigt werben 
(3. B. weil der Beſtand des Pecdliums zur Tilgung der Schuld 
nicht reichte), ober aus einem Grunde abgeriefen werden, der 
auf den Sohn feine Anwendung litt, 3. B. weil bie versio in 
rem patris ober der jussus patris vom Klaͤger nicht bewieſen 
werben konnte. Auch konnte er nicht von -Reuem gegen ben 
Water klagen, wenn 3. B. das Peculium, beffen Beftand bei der 
erfien Klage zu Tilgung der Schuld nicht reichte, fpäter Zuwachs 
erhielt 25, oder den Bater nicht wegen des jussus oder der 
versio: in rem belangen, wern er ihn ſchon de peoulio belangt 
hatte, ‚eben weil Durch die Lit. Cont. Über die eine Klage die 
ganze Obligation bes: Waters und Sohnes zerflört war ?°. 

ec. Das Gleiche war ber Fall beim Mandat. Klagte der 
Glaͤubiger gegen den Beauftragten, ber mit ihm contrahtet hatte, 
auf Bezahlung: ſo war durch bie Lit. ont. die Obligation, die 
ſich Auch auf den Auftraggeber erfiredite, vonfumist und er konnte 
den ‚Lesteren nicht mehr in Anfpruch nehmen ?”. 


4 





248) Im Falle bes Sithe⸗ erlangte er aber nun wie gegen den Sohn ſo 
auch gegen den Buter eine neue Klage; ; er konnte namlich nun die actio judi- 
cati de peculio gegen ben Vater bis auf ben Betrag bes Peculiume anfellen. 
D. XV; 1 de pecul: wsgit. “ 

25) D. de pecul.’4.47 2. "Die 1: 30 $4 'eod: ſcheint von Suflinians Com⸗ 
mijlion in Rüdfiht auf bas fpäter eingetretene Recht interpolirt zu feyn; vrgl. 
Francke Arch. für civ. Prar. Bd. XXIII ©. 400 Not.22 8.420, Wäre fie 
es nicht: ſo würde fich ihr Inhalt dadurch erklaͤten, daß gerade für dieſen Fall 
bei der abtio de peculio eine Hülfe gegen bie Folgen der‘ fitengen Prozeßcon⸗ 
fumtion im Wege ber Miichereinfegung in den vorigen Stand ſich beſonders 
rechtfertigte Vrgl. Keller S. 858f.. 

26) D. XIV, 5yaod cum eo qui in alien. potest. 1.465: vrgl. 'aud 
Franke a. a. D. &426. Ueber die Bedeutung ber directen condictio ‚gegen 
den Bater in J. IV 7 E.1.88 1. Frande ©. 422. 

27) D. XIV,'1 de exerc. act. 1824. — Das im Tert Nr. 2 Ausgeführte 
folgt ganz nothwendig aus bem Princip der Conſumtion und iſt zuerft vollkom⸗ 
men überzeugend bewieſen worden von Keller 6 5053. In Juſtinians Rechtes 
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Miwerungen der proefualtfhen Enfimtion. 


Würde man ven Grundſatz der Conſumtion und: Movatien 
des Rechtsverhältmiſſes durch die Lit. Kont. darchaus in feiner 
vollen Strenge und Conſequenz angewender haben: fo. hätte 
er auf Folgerungen geführt, durch melde die Ilmeshrlichheis gar 
zu weit getzieben werben wäre ‚Dekhalb ßuden wir ſchon in 
der Zeit, in wehhber im Rbm. Rechte dieſer Grundfatz Dura 
in Wirffamfeit beſtand, Doch im Abgemeigen kai allen Ringen 
einige Plilvermgen deſſelben, welche som: mathmendig geboien 
Ware. . —W 

Die, web ‚bie Litis Ganiefnsimn: —&* Ouganen naͤm⸗ 
ki war dech im: Gramde um Weſen von Der. arfpränglicen, 
aus welcher gelingt wurde, nicht verſchieden, dem fir ſich in 
Werfen und Gehalt nah ber alten Obligation, fonseit: dieſe in 
judieium deducirt wımde, beſtimmte und gleichſam nur ‚eine nee 
Form bildete, in welche die alte "Dbligntien. überging, .. Bwar 
sing die neug Obligation (bad eondemneri opartere} Reis auf 





bircher gingen aber nur wenige Spuren von biefen Folgen über (umter dien 
namentlich einige Stellen, welche ſchon allmählige Milderungen des Grund 
ſatzes enthielten). Denn natürlich juchten bie Verfafler. jener Rechtebüder 
ſolche Stellen aus, dem alten Recht - wegzulafen oder, Durch Interpolation zu 
ändern, weil zu ihrer Zeit das ganze Princip nicht mehr galt, . Sie waren aber 
hierin nicht genau genug Ader nahmen mande Stellen auch wegen anderer 
in ihnen enthaltenen, ‚noch praftiichen Beziehungen auf, ‚und fo finpen wir eine 
Reihe von Andeutungen bes alten unpraftifch gewordenen Grundjages in den 
Panbecten, 3 3. B. Not. 25—27, ferner D. XV, 1d. ‚posul. 4. 32,pr.. XIV, 3 de 
instit. act. 1. 13 pr.;, vrgl. auch Francke % a. D, ©4171, Splche Stellen 
konnten natürlich vor Auffindung der Inſtitut. von Bajus, durdh den wir erſt über 
die proz. Conſumtion des älteren Roͤm. Rechts Aufichluß erhieiten, gar nicht ge⸗ 
hoͤrig verſtanden werben und wurden deßhalb auch von den frijtheren Juxiſten 
großentheils ganz mißverſtanden. Sie gaben daher auch quf. dem Boden des prob 
tiſchen Rechts, namentlich in der Lehre von der Klagenconcurrenz zu vielen 
Zweifeln Streitigkeiten und Berftößen Veranlaſſung. Traurig iſt es Treilid 
daß die Aufſchlüſſe über wichtige praktiſche Beziehungen des Inhalts her bei 
ung geltenben, Rechtebücher von folgen. Zufälfigfeiten abhängen! 





72. IE Milderungen bean Beunbiaßedi ı 4 ne. 2 


Geid (6, ILS. 48) und ſomit Känfig auf · einen anderen Gegenland 
ae urſprungliche Qbligatior. Aber die · Geloſgcam⸗. ſelhſt 
in. welche werurtheilt werden: muſte beftimmte ſich in Veſtaud 
Größe und Umfang durchaus nad) der urſpringlichen Qbligatiquʒ 
dieſe urſprüngliche Obligation wurde .zingeklagt 
(3: AS 2er Fe wurbe —— une fie / nicht begründen 
fo fiel die Berurtheilung weg/ "um wenn ſienbegrimdet erfunden 
wurde: fo war die nun nöthige Gelvconbemnation eigentlich hur eine 
Ueherſetzung. „def sign. Gelchutdeten in das exeguirb are 
Obien 4 

.Lius dieſen Once. wurde das Beincie-der ubundon 
bat modiſteirl: 2 dee 
a. Bel’ einer chennichen eretisigen) Rovation chen die 
Acceſſi ionen dex ‚alten Obiigation auf die neue, bie an. "deren 
Sielie geſeet wird nicht. Über, ſondern erlöͤſchen durch die Nova; 
tin: 27.2," wenn. fir. nicht -für..Die neue Ohligation augbräsflich 
nei: bebungen werden (D. XIH, 7 de pign. act. I. 4181)3 
bei der durch Litis Conteſtation bewirkten Cnofhibenbigen ober ge> 
zwungenen) Novation blieben Aber die Neteffionen der urfpräng- 
lichen Obligation, ſo weit dieſe überhaupf, als begründet erfunden 
wurde, gültig. Cr nicht eine für Be- Früher. geſtellte Bürgſchaſt, 
f; oben: S. 28- und Rob 30). Ca. bitiben Daher: bie P Fa ndu 
rechte, durch welche daͤs eingeklagte Rechtsverhãltniß geſichert 
war, auch nach der Lit. Conteftallon und nach gefalltem Urtheil 
(wenn, nicht ‚gegen hie .Korberung felbft. erfannt wurde) be⸗ 
eben. rn was. mit Der eingehlagien Dbligation eine Zinsver⸗ 
dindlichleit, ſey es aus Vertrag. oder Verzug x. verbunden: ſo 
wurde ſie nicht vutch die Lit. Cont. gaufgehoben; die Zinſen lefen 
rieincht auch, nach der Lit. Cont. noch fort (ügurae eurrunt so, 


273) 3. B. Pfandrechte, Zinsverbindlichkeiten, Vorzugsrechte welche mit de 
alten Obligation verbunden waten, D. XLVF: 2 de novat: 2.18 1.29. 

28) L. 29 cit! 'Nequ& enim deteriorem causam nostram facimus actio- 
nom exercentes sed meliorem. Freilich traf Diefes nicht durchaus zu; 
das meliorem causam facere bezieht die Etelle auf die Unterbrechung ber 
Berjährung und den Mebergang des Rechts auf bie Erben. 

26) D. xx, t de ‚pfgnorib 1.1354 vrtzl ‚duch xl, 7 de ‚len act, 1 14 


pr. $f. 
30) p: rn du 35 Like sontestata usaräe currunt). Die 
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utid- waren bei der alten Obtigakien Binfen befonderd: (auf:eim 
Hagbare Weiſe) verſprochen und" die Lit. Cont. über:die Haupt 
obligation eingeleitet: fo Tonnten:-die: ‚Stufen‘ (mer: ne befon 
bite eingeklagt werden BEER . 





Allgerieigheit die ſer Mildernng. befiteitet Mayer, in f. fharifinnigen Schrift 
Aber;£it. Sons. (nach dem, ältefien Rips. Recht vor ber Zeit des Bormularpıoz. |. 
oben 9.11.©.5) &, 35 f., indem, er. behanptet,,. „von ber Zeit an, wo über bie 
Hauptichuld Lis conteſtata war, liefen keine Zinſen i mehr, “wenn nit die Zins: 
verbindlichkeit zugleich mit der Hauptſchuld eingeklagt worden ſey.Allein 
von Anderem abgeſehen, fo übergeht Mayer die J. 35 cit. ganz, welche ganz 
allgemein: ſpricht, und gerade iin. Gegenfuß zur. 2. 18 de. norat. in Beziehung 
auf Zinfen die entidyievenfte Berfchiedenheit zwiichen den Wirkungen der Lil, 
Cont, und denen ber eigentlichen Noyation, guoſpricht. Die est. 1 de judic. 
aber jagt doch wohl nur, daß bei einer mit einer befonderen Klage verfolgbaren 
Zinsverbindlichfeit (Not. 30a) Das, was noch nicht in judielum bebucirt 
wurde, beſonders eingellagt werben Tönne, und vie 2. 90°de:V:O. ſpricht nur 
den Sa aus, daß eine für eingelne Terinine bis zur’Ichlung des Kapitals vers 
ſprochene Conyentionalſtrafe fortmachfe,. bis das Capital bezahlt ſey, und durch 
Lit. Cont. nicht ſiſtirt werde, Daraus bonnte man cher ſchließen, daß auch vie 
ftipulirte Zinsverbindlichkeit fortiguit, weil die Stipulation die Zeit bie zur 
solutio sortis umfaßt, in diefer Beziehung aber die Lit. Cont. ber 
solutio nicht gleichgefegt wirb. — Dagegen gab bie 1.35 in praftis 
(cher Beziehung: gu Mißverſtändniſſen Wetmlaflung. : Währerb fe, nämtid 
bios in. der augegebegen. Weiſe, auf die prozeßualiſcha Conſumtion des äfteren 
Roͤm. Rechts fich bezieht (wie wir freilich nun exſt aus Gajus recht fehen), wurde 
jie von Dielen auf dem Gebiete unſres praftif hen Rechte dahin völlig miß⸗ 
verſtanden, als ob ſtets ein Bellagter, wenn er unterliegt, von der Lit. ont. 
an unbedingt Zinfen zahlen, alio von dA’ an’flets in Zinien“veruttheilt werden 
utöffe, wenn er- auch gar nitht im Verguge (08.9. 118.134) war und Eeineißinien 
verinroden;haltes „Der .mahre Yo. ber. Stelle läßt ſich gar. nicht verkennen 
wenn. man, befanat wit dem Inſtitute der proz. Conſpntion, fie namentlid 
mit Dem vergleicht, was vie angef, I. 18 de nqvat.. als Gegenſatz gerade über 
Sinfenlauf” yon der Wirkung | einer eigentlichen (fteiwilfigen) Novation ſagt 
in püsurae non currunt⸗ Dt, 7 2). IA erHlärten auch hrs mande 


308), c. II, i de indie, ost, 1. Vrgl. Not. 30. Wurden bei.h. {. ‚neg0- 
tiis wegen Berzuge ober ex pacto adjecto Zinjen gefehulbet; jo fiefen, fie 
allerdings auch, nach der Lit. Cont. fort (Not. 30); 5 allein wenn fie nicht mit der 
Hauptſchuld gefordert und zuerfannt wurden: jo konnten ſelbſt die ex pacto 
geſchuldeten ‚(wenn fie nicht burch, eine praescriptio vorbehalten wur den ©.15) 
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bd. Wenn der. Bellagte waͤhrend des Mozeſſes freiwillig den 
eigentlichen Gegenſtand Des. urſprünglichen Rechtewerhälu⸗ 
niſſes, aus: welchem zeklagt wurde, zahlte: ſo⸗ kounte er: das Go⸗ 
zahlte nicht: mehr: jurüdifortee CD. XI; ode sand: indeh. 
I 50 pr XV, 1 de pecul. 1. 6:82 XLVI, 3 de-zolaki 1.21 63), 
weis das Gezahlte es war, was er eigenilich ſchuldene. Deßhalb 
wurde er durch eine ſolche Zahlung von feiner: ganzen Schuid 
frei und er mußte num von ber Klage abfolvirt, werdery. Freilich 
fonnte:man mach einem ſtarren Formalismus muf bad, Gegen 
theil Tonuen,,. weil: die atfpröngkhe Schuld durch Die: Bi. Kent. 
perimirt van und bad an ihre Stelle geiretene candemnari. opur· 
tere nad: dem H. IIS. 15 andgeführten Grundſatze immer: auf 
gine Goldſumme, alfo häufig auf ein ganz anderes Object, als 
Die urſprüngliche Schuld ging. Wirklich behauptete auch ein Theil 
ver Röm. Juriſten (die Proculeaner), daß in gewiſſen Fällen — 
wie es ſcheint, bei strieti jwris acotiones ꝰ — der Beklagte, 





nicht nachgefordert werden, weil fie mit der Klage aus ber Hauptobligation zu 
verfolgen und unter ihrer intentio (quidquid ob eam rem dari fieri opor- 
tet) enthalten waren. — Ebenfo muß man unferfcheiden, wenn zuerft pie Zinfen 
allein eingeflagt wurden. Berußten ſte auf einer befonderen Stipulation 
(mas bei negotiis strioti jur. immer heri Fall feyn mußte, wen‘ fie: Hagbns 
geſchulbet werben follten): jo wurde durch die Lit. Cont. über bie Stipulationss 
lage die Klage auf das Capital nicht conjumirt, weil es fih von wöllig 
verichiedenen Klagen und Obligationen handelt (dieß ſagt auch die erfie Periode 
der 2.23 XLIV, 2 deexc. rei jud., wie ſich aus dem Gegenfahe ber. zweiten 
Periode ergibt); waren fie aber bei’cinem negwtium bönae fid. wegen fBers 
qugs oder ex pacto gefihulbet und mit ‚der Klage 'aus: dem 'negotium blos 
die’ Zinfen (alfo mit einer bie Forderung auf das Capital vorbehaltenden 
Praͤſcriptio) geiordert: jo lounte der Kläger, wenn er fiegie, ſpaͤter auch noch 
das Kapital, die ſpaͤter faͤllig werhenben Zinſen ‚aber num. daun mtit--berfelben 
Klage fordern, „wenn er ſich wegen derſelben durch die. & kb. angeführten Präs 
ſcxiptionen gegen die Folgen ber. ptaz. Confumtion -gevedit: hatte :(i; die Ate Ber 
zipde ber 4,23 cik., wo nyr die Praͤſcrciptioren wahl durch Yufliniaad Gommirr 
ſion weggelafien wurden, weil fie. gu. feiner. Zeit nicht mahr praftifch waren; 
vrgl. auch Keller ©.537).: Auch hei: Simfen aus einer Stinnulatiun waren 
Diele Präfcriptiouen nöthig, wenn: mit. einer, fonmala"inoerta: geflagt Wirte 
and der Kläger.nicht das Recht verlichten wollte, auch ſpaͤter für die folgen ve 
Zeit, io lange das Capital Behlr bie: Ripulien: Zinfen: ae Tonoern &.'16 usb 
GajusIV, 1317 .: . . a a Tu N 

31) ©. bejonders Keller a. a. 2. © 182 f., dem meines Wiſſen Am diſu 
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wenn er erſt nach ber Litis Corteſtation ben‘ eigenitichen Gegen⸗ 
Band. ‚feiner urſpruͤuglichen Verbindlichkeit, aus der er belangi 
wurde, freiwillig Ietflete, Dadurch: ech nicht befreien und die Ver⸗ 
urtheilung nicht vom füh abwenden. funiie. (Gajus.TV, 144 eine 
ganz ähniähe Conſequenz derſekbon Jurißen fi: bei .Gajwg III, 
468); Allein bie Sabinianer verwarfen dieß mil Biecht and nah⸗ 
men an, duß durch:eine ſolche freiwillige Zahlung tie in jadictum 
deducirte Obtigativn ſtets ganz gettige werbe, wenn fie Son ber 
Bernriheihrhg: geſchah (denn nach ver Verurtheilimg bonnte ber 
Veruriheilte nur: dur Zahlung der Summe, in: die-er vers 
untheits war, ſich befreien) , ‘ber Bellagte atfo In: einem folchen 
Bulle abfolott werden mäffe, weis die ‚Berbinblichteit des Be 
Magten an fih und auch bie Stage felhft (die intentio) auf 
dieſen eigentlichen ‚Sehehflanb bes ‚uefpränglichen Nechteverhälts 
niſſes geht und nur: die condemmatio auf. @elb'. gerichtet 
wear ata. Diefe Anftcht, weiche durch den Sag „ommia judicia 
absolutoria esse“ ausgebrüdt wurde, fcheint jedenfalls ſchon in 
ben fpäteren Zeiten der claſſiſchen Röm. Juriſten allmählig die 
allgemeine geworben zu fepn ?. Nur darf man biefen Sag 
nicht. auch auf ſolche Falke anwenden, in walchan ber Gläubiger 
aus anberen Gründen ein deecht aufs Onteveffe. erhielt, 4. B. 





Beziehung alle Späteve:: BehRimmen. Die entefiane En ber are hat 
gerade bei der Augabe der Bälle eine Lucke. 

81 a) Sobin HE SIT Re. mn 

80) Gajag AV 154. J. EV, 12 Us perp: u. s2 un eine: Knmenbung 
besıfosieren. Grundſutzes auf ein sträcti jur. nogot. in 4,6351 Di-XXXV], 1 
%d:8.0. Taob. (von Gajus). Obglelch hiernach von der entyegengefegten 
Anficht in Zu ſtenianiſchom Rechte gar wicht. mehr die Rede jeyn konnte: ſo 
. Hat’ Juſtinians Commiſſtion doch in den in ven Pandeeten -ercerpirten- Schrif⸗ 
KNellern nicht alle Spuren  dinfer von Juſtinian m 62 eit. ausbrücklich verwot⸗ 
fenen Anſicht zu tlg gewußt; zB. D. XLV,A d. V.O. 284, eine Stelle, 
deren Juhalt ſehr haͤuſig: noch jetzt als geltender Nechtsſatz angeführt wird 
8. Thibaut Banvertene. 5100 Not f. v. Mabai dehre von ber Mora 
$69), waͤhrend ihre Beziehung, bie wir freilich erſt aus Gajus gehörig ver 
Hirhen, offenbau bios .eine hiſtoriſche 1; -urgl. and Keller a. a. O. SM 
Se 1806 Bethmann⸗Hollweg Prozeß ©: 320 f. Savig my -Syem 
Bd. VE; 135. Auf bie oleiche Weiſe in au bie I. 57 7pr. KAVI,S de ‚sohıt 
made 
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wena:die geſchnidvete Leiſtung burde wahren. Verzug des Wer 
klagien für dem: Glaͤnbiger ganz inerefſelos wurde; Kenn. hier 
Tann er die Annahme .fener Leiſtung verweigern umd wein. dee 
Intareſfes veriongen (oben H. IE ©. 24, M). 

c. Wenn der .Biägen vom Beklagten wegen. ‚einen PM 
in einem ankeren Pregeſſe belangt wurber ſo Temmie: Jener die 
Forderung, wegen weicher er den Bellagten kekıngt Faktk,. zur 
Canpenfanan bringen, ſoweit ſich der Fall Wberhaupi zur nun 
penſation eignett, obgleich fie eigentlich durch Die. Lit. Cort. ‚en 
tofgen war (D. KMI,:2 de opel. 1.8). 

. In. dieſen: von der. Aequidas gebotenen Besiehungen wirlte 
vieran Dblightion:tsag ihrer durch Litis Conteßanien elugetre⸗ 
teten direeten ober indirecaten: Conſumtion fort, aber (abgeſehen 
vor beſtell?en Pfandrechten Not. 29) nur unter den Parthiecen / 
zwifchen welchen. die Ba conteſtirt war 223 es galt inſoweit 
ber. ‚materielle: Inhalt ber Obligatien durch die Lit. Cont. nicht 
als ronſumirt und deßhalb ſagen auch einige Stellen ſdie. S. Ahı 
under: eangef. 4. 60 pr. und 2.5762 ſ. auch Net, 33), in ſo⸗ 
weit ſey die nataralis abligatio nicht im livem translate. 

‚ Auf den Grund dieſer Stellen wird, ſo viel ich. finde allge 
mein, von den Neueren behauptet, daß durch bie Litis Eomteftatine 
nur Das klagbare Moment bed -Medhiöverhättnäies ronfuntirt, fe 
naturaler Befanbtheil aber, die Maurwalobligation, völkig unberührt 
beſtehan geblieben. ſey. Nur find. bie Anfichten daruͤber verſchie⸗ 
den, ‚ab dieß in allen Faͤllen ſich ſo verhalten habe, ader nur in 
einigen, und ob auch Die Wirkung; bes (abſolutoriſchen) Ura bie ila 
eine fo beſchränkte geweſen fen. Alein keine dieſer Anſichten 
ſcheint mir in ihrer unbedingten Ausdehnung begrünbbar zu ſeyn. 
Die gewöhnliche Anfiht nimmt bei Lit. Cont. und Urtheil bie 
Fortdauer einer naturalis obligatio an,. indem fie davon aus⸗ 
geht, . daß ſtets blos nur die civilis obligatio, bie Klage, 
in, jadiciym deducirt worden ſey, nicht auch bie. ganze Obliga⸗ 
kon, der naturale Beftandtbeil derſelben, und daß deßhalb bie 





324) Daraus erklaͤrt Rd) auch, daß wenn ein. garreus credendi Hagie, bes 
Schuldner nach per Lit. Cont. durch Zahlung an ken andern corr. oredendi 
ſich nicht mehr, liberiren kannte D. XLV, 2 de duob reis 2.46... - 
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durch Lit. Cont. und fpäter durch Urtheil eintretrude Conſumtion 
ſich auf den naturalen BVeſtundtheil der Obligation nicht bezogen 
babe, daß alſo, wie z. B. von der Pforten-tf. Not. 33 4) 
ſagt, durch die Lit. Eont. bie Obligation in zwei Veſtandtheile, 
in den eivilrechtlichen und in den. natürlichen; geſpalten, der 
erſtere durch „die Lit, Cont. getilgt und durch die: bebingse Ber 
bindlichkeit des condemnari oportere und, wenn eine Verur⸗ 
theilungierfolgte, durch das judicatem' facere oportere erfegt 
worden, der zweite aber ganz unberührt außerhalb: ded Prozeſſes 
geblieben fey. — Man. mörhte aber fragen, ob.eine ſolche Spal- 
tung überhaupt nur etwas Mögliches iſt. Allerdings kann man 
ſich wohl eine Obligation ohne eine Klage denken; denn ee 
Obligatien faun auch ohne das Moment der: Klagbarkeit beſte⸗ 
ben; .man kann fi) aber nicht eine Klage (aus einer Obligation) 
denken gleichfam ohne eine Dbligation, "eine Klage. werde 
getrennt vom natürlichen materiellen Beflanbiheil der Obligation 
rein für ſich beſtände, ſelbſtſtaͤndige Bedeutung hätte und ſo in 
jadieium deducirt werben könnte, blos ein klagbares Moment 
für ſich ohne den materiellen Inhalt ber Obligation.. Und 
wie fol dem biefed blos formelle Moment, die Klage, ohne 
den naturalen Beflandtheil ber Obligation doch in bie ‚materielle 
Obligation des judicatum facere übergehen fünmen, während 
der naturale Befiandtheil dev urſprünglichen Obligation vom 
Prozeſſe gar nicht berührt wäre, und wie follte dann Die Er: 
füllung des Judicats auch den Tegteren tilgen?: Wie wäre es 
erklaͤrbar, daß durch die gegen: den Hauptſchuldner angeftellte 
Klage der · Surge unbebingt frei wird "und das, wenn der 





33) Dieſes Beiſpiel dürfte beſonders zu geigen geeignet ſeyn, wie bie Roͤm. 
Juriften nur zum praktiſchen Nothbebelfe, nur in gewiſſ en Beziehungen auf 
den Gedanken einer fortdaneriden Naturalobligation Kamen,“ welche mit den 
angexen entikieven merkanuten Wirkungen der proz· Gönflihtfen uies mit ihrer 
allgemeinen Rasur in Widerjyruch Rand. Sie thaten es num;. num jene Säge 
unter a—c (S. 23 f.) zu retten, weil, wenn auch nicht einmal jene Säge aner⸗ 
kannt worben wären, die Starrheit ber Conſequenz gar zu weit getrieben worden 
ſeyn würde. Vigl dauch 29 de novat. Dieß ſieht man nu getade an dem 
obigen Beiſpiel. Witd die Klage gegen den’ Hauptſchuldner anhängig gemadt: 
fo wurde der Bürge unbedingt Trei'(Rot. 21); es müßte“ hiernach durch bie Bit. 
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eine correus eredendi flagte, der Schuldner durch Zahlung 


‚an den Anderen ſich nicht / mehr liberiren kann (Rot. 24, 32 a), 


falls der naturale Beſtandtheil den Obligation gar nicht in Ju— 
dicium deducitt waͤre ober daß einzelne Stellen geradezu fagem; 
petitione..tota solvitur obligstio (D. XLV, 2 de daob, 
reis 1.277 Auch. hätte bei: jener Anficht nicht eine eigentliche 
Novation der ganzen Sibligation buch. Lit: Ennt: entfliehen kon 
nen, von ber doch Sajus CI. Hk, 4180) ſpricht. Ueberhaupt 
iſt bie game Darſtellung, welche Gaßus vomrber prozeſſuali⸗ 
ſchen Eonſumtion ‚gibt, mit jener Anſicht nicht. wohl vereinbar. 
Bafus: fprict: von’ den Aufhebungsgründen der Obligationen, 
Zuerſt ſagt er: EAl, Abo): toilitar.;chligetie: aelutione; 
und fuͤhrt tief näher audg! bank gehe er über; auf bie acc6p- 
tilatio,. und ſagt ebenfe: von. biefer CARE 6 169, 470): per 
acceptliaionem tellitur:.obligatio, ebligetio potest dis- 
solvis: dann fagt er ebenfo- uon der novatio (HI S A176): 


. praeterea nowatione toklitur obligatio. Unbefttitten und 


unbeftreitbar: iſt es, daß in allen biefen Allen: (solutia, :secep- 
tilato ; novatie) die Obligation auch ihrer naturalen Beſtaud⸗ 
theile nach aufgehoben. wird, und’ dieß hier Giajag durch taln⸗ 
tur, disselviur obl. Sezeicheet. Und nun mäpft er: daran die 
litis gontestatio (MI,'480) und fagt auch ganz ſo vonihn! 
tollitur obligatio: litis contestatione, obligatio.. disse.l- 
vitur.. Kam hier das tollitur,‘ dissolwkur abligatio in eir 
nem wefentlich ‚anderen Sinne genommen werden, .als in: den 





Cont. auch die Raturalobligation zerſtoͤrt worben feyn. "Denn: „ubitahque 
reus ita liberatur a creditore, ut natura debitum:maneat, teneri 
fidejussorem respondit; sum vero genere novationistranseat 
obligatio, Adejussorem aut jure-aut exeeptione INberandum“: D. 
KLVI „1 de fidej. 1.60). Aber gar zn weit gegangen wäre es geweſen, wenn 
man eine Bürgfehaft, die erſt nach begonnenem Progefle für Nie urſprüng⸗ 
liche Schüld beſtellt wurde, fir ungültig erflärt hätte. Dikfe ‚ließen daher die 
Röm: Jurlſten aus de nſe lben Gründen gu, aus welchen fie sine Zahlung 
während bes Prozeſſes zulichen (D. XV, 1:de pecul. 3. 50$2), and’ fie coloriv⸗ 
ten vann Hier die Abweichung hon der Conſequenz damit, daß fie fagen, in io 
ferne fey die naturalis obl. in liter non translate, während; wenn dieß an 

Ay und aflgemlein "richtig wäre, auch ein Früher beſtellter Dürge hae v veir 
* bleiben müſſen. 
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smiltdibar vorangehenden Stellen! 2- ‚Binden Mittelweg ſchlaͤg 
von.der Pfordten ein 9a, der ſich aber eigentlich noch we 
niger vertheidigen laͤßt. Er beziehe. bie Foribaurs ver okligmtio 
uataralis auf, die Jedicha.legitimen, bei welchen !kiteiner for- 
mula in jus concepia eine. perfätliche Künge augeftellt urde, 
Seichräntt fie -alfe ‘auf den Fall 'den directen Gienfinntion der 
alten Obligution durch Dit. Cont.: unb Vtheil;: bei deu indirecier 
Uonſumtion aber nimmt er dine Jerflönmg der ganzen Obligation, 
anth in ihrem matittlichen Beftanbepeile, durch Ve exeeptio rei 
in judicium deductae ne rei jlivatae an. Alleia 23 wir 
boch mehr als auffallend und ohne Beiſpiel, wenn em Umſtand, 
ver Ips:0: Hure vernichtend wirkt: (Die Bit. Cont und: das Kr- 
theil :bei. den angeff. judicin. kagitima), wentgexr Mirkung 
yüte, als ein Umfland, weither: bied:. upe estcaptionis. mirft 
wenn Kbethaupt die Avenge civile Conſumtien nicht fo wirkfam 
wäre, als die: blos indirrtte Durch Einreden. Auch geht md 
Gajus TEE 8450, 481: hervor, daß die Wirhunig in beidon Füllen 
Biefelbe'fep, nwe daß fie dn:beim zinda ipso jure, in dem 
anbereii ope exueptionis eintrat "Ab, enftills aber, daß die 
Witlung ver Ipsorjure’eintetendenBernichtung Batsie.g erimgere 
ſey. — Anbeve endlich unterſcheiden zmiſchen der; negativen Wir: 
kung wer’ Lit. Cont. und ber des Urtheiürs z. Ma⸗Büchel! 
Groͤrtt. Bd. II Abth. 4 ©. 406 f. u Banderoıy Pundect. 9173 
i. A. Nach dieſer Anſicht ſoll durch die Litis Comte ſtation 
allerdings nur bie civilis ubkligatio, das Moment der Niag⸗ 





4460) „Bleibt eine obligatie naturalis übrig, wenn Jemand, ber wirllich 
Schnloner war, fueigelprocen wird?“ im Acc. f. civil Rrax. Bo. XIXIV, 
S.M 153, be jſonders ©.147 ſ. 

336) Dafür, vaß beide Couſumtionen. das Gheiche wirken, nur auf ner 
jäpiedenen. Bogen, find unter Andern auch Keller Die Litis Gontekatiog 63 
0. Sarigay Syſtem Be. V S.84. Vrgl. auch Sein. im Auch. $ æivil. Prar. 
Br. XXVI S. 3823. Ueberhaupt finden wir nirgends eine Hindentung daraui⸗ 
daß bie diraste una. iubizecte Conſumtion in Andexem fi unterichieben, als eben 
dın Dir eqen und Sapixekten; im eiſten Fall wirh bie alte Abligekion nad Ga⸗ 
jus gauʒ der judicium dehucitt und duvch bie ahligatio ex litis contestatione 
ſchen:ipao juro sunfumic, im lezteren Fall ‚bleibt, ‚Die :alte Obligqtion nad 
u. Rarhke: zwer beſtehen, wird aber, durch eine groaptip Bere ganz 
elidirt 
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harfeit; gewflört worden jeynz wenn: es aber ans (abfokuteriicherl) 
Urlheil getenmen.feg, babe: dieſes die ganze uriprüngkidhe Ob⸗ 
digation auch in ihren natmeajenr Beſtandtheilen zerſtört. Alſein 
ber erſtere Theil dieſer Anſicht in Betreff. den Wirkungen der 
Lit. Eonti dürfte durch das eben: Ausgeführte wiberkegt ſeyn. 
Was aber die Wirkungen des Unheils heirifft: jo. geht: aus Der 
gumen Ausführung von Gajnd.hervor, daß die negativen 
bie. confumirenden Wirkungen bes Urtheils Icdiglih gang 
dieſelben find, wie die. der Di. Come, d. h. daß, wenn es 
zuin Urtheile kommt, nun eben bie negativen Wirkungen. bee 
Lit. Cont. formell und dee. Venennumg bes Rechtsmittels nach 
ſich an das Urtheil Inüpften. Durch das Urtheil, ſoweit es ne⸗ 
gativ wirkt, bleibt nun Das zerſtört, was durch die Lit. Conk 
ronſumirt war, alſo im Allgemeinen das ganze urſpruͤngliche 
Rehtövechäteiß; aber auch das Liriheil geritönt es nur ſo weith 
wid die Lit. Tont. es zerſtorn hutte d. h. auch beim Artheit 
bleiben, was feine negative Wirkungen betrifft, die S. 24. unser 
wc angeführten Milberungen Sofehen °%, 

Beachtet man dieß gedärig:. fo. erllaͤrt ſich auf eine ehem 
— Weife die Berfhiedenheid..der Wirkungen werſchée⸗ 
dener abſolutoriſcher Urcheile im. ältere. Roͤm. Bee 24, daus 
naͤmlich ein. ublotlkorifched Yndbeit. - 

4. ſich auf das Ricpbegeänbesfeyn dei —E —*R 
fügen d. h. der Beklagte wird ms marne riellen Gründen, 
weil er wirklich nichts. ſchuldeg ſed, freigeſprochen 

54) Krine Quellenſtelle dentet meines Wiſſens irgend an, daß dir ntgarive 
Wirkung des Urtheils weiter gegangen ſey, als die der Lit. Cont. Büchel 
(a. a. O. S. 109 Not. 3) beruft ſich dafür auf .4$3 de nox. act. ; allein daß 
biefe Stelle Etwas der Mer nicht jagt, ergibt füch aus dem oben Rot. 19 Ges 
fagten. Es fünnen vielmehr gerade entjcjievene Argumente für das Gegenthoil 
angeführt werden (S. 10 f. 83). Dahn gehört wohl au, daß beim condem- 
natorifchen Mrtheil doch vie früher für bie. urſprüngliche Schulo beſtellten 
Pfandrechte beiichen blieben (2.13.54 de pignor.); beun durch die conjfumi⸗ 


zende Wirkung ver Lit. Contewurden fie. nicht! aufgehnben (S.23), ebendeß⸗ 


Halb werben fe auch durch bie. negative Wirkung dee Urtheils nicht aufge 
Buben; der-ppfisine Inhalt bes vonpeminatsriihen Urtheils aber, der 
Auoeſpruch, -dabırer Schnidner zahlen mauhfle, widerſpricht vem Gnetbehchen 
der Pfandrechte, bis gezahlt int, nicht. 
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Hier wirkte das Urthelt nicht BIOS negativ, ſondern auch 
pofitiv d. h. es gilt nun als formelle Wahrheit. daß der. Be: 
Hagte nichts ſchuldig fey, und deßhalb, wegen:.biefer pofitiven 
Wirkung, mäflen nun bier von der Zeit bed Urtheils an bie 
Mitderungen wegfallen, weide bei der bloßen negativen: Bir, 
fang ber Lit. Cont. und des Urtheils galten (bie ©. 23 f. a—c 
angeführten). Dem eine Nichtſchuld fans Leine -Acceffionen 
haben (ed. Tönen ao auch weiter keine Acreſſionen gefordert 
werben), für.eine Nichtſchuld kann Sein. Pfand beſtehen (es wird 
Daher: das beſtellte Pfand durch ein fn.Lch e s abſolutoriſches Ur⸗ 
cheil ungültigc), eine Richtſchuld Tann. nicht mehr zur Compen⸗ 
ſation gebracht werden, nud wird fie ſpuͤter irrwzamlich begahli 
ſo ſcenn men fie zurütkfordern 9. 

2. Anders iſt alles Dieſes, wenn bag abſolutoriſche Uriheil 
Beinen poſitiven Ausſpruch über: das Begrändeifige:.ber. Schuß 
des Beklagten enthält. Dieß konnte im ätteren Röm. Recht in 
mehreren Fällen. vorkommen ;,.. niunlich wenn ber. Kläger causs 
cadit oder fein Prozeß tempore moritur. In Beziehung auf 
dieſe Fälle iſt bei und viel Streit, ob ber Bellagte :umturaliter 
obligatus biieb:.ober nicht. Alleinidie Frage dürfte fich wohl 
einfach löſen laſſen. Wenn nämlich ber Kläger ‚wegen eine 
Fehlers in der Formel, durch welchen er eine Plnspetition beging, 
abgewiefen wurbe (causa (cadere Ret:AA.a. E.): fo konnte das 
Nrtheil keineswegs bie Erflärung,. baß ber Beklagte. nichts ſchul⸗ 
dig gewefen Tey, Teinen pofitiven Ausſpruch über feine Nichifehut 
enthalten. Das Urtheil konnte daher auch Feine hefondere pofi- 
tive Wirkung. haben, fondern blos. bie. negative, ‚Die. fchon 


35) Dieß fagt ganz entichieden D. XX, 6 quib. mod. pign. 2.13 und nur jo 
läßt fich jeder ſcheinbare Wideripruch zwiſchen 2. 27 unt 430 $ 1 (Rot. a6 und 
38.citt.) und der ‘eben angef. 2.13 Heben. . Gegen bie Auſichten Auderer über 
diefe Stelle 1. die XIV. Erdrt. nad) Not. 5: w 

45a) Dieb wird ireilich von dep Meiiten bei,einem. mit Une. Breigeipne 
Senn Beftritten, indem fie annehmen, bei je dem abjolutorifshen Urtheil bleibe 
(aach älterem und nach dem neueflen Roͤm. Recht) der Freigeſprochene; wenn und 
foweit er überhaupt etwas ſchuldig war, immer noch naturaliter .obligatus. 
Neber bieje Anficht aber, mit welcher bie Gntigeitung der 3.13 sit. Krane un 
vereinbar if, f. unten XIV. Groͤrt. in 





— 
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durch bie Lit. Cont. herbeigeführt war. Durch bie Lit. Cont. 
war das Recht des Klägers⸗aus der urſprümglichen Obligation 
conſumirt und bei dieſer Confumtion verblieb .es: mun ledig: 
lich, da das Urtheil nichts weiter an: bie Stelle fptte;'iaber eben, 
weil es bei diefer Confumtion blieb, blieben auch die Milderun⸗ 
gen, foweit fie noch anwendbar waren, Seftehen; welche bei ber 
prozefualifchen Eonfumtion galten (8.23 f.). Namentlich konnie 
daher der Schulsner, wenn er bennocd feine - urfprüngliche 
Schuld. zahlte oder gezahlt hatte, fit richt wieder zuruckfordern 
(denn ed war nicht ausgeſprochen, Daß er nichts ſchuldig fey); 
für die nicht gezahlte Schuld blieb das beſtellie Pfandrecht beftehen 
(da eine Nichteriftenz der Schuld. nicht ausgefprochen war), ſo 
dag der Kläger nun mit der Pfandklage doch zu feiner Befrie⸗ 
digung gelangen fonnte *. Ganz das GHeiche mußte: aus den⸗ 
felben Gründen bei ber uns auch erfi aus Gajus befammten 
f.g. Progeßverjährung gelten, nad welder jeber Kläger 
nad) der Fit. Cont. abgewiefen werben mußte, wenn ber Prozeß 
bei judiciis legitimis nicht in 1'/, Jahren, bei judicũs impe-. 
rio continentibus (S. 3) nicht während der Amidzeit des 
Magiftrats, der die Formula ‚gegeben. hatte, entfchieben wurbe; *7, 





⸗ 


86) D. XX, 1 de-pign. 1.27. Dieſe Stelle (Fingamus nullam etc.) geht 
unwiderfprechlich davon aus, daß im Kalle der Conſumtion durch causa cadere 
die S. 23 f. berührten Modifteationen beftehen bleiben. ' 

37) Gajus IV, $ 104, 105 Keller S. 131-165. Der Juder fönnte, wenn 
dieſe Zeit abgelaufen war, nicht mehr ein Urtheil fällen (das Berhältniß wurde 
gany angemeffen bezeichnet durch judicium exspirat, lis moritur, perit, litem 
tempore amittere). Aber das in judicium vedutirte R-chtswerhältnig war und 


‚blieb durch die Lit. Eont. confinmirt und daraus erklären ſich daun auch ganz bie 


Wirkungen diefer Prozeßverjaͤhrung. — Es konnte daher eine einmal angebrachte 
und zur Lit. Cont. gevichene Klage in keinem’ Falle mehr wieder angeſtellt wer⸗ 
den, fie war jedenfalls verlohren. Aber die Wirkungen waren je nach ver 
Berichiedenheit des Falles jehr verſchieden. Denn a. wurde der Bellagte con 
demnirt; fo blieb das alte Rechtsverhaͤltniß aufgehoben imd ging ganz in die 
Obligation auf Zahlung der judicirten Geldſumme üßer? durch Erfüllung ber 
urfprünglich gefchulveten Leiftung konnte ſich nun der Schuldner nicht mehr 
befreien, wenn der Sieger nicht zuftinimte (S. 6, 28), nur die alten Pfandredte 
blieben beſtehen (Not. 34); b. wurde die Forderung als wirkli ch ünbegrüu 
dbetverworfen: fo Ionnte fie in feiner Weiſe mehr geltend gemacht werben; 
auch bie Pfandrechte, wie affe andre Meceffionen, erlofihen (& 32); c. wurde ber 
Wadter, Erörterungen. II. 3 
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Bon; Neuem konnie ein folder Kläger feine Klage nicht an | 
ftellen, weil das Rechtsverhaͤltniß, durch die Lit. Cont. conſumirt 

war, Natürlich blieben aber die, Milderungen, bie; bei dieſer 

Eonfuunion solkn: aud bier ‚.wie beim eausa vadere be 

fteben, 3%, - 

Huch: mil dan &- an angeführten allgemeinen Mitte 
zungen fonnte doch ber. Grunbfag ‚der prozeßualiſchen Eonfun 
tion in einzelnen Fällen noch gar zu. fehr zu auffallenden Härten 
führen, wie aus den ©.41 5 17 f. angeführten Beifpielen hervor: 
geht, fo daß ſchon das ältere Roͤm. Recht gegen eine unbedingte 
Anwendung defielben ‚auf alle Vorkommuiſſe ſich firäubte. 
wurde daher in befonders auffallenden Fällen vielfach auf indi 
terte Weife gegen bie Confequenzen der Gonfumtion geholfen, 
namentlich durch Wipereinfegungen in den vorigen Stand oder 

Durch ,aige doli ropheatio ober Durch Extheilen von utlles ac- 





Kläger ancgen ilaloriſcher iareden, überhaupt wagen Pinspetitign abgemirien 
vder' ließ er zur Zeit dig Klage fallen; ‚ip konnte er wegen der proz. Gosinmtien 
ſeinen Auſpruch nicht mehr erneuern; es galten aber hier die S. 28 j. angeſ 
Milderungen; d. blieb endlich ver Prozeß liegen: fo exſpirirte er in ber Regel in 
ganz kurzer Zeit und die Wirkung war die unter O angeführte (Not: 38). — Ein 
Berpetuation ber Klage durch ihre Auflellung fand in dieſen Zeiten nur ſeht 
uneigentlich flatt; es konnte nämlich die Verjährung hei nen actionos tem- 
porales nach der Lit. Cont. picht weiter laufen. Wurde aber der Prozeß nicht bald 
beendet (I. Gajus I. c.): io ging er auf die unter d angegebene Weiſe. verlohren. 
38) Allerdings blieb nicht die volle Naturafobligation beſtahen (z. B. der 
Bürge des Beklagten wird frei); aber zu weit iſt es gegangen, wenn Manche, 
wie Linde in per Gießn. Zeitſchr. IIS. 188 Büchela. a. O. S. 117, jedes 
Fortbeftehen ver Wirkungen der Obliggtion laͤugnen. ‚Denn die 4.9081 D, 
2 ad 2. Aq. geht beſtimmt davon aus, daß in einem ſolchen Fall die Piand— 
rechte überhaupt (nicht blos gegen dritte Befiker, eine Scheidung, welche ohne 
bin nicht möglich ift) beftehen bleiben und daher durch fie die enniumirte Yorke: 
rung indiregt noch verjolgbar ſey und dieß läßt ſich nur auf die im Texte ber 
merkte Weije (mie im Hall der Not. 36) erklaͤren. Bon dem gleichen Fall wir 
wohl auch die 1.851 XLVJ, Srat. rem. zu verſtehen jegu (vrgl. Frande 
Eiy. Abhandlungen ©. 76. Keller S. 160). Meberhaupt nahm Juftinians 
Commiſſion auch hier wieder in die Bandeeten manche Stellen auf, welche auf 
das Inſtitut der Prozeßverjaͤhrung fich beziehen (j. B. außer den angeführten 
au D. XLVI, ⁊ jud. solv. 1.2 XLII, 8 quae in fraud. ored. 4,3$1 
IV; 3 de dol. L18$4 um noch Andere, ſ. Keller S. 139 f.), obwohl zu Ju⸗ 
figiand Seiten i jene Projepverjährung längit "atregegengen war (vgl. Mat, 40) 


9 
‘. 
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kiones °° vder halten ſich auch: bie Ravrthiren .feibft in menden 


Fällen durch Gautionen. 


| IM. J 
Völiges Erlsſchen des Inſtituts. Hentiges Kecht. 


Mit dem Verſchwinden des Unterſchiedes zwiſchen judicia 
legitima und imperio continentia und bed Gebrauches ber 
Klageformeln mußte die ipso jure eintretende progefualifche 
Gonfumtion ganz wegfallen, fo daß allgemein mur noch eine in- 
direct dur exceptio rei in judicinm deductae oder, wem 
ed zum Urtheil Fam, durch exc. rei Judieatne zu bewirfende 
Conſumtion galt, die freilich, wie gefagt, im Weſentlichen nur 
auf einem Umwege daffelbe wirfte, was die ipso jure eintre- 
tende. Allein auch dieſe indirecte Confumtion wurde allmählig 
mehr und mehr gemildert (ſ. 3.8. was Yuflinian m J. IV, 
43 de exoept. $40:0z3ählt), und verlohr fid noch vor Juſti⸗ 
nian in der fpäteren Zeit des Röm. Rechts größtentheitd, Na⸗ 
mentlich fielen auch die Fälle weg, in welchen ein abfolutorifches 
Urtheil Vediglich blos auf bie Wirkungen der durch bie Lit, 
Gont. herbeigeführten proz. Conſumtion fich befchränfte, bie Faͤlle 
bes causa eadere und der Progeßverfühbrung (5.32, 35). Denn 
bie Folgen der Pluspetition mußten fih mit dem Lntergange des 
Formelnweſens ändern; fie beſtanden nicht mehr im Verluſte der 
Sache (J. de act. 633 a. E. de except. $ 10); die Prozeß⸗ 
verjährung aber mußte fich mit dem Aufhören bed Unterſchieds 
zwiſchen judieia legitima und imperio continentia ändern; fie 


39) Daraus find z. B. folgende Stellen zu etklären a. D. XIV, 5 quod cum 
co qus in akiena potest. 1.465 XLVI, 1 de fidej. 2.27 pr. XLIV, 2 de 
esioept. rei.jud. 27. 11. pr.; b. C. III, 2 de judic, ost. 2D. XVI, ? de 
adm.. tut; 24665; c. D. XIV, 3 de instit. det. &.13pr. Braf. hierüber 
Bejonsers Keller a.a. D. 661, 64-69. - Auch die l.84 XLVI, 3 de solut. 
ſcheint hierher zu gehören; f. Fein im Arch. f. eiv. Prax. AXVI, ©. 374 f. 
wenn nicht überhaupt. Inſtinians Conumiſſion es mar, welche dfe utſprüngliche 
Safluug ver Stelle aus dem in Not; 21: Bemerkten Sennde Io änderte, wie nun 
bie een in den Pandecten lantet. 
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erlofch und wurde theilweiſe durch ganz andere Inſtitute zu erſetzen 
gefucht *0. 


40)’Einzelne Eonftitutionen der Imperatoren icheinen in ſofern an das alte 
Snftitut ſich angefchloffen zu haben, als fie Zeiten beftimmten, innerhalb welde 
Prozeſſe über gewifle Klage entſchieden feyn mäflen, widrigenfalls die Klage 
nicht mehr folle geltend gemacht werden können 3.2. C. Theod. II, 15 cst. 1 
(perpetuo silentio conquiescat,, in Beziehung auf die actio doli, wenn fie 
nicht vom verübten Dolus an in einem Jahre angebracht und von der Anftellung 
anin 2 Sahren entichieden fey; dieſe V.O. Conſtantins ſteht auch in C. Iust. II, 
20 de dol. cst8 abgekürzt und dahin geändert, dieactio doli müffe in 2 Zahrenar 
gebracht und entichieden feyn); daß Bleiches auch bei andern Privatflagen in 
Betreff ver Durchführung der Klage flattfand, deutet die angf. est 1 des Theod. 
Cod. an. Aehnlihe Terminefüriscalfachen enthalten. Theod. X, 1.cst.4,13 
XI, 30 cst. 415 aber fie icheinen blos Borichriiten für den Richter zu ſeyn und 
beftimmen fein Präjudiz für den Kläger. Bei ipäteren ähnlichen Friften dachte 
man jedenfalls nicht mehr an die mit der alten Progeßverfährung in Folge der 
Lit. Eont. verbunden geweiene Confumtion, fo in der Nov. 12 von Balens 
tinian III (wenn der Prozeß nicht in 4 Monaten entſchieden wird, foH ver Be 
Hagte von Deu Juſt an z abjolvirt werden und Erfatz der Kaſten erhalten, alſo 
ber Kläger nicht feine Klage verlichren, fondern von Neuem Hagen fönnen); 
ebenſo in einer ausführlichen Verordnung Juſtinians. In dieier (C. III, de 
jud. cst. 13) ſetzt er für jeden Prozeß als Regel die Dauer von 3 Jahren tet. 
aber nur theils als Pflicht des Richters , der bei Berzögerlichfeiten hart geftait 
wird, theils als eine Möglichkeit der Parthieen, durch ihr Betreiben hie 
Sache in 3 Jahren zu Ende zu bringen, und fo daß in manchen, Fällen auf 
bloße Inftanzentbindung eintrat, man alſo an eine coniumirende Wirkung der 
Lit. Cont., die mit einer bloßen Inftanzentbindung gar nicht vereinbar if, nidt 
mebr dachte (es it daher ungeeignet und führt leicht zu Verwirrung, dieſe Ich 
teren Inftitute, wie es von Manchen namentlich von Linde am unten anjıf. 
Orte geichieht, eine Prozeßverzährung zu nennen). Für den Fall aber, 
wenn feine Parthie die Sache betreibt, jomit eben der Prozeß Liegen Bleibt, 
war ſchon längft an die Stelle ver alten untergegangenen Prozeßverjährung und 
ihrer Folgen ein anderes Inftitut getreten, bie praescriptio XXX vel. X 
annprum, indem Theovofins II beſtimmte, daß, wenn nach der Litid Eonte: 
Hation ver Prozeß 30 Jahre lang liegen bleibe, jene praescriptio eintreten 
folle (Theod. Cod. IV, 14 ost. un.), Dieje Zeit erftredt Juſtinian in C. VII, 
39 de praesc. XXX vel. XL ann. cst. 9 auf 40 Jahre und zwar je, ba 
wenn nach der Inſinnation ver Ladung (fo jedenfalls nach C. VII, 40 de annal 
exc. cst. 1 $ 1 ost. 3) der Prozeß liegen bleibe, in 40 Jahren von. der letzten ge 
richtlichen (d. h. vom Gerichte oder von einer Barthie vor dem Berichte vor 
genommenen) Handlung au.jene praescriptio eintreten folle. Vgl. auch Linde 
in der Gießner Zeitſchr. I ©. 158—175, 179-—186. Dieſ⸗ praescriptio xl 
annor. nenne im angegebenen Falle Viele Verjährung ber Litispen 





— 
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Die legten Spuren der progeßualifhen Confumtion, welche 
fih bis in feine Zeit ald bloße Ruinen noch erhalten hatten, 
fuchte endlich Juſtinian in feiner Geſetzgebung theils durch 
Weglaffungen ‘und Interpolationen-*, theils, wie in C. VIII, 44 
de fidej. cst 28, durch ausdrückliche Berfügungen zu tilgen, 
Deßhalb finden wir au in Juſtinians Rechtsbüchern gar feine 
Erwähnung der exceptio rei in judicium deduetae und fen- 
nen überbaupt das Princip ber prozeffualifchen 
Conſumtion genauer nidht aus ihnen, fondern erft 
aus Gajus. 

Durch dieſe allmählig und im neueften Römifchen Recht 
vollends ganz berbeigeführte Aufhebung bes Principe der pro⸗ 
zeßualifchen Conſumtion mußten fi nun für das neuefle Röm. 
Recht die oben ausgeführten Einzelnheiten vSllig ändern und bie 
Sache ſich auf eine weſentlich andere Weife geftalten, wie fie 
aun aud in unfrem heutigen Rechte gilt. .Gerade aber 
in dieſer Hinficht dürften die Auffaffungen und Borftellungen ſo⸗ 
wohl bei den älteren ale bei neueren Giviliften Manches vers 
miffen laſſen; bei ben Aelteren, weil fie eine Reihe von Panbec- 
tenſtellen mißverſtehen mußten, indem bie. wahre Bedeutung 
derfelben nur durch Auffchlüffe, wie fie und Gajus erft feit eini- 
gen Jahrzehnten gab, erfannt werben konnte; bei manchen 
Neueren, inbem fie theild diefe Auffchlüffe nicht gehörig beadhte- 
ten und benügten, theils dem abgeftorbenen Inſtitute ber pro⸗ 





ben; um unterſcheiden fle beſonders von der ſ. 9. Klagenverjährung (fo auch 
Linde a. a. O.). Allein abgefehen davon, daß Verj. der Litispendenz gar 
fein gehörig bezeichnender Ausdruck if: io iſt jene Verjährung fein prittes In⸗ 
ſtitut, jondern, ſofern es fich nicht von einer Erſitzung hanbelt, nichts anderes, 
als ein Fall ver gewöhnlichen, (freilich auch nicht ganz. der Sache entiprechend 
fo genannten) Rlagenverjührung d. h. eine Magenverfäßrung in dem Falle, 
wenn nach ber durch Einleitung des Prozeffes gefchehenen Unterbrechung ver 
Berjährung diefelbe durch Liegenbleiben der Sache von Neuem begonnen hat. 

41) S. 3. 3, oben Not. 16, 17, 18a, 19, 20 a. &., 21, 25, 27, 30a a. E. 
Nur war feine Commiſſion hier nicht immer gehörig aufmerfiam und nahm 
auch in Die Pandecten unverändert noch einige Stellen auf, die blos Ausflüffe 
des alten aufgehobenen Rechts enthalten. Vgl. Net. 27. Hierher gehört 
namentlich auch die vielfach mißverſtandene Z 84 D. de V. O. (j. S. 41) und 
die L 57 pr. de.solut. (Rot. 32). 
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zeßualifchen Conſumtion auch um heutigen Redt noch Wirkungen 
beilegen wollen, 

Es wird deßhalb von Wichtigkeit ſeyn, Das, was noch 
jetzt gilt, in genauerer Beziehung zu dem oben näher darge: 
fiellten Röm. Recht ausführlicher nachzuweiſen. 

A. Bon einer wahren Novation, weiche durch Litis 
Gonteftation begründet worden wäre, und einer Conſumtion 
- des anhängig gemachten Anſpruchs Tann jest gar nicht 
mehr die Rede feyn, Zwar wird‘ in den Schriften übe 
unfer heutiges Recht noch häufig das Gegentheil gelehrt. Def 
unfre älteren Zuriften gewöhnlid von einer dur bie Lit. Cont. 
bewirkten Novation fprechen, über biefe aber freilich nicht recht 
ing Neine kommen Tonnten, erklärt fi), weil fie die wahre Be 
siehung ber J. 29 d. novat. (oben Not. 6) nicht fennen Fonuten, 
die wir erſt Durch Gajus fenmen Iernten. Aber auch in be 
Schriften der neueften Zeit wirb noch. für das neuefte Römiſche 
und unfer geltendes Recht von einer wirklichen Novation gefpre 
deu, welche die Lit. Cont. enthalten foll, und finden ſich Anklänge 
von ber prozeßnaliſchen Eonfumtion und Bermifchungen berfelben 
mit dem Geltenden und in der Natur der. Sade Liegenben, ſo 
daß es vollfommen begründet if, wenn Frande fagt: „Bir 
„sehen in neueren eiviliflifchen wie prozeßunlifchen Schriften bie 
„prozgeßunlifche Gonfumtion der Klagen bingeftellt und Folgerun⸗ 
„gen daraus abgeleitet, ganz: fo, als ob biefelbe jetzt geltendes 
„Recht fey, ein Verfahren, bei dem. leicht zu befürchten ift, daß 
„antiquirtes und. geltendes Recht zu mißgeflälteten Theorien 
„verſchmolzen wird.“ Ep, um nur.wenige Beifpiele anzuführen ”, 








42) Zu weit gehen in bieier Beziehung unter Anderen auch Kterulff Eivilr.! 
©. 2741. Puchta Pandectenr. 3 Aal. $ 292, au Bayer Vorträge über 
Givilproz. 7. Aufl. S. 336 f.. Der Leptere führt a. a. D. in fieben Nummer 
(Rr. 2 —8) einzelne Wirkungen, welche die Lit. Cont. im neueſten Roͤmiſchen 
und im heutigen Recht haben ſoll, an (Wirkungen , welche blos in mubifeiren: 
ven Einflüffen auf das fireifige Mecdkksverhältnig beitehen, aber eine wahre Ro⸗ 
vation deſſelben nicht bilden nad wach dem anerkannten Begriffe von Novation 
im eigentlichen Sinne wicht bilden fönnen) und ſetzt außerdem under Kr.1 old 
erde Wirkung „Novation der Forderung, über welche Lis conteftitt wurde.’ 
Allein daß auß er jenen beſondeten Wirkungen, welche feine'wahre Noualin 
begründen, die Lit. Eont. im neueſten Römifchen umd in unſrem Nedhteine 
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ſagt ſogar Mühlenbruch (Pandeet. 6 444) vom heutigen 
Röm. Recht: „durch die Litis Conteſtation wird immer noch 
„eine neue Obligation gleichwie durch einen Contract zwiſchen 
„den Parthieen begründet.... Die Litis Conteſtation be⸗ 
„gründet alſo eine Novation, welche zwar das alte Klag⸗ 
„fundament formell zerſtört, materiell. aber das Klagrecht 
„in der Regel verbeſfert.“ Kür dieſe formelle Zerſtörung bes 
KRlaafımdamentd wird von Muͤhlonbruch kebiglich angefüthhrt die 
Stelle aus Gajus, welche von: der proz. Conſumtion ſpricht 
(Gajus III, $ 180, 181), als ofr. von einev Anwendung dieſes 
Princips im neueſten Röm. Recht und in unſrem heutigen 
Recht noch irgend die Rede ſeyn könnte! Sieht man aber weis 
ter, wag Mühlenbrucy als rinzelne Wirkungen diefer angeb- 
lichen durch Pit. Cont. herbtigeführfen Novation anführt: fo find 
biefe Wirkungen theils folche, die nad berit. nrueſten Röm. Recht 
gar micht an die Lit. Cont., fondern fdyon an bie Mittheilung 
der Klage Can die Ladung) ‚gefnüpft ſind, theils ſolche, welche 
rine neue Obligation an der Stelle ber alten gar nicht. ber 
gründen, fondern blos in gewiſſen Mobifcationen des Rechtsver⸗ 
hältmifles, über welches prozeffirt wird, beſteben. ‚Allerdings knüpft 
auch noch das neueſte Rom. Recht am Die Lit: Cont. Wirkungen 
der Tedteten Art; durch fte wird aber bie alte Oligattkon wmicht 
umgewandelt, fondern nur in manchen Beziehungen verflärkt, ge⸗ 
fihert oder ausgedehnt, 3. B. bei geroiffen Klagen, die ‚auf bie 
Erben an fish nicht übergeben, dieſer. Uebergang geſichert und 
dergl. (XIII. Erõrt.), ſo daß on einer wahren Navation ‚gar 
nicht die Rede ſeyn kann, ſondern bloo (und man! in ſehr be⸗ 
ſchraͤnkter Beziehung) von Dem, was uſte Doetrin novatio 








a | 1 tt, 

währe Novation ver Borkerung Aagaiensen. toll, iR —8* ‚im KFexte wiberlsgt. 
Sollte aber Bayer nuter ar Nesation Wos:die von ihm unter Mr; 2-—B angeff. 
beſo nderen Wirkungen verſtanden, alin blos inſoweit eine ſ. g. cumulative Nova⸗ 
tion angenommen haben; jo tũ daug nicht einguiehen wie neben dieſen Wir⸗ 
kungen noch als weitere beſondere Wirkung die Novation angeſführt wich, 
und man möchte dann fragen, was denn noch außerdem ubvirt werde. Wenn 
dabei Bayer, füt die Behauptung eines novirenden influffes ver Lil. Gont. 
auf Sintenis Krlöutt: 8,1 ©; 174 verveict: fo if zu Bemesioh, deß Sintenis 
ſich gerade gegen einen ſolchen ein erklaͤrt. 


‘ 
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camulativa nennt, was aber das Roͤm. Recht niemals novatio 
hannte, eben weil dabei das alte” Rechtsoerhältniß im Weſent⸗ 
lichen unverändert befteben bleibt.*, . 

In ähnlicher Weife, wie. Mühlenbruch, fagt, um noch mit 
einem weiteren Beifpiele und in. Beziehung auf eine fpeziele 
Frage dad Bemerkte zu belegen‘, v.: Madai in feiner Schrift 
über die Dora $ 67: „die pargatio morae ift überhaupt nur 
„zuläffig bis zu erfolgter Lit. Cont.; ed erklärt ſich dieß aus der 
„eigenthümlichen: Natur der Litis Gonteftation. Diefelbe enthält 
„nämlich jederzeit eine Rooation“ (au im neueflen Röm. 
Recht ? aud bei uns? — angeführt A Mühlenbruch Ceſſion 
©. 35); „an die Stelle: der urfprüngfichen Obligation ift ein 
„andere (7) getreten, burch Die der Exeditor einen beſtimmten An- 
„ſpruch erhält auf omne id, quod oflicio judieis debetur. 
„Das Anbieten. des Gegenftandes der urfprünglichen Obligation 
‚Kann demnach den verflagten morosus nicht mehr von ben nad; 
„theiligen Folgen der mora frei machen; denn er vfferirt jeßt 
„Nicht mehr omne id, quod creditori debetur.” Was hie 

J Le. 

43) In einer entgegengefehten Beziehung iſt es zu weit, wenn Bolle 
Kivilproz.-Ordnung Br. J S. 510 bemerkt, „daß ſchon gemeinrechtlich nad 
„unfren-heutigen Prozeßgrundſätzen von einer durch Lit. Cont. begründete 
„nothwendigen cumulativen Novation nicht mehr die Reve jeyn könne.“ Bon 
einer cumulativen Novation d. 5. einen mopiflcirenden influffe auf bei 
Rechtsverhältniß, ohne daſſelbe felbft irgend aufzuheben und ein anderes u 
feine Stelle zu jegen (dieß verfteht man ja unter cumulativer Rovation, inden 
man dabet-vem Worte Novation einen Sinn gibt, den es freilich im Roͤm. R 
nirgends ht), Tann allerdings im neueſten Roͤmiſchen und in unirem heutigen 
Recht die Rede ſeyn; denn einen fulhen Einfluß Hat ja die Lit. Cont. Nur voꝛ 
von einer wahren Novation kann nicht mehr die Rede feyn und blos von diel 
fpricht auch die Stelle des Acch. f. eivilift. Prar., auf welche Bolley fich beruft. 
Daß eine except. rei in judicium deductae auch in unirem Recht noch gell 
wie dieß auch v. d. Pfordten im Ach. f. civiliſt. Prax. Bo. XXIII ©. 152 
behauptet, ift allerdings richtig, wenn man bie f. g. Einrede der Litispendenz ſo 
nennen will; denn nur in dieſer blos prozeß ualiſchen auf das materielle Recht 
einflußlofen Beziehung kann bei uns noch von einer exc. rei in jud. deductae 
bie Rede ſeyn. Uebrigens fennen wir diefen Namen erſt aus Gajus; in Juſti⸗ 
nians Quellen wird dieſe Einrede nicht berührt; denn die 1.5 d. excopt. rei 
jud, enthält nicht, wie man gewöhnlich annimmt, eine Spur von ihr. S.v. 
Bethmann-Hollweg in der Tübinger krit. Zeitfchr. f. R.W. Br. V. ©. 85. 
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Madai ſagt, iſt eine Verwechslung völlig antiquirten Rechts (und 
zwar eines Rechts, das ſchon zu Gajus Zeiten von vielen Röm. 
Juriſten verworfen war) mit noch geltendem, und zubem nod) 
in einer fo ausgedehnten Anwendung bes antiquirten Rechte, wie 
fie bei den Römern nicht einmal von benfenigen uriften ge- 
macht wurde, bDie.sein ſolches Recht vertheidigten. Zwar beruft 
fh Madai auf 4:84 D. XLV, ı d.V.O. Allein diefe Stelle 
ift (wenn fie nicht vom einer Eonventionalfirafe handelt, in wel- 
chem Falle fie dann :aber auch Tem Beleg für das von Madai 
Behauptete wäre) ‚gerade nichts Anderes, als eine Spur ber 
ftarren Art und Weiſe, wie.mande ältere Römiſche Juriſten das 
Princip der Progeßeonfumtion, aber keineswegs bei allen fon- 
dern nur bei gewiffen Rechteverhältnifien,,. behandeln wollten, 
und zwar einer Weiſe, Die von anderen Roͤm. Juriſten entichie- 
den verworfen wurbe (oben &. 25,26), und zum Weberfluffe wie⸗ 
derholt noch Juſtinian ausdrücklich diefe Verwerfung (Not. 32). 
B. Eine.vom Inhalte des gefällten richterlichen Urtheils 
ganz unabhängige Confumtion bed zum Gegenflande des Pro- 
zefles gewordenen Anſpruchs duch Litis Eonteflation oder 
Urtheil fennt das neuefle Römiſche Necht nicht mehr und kennt 
noch viel weniger unfer heutiges Recht. Es Tann deßhalb von 
der oben ausgeführten negativen Function der exceptio rei 
judicatae in ihrer lediglich durch die confumirende Wirkung ber 
Litis Gontefiation befimmten Beziehung, in welcher ſi e bie Stelle 
nicht mehr die Rede keyn, und Die Spuren, die von einer 
ſolchen Functivn jener Einrede in einzelnen Stellen des Corpus 
Juris fich noch finden, find.baher bei und als unpraftifch zu, behan- 
deln, wie fie fchon im Suftinianifchen Recht unpraftifh waren. 
Ebenſo wenig kann man in unfrem Recht von einer eigentlichen 
Novation bed zum Prozeffe gebrachten Nechtöverhältnifies 
fprechen, die buch das condemnatoriſche richterliche Urtheit be⸗ 
wirkt werde. 

Sowohl Jenes aber ale Diefes ſcheint nicht gehörig aner- 
kannt zu werden. Seit der Auffindung von Gafus wollen 
Biele der durch die Lit. Cont. beftimmten negativen Function des 
richterlichen Urtheils, die daſſelbe ferbfiftändig neben. feiner Poſiti⸗ 
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ven hatte, wenigſtens in manchen Fühlen auch noch im neuefen 
Römischen und fomit in unfrem heutigen Recht Geltung und 
praftifche Bedeutung geben. Wan vergleiche nur z. B. v. Van⸗ 
gerow Pandect. 54173 Nr. 1 amd hund Göſchen Borlel, 
6 472 und 165. Und ebenfo werd noch ganz gemöhnlich von 
einer Novation geſprochen, weiche das richtenliche Urtheil bewirke. 
Aleln bei genauerer Betrachtung der Sache dürfte ſich ſowohl dad 
Eine wie das Andere als unrichtig ergeben. 

Im .neueften Römiſchen wie in unfrem heutigen Mecht kam 
blos von der oben S. 8 berührten poſitiven Function bes rid: 
terlichen Urtheils und blos infoweit von eiter negativen, ald 
überhaupt in jebem Pofttiven, wenn es ausſchließlich gefegt wird, 
ine Negation alles Anderen liegt, die Rede feyn. Dieſe poſitive 
Function befteht darin: der ‚Inhalt des vechtskräftigen Urtheils 
gilt pro veritate; Das, was das Urtheil ansfagt und feſtſtell— 
gilt von jegt an unter den Parthieen und ihren Rechtsnachſol 
gern; das zur Enticheidung gebrachte Rechtsverhältniß gilt aljo 
gerade in der Art unter ihnen, wie es durch das. Urtheil au 
geſprochen warden aſt. Dieſe poſitive Function iſt aber natürlich 
excluſip d.h. nur dieſer Inhalt gilt unter dew. Parthieen, fofern 
das Urtheil über das zum Prozeffe gebrachte Recht ſelbſt einen 
Ausfprud enthält; das urſprüngliche Rechtöverhältuig kann gerade 
fo, aber auch nur infoweit, wie es durch das Urtheil feſtgeſtell 
ift, unter den Parthieen geltend gemacht werben. Deßhalb Fam 
namenslih Dur die exc. rei ‚judioatae jede Erneuerung de 
prozeßualiſchen Verhandlung über dert früheren Anſpruch abge 
wieſen und auf bie Eriftenz der ſchon gegebenen richterlüchen 
Entfiheidung und den pofitiven. Inhalt derfelben, ber die Sache 
auf. eine .nnumftößliche Weife feftftelle,. provooirt werden. Dief 
iſt die poſitive Wirkung oder Function bes vichterlichen Urtheils 
(mit dem Negativen, das in jedem excluſiven Poſitiven Liegt). Auer 
dem hatte nach dem älteren Roöm. Recht das Urtheil noch eine 
zweite ſelbſtſtändige negative Function, welche von ſeinem poſitiven 
Inhalte ganz unabhängig war, indem auf das Urtheil, wie es 
auch lauten mochte, jedenfalls die eonfumirende Wirkung, 
welche bie Lit. Cont. auf das Rechtsverhältniß hatte, übergetragen 
wurbe Cd. h. wenn es zum Urtheil Fam, konnte die exe. rei jud. 
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auch dazu bemützt werden, ſene Witkung der. Lit. Cont. geltend 
zu machen) und daher, wenn es einmal zur Lit. Cont. gekommen 
war, das alte obligatoriſche Rechtsverhaͤltniß wicht . mehr ander⸗ 
weit geltend gemacht werden konnte. Alten dieſe befondere Wir⸗ 
fung (foweit fie nicht ſchon im pofitiven Inhalt bes Urihells Legt) 
fann .bei nnd ein richterhiches "Urtheil aus. dem. einfachen Grunde 
aicht mehr haben, wert fie blos die Folge eines unterzegangenen 
Imſtituts, ver durch Litis C onte fa. tio n bewittten prozeßuatiſchen 
Conſumtion, war. 

Dieſes Reſultat beſtͤtigt ſich, ſawehin wenn man bie einzel⸗ 
nen Hauptgatkungen der Urtheile, als wenn man bie einzelnen 
praktiſchen Folgen, welche die alte prozesauiſche Conſumuion 
hatte, ins Auge faßt. u 

Bas zʒmaͤchſt das Erſtere berrift: fo Ä 

4. kennt unſer heutiges Recht, wie ſchon das Juſtinianiſche, 
abſolutoriſche Urtheile mis einer blos ronſumirenden Function 
(S. 32 Nr. 2) nicht. Wird man anf eine verzögerliche Einrede zur, 
Zeit oder auf eine ungeſchickt abgefaßte Klage angebrachter⸗ 
maaßen abgewieſen: ſo hat das Urtheil blos die poſitive Wirkung, 
die in feinem Inhalt ligt d. h. ſokange das Hinderniß, wegen 
deſſen man abgewieſen wurde, beſteht oder der Fehler nicht be⸗ 


richtigt iſt, kam man. den Prozeß nicht erneuern; iſt aber das 


Hinderniß weggefallen oder der Fehler berichtigt: ſo kann ohne 
Weiteres die alte Klage wieder erhoben werden; ſie iſt weder 
duch die Bis Conteſtation noch durch das Urtheil des früheren 
Prozeſſes conſumirt worden. Dieß wird auqh allgemein zuge⸗ 
fanden. * 


—— — — — — — — — — —— 

44) Bgl. auch unten Nr. UL Nur in einem Falle it das Verbaͤltniß auch 
jeßt noch dem ähnlich, welches im älteren Röm. R. beim causa cadere 
(S. 32) eintrat, nämlich wenn der Beklagte blos eine ſolche Einrede hat, welche 
nicht gegen das Recht des Klägers an ſich, ſondern blos gegen die Klagbarkeir 


dieſes Rechts geht. Wien der Klliger blos anf eine folche Cinrede Hin abge⸗ 


wiejen: jo wirkt natürlich das Urtheil blos gegen diefe Klagbarkeit, aber nicht 
gegen das Recht an ſich; z. B. wenn Semand, ein einem Hausſohne gegebenes 
Gelddarlehen einflagt und mit der exc. SC. 'Maced: abgewiefen wird ; denn 
bier wird nicht ausgeſprochen, daß der Gläuͤbiger Fein Recht an den Hausfohn 
babe; fondern wur, daß er dieſes Recht nicht klagend verfolgen koͤnne; vie 
obligatio naturalis bleibt hler nnangelaſtet. J 
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2. Wird der Kläger abgewieien, weil bad von ihm m An 
ſpruch genommene Recht ſich als nicht begründet erwies: ſo 
handelt es fid) auch hier blos vom pofiticen Inhalt bed Urtheils 
und deffen Folgen. Der Ausiprud, daß der Auſpruch bes Lia⸗ 
gers nicht begrümbet und der Bellagte nichts ſchuldig fey, gilt nun 
pro veritate, unb nur foweit in dieſem Poſitiven auch ein Ne 
gatived liegt, hat das Urtheil auch eine negative Funciion. 
Würde daher der Kläger feinen alten Anfpruch wieder vor Ge 
richt erneuern: fo Tann der Beflagte mit der exe. rei jud. jede 
weitere den alten Prozeß erneuernde Berbanblung darüber ein- 
fach abweifen (J. de except. $ 5), weil Etwas, was jenem 
pofitiven Inhalt des Urtheild widerſpricht, nicht mehr verfolgt 
werden kann. Neben diefer Wirkung des Urtheils beſteht aber 
nicht nody ein von dem Inhalt des Urtheils ganz unabhängige? 
felbfifländiges negatives Element veflelben, wie im älteren Römi- 
ſchen Red. Die wird uun aber gerabe für manche Fälle ge 
läugnet. Namentlid behaupten Manche noch jest die Geltung 
eines ſolchen Elements in dem Falle. der I. 7 pr. D. XLIV, ? 
de exc. rei jad., weil bier allgemein gefagt if, wer mit ber 
Klage auf dad Ganze abgewieſen worden fey, könne ſtets, wen 
er nachher einen Theil davon fordern wolle, mit der exc. rei 
jad. zurüdgewiefen werden. So fagt 3. B. v. Bangeron 
Pandect. I $ 173 Nr. 1 ©. 205, dieſe Entſcheidung laſſe fid 
allerdings aus der pofitiven Function der exc.r. j. nicht ableiten, 
„weil es ſich fehr wohl vertrage, daß Jemand nicht Eigen: 
„thümer des Ganzen, wohl aber eines einzelnen Theils fey, 0 
„Daß alfo die fpätere Klage mit dem Refultat des früheren Ur: 
„theilß gar nicht im Widerfpruche fiebe; wohl aber recht⸗ 
„fertigen fih jene Entfheidungen aus ber negativen 
„Function der exc. r. j., weil der Kläger, indem er das Ganze 
„einforderte, fein ganzes Recht in judicium deducirt habe, wo⸗ 
„Durch dann auch eine Confumtion biefes. ganzen Rechts herbei: 
„geführt werben müſſe.“ Bergleicht man, was bier Bangerow 
fagt, mit Dem, was er auf der unmittelbar vorhergehenden Seite 
bemerkt: fo muß man annehmen, daß er bier noch geltendes 
Recht geben mollte. Allein wenn Jenes noch gelten, würde: fo 
»üßte man überhaupt die prozeßualiſche Conſumtion noch für 
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ein praftifches Inſtitut erflären, während Juſtinian ganz entfchie- 
den von dem Gegentheil ausgeht; man müßte fie gerabe für 
Fälle noch als praftifch erklären, in welden Juſtinian und fihon 
ein Borgänger vor ihm ganz fpeciell fie für: unpraktiſch erflärten. 

Wenn nämlich der Richter ausſpricht, daß der Kläger gar 
fein Recht in Beziehung auf den in Anfpruch genommenen Ge- 
genftand habe (alfo weder aufs Ganze noch auf einen Theil): 
fo kann allerdings der Kläger fpäter auch nicht einmal einen 
Theil des Eingeftagten fordern; denn bier fteht ihm fchon ber 
poſitive Inhalt des Urtheils, welches erklärt, daß er überhaupt 
gar nichts zu fordern habe, entgegen, und der Beflagte fann mit 
ber exc. r. j. biefen. Inhalt geltendmachen *°. Wer z. B. mit 
der hereditatis petitio Die ganze Erbſchaft verlangte und ab⸗ 
gewiefen wurde, weil er gar nicht Erbe fey, kann natürlich ſpaͤter 
nicht wieber wegen eines. Theild der Erbfchaft gegen den frü- 
heren Beklagten auftreten. Völlig anders ift e8 dagegen, wenn 
ber Richter die Klage blos theilwe ſiſe unbegründet findet, alſo 
den Kläger deßhalb abmweist, weil er auf das Gange geflagt 
habe, während diefes nicht in feiner ganzen Ausdehnung ihm 
zuftebe; 3. B. wenn Jemand mit. der Erbfchaftsflage die ganze 
Erbichaft vom Beſitzer verlangt, der Richter ihn aber mit dieſer 
Klage abweist, weil er nicht Erbe des Ganzen fey. Hier geht 
der pofitive Inhalt ded Urtheild blos dahin, daß dem Kläger 
nicht am ganzen Nachlaſſe ein Erbrecht zuftehe, und dieſen Inhalt 
kann jedenfalls der Beklagte, falld wieder ein Anfprud auf dag 
Ganze gegen ihn erhoben würde, mit der exe. rei jud. geltend- 
machen. Allein diefer pofitive Inhalt des Urtheils (und die Ne⸗ 
gation, die lebiglih aus ihm folgt), hindert den Kläger nicht, 
fpäter mit einer neuen Exrbfchaftsttage fein. theilweifegs Erb» 
recht zu verfolgen, eben weil er dadurch mit dem Inhalt des 
Urtheils durchaus nicht in Eonflict fommt. Hier trat aber nun 
im älteren Rom. Recht die vom Inhalt des Urtheils völlig uns 
abhängige negative Wirfung der Litis Conteflation [die in 





45) Nur if hier wohl zu beachten, was Theil des Beforberten it und was 
nicht in die Kategorie eines Theile gehört (Not. 16). Vangerow fcheint auch 
Diejes nicht gehörig zu untericheiven, wie aus jeinem Beiſpiele mit den Balken 
eines Schiffes zu fchließen ifl, . 
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der Denenuung bes Rechtsmittels dann auch auf das erfolgend: 


Urtheil übergetragen wurde) entgegen; denn durch Die Lit. Cont. 
mar der ganze in jus bedueirte Anſpruch conſumirt und Fonnte, 
mie auch das Urtheil lauten mochte, ſpaͤter nicht mehr verfolgt 
werden; dieſer Anfpruch erſtreckte ſich aber über Me Erbfchaft 
überhaupt und fo war daher jeder bie Erbſchaft betreffende An⸗ 
fpruch veriohren. Aus Diefen Principien floßen- die Entfcheibun- 
gen ber von Bangerow angeführten Stellen. Allein wenn 
man aud ganz davon abfehen wallte, daß dieſe letztere Wirkung 
mit der alten prozeßualifchen Sonfumtion überhaupt fakken mußte: 
fo fcheint überfehen zu werden, daß Juſtinian nad ausdrück⸗ 
lich jene Wirfung für aufgehoben 'erllärte. Wer nämlich ein 
Recht auf einen Theil hat, aber das Ganze einfiegt, begeht eine 
Pluspetition und nach den Grandiägen das: älteren Rõſmiſchen 
Rechts mußte diefe. nicht blos den Verluſt: des "vorliegenden Pro⸗ 
zeffes, fondern auch den Berluft der Möglichfeit, mit einer be- 
richtigten Ringe .aufzuiweten, nach ſich ziehen (S. 13); Zuflinian 
aber erflärt (J. de act. $,33, 24), daß ſchon durch Kaiſer Zeno 
dieſe Folgen der Pluspetition aufgehoben werden feyen, und be- 
fimmt für den genannten Fall ale nachtheilige Folge für den 
Kläger nur ben dreifachen Erſatz des dem Beklagten durch bie 
Pluspetition eiwa zugegangenen Schabend. Der Rübter hat da: 
ber in einem folchen fall in ber Hauptſache dem Kläger ben 
Theil zuzuertennen, auf ben ſich wirklich fein Recht exſtreckt, und 
follte ex ihn au augebrachtesmaagen abweilen: jo wird bem 
Kläger dadurch nicht benommen, mit einen berichtigen und auf 
. den ihm zukommenden Theil. hefihrantten Klage nachher. wieder 
aufzutreten, ebem weit. bier von einer progeßualifchen Conſumtion 
des Rechts des Klägers nicht weiter die Rebe feyn fann. Wir 
müffen daher Stellen, wie die 3, 7 cit. und ähnliche, vom Stand⸗ 
punfte des Zuftinianifchen und heutigen Römiſchen Rechts aus 
durchaus in dem Sinne nehmen, daß fie nun nur van ſolchen 
Fällen gelten, in welchen ber. Hläger aus Dem Grunde ahgewie⸗ 
ſen wurde, weil er überall gar kein Recht in Beziehung auf den 
Gegenſtand habe, 


46) Würde man Das zugeben, was Bangerow behauptet: To müßte man 
auch bei einer Forderung, welche auf jährliche Leiflungen gebt, wenn die Forde⸗ 
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3. Auch das condemnatoriſche Urtheil wirft bei und 
nicht weiter, als in feinem poſitiven Inhalte liegt (ſ. unten Lit. C., 
befonderd Nr. 2 u. 4). Die wird aud hier meiſt zugegeben. 
Dagegen wirb nod viel von’einer Novation gefprocdyen, bie 
ein ſolches Urtheil enthalten fol. Allerdings feßte zur Zeit 
des Röm. Formularprozeſſes das condemnatorifche Urtheil an die 
Stelle der urſprünglichen Obligation in der Regel eine ganz 
andere, fo daß in’ den Fällen ber ipso jure eintretenden pro- 
zeßualiſchen Confumtion hier eine wahre. Novation vorhanden 
war; die urfprüngliche Obligation, aus der geklagt wurde, wird 
durch die Lit. Cont. confumirt und an ihre Gtelle, worauf fie 
auch gehen mochte, eine: bedingte Obligation auf Geld geſetzt 
und dieſe Durch das condemnmtortiche Urtheil purificirt. Dieß fiel 
ſchon zu Juftiniand ‚Zeiten beinahe ganz weg; die Lit. Cont. ers 
zeugte feine Conſumtion ber urfprünglicden Obligatton mehr und 
ber Richter hatte, wenn bie Ringe begründet gefiinden wurde, in 
der Regel auf bie Leiſtung des urfprünglich gefihuldeten Ge- 
genſtandes zu erbennen (H.11 ©. 20), und bei ung. gilt dad Letziere 
ganz allgemein (H. I S. 25). Hiernach Tann vom Standpunkte bes 
neueften Roͤm. Rechts und vollends vom Standpunkte unfres heus 
tigen Rechts nicht mehr von emer eigentlichen Novation Buch 
richterliches Unheil *° a geiproshen werden. Zwar fagt ſelbſt nor 
Savigny Syſtem V ©. 325 vom neueftlen Römifchen und vom 
heutigen Recht: „das rechtskraͤftige Urtheil enthält der Sache 
„nach eine wahre Novation, da es ſogar ben urſpruüͤnglichen 
„Anſpruch ganz umbilden kann; ed führt auch geradezu den 
„Namen novatioz” angeführt wird bafür cst. 8 pr. C. VII, 
54 de usur. rei jud. Würde ed der Saoche nad eine wahre 
Novation enthalten: ſo wären damit manche Beftimmungen bed 
rung überhaupt befteisten und deßhalb eingeklagt wird, behaupten, daß ver Klis 
ger, wern auf Zahlung ber fälligen Leitungen geſprochen wird, das Recht auf 
bie iyäter fällig werdenven verlohren habe, „weil ja das ganze Recht in jud. 
„deducirt jey und jomit eıne Gonfumtion des ganzen Rechts herbeigerührt wer: 
„den müffe,“ was doch wohl Niemand für unfer praltiſches Recht mehr anneh: 
men wich. 

468) Auch im älteren Röm. Recht wurde die Novation nicht erſt durch vud 
Urtheil jondern durch die Litis Eonteftation begründet. ©. 6 7. 9. 
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neueſten Röm. Rechts, namentlich die cst. 28 de fidejussorib., 
ganz unvereinbar. Allerdings. fann durch das Urtheil ber ur: 
fprüngliche Auſpruch des Klägers umgebildet werben, fowei 


er fich nämlich tbeilweife unbegründet zeigt; allein davon han . 


delt es fich bei der Frage von einer Novation nicht, fondern blos 
davon, inwieweit bas urfprünglide Recht des Klägers aufge: 
hoben und ein anderes an feine Stelle gefegt wird. Auf dieſes 
Recht wird bei ung ftets erfannt, foweit ed von dem Richter alö 
begründet erfunten wird; foweit er ed aber, ſey es mit Recht 
ober mit Unrecht, nicht als begründet erfinbet:;und daher auf 
ein Weniger ald angefprochen wurde erkennt, lann man bief 
doch vom Standpunfte des Gefeges aus nicht eine Umwandlung 
des urfprünglihen Rechte nennen; denn es ft nun, da dad 
rechtöfräftige Urtheil formelle Wahrheit bildet, eben anzunehmen, 
daß das Recht urfprünglicd) in einer anderen Weiſe gar nicht beflan: 
ben babe; das Urtheil iſt dann nur eine Jurüdführung bed An- 
ſpruchs auf den eigentlihen Beftand bes Rechtsver— 
bältniffes, ein Ausfprucd des wahren Inhalts des Lepteren, 
entkleidet von ben unrichtigen und unbegründeten Juthaten, meld 
der Kläger in feiner Klage felnem Anfpruche ‚beigefügt hatte. 
Was aber die von Savigny angeführte est. 3 betrifft: ſo 
dürfte diefe gerade beweifen, daß Juſtinian nicht mehr vom Ge 
fihtspunfte einer eigentlichen Novation ausging. Wenn nämlid, 
Jemand Kapital und Zinfen einflagte und ber. veruriheilte Dr 
klagte nicht zur rechten Zeit das im Urtheil ihm Auferlegte zabltt 
und nun bie Frage von den usurae rei.judieatae entfland: ſo 
mußte im älteren Röm. Recht der Verurtheilte bier der Sadı 
nad. Zinfen auch aus den Zinfen bezahlen; denn. der Juder 
mußte in feinem Urtheil auf eine beflimmte Geldſumme, auf 
den ganzen Betrag von Kapital und Zins in einer Summe 
erfennen und diefe ganze Summe, auf welche nun die neue durch 
Lit. Eont. und Urtheil begründete Obligation ging, mußte null 
vom Bellagten, wenn er die gefeuliche Zahlungsfrift verſäumte, 
verzindt werden. Für die Zeiten des fpäteren Roöͤm. Rechts war 
aber ein ſolches Verfahren unzuläßig und deßhalb fagt Juſtinian, 
ſichtlich in Rüdfiht auf das Ältere Recht, wenn: auch ‚novalur 
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judicati actione prior centractus: fo mäfle man body das 
urſprünglich gefchuldete- Kapital und bie: Zinſen genau trennen wıb' 
blos von Jenem, nicht aber von Diefen, ‚feyen usurae rei judic. 
zu zahlen. Ueberhaupt aber fonnte gerade für Fälle ſolcher Aut 
Zuftinian von einer eigentlichen Novation nicht ausgehen, da nach 
feinen Beſtimmungen da, wo es ſich son Sachleiſtungen handelt, 
nicht auf ihren Gefowertp, fondern auf die Sachleiſtung ſelbſt 
zu erfennen if. ' | 
Allerdings iſt bie Audicaik actio, ‚welche aus dem condem⸗ 
natoriſchen Urtheil entſpringt, etwas Neues, und nur inſofern, 
als fie. dieſes if, Tann mon uneigentiich. von. einter Novation 
des. alten Recdtsverhäktniffes im: Yolge des Uriheils ſprechen. 
Zwar fl es das alte urſprüngliche Rechtsverhaͤlmiß welches un⸗ 
geändert beſtehen bleibt, ſoweit es im Urtheil begründet erfun⸗ 
den wurde, Allein mit der alten Klage Tann der Kläger den 
Anſpruch, über weichen erfannt wurde, nicht erneuern. (ſie könnte 
durch eine excoptio: rei judic. abgewiefen werden). Dieß aber 
nicht deßhalb, weil fein aites Rechtsverhältniß conſumirt wäre, 
fontern weil er dadurch wieder zweifelhaft machen und einer 
neuen Unterſuchung unterwerfen würde, was durch das Urſheil 
als ganz unzweifelhaft und formell wahr  fefigeftellt iſt, weil er 
alfo den pofitivon Inhalt des Urteils angreifen würde. - Durch 
das Urtheil aber bekommt er eine neue formelle vom Staate 
feſtgeſtellte und geſchuͤtzte Anerfennüng feines Rechts, welche nun 
die alleinige Norm für. fein Rechtsverhaͤltniß bildet, und um ‚bier 
ſes geltend zu: machen, wird:ihm æine beſondere Kahe, eine per⸗ 
ſönliche judicati aotio gegeben — allerdings ein neues Recht s⸗ 
mittel, aber lediglich um gegen den ’Beflägter Vie’'akte Ott: 
gation, nur ohne neue prozeßualiſche Verhandlung derſelben, ‚zu 
verfolgen, foweit. fie. wirklich für begrünbet ı erfannt war. ‚Während 
daher die judicati actig, im: Älteren: Röm. Reh. dad Rechts⸗ 
mittel aus der neuen, Durch Lit!Contaumnd Urtheil begränbeieh, 
Reis auf Geld gehenden Obligativn war, iſt -fie in unfteitt Reiht 
nur das neue. Rechtsmittel; Das. „dein Klager in doige des ‚Sir 
terlichen Uriheils gegeben wird, ‚um feigen uxfprün lichen 
Anfprud, foweit. er-ale begrunder erfanben: wusbe, mit dem 
Diater, Grörterungm. HL:  e 377 2 
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Yrfeen .. melhes cinem rechtsträftigen Urtheil zu- 
fowwti,:grgem den, früheren Beflögten geltend zu marhen . 
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47) Eben deßhalb, weil die Judicafi actio ein neues Rechtsmittel it, muß 
fle auch einer beionderen Verjährung anterliegen und zwar nach den allgemeinen 
Geundſtitzen des ſpaͤreren Möm: Rechts einer dreiß ig jaͤhrigen. Bleibt daher 
nuachuem Urtheil die Sache liegen: fo tritt nicht, wie Ranche glauben, die 
iq der. Not. Al angefübriq viaxz i gihrige 1. g. Berdährung ber. Eitiepenten; 
(in Folge der Perpetuation der zum Prozeß gebrachten Klage) ein. Dieß liegt 
auch ſchon in ver cst. ult. C. VII, 54 de usur. r. j. un» in ver cst. 9 VII, 39 
de ; praesbript. 30 ann. Namentlich geht in der Zesteren Juſtinian davon 
aus, daß biefe viergtgjührige Verjähtthg Nur eintrete,’ wenn die Barthieen 
taoitarnütete: in.mwedio tempore adhikita Iies-non ad certum 
finem. grodusgbant. - Dieb kann man ober im ber ‚That nicht von einem 
Falle jagen, in welchen es wirklich zum vechtotraſtigen Urtheil alſo zur endlichen 
Eniſcheidung gekommen war, Einen Mitielweg vertheidigen in bieſer Beziehung 
Linde in der Gießnet Zeitſchr. Bo. II S. 180, 181 und Heffter Eivilprg. 
2 Ausg.'6-517 Not. 6% Bekanntlich ’Fam namlich nach rerhtefräftigem Ye: 
theil dor sobfiegende :Mliger :buxch eine eiufache implorstio oſſi oũ judicis 
Greratian Verlangen; wenn aber ber Beruntheille Cinmgndungen gegen die 
Exerution macht. z. B. indem er ‚behauptet, vie. Schufirbereitg nach Faͤllung des 
Uriheils bezahlt zu haben. oder auf andere Weiſe yon ihr inzwiichen befreit wor⸗ 
den zu ſeyn: fo entſteht wieder ein förmlicher Prozeß, in welchem mit der judicati 
activ ver Kläger das Judicat durchzufechten hut. Nach Rinde und Hefiter 
nun ſoll $ene imploratio Off. jud: vierzig Jahte lang zukßfg ſeyn⸗ d. h. auf 
fin Die Rlageppprnetuatiän angeimgebed werdem Dagegen bie Judinasi actio ſchon 
in bretßig Jahren verjähren, Allein Dagegen yüsite, abgejahgn non nem [com 
Angeführten (egl. nun, auch Aſverus die Penunciationzc. S 283), nament- 
ſich Folgendes ſtreiten: Die imploratio off. jud. fl elgentfich ganz baffelbe 
Rechtsmittel, wie bie judicati actio: fie vertritt die Letztere, wenn die Execution 
ketaen Anftand hatz vie jtdieati furmuls wurde vut'gegeben, wenn vom Be 
Ungtey:piE Eritenamner Gultigkeit ves Inditata gelaxgnet eher ein janfliger 
GCinwand gegen king Sahlungepflickt vorgebtaggk wurde und defhalb, bie in 
leitung eines neuen Proͤzeſſes nöthig. war (vgl. Zollweg Proz. ©. 323), Hier: 
nach Tann unmöglich i in Beziehung auf Verjährung in diefen Füllen Berfhie 
denes gelten. Auth wdurde ein gaͤnz eignes Reſultat ſich aus jener Anſtcht ergeben. 
Woennz B. der Kläger. nach erlangtem ⸗Urtheil bie Suche kiegen laͤßt und erſt 
AJahns nachhar mit ner impk.. off. jud. anf, Grucutiom: auſtritt: jo wůrde 
—— Anficht dag Recht des Klaͤgexs night verjahet ſeyn, wern ber Beklagte 
eine Weiterungen | bas Recht zur Erecutipn, ar fih macht; j alleig wenn er 
Beilerungen macht nwendungen vprbringt und nun bie Sache in’ einen Pro: 
jeß ringeleitet werden muͤßte? fo’ wat nım vab Recht des Klägers verjährt, weil 
eo jeht niib der netio jadioati ſoimn WE dutchzuſetz en ſachen mßte! · Iwar bes 
handelt Heffter a. a. O. 6 272 die Imploration und hie actio judieati als 
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2.22: Dad unter A und B (S. 38, 41:£.) Audgeführte beſtätigt ſich 
2:1 nech beſonders, wenn man die einzelnen praftäichen:nIgen;. welche 
das Eriöfchen des Inflituts ver. prigefuniifhen Conſumtion hat, 
* - und die ſpeziellen: Veftlumungen ind: Auge tat ‚weiche. hierüber 
5* das Juſtinimiſche Recht anthaͤlt. or ":.. 
—— VU. Was ınämlid:die ——— einzelnen ref» 
et tifchen. Aodgeh' aus dom Princip der Prozeßconſumtion betrifft: 
ai: ve gilt: hierüher im neueſten NRsmiſqhen Rest: ‚nad bei 
und Holgenbed: ı. - 2 | 
ee? nd. Wenn ber Bläger:in Folge sinen- bilatoriſchen Einerhe 
= * nach: der Lit: Cont. abgewieſen wird: ſo kann er, wenn ſpaͤtes 
ee Der Bram der Einrede weggefallen iſt "bie alten Klage wieder 
ale ganz gültig .anftellen und durchführen, z3. B. wenn. er_befhalb, 
* zw weil ber feftgejegte Zahlungstag noch nicht. eingetreten war, abs 
13? gewiefen wide, nah Ablauf, EB Tages wieder klagen. Diep 
J ee beftimmte, ſchon ‚Raifer Zeno umd Zufinian befätigte es aus— 
—* drũæctlich (J. de: except. S A0,.de aet. 8 33 a. E.),und zwar 
* eben deßhalb; weil fie bie prozeßualiſchen Conſumtionen verwarfen; 
denn mit dem alten’ Princip vieſer Conſumtton war dieß unver⸗ 
at einbar (S. 14), Es haben daher im neueſten Röm. Recht und 
tet hei uns die perzoͤgerlichen Einreden ‚big. heſchraͤntte . Beziehung, 
* Die ‚fie. im älteren Rom. Recht, hatten, wefentlich. geändert und 
‚ ausgedehnt: fie find mm Binzeden, durch welhe, wenn ed auch 
zur Litis Ebnteffation geto mmen und der Prozeß ig zu 
einem NUrtheil verhandelt. worden iſt, der Kläger doch blog teni- 
8 s horär. abgewieſen wird, ſo daß, er, wenn. fpäter der, um ber 
ne! Einrode wegfaͤilt, wieder von Reuem Klagen. Bonn. - | 
„m # 
| Te nick Dem Kläger. ledigich „algctio —XR ganz. :arishiehene Reshremittel, 
.. 3: Allein Davon, gehen bie Quellen nicht qus wu: ch wäre amıı Hier wwicher -sigen, 
-; werm zwei Berhtemitel, welche lediglich daſſelbe Kupdemept haben und Ichiglich 
„7 day bienen, Brecution des xichterlichen Urthtils zu hewirken, in Begiehung auf 
4 ‚Berfähzung perihigken hehandelt wirben,, Uehrshaunt aber Ipunte, ſchon zu 
....7 SIuftiniane Zeiten von einex eigentlichen. guch, pyx jyrmellen Nuterſcheidung jener 
„s beiden Wege mis verſchiedenen Miykungen dexjelhen nicht die Rebe jeyn, da +6 
u * au ſeiner Zeit weder Klagenformeln, npch Verjahren por dem Iuder mehr geb 
ur 3 ‚eben die impl. off. jud. von ſelbſt in den eigentlichen Indicats prozeß uͤher⸗ 
ing, ſobald per Beflagte gegen das Judicat Cinpendungen erhab, and in euſcen 
utigen Prozeſſe muß dieß noch mehr der Fall ſeyn. 








— 
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3. Aus der eben angeführten Beflimmung folgt von ſelbſt, 
dag, wenn der Kläger feine Kiage, über die es zur Lit. Cont. 
Sam, zur Zeit fallen laßt, um fie fpäter, fey es ihrem gan- 
zen Gegenflande ober einem Theile deſſelben nach, wieder an- 
zuftellen oder aus bemfelben Rechtsverhaͤltniſſe eine andere Klage zu 
verfuchen, er hieran durch eine progeßualifhde Conſum⸗ 
tionnicdht gehindert wird; denn der Grund, and welchem bieß nach 
dem älteren Röm. Recht unzuläffig war, die prozeßunliiche Con⸗ 
fumtion, ift weggefallen, und er muß in einem folden Fall feine 
Klage erneuern konnen fo gut oder eigentlich noch weit mehr, 
als er es nach den angeführten Quellenfielten in dem Fall Tann, 
wenn er wegen dilatorifcher Einreben zur Zeit abgewiefen wurde *®. 





48) Etwas Anderes ift es natürlich, wenn und foweit im Fallenlaflen ver 
Klage ein Verzicht auf das Recht felbfl ober auf die Klage liegt. Im dieſer 
Beziehung muß man aber wohl unterfcheiven: a. Der Kläger kann eine Klage 
zur Zeit vorerſt jallen Jaflen (nur muß er dem Beklagten: vie Prozeßloſten 
erſehen), um ſein Mecht ſpaͤter, ſey es Durch biejelbe oder eine andere Klage 
oder auch excipiendo in einem anderen Rechtöftreite (f. 3. B. den Fall, welchen 
v. £indeloff in ber Gießn. Zeitichr. VS. 413 anführt) geltend zu machen. 
In einem ſolchen Fall Tann übrigens der Beklagte wenn er will verlangen, daß 
die Sache zu einem Ende fomme, alfo daß der Kläger entweder anf diefe Ringe 
ganz verzichte oder daß über die Sache fortgehandelt werbe, außer der Kläger 
wollte Ratt der vorerſt fallen gelaffenen Ktage ſojort eine andere anflellen, welche 
für jene präparatoriich ober yräjudiciell ift, z. B. wenn ber Kläger communi 
dividundo Hagt, das Cigenthum ihm beftritten wird und er nun vorerft jene 
Klage fallen läßt, um bie rei vindicatio partiaria anzuftellen (orgl. auch 
9.Lindeloff in ver Gießn. Zeitſchr. V S.414 f.). Zwar iſt es beſtritten, ob 
der Bellagte, wenn der Kläger feine Klage zur Zeit fallen laffen will, Forwer⸗ 
handlung und Enticheidvung der Sache ober Verzicht auf die Klage verlangen 
kaun-(f. 3. B. die verfihiedenen Anfichten bei Sintenis Civilr. Br. IS. 331). 
Allein Ihon die Beſtimmungen über Ungehorfem des Klägers (Kammer G.O. 
4.1555 11], 42 82, 3. 3. R. A. v. 1654 6 44. Württ. Lande. 1,4259. IV Drg. 
Edict v. 1818 6127, 429) dũrften für die Bejahung ber Frage ſeyn (v. Linde: 
loff a. a. D.); benn ſonſt würde es'dem Kläger freiſtehen, gegen den Willen 
des Beklagten ungehorſam zu feyn, wenn er nur erflären wütbe, er wolle vors 
erſt eben die Sache nicht weiter verfolgen M. au Bolley Cis. Proz.O. 16.403 
Nr. 11). — Im Zweifel if, wenn der Kläger feine Klage fallen laſſen gu wollen 
erklärt, anzunehmen, daß er fie nur zur Zeit fallen laſſen wolle. b. Wenn 
der Kläger ſeine Klage überhaupt, alſo nicht bios zur Zeit, fallen laſſen zu 
wollen erklaͤrt, fie unbedingt aufgibt, auf fie verzichtet: fo Liegt Hierin nicht 
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5. Die S. 13 f. ausgeführten Kolgen ber Pluspetition waren 
ſchon im Juſtinianiſchen Re weggefallen, gelten Daher aud) bei une 


.1. 





blos,‘ wie im vorigen Falle, ein Verzicht auf ben begonnenen vorlieg enden 
Rechisftreit, fondern anf einen Rechtsſirkit über die Klage überhaupt, auf das 
Recht ſelbſt, ſoweit es als dem Grunde, auf den, dieſe Klicge fich ftüßte, geltend 
gemacht werden ſollte, d. h. der Kläger erflärt dadurch den Gegenfland, welchen 
er in Anſpruch nahm, aus dem. Grunde, aus welchem er ihn in An— 
ſpruch nahm, nicht weiter verfolgen zu wollen, und die Sache iſt nun ſo zu 
behandeln, als ob der Beklagte in Beziehung auf dieſen Grund freigeſprochen 
worden wäre, und Derſelbe kann auch verlangen, nun ausdrücklich abſolvirt zu 
werden. Ob ver Kläger den Endzweck, welchen er. gegen den Bektagten durch 
bie verzichtete Klage verfolgen wollte, nun fpäter noch in anderer Weiſe verfol⸗ 
gen kann, dabei Tomımt es dann ganz.auf.die Grundſätze über res judicata an. 
Stelle ich 3. B. gegen Den, der meine Sache beftgt, die Commodatsklage auf 
Herausgabe berielben an, finde aber im Laufe des Prozeſſes, daß ich das Com: 
modat nicht werde beweiien fünnen, und verzichte deßhalb auf jene Klage: fo 
kann ich Doch nachher gegen ihn die rei vindicatio wegen der Sache anftellen. 
Verzichte ich gegen ben Hausvater auf die actia de in rem verso: fo fann ich 
doch nachher gegen ihn de peculio Hagen. Klage ich gegen ven A ays einem 
Darlehen aus dem Grunde, weil ich es in feinem Auftrage jeinem Vermögens: 
verwalter B gegeben habe, und verzichte Im Kaufe des Prozeſſes anf dieje Klage: 

To kann ich gegen ihn die Forderung doch immer noch aus einem anderen Fun⸗ 
damente einklagen, z. B. weil das Darlehen, das ich dem Vermoͤgensverwalter 
B gab, in den Nutzen des: A verwendet worden fen; denn wärbe. ich auch im 
erſten Falle durch Nrtheil abgewieſen worben ſeyn, weil’ich ven Auftrag nicht 
heweifen fonnte: fo, würde ber zweiten Klage vie exceptio rei judic. nicht 
entgegenſtehen. Nur wenn :ich bei ver Klage aus dem Auftrag deßhalb abge⸗ 
wieſen worben wäre, weil ich überall ein nem B gegebenes Darlehen nicht ers 
weiſen Tonnte:. fo koͤnnte ich die zweite Klage nicht mehr anſtellen. Allein oa 
her Berzicht.im Iweifel ſtreng auf die Klage zu beſchraͤnken ift, wie fie begründet 
wurde: fo faun man aus der legteren Möglichkeit nicht auf die Ausbehnung bee 
Berzichts argumentiren. Hiernach ift wohl näher zu beſtiumen, was Bolley 
Civilproʒ.O. IS. 430, 431 ſagt, was aber im Weientlichen von dem von mir 
Behaupteten nicht verichieven gu ſeyn fcheint, jofern nur beachtet wird, daß das 
bloje „Fallenlaſſen“ einer Klage im Zweifel auf ein bloſes zeitiges Fallen: 
laſſen zu beziehen, alfo im Siane von Lit. a zu nehmen iſt (was Bolley a. a. 
O. S. 402 1. fagt, bezieht fich'nicht anf ein: folches Fallenlaſſen, fondern auf 
den Fall von bi, was wohl genauer hätte untexichieven werden jollen). c. Ei⸗ 
Hört der Mäger, auf ſein Recht felbit zu verzichten: ſo kann dieß in.ver- 
ſchiedenem Einne genommen werden: Jr der Bericht auf das Recht überhhupt 
gerichtet, das man etwa gegen ven Beklagten habe, fu-fann man allerdings biefes 
Recht gegen ihn auch nicht mehr ans einem anderen Fundamente geltend ma= 
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nicht mehrz denn fie beſtimmten fi) lediglich durch Die Klagformeln 
amd die prozeßnaliſche Conſumtion, alſo durch zwei Inſtitute, welche 
ſchon im Juſtinianiſchen Recht untergegangen waren. Auch ſagt 
dieß übrigens Juſtinian noch ausdrücklich (J. de act. $ 33, 24). 
Namentlich folgt hieraus: Wenn Jemand, dem nur ein Recht auf 
einen Theil zuſteht, das: Ganze einfiagt: fo iſt ihm dieß jekt 
für fein Recht, ſoweit ihm wirklich ein Solches zuſteht, unnad- 
theilig.. Dem entweder fpricht ihm der Richter, was Das Ange: 
meffenfte it, den ihm gebührenden Theil wirflich zu und weist 
ihn nur wegen des mehr Geforderten ab, wodurch ex dann voll⸗ 
ſtändig befommt, was .fein Recht mit. fi bringt; oder weist 
thn der Richter angebrahtermadgen ab, weil er zu vie 
forberte und ihn der Gegenftand in der Ausdehnung, in ber 
er gefordert wurde, nicht gebühre; in diefem Fall kann er dann 
eben fo gut, wie in den unter Nr. 1 angeff. Fällen, immer nod 
auf den Theil Hagen, ber ihm wirklich gebührt, eben weil von 
einer prozeßnaltſchen Conſumtivn Hier sicht: mehr bie Rede if 
(8. 4A f.) und ber poftlive Inhalt des Urtheiks, der allein gilt 
und wirft, der Klage auf einen Theil nicht Äntgegenfteht (de 
im Negiven bed Rechts in der angefprochenen Ausdehnung noch nicht 





chen; z. B. wenn ich Jemanden mit ver. Commodatsklage beiange und im Lauf 
des Prozeſſes erkläre, daß ich. weg een diefer Sache gar Feine Anipräde 
mehr an ibn machen wolle: 10: fan! icy die Sache fpaäter auch wicht aus einem 
anderen Fanbırmante (fofern es wit erſt nach meinem Verzicht eintrat) von 
Ahm verlangek: Im Zweifel aber, va Berzichte fireng andzwlegen find, wir) 
man inen jo.ullgemeimen Verzicht nit annehmen können, ſondern, wenn der 
‚Kläger fih.ves Ausdrucks bevieht, er verzichte auf in Mecht aber "feinen Ans 
Apruc,. dieß im Sinne von Kit. b uehmen nrüſſen. Gabe ih daher z. B. Je 
manden mit’ der actdo enmi wegen laesio enermis auf Aufhebung des Der 
trage belangt, vergichte aber währenn des Brogefles gegen ihn „auf das In Aw 
fpruch genommene Recht:“ :fo. fann ich in Zweifel ihn wohl noch ſpaͤter mil 
einer aetio emti redhibitoria wegen phyfifcher Fehler der Sache auf Ant 
„Hebung des Vertrags Belangen; verzichte .ich aber überhaupt. auf das Rechl, 
ben Ranf anzupreiien: fo kann ich naterrlich auch nicht mehr mit der zed- 
hibitoria actio Hagen. Das, was in diefer Beziehung Bolley.a. a. DE 69 
tagt. it baher wohl etwas zu allgemein und unbebingt gefußt. — Was Zuftinion 
in J. de at. 835 über die noch mach der Lit. Cont. zulaͤßige mutatio libelli 
jagt, gilt in dieſer Ausbehnung in unſrem Prozeffe nicht. Wogl. auch Wirt! 
Landr. 1, 1954 IV Org Edict v. 1818:586 a. €. 
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ein Negiven des Reihte in, einer: geringeen Ünspehkmg.1ibgi). 
Ratärkich' aber, wenn: deu: Richter ben: Riläges' beßhuib avwird 
weil’er gar fein Recht an den :Gegenftand habe, Tarım er feinen 
Auſpruch auch wicht. theilweiſe mehr. eimeuern ;i Weit: hler febe 
Klage auf.einen Theil im Wiberfpruche mir dem po ſalben gu⸗ 
halte bes’ Urtheils ſtehen würde S. 451: 3 a 5 
4 Wenni ben Mläger ſoinRecht ohne Beſchränkung bintiagie, 
daſſelbe aber theilweiſer zur Zeit micht verfolgbar⸗war,; wie 3:33. 
bei terminwmeiſen Leiſtungen, und duher, blos aufliden verfolg⸗ 
baren Theil erkannt wird: ſo hat ey, das Hecht: auf dis Mutrre 
nicht: verlohren, ſondern kann dieſes iſpaͤter zur gehbrigeistBeit:gel- 
send machen, eben weil durch bie Lit Cont. das Recht ir Ganzen 
nichn conſumirt iſtin Die, S. 16: geſthrren ‚praöscriptioues 
find daher im neueſtenRöm. Recht yany ammäthigitigeworbenr 
und dehzhalberwahnt auch Juſtinian in fen) Mahtehädyeintihrer 
mit feinem Worte Bus nem Gefagten ergibt ſich auch ſeüle Aen 
berung ‚des in; der Not. 30:2 :angef.. älteren Rechte in Bbesichuidg 
auf Zinſen. Zinfenans. einem Bertrage „s&berhönspt aus Eiiem 
ſelbſiſtaͤndigen⸗ Gmtikhungsgrimbe tr, fötznen man Durdymidı ger 
fordert werden, mag aud das Kapital ohne weitet Meſchrän⸗ 
fung frühen eangeklagt über 'magı frühes: schon’ aus den Bertrage 
uf Zinfen: gekiggt worben ſeyu G. Bo der Schuldner, welchet 
das Kapital, iſt mie Zinſen iu Muckſtande,vie 
Zinsverbindlichkeit wird eingeklagt, im Melheit'::umietfauns;ıet 
Beflagte in, die fälligen Zinfen verurthoilt: fo: lanr, che daß 
irgend eine prozeßualiſche Conſumtion entgegenflände, fpäter. wie- 
ber auf Zinfen, die von Neuem —7* werden, aus dem Iben 
Bertrage. geklagt werben). Ebenſo kann, wenn. zuerß. a die 
Zinſen geklagt wurde, ſtets nachher. nad. ans Kapitel Aingctiagt 
werden (mißernatärkicdh dann nicht, wenn der Klaͤger mit der Zins 
forderang aus dem Grade rechtofräftig abgewieſen wurde, weil er 
gar Fein Kapital zii fordern tzehabt hage; Berk hatin wüßbe bier 


eine Rage auf va türlatden aafhpen one ve, setehräfigen 





49) Beruhei He nichr auf ‚einein von Kapital fetrendien ſh iumen 
Entäeßnngsgrunte: ſh git auch jetzt noch 8 der in „meinem Hanbbuche 1 861 
ausgeführte Grundſatz. 
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‚Urtheils:entgegenfleben). Aus dem gleichen Grunde kann nun and) 
im neueſten Rom. Recht und. bei: ung seine Generalllage 3. B. 
»e.tutelae, ‚pro socio::aekio u. f. w. wegen verſchiedener Punkte 
ohne Weiteres mehrmals naih einander angeflelt werden: Nur 
ift die Art und Weife, wie dieß in manchen Spflemen gerade 
bei der tut. actio bemerkt. wird *0, micht wohl: zu billigen. Ei⸗ 
nestheils iſt es nichts Befondereg ihei ber :tutelae' actio 
mehr (dieſe Klage war: num: im ıftühesen. Rom. Recht, folange 
die prozaeßnaliſche Conſumtion galt, gegenüber von Diefer in 
anmchen Hinſichten begünſtigt; Not. 39 li: h), ſondern es gilt 
überhaupt· nun bei jeder Generalklage; anderniheils iſt es unge: 
eignet, für jenen Satz fih,auf die Stellen der Not. 39 Hit. b zu 
beziohen, indem, um eine: Generalllage im neueſten Roöm. Recht 
und bei uns wegen neuer Punkte, über welche früher noch nicht 
erkannt war, anßellen: zů Tönnen, ‚nicht mehr’ eine doli replicatio 
ober Reftitutionen und Cautionen, von denen jene Stellen ſpre⸗ 
sen, nötbig ſind, eben. weil die pregeßuatifihe: Conſumtion weg⸗ 

gefallen iſt und daher die oxceptio rei.judie: der Wiederan⸗ 
ſtellung der: Ringe wegen neuer Vunite ſchon. am ſich nicht 

enigegenfieht. . 

‚Be: Chefo ändern: ii im: neusften Röm, Krt unb bei und 
vällig.die ©.47 f über Kotrealgbligationen "ausgeführten Grund 
füge, mit dem Wegfallen des Inginue ber pwarßualiſchen Con⸗ 
ſumtion. Wenn dabe 

a. der. Gläubiger einen Gomeatigußne auf bie ganze Sub 


4 





50) 3. B. Thibant Pandect. $430. Bu 

"Sy Bon ber ſolidariſchen Obligation, foweit fie nicht Eorrealobtigation iſt 
weile vor Keller's Schrift über Lit. Cont. und Ribbentrup’s Schrift über 
Corxealobligationen gewöhnlich mit der Eorrealobligaticn vermiſcht und ver: 
wechſelt wurde, und es von Manchen auch nody- jept wirb). iſt Hier nicht bie 
Rebe. Bei j jener Obligaifon wurde durch die Klage gegen den einen ſolidariſch 
Verpflichteten die Klage gegen den anderen auch im älteren Röm. Rechte nicht 
ronſumirt (orgl. 3. B. D: XLVI, I de fidej. 1.5283 XVI, 3 depos. 2.1 $13); 
denn hier Handelt es fich nicht won einer und derfelben Obligation, welde 
ſich direct oder indirect auf verfchiedene Perfonen bezieht, jondern Jeder der folis 
dariſch Verpflichteten fteht i in einer befonderen Obligation, nur daß fie bei Allen 
dadurch getilgt wird, daß der Eine das Ganze leiftet. 
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belangt und es mit ihm zur Lit, ort. kommt: fo bleiben den⸗ 
noch die: übrigen Correalſchuldner noch verhaftet. Er hann da⸗ 
ber feine Klage, wenn er fie gegen den Belangten fallen laͤßt, 
gegen. bie anderen: Correalſchuldner richten; er kann felbft wenn 
der Belangte: zur: Zahlung vechtefräftig verurtheilt ift, fo lange 
er son ihm nicht befriedigt wird, .noch die Anderen belangen (was 
fomit bei einer Inſolvenz des Werurtheilten: für ihn ſehr wichtig 
ift); Durch Prozeß und Urtheil mit dem einen werben. bie anderen 
Correalſchuldner nicht mehr frei °, fondern: bios, wie Juſtinian 
ausdrücklich entſchied, dadurch, daß der Glänbiger von dem Ei- 
nen befriedigt wird *?.Hiernach beſtimmt ſich auch nach dem 
neueſten Röm. Recht bad Verhaͤltniß bei den Bürgen. Durch 
Behangund des einen Bürgen werden bie übrigen Mitbürgen 
nicht mehr befreit, wenn.es auch mit Jenem zur Lit. Cont. und 
zum Urtheil kam. Wird daher ein Bürge vom Glaänbiger aufs 
Ganze belangt und. derfelbe auf das vorgeſchützte beneficium 
divisionis . blos zu. fenem Kopfiheil verurtheilt: fo Tann ber 
Gtänbiger gegen die anderen Bürgen ohne Anſtand noch kla⸗ 
gem: Ebenfo wird Died; ben, Prozeß mit dem Haupiſchuld⸗ 





52) Eine Ausnahme wird gewöhnlich für den’ Fall eines freifprechenden Ur- 
theild angenommen, wenn durch daffelbe die Michteriftenz der ganzen Obligation 
an ſich aus geſprocher, werde, Hier foll der poſitive Inhalt des Urtheils auch 
den andern correis zu Hatten kommen. Eine nähere Unterſuchung djeſer Frage 
gehoͤrt nicht hierher, da ſie ſich nicht auf die proz. Conſumtion beziehi. 

53) C. VII, 41 de fidej. cst: 28 J. III. 16 de duobus reis $1.  - 

54) Est. 28 Ct. Nicht blos auf ihre Kopitheile, wie hãufig behauptet wird, 
fondern auf Altes, was er noch nicht erhalten -Bat, ſoweit nicht die übrigen 
Mitbürgen folyent find. Wendet ſich naͤmlich der Gläubiger an einen der au⸗ 
deren Bürgen und biefer ichügt auch das benef. div. vor: fo if Dieſer, foweit 
jeßt zur Zeit der Lit. Cont. ſeine Mitbürgen jolvent find, vorerfi nur auf einen 
Kopitheil zu verurtheilen. War aber, vorher der zuerit zu feinem Kopftheil 
veruttheilte Beitbürge inſolvent geworden: jo iſt Dieſer bei Beſtimmung ber 
Kopfihetle nicht mehr zu: besechnen, fo daß, wenn Diefer ber einzige Mitbürge 
war, ber zweite Verklagte nun das Ganze zahlen muß, weil durch die Belan- 
gung. aüb Vernrtheilüng des Erſten die Obligation im Juſtinianiſchen Recht 
nicht mehr (auch nicht zu dem Theil, in dem er verurtheilt wurde) conſumirt 
wird. Dieß ift beſtimmt ausgeſprochen in’ ber ost. 28 cit. (urgl. auch Bolley 
Givilproz 1.8. 162 f.). Umgelehrt aber Tann nan auch der Gläubiger, wenn 
er den Einen auf feinen Kopftheil belanht hat, aber von den Uebrigen nichts 
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ner der Bürge. nicht mehr befseit und umgefehrt (ont. 28 Rot. 54 
cit). Nur if hier zu beachten, daß in der Nagel alte Einreden, 
die der Haupiſchuldner hat, auch dem Bürgen zu gut kommen (D. 
XLIV, 1 de except. 1.7 $4 I. 19), alfo auch die exceptio rei ju- 
dicatae Lin ihrer pofitiven Zumction), und daß deßhalb, wenn 
der Haupiſchuldner durch rechtskräftiges Urtheil freigeſprochen 
iſt, dadurch ber Bürger auch eine Einer gesen den Glüubiger 
befommt °°. un 

bi Das, Bleibe, - pen yon den Zerreal ſch idaexn geſagt 
iſt, muß in Bezichung auf die Frage über-Eintvitt ciner prog. Con⸗ 
ſumtion, alſo über die Wirlang der Lit. Cont., auch bei den Correab 
gläubigern geken. Dadurch, daß der vine Correalglänbiger 
den gemeinfchaftlichen Schuldner belangt; verkichret die übrigen 
noch nicht. ihr Klagrecht. Zwar ſpricht von tiefem Falle, von bem 
activen Correalverhältmiſſe, Juſtinian in der est. 28 cit. nicht 
ausdrücklich und deßhalb wollen auch jetzt noch Manche fir unfer 
heutiges Recht: Das: annehmen, was: hierſiber im älteren Roͤm. 
Recht galt. So fagt z. B. Goſch,en Borlefungen Bd. 19472 
a. E., wenn einer der Correalghaͤubiger klage; ſo werde durch 
den Prozeß nicht blos ſeine Klage conſumirt ſondern auch die 
Klage ſeines Mitglaͤubigers, und dieß müſſe als noch jetzt be⸗ 
ſtehend angeſeben werden; ebenſo will v. Vangerow Pandect. 
Bd. IH S. 94 hier den Grundfag ber Conſumtion auch jetzt noch 
anwenden, indem er für bag heutige Recht behauptet, „daß 
ber Schuldner, wenn der eine Glaͤubiger den Prozeß gegen ihn 
begonnen babe, ſich nicht mehr. durch Zahlung ay den. anderen 
Gläubiger liberiren koͤnne“. Allein unmöglich kann man hier 
noch einem Smfitute, melches ſchon im Zuftinianifchen Reit 
nicht mehr galt und das vollends in unfrem Recht in ber That 





erhalten fann, gegen deu Erſteren ven Reſt noch einkllagen. "Dom duraus, daß 
er ben Erſteren vorerfi bips pro zata belangt, kann wicht, wie Manche glauben 
(die Stellen, welche 3.8. Thibaut Pandect. 138 Mot:x anführt, beweiſen 
in der That nichts), gefolgert werden, daß er auf weitere Aniprche a 
nerzichte, . 
55) Außer ber Hauptigulbner waͤre aus einem. Genanehigeipenden wochen 
gegen deſſen Wirkung gerade die Bürgfehaft ausbrüslich "gerichkerivnr, 3. V. 
D. XIV. 6 ad:S.G. Maced. 1.983 3, IV, 14 de replie. 54 a. ©. . 
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auch ‚gar, deinen; Antaüpfemgäpunft;.mehs hat, pealtifche: Gultig⸗ 
feit geben;, und izwar moch. dazu Blos, in einem. fo riekirten:: eins 
gelnen Puokte. Bielmehr iſt es gewiß ſehr richtig, wenn Sa⸗ 
vig nyn Syſten Bd: V 5. 255° ſagt, dag. Jußinian zwar in der 
cht 28 eit. mir eingeine Fälle identiſcher Obligationen ausdrück⸗ 
lich erwähne, es aber Fein :Jweifel.fey, daß aud bei ben übris 
gen Fällen ebenſs die. alte Strenge verſchwinden follte, und daß 
„wer eiwa Dirſes aus huchftaäblicher Aengſtſichkeit bezweifeln wollte 
„weit es nicht. ausdrüchlich geſagt iſt, doch durch den nſtand 
„voͤllig beruhigt. werben müßte, daß das Princip ber Prozeß⸗ 
„conſumtion ſelbſt, worauf fich die Aufhebung begog, wii. Dem 
„Juſtinianiſchen Recht durch bloſes Stillſchweigen vertilgt worden 
af, ſo daß wir fein: früheres Duſeyn. und ſeine wichtige Ber 
„bruising mur erſt burch Gajus erfahren haben.“ — Nut wird mar 
hier. in der Gleichſtellung, des Falles der activen Correalobli⸗ 
gation · mit dem Falle der paſſiven micht/ fo. Ivsit ‚gehen: können, 
als: Savi gary zu gehen? ſcheint d. h. nicht nnnehmen koͤnnen, 
daß Die Klage des einen Correalgkͤubigero! erſt dutch ‚bis Bae⸗ 
friedigung des anderen Eorrealgläubigers ausgefſchloſſen werde. 
Man wirdviolme hri hior fo. gugumentiven muſſen: dis prozeßua⸗ 
liſche Conſumtion und ihre Folgen fallen, wie überhaupt, ſo 
auch bei Correalzläubigern weg. Dadurch, daher, daß, ber, eine 
Correalglaͤubiger Mage und ed bis jur Lt, Cont. Bringt: uerliehtt 
der andere, feine Klage noch nicht; Es gilt baber nun bai ihnen 
Das, was ſonſt bei concurrirenden Forderungsrechten gilt, welche 
der Art: find, daß ver! Verpflichtete tur Einem der Gläudiger 
zu leiſten braucht, bei denen aber keine prozeßualiſche Conſumtion | 
eintrat (weit fie nicht auf einer und. ‚berfelben Obligation, bes 
ruben) .. d. Br, ‚derjenige Gläubiger, welcher zurſt ein wacht o⸗ 
kraͤftiges den Schuldner veruttheilendes Erkennuniß aus⸗ 
wirkte, gehr den anderen vor und ſchtießt dadurch deren Klagen 
aus; ee tt nun auch bei der acliven Correalobligation, eben 
weil bei ihr die Conſumſion durch— Lit. San: ‚wegfallen auf. ber 
allggmeine, GGrundſat ein, welcher in. D. IX; 4 de: nox. act, 
4.44 pre RN, hide: Penn. 10: XV,3 de in rem vors. . 4 
AU 4:JSolro Yad. KL 49 pr. ausgeſprochen et. Bi 
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©. Add dem Obigen folgt"audy, daß bei der. indirerten De: 
ziehung einer und berfelben Obligation auf. dritte Perfonen bie 
©..20 f. angeführten Grunbfäge nicht mehr gelten. Pat deßhalb 
z. B. der Gläubiger gegen den Hausfohn eine Forderung ein- 
geftagt, fo kaun er immer noch, folange er vom Hausſohn nicht 
befriedigt it, aud gegen den Bater de peculio, de in rem 
verso u. ſ. w. flagen; er fann ferner gegen den Bater, wenn 
er mit ber actio de:peanlio nicht. vollſtaͤndig befriedigt wird, 
weil das Peculium nicht reichte, auf ben Reſt noch quad jussu 
oder de in rem verso Flägen; ferner Tdnn:er, wenn er mit 
der quod jussu actio abgewiefen' wınbe;, weil‘ ex ben jussus 
des Vaters nicht nachweifen Fonnte, immer noch bie Klage aus 
der Obligation des Hausſohnes, wenn er fie auf einen anderen 
Grund ftüst, anftellen, alfo z. B. noch de peculio oder de in rem 
verso Hagen °°. - Ebenfo:' folgt endlich aus den angeführten 
Gründen, dag in dem S. 46 Ar. V erwähnten Falle’ der Klagen⸗ 
concurrenz durch die blofe Anſtellung der einen ‚Klage das Recht 
zur anderen noch keineswegs verlohren geht, ſondern in ber 
Regel erſt durch wirkliche Befriedigung ‘in Folge. der’ .angefteliten 
Klage 57 oder dadurch, daß b der r Rtäger mit fhr deßzhalb rechtstrãf⸗ 





56) In gewiffen Fällen Tann "aber noch aus einem materiellen Grunde 

durch bie Wahl der einen Klage das Necht zur anderen verlohren gehen und 
bier wirkt dann natürlich dieſer materielle: Hrund auch bei uns noch. Francke 
im Arch. f. civiliſt. Prax. Bo IXIIIG.418. .1] . 
57) Brol. hierüber mein Handbuch IES 67 und über, die Falle in ‚welchen 
ſchon durch rechtskräftige Verurtbeilung des Beklagten die andere Klage 
wegrällt, mein Handb. II S67 Not. 17. Hiernach würde z. B. nad) gemeinem 
Recht durch die Anftellung der actio tutelae das Recht zur Anftellung der actio 
de rationibus distrahendis nicht mehr aufgehoben; f. Savigny 8 232 Rot. 1 
und. den dort anger. Ribbentrop. Ungeeiguet ift es übrigens, wenn Bolley 
Cipilproz.O. Bd. I S. 485 in unfeam Wurtt. Recht ned, der-actio de rat. dist- 
rab. als einer beionderen Klage und. ihres zweifelhaft Icheinenden Berhaͤltniſſes 
zur tutelae actio erwähnt. Denn da bei ung jene Klage auf das Doppelte 
nicht mehr gift (mie Bolley ſelbſt ©. 403 bemerkt): fo iſt die ganze Klage bei 
uns weggefallen. ' In dem Falle, für welche fie tingeführt wurde; Haben wir 
als jachyerfolgemde Klage die actio-tutelae und-nie-«ondictio furtiva.' Was 
neben dieien noch eine befonbere, blos auf Erſatz gehende, aetio de rat. distrah. 
bedeuten follte, wäre in der That gar nicht einzufehen. 
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tig abgewieſen wurbe, weil bie ihr zu Grunde liegende Obliga- 
tion nicht exiſtirt 5°. 





58) Hier fällt die andere Klage weg nicht wegen ber negativen Funktion der 
except. rei judic. (denn diefe würde hier im neueften Röm. Recht auf bie 
andere Klage nicht mehr wirken, eben weil dieſe nicht mehr durch die Lit. Cont. 
eonſumirt wird), fondern wegen ihrer pofltiven; denn ift Die auf ein gewiſſes 
Fundament gelügte Obligation überhaupt rechtskräftig für nicht eriftirend er- 
flärt: ſo ſteht jeder auf daffelbe Fundament gefüßten Klage aus dieſer Obliga- 
tion gegen ven früheren Bellagten die exceptio rei judicatae entgegen. Das 
Gleiche gilt bei den S. 60 angeführten Klagen gegen den Hausvater, wenn das 
Urtheil ihr gemeinfames Fundament, die ihnen zu Grund liegende Obligation 
des Hauskinds, verneint; wenn 3. B. der Kläger bei der Anflellung der act. de 
in rem verso bed alb abgewieſen wurbe, weil die Dbligation des Hanks 
indes, bie gefcbebene Leittung an Daſſelbe, gar nicht erwieien ſey: fo ſteht 
ihm natürlich, wenn er nachher dieſelbe Obligation mit der act. de peculio 
einflagen würde, die exc. rei jud. entgegen (vernröge bes poſitiven Inhalts, 
des Urtheils), nicht aber, !ern er deßhalb abgewieien wurde, weil zwar die 
Obligation des Kindes, aber nicht die versio in rem patris erwieien fey; im 
legteren Falle kaun er immer noch mit der act. quod jussu oder peculiotenus 
mit ber act. de peculio Elagen. . 
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Einfluß der Einleitung des Progeffe, instefondere 
der Litis Conteſtation / auf das Rotverhatmiß 
ach: ‚dem, Zuftinianifchen. und. dem... 
eurigen Recht. 


Mit dem gängtichen Zuſammenfellen bes’ Shfirite ber pro- 
zeßualifhen Conſumtion (XH. Erörtt.) fiel die Hauptwirkung, 
welche die Lit. Cont. auf das zum Prozeß gebrachte Rechtsver⸗ 
hältnig äußerte, und ihre Hauptbedeutung für Daffelbe weg. 
Es behielt aber die Einleitung des Prozeffes doc immer noch 
manden, zum Theil nicht unbedentenden, Einfluß auf das ma- 
terielle Recht felbft fowohl im Juſtinianiſchen Recht als bei uns. 
Einzelne diefer Wirkungen hatten ſich urfprünglicd in Verbindung 
mit der confumirenden und novirenden Wirfung der Lit. Cont. 
gebildet, Fonnten aber auch unabhängig von ihr beibehalten wer: 
den und werden in der Weile, wie fie in den Yuftinianifchen 
Rechtsquellen dargeftellt erfcheinen, unabhängig von Derfelben 
behandelt, beftehen fomit auch im heutigen Recht noch '; andere 
bildeten fi) unabhängig von der prozeßualifchen Conſumtion und 
gründeten fi) .auf andermeite theild in der Natur der Sadıe 


— — 











1) Hieher gehört die Vermittlung des Ueberganges mancher Klagen auf die 
Erben, welche bei einer novirenden Wirkung der Lit. Cont. fir) ganz von jelbit 
verſtand. 
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liegende theils rechtspolizeiliche Gründe, weßharb. fie auch ini 
neueften Röm. Recht ſich erhielten "und bei. und. noch gelten. 
Nur Inäpfte bas fpätere Rom. Necht einen Theil dieſer Wir: 
kungen gar nidht mehr: an bie Lit Cont., fonbern an Tehpere 
Zeitpunkte der. Einleitung des Progeffiek. 

Indeſſen iſt über die Frage, an welde Projeßabſchnite 
jene Einflüſſe im JZuſtinianiſchen Recht und bei ung ſich kniwpf⸗ 
ten, beinahr Alles beſtritten. Namemlich behaupten Manche, 
ſchon im Juſtinianiſchen Recht ſeyen an den Prozeßabſchnitt, der 
in demſelben bie Lit. Cont. bildete, jene Wirkungen überhaupt 
nicht mehr gefmnüpft. geweſen; unter Denjenigen, welche biefer 
Anficht nicht find, Fi. wenigſtens in Beziehung auf einzelne 
Wirfungen über den Prozeßabſchnitt, an welchen fie geknuͤpft 
ſeyn ſollten, Streitz endlich find die Meinungen darüber. vers 
fhieden, an welche Progeßabfchnitte in unfrem Deutf ke 
zeffe jene. ‚Wirkungen ſich knipfen tollen. 


ne, 1. en a 
Weider Prosepabfahnitt. entſcheidet in der Legel über den 
Ze Mineit der einzlenen Wirkungen nah, . 

Pe Zuſtiniamiſchem Beat? uU... I Mi \ 


‚Schon, open '$. I S. 104. wurden die Aenderungen nachge: 
wieſen, welche im, fpäteren Röm. Recht wit ‚der Lit. Cont. vor⸗ 
gingen. Da aher auch die Lit. Gent. des, fpäteren Rechts dem 
Prozeßabſchnitte weichen fie im. früheren. Recht ‚gebildet hatte, 
völlig analog war: fo konnte man wohl die Wirkungen ber alten 
Lit. Cont. fomeit.fie ſich noch erhalten hatten, aud) an bie neuere 
dir. Cont. angefnüpft laſſen, und. fo. beließ es daher auch Joſuniau 
für die Regel dabei. 

Dieſes Letztere wird ober von Manchen durchaus in Abrede 
gezogen, „Namentlich behaupiet z. B. Mühlenbrud Panhecı 
tenrecht 8 144 bei Rot. 5 (vrgl auf feine Juſtitzu, S 46. Not,.2), 
daß alle Wirkungen, welche die Lit. Cont. noch hatte, nach einer 
Beitimmung Yuftinians in Nov. Li cap. 3 $2 eintreten follen 
wen der Beklagte die ihm mitgetheilte Klagſchrift unterzeichnet 
bat und von da an 20 Tage verfloffen find. Allein davon fagt 


Ü 
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die angeführte Stelle, von welcher fhon H. IIS. 41 die Rede 
war, in ber That gar nmichts; auch ift es bei dieſer Anſicht Müh⸗ 
lenbrud,s-jebenfalld ganz. ungeeigukt, ‚wenn er: bann body fo- 
wohl im angeführten 8 144 als in. anderen. Stellen feines Pan⸗ 
dectenrechtd bei den genannten Wirkungen ſteis noch von ber Lit. 
Cont. fpricht und der Lit. Cont. diefe Wirkungen zufchreibt, wäh⸗ 
rend. ja nach feiner -Anfiht Die Lit. Cont. gar feine Beziehung mehr 
zu jenen Wirkungen haben ſol. Ebenſo ift mit jener Behaup- 
tung garnicht vereinbar, wenn er:noch in der dritten Auflage 
feiner Ceſſion der Korberumgenrechte S. 387, 388 behauptet und 
ausführt, daß die Wirfungen der Röm. Lit. Cont. mit unfrer 
beutigen Einlaſſung verbunden feyen und daß namentlich die Liti⸗ 
niofiät einer Klage auch im neuefen Roͤm. Recht: erſt mit der 
Litis Conteſtation, fomit bei uns erfi mit der Eintaffung. 
einirete. 

Noch weiter, nicht blog für das neueſte fonbern auch ſchon 
für dag frühere Röm. Recht, ging neuerlich Asverus ?. Er 
fucht auszuführen: die Wirkungen der Lit. Eont., felbft die Pro- 
zeßconfumtion und Novation, feyen fhon im fpäteren 
elaffifhen Röm. Recht, alfo noch zur Zeit des Formu- 
larprozeſſes, nicht mehr an die Pit; Eont., fondern an einen 
früheren Zeitpunft gelmfpft worden, nämlid anfangs an den 
Zeitpunkt der Denunciation (oben H. II S. 4) und in den fpäte- 
ren Rafferzeiten an die (H. II S.10 bezeichnete) Convention, 
und hieraus fommt er dann auf das Nefultat, daß jene Wir- 
fungen bei und mit der Mittheilung des erflen den Prozeß er- 
Öffnenden Decrets eintreten. Nur fey der Eintritt‘ biefer Wir: 
fungen ein hypothetiſcher und habe bios unter der Borausfegung 
fiatt, dag es fyäter wirklich ‚zur Lit. Cont. komme; komme es 
baher durch des Klägers Schuld nicht zur Lit. Bont.: fo follen 
fene Wirkungen wieder von felbft erlöfchen. Auch fey da, wo 
eine Thätigfeit des Beklagten erfordert werbe, um gewiffe Wir⸗ 
kungen eintreten zu Yaffen, nicht ſchon bie Denunctation ober die 
Convention (ober bei uns bie Mittheiling ded Ladungsdecrets), 

2) Ueber die Denunciation der Römer und ihren geichichtlichen Zufammen- 
hang nılt dem erſten progeßeinleit. Deeret. Leipzig 1843. &. 182 1. 270 f. 298. 
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ber Moment für den Einteitt jener. Wirkungen, fondern erſt bie 
Lit. Cont. (z. B. bei. der Frage, ob ein Richtbeſitzer, der fi 
für den Befiter ausgibt, als fietus. possessor zu behandeln 
fey, oder wie. lange der Bellngte den Richter recufiten. könne 
und drgl.) °. Bei diefer Anficht, weiche mamentlih in Begle⸗ 
hung auf das claffifche Röm. Recht durchaus von Dem abweicht, 
was bisher allgemem angenommen wurde, geht As verus davon 
aus, daß, wenn in den. Digeflen von tempus quo agitur, 
quo quis ackione convenitäur, quo: petitur, oder von Con- 
ventin, petitio, res petita die Rede it und an bie fo bezeich⸗ 
neten Zeitpunkte gewiffe Wirkungen geknüpft werben, unter ‘jenen 
Aupdrücken der Zeitpunkt der Denuncieion (an deren Stelle dann 
ſpaͤter die Ennwentiondes-fpäteren kaiſerlichen Rechts getreten fey), 
nicht «aber der Zeitpunft der. Lit: Cont. verflandeh werben müſſe. 
Dieſe Anfühksenthält Schon auf den erſten Anbitd viel -Auf- 
fallendes und au die. Art und: Weife, wie Asverus ſie zu 
begründen fucht, bietet in ber Herbeisiehung won ſehr entferni 
Hegenden und für die Sache feibfi in der That. nicht beiveifenden 
Argumenten und im Uebergehen mancher Stellen, welche für 
feine: Anfiht freilich ein. unüberfleigliches Hinderniß bilden möch⸗ 
ten, mauche Blößen *?⸗. Ich glaube, es dürfte hier genügen, 
Folgendes gegen Diefelbe zu bemerfen: Was die Bedeutung dee 
Ausbrudes conventio und actione conveniri in den Pandecten, 
fo in Stellen aus ben: Zeiten bed claffifchen Röm. Rechte, be⸗ 
trifft: ſo bedennes zwariim.fpäteren Codexrecht conventio 
Einen von der Lit. Cont. verſchiedenen früheren Prozeßabſchnitt 
(ohen H. V.S. 40); aber ganz unzulaͤſſig iſt es, Ken Sprachge⸗ 
brauch einer viel ſpätoren Zeit: auf Fragmente aus dem claſſi⸗ 
ſchen Röm. Recht überzutragen. Im Allgemeinen. bedeutet in 
den Pandecten conveniri prozeſſirt werden, und aetione 
ennventus im Prozeſſe liegen, im Prozeſſe befangen ſeyn, ohne 
einen. beßimmten Abſchnitt des Prozeſſes zu bezeichnen, und: ebenſo 
heißt im Allgemeinen petere: den Prozeß beginnen, und res pe- 
1,4 4* gt } ;s „. . 4 N R .. 0. " 
By Aber Sogar auch) hier WIN Asverus S. 270 Ausnahmen machen.“ 

3a) Ueber die Schrift von Asverus ſ. nun auch Momſen in Schneiders 
erit. Jahrbb. f. R.W. 1845 H. XS. 865 -890. 


Wächter, Erörterungen. LI. 5 
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tita eine Sade, die im Prozefſe liegt. Deßhalb Tann aller⸗ 
dings eonventio und canventas in manchen Panbdectenftellen 
fchon den Zeitpunkt der Benachrichtigung des Bellagten von ber 
angeflellten Klage bezeichnen; allein weder in der Regel nody über- 
hafıpt technifch haben jene Ausdrücke in den Pandecten biefe 
Bedeutung. Da nämlich bie lis nad dem Sprachgebrauche ber 
Pandecten erſt mit der Litis Eonteftation wirklich vorhanden, 
eine pendens, inchoata if (oben 9.11 8.65): fo wird in ben 
Pandecten regelmäßig durch actione .conventus, res petita, 
si quis egerit und buch conventio, petitio und drgl. nur ber 
Fall bezeichnet, wenn es wirklich zur Litis Eonteflation 
gefommen iſt. Dieß fagen fie freilich nicht jedesmal ausdrück⸗ 
lich, fo oft fie jene Worte in biefem Sinne gebrauchen (gerade 
wie auch wir bei Erörterungen über bie Wirkungen ber Lit. 
Eont. oft von einer angeftellten Klage, von belangt wor- 
- den feyn und dral. fprechen unb darunter, ohne es immer bes 
fonderd zu wiederholen, den Zeitpunkt der Lit. Cont. verfteben); 
aber theild allgemeine Erklärungen, theild Parallelſtellen und 
Das, was an anderen Orten genauer für den gleichen Fall, 
von weldem der unbeftinmtere Ausdruck gebraucht ift, gejagt wird, 
beweifen diefen regelmäßigen Sprachgebrauch aufs Entichiedenfte, 
fo dag ſchon damit die Grundlage der Argumentation von As⸗ 
verus für das claffiihe Röm. Recht zufammenfallen dürfte, 
So fagt 3 B., was die allgemeinen Erflärumgen betrifft, die 
1.16 D. XLVI, 8 (rat. rem): „Amplies nen peti ver- 
„bum Labeo ita accipiebat, si judicio petitum esset. Si 
„autem in jus eum vocaverit et satis judieio sistendi 
„causa acceperit, judicium tamen coeptum non fue- 
„rit: ego puto, non committi stipulationem amplius non 
„peti. Hic enim non petit, sed petere vult;“ es 
wird alfo hier das peti ganz entſchieden auf‘ ben Zeitpunft ber 
Lit. Cont. bezogen ?b. Einzelne ſchlagende Beifpiele für biefen 
Sprachgebrauch Fönnten in Menge angeführt werben. So vergleiche 
man nur einmal z. B. DXI, ı de reb. cred. 1.22 (hier wird 
cum petitum esset erklärt Durch) cum litem contestatus fuisset), 





3b) Vregl. oben H. II S. 5. 
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XLVI, 3 de sokut. 3.57 84 Chler wird si petam für den Zeitpunft 
ber vollendeten Lit. Eont. genommen), 7.47 pr. 5A eod: (hier wird 
tempus quo agitugsgerommen für die Zeit ber lis contestata); 
ebenfo D XVI, 3 depositi L.14$4 vrgl. mil 1.1265 eod. 
In gleicher Weife ließe fih Dieß- gerade in den Fälfen, auf 
welche fih As verus befonders bezieht, nachweiſen. So — um 
aur einige Beifpiele anzuführen — nimmt Asverus ©. 188 f. dag in 
dem Pandectentitel vonden Noxalklagen fehr häufig vorkommende 
conventus im Sinne der conventio des Codexrechts; allein daß 
biefes conveniri in den betreffenden Stellen genommen wird für 
den Zeitpunkt des „judicium acceptam“, alfo für den Zeitpunft 
ber Lit. Eont. (denn darüber, daß judicium acceptum den Zeit⸗ 
punft ber vollendeten Lit. Cont. bezeichnet, Tann doch in der That 
fein Zweifel feyn; vrgl. auch 2.25 de rei vind. 7.40 pr. de 
hered. ‚pet. 4.25 $8 de aedil. ed.), erweist ſich vollſtaͤndig 
aus D. IX, A de nox. act. 1,8, eine Stelle, welche von As⸗ 
verus fo viel ich Finde übergangen wird. Ebenſo iſt es, wenn 
Asverus S. 4191 f. aus einzelnen Digeftenftellen, welche von 
eonventio, petitio, egisse bei ben Folgen der prozeßua⸗ 
liſchen Conſumtion ſprechen, herfeiten will, ſogar dieſe Con⸗ 
ſumtion ſey ſchon vor der Litis Conteſtation mit der Denun⸗ 
riation ber Klage eingetreten; er übergeht es, daß in Parallelſtellen 
dieſe Wirkung ausbrüdtich geknüpft wird an das in jadieintn dedu- 
cere (was im Sprachgebraudge ver Pandecten ganz unzweifelhaft 
bie vollendete Lit. Cont. bezeichnet), daß bier gerade abwechſelnd 
3. B. egerit und In judicium actio deducta est für dad Gleiche 
genommen wird (l.5 a. E. de fidej.), daß überhaupt noch in der 
1.29 de novat. jene Birfung an das judicium acceptum und an 
bie lis contestata ausdrädlich gefnüpft wird und auf) hier.ac- 
tionem exercere für gleichbedeutend mi Lit. Cont. genommen wird 
(prgl. auch 4. 441 54 eod.), und daß endlich Juſtinian ſelbſt ia ber 
est. 28 de. fidej. VIII, 44 davon ausgeht, daß bie prozeßnau⸗ 
liche Confumtion an die Lit. Cont. gebunden gewefen fey. So 
will ‘ferner Asverus S. 205 aus der 1.533 de O, et A. her- 
leiten, daß ber Uebergang der Klagen auf die Erben ſchon nad 
dem Pandectenrechte nicht Durch bie Lit. Cont., fondern durch 
einen früheren Prozeßabfchnitt vermittelt worden fen, weil biete 
5 * 
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Stelle son si vivus conventus fuerat fpridht und bie Der His 
eontestata entgegeufese. Allein abgefehen davon, daß jene 
Stelle anderd auszulegen feyn wird (ſ. uggen nad Not. 54), 
ſo fagen die entichiedenften Quellenzeugniſſe in den Pandecten, 
ſelhſt z. B. eine Stelle von demſelben Juriſten, von dem bie 
1.33 bersührt, daß jener Uebergang erſt durch bie Lil. Eont. ver⸗ 
mittelt_ werde (f. namentlich D. XXVIL 7 de fidej.. et nom. 
L.3.$1); diefe Stellen aber übergeht Asverus, und andere Stel: 
fen, wie . B. 4.58 de.O. et A. I. 42 pr.. de verb. sign. 
1.28 de injur., bezieht er auf früheres Recht, ohwohl fie von 
Berfaflern herrähren, welche mit dem Schriftſteller, aus dem bie 
I. 33 genommen ‚ift, theils gleichzeitig theild nach. ihm lebten. 
Unbegreiflich aber iſt ed, wie er babei aus ben befondesen Be⸗ 
fiimmungen über die Transmiſſion ber querela inofüciosi tes- 
tamenti, welche doch offenbar etwas ganz Singuläres enthalten, 
dafür argumentirt, baß der active Webergang der Klagen fchon 
mit ‚der Denunciation eingetreten fey, und dabei nicht bedenkt, 
daß durch dieſes Argument, wenn es irgend gelten. Fönnte, 
auch feine Anſicht umgeſtoßen würde, da ja bann über jenen 
astigen Uebergang nicht erſt ber Zeitpunft der. eigentlichen De- 
nunciation, ſondern ſchon bie Vorbereitung der Klaganftellung, ja 
fhon der beſtimmt erklärte Entfhluß, die Klage anftellen zu 
wollen, entfcheiven würdet. In ähnlicher Weife will: Asverus 
S. 269, 270 in der 1.25 67 de hered. pet. einen „unwiderleg⸗ 
lihen Beweis” dafür finden, daß man unter ber” Rit. Cont. ben 
Zeitpunkt der conventio (im Sinne des Codexrechts) verftanden 
habe; allein jene Stelle beweist gerade das Gegentheil; fie dehnt 





t 

4) Wenn Asverus glaußt, die cst.5 C. VIII, 28 de inoff. test. enthalte 
fpäteres Recht, als die 1.7 D. V, 2 eod.tit.: fo ift dieß offenbat unrichtig. Die 
ct. ð reſcribirt nichts Anderes, als was ſchon aus der 1.7 folgt; denn natürlich 
muß bas.propositum, von welchem in.ber cst. 5 Die Meba tft, auf irgend eine 
Weiſe erklärt worden feyn; auch iſt die ost. 5 nicht aus einer ſpaͤteren Zeit, 
ale vie 1.7. — Auch das Argument, welches Asverus in der. cst.1 C.I, 20 
quando lib. finden will, ift nicht beweiſend; vielmehr geht fie gerade davon 
and, daß die Transmiſſton der Klagen nur durch Lit. Eont. vermittelt werde, 
und macht hiervon nur bei dem Re ertpteprozeſ⸗ (oben H. u S. 11 Not, 28) 
eine.befpndere Ausnahme. 
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nur? Das, was ein Senatusconfult für die Zeit ber Pit. Cont. 
feſtſetzto, ausdrücklich gegen die Worte des Senatusconfalts auf 
eirie fruͤhere Zeit aus. Ueberhaupt aber enthält die Anficht von 
Asverns für das Pandectenrecht, für bie Zeiten des Nom. Kor: 
mwlarprojeffes, bie. entſchiedenſte Verkennung ber ganzen‘ Be⸗ 
deutung der Lit. Cont., vollends gar in Beziehung auf die pro- 
zeßualliſche Confumtion, ein Inftitut, das nur durch bie Lit. Cont. 
Erklärung und Begründimg befommen und überhaupt Bedeutung 
haben fonnte. Auch widerſtreiten noch andere Moinente der An- 
fiht von Asverus. Nah ihm wäre 3. B. die prozeßualifche 
Conſumtion An :fpäteren claffifchen Röm. Recht ftets fchon durch 
Denmciation entſtanden, aber blos eine proviſoriſche geweſen und 
erſt durch: die Lit. Cont. definitiv geworden; die bIofe eonventio 
im Sinne von Asverus, das petere, actionem' exercere u. ſ. w. 
hätte nicht bleibend confamirt, fühdern blos proviforifch, "und in 
allen Fällen, in welthen es nicht zur Lit. Cont. Tam, wäre bie 
eingetretene Conſumtion hinterher: wieder weggefallen. Davon 
abet, namentlich von einer blos proviforifchen Wirkung finden wir 
nicht die geringfte Spur in den Quellen; fie fnüpfen durchaus 
die Confumtion an die Lit. Cont., an dag judicium acceptum, 
und bie Digeftenftellen, welche bei dem conveniri, bei ber pe- 
titio u. drgl. nad) ihrem gewöhnlichen Sprachgebrauche bie Fol- 
gen der Prozeßualiſchen Conſumtion als eingetreten annehmen, 
deuten nit im Geringflen darauf bin, daß bieß etwas. bias 
Proviforiihes fey, eben weil fie unter jenen Ausbrüden.in fol 
hen ‚Stellen den Zeitpunkt’ der Lit. ont. verfiehen. Auch für 
das fpätere Röm. Recht hat Asverus die Richtigkeit feiner An- 
fi cht nicht nachgewieſen, wenn hier gleich aus den ſchwankenden 
und ungenauen Ausdrücken des ſpäteren kaiſerlichen Kanzleiſtyls 
ſi ch da und dort über Einzelnes Zweifel ergeben können. Denn 
gegen bie Hauptfache, gegen die allgemeine Zurüdfegung der 
Wirfungen der Lit. Cont. auf einen früheren, Prozeßabſchnitt, 
ſprechen auch aus dem Codex ganz entſchieden einzelne Stellen, 
über welche Asverus, wenn er fie befonders beachtet haben 
würde, wohl nicht hätte hinweglommen können. So fagt 4. 2. 
Digeletian in C. IV, 47 cst. un.: „Post litis cantesta- 
„tionem eo, qui vim feoit vel -concussionem intulit vel 


” 
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„aliquid deliquit, defuncto successeres ejus in solidum, 
„aliognin in quantum ad eos pervenit, conveniri juris 
„absolutissimi est, ne alieno scelere ditentur.” So hätte 
Diefe Stelle unmöglich lauten Tönnen, wenn bie Auſicht von As⸗ 
verus richtig wäre. Für dag Recht unter Juſtinian Tönnte wur 
der Umftand Bedenken erregen, daß Juſtinian inC. VIE. 40 de 
annal. exc. cst.3 $4 von dem Kläger, deſſen Klaglibel durch 
die conventio dem Beflagten mitgetheilt worden if, in einer in 


manchen Beziehungen bunfeln Verordnung fagt: videri jus suum 


in judieium deduxisse, und davon die Unterbredung der Kla⸗ 
genverjährung abhängig macht. Allein für feine Zeit Tonnte 
Suftinian dieſen Ausbrud von der conventio d. h. ker dem 
Zeitpunfte ver Ladung wohl gebrauden®, ohne dadurch beſtim⸗ 
men zu wollen, daß alle Wirkungen, welde an die deductio in 
judicium des früheren Röm. Rechts d. h, an bie Lit. Eont. 
gebunden waren, foweit fie ſich noch zu feiner Zeit erhalten hat: 


ten, nun durchaus an den Zeitpunft der deduetio in judicium 


feiner Zeit, an die conventio bes fpäteren. Codexrechts d. h. 
an bie Mittheilung der Ladung ſich Tnüpfen ſollen. 


1. 
Der regelmäßig entfeheidende Prozeßabſchnitt nach heu- 
tigem Recht. Insbefondere von der Fit. Cont. des Canon, 
Bentfch. u. Württ. Rechts im Verhältniſſe zur Iuftinianifchen. 


Müſſen wir aber auch annehmen, daß die Wirkungen, welde 
nad dem früheren Röm. Recht an die Lit. Cont. gebunden waren, 
auch noch im Zuftinianifhen Recht, foweit fie fi) überhaupt er- 
hielten, in ber Regel an bie Lit. Cont. (im Sinne bes Juſti⸗ 
nianifchen Rechts) gebunden find: fo entfteht doch die Frage, wie 
bieß auf unfer heutiges Recht und auf unfren heutigen 
Prozeß zu übertragen fey. 

Bon feher war in diefer Beziehung wohl die Anficht herr: 
fhend, daß alle Wirfungen, welche nad Juſtinianiſchem Recht 


- 5), Oben 9.1.6.9 Not.20. Nur darf man nicht aus diefem Suftinlanifchen 


Sbrachgebrauche ruckwaͤrts ſchließen auf den Sprachgebrauch des ckaffifihen Röm. 


Rebie. S& auch noch ©.1V, 9 de lit. eont. cst. um. 
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noch an die Lit. Eont. gefnfipft waren, auch bei und an ben 
Prozeßabſchnitt gebunden feyen, ben wir Litid Conteſtation ober 
Kriegsbefeftigung nennen. Allein von einzelnen Seiten wird bie 
doch beſtritten. Namentlich geſchah es in neuerer Zeit aufs 
Entfchiedenfie von Sintenis in einer fehr ausführliden Ab- 
handlung ®, 

Am Princip ift die Anficht von Sintenig von der herr- 


ſchenden weniger verfihieden, als ed auf den erfien Anblick fcheint, 


und es wird bei ihr mehr darauf anfommen, welche Anwendung 


ihr auf das Einzelne gegeben wird. Denn zunädhft wird ja von 


Niemanden geläugnet, daß das Röm. Recht allmählig einige 
einzelne Wirkungen, welche die Lit. Cont. hatte, an frühere Mo: 
mente des Prozeſſes, 3. B. an die Ladung, Enüpfte (und deßhalb 
diefe auch bei und an biefen früheren Zeitpunft gefnüpft find) 
theils weil fchon zur Zeit bes claffiichen Röm. Rechts und noch 
mehr im fpäteren Roͤm. Recht die prozeßeinleitenden Handlungen 
nit in einem Acte fich vereinigten und man daher bei manchen 





6) „Bon der Lit. Bont. bes neueren Rechts und den Wirkungen ber erflen 
Handlungen ver Parteien und des Richters nach heutigem Prozeßrecht“ in feinen 
Erläuterungen verſch. Lehr. d. Eivilproz. 3.1. 1840 S. 91-210. Das Refultat 
feiner Unficht faßt er in feinem Eivilreht Bd. I. 1844 ©. 328 dahin zuſammen: 
"Im Röm. Altern Prozeſſe eriheinen Die prozeßualiſchen Handlungen ber Par⸗ 
„ihieen,, welche die Einleitung des Verfahrens bis zur Lit, Cont. einſchließlich 
„bilden, als ein zuſammenhängender Gomplerus, und deßhalb find 
„die Wirfungen alg die der Lit. Cont. genau und genügend bezeichnet. Im fpäs 
„teren finden ſich fchon mehrere an ftühere Momente geknüpft. Dieß hängt das 
„mit zufammen, daß jene Handlungen ber Zeit nach auseinandergezogen wurben. 


.„ In diefer Veraͤnderung zeigen ſich nun die erllärenden Gründe ver Wirkungen, 
„amd diefe find es aljo, auf welche es ankommt. Wenn wir baber in unferem 


„Prozeſſe diefe Handlungen zum Theil noch mehr iſolirt finden: fo müflen wir 
„für jede einzelne Wirfung die einzelne Handlung als erflärende Urfache aner⸗ 
„tennen und beftimmen. Es fommt alfo auf die Bedeutung und den Gebraudy 
„der Lit. Eont. im älteren Dentſchen und im heutigen Prozeffe zu dieſem Zwecke 
„richte au, Aber natkrlicd iſt es ein großer Irrthum, die Wirkungen ber Röm. 
„Lit. Bunt, an Das zu Inüpfen, was mir heute jo nennen, und alfo andy das 
„Beſtreben fruchtlos, die Bedeutung der Lil. Cont. oder Kriegsbefefigung un: 
„Teres älteren Prozefles zu ermitteln, um davon jene abhängig zu machen, ine 
„ben es immer am Zufammenhange derfelben damit fehlt und auch die Praxis 
„ganz entf bieben (2) in den meiften Bunften von felbR auf den rechten Wes ge⸗ 
„ommen if”. 
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Wirkungen e8 ihrer Natur entfprechender fand, ‚fie nicht erſt mit 
der Lit. Cont., fonbern mit einem früheren Zeitpunfte zu verbin- 
den; dieß geſchah theild im fodteren. Kaiſerrechte, theils aber 
auch ſchon im elaſſiſchen Röm. Recht (ſ. unten. Abfchnitt ID. 
Auf den Eintrittöpgit jener Wirkungen bezicht ſich alfo die prin- 
eipielle Meinungsverfchiedenheit nicht; es handelt fich bei ihnen 
nur davon, aus den Römifchen Quellen gehörig zu beſtimmen, 
welche Wirkungen an einen felihen früheren Zeitgmnft geknüpft 
find. Dagegen geht allerbings das Juſtinianiſche Recht von der 
Regel aus, daß diejenigen Wirkungen, welche früher die Lit. 
Cont. hatte, auch" noch im neueften Röm. Recht (ſoweit fie nicht 
garız erlofchen..oper nicht ausdrücklich an frühere Prozeßabſchnitte 
gefnüpft wurden) an bie Lit. Cont. deſſelben gefnüpft bieiben. 
Diefe Regel — behauptet mm Sintenis — dürfe man num 
nicht mehr geradezu bei ung anwenden. Denn: (fo feheint mir 
wenigftend fein Argument aufzufaffen zu feyn) im Röm. Recht 
‚habe bie Lit. Cont. einen Compler von Handlungen umfaft; 
diefe Handlungen aber erſcheinen in unfrem Prozeffe nicht mehr 
"als Complex und ald durch die Lit. Cont. Yereinigt, fondern iſo⸗ 
lirt und der Zeit nach ‚durchaus getrennt; deßhalb Fomme es bei 
dem Zeitpunfte des Eintritts ber Röm. Wirkungen der Lit. Gont. 
bei ung ‚lediglich darauf an, welche dieſer verfchiedenen, durch die 
Röm. Fit. Cont. combinirt gewefenen, Handlungen das beflim- 
mende Moment jeder einzelnen Wirfung der Lit. Cont. geweſen 
fey, und an biefe Handlung (Einreichung. der Klagfchrift, In⸗ 
finuation derfelben an den Bellagten, Beantwortung ber Klage 
u. f. w.) fey dann bei ung die betreffende Wirkung zu Fnüpfen. 
So kommt er dann dahin, manche Wirkungen, welche das Ju⸗ 
ſtinianiſche Recht an feine Lit. Cont. und die herrfchende Meinung 
bei und an die heutige Lit. Cont. knüpft, nicht mehr an biefe, fondern 
an eine frühere prozeßualiſche Handlung zu binden, weil das be- 
flimmende Moment jener Wirkungen nicht in der eigentlichen Lit. 
Eont., fondern in den anderen mit ihr verbunden gewefenen, bei 
' und aber ganz getrennt von ihr erſcheinenden, Handlungen gelegen 
geweſen ſey. 

Es wird bier ganz darauf anfommen, ob und wie weit die 
Prämiſſen richtig find, von welchen Sintenis ausgeht. Wenn 
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Das, was wir im:unfrem Prozefſe unter Lit. Cont. verſtehen, 
einen Prozeßabſchnitt dildet, weicher wefentiih von demjenigen 


verſchieden iR, den: die Juſtinianiſche Lit. Cont. bildete: ſo fönnen 


wir allerdings das für den Letzteren Beſtimmte nicht auf den 
Erſteren anwenden, und wenn. Jufintang Vit. Cont. eine Reihe 
von Handlungen combinirte, welche bei und der Zeitnach ſehr 
auseinandetgerückt finds ſo .entflieht freilich die Frage, ob Das, 
was Juſtinian mit feiner Lit. Coni. eintreten ließ, nicht bei uns 
ſchon mit einer. der von der Lit. Cont. losgeriſſenen unb:in eineh 


früheren Zeitpunkt fallenden Handlungen eintreten müfle: Allein 
einestheils müſſen wir ‚bei den Wirkungen, welche das Röm. 


Recht für. Folgen der Lit. Eont. :erflärt, doch ſtets im Zweifel 
davon ausgehen, Laß. zu ‚ihrem Eintritt: Die gange Lit. Cont. 
geböte, d. h. daß fie nur eintreten folder, wenn es zum End- 
punfte der kit. Cont. gelommen iſt, und fo können wir fie nicht 


‚übertragen auf eite Handlung, ‚die vor dieſem Endpunkte liegt; 
‚anderntheild ‚erfchienen ja ſchon theilweife zur Zeit des claſſiſchen 


Röm. Rechts und erfcheinen durchaus zu Juſtinians Zeit die drei 
Hauptbandiungen ber‘ Einleiung bed Prozeſſes (Anbringen der 
Klage, Mittheilung derſelben an den Beklagten und beffen 
Ladung, Beantwortung der Klage) nicht in dem Acte der it. 
Cont. vereinigt, fondern als äußerlih durchaus getrennte 
Handfungen °a), und gerade ber Umſtand, daß das Nom, Recht 
allmählig einige Wirkungen ber Lit. Cont. an ſolche getrennte ber 
Lit. Cont. voraufgebende Handlungen fnüpfte, beweist, DaB. ed 
diefe Iſolirung mohl beachtete, und auch außerdem beweifen noch 
mande Stellen aus dem claffifchen Röm. Recht, daß eine ſolche 
Trennung ſtattfand und beachtet wurde (z. B. D. IV, 5 ex quib. 
caus. maj.’ 1.34 1.25 1,26 pr. II, 44 si duis caut, 1.4082 
IX, 4 de nox. act. 1.26. $4). Wenn es bann aber ‚nicht wei- 
ter ging, d. h. doch manche Wirkungen - der ; Progeßeinleitung. an 
ben. Schlußpunkt, an die Lit. Cont., gefnüpft feyn läßt, was 
fann und bei ber Anwendung des Röm. Rechts befugen, das 
Gegentheil zu thun und biefe Wirkungen nit an den Schluß- 
punft zu knüpfen? Wir müffen fie vielmehr auch an denfelben 





68) Vrgl. auch Müuͤhl enbruch Entw. des Civilproz. 2. Ausg. $247 a6. 


J 
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und alſo an unfre Lit. Cont. Tnüpfen, wenn und foweit der 
Schlußpunkt ber Resteren. mit jenem Schiugpunkte im Weſent⸗ 
lichen zuſammentrifft. So wird es alfo bei der Arage, ob bie 
gemöhnlihe Anficht — nad) welcher diejenigen Wirkungen, die 
noch im Juſtinianiſchen Recht Kolgen der Lit. Cont. find, aud 
in unfrem Prozeſſe an Das gebumden feyn follen, was wir Lit. 
Cont. nennen — richtig fey, hauptſächlich darauf anfonmen, ob 
anfre Lit. Cont. im Weſentlichen .denfelben Prozeßabſchnitt Bil: 
dei, welchen bie Lit: Cont. bed Juſtinianiſchen Rechts bildete. 
Das Eanonifche Recht geht bei der Litis Conteftation im 
Weſentlichen von demfelben Begriffe aus, wie das Juſtinianiſch 
Römiſche Net, indem es fagt?, bie Litis Conteſtation gefchebe 
per peiitionem in jure propositam et responsionem factam, 
wobei ed unter respansio vohme Zweifel nichts Andekes ver: 
ſteht, ald (wie auch das Juſtinianiſche Recht) die contradietio 
des Beklagten*). Auch nad Canoniſchem Recht find es ſomit 
iumer beide Parthieen, welche Jitem cantefliren, ben Streit 
unter ſich befeſtigen; den Endpunkt ‚aber bildet. bie Antwort bes 
Beklagten anf die Klage, feine allgemeine Erflärung gegen bie 
Ringe. Nur if es feine Abweichung vom Roͤmiſchen Recht 





7) X. 1, 6 de elect. cap. 5451. 

8) Audserer Anficht ift Bayer Vorträge über orbentL Civilproʒ. 7. Aufl. ©. 
329. Er glaubt, das Kanon. Recht habe den Röm. Begriff der Lit. Eont. irr: 
thümtich erweitert und an bie Stelle eines Widerſpruchs des Beklagten 
überhaupt eine Antwort deffelben, alfo möglicher Weife auch eine bejahende, 
gelebt, wozu wahrſcheinlich die Bloffaturen Beranlaffung gegeben Bätten. 
Allein es iſt wohl ganz augenideinlich, vaß das Rom. Recht ſelbſt es war, 
aus welchem das Gau. Recht feinen Ausdruck responsionem, überbaupt ieinen 
ganzen Begriff nahm. Denn was in C. III, 1 de judic. cst. 14 $1 durch 
narratio et contradictio ausgedruͤckt iſt, wird in anderen gleichzeitigen 
Stellen des Roͤm. Rechts (cst. 2 pr. GC. It, 59 d. jurejur. propt. calumn.) 
dur narratio et TEBpunsio bezeichnet. — Die Antwort des Beklagten kann 
übrigens in Beziehung auf ben Klaggrunb eine bejahende umb babei bo 
eine wahre Litis Conteſtation (d. 5, eine zum Streit führende, bie Klage 
negirende Erklärung) feyn, wenn fle nämlich den Anſpruch bes Klägers 
durch Einreden ganz oder theilweiie abzuwenden fucht oder die vom Kläger aus 
dem Klaggrunde gezogenen jurikifchen Kolgerungen in Abrebe zieht. IA aber 
nicht einmal dieß der Get: to führt die Antwort nicht zum Gtreite über 
die Klage, 


, 
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(vgl. 5.1.8.4), wem das Canoniſche Recht eine Erklärung 
des Beklagten, welche blos im Vorſchützen peremtoriſcher Einreden 
beftebt, nicht als Lit.ı@ont. gelten läßt und vorfchreibt, daß der 
Beklagte, wenn er, ohne fich irgend weiter über die Klage zu er- 
flären, blos peremtorifche Einreden oorfchügen will, fofort zur 
Lit. Cont. angehalten werden fol (Rot. 9%. Darin aber. weicht 
es vom Röm, Recht ab, daß es bei einzelnen peremtoriichen 
&inveben, bei den excaptiones litis finitae (3.3. exc. rei ju- 
dicatae); eine. Ausnahme macht, .indem nach Can. Recht über 
diefe vor der Lit. Cont. verhandelt und entfhieben werben fol ®. 

. Au die älteren Deutfchen Reichsgeſetze faßten in gleicher Weiſe, 
mit dem Juſtinianiſchen Recht im Weſentlichen ganz übereinſtim⸗ 
mend, die Litis Conteſtation auf. Unter. Fit. Cont. aber. Kriegsbe⸗ 
feſtigung verfianden fie die erſte Berhandlungbeider Par- 
thieen über die Sache ſelbß, durch welche es wirklich zum 
Streite oder Prozeſſe über die Klage fommt, alſo das im 
erſten Termin wiederholte Vorbringen der (dem Klaäger vorher 
ſchon mitgetheilten) Klage und die allgemeine Antwort des Be⸗ 
klagten auf dieſelbe, durch welche er ſich darüber erkluͤrt, ob er 
der Klage geſtändig ſey oder nicht. Erſt nach dieſer 
Streitbefefigung kam es (wie im Juſtinianiſchen Recht) zu den 
genaueren Erklärungen über die Klage, und zu dem Ende 
konnte dann bie Klage, wenn ſie blos ſummariſch gefaßt war, 
vom Kläger zum Zwecke weiterer Verhandlung in beſondere Ar⸗ 
tilel gebracht werben '%, Dieſe letztere Befugniß des Klägers. 





9) In Vito II, 3 de lit. cont. cap. 1, 2. 

10) Kammer G. O. v. 1555 Thl. III, Tit. 13, 14 (Neue Sammlung der 
Reichsabichiede Thl III ©. 115,116). Sie beftinmt a. a. O., daß die Par—⸗ 
thie, welche „litem negative conteftiren will, andere oder mehr Worte nicht 
„gebrauchen foll denn; in Sachen N. contra N. bin ich ver Klage nicht ge= 
„Händig, bitt mic) von berfelbigen mit Abtrag Koſtens und Schadens zu er⸗ 
„ledigen, umd mit diefen Worten foll ber Krieg, ob auch der Lit. Cont. nicht 
„ausdrücklich Meldung gefchehe, befefligt zu feyn gehalten und verſtanden wer: 
„den, dagegen (was hiernach auch noch zur Kriegabefefligung gerechnet wird) 
„des Klägers Anwalt nicht anders münblich fürtragen foll, dann nämlich alfo: 
„in ängeregter Sach repetire ich meine articulirte Klag anftatt ver Articul, bitt 
„Inhalt derfelben, uber fo die Klag nicht articulirt, alio: In angeregter Sach 
„erhole ich meine Klag und bitt Zeit zu fernerer Handlung. Darauf in beiden 
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erfennen auch. das I. und II. Würkt. Landredt an. Diefelbe 
wurde zwar fpäter in den Reichsgeſetzen aufgehoben, , wie dieß 
auch vom. III. Württ. Landredhte (1610) geichab '; allein bie 
Bebentung der Streitbefeftigurig blieb in den. Reichsgefegen (über 
das Württ. Recht f. unten) diefelbe; fie beſteht in der gel 
ftellung der Frage, ob es über die Klage zum Streite kommen 
fol, und wird vollendet durch die allgemeine in diefem Sinne 
gegebene Erklärung des Beklagten (iftis contestatio generalis) ". 
Sie war gleihfam:eine gemeinfame vorläufige-Handbinng über 
die Einlaffung auf den Streit durch das Vorbringen des Kläger? 
und bie allgemeine Erklärung von Seiten bes. Beflagten, ob er 
die Klage fo, wie fie gefiellt if, zugebe ober nicht, wodurch im 
Allgemeinen der Streit firtet wurde, und auf gleiche Weiſe ſchei⸗ 
nen auch noch die beiden: erſten Wärtt, Landrethte (1555 u. 1567) 
bie Lit: Cont. aufzufnffen '% Hiernach konnte es nach den Reichs⸗ 
gejegen, wie nah Roͤm. Recht, eigentlich eine affirmative 
Bit, Cont. nicht geben. - Demm gab der Beklagte Alles zu, ohne 
Einreden vorzuſchützen: fo fommt ed gar nicht zu einem Streit; 
er wird verurtheilt und es ift gegen ihn mit der Execution vor 
zufchreiten.. Gab er aber ben faltifchen Kfaggrund zu und läug 
nete die vom Kläger daraus gezogenen juriſtiſchen Folgerungen, 
den Anſpruch des Klägers: fo war durch dieſe Erklaͤrung aller⸗ 
bings eine Lit. Cont. bewirkt ‘55 denn es kam num wirklich zum 





„Faͤllen, als nämlich, va der Kläger feine articulirte Klag anſtatt der Articil 
„repetirt, vem Beklagten zu antworten, ober fo die Klag nicht articlirt, deren 
„Kläger zu artieuliren Zeit auf nächften Termin zugelaffen feyn ſoll“. 

11) ©. II. Landr. 301.89 in Riecke!s Gerichtegefl. I ©. 239 

12) Landr. I, 28 8 2. 

13) Reichs A. v. 1570 $ 8881. Vrgl. auch Reichel. v. 1594 $ 596 
(Neue Samml. d. R.AA. III S. 299, 430). 

14) Die beiden Landrechte fagen nämlich: „Es Heißt vund wärbt aber bet 
„Erieg rechtens dannmals verfangen vnd für befeftigt gehalten, want 
„nach eingebrachter vnd übergebener klag der Beklagt darauf mit geßehen oder 
„widerſprechen derſelbigen (woͤlches dann mit guten lauttern worten, mit ja ode 
„nein, geftehen oder nit geſtehen, geichehen folle) antwurt geben hat“ 
Damit ift nicht gefagt, daß blos die Handlung des Beklagten Lit. Cont. heißt, 
iondern nur, daß durch ſeine Handlung die Lit. Cont. beendigt werde. 

15) Im älteren Roͤm. Recht, zur Zeit des Formularprozeſſes, entſchied in 
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Gtreite über die Klage, wenn auch der Streit nur ben, Rechte⸗ 
ſatz betraf; aber jene Erklärung war nun auch eine. Verneinung 
ber Klage, eine negative Lit. Cont. Gab er. endlich. den. hiſto⸗ 
riſchen Klaggrund zu, brachte aber Einreben yor: ‚fo war dieß 
wieder eine. negative Lit. Gont., weil er der Klage, wie fie 
vorgebracht war, im Ganzen doch ‚nicht finttgab und es ſomi 
zum weiteren Streite Fam (vgl. Not. 8a,&) 

Der jüngfte- Reichsabſchied von A654 6 37 ging, noch einen 
Schritt weiter. Er verwirft die generelle Lit. Cont. Es fo im 
erfien Termine nicht blos eine allgemeine Firixung des: Streites 
flottfinden, fondern der Beklagte ſich ſogleich ganz ſpeziell über 
bie Klage in allen ihren Beziehungen erflären (und dieſer Er⸗ 
flärung, falls er Einreden vorzufchügen bat, auch biefe ans 
hängen) *% Diefe Erflärung nennt der Reichsabſch. $ 40 Ein- 
laffung indie Hauptſachen. Dadurch aber wurbe- das Wefen 
ber Lit. Cont. nicht geändert; fie war und blieb, wie im neueſten 
Römiſchen und im älteren reichögerichtlichen- Prozeſſe, Die Bes 
feftigung des Streites durch die Klage und die barauf erfolgte 





einem ſolchen Halle ver Magiftratus fofurt felbit, fo Daß es nicht zum judicium, 
zum Verfahren vor dem Juder, und fomtt auch nicht zu der eigentlichen daſſelbe 
vorbereitenden Lit. ont. Fam. 

16) Die Beflimmung des Eanon. Rechts und älterer Reichögefeße, nach wel⸗ 
cher die except. litis finitae vor der Lit. Cont. vorgeichäßt und verhandelt 
werben fonnten, wurde ſchon im R. 9. v. 1570 689 aufgehoben. Dr J. R. 4. 
‚aber verlangt, daß alle Einreden ſtets mit der kit. Cont. verbunden, alfo 
nicht ſpaͤt er vorgefchüßt werben follen. 

17) Schen hieraus und noch aus dem R. A. v. 1570 6 89, 90, auf den ſich 
ver J. R. A. v. 1654 837 ausdrücklich bezieht, dürfte ſich die Unrichtigkeit 
der Behauptung von Sintenis (Erläutt. I. ©. 139 f.) ergeben, nach welcher 
der. 5 37 des J. R. A. nicht die Lit. Cont. bezeichnen, derſelbe überhaupt bem 
Ausbruck Lit. Cont. ober Kriegebefeftigung abflcgtlich umgangen und diefen Bes 
ariff ganz verwifcht Haben fol. Sintenis führt felbfi an, daß im $ 110 bes 
J. RA. das Wort Litis Conteſtation vorfomme, meint aber nur, „daß es 
da ans alter Gewohnheit mit untergelaufen“ ſey. Allein gerade biefe Stelle 
gebraucht ven Ausdruck ganz augenfcheinlich für die im $ 37 bezeichnete Cinlaf⸗ 
fung (ſ. auh Mühlenbruch Entwurf des Civilproz. 2. Aufl. 1840 ©. 123, 124 
und Heffter Givilproz. 2. Aufl. $ 348— 350). Meines Wiſſens legten auch 
weder die Juriſten des XVII. Jahrhunderts noch die Reichsgerichte dem jüngften 
R. A. irgend den Sinn bei, weldden Sintenis in {hm finden will.‘ 
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ganz oder theilmeife verneinende Antwort des Beklagten *?, nur 
daß biefe nicht mehr generell gefaßt feyn burfte, fondern nament- 
Lich in Beziehung auf ben hiſtoriſchen Klaggrund auf jeden Punfı 
fi beſtimmt einlaſſen mußte, und dag beim fchriftlichen Ber: 
fahren von einem Erfcheinen beider Parthieen und einer Wieber: 
bolung der Klage in diefem Termine und der fofort darauf fol: 
genden Antwort nicht die Rede ſeyn konnte, fomit der Act, durch 
welchen die Bit. Eont. beendigt wird, als ein ifolirter von 
Seiten des Beklagten erfcheint. Faßt man die Lit. Kont. fo 
auf: fo mußte, wie fchon oben bemerft wurbe, jede wahre Litid 
Gonteftation Cd. h. welche wirklich zum Streite führen ſollte) von 
Seiten des Behlagten eine negative feyn, durch fie das Recht 
des Klägers ganz oder theilmeife in Abrede gezogen werben. 
Auf dieſe Weife und zugleich als einen Act beider Par 
tbieen faßten wirklich auch Schriftfieller, die zur Zeit des jung | 
ſten Reichsabſchieds lebten und nach ihm fehrieben, Die Sache auf, 
3.2. Lauterbach Colleg. Pand. V, 1$45—M. Indeſſen 
ſchwankte die Doctrin auch ſchon in früherer Zeit ſehr über die 
nähere Beftimmung des Acts, der eigentlich Lit. Cont. genannt 
werben follte, und altmählig entwidelte fich aus dieſem Schwan 
ten die Anficht, daß eigentlich blos der Beklagte es fey, wel 
cher litem conteftire, und daß die. Lit. Cont. in feiner Ant- 
wort auf die Thatfadhen beflehe, auf welche ber Kläger die 
Klage gründe. Bei biefer befchränkten Beziehung, bie man fi 
ber Lit. Cont. gab, konnte man dann: allerdings die Lit. Cont. u 
eine negative und affirmative eintheilen, weil man nar eine 
Theil der Antwort des Beklagten, eine gewiſſe Richtung ber: 
felben, durch Fit. Cont. bezeichnete und in diefem Sinne aud) bi 
affirmative Lit. Eont. zum Streite führen fonnte, wenn nänlig 
der Beklagte zwar den factiſchen Klaggrund zugab (affir ma⸗ 





18) Inſoferne iſt theilweiſe richtig, was Bayer a. a. D. ©. 332 ſagt. Durqh 
den J. R. A. wurde die Bedeutung und das Weſen der Lit. Cont. nicht geaͤndert: 
fie beficht auch nach ihm, was bie Thaͤtigkeit des Beflagten betrifft, in ber Ev 
Häxung, daß er die Klage beftreite und es auf den Progeß anfommen laſſen wolle. 
Allein dieſe Erklärung muß nach dem J. R. N. eine genaue Antwort über bie der 
Klage zu Grunde liegenden Facta enthalten, außer ver Beklagte würde fe alle 
unbedingt zugeben over unbeningt befireiten. 
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tive Bit. Cont.), aber: Einreden vorſchuͤtzte oder die jurififihen 
Eonfequengen‘, die ber Kläger aus dem biftorifchen Klaggrumbe 
herleitete, in Abrede 309. 

Zu diefer befchränften Beziehung der Litis Eonteftation gaben 
übrigens die Neichögefege felbft Veranlaſſung. Es Tag ihnen 
(wie gewifiermaaßen auch fchon der Stalientichen Jurisprudenz bed 
Mittelalters) eine überwiegende Beziehung ber Lit. Cont. auf 
die Thätigfeit ded Beklagten zu Grunde, und die war auch 
natuͤrlich, ba durch deſſen erſte Haupterflärung die Frage, ob 
und wie es zum Streite kommen werbe, entſchieden wurde. 
Dabei ſprechen ſie ſchon von einer negativen Lit. Cont. Denn 
ſie nennen die Erklaͤrung des Beklagten auf die Klage dann, 
wenn ſie in einer allgemeinen Verneinung der Klage beſteht, 
eine negative Lit. Eont. 1%; fie geben auch unvermerlt, wie bie 
Dorctrin ihrer Zeit und and fhon die Staltenifche Jurisprudenz, 
der Haupterflärung des Beflagten, durch welche die Lit. Cont. 
vollendet wird, immer mehr bie Beziehung auf Die factifehen 
Verhaͤltniffe der Klage, auf die Thatfachen, die der Klage zu 
Grunde liegen, auf bie narrata bed Klägers. Noch mehr mußte 
ber FRA zu Diefer Beziehung der Lit. Cont. Beranlaffung ge⸗ 
ben, da er gleich in ber erſten Antwort des Beklagten eine ſpe⸗ 
zielle Beantwortung ber factiſchen Grundlage der Klage verlangt 
und die Einlaſſung in bie Hauptfache nenut, und da er, wie 
auch ſchon frühere Reichsabſchiede, 3. B. der: von 1670 $ 89, 
mit dem Vorſchaͤgen prozeßhindernder Einreden die Berbinbung 
einer eventuellen Lit. Cont. („eventuell⸗hauptfächliche Hand⸗ 
lung”, J. R. U. $ 40) vorfchreibt, und fo bie Lit, Eont. auf jene 
birecte Erklärung über die Klage bezieht. 

Uebrigend hatte fih im XVII. Jahrhundert die befchränfte 
Beziehung. der Bit. Cont. auf dieſe Einlaſſung des Beflagten auf 
bie Klage noch nicht feft ausgebildet, und es iR nicht unintere ſſant, 





19) Vrgl. Not. 10. Ob fle unter bem Gegenfage, der uffirmativen Mit. 
Eont., eine affgemeine Bejahung der Klage verftanden, (alfo eine contestatio 
Hitis, die nicht zur lis führen würde) iſt die Brage; denn zu ihrer Zelt verſtan⸗ 
den Biele unter affirmarlver Lit. Cont. (weit natuͤrlicher umd der Sache ange⸗ 
meflener) bie Erklaͤrung des Klägers bei der Lit. Cont., fein Beſtehen auf der 
Klage; ſ. Not. 21. 
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zu. ſehen, wie die Jurifien dieſer Zeit im dieſer Hinſicht zu einer 
feßen Auficht nicht recht Tommen Tonnten. Sych will hier nur zwei 
näher anführen, die gerade für das Württ. Recht von Bedeu: 
tung find, einen Mitvotanten bei dem III. Württ. Landreit, 
Heinrich Bocer (Mein Handbuch Bd. 165.337), und Lauter 
bad. Der Erſtere fagt in emer Dieputation de Hläs conte- 
statione ?°: Lit. Cont. ſey „causae, de qua controversia est. 
„ex ytrayue partie facta narratio, et cum apud judicer 
„acter petilionem suam propomit et ad eam reus Ita re- 
„spondet, ut. testetur et 'deciaret mentem suam, quod 
„velit illius controversise nemine cum Actore coram ips 
„indice litigare.“ Er faßt alfo die Lit. Cont. als eine Hand 
lung beider Partbieen auf. und fagt noch ausdruͤcklich, fie be 
ehe, aus 2 Stüden: der intentio actoris ſund der entgegenge— 
festen responsio rei (wie das Röm. Juflinidnifche und dal 
Bauonifche Recht). Allein im Berlaufe ber Disputation verläft 
er dieſe Prämiffen und gibt die zweifeitige Beziehumg der fit. 
Cont. auf, ohne fi) recht über diefen Widerſpruch zu erflären. 
Er theilt naͤmlich die Lit. Gont. ein in affırmativa und negt- 
tiva, fagt, die Anficht Derjenigen, welche bie Erſtere auf di 
Erflärung des. Klägers, die Letztere auf bie des. Beklagien 
bezieben, theile er nicht ?', vielmehr verfiehe er unter affirme 
tiver Lit. Cont. wenn der Beklagte nicht läugne, daß dem 
Kläger an fih ein. Klagrecht zufomme, aber Einreden vorfchütt: 
durch welche er die Klage inbirect zu vernichten beabfictige”, 
unter negativer Lit. Cont., wenn ber Bellagte einfach läugnt 
und feine Berbindlichkeit gegen ‚den Klaͤger in Abrede ziehe. Dr 
dur faßt er alfo die Lit. Eont. bias als Act des Beklagte 





20) H. Boceri disputationum de universo jur& Pars II. Class.V. 
disp. XIX nr. 2, 4, 13 —19, 29. 

21) Ueber dieſe Eintheilung vrgl. auch ans dem XVI. Jahrh. Göddaeus 
Commentar..in tit. Dig. de verb. signif. ad leg. 36, 

22) Wenn der Bellagte unbebingt die Klage zugebe, ohne Ginreben vor! 
fchügen: fo fey dieß, fagt Bocer, Leine Lit. Cont., weil eben durch dieſes Be 
kenniniß aller Streit abgefchnitten werde; gewöhnlich aber neune man bieß doch 
aud Lit. Cont. (affırmativa), und babei bezieht er ſich dann auf das Witt 
Landr. I, 25 82. 
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auf und zwar nur ale einen Theil dieſes Actes,:blog als bie 
directe Antwort auf die Klage, aber: nicht Bios aufiden factiſchen 
Klaggrund, fondern auch auf den rechtlichen Theil derſelben, auf 
das Recht, das der Kläger an fich in Anſpruch nimmt. ; Medris 
gens, fügt er bei und kehrt dadurch wieder zu feinem uffpräng- 
lichen Begriffe zurüd, Tönne man auch die Lit. Cont., welche er 
affirmative genannt habe, eine negative nennen, wenn man. ben 
Endzweck des Beflngten ind Auge faſſe, weil:er auch beim Zus 
geftehen der Klage an ſich durch Vorschlägen von Einreden feine 
Verbindlichkeit und das Recht des Klägers in:Abrede ziehe; nur 
werde durch ein blofes Vorſchützen peremtoriſcher Einveben ohne 
Erkläͤrung auf die Klage an ſich lis nicht conteflirt, wenigflend 
nicht nach Canoniſchem Neck. - Lauterbach Cin feinen Parts 
bectenoorlefungen a. a. O.; einige Jahrzehnte nach dem jüng⸗ 
fien Reichsabſchied) ſtimmt im. Wefentlichen ganz: mit Bocer 
überein, felbft in feinen Inconſequenzen. Er befinirt ganz mit 
Bocer's Worten die Lit. Cont. ald eine Handlung beider 
Yarthieen,. faßt fie aber bei der Entwicklung ihrer Eintheilungen 
lediglich ald Handlung ded Beklagten auf ımd:zwar. als di- 
recte Erklaͤrung befielben auf ‚das "Borbringen des Klaͤgers, 
fihwanft jedoch bei der näheren Beflimmung Deffen, was kit. 
Cent, affirmativa und negativa von Seiten des Beklagten jeyn 
fol, und fcheint am Ende dahin zu kommen, das. Hauptmoment 
der Lit, Eont. auf die Erklaͤrung des Beklagten Aber: die der 
Klage zu Grunde liegenden Thatfachen' zu legen. I 
Später wurde ed immer beſtimmtere Anſicht, bie: Fit, Cont. 
blos auf die Erklärung des Beklagten über den. hiſtoriſchen 
Klaggrund, auf bie Einlaffung des Beklagten auf die 
factifden .Ormblagen ber. Klage zu beziehen, und bie ges 
wöhnliche Definition von Lit. Gont., die man bei den fpäteren 
Yuriften, ‚zum Theile fogar unter Berufung auf das GCanoniſche 
Recht, findet, it: respansio ad factum in aotione Propo- 
situm, animo, jadicium. .cum :actore :suscipiendi. : Böllige 
Einigkeit ift aber auch hierüber bie .in die neueſte Zeit in fo ferne 
nicht, als Manche Die Erflärung über, den rehttihen Dheil des 
lagfundaments bald ganz bald. theilmelfe: noch zur Lit. Eont. 
oder Einlaſſung ziehen, fomit die Lit. Gont.. en 6108 auf: die 
Wächter, Grörterungen. IM. 
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Erklaͤrung ‚über den hiſtoriſchen Aaggrund beſchränken. Die 
herrſchende Anſicht aber iſt, daß bei uns Lit. Cont. ober rie g s⸗ 
befeſtigung (Streitbefefigung) oder Einlaſſung auf die 
Klage die Erklärung bed Beklagten über die Wahrheit der 
Thatfachen, auf weldie der Kläger fein Recht gründet, bedeute. 

Was das Württ. Hecht, indbefondere zunächfk das (dritte) 
Landrecht von 1610 betrifft: fo bezieht daffelbe die Lit. Eont. 
entſchicden bios auf Die Handlung ded Beklagten (L.R. I, 28 
$3. 1,25 $2) und zwar auf feine Erklärung über die Klage in 
ber Abfiht, dadurch in den Streit über die Klage ſelbſt fi 
einzulaffen. Es fagt nämlid) (1, 25 62): „Vnd weil bie Kriegs⸗ 
bevöftigung (ober Litis Eonteftatio |. L. R. I, 25 66) anders 
nichts if, dann ein Antwort auff des Clägers begehren, Te 
heißt vund würbt der Krieg Rechtens verfangen vnd für bevöfligt 
gehalten, wann ber Antworter auff die eingebradhte Clag mit 
Sa. oder Nein mit Geſteben ober Widerfprechen antwort gibt.” 
Dabei trennt es diefe Kriegsbefeftigung von dem blofen Bor 
fihügen von Einreden, weldes nad ihm fo wenig zu dem eigent- 
lichen Acte der Litis Conteflation gehört (LK. R. J, 23644 1,% 
58 im Anfang), als die fpezielle Antwort auf bie articulirte 
Klage (L. R. I, B 88). Das Landrecht verfteht alſo unter Lit. 
Cont. die allgemeine Erklaͤrung des Bellagten, ob er bie Klage 
zugebe oder nicht, ſo daß es, wie ſchon Bocer bemerkt, auch 
dann eine Lit. Com. als geſchehen annimmt, wenn der Beklagte 
die Klage unbedingt zugibt und er deßhalb als verurtheilt zu be⸗ 
handeln und gegen ihn mit Execution einzuſchreiten iſt (L. R. I, 
25653 vrgl. mit J, 33 51). Dabei bezieht es aber in anderen 
Stellen die Lit. Cont. hauptſaͤchlich auf die Erklärung des Be⸗ 
Hagten über den hiſtoriſchen Klaggrund; f. z. B. I, 2559. €. 
3, 28.654,35. So if deßhalb nah dem Landrechte eigentlid 
Kriegsbefefigung, Litis:Conteflation biefenige Hand⸗ 
lung. des Beklagten, durch welche ex fi im ber Abſicht, bie 
Sache vor Gericht zu bringen, über bie Sage ſelbſt unb na- 
mentlid) über die Wahrheit ber Thatfachen, auf welche der Kla⸗ 
ger feinen Anfprud gründet, im Allgemeinen erklärt. 

Der Sprachgebrauch des Landrechts weicht fonach von dem 
Sprachgebrauche, wie er fpäter entſchiedener in ber gemeinrecht⸗ 
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lichen und partikularrechtlichen Doftein und. Prunis ſich bildote und 
wie er auch den neueren Württembergiſchen Prozeßgeſetzen zu 
Grunde liegt (vrgl. IV. Ediet von 1818 $ 93), nur inſofern ab, 
als das Landrecht jene. ganze. Danhlung Des Beklagten über: 
haupt, ‚die gefammte Erflärung des Beilagten auf bie Klage 
ſelbſt, Lit. Cont. mennt, ſey es, daß der Beklagte die Klage nad) 
ihreyx faltiſchen Grundlage unbedingt und ohne weiteren Beiſatz, 
fomit auch in ihren rechtlihen barand gezogenen Fol» 
gerungen zugibt (L. R. I, 2563) oder daß er die Klage mit 
Beſchraͤnkung ober mit Ginmildamg von Einreden zugibt (L. R. J, 
25 $A) oder die Klage in ihrer factiſchen Begründung bejaht, 
aber. in der rechtlichen verneint u.f.m., wenn nur in feiner 
Handlung eine Erflärung auf die. Klage ſelbſt, namentlich auf 
ihren biftorifhen Klaggrumd, liegt (UN. 1,25 8 2. 6. 
I, 28.5 1. I, 67 $4). Gegt aber nennt man Lit, Cont. oder Ein- 
laſſung blos einen Theil jener Handlung, ‚aber einen wefent- 
Jichen, ‚nämlich die Erklärung auf den factifchen Klaggrund, und 
verlangt, daß dieſe Erklärung genau und befiimmt auf;alle fac- 
tische Momente, auf welche bie. Klage geflüst if, fich einlafe, 

Hiernach ift alfo Lit. Eont. im jegigen Sinue oder Ein⸗ 
laffung auf die Klage sorbanden, fobalb ber Beklagte über 
ben hiſtoriſchen Klaggrund in der Abficht, Dadurch. auf: die Klage 
ſelbſt ſich einzulaffen, feine Erklärung ‚abgibt, mag: es nun da⸗ 
buch au einem weiteren Streite night kommen, indem er ben bis 
ſtoriſchen Klaggrund zugibt (Làt. Cont, affırmativa) und and 
bie juriſtiſche Begründung, der Klage nicht läugnet und feine 
weiteren Bertheibigungsgrünbe vorbringt,. oder mag ed dadurch 
zum weiteren. Streite wirklich, forgmen. Auch in dem letzteren 
Falle aber heit. nur derjenige Theil. feiner Erklärung Lit. 
Gasıi..sper Einlaffung, welcher fih auf die hiftorifhen. Grunde 
der. Klage bezieht, Wenn er daher bie hiftsrifchen Klaggründe 
zugibt, aber ‚Die von dem Klaͤger aus denſelbem gegogsuen: recht⸗ 
lichen Conſequenzen laͤugnet oder Einteden vorſchützt, alſo der 
Klage im Ganzen nicht ſich fügt, die Forderung des Klägers 
fomit verneint: fo ift dieß doch eine Lit. Cont. affırmativa, be- 
jahende Einlaſſung, weil. er bie der Klage zu Grunde liegen⸗ 
ben Thatſachen zugab. Eine negative Lit. Cont. verneinende 

6* 
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Einlaffung, iſt nir vorhanden, wenn er dei hiſtoriſchen Klag⸗ 
grund Täugnet, und eine gemiſchte, wenn er ihn theils länugnet, 
theild zugibt 

Gar feine Lit. ont. if aber vorhanden, wenn er bios Ein 
reden vorfchügt und über die lage ſelbſt, wie fie vorgebradht if, 
ſich zu erklären verweigert. Dieß ſchon nach Canoniſchem Rechte, 
den Deutſchen Reichsgeſetzen, wie nach dem Württ. Landrechte 
und den neueren Wärtt. Prozeßgeſetzen (IV. Edict v. 1818 890 
— 94). Dieſe Einlaſſung zu verweigern iſt aber der Beklagte in 
ber Regel nicht befugt; Ausnahmen laäßt die Reichsgeſetzgebung 
nur bei gewiſſen dilatorifchen Einreden zu. Aber die gemeinrechtlict 
Praxis dehnte diefe Ausnahmen fehr aus (ſ. unten S. 36, 87), und 
diefer Praris folgte theilweife auch die neuere Württ. Geſetz⸗ 
gebung, indem fie dem Beklagten geftattet, die Einlaffung zu 
verweigern, wenn er bie Einrede des Spoliums oder folche ver- 
zögerliche Einreden vorfchüst, durch deren Entfernung bie Gil 
tigkeit und Wirkſamkeit des ganzen Verfahrens bedingt ift (IV. 
Edict $ 90, 94), oder wenn er fi, was bie zerfiörenden Einreden 
betrifft, darauf beruft, daß die Sache früher ſchon durch Per 
gteich oder rechtskraͤftiges Urtheil beigelegt worden ſey (Einwen⸗ 
dungen des geendigten Rechtsſtreites, IV. Edict 5 3). In fol 
chen Fällen, im welchen ber Beflagte fih auf die Klage fe 
einzulaffen nicht verbunden iſt, kann es wohl fepn, daß er 
doch zur Pegründung feiner Einreden ſich über Einzelnes, 
was in ber Klage enthalten ift, Äußert. Dieb gilt aber dann, 
wenn er nicht dabei die Abficht hatte, fich auf die lage wirfiih 
einzulaffen., nicht als Lit. Cont, und das Württ. Landrecht, wel 
ches auch Verweigerung der Einlaſſung, zum Theil in ned 
größerer Ausdehnung, zuließ Chei den bilätorifchen Einreden, 
aber nicht bei den peremtorifchen, L. R. I, 23 510.44), erwähnt 
für einen folchen Fall noch befonders einer Proteflation des Dr 
klagten, daß er burch die Berührung bes Inhalts der Klage den 
Krieg Rechtens nicht babe befeftigen wollen, wodurch er Di 
Deutung feiner Handlung als Lit. ont. abwende ?®, 





23) 8. K. 1,25 59. Diefe Stelle ſcheint Reinhardt Landr. Bd. IV. © 170 
nicht richtig aufzufaſſen. Er nennt fie ſehr auffallend (was fie in der That nit 
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Bei der Frage nun, an welchen Prozegabfchnitt bei ung die 
Wirfungen zu fnüpfen find, welche noch das neueſte Röm. Recht . 
der Litis Sonteftation beilegt, kommt es zunädfi Darauf an, in 
wiemweit ber Prozeßabfchnitt, in welchen die von ung fogenannte 
Litis Conteſtation fallt, mit dem Prozeßabichnitte zufammentrifft, 
den bie Juſtinianiſche Lit. Cont. bildete, Das Juſtinianiſche Recht, 
wie unfer heutiges, unterfcheibet bei den prozeßeinleitenden 
Handlungen ganz beſtimmt drei Stadien: die Einreichung ber 
Klage bei dem Richter, dann die Mittheilung derfelben an ben 
Beklagten durch einen Officialen des Gerichts mit der Ladung 
und endlich nad Ablauf der den Parthieen gegebenen‘ Termine 
das Erfcheinen der Parthieen vor Gericht, in welchem nun bie 
erfie gegenfeitige Verhandlung ‚der Sache und bie Lit, Cont. vor⸗ 
fam (nur: bei difatorifhen Einreden von vein prozeßualiſcher 
Natur trat eine Ausnahme ein, indem ihr Vorſchützen die Lit. 
Eont, abwendete (oben H. II S. 12). Ganz Diefelben Einleitunge- 
ſtadien unterfcheidet auch unfer gemeinrechtlicher Prozeß, nur daß 
beim fchriftlichen Prozeſſe das dritte Stadium durch die Untwort 
des Beflagten auf die Klage vertreten wird und daß es in dem- 
felben nicht in allen Fällen zu ber von ung f.g. Lit. Cont. zu 
fommen bat. Rechtliche Wirkungen. daher, melde das Nöm. 
Recht an feine Lit. Cont. Inüpft, koͤnnen wir (und bieß iſt der 
Punkt, in welhem mir Sintenis zu fehlen ſcheint) unmöglich 
an einen’ Prozeßabſchnitt unſres Prozefies knüpfen, der ein frü⸗ 
heres Stadium ift, ale im weldes die Röm. L. C. gefallen 
feyn würde. Wir fönnen fie alfo weder an bie Ladung des Bes 
klagten und. noch viel weniger ſchon an die Einreihung der 
Klagſchrift knüpfen; denn darin, daß das Röm. Recht fie an die 
Lit. Cont. knüpft, liegt ja die entfchiedene Erflärung, daß fie 
weder fchon mit der Ladung noch mit dem Erheben der Klage 





if, fobald man fle in dem angegebenen Stune nimmt) und glaubt fogar, daß fie 
durch den Geil des neueren Württ. Verfahrens ihre Gültigkeit verlohren habe 
und daß ohnehin eine folche Verwahrung eine protestatio facto contraria fey, 
während, wenn man fie in dem oben entwidelten Sinne nimmt, weder das Er⸗ 
ftere noch das Leptere richtig if. S. au Lauterbach Coll. Pand. V, 1 $ 16 
und die dort angef. Württ. Schriftftefler und den Fall in ven Consil. Tubin- 
gens. Vol. H. .cons. 133 nr. 4. 
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eintreten follen. Die Frage kann daher bei ums mur die feyn, 
an welhen nad der Ladung eintretenden Prozeßabſchnitt bei 
ung diefe Wirfungen zu Fnüpfen find. Theoretifer und Praktiker 
und die Praxis feit Jahrhunderten antworten bier beinahe oh 
Ausnahme, fie feyen an den Prozeßabſchnitt zu fnüpfen, in wei 
chem unfre Lit. Cont. vorfommt, fie treten alfe ein, fobalb der 
Beklagte feine Erklärung Über die der Klage zu Grunde Fiegen 
ben Thatfachen bei Gericht abgelegt hat. Kür die Regel ift aud 
dieſe Anficht gewiß richtig. Zwar Fönnte man, wie es ſcheim, 
einwenden, daß unfte Lit. Cont. blog eine einfeitige Handlung 
des Bellagten und zwar blos die Erklärung beffelben über dr 
vom Kläger angeführten Thatfachen fen, während bie Sul 
nianifche eine Handlung beider Parthieen und die eontradieie 
des Beflagten, durch welche die Pit. Cont. vollendet wird, mia! 
auf jene Erklärung befchränft war, fondern feine Erklärungen 
auf die Klage überhaupt umfaßte. Allein dieß entſcheidet hie 
deßhalb nichts, weil es bios auf die Beflimmung des Pros: 
abſchnites ankommt und unfre Einlaffung oder Lit, Eont. in 
der Regel gerade genau: in denfelben Prozeßabſchnüt fällt, de 
die Röm. Lit. Cont. bildete, weil in diefem Prozeßabſchnitie bei 
und im Wefentlichen ganz baffelbe vorfommt, was bei der ji 
fiinianifchen Pit. ont. (nur dag man bei uns 'blos einen Te 
der in benfelben fallenden Thätigfeit des Beklagten Lit. Con 
oder Einlaffung nennt, was aber in der Sache ſelbſt eh 
ganz Indifferenses tft), und weil der Schlußpunft unfrer N 
Cont. mit dem der Yuftinianifchen durchaus zufammenfällt, da! 
dort wie bier durch die responsio bes Beklagten gebifdet wir. 
Sn einem Punkte aber weicht allerbings unfer heutiges ge 
meined Recht wefentlih vom Römifhen ab, Es iſt nämlich 1 
beachten, daß bei uns in gewiffen Fällen ein Prozeß Donate, M 
Sabre Yang ganz ernfilich dauern fann, ehe es zu unfrer bi 
“ont. fommt; zwar nicht nach ben ‚fpäteren Reichsgeſetzen, na⸗ 
mentlich nicht nach dem füngflen Reichsabſchiede, aber nach unftt! 
gemeintechtlichen Praxis, indem diefe, theilmeife zum Canoniſchen 
Rechte zurückkehrend und es noch erweiternd, ben peremioriſchen 
ſ. g. prozeßhindernden Einreden und alten fofort liquid mad 
baren peremtorifchen Einreden die Wirkung beilegte, bap fie von 
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jeder, auch der eventuellen, Einlaſſung befreien. Hier konnte 
dann, obwahl es wirftich zum Prozeffe kam, während der Dauer 
des Prozeſſes die Einlaſſumg, alſo Das wad wir Lit. Eont. 
nennen, ſehr lange hinausgeſchoben werben, und bien, aber 
blos in einem: folhen Kalle, wäre ed ganz gegem den 
Sinn des Röm. Rechts, die Wirkungen ber. Lu. Cont. unbedingt 
erft dann eintreten zu lafien, wenn es fpüter nach Verwerfung 
jener Einreden zur Einlaſſung kam; bemn nach Roͤm. Recht 
mußte ber Beklagte im erfien Termme, auch wenn er peremp⸗ 
 torifche Einreden vorfchäßte, fh auch darüber erklären, ob er bie 
Klage gugebe oder niht (H. II S. 12), und die Wirkungen der 
Lit, Eont. traten von diefem Termine an ein. Allein Diefe Ben 
ſchiedenheit rechtfertigt ed, wie fchom oben gegeipt wurde, keineswegs, 
nun bei und die. Wirkungen der Lit. Cont. an einen früheren 
Zeitpunkt, als ſelbſt das Röm. Recht will, gu tnüpfen; 
denn dieß hieße das Roͤm. Recht. nicht m feinem Stimme auf unfre 
Verhaͤltniſſe übertragen, .fonbern bei biefer Uebertragung von 
feinem Sinne und Geifte weſentlich abweiſen; fie nöchigt nur, 
De Wirkungen in dem Zeitpundte eintreten zu laſſen, in welchem 
fie. nad) Röm. Recht eintreten ſollten, wenn er auch nit mit 
unſrer Lit. Cont. zuſammentrifft. Da aber: die Frage in. dem 
Falle ‚ganz bedeutungslos wird, wenn das Vorſchichen von Ein 
reden der genannten Art zur gänglichen Abweifung des Klaͤgers 
führt: fo ergibt fi folgende Modification ale die natürlichſte, 
wie fie auch ſchon aus allgemeinen, im Röm. Recht anerkannten, 
Grundfägen fließt Curgl. D. IE, 11 si quis caut. 2.10 62. IX, 4 
de nox. act. 7,26 $AIV,5 ex quib. caus. maj. 1. %4, 25, I. 26 
pr. $A-—6): daß Die Wirlungen der Lit. Eont mit der 
erftien Erflärung des Beflagten auf bie eingereichte 
Klagfchrift, wenn fie auch Feine Einlaffung enthält, 
dann als eingetreten anzunehmen find, menn er.auf 
eine Weiſe, bie ſich fpäter wirklich als unbegrändet 
erfindet, Die Kinlaffung verzögert bat. Im Uebrigen 
aber treten bie Wirfungen der Lit. Cont. des Juſtinianiſchen Rechts 
auch bei und mit unferer Lit. Cont. ein. 

Auf das gleiche Reſultat kommt man auch nach dem Lück, 
Recht. Das Württ. Landrecht I, 25 86 ſpricht auf Eintfchiebcafte 
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bie Anficht aus, welche bei den Schriftellern. über bas gemeine 
Recht zu feiner Zeit herrſchte und aud in unfrer Zeit noch 
herrſcht, nämlich. Die Anficht, dag die Wirkungen, die das Rom. 
Recht an bie Lit. Cont. Inüpfte, bei ws an den Prozeßabſchnitt 
gebunden feyen, den man in Deutfchk.ud Mb den namentlich) das 
Landrecht durch Litis Eonteflation oder Kriegsbefeſtigung bezeich- 
net. Umfaßt nun auch die Lit. Cont. des Landrechts mehr, als 
was wir jetzt unter Einlaſſung oder Lit. Cont. nach dem Sprach⸗ 
gebrauche der Praxis und der neueren Württ. Prozeßgeſetze ver⸗ 
ſtehen (S. 82f.): fo bildet doch die Letztere einen weſentlichen 
Theil jenes Actes, iſt immer in der Kriegsbefeſtigung des Land⸗ 
rechts enthalten und faͤllt mit ihr in einem Acte zuſammen, ſo 
dag man unbedenklich im Sinne des Landrechts den Eintritt der 
Wirkungen der Lit. Cont. von dem Acte datiren kam, ben wir 
jest Lit. Cont. oder Einlaffung auf die Klage nennen, Allein 
auch nad. unfrem Landrechte konnte die Kriegsbefeſtigung vom 
Beklagten durch allerhand Weiterungen hinausgezogen werben, 
indem namenilich ‚vorher über bie verzögerlichen Einreden ent- 
fchieden werben mußte (Landr. 1, 259410 E25 $A vrgl. I, 23 
$44), und ebenfo iſt es der Fall nad dem neueflen Württ. 
Recht, zwar nicht.mehr wegen aller dilatoriſchen Einzeden, aber 
Do wegen gewiſſer ımb. im Gegenſatze zum Landrechte auch we- 
gen einiger peremtorifchen, den Einreden des beendigten Rechtes 
fireits, In ſolchen Fällen würde es in der That zu Ungereimt⸗ 
heiten führen, wenn man: die Wirkungen ber Lit. Cont. erft mit 
der wirklichen. Einlafjung. oder Kriegsbefefigung eintreten Iaffen 
wollte, und fo kommen wir: daher auch hier auf dieſelbe aus all- 
gemeinen Brundfägen fließende Beſchraͤnlung, bie S. 87 nad) ge⸗ 
meinem Recht vertheidigt wurde. 

Hiernach erhalten wir nach gemeinem und Württ. Recht das 
Nefultat: Was nad Yuftinianifhem Recht noh Wirkung der 
Lit. Cont. ift, teitt auch bei uns erft mit unfrer Lit. Cont., mit 
der Einlaffung auf die Klage ein; wenn aber der Beflagte in dem 
Termine, in welchen ex über die Klage fich zu erflären bat, fich 
nicht einläßt: fo find mit dieſem Termine doch jene Wirfungen als 
‚eingetreten. anzunehmen, wenn er in einer Weife, bie fpäter wirf- 
lich als unbegründet erkannt wird, bie Einlaffung verzögert hatte. 
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| IH. 
Die einzelnen Wirkungen der Prozefeinleitung anf 
das materielle Bedht und die Prozeßabſchnitte, an 
welche fie gebunden find, 


Nach dieſer Ausfuͤhrung iſt es auch für unſer bentiges Recht 
von Wichtigkeit, genau zu unterſuchen, welche Wirkungen ber 
Prozeßeinleitung noch Juſtinianiſchem Recht an die Litis Con⸗ 
teftation und welche an frühere Zeitpunkte gebunden- waren, Bei 
diefer Unterſuchung und der Entwidlung des heutigen NRedyrs??* 
übergehe ich "aber die blos prozeßnalifhen Wirkungen und be- 
ſchraͤnke mich auf bie irfungen, welche das matertelle Recht 
felbſt betreffee. 

A. Foigen der durch dad competente Gericht erfolgten 
Mittheilung der Klage an den Beflagten mit der Auf: 
Inge, ſich über die Klage vor Gericht (mündlich oder fihriftlich) 
innerhalb eines beftimmten Termines zu erflären, alfo ber Inſi⸗ 
nuation des ben Prozeß 'einleitenden Decrets an-ben Bellägten 
(Citation, Ladung). Dieſe Folgen find: 

4. unterbrechung der ſ. — Kiagenverfäprung Aa. 


— — — —— — — — — — — — — — — — 


2 234) Ich gebe, dabei uni durchaus. vom gemeinen Recht aus und Enüpfe 
blos bei den einzelnen Fällen die etwanigen Abweichungen des Württ. Rechts an. 

24) Laßt der Kläger im Laufe des Prozefles die Klage ausbrüdlich fallen 
(6.52): jo müffen vie bis dahin eingetretenen’ Prozeßwirkungen als nicht eins 
‚getreten betrachtet werden (ſ. auch Giphanius Löcturae Altorphin. ad I. 38 
de ©. et A. p. 606). Das Gleiche: iR der Ball, wenn der ganze Prozeß 
caſſirt wird. Wird er blos theilweife.caffirt: fo bleiben natürlich jene Wirfungen 
beſtehen, falis auf ben Brozeßabſchnint, deſſen dolgen ſie ſi nd, die Caſſation ſich 
micht erſtreckt. 

24 a): Wie unſicher und ſchwankend über dieſ⸗ Fiage noch die e Bra vis it, er⸗ 
gibt Aid n. X. aus der Schrift von Ca. Ed. Pfotenhauer Ueb. d Unterbre- 
hung der Klagenverjhrg. mit Ref. auf d. neuefte gemeinrechtl. u. Bächf, Prar. 
Lpzg. 1843 (4 SS.) 8. In einem Rechtsfalle in Sauchfen entſchied neuerlich, 
wie bier Piotenhauer näher anführt, Die erſte Inſtanz, daß die Unterbrechung 
ſchon durch Einreichung der Klage eintrete, die zweite Inſtanz, daß fle erft 
durch Die dem Beklagten gehörig geſchehene Inſinuat ion der Klage und Labımg 
bewirkt werde, die dritte Inſtanz aber, daß wenlgſtens des Tag enticheive, an 
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Das Römiſche Recht fegte bie in bie fpäteren Katferzeiten 
über die Unterbrechung ber Verfährung durch Einleitung des Pro- 
zeſſes nichts Beſonderes zu Guniten bes Klägers fell; ed belich 
hier Alles bei den fireng vechtlihen Folgen, welche fih aus ber 
Bedeutung der Litis Conteflation ergeben. Hiernach mußte im 
älteren Röm. Recht bei den ausnahmsweiſe einer erlöfchenden Ver⸗ 
jährung unterworfenen Forderungenrechten (hei ben actiones 
temporales) der Lauf der Verjährung, nothwendig durch Die Lit. 
Coni. gehemmt und eine Fortfegung, der Verjährung der alten 
Obligation unmöglich gemacht werben. in Folge der prozeßua⸗ 
liſchen Conſumtion des Anſpruchs (S. 34). Allein. Diefe 
prozeßualiſche Conſumtion confervirte auch von ber. anderen 
Seite das Recht des Klägers, indem num für das buch bie Lit. 
Cont. firirte Berhältnig, wie es in dieſem Prozeffe durchführbar 
war, bie alte Verjährung nicht weiter -fortlief?, Nur konnte 
num eine andere fehr furze Verjährung zu laufen beginnen, die 
Progeßverjährung (S. 33), welche aber nicht durchaus bie durch⸗ 
greifenden Wirkungen ber Rechtsverjährung (der |. g. Klagenver⸗ 
jährung) hatte. Als im -fpäteren Roͤm. Recht diefe Prozeßver⸗ 
jährung wegfiel, war bie natürliche Folge, daß nun allgemein 
mit der Lit. Cont. das durch biefelbe feſtgeſtellte Verhaͤltniß ganz 
unverfährbar blieb, die Obligation des Beklagten einer weiteren 
Berfährung gar nicht mehr unterworfen war. Mit Recht made 
fih aber hier in den fpäteren Kaiferzeiten das rechtspolizeiliche 





welchem das erſte die Klage annehmende und miittheilende gerichtl. Decret eu 
laſſen wirb (gleihviel, wann die Infinunation dem Beklagten zufam). Mit einer 
genauen und fpegiellen Wiverlegung diefes legteren unrichrigen Grfenntniffes und 
einer Vertheidigung des Urtheils zweiter Inſtanz beſchaͤftigt ſich die angef. tüd: 
tige Schrift von Pfotenhauer. — In einem anderen Rechtsfalle erfannte, wie 
Pfotenhauer S. 3 anführt, die Juriftenfacultät zu Leipzig, daß zum 
Zwede ber Unterbrechung der Berj. „mach ber richtigeren. Meinung nicht blos 
ber Klaglihell bei Gericht einzureichen, fondern auch Die Behaͤndigung bex dar⸗ 
auf ergebenden Ladung zu bewerfftelligen ſey“; das App. Gericht zu Leipzig 
aber bielt fchon nie Heberreichung der Klage bei Gericht für hinteichend. 

25) Deßhalb fagen die Roͤm. Juriſten: post litem contestatam per- 
petuatur obligatio (D. XII, 2 de jurejur. L. 53 XXVIk.? de fdej. et 
nom. 48 $1) »der: omnes actiones semel inclusge judicio salvae 
permanent. L, 17, deR. J. 2.139, , . 
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oder. politiſche Element, die Mädficht auf den durch Einleitung. 
bes Prozeſſes fein Verhaͤltniß gehötig wahrenden Kläger gettenp, 
indem Eheodofius-kE, diefem folgend, eine wefentliche Aenderung 
traf, Mit der Aufhebung des Grundfatzes, daß die Klagen in 
der Regel unerjährbar ſeyn follen, und der allgemeinen Eins 
führung ‚einer dreißigiaͤhrigen erlöfthenden Berfährung für alle 
Verhaͤltniſſe, welche nicht ſchon im früheren Recht einer: kürzeren 
Berfährungszeit unterworfen: waren, beflinmte er zugleich, Daß, 
wenn bie Berjährung durch die. Prozefeinleitung unterbrochen 
werde aber dann ber Prozeß liegen biete, von da an all» 
gemein eine neue breißigjäbrige Berjährung. für das 
zum Prozeß gebrathie Rechtsverhältniß Kaufen fol (S. 36: Net: 
40)5 er dab alfo bit. alte Werpetuation ber Klagen 
Durch Lit. Count ‚ganz.:auf, und ſetzte an ihre Stelle vine 
breißigfährige Verjaͤhrung. Was aber den Zeitpunkt der: UM 
texbrechung ber Verführung betrifft: ſo war es freilich ungerignet 
und nicht gehörig auf die Verhäliniffe der Verjährung beredinet, 
bie Unterbrechung erſt mit ber Litis Conteſt ation eintveten zu 
laſſenz auch war zu Theobofius II. Zeiten eine prozeßünliſche 

Conſumtion nicht mehr ein Moment, in dieſer Beziehung an dad 
alte Recht fih zu binden. Allein Theedoſius that es Doch; er 
nimmt an, daß bie. Unterbrechung der Verjährung erſt mit Det 
Litis Conteſtation eintrete. Zwar ift hierüber Streit?®, Al⸗ 
tein wenn Theodofius (Theodos. Cod. IV, 14 cst. un.) ber 
Beftimmung, die Klagen follen in der Hegel in breißig Jahren 
verjähren, beifügt: „in eandem ratienem illis procul. dubia 
recasurfis, quae post litem eontestatam in-judieum 
actione deducta habitoque inter partes de negotio princi- 
pali conflictu triginta denuo amorum devoluto carrieulo 





26) Auch Saviguy V ©. 317 ſcheint auberer Auficht zu ſeyn. Namentlich 
fagt er, daß ſchon in der mittleren Zeit des Roͤm. Rechts das Progeßinftikut der 
Litia Denuntistio ala Unterbrechung ber Verjährung angenommen werben ſey, 
und dann hätte natürlich ohne Zweifel die fpäter an ihre Stelle getzetene Con⸗ 
vertio auch in diefer Beziehung ihre Stelle vertreten. Gr führt aber für feine 
Behauptung blos Hollweg Prozeß J ©. 249 an, bei dem ich etwas ber Art 
nicht behauptet finde; auch it mir keine Quellenſtelle befaunt, welche jene Wir⸗ 
fung der Denunciation beilegte. . 
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tradita oblivioni ex diuturno silentie comprobantur“: fo if 
ed augenfcheintich, daß er dabei davon ausgegangen feyn mußte, 
die Unterbrechung ber Berjährimg trete erſt burd bie Lit. Gont. 
ein. Was aber feine unmittelbar vorhergehenden Worte betrifft, 
welche allein auf ben erſten .Anbli zu einer entgegengefegten 
Anfiht Veranlaffung geben könnien (und welche auch Juſtinian 
in der in feinen Codex aufgenommenen ercerpirten. Conftitution 
beibehielt — C. Vil, 39 de praesor.: 30 ann. est. 3 $ 9): fo 
fagt er bier allerdings: zur Unterbrechung ber: Berfährung reihe 
ed nicht. hin, „precibus oblatis speciale quoddam;, licet per 
annotationem, meruisse respousum vel etiam:judiciis alle- 
gasse, nisi allegato sacro reseripto aut in judi- 
cio .postnlatiane. deposita fuerit subsecuta 
conventio*. Allein diefe Stelle bezieht ſich blos auf den Befon- 
deren Faiferlidden Reſcriptsprozeß (H.IIS. 11 Not. 28), 
bei welchem die Wirkungen der lit. Cont. von einem früheren 
Zeitpunfte datirt wurben?”, und fo ſteht fie in voller Harmonie 
mit Dem, waß:auf fie folgt. Erſt fpäter wird theils von Kaiſer 
Juſtinus theils von Zufinian beftimmt und entſchieden ausge 
ſprochen, daß die Unterbrechung der f. g. Klagenverfährung ein⸗ 
treten folle, fobald dem Bellagten durch das Gericht bie vom 
Kläger : eingereichte Klagſchrift mitgetheitt worden. fey ?s, und 


27), Drgl. über Denfelben Hollweg Prozeß ©. 400 f. und Pfotenhauet 
a. a. O. S. 47 f. Die Stelle ſagt in Beziehung auf dieſen Refcriptöproged 
(oral. C. I, 20 quando libell cst. 1) blos: nad dem bisherigen Nechte wurde 
bei actiones temporales im Referiptsprozeffe die Verjährung unterbrochen per 
oblationem precum (et ad eas rescriptionem? vrgl. auch noch Juſtinlans 
cst. 2C quando ‚libell.); dieß joll aber bei ver neu eingeführten dreißig 
jährigen Verjährung nicht mehr der Fa feyn; dieſe wird erſt durch einen fpb 
teren Zeitpunkt unterbrochen, nämlich im Referiptsprogefie durch subseculs 
conventio (Mittheilung der Klage mit vem Refeript), im ordentlichen Progeit 
(wie es hier auch bei den actt. temporales der Fall war) durch Lit. Eont. 

28) Etwas unbeſtimmt und ſchwankend find.in diefer Hinſicht, weil man fe 
andy nody auf den Zeitpunkt der Lit. Eont. beziehen konnte, die ost. 9 VII, 39 
de praescript. 40 ann. und cst. 1 $1VII, 30 de ann. exe. (Linde Giehnt 
Zeitſchr. 1 ©. 172 f.). Dagegen laſſen einen Zweifel übrig die ost. 7 pr. $ 1, 
5 de praeser. 30 ann. und beſonders die cst.3 $1 de ann. exc. ©. auch 
©avigny V ©. 317, 318. Weber die cst. 3 de prasser. 30 ann. fi oben ve! 
Not. I. 
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Zuftinian verbindet Damit bie weitere Beflimmimg, bag, wenn 
dann ber. Prozeß: liegen bleibe, dad Recht des Klägers erſt in 
vierzig Jahren verführen folle (ſ. g. Berfährung der Litis⸗ 
penbenz oder Perpetuation der Klagen; cst. 9 de praescr. 30 
ann.) Hiernach tritt bie Umerbrechung der Slagenverfährung 
auch bei ung ein, fobald Dem Beklagten dag richterliche 
Decret, durch welches ihm die Klage mitgetheilt und deren Be: 
antwortung auferlegt werden foll,.infinuirt ift, und es ift die 
Meinung Derienigen entſchieden unrichtig, welche im Zuflinianis 
[hen Recht und bei und bie Unterbredung ber Klagenverjaͤhrung 
erſt mit der Litis Conteſtation eintreten laſſen wollen 2°, 
Dagegen .gehen.einige Andere zu weit, indem fie glauben, 
biefe Unterbrechung trete [don mit dem Anbringen ber Klage 
bei dem Richter ein. Legislativ wäre Diefes allerdings das Rich 
tigere, wenn man ſich einmal auf ben Standpunkt ſtellt, auf den 
fi) hier das fpätere Roͤm. Recht geftellt hatte; denn mit dieſem 
Anbringen hat der Kläger von feiner Seite Alles gethan, was 
zu Wahrung feines Rechts von ihm erfordert wirb, und 28 iſt 
eigentlich nicht zu vechtfertigen,. nun von ber vichterlichen Thaͤtig⸗ 
feit, von dem Erlafien des Derreis an den Beklagten, den Ein- 
tritt der. Folgen diefer Wahrung abhängig zu machen ?°*, Allein 
das pofitive Recht ging nun eben einmal nicht fo weit. Anderer 
Meinung ift aber hierin namentlich Sintenis Erörtt. I.S. 450 
und Eivilr. 1 $ 31 Not. 52 und zwar ſchon nach Rom. Recht; 
er glaubt, nach Juſtinianiſchem Recht fey fchon durch das bloſe 





29) Diefer Anficht iſt felbft noch Unterholzner Verjährungslehre IS. 440. 
Allein bie cst. 3 de ann. exc. übergeht er ganz. . ©. auch die folgende Rote. 
Eben fo wenig läßt ih die Mittelmeinung rechtfertigen, nach welcher die 
breißigjäßrige DBerjährung durch die Mittheilung der Klage, kürzere Bers 
jäßrungen aber exfi durch Lit. Cont. unterhrochen werben follen, eine Anſicht 
welche auch nach v. Bangerow Pandect. J ©, 182 Hat. S. gegen -biefelbe 
Savnigey V 5 242 Not. v und Linde Gießner Zeitſchr. ITS. 167 f. - 

298) Schon deßhalb if der legislative Vorſchlag von Bolley Cipilproz. O. I 
$ 781, alle Wirkungen der Progefeinleitung auf das mat. Recht ganz gleich⸗ 
mäßig mit dem Ablauf der exrften mit Androhung eines Rechtsnachtheils verbuns 
benen Frift eintreten zu laſſen, nicht zu billigen. Unmoͤglich kann man biefe 
fo verfchiedenartigen Wirkungen von demſel ben Momente abhängig machen. 
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Anbringen der Klage die Verjährung unterbrochen worden “!., 
Allein dieß läßt ſich gewiß in keiner Weiſe begründen. Cinig 
Conftitutionen Juſtinians find allerdings ſo gefaßt, daß ihr Sim 
etwas zweifelhaft iſt, aber gar nicht in der Beziehung zweifel 
haft, ob nicht ſchon mit dem Aubringen ber Klage die Berjährun 
unterbrochen. werde ,. fonbern vielmehr in der, ob fie wicht nod 
mehr, als die Infinuation der Klage, ob ſie nicht die vollen 
dete Lit. Eont. zur. Unterbrechung verlangen; denn das We— 
nigſte, was fie verlangen, {ft subsecuta per execnutoren 
conventio (die ſogar beim Reſcriptsprozeß; ost. 3 $1 de 
praescr. 30.ann.) oder daß der Kläger dem Beflagten libellun 
conventionis transmiserit (cst. 5 $4 de ammal. except.) 
und wenn in ber cst. 7 de praeser. 30 aun. (von Juſtinus) 
gefagt ift, daß die Unterbrechung bewirkt werde per solam coı- 
ventienem und in diefer Stelle noch mehrmals die conventio 
als das Interbrechungsmoment bezeichnet wird: fo würde es doch 
tn der That gegen alle Auslegungsregeln verftoßen, wenn mal 
bier dieſes Wort nicht in dem Sinne gebrauchen würde, welchen 
es zu ben Zeiten Zuſtins gewöhnlich hatte und ‚der im bemfelben 
Titel noch zum Veberfluffe ganz unverkennbar dem Worte beige: 
legt wird (est. 5 eod.), nämlich in dem Sinne der Mittheilung 
der. lage an den Beflagten. Wenn: aber Sintenis fih nd 
davauf beruft, daß Juſtinian bei feiwer in Not. 238 angef. Be⸗ 
Rimmung über Unterbrechung der Berjährung von desides ſpreche, 





. 295) Auch Puchta fcheint ähnlicher Anſicht zu ſeyn. Er fagt (Bande 
2. Ausg. $90 Inſtit. II g 208), die :Berjährung werde unterbroden durh 
wirffame Anftellung der Klage d. 5. eine folche, auf welche bie BDorladun) 
des Beflagten wirklich folge. — Ueber ben Siun dieſer Aaflıht kann man zu 
felhaft ſeyn. Soll er bahin gehen, daß wenn fpäter gm irgend einer SM 
die Vorladung erfolge, ſich die Unterbrechnng der Verj. vom Anbringen de 
Kläge an räcdwärts datire: fo ſagen dieß die Quellen entſchieden nicht (Butt 
citirt ost..3, 7 pr. $5 de praeser. XXX ann.) if aber gemeint, die Bor 
ladung mäffe noch innerhalb des Mefts der Verjährungdzeit erfolgen, went 
Anftelhung der lage als eine wickſame gelten folle: fo if es dann nicht bie A 
flellung der Klage, durch welche Die Verj. unterbrochen würde, ſondern ek’ 
Porladung. Bol. auch Not. 31. on 

29c) Ueber diefen exocutor vrgl. auch Pfotenhauer a. a. O. 6 2 
und gegen Sintenis Denſ. &. 46 Not. 1. a 
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welche der Nachtheil treffen folk, ein.Kläger aber, der feine Klage 
anbrachte, nicht nadhläfftg ſey: fo iſt Diefes ein unzulaͤſſiges Der 
nügen allgemeiner Gründe des Geſetzes, um dad -entichiebesr und 
klar fprechende Geſetz zu corrigiren (mein Handb. II S. 142). 
Auch wird die Anficht von Sintenis noch ganz beſonders wider⸗ 
kegt durch bie est. 2 de annal. except. Begemeinen abwefen- 
den sder nicht. bevormundeten geifteöfranfen oder noch im Kindes⸗ 
alter ſtehenden Gegner naͤhmlich kam man zwar. bet Gericht eine 
Klage anbringen, nicht aber fie ihm mittheilen. Def: 
halb beſtimm für folche Säle Juſtinian in cst.. 2 cit., es folle 
bier zus Unterbrechung der. Verjaͤhrung aus nahmsweiſe ger 
nügen, wenn bie Klage beim Präfes unter Anführung 
jenes bindernden Umfandes angebracht werde. ‚Hierin 
liegt doch wohl em unumflößlächer Beweis, daß er die bloße Ein: 
reihung ber Klage zur Unterbrechung in der Regel nit für 
binreihend hielt, fondern davon ausging, bie Mittheilung 
ber Klage am den Beklagten fey zu dieſem Zwecke nothwen⸗ 
dig; nur wo dieſe Mittheilung niht möglich iſt, 
will er doch ein Mittel an bie Hand geben, bie Unterbre⸗ 
hung berbeisuführen. Freilich beruft ſich Sintenis and 
auf hie Verſchiedenheit unſres Prozeſſes; es fey. in dieſem 
möglich, dag die Ausfertigung ber Citation fi) lauge hinaus⸗ 
ziehe und die Partbieen dadurch ganz in die Willführ des Rich⸗ 
ters gegeben „würden. Allein hierin Tiegt durchaus Feine Ver⸗ 
ſchiedenheit unfres und des Zuftinianifchen Prozeſſes; denn auch 
in dieſem konnte ein willführlicher Richter bie Citation lange hin⸗ 
ausziehen (orgl. auch bie S. 87 angeff. Stellen), und aus bloſen 
Iegislativen Gründen können wir das nun einmal beſtimmt lau⸗ 
tende Geſetz nicht ändern ?°. — Nur in dem einen Falle wird 


30) Aus gleichen legislativen Gründen kommt Untecholgner a. a. Ocauf 
ein ähnliches Refultat. Er meint, nach dem Weiche werde bie Berjähruug erſt 
durch Lit. ont. unterbrochen ; aber da bei unſrem gerichtlichen Verfahren ver 
Kläger nicht mit Sicherheit berechnen konne, wie lauge es bis iim Lit: Cont. me 
ſtehen werde: fo mühe mon her Cinlaſſung auf Die Klage eine rüdwirdends Kraft 
beilegen, ſo daß, ſobaid es zur Binlafiung komme, bie Verjährung in dem 
Augendlicke, in welchem bie Klage angebracht worben fey, für unterbrochen 
gelle. Von einer ſolchen Müsktwirkung wiſſen aber unfte Quellen in der That 
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durch die biofe Anftellung der Klage. die. Berjährung umter- 
brodhen, wenn fie gegen einen Abweſenden oder einen nicht be- 
vormundeten im Kindesalter befindlichen ober. geiftesfranfen @eg- 
ner unter ausbrüdlicher Anführung diefed Umſtandes erhoben 
wird (cst. 2 de ann. exc.), und. außerdem tritt nach Württ. 
Recht eine Unterbrechung der Berfährung in zwei Fällen ſchon 
durch Anbringen der. Klage ein, nämlich bei der zweijährigen 
Verjährung des Rechts, auf Privatſtrafe wegen Injurien zu Flagen 
Cift der Thäter unbekannt: fo wird fie fchon durch Die Angeige 
der That bei dem Richter unterbrochen; (Gef. üb. d. privalr. 

Folg. d. Verbr. Art.17), und bei ber Verjährung eines Wech⸗ 

fels (Gef. v. 28. Aug. 1806). 

2. Mit der Unterbrechung der Berührung, alfo mit ber In⸗ 
finuation der Klage an den Beklagten, tritt nah gemeinem 
Recht fofort die f.g. Perpetuation der Klage ein d. h. 
wenn nun ber Prozeß zu irgend. einem Zeitpunkte Tiegen bleibt: 
fo verjährt die Klage von da an erfl in vierzig" Jahren 2. 
Gleichgültig it es, in welchem Stabium ber Prozeß vor der 
Fällung des Urtheild (S. 50 Not. 47) Liegen blieb; von der Teßten ge- 
richtlichen Handlung an (S. 36 Not. 40 und Linde am dort angef.D.), 
nad) welcher der Prozeß rubte, fey ed vor oder nach der fit. 
Eont., beginnt nun der Lauf ber vierzigjäßrigen Verjährung . 





gar nichts und es gilt von diefer Anficht noch mehr, was ebenfim Texte gefagt 
iſt. Sögert der Richter mit der Ausfertigung feines Decrets ungebübrlich: fo 
wird er eben dem Kläger erfaspflichtig, wie in anderen Fällen, in welchen er 
durch feine Schuld dem Kläger einen Schaden augieht, (auch iſt Hiee nach Um; 
fländen Reftitution möglih D. ex. quib. caus. maj. 2.26. pr. 54). Weide 
aber der Kläger eine ungeichicht abgefaßte Klage ein, die der Richter ihm zur 
Aenderung zurüdftellt ohne fie dem Beklagten mitzutheilen, und lauft nun die 
Berjährung inzwiichen ab: fo ift dieß Schuld bes Klägers, deren Folgen er, fo: 
weit er fich nicht an jeinem Advocaten regreffiven kann, zu tragen Gat. 

802) Oben S. 90 — 93. Offenbar unrichtig iſt die Anfiht von Cu- 
jJacius Obss. XVIII 29, weiche auch Spätere annahmen z. B. Glack Pand. 
VI 68.193 Hofacker Princ. 84333 Unterholzner Berjährungslehre I 
©. 447, daß bei den Klagen, welche einer Fürzeren abs breißigjährigen Bers 
jaͤhrungszeit unterworfen find, die neue Berfährung ſchon in 30 Jahren ablaufe. 
©. Dagegen Linde in ber Gießner Zetiſchr. TE S. 168 f. SavignyV ©. 323. 
. 806) Berpetuation der Klagen foite man dieß nicht nennen; benn die 
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Wenn alſo 3. B. gleich nad der Inſinnation der Klage, der 
Prozeß liegen bieißt und es gar micht zur Lit. Cont. kommt: ſo 
verjährt eben nach gemeinem Rechte die Klage in vierzig Jahren. 
Damit ſtimmen in ber .neueren Zeit die Meiften überein;. nur 
ift freitih Asverus anderer Anſicht, indem er nach feiner Theo» 
rie über die bios bypothetifche Wirkung der Denungation und 
Eonvention annimmt, bag, wenn es nicht zur Lit. Cont. fomme, 
num bie durch Die Mittheilung der Slagfchrift eingetreteme inter: 
brechung ber Berfährung wieder. ungültig werde. Allein eine 
ſolche hypothetiſche Wirkung der Konvention ift, von Anderem. ab⸗ 
geſehen, mit der ‚unbebingten Borfeheift ber at“. s & de: Ann. 
exe. unvereinbar. 

: Wichtiger ift für die. Würstembergifgen. Jariſten, eine 
andere Anſicht, die in früherer Zeit viele Anhänger Hatte (na⸗ 
mentlich, unter Anderen auch Donellas Comment., de jur. 
civ. Lib. X VI cp. 8 8 23) .und auch noch von Schriftſtellern ans 
unſrem Jahrhundert vertheibigt wird, z. B. son Malblane 
Prine. jur.. Rom. S 369 ur. I Gluck Pandect. IV ©.905 und 


in meuefter Zeit von Puchta (Pandeci: 2. Audg..& 96). Die 


geht dahin: Durch bie. Infinuation der. Ladung werde zwar bie _ 
Berjährung einer Klage unterbrodyen ; allein perpetuirt ed. h. 
einer verlängerten. Verjährung, ber. AQfährigen unterworfen) werde: 
Die Klage.arft, wenn ed zur Lit. Cont. Fomme, Rad. 
biefer Anfiht würde alfo, wenn ber Prozeß nad Inſinuation 
ber Klage. liegen. bleibt, bie unterbrochene Verjährung wieber 
von Neuem zu laufen anfangen: und: dw der Zeit nun: ablaufen, 
in welcher bie Klage an fich verjährt, alſo z. B.bei einer- 
Klage, die in einem Jahre verjährt, mit Ablauf eines Jahres 
yon der Zeit an, in welcher. der Prozeß. liegen geblieben iſt, voll 
endet ſeyn "15. würbe es aber. np. yor * Ablauf diefer Zeit „zur 





Klagen werben ja wicht perpetnixt, fonbern. eister neuen Berjäheung- (mir mit 
laͤngerer Vorzaͤhrungszeit) unterworfen. Die vortheodoßſche wahre Rerpetna⸗ 
tion ber Klagen durch Lit. Cont. war etwas ganz Anderes (oben S. O0, 91): :Rur. 
einmalsaber unpaſſend gebtaucht hier Inſtinian den Ausorud perpetnari,(0: »E 
29 quand. lib. prince. c. ID). 

31) ‚In dieſer Beziehung faßte Sindein in der Gießn. Sein. u ©. m Bor 
Auſicht nicht richtig auf. . 

Wächter, Grörterungen. NL | 7 
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84. Cont. fommen: fo würde nun bie Klage perpeinirt, d. 5. 
wenn nun der Prozeß liegen bliebe, ‚fie er von da an in vier⸗ 
zig Jahren verjähren. : Daß biefe Anficht unrichtig if, und füch 
nur auf eine irrige Auslegung ber cst. 9 de praeser. 30 ann. 
flüst, welche man blos auf die Lit. Gont. bezog °?, ohne bie 
est. 3.de.-ann. exc. dazu zu halten, leidet wohl feinen Zwei⸗ 
fel.’°=, Allein in dem Württ. Landredht iſt gerabe diefe Anficht 
angenommen. Das Elite Landrecht I, 25 66 fagt nämlich: „umb 
‚hat die Nriegsbefefligung ober Litis Conteflation mancherfei 
„Wirkungen; als fonderlihd — — daß durd bie Kriegsber 
„feſtigung die Klagen perpetuirt werben” (bad Letztere 
fland in den früheren Landrecdhten nit). Zwar könnte man auf 
den erſten Aublick glauben, daß der Berfaffer diefer Stelle von 
der Anficht ausgehe, auch die Unterbrech ung der Sllagenver- 
jaͤhrung trete erft mit der Bit. Eont. ein, eine Anſicht, die frei⸗ 
Fb legislativ vollends gar zu mißbilligen wäre. Allein richtiger 
iſt es gewiß, ſich in diefem Falle an bie Worte bes Geſetzes 
zu balten, um fo mehr, als bie mit dieſen Worten: überein- 
flimmende Anficht über daS gemeine Hecht in den Zeiten, aus 
welchen dieſe Stelle herrüßrt, manche Bertheibiger hatte. Das 
Geſetz macht nicht Die Unterbrehung der Berfäßrung, fon- 
dern blos Die Berpetuation der Klagen von ber Bir. Gont. 
abhängig. *°, und fo müflen wir Daher nad Wins. Rechte an- 





32) Auf einen: anderen Grund ſtützt fih Puchta a. a. D., nämlih auf D. 
XII. 2.de jurejur. 29653 XXVII, 7 de ſidej. et nom. 2.851, weil deren 
Aninahme in Inſtinians Rechisfammiungen ſich nur durch jene Unterſcheideng er⸗ 
Hären laſſe, Allein auf diejenige Klagenperpetuation, von welcher jene Stel⸗ 
len fprechen, fann man fich nicht berufen, ba fie ja fhon duch Theodofius 
ganz adgeichafft wurde (©. 91), alio tm fpäteren Roͤm. Rechte gar nicht mehr 
beftand.. Daß aber jene Stellen doch in die Pandecten aufgenommen wurben, 
erftärt ſich aus den noch praftifchen Grundfaͤtzen, die ſie außerdem enthatten. 

:B2 a) ©. aud Binde a. a. O. S.171f. Savigny VS. 323. 

:.38) Die .überfah Shäs Wurtt. Civilproz ©. 208, wenn er fagtı „nad 
einem Präjubtz des D-Tribunals v. 30. Mai 1828 wird durch das erſte Decret 
duucy ıvie:.Ringenverzgäbrung unterbrochen, obgleich dieſe Wirkung in dem 
Landr. 1,2556 der Einlaſſung in ven Rechtsftreit beigelegt IR”. Das Lanır. 
legt viele Wirkung keineswegs der Cinlaſſung bei, und das Obertribumal hatte 
daher ganz richtig entichieven. Davon daß die Berjährung‘ durch Inſtnuation 
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nehmen, daß zwar durch die Mittheilung der Ringe Die Berjähr 
zung unterbroden wird, #9 daß bie ber. Klage an füh urfprüggr 
ich zufommende Verjährung von Neuem wieder au laufen ber 
giant, wenn von da an ber Prozeß liegen. bleibt, daß aber, mern 
ed vor ihrem Ablaufe nach ‚zur Kriegébefeſtigung kommt, Die 
Klage, falls Der Prozeß von Neuem Kegen bleibt, nur einer 
vierzigiährigen Verführung unterworfen it. Nur bas Net, 
auf Pmivatfirafe wegen Injurien zu llagen, macht infofern eine 
Ausnahme, als bier hie Verlängerung ber Verjaͤhrungszeit on 
einer Kriegsbefeſtigung nicht abhängig if, diefehbe aber nicht auf - 
vierzig fondern blos auf fünf Jahre ſich erfirndt a, 

3. Db eine Unterbrechung der Erfigung des Eigenthums 
(bey Juſtinianiſchen usıucapio und longissimi temporis praer 
acripfao) überhaupt durch bie. Einleitung bes (von wahren Ber 
reihjtigten erhobenen) Prozeſſes eintnete und, wenn Dieſes gu 
bejaben ift,. mit welchem Prozehabſchnine ſie eintrete, iR ſehr ber 
ſtritien. 

Maß das Ältere Rem. Recht petrift: fo. es onerbannt, 
daß die. alte unusepio durch die Anſtellung der Figenthumsklage 
gegen den Beſcher der Sache und bie darauf eingetresene Bis. 
Com. nicht umterrocpen wurde, der Vefitzer alſo während: des 
Prozeffes noch die Alfucepion mollenden und das Eigenthum der 
Sarhe erwerben Tonnte, ar aber doch ‚verpflichtet mar, bie Sarhe, 
mean er fie erſt nach der Dit. Cont, ufunapirte, ıbem Kläger heraus; 
zugeben, wenn biefev. beweiſen konnte, daß er zur Zeit.der Lit. 





Ber Klage unterbrochen werde, ging and wuiue, Seiengchung on Jahr 1828 
aus; ſ. mein Haudbuch Br.IIgäAa.®, - -. 

34) Die neueren Württ. Schriftßeller Beachten dieſe Landrechtsũ elle nicht 
immer gehörig. So ſagt z. B, Reyſcher Würit. Privatrecht 160 bei Rot. 8, 
die Magenverjährung werde mit ver Mittheifung der Klage unterbrorhen 
und, wenn ber Progeßfofort:Ifegen bleibe, weite von ber letzlen ge⸗ 
richtlichen Handlung san eine mens Trifft von⸗A0 Jahren wrfaweat;.. Br :ihket 
babei aber lediglich zwei Stellen aus Ju ſſinianus Eppex, an, ohne unines Bayn- 
rechts zu erwähnen (in ber Zteu Ausg. 6 148 fügt er noch eine Dermweilung —— 
Schüß bei). — Die vorliegende Frage iſt nach Wuͤrtt. Recht auch noch für 
andere Verhaͤltniſſe wichtig; ſ. mein Handbuch da. O. 

340) Geſet über die privatrechtl. Folgen ha Att. 17 ir mit Straf 
geſebbuch Art. 134. . FB es id 

7 * 
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Lit. Cont. fommen: fo würde nun bie Klage perpetnirt, d. I. 
wenn nun der Prozeß Iiegen bliebe, ‚fie erk von da am in vier⸗ 
zig Jahren verjähren. Daß biefe Anficht unrichtig iſt, und fi 
nur auf eine irrige Auslegung ber cst. 9 de praescr. 30 au. 
fügt, welche man blos auf die Lit. Eont. bezog °?, ohne We 
est. 3.de ann. exc. dazu zu halten, leidet wohl feinen Zw 
fe. °°=, Allein in dem Wärtt. Landredht ift gerade dieſe Anſihh 
angenommen. . Das Elite Landrecht I, 25 66 fagt nämlich: „um 
‚hat die Rriegsbefefiigung oder Litis Conteflation mancherle 
„Wirkungen; ale ſonderlich — — daß durch bie Kriegsir 
„fefigung die Klagen perpetuirt werben” (bad Legt 
fand in den früheren Landrecdhten nicht). Zwar könnte man uf 
ben erſten Anbli glauben, daß der Berfaffer diefer Stelle vn 
der Anſicht ausgehe, auch die Unt erbrech ung der Klagen 
jährung -trete erft mit der Bit. Eont. ein, eine Anſicht, die fie 
lich legislativ vollends gar zu mißbilligen wäre. Nllein. richtige 
iſt es gewiß, fich in diefem Falle an bie Worte des Gefege 
zu balten, um fo mehr, als bie mit biefen. Worten: übereir 
flimmende Wnficht über das gemeine Recht in den Zeiten, an 
welchen biefe Stelle herrüßrt, manche Vertheibiger hatte. Dei 
Geſetz macht nicht Die Unterbredung ber Berfährung, ſor 
dern blos Die Perpetuation der Klagen von der Bir. Cam. 
abhängig. *, und fo müflen wir daher nah Wintt. Rechie ır 





82) Auf einen anderen Grund fügt fih Puchta a. a. O., nämlid au). 
XL, 2:de jurajur. 29653 XXVII,7 de Gdej. et nom. 2.851, weil da 
Aufnahme In Inſtinians Rechtsfammiungen ſich nur durch jene Unterfcheltung w 
Hären lafle, Allein auf diejenige Rlagenperpetuation, non welcher jene Eteb 
len ſprechen, kann man ſich nicht berufen, da fie ja ſchon durch Theodofin 
ganz adgeihafft wurde (S. 91), alſo im fpäteren Roͤm. Rechte gar nicht met 
beftand. Daß aber jene Stellen body im bie Bandecten aufgenommen wurden 
erktärt ſich aus den noch praftifchen Grundfaͤtzen, diefie außerdem enrhallt 

:82 0) ©. auch Binde aa. O. S.171T. Savigny VS 323. 

:.38) Dieß:überjah Schäg. Würit. Civilprez ©. 268, wenn ex fagt: „If 
einem Präjubiz bes O.Tribunals v. 30. Mai 1828 wird durch das erſe 
cuıch vie. Ringenvetzäbrung unterbroden, obgleich dieſe Wirkung in de⸗ 
Sandr. 1,2556 der @inlafjung in den Rechtöftreit beigelegt if”, Das kart 
legt da e ſe Wictung feineswogs der Einlaffung bei, und das Oberteibmal halt 
daher ganz richtig entſchieden. Davon daß bie Verjährung duch Sujisuchnt 


— 
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nehmen , daß zwar durch die Mittheilung der Klage bie Verjaͤh⸗ 
zung unterbroden wird, ſo daß bie ber. Klage an ſich urfprüngr 
lich zukommende Verjährung von Neuem wieder zu laufen ber 
gient, wenn von da an ber Prozeß liegen, bleibt, daß aber, mern 
es vor ihrem Ablaufe nah zur Sriegäbefefligung . kommt, Pie 
Klage, falld der Prozeh von Neuem liegen bleibt, nur eiger 
vierzigfährigen Verjährung unterworfen iR.’ Nur das Recht, 
auf Vnivatfirafe wegen Injurien zu Ilagen,. macht infofern eine 
Ausnahme, ald bier hie Berlängerung ber Veriaͤhrungszeit non 
einer Kriegsbefeßigung nicht abhängig dB, dieſelbe aber wirbt auf - 
vierzig fondern blos auf fünf Zahre ſich erſtract °* >, 

3. Ob eine Unterbrechung ber Erfigung des Eigenthums 
(ber Juſeinianiſchen usncapio und longissimi temparis pre@r 
scriptäo) überhaupt durch bie. Einleitung des (von wahren Ber 
zeihtigten erhobenen) Prozeſſes eintnete und, wenn Dieſes zu 
bejahen iſt, mit welchem Moꝛchabſchniue fie eintrete, ir ſehr be⸗ 
ſtritien. 

Was das Ältere Rem. Recht vetrifte fo. es anerkannt, 
daß bie. Alte uaurapio durch die Anſtellung dar Eigenthuudklage 
gegen den Beſtcher der Sache und bie darauf eingetresene Bis. 
Sont. nicht unterbrochan wurde, ber. Defiger alſo während: des 
Prozeffes noch die Alfucepion wollenden und bad. Eigenthum ;der 
Sache erwerben konnte, er aber doch verpflidiet wer, bie Sache, 
wenn er fie erſt nach Der Bit. Cont. ufunapirte, be Kaͤger heraus⸗ 
zugeben, wenn dieſer beweiſen Eommte, daß er zur Zeit. der Lit. 





der Klage unterbrochen werde, ging an; vaſve, Örichgeiung im Jahr 1828 
aus; f. mein Haudbuch Ar.IIgöAa.. 

34) Die neueren Württ. Schriftnelier heachten dieſe Landrechtsiele nicht 
immer gehörig. So ſagt z. B., Reyſcher Würit. Privatrecht & 160 bei Not. 8, 
die Klagenverjährung werde mit ver Mitt hei fung der Klage unterbrochen 
um, wenun der Prozeß ſofortelſegen bleibe „'weibe von der letzlen ge⸗ 
richtlichen Handlung san eine mans Friſt von40 gahren erfordert, Br ;ihket 
dabei aber lediglich zwei Stellen aus Auffigians Coders an, ohne unires Bard 
rechts zu erwähnen (in ber 2ten Ausg. 8148 fügt t sc noch eine Dermeifung 
Schütz bei). — Die vorliegende Brage iſt nad Wuͤrtt. Recht auch noch für 
andere Verhaͤltniſſe wichtig; ſ. mein Handbuch a a. O. * 

34a) Geſet über | die privatrechtl. Felgen d. Bub. Att, 17: ke mit Straf 
geſekzbuch Aktt. 134. ou un)“ ' erde nd 

7 * 
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Wie iR es mun aber unter Juſtinian, namentlich nachdem 
er in C. VII, 31 de asucap. transförm. est. un. €. auch J. 
II, 6 de nsucap. pr.) die usucapfo und. bie 2, t. praescriptio 
in ein Inffitut, in eine 5, 10 und 20fährige Erſitzung °” umge- 
wandelt und dadurch eigentlich größtentheild nur die Conſequen⸗ 
zen ausgeſprochen Hätte, welche fh aus Den ergaben, was bie 
Zeit vor ihm und er ſelbſt heils an jenen Jnſtituten unmütelbae 
theild an verwandten Inſtituten geändert Hatte? Diejenigen, 
welche amehmen, ‚bei ber 4. t. praeseriptio' habe gegolten was 
bei der usucapio galt, nehmen in Beziehung auf die vorliegende 
Frage natürlich nun auch das Gleiche bei der Juſtimaniſchen 
Uſurapion (Rot 37) an, wie'y. B. v. Buchholnz; Diefettigen, 
welche einen Untetſchied zwiſchen usncanto und I. t. praeserip- 
tio in Beziehnng auf die vorliegenbe Frage anmehmen, find über 
Das, was hierin Bei der Juſtinianiſchen Uſucapion gelten müſſe, 
verfchiedener Auficht, je nachdem fie die esti un. cit. audlegen 
db. 5. je nachdem fie bavon ausgeben; dab bei dem combinitten 
Inſtitute die alten Ufucayionsgrmdfäbe bie Grundlage bilden 
(wie z. B. v. Vangerow Panbe. 5316, 823) oder daß, was 
freilich eine durchaus unbegrimbbare Meinung iſt, auch noch 
nach ber est. un. eine usucapio von eitier von ihr verſchiede⸗ 
nen longi temporis praescriptio: zur umerfcheiden ey. 

Die Natur einer Erſitzung bes. Eigenthums iR an ſich 
durchaus nicht emgegen, die Erfisung dadurch unterbrechen zu 
laſſen, daß ver Eigenthämer: durch Einleitung des Prozeſſes fein 





v. Buchholz Verſuche ©. 132139, Haß bei der praeser. L. t. Daffelbe 
gegelten habe, was dei der usuoppio; Anbste Yagegen 5. B.v. Bangerow 
Müblenbrucd und wie es jcheint auch Savigny V 6242 Not. J. find wenigs 
ſtens im Reiultate der Hier vertheibigten Anfisht. Bei der entgegengeiebten 
Meinung müßte fich doch wohl, wenn fie richtig feyn follte, eine beftimmte 
Necätsänderung nachweifen laflen, indem, ſplange die praescriptio I. t. blos 
eine erloſchende Verjährung war, beiiht richt gegulten Baben fonnte, was bei 
der usucapio galt. Allein ein folder Nachweis kann nicht gegeben werden. 

37) Man kann fie im Gegenſatze zur praöscriptio longissimi temporis 
die Zufintanifche Ufucapion nennen, und er'ietbft bezeichnet fle jo, wenn 
er in J. E. c. fagt, er habe verordnet, daß res mobiles per triennium, im- 
mobiles per longitemporis praescriptionem, inter praesentes 
decennio, inter absentes viginti annis, usudapiäntur. 
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girt blieb, die Sache herauszugeben ; das .arbitrium, judicis. 
ging baher in einem ſolchen Falle anf. Herausgabe ‚der Sache, 
und wenn der Beklagte wicht Folge teiftete:, fo wurde er auf 
Zabkung der litis aestimmatio verurtheilt. Hieraus erklären fi 
vollftändig D. VI, 4 de rei vind. 3.418,20, 24 XLI, 4 pro em- 
tore 1.2 $24 XLI, 5 pro berede 4,2 pr. und, da das Gleiche 
auch bei Berluft der Servituten durch Derjährung galt, bie 
1.854. Vill, Ssi serv, vind. . .. - 

Apders war es bei der Jongi tamparis praescriptio.. So 
wenig der Beklagte bei der Ufunapion nach der Lit. Gont. durch 
Fortſetzung feines. Beſitzes eine, Einrebe: gegen. die Verpflichtung 
auf Derausgabe der Sache erwerben. konnte, ſo wenig: -Eonnte 
ex die Einnede der longi; temporis pegsessio (bie praescrip- 
tio longi temporis) durch eine ſolche Fortſetzung des Beſitzes 
gegen, ben Kläger. erwerben, Ueberbaupt; war die I. t. prae- 
acriptio. Anfangs blos eine erloͤſchende Verjährung der. Eigen- 
tbumeflage; die durch Lit. Com, ; herbeigeführte prozeßualiſche 
Conſumtion mußte daher ;hiex:;biefelbe, Wirkung auf die Verjaͤh⸗ 
tung der Klage: des Berehtigten haben, ; wie auf die anderen 
actiones temporales; diefe Verjaͤhrung konnte nicht weiter fort 
laufen, fie wurde durch bie. Lit. Cont. unmöglich gemacht oder — 
wenn man- fo mil — unterbrochen **. Als aber fpäter bie J. t. 
praegeriptio in eine erwerbende Verjährung überging (noch vor 
Zuſtinian, wie ex wentgfiens. in.cst, 8 de praescript. 50 ann, 
bezeugt), ließ man es doch bei jener Folge, indem. in dieſer ſpä⸗ 
teren Zeit mehr bag rechtspolizeiliche. Prinzip, wie auch bei der 
Klogenverfährung, der Grundſatz, den Berechtigten zu ſchützen 
welcher fein Recht zu rechter Zeit ‚gehörig wahrie, ſich geltend 
machte 6, 





Mi, * 


35); Wahrem es von der usucapio, in dan Quellen heißt: non interpellari 


‚ usucapionem litis contestations (L2.$21 pro emtore),. wird gerade Das 


Gegenteil von der Iongi temporis praescriptio geiagt. Vrgl. namentlich 
C. I, 19, ubi in rem ast. st. 2, (tanquam: lite ad interrumpentam’z. t. 
praescripionem contestata), VII, 33. de-praeser, Zt. cst: 1..cst. 2 (verb. . 
ngg interruptam inquretudine litis) ,. 10 eod. IU, 32 de: rei: vind, 
cst. 26 VII, 35 quib. non ohj. cst, 4. 

36) Die Frage iſt freilich. jehr beritten.. Eo ehanpter z. B. auch wieder 
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beochen werden, fowohl der’ erwerbeuden Berfährang als der 
‚erlöfchenden Slagenverjährung, und damit man hierüber nid 
im Zweifel feyn möge, fagt Juſtinian ausbrädiich: et hoc suf- 
ficere ad omnem temporalem interruptionem, sivetriennii, 
sive longi temperis, sive triginta vel quadraginta an- 
norum sit. Es Tann deßhalb hiernach nur noch die Frage ſeyn, 
dur welchen Prozekabfchnitt gegen einen Anwefenden Der Lauf 
der Erfigung unterbrochen wird. Beachtet man mın, dag Juſti⸗ 
nian davon ausgeht ımd fagt,. Dur) die conventio d. 5. bie 
Mittheilung der Klagfchrift an den Beflagten trete eine wahre 
Unterbredjung ' der „temporem carricala®, eine „interruptio 
temporis“, eine Unterbredjung: der. „legitmnae praescriptiones 
vel exceptiones, sive quat super decennio vel viginti 
vel. triginta. vel quadraginta annis introductae.sunt‘ ein 
(©. 1. c. est. L.pr.,. cst: 2, cst. 3 pr.), und daß er alle dieſe 
Ausdrücke nit blos von der erloͤſchenden Klagenverjährung, fon- 
‚bern au von ber Erfigung gebraudt °:. fo kommen wir auf 
208 Nefultat, daß nach ‚Zuftinianifchem "und heutigem Rechte 
auch bei der erwerbenden Verjährung jeber Art in Beziehung 
‘auf ihre Unterbrechung derſelbe Grundfag gilt, wie bei der er: 
Iöfchenden Klagenvertährung, d. h. die Erfigung wird unterbro- 
den daburd, daB die vom wahren Eigenthümer ‚gegen ben 
Beſitzer eingereichte Rage dem vepteren durch dag Gericht mil- 
getheilt wird 0. 





39) So in der cst. 1 de ann. exc. (vom Jahre 530) von ver longi temp. 
-präescr., in dev öst. 2 80d. (vom Jahre 531) von feiner combinirten Ufnca: 
-pion und in der cst. un, de usucap. transform,, welche dieje Ufucapion 

fetiegte, gebraucht er jür Die Erfigung die Ausbrüde: exceptiones 10 vel 
20 vel 30 ann. und 10 vel 20 vel 30 annorum et aliarum exceptionum 
tempora. 

40) Bleibt der Prozeß nad, diefer Unterbrechung zu irgend einer Zeit vor 
Faͤllung des Urtheils liegen: jo beginnt dann (fofern der Beſitzer nicht inzwiſchen 
in böfen Glanben Fam) eine. 40jährige Erfißung zu laufen, nach deren Ablauf 
der Befiper Gigenthümer wird (und natürlich nicht, wie in bem ©. 100 ausges 
führten Falle, perjönlich verpflichtet if, die Sache Doch herauszugeben). Nah 
Württ. Recht aber ift ein vierzigjähriger Beiig bier nur dann nöthig, wenn 
ber Prozeß nath der Lit. Eont, liegen blieb. Wenn Puchta Pandect. 3. Ausg. 
$160 a. E. in Beziehung auf die Anſicht, nach welcher die Erſitzung durch 
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Bekanntlich barf eine Sade, wegen welcher mit dem 
Beſitzer ein Rechtsſtreit über das Eigenthum begonnen hat (res 
litigiosa), während des Prozeſſes nicht verdußert merben. Der 
Zeitpunkt,. in welchem bie Litigiofität der, Sade in der genann- 
ten Beziehung beginmt ,.ift, wie: Juſtinian ausdrücklich entſcheidet, 
der der Snfinuntion der Klage, die Ladung (Nov. CAÄEL, 0.1). 
Nach früherem :Röm. Rechte :war es bie Litis Eontefation (D. 
XLIV,:6 de itigios: I. 18 0). 

5. Wer von: einem Anderen die ‚Herausgabe ‚einer. Sade 
anzufprechem befugt. ift, kann, wenn er ihn deßhalb belangt, je⸗ 





Cttafton des Beklagken unterbrochen werden ſoll, won einer Vermiſchung von 
Klagenverjährung und Erfigung ſpricht: fd ifl dagegen zu bemerken, daß in niefer 
Hinſicht die Bermifchung von Juſt in iau herrührt, wäg gerade die im Texte 
angeführten Stellen klar beweijen dürften. — Mit dem im Texte ausgeführten 
Reſultate ift hier auch Sintenis, zwar nicht nad Römifchen aber duch nad) 
Banonijchem und heutigem Rechte, einverftanden, allein aus einem Grunde, der 
an fich unrichtig iſt und auf weitergehende unrichtige Yolgen führen würde. Cr 
ſagt naͤmlich (Civilr. I881 Mot.12; vegli auchifDefien Brläutt. IS. 162 f.), 
nach der Theorie des Canoniichen und heutigen Rechts ‚fegen wir einer Ent⸗ 
ſcheidung des Streites über das Roͤm. Recht dadurch überhoben, daß die mala 
fides superveniens ein Grund zu Unterbrechung der Erfitzung ſey und dieſer 
namentlich wenigſtens dann eintrete, wenn dem Beſitzer die Klage gerichtlich 
mitgeöhefft:werbe. Auch manche Weltere argumentirten aus diefem Gtunde 
und auf gleiche Weile num auch wieder Heftter Civilproz. 2. Ausg. $ 346. 
Dieſe Begründung ber Sache wäre yon Auderem abgefehen auch deßhalb von 
Wichtigkeit, weil aus ihr, wenn fie richtig wäre, folgen würde, daß der Be: 
Hagte wenn fpäter der Prozeß liegen bleibt gine neue Erfigung nicht mehr bes 
ginnen koͤnne. Allein fe rügt fich auf die eitfchleben irrige Vorausjegung, 
als ab durch vie" Mittheiling einer begründeten Klage wirklich mala fides ent- 
Rebe tf. unt. S. 106-108). Im Grunde gzibnauch Sintenis gleich nachher 
zu, daß eine ſolche nicht dadurch begründet wird; dann iſt aber nicht einzuichen 
wie. vurch eine ſides, die in ner That feine ımala iſt, die Erfigung foll anter: 
‚brachen werben Tönnen. . Allerdings Tann dieſer Unterbrechungsgrund durch 
die Mittheilung der Klage eintreten, aber aut, wenn dadurch der Befiger wirf: 
lich die Ueberzeugung befommt, daß ihm die Sache nicht gehöre; er kann aber 
auch eBertiogut früßer.vor dem Prozeſſe oder ſpäͤter waͤhrend des Prozeſſes over 
auch gar nicht vor dem Urtheile eintteten‘, ſo daß +8 ganz unzuläffig iſt, wegen 
‚der biofen Möglichkeit des Eintritts deſſelben bie Unterbrechung ber Ders 
jaͤhrung allgemein an bie Wittpeitang ber Klage zu tnäpien. 
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denfalls 4 Yyom Streitanfange an in der, Regel auch Das ver- 
Jangen, was noch zur. Sache als causa hinzufommt, jeden 
Zuwachs zur Sade, namentlih auch bie Früchte Derſelben. 
Häufig wird Dieß in den Quellen fo ausgebeildt: er könne Alles 
verlangen, was er.gehabt'ihaben” würde ,. wenn "ihm gleich beim 
Gtreitanfange. Die Sache Herausgegeben worben wäre *°. Dieß 
A aber blos eine ungefähre allgemeine Bezeichnung, welche nicht 
durchaus wörtlich zu nehmen iſt, indem jener Grundſatz mandher- 
lei Mobificationen "erleidet, -wie:fchon ame::dem. Folgenden ſich 
ergeben wird... Auch if wohl:rgu beachten, daß unter ber Ber- 

pflichtung zur Heraudgabe der causa rei nit aud bie. Berbind- 
lichkeit enthalten ift, vertretbare Sachen, die man herauszugeben 
ſchuldig iR, zu verginfen (H.U.S,54: 

Mit jenent Grundſatze haͤngt zuſammen, daß: bet Klagen, 
welche gegen einen Befitzer als Solchen geben, namentlich bei 
ber Eigenthums⸗ und Erbſchaftsklage den redlichen Befiger vom 
Streitanfange an gleiche Verpflichtungen treffen, wie den unred⸗ 
lichen vom Aufange feines unredlichen Beſitzes an Corgl. unt. bei 
Not. 95). Gewöhnlich druückt man Dieß fo and: der redlidhe Be⸗ 
figer werde dur den Streitanfong in böfen Glauben ver- 
feßt, und auch die Quellen fagen im Allgemeinen, er fey von 
da an ald unredliher Befiger zu behandeln. Allein auch Diefes 
darf man nicht buchſtäblich nehmen, indem ed fonft zu ganz fal- 
ſchen praktiſchen Reſultaten führen würde. Der redliche Beſitzer 
wird allerdings vom Streitanfange an einem unreblichen Beſitzer 
gleichgefeßt, aber nur in. ‚Beziehung auf bie Verpflihtun- 
gen, welde ein, unredlicher Beſitzer vor, dem Pro 
zeßanfange hat *%, nicht welche Derfelbe nach. dem Prozeß⸗ 


44) Denu der Zeitpunkt kann auch ein früherer ſeyn, z. DB: der unredliche 

Beſitzer muß alle Früchte herausgeben, ; die er. nom Anfange ſeines umreblichen 
Defiges an zug, oder durch gehörigen Fleiß hätte ziehen biunen:.chenfs muß 
er von da an durchaus für Dolas und: Culpa wegen ber Sache ‚heiten (Met. 93). 
Vrgl. aud in Beziehung auf andere Morhtsperhältnifie z. B. XXI, 1 de user. 
1.3861, 2 X, 6 de cond. ind. 2, 15. pr. und.ohen 6.11 S.54 f.. 
: 42) D. V, 3 de H.P. 2,40.. VI, 1 de RV. 1:20. XXL, 1 de.usur. 2.2. 
1.381. 2.19. XII,1 de reb. ored. 4.31 pr. XXI, 1 de aedil..ediet. 425 
68. XXX de legat. I, 2.9187. X,4 ad exhib. 2 9$95—8. 

43) Daraus erklärt fi auch Die Art und Weije, wie die Röm. Quellen bie 
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anfange hat (ſ. und. Nr. 6). Dieß erilärt fih auf eine fehr 
natürliche Weile. Mit dem Streitanfange nämlich fol auch der 
redliche Beſitzer denken, ed wäre’ doch möglidy, dag er nicht der 
wahre Berechtigte fey umd daß die Entſcheidung gegen ihn aus⸗ 
fallen könnte. Deßhalb Toll er während des Prozeſſes ven 
Streitgegenſtand in jeder Beziehung ir Acht nehmen, fich--Ieine 
willlahrliche Werfügung: Über ihn erlauben und ic darauf gefaßt 
machen, daß feine: NRichtberechigung une feine Verpflichtung zur 
Heramdgabe ber Sache ausgeſprochen werde. Daraus folge, 
daß er non ber Einleiung des, Prozeſſes an, falls ſich witklich 
fpäter dev Auſpruch des Klägrrs begründet erfindet, a. für ads 
fichttiche und: fahrläffige:: Berfäpledterung une Bernicdhtung der 
Sache und ebenſo Tin abſichtliche Entäußerung oder fahrläffigen 
Verluſt ihres Befitzes sinfichen :muß**; b. daß er von da ar 
durch Berzehren von Früchten, Die er aus bes Sache zog, ſich 
von beren Herausgabe nicht befreien Sanıı, ſondern den Werth 
der nach. ber Einleitung des Prozeſſes verzehrten Früchte dem 
ſiogenden Klager erflaiten muß *, und dag er c. and) Alle von 
da an erſt gezogene Früchte herauszageben *° und fogar auch 
für die von da an vernadhläßigten zu haften hat, ſofern er ale 
forgfamer Mann fie hätte siegen, fünnen *, | 





Sache im Allgemeinen bezeichnen; ; fie beicgränfen Aber dabei ihren allgemeinen 
Satz auf die im Texte angegebene Weiſe. Pro. z. B. D. V, 3 de H.P. ꝛs 
$7 VI, 1de R. V. 2.45 mit D. de H. P. 1.40 pr. Sie fingiren alſo gleich: 
fan eine mala fides, aber une in Beziehung auf die unten (a—c) aus⸗ 
geführten ipeziellen Kolgen. 

44) D. de.R.V. 4,45. 33.3681 1.68 daH.P. 2.40 pr. 2587 23153 
ad exhib. 12 54. . Wie meis bei ſolchen Obligationen, bei welchen nicht ver 
Befiger als Solcher zu Garten Hp, ver Veflagta für Vernachlaͤßigungen oders 
Verderben der Sache einſtehen muß, dieß hängt theile von dem Grabe ver Bahr: 
lößigfeit ab, den ex bei ver betreffenden Obligation an fich präftiten muß, tBeifa 
Don ab er im Verzuge if, rel auch D. XVI, 3 depos. 1.1$20, 2. 

1.1481. 

45) 3. IV, 7 de ofhie. jad; g2C. a, 32 de R.V. ost. 22: 

46) ©. die Stellen ver Not. 45, ferner D. XXII, 1 de user. .2 XXI, {de 
aedil. edict. .25 58. 

47) 3. de ofhic. jud. 62 a. E. C. VII, 51 de truei. et ii espons, est, 2, 
and Crörtt. Heft IS. 70 f. . 
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Aber in anderen Beziehungen wird. durch bie Einleitung bed 
Prozeſſes der redliche Beſitzer dem unredlichen keineswegs gleich⸗ 
geſtellt, weil: ja in. Wahrheit; durch: jene Einleitung keineswegs 
nothwendig ‚ein. böfer Glaube. bei. ihm bagründet wird; benn ber 
böfe Glaube tft das Bemußtfeyn des Widerftreitd meines fac= 
tiſchen Zuſtandes mit feembem: Rechte, welches in-mir durch das 
Belangtwerden mit einer begränheten ‚Klage wohl hervorgerufen 
werden; fang. aber wicht nothmendig hartorgernfen würd. Was 
alſo blos Folge eines: wirklich vorhandenen böſen Glaubens 
it, kann nicht ſofort und-unbedingt. mit der Einleitung. bee Pro⸗ 
zeſſes eintreten, eben: weil dieſe einen folshen. Glauben im De: 
Hagten ‚night: nothwendig exzeugt, ſondern sritt:num mit dem wirk⸗ 
lichen fartiichen . Dafepn ſenes Glaubens ein. Deßhalb haftet 
ber rebliche Beſitzer auch nicht von der Einteilung bes Prozeſſes 
an für den zufälligen Untergang ober Berluf der. Sache *°, wo⸗ 
gegen in ber Regel der. wirklich. unredlithe Beſitzer dafür haftet *°, 
und, qus dem gleichen. Grande kann man bei der Verjährung 
nicht ,, wie es Manche thun, mit: der Einleitung. des Prozeſſes 
unbedingt die dotgen einer mala fides speryeniens eintreten 
lafien... - - 

Was nun bie nähere Beffimunng des Prozeßabſchnittes be⸗ 
trifft, mit welchem die eben erörterten Folgen eintreten: fo find 
bie Anſichten hierüber fehr verſchieden. Die meiften Stellen des 
Köm. Rechts ſprechen ſo, als ob bie unter Nr. 5 ausgeführten 
Verpflichtungen erft mit ber Sit. Cont. eintreten (prgl. Not. 42, 
ferner est. 22 in. Not. 45 cit.), und deßhalb weken Viele auch 


48) Dena bie es: Haften iſt eine Folge des — nur dann, wenn 
der Beſitzer wirklich in boͤſem Glauben war; vrgl. unten bei Rot: 94 und D. 
de R.V. 4. 16pr. 22791421. V, 3 de HP. 4.40 pr.-1.23 und Rot. 77 
Mühlenbruch Pandertenr 5269 Not. 20 GSBſchen Borlef. 6 165 Nr. 2 und 
Glüd Banden. Comm. Br. VIIIS. 233 ,f. - Etwas Anderes iſt'es natürlich, 
wenn der Befigex durch das Belanntwerden mit dem Tägerffchen Anfpruche 
wirklich in böfen Glauben kommt 2.25 65 de H.P.; vrgl. auch D. X, 4 ad ex- 
hib. 2.785 2.1284 und Glück a. a. O. Bo. zent 

49) ©. unten Rot.98. . 

50) Vrgl. Not. 40 und mein Handbuch Br. 1 s. 129. Go kommt hier ganz 
anf das factiſche Verhäliniß an, wie 26 wirklich beſteht, ob der Bellagte das 
Bewußtſeyn fremden Rechtes erhielt oder nicht. 
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bei und ‚von dem Zeitpanfte unfrer. Eintaffung ober Lit. Eont..die 
Sache. abhängig machen. Allerdings iſt bier Diefe Frage eine 
ſehr zweifelhafte. Allgemeine Gründe fprechen gewiß. Dafür, jene 
Wirkungen fchon mit der Miktheifung. der Klage an den Beklag⸗ 
ten eintreten zu laſſen, weit. er von da. an weiß, daß wegen 
der Sache eine gerichtliche Anforderung gegen ihn vorliegt, und 
eigentiih dieſes Bewußifegn allein: der Grund der genamnten 
Wirkungen if. So argumentirten wirklich auch die Roͤm. Ju⸗ 
siften bei ber Erbfchaftellage; fie dehnen ein Senatusconfult, 
welches bei der Erbſchaftsklage jene Wirkungen zunaͤchſt an bie 
Lit. Cont. knuͤpfte, dahin aus, Daß man es auch auf den Zeit- 

punkt, in welchem der Beflagte mit der Klage befannt gemacht 
wurbe (post motam controversiam), beziehen muͤſſe, und zwar 
aus bem Grunde; ooepit. enim seire, rem ad: se non perti- 
nentem possidere’ se is.'qui interpellatur. Freilich war diefer 
rund von ven Roͤm. Juriſten nicht recht ausgebrädt; denm das 
Bewuftfeyn, rem ad se non pertinentem zu befigen, bekommt 
ber. Befiger nicht nothwendig durch die Dititheilung der Klage, ſon⸗ 
dern nur das Bewußtfeyn, eine Sache zu beſitzen, an bie ein Anderer 
Anfprüche. erhebt. Aber gerade diefes Bewußtfeyn kann ‘allein ber 
wahre innere Grund. der angeführten Wirkungen‘ feyn, und: biefer 
Grund beſchraͤnkt fich nicht blos auf die Erbſchaftsklage; fondern gilt 
auch für andere Klagen; welche gegen: einen Wefitzer auf Heraus⸗ 
gabe einer Sache gehen, ‚wie die: rei vindicatio und die ad 
exhibendum actio. Indeſſen iſt es freilich auffallend, daß bei 
anderen Klagen biefe Ausdehnung nicht ausgefprochen und baß 
ſelbſt noch in einigen Codexſtellen die Lit. Cont. als der hier maaß⸗ 
gebende Zeitpunft-bei der Eigenthumsklage bezeichnet zu werden 
fcheint (est. 22 de rei vind. und. cst. 2. de fruct. et lit. 'expens.; 
oben Not. Ab, 47). Allein die eine biefer Codexſtellen, bie cst. 
2.cit., ſpricht blos von res. in judiciam. deducta, was in der 
Zeit, aus welcher diefe Stelle it, wohl fchon bie Mittheilung 
der Klage bedeuten kann, und darauf deutet auch hin, Daß es 
hier heißt: ex quo re in judieium deducta scientiam ma- 
lae possessionis accepit. Die-andere frühere Stelle 
ſpricht allerdings von ‚ber lis opntestata;. allein ber Zweifel, 
den fie begründen koͤnnte, dürfte ſich dadurch: heben, daß gevabe 
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in Beziehung auf die ſpeziebe Frage, vor der fie handelt, In⸗ 
ſtinian in J. 1, 47 de of. jud. 32 auch bei der Eigenthame- 
Zinge. dieſelbe HBirkung eintreten läßt post inehostam pe- 
titionem,, was in dem Iufinianifhen Sprachgebrauche 
amd gerade in her Berkinaung , in welcher Dieß Juſtinian jagt 
(er bemerkt, es gelte hier das Mloiche bri der Eigenihnus⸗ und 
bei der Erbihaftslinged, wichts Anderes heißen Tom, als 
nachden die Klage dem Beklagten mitgetheilt if. Aus 
liegt für dieſes Reſuliat oh ein Argument in ber Nov. 112 
cap. 4. Sp werden wir Daher Für das hentige Merht ameh⸗ 
men müflen, daß jene Winfungen mit der Inſinnation bes erſter 
Die Elagicheift dem Beklagten zur Beankvorkung wiktbeilenden 
richterlichen Deerets eintreien. 

6. Der Streitanfang hat auch für ‚den unzedligen Ber 
fiper ie Erhöhung ſeiner Berpflichiungen zur Folge. Er haf⸗ 
vet von da an für den zufälligen Untergang der Sache und für 
Die nach den Verhaͤltniſſen dos Eigenth ämers ziohbaren Früchte. 
Das Nähere hienüber it uwien am Eude des IV. Abſchu. nach 
Not. 89 ausge führt. Zr 

B. Folgen der Litis Eoönteftatipn, welde ſich noch im 
Juſtinianiſchen Recht ‚erhalten hatten und auch bei und Fol⸗ 
gen ber bei uns fogenammten Litis Conteſtation, 
der Kinlaffung auf die Klage find 61. 

4. Rechte, welche mit einer f.g. actio vinlietam spireans 
nerfelgbar und daher an fi. nicht vererblich And, geben auf bie 
Geben über, wenn der Erblaſſer fie zum Prozeſſe gebracht hat 
und..ert nah ber Lit. Gont. farb 2. Dieß ‚war im älteren 
Röm. Recht eine natürliche Folge andermweiter Printipien. An 
fih waren ſolche Rechte rigentlüh nicht in benis bed Berechtig⸗ 





51) In Beziehung auf das Folgende bemerke ich im Allgemeinen hinſichtlich 
nes Mirtt. Mechtse, vaß mit ber S. 87 ausgef. Beſchraͤukung nach dem Württ. 
Londrechte 1,25 56 es gar Keinen Zweifel Haben, kaun, daß baflelbe durchaus 
davon ausgeht, die Wirkungen, welche vie Lit. Cont. im Juſtinianiſchen Rechte 
‚habe, habe durchaus auch bie Kriegebefeftigung uber sit, Eont. in unferem 
Rechte. Vrgl. auch oben S. 88. 

‘ 652) D. XLVII, 10 de injur. . 13 1.28 nl, si iauis caut. 210.52 J. IV, 
s2.de perpet. aot. S1. 
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ten ,..nicht sigentlicher Theil ſeines Vermögend. Alein durch die 
Lit. Cont. wurde nach der Natur, melde. fie im Älteren Röm. 
Rechte hatte, gleichſam wie durch einen Contraet eine neue Ob⸗ 
ligation zwiſchen den Parihiern auf ben Orund der alien ge⸗ 
gründet. und Dieſe war. nun wie eine Gontractsobligation auf 
beiden Seiten. vererblich 5°. Obgleich), dieſe Natur dev Lit. Cont. 
im ſpaͤteren Rom. Nechte ſich änderte oder vielmehr ganz ver- 
ſchwand: fo behielt man doch die angeführte Folge noch bet, 
weil es immerhin den Verhaͤltniſſen nicht unangemeſſen ſchien, 
oin ſolches eimmal zum feſten Streitobjecte gewordenes Rechts⸗ 
verhaͤltniß als reines Bermögendrecht zu behandeln. Weiter 
aber ging das Röm. Recht micht, d. h. es knüpfte die Vererb⸗ 
lichkeit auch in den ſpuͤteren Zeiten nicht an einen früheren Pro⸗ 
zeßabſchnitt, und ſo muß ſie auchhei uns in dieſen Fällen vach 
dem oben Ausgeführten an unſre Lit.:Eont. geknüpft wer⸗ 
ven. Zwar will. fie Sinte nj s Erlaͤuft. 1 S.146 bei uns an 
beit Moment bed Anbringene ber Klage knüpfen; allein. die alle 
gemeinen Gmände , and denen er hier argumentirt, bürften durch 
Das widerlegt ſeyn, was oben ©,.86f. ausgeführt wurde. Wenn 
Einige das Gleiche unters Berufungr auf: die R.G.D, von 1665 
—h: U: CH. 9.8.6. behaupten... B. Thiba ut Pandect. 570 ver» 
glichen mit Jemen Diotaten.bei: Froben 1 &. 78): ſo .ift dage⸗ 





33) Not. 52 und oben S. 3, 4. Däs Gleiche galt bei den (bel uns unprakti⸗ 
ſchen) Rom Popularklagen. Dieſe: ſind natürtlich an ich ‚in: Niemqudes 
Bermögen; dadurch aber, daß Jemand ax populo wirklich klagt und mit dem 
Beklagten litem conteſtirt, geht nun das Recht auf. bie Leiſtung in jein Ver: 
mögen über. und er überträgt e8 daher auf ſ feine Erben; D.L; 16 de V. 8.1.12 
pr. XXXV, 2 ad 2. Faleid. 1.32 pr. — In eine ähnliche Kategorie, "wie die 
actiönes vindietam spiranfös, -gebört auch dfe 'querela inofliciesi tosta- 
nienti; allein fie iſt gerade in. Beziehung anfiihre Kransmtiiflon. auf die Erben 
vor dey anderen Actjones vindiot. epir. weſentlich verſchieden. Das Röm. 
Recht geht bei ihr davon aus: an ſich gebühre fie den Erben des Berechtigten 
nicht, wenn er nicht jelbit zu jeinen Lebzeiten noch über die ihn wiverfahrene 
Wubill feine, Empfindlichkeit und ieigen Entfehluß, fie nicht ruhen zu laſſen, ges 
aͤußert habe... Dieſe Klage geht daher ayf dis Erben ichon. daun über, wenn 
nur der Erblaſſer den Entſchluß, von ihr Gebrauch zu machen, beſtimmt erklaͤrt 
hatte. D. V, 2 de inofl. test. 4862 4.71.15 $1,G. UI, 28 eod. fit. cst. 5. 
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gen zu bemerken, daß Diefe gar nicht vom Uebergange der Kla⸗ 
gen auf die Erben des Klägers fpriht ff. unten Rr.2 a. E.). 
2. Klagen aus unerlaubten Handlungen können gegen bie 
Erben Deffen, der bie Handlung beging, theild gar nicht, theils 
aur befchränft angeftellt werden; Erſteres ift der Fall bei den 
Klagen auf Peivatfirafen, Letzteres bei‘ den ſachverfolgenden. 
Allein fortgeführt konnen fie gegen bie Erben auf ihren vollen 
Betrag werden, ‘wenn ber Berechtigte fie gegen den Erblaſſer 
angeftellt und es mit ihm bis. zur Litis Conteſtation ge 
bracht hatte °*. Auch hierüber if aber wieber viel Streit. . Biele 
behaupten, daß Privatfirafen fchon dann, wenn die Klage gegen 
den Erblaffernur bei Geriht angebracht worden ſey, unbes 
dingt auf die Erben bes Thäters übergehen wegen D. XLIV, 
7 de oblig. et act. I. 35: „Constitutionibus,, -quibus osten- 
ditar, heredes poeua non teneri, placuit, si vivus con- 
ventus fuerat, etiam poenae persecutionem transmissam 
videri, quasi lite contestata cum mortuo“. Altein diefe Stelle, 
weile von Paulus herrührt, San :unmöglich Diefen Sinn ha⸗ 
ben; denn auvere Stellen in den Pandecten und darunter ſelbſi 
ſolche, die ebenfalls atıs Punlus find (z. B. 1.85.87 und 16% 
Not. 54 citt.), fügen gang entfchieben, daß jene‘ Wirking erſt 
mit der Litis Conteftation:eintretes und was bag geltende 
Recht betrifft: ſo wird noch ausbrüädiich im Codex und von Ju⸗ 
finian in den Inſtitutionen (ſ. Not. 654) jene Wirkung mit bürren 
Worten an die Lit. Eont. gebunden. Dieß geben and) die mei⸗ 
fien Neueren zu; fie verfiehen daher, wie and ſchon manche 
Aeltere, die 1.53 cit. von einem Falle, in weldem bie Bit. 
Eont. ungebührlih vom Beflagten hinausgezogen murbe °%. Allein 
diefe Auslegung ift Doch bedenklich; denn die 2.33 enthält nicht 
die geringfte Hindeutung auf eine ſolche Vorausſetzung. Viel⸗ 
mehr wird man die Stelle enfweber auf öff entliche Geldſtrafen 





54) D. L, 17 de reg. ‚ur. 1.164 1.87 2.180 pr! XVII, 7 de fidej. et 
nom. 4.8$1 C. IV, 17 de delict. defunct. ct. un. J. IV, 12 de perpet. 
act. $1. 

: 55) & zB. Slüd Pardect VIE. 198 und bie dort Angeff. v. Wakgerow 
Pandect. 1S.167 v. Savigny Syſtem V &.47 Not. g. 
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bei. criminibus extraordineris zu ‚beziehen: haben 5° oder, wenn. 


fie von Privatſtrafen handelt, die Worte‘ „si vivas.conventus 
fnerat‘* ganz in dem Sinne, welchen bei Privaiflagen das car 
veniri gewöhnlidy in den: Panbectenv hai, Nehmen: d. h. von der 
gefchehenen Litis Conteſtalion (S. GG) verfiehen müſſen, fo 
daß die Worte „quasi lite contestata cum mortuo“ blos in 
dieſem Sinne dad conveniri näher erklaͤren, die Stelte alſo ein⸗ 
fach fagt: die Klage auf. Privatſtrafen geht:gegen bie Erben bes 
Thäters, wenn Diefer ned) bei Lebzeiten. belangt, Das. heift 
mit ihm lis conteftirt wurde. Das :quasi bürfte gegen: biefe 
Auslegung Feine Schwierigfeit darbieten, ba .ed.innen Pandeeten 
öfters in dem Sinne non: seilicet:. ober ideo quod vorkommt 'en; 
Jedenfalls kann bie Stelle in: Berreff. des prakſtiſch en: Refnts 
tates Teine_ Schwierigkeit machen, da Eoder und: Aufiitufionen 
aufs Beftimmtefte den Uebergang ber. lagen. ‚von wer Fit. Conti 
abhängig maden. Ze Br 

Andere behaupten: dagegen, ber nebergang ber Delietsklagen 
auf: die Erben knüpfe ſich wenigſtens nach Deutſche'm Rechte 
an einen früheren Moment, und berufen ſich dabei auf die K.G.O. 
v. 1555 Th. II Tit. 9. 66,: aber... was auffallend iſt — da 
fehr verfehiedener Weife.. Nach Einigen fol biefe Stelle ben Grund» 
fa ausfpredhen, daß bie. Strafftugen und die fadhverfols 





56) Dieier Anſicht find ſchon einige Neltere, welche Glück vi S. 198 in d. 
Note anführt. Wenn Glück mit Kleinſchrod ge gen dieſe Auslegung bie 2.20 
de aceus. anführt, nach welcher öffentliche Gelditraien blos dann “auf die Erben 
des Verbrechers übergehen ſollen, wenn Dieier Bei Lebzeiten vernvtheilt worden: 
jo überfahen Kleinſchrod und Glück, daß̃die I. 20 Dieſes bios für o .ci na ri⸗ 
crimina ausſpricht, und gerade für andere öffentligge Berbrechen, aliv für 
die extraord. crimina („ex caeteris delictis“ was ſich nicht, wie Klein chrod 
und Glück glauben, auf Privatdelicte Beziehen kann, wie ſchon die Worte 
accusatio mota beweifen; 1. auch Mare zoll Heber die bürgerl. Ehre ge! 
S. 47) den Mebergang der Strafe blos von der aceusatio mota abhängig macht 
Die Worte lite contestata in 2.33 würden auch feine Schwierigfeit machen, 
da litem contestari auch bei accusafjones gebraucht wird, wie ion die 
2.20 cit. beweist. 

. 568). Dirksen Manuale voc. quasi. Auf: Hefe Weife wird Die Erik 
fehon von der Gloſſe und ſpaͤtet befonders von’ Giphanius Lectur‘ ‚Altorphi- 
nae etc. ad 2. 33 cit. p. 604 sq. ausgelegt.:' 

Wächter, Srörterungen. III. 8 
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genden Klagen aus unerlaubten Hanblungen gegen bie Erben 
deo Thäters gehen, ſobald bie Ladung noch gegen ben Thäter 
ſeibſt geſchehen iſt, z. B. Srande Beiträge ©. 43; Andere 
dagegen behaupten Dieß blos von deu Strafklagen, z. B. 
Heffter Civipproz. 2. Ausg. 6346, Andere nicht von ben Straf⸗ 
Hagen, ſondern blos von den fachverfolgenden Klagen, 3. D. v. 
Bangerow Pandect. S 445 a. E. Allein abgefehen davon, daß 
die angeführte Stelle der K. G.O. nicht von ber Mittheilung 
der Klage, ſondern ſchon von der bloſen Anſtellung derſelben 
ſpricht, alſo der Sag nach ihr ſogar erweitert werben mäßte °°: 
fo beweist doch in der That jene Stelle nit Das, wofür fie 
angefährt wird: Denn fie fpricht nicht entfernt einen allgemeinen 
Grundſatz aus, fondern beftimmt nur, daß bei Landfriedens: 
bruchſsſachen, bei denen ohnehin manches Befondere galt, 
wenn fie vor dem Kammergerichte abhängig gemacht worben 
feyen, die Berpflichtung zum Erfage und zur Privatfirafe auf 
bie Erben übergehen folle. . Dieſes Tann man aber auf andere 
Fälle nach anerkannten Auslegungsregein nicht wohl ausdehnen. 

3. Wer fein Recht ald Kläger zum Progefie gebradyt bat, 
‚Tann daſſelbe und. die damit verbundene Klage während des Bros 
zefied nicht veräußern. Diefe Unveräußerlichleit des Rechts 
(actio litigiosa) tritt mit der Litis Conteſtation ein, 
Legislativ läßt ſich dieſes Verbot gewiß nicht. billigen; allein 
wenn es einmal verhängt wird: fo iſt bie Lit. Cont. der ange⸗ 
meſſenſte und natürlichſte Zeitpunkt, mit dem es eintreten müßte, 
weil früher das Recht des Klägers noch nicht eigentlich im 
Streite liegt. Auch fagt Dieß ausdrücklich €. VUIL, 57 de 
kt: cont. :cst. 2: und A. Dennoch iſt auch bier die Frage be 
ſtritten, indem Manche wegen Nov. CXII c. 1 die Litigioſität 
der Rlage ſchon mit ihrer Inſinuation an den Beklagten begin⸗ 
nen laſſen woſlen. Allein dieſe Novelle ſpricht gar nicht von 
dieſem Falle, ſondern von der ©, 406 angeführten Litigiofität ber 

ER nd BE 


— 


57) So nimmt e8 auch mit Recht Sintenis Erläutt. IS. 149 und Civilr. 
18.332: Nur geht er Darin zn weit, daß. er nun daraus den allgenieimen 
Sap.hırkitet. daß die RED. den Uebergang der Klagen auf die Erben des 
Bellagten durch Einreichung der Klagſchrift außer Zweifel fee. 
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im Streite befisdlihen Sache und der dem Beflagten unten 
fagten Beräußerung Deufelben °°. Indeſſen beruft fid) doth wieder 
Sintenig @pläutt. I S. 178 für. De Behaupumg, bad dfe 
Bitigiofität. ber lagen mit ber Inſination ber: Klage eintrete, auf 
jene Novelle, meil darin „ein befimmetier. Zeitpunkt aufgeſtet 
„merbe, von weichem an der Begriff ber Ritigiofität der Sacht 
‚mit feinen Folgen eintreten fol“. Dieß ift es aber eben; bie 
Nov. CXII handelt blos von ber Biigiefitit,den. Sahe.d.h. 
derjenigen Sache, die der Beklagte befigt, und von dev für ben 
Beklagten bieraus ſich ergebenden Befibränfung, “aber nicht 
handelt fie von der Ritigiofität der Klage und mon ber darmus 
für den Släger fih ergebenben ‚Befchränfung,..unp unmöglich 
fanı man Dans, was Zufitiian voa dem einen Falle fefſſetzt, 
auf den anderen davon wejentlich verſchiedenen ausdehnen. 

4. Der hei dinglichen Klagen, welche getgen ben Beſitzer 
einer Sache als Solchen gehen, ſich für den Beſitzer der betref- 
fenden Sache ausgibt, während er fie nicht beſitzt, IM nach der 
Litis Eonteftation als fingirter Beflger zu’ behandeln und 
wenn bie Klage an fich begründet ift auf den Werth der Sache 
zu verurtheilen (unten Not. 84). 

5. Die Litis Conteſtation bat. auf da⸗ Wahlreiht bei 
Rechtsverhaͤltniſſen in einigen Fallen Einſinß.· ‚es if aber hier⸗ 
bei zu unterfcheiben: 

a. Kommt dem Berechtigten ein Wehrege ausnahms⸗ 
weiſe bei einer alternativen Obligation oder kommt ihm ein Wahl⸗ 
recht zwiſchen zwei verſchiedenen entgegengeſetzten und einander 
ausſchließenden Rechten zu: ſo entſteht Die doppelie Frage: warn 
bindet ihn die getroffene und ausgeſprochene Wahl Chat er ein 
Variationsrecht und wie Jange hat er es) und wann muß er fih 
über die Wahl erklären? — Ueber das Variationsrecht enticheir 
det im Zweifel die Litis Conteftation. Iſt nämlich der Aus⸗ 
übung des Wahlrechis kein früheren Zeitpımft geſetzt °°% ober find 





- 58) Müblenbruch Eeſſton &.386 und auch ſchon Lauterbach Coll. 
Pand. XLIV, 664. Rur herrſchte bei: ven älteren Ptaktikern Ver Irrthum, 
Ws sob wenigſtens bei Realllagen vie eitigioſitaͤt der Klage ſchon mit der Lading 


Begimke f. Lauterbach i. e. 


585) IR nämlich ein ſolcher Termin feſigeſetzt: fo kann nütärlich bet Berech⸗ 
8 * 
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bei :der Verabredung nicht ſolche Worte gebraucht, aus denen fi 
ergibt, Daß er die einmal, wenn auch außergerichtlich, getroffene 
Wahl nicht: foll.ändern koͤnnen 5° oder hat er ſich nicht mit dem 
Schuldner über den einen Gegenfland vereinbart: fo fann er je- 
denfalls nach der Lit. Cont. feine getroffene Wahl nicht mehr än- 
dern °°; . Hat deßhalb bei einer alternativen Obligation der Glaäu⸗ 
biger auf den einen Gegenſtand geklagt: fo fann er ſtatt deffen, 
ehe es zur Bit: Cont. Tommt, im Zweifel die Klage auf Den an- 
deren Gegenfland richten. .Ebenfo. wenn ber Käufer wegen Män- 
gel. der Sache redhibitoriſch auf Aufhebung des Kaufs - geklagt 
bat, fo Tann er jedenfalls nody vor der Lit. Cont. die Klage än- 
dern und quanto.'minoris auf Verringerung der Gegenleiſtung 
klagen 1. Natürlich da, wo es im ber Natur des eingegangenen 
Geſchäfts ſchon liegt, daß dem Berechtigten zwei Rechte alter- 
nativ fo zukommen follen, daß er fofort eine befimmte Erklaͤrung 





tigte.feine in Termine erklärte Wahl. nach Ablauf des Termins nicht mehr äns 
dern ‚Wählt er nicht im Termine: jo gebt das Wahlrecht auf den Schulbner 
über, außer es wäre verabredet, daß wenn er den Termin verfireichen lafle, er 
gar nichts folle fordern dürfen. 

59) Vrgl. D.XLV, 1 de V. O. 2.112 pr. 

60) £. 112 cit. "Drgl. auh v. Bangerow Pandect. $ 160 Ar. 10 € 569 
Anm. 1 Pr. I, 1. Mühlenbrach Pandect. F 144 Rot. 17 (womit aber nicht 
ganz vereinbar ſcheint, was Derfelbe $ 325 fagt). Auch gehören die Stellen, 
welche Bangerom $ 160 Neo. 10 und Mühlenbruch anführen, zum Theile 
nicht hierher, wie 3.2. die 1.33 D. XXX de legat. I (diefe ipricht von einem 
alle der Brävention bei zwet Berechtigten) und die .57 61 D. XLVI, 3 de 
solut.., denu dieſe fpricät von der prozeßualiichen Soniumtion bei einer activen 
orzealobligation (oben S. 27 Note). — Bei Vermaͤchtniſſen kann überhaupt die 
‚einmal erklärte Wahl nicht wieder geändert werben D. XXXIII, 5 de opt. leg. 
1.20 XXX de legat. I. 1.84 89. 

61) Anderer Meinung ſcheint v. Savigny V ©. 257 zu ſeyn. Allein die 
l. 18 pr. 1.1966 XXI, 1 de aedil. edict. und die 2.256 1 XLIV, 2 de exc. 
rei jud. fagen ‚nit, daß vor der Lit. ont: die Aenverung der Wahl ausges 
ſchloſſen ſey, vielwehr liegt .gerade in ber 2.25 $1 das Gegentheil. Es möchte 
fi fogar noch fragen, ob nicht gerabe in Fällen, wie bei der actio redh. und 
quanto minoris auch nach ber Lit. Cont. eiu Ballenlafien der einen Klage 
(8, 52) und ein Zurüdgrelfen auf die andere bei uns zuläffig iR. Im claſſ. 
Rom. Recht war dieß deßhalb unzuläffg, weil durch bie Lit. Eont. über die eine 
Klage die andere confumirt wurde (4.25 51 cit.), dieſes Eunfumtionsprinciy 
gilt aber bei uns nicht mehr. .. 
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über die getroffene Wahl ausſprechen muß, liegt and darin, 
daß er die einmal gegen den DBerpflichteten ausgeſprochene Er⸗ 
flärung nicht mehr ändern fann. Dieß if 3.3. der Fall bei der. 
lex commissoria; ed muß bier der Berechtigte fich beflimmt er- 
flären ‚ von welchem Rechte er Gebrauch machen wolle; hat er 
diefe Erflärung einmal gegen den Gegner ausgefprocen: fo ann 
er fie nachher nicht mehr ändern (CD. XVIII, 3 de 1. gommisser. 
1.462). Hieraus folgt, daß, wenn er dieß durch Anftellung 
einer Klage erflärt, er nad Mittheilung der Klagſchrift an ben 
Beflagten feine Entfcheidung nicht mehr ändern Tann °2; ja in 
manchen Fällen fchließt ſchon die an dag Gericht gebraghte Wahl, 
alfo die Anftellung der Klage, ein Bariationsredht aus ®°. 

Die Frage, wann fpäteftend ber Berechtigte fich Aber feine 
Wahl erflären muß, beantwortet ſich theilweiſe fchbn aus dem 
Gefagten (Not. 588, 62, 63). Wie ift es aber bei alternativen 
Obligationen, wenn ihm zur Wahl fein Termin gefegt iſt? Nach 
dem älteren Röm. Recht mußte er ſich jedenfalls. bei- der Fit, 
Cont. bindend erflären, umd dieß wird auch wohl allgemein für 
das neuefle Röm. und für unfer Recht behauptet. Allein ee 
möchte doch fehr zu bezweifeln feyn, ob das Letztere ‚richtig iſt. 
Vielmehr wird nach den oben H. Il ©. 26 f. ausgeführten Grund- 
fügen der Gläubiger, wenn er es vorzieht, bei uns auf Aner« 
fennung der alternativen Obligation als Solcher und feines 
Wahlrechts Hagen können, ohne erft eine beftimmte Wahl aus: 
zufßrechen, und, wenn ber Richter den Schuldner veruriheilt Hal, 
den einen oder den andern Gegenftand nad) der Wahl des Kid; 
gers zu leiften, erſt beim erlangen ber Eresution zu wählen 
yaben, 

b. Der Schuldner verliehrt das “Ge einer: alternati⸗ 
ven Obligation ihm im Zweifel zukommende Wahlrecht durch 
Einleitung des Prozeſſes nicht, ſelbſt nicht durch die Lit. 
Cont., ſollte er auch wirklich im Berzuge ſeyn 64: auch kann 





62) Hieraus iſt zu erklären 2.7 de ]. commissor. Sof entfigefdet auch 
das Württ. Landr II, 1063. 

63) 3.8. C. VI, 36 de codie. cst. ult. 

64) Anders ift es natürlich in Faͤllen, wie Der, von welchenr bie 1 9 ‚de verb. 
obl. handelt. — Es wird zwar häufig ‚behauptet, daß bei alternativen Obli: 
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er im Zweifel Die getroffene Wahl bis u wirklichen Zahlung 





„gationen das Wahlrecht des Schulbners durch dem Verzug. des Letzteren exlöfhe 
"und auf den Gläubiger übergehe; fo z. B. von Zimmern im Arch. f. Gin. Proz 
I. ©. 326 f. und auch noch von Reyſcher W. Privatr. 6402 Not.7. Allein 
feine Stelle fagt Etwas der Art. Vrgl. auch v. Madai Lehre von der Mora 
S. 396 . v. Bangerow Band. 6569 Anm. 1 Nro. J. a. Bon den beiden 
Stellen, welche Reyſcher anführt, haudelt die eine (l. 57 pr. de solut.) gar 
nicht van einer alternativen Obligation (f. auch oben &.26 Not 32 a. E.). und eben 
fu wenig fagt die andere Stelle (12 5 3 de eo quod certo loco), vaß durch 
Verzug des Schuldners auf ven Gläubiger die Wahl übergehe. Daß auch durch 
Lit. Eont , mag ein Berzug vorangegangen feyt over nicht, die Wahl auf den Gläu⸗ 
biger nicht Abergehe, beweist fhon J IV, 6 de act. $33, vielmehr Fann ver 
Schuldner während des Peozefſes ſich durch die Lellung des titten oder bes ans 
dern Gegenftandes nach feiner Wahl tiberiren. Brgl. auh Donellus 
Comment. in Dig. de Verb. Oblig. ad leg. 106 nr. 8-10 Hert Com- 
mentatt. et Opusc. Vol. I Tom. III p. 355. Selbſt wenn «4 zur Verur⸗ 
theilung kommt, verliehrt der Schuldner nach vem heutigen Recht die Wahl noch 
niet, ſondern er it altetnativ zu verurtheilen (5.11 5.26 f.) und ihm ein Termin 

zur Wahl zu geben ; erſt, wenn er biefen veritreichen laͤßt, Hat der Glänbiger zu 

wählen. Auch indem Falle, in welchent nach Roͤm. Recht dutch Lit. Gont. Die 

Wahl auf den Gläubiger mittelbar überging, nämlich in dem Falle der 1.2 53 

a. E. D. XIII, 4 de eo quod certo loca (wenn rezum alternatio locorum 
alternationi mixta est d. h. der Schuloner verfpricht, entweder am Orte a 
eine gewifle Leitung vder am Otte b eine andre Leitung zu maden), und in 
welchem allgemein angenomanen wird, daß bier auch bei und noch der Schnloner 
Durch Die. Lit. Cont. die Wahl verliehre, iſt dieß bei uns ans den O. IS. 20 f. 26 f. 
verglihen mit ©. 122 Not. 119 entwidelten Gründen nicht ner ver Kal; denn 
bei uns bat ver Richter zu erkennen, daß der Schuloner entweder an nem einen 
Orte diefe oder an dem anderen Orte jene Sache leliten full, und es geht dann 
in Beziehung anf ſeine Wahl auf die vorhin bemerkte Weiie. — Don ellus 
BC. meint, zwar hiht bei einer obligatio alternativa, aber boch bei einer 
facultas alternativa (vrgl. mein Handb. B. II g 33) verliehre der Schulbner 
durch die Lit. Cont. fein Wahlrecht; allein die. 84 de verb. oblig., auf die er 
fit) beruft, handelt gar nicht von einem ſolchen Falle und if überhaupt aus 
ganz anderen Grundſätzen zu erflüren (oben S. 40,41). Ueberdieß über: 
fah Donellus ganz die .6 $1 XLII, 1 de re jud. I. 20 55 V, 3 deH. P., 
Stellen, aus welchen hervorgeht, daß fchun nucch Röm. Recht der Schwloner, 
wenn er boi einer facultas altern. anf den Werth der cigentfich ſchuldigen Lei⸗ 
ſtung ſogar verurtheidt war, der Bahlung beffelben doch entgehen konnte, 
wenn er noch die in der facultas liegende Leiftung (welche nicht in obligatione 
fondern nur in solutione if) nahhisglte, So iſt es auch bei uns, nur daß bei 
uns nicht inden Werth der. eigentlich Feimibigen Leitung fondern in fie jelkt con- 
demnirt wird (H. 11 S. 28 5.). DaaArtheil muß daher dem Schulpner die ſadultas 
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ändern’; er verliert fein Wahleecht .in der Regel nur amd) :Sr- 
füllung der einen Reiftung ober wenn er ſich darch eine beflimmte 
Mereinbanrung mit dem Bläubiger gebumden hat ober. ihm Ein be⸗ 
ſtimmter Zermin zur Wahl geſetzt iſt und er.diefen verſtreichen läßt, in 
weichen Jegteren Falle dann im’ Zweifel das Wahlrecht anf den 
Glaͤubiger übergeht 88e. Dagegen verfällt eine Conventionalſtraft, 
welche bei pofitiven Leiſtungen flatt der Hauptleiftung für den 
Fall der Nichtleiſtung berfelben verſprovchen wurbe, wenn Seine 
beftimmte Zeit für die Leiftung feftgefegt warf‘, zwar nicht ſchon 
unbedingt mit dem Berzuge des Schulbnerd, aber doch jedenfalls 
mlit der Litis Eonteflation, d.h. der Schuldner kann die 
Leiftung noch bie zur Lit. ont. nachhohlen, außer der Gläubiger 
hätte nad) eingeretenem Verzuge, des Schuldners ein befonderes 
Intereſſe, die Strafe ſtatt der Leiſtung zu fordern e. 

6. Für den Verzug des Schuldners iſt die Litis Conteſtation 
nicht maaßgebend. War der Schulbner nicht im Verzuge: fo 
fommt er nun weder durch die Mittheilung ber Klage, noch durch 
bie Lit. Cont. in den Verzug ‚ außer ex hätte gar Feing, plauſible 
Gründe, bie Gare auf den Prozeß aukommen zu laſſen ®”, in 
welchem Kalle aber nicht erſt bie Lit. Cont., ſondern fchen Die 
Mittheilung der Klage ihn nach ‚gemeinen Recht in Pexzug ſetzt. 
Hier weicht aher auf eine eigene weile das Wüuͤrtt. Recht. DM 





altern. frei laſſen; jaͤt ex es aber. zur Klage auf Gr Ation kommen und 
hohlt er die in ver facult. altern. liegende Leiſtung nicht vor ſeiner Erklärung 
anf dieſe Klage nach: fo Hat er das Recht, ſich durch die Letztere yu befreien, 
verlofren. ©. A. 20 55681 cit. auch X. III, 49 de eint. cap. 6. 
66) D. XLV, 1 de V. O. L138 91 1.108. Büchel Eriiutt. zu Wening 
9. II S. 11 v. Vangerow Pand. 8 569 Aum. I Nr. 4, 2. Anders iſt es Bei 
Vermächtniſſen D. XXX de legat. 11.84 69 XXXI de legat. II I. 19. 

65a) D. de legat. IT Z. 1181. 

- 66) IR ein beftimmter Termin gejeßt: fo verfältt die Strafe ſoͤgleich mit dem 
Ablauf deſſelben (C. VIII, 88 de contr. stip. est. 12); ebenſo vetfollt ſte, 
wenn eine Unterlaffuug unter einer Cony. Etrafe verſprochen if, lejert. lobei | 
has Gegentheil geichieht. | a 

868) D. XXXIU, 9 de penu 2.1 ıy, 8 de recept. !. 2 s 121 22. 

67) Eroͤrtt. 5. H ©. 54. Deshalb tritt auch. die Verbindlichkeit zu Verzug: 
zinfen nicht unbedingt mit der Prozeßeinleitung ein (f. vben &. 24 Not. 30 a. .). 
Auch die Möglichkeit, einen Verzug wieder gut zu machen, wird direch bie Ri, 
Cont. nicht unbebisgt quageſchlofſen; ſ. phen S. 40, 41 und Not na. 
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dem gemeinen ab. Hatte nämlich der Schuldner feine plaufible 
Gründe, es auf ben Prozeß anfommen zu Iaffen: fo fommt er 
nah Würkt. Recht, wenn. er früher noch nicht gemahnt oder 
nicht and anderen Gründen, 3.2. wegen des abgelaufenen Er- 
füllungstaged, in Verzug gefegt war, bei einer eigentlich ge- 
richtlichen Mahnung d. b. einer por dem competenten Gerichte 
förmlid) angebrachten Klage nicht ſchon durch die Mittheilung der 
Klage, fondern erfi durch die Litis Conteſtation in Berzug. 
Lande. IL 1512 a. E. 


. | IV. 


Welcher Vrdbzeßabſchnitt entſcheidet über die Begrün- 
dung und Statthaftigkeit einer Klage. 


Es fann der Fall feyn, daß Jemand eine Klage erhebt, 
welche zwar zur Zeit ihrer Anftellung nicht begründet war, aber 
durch fpätere erſt während des Prozeſſes eintretende Ereigniffe 
begründet wirb, oder daß er eine an fich ganz begründete Klage 
erhebt, durch fpätere während bes Prozeſſes eingetretene Ereig⸗ 
niffe aber das: Recht, das er durch die Klage verfolgt, ganz ers 
liſcht. Hier entfteht die Frage, welcher Zeitpunft des Prozefles 
über bie Begründung und Statthaftigfeit der Klage entſcheide, 
ob alfo ſolche fpätere Ereigniffe im erfieren Falle zu Gunften des 
Klägers, im legteren zu feinem Nadtheile vom Richter im Ur- 
theile zu beachten find. 

Gemwöhnlid wird diefe Frage wohl zu allgemein beantwortet. 
Spfagt z.B. Rudorff Grundriß 3. Vorlef. üh.d. gemeine Civilr. 
2. Ausg. 1843 S. 92, über dad Recht ded Klägers entfcheide 
der Zeitpunct der Litis Conteſtation fowohl bei Klagen in rem, 
als bei Klagen in personam; wenn jedoch der Kläger vor der 
-Berurtheilung befsiebigt werde: fo werde der Beklagte abjolvirt. 
Gleiches behauptet Puchta Pandect. 3. Ausg. S. 138. Bes 
fchränfter drüdt fih v. Bangerom Pandect. $ A160 Nr.A aus; 
nach ihm fol über die Frage, ob eine Klage begründet fey, bei 
actiones bonae fidei der Moment des Urtheils, bei actiones 
stricti juris aber und bei binglichen Klagen ber Moment der 
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Litis Conteſtation -entfcheiden. Aber auch Diefes M noch zu all- 
gemein 7. Was naͤmlich 

I. ven Fall betrifft, wenn das Recht des Klägers on ſich 
zur Zeit der Litis Conteſtation nicht begründet. war, aber er es 
noch während des Prozefied aus einem Fundamente, auf welches 
er ſchon feine Sage gegründet hatte, erwirbt: fo mußte 

4. bei perföntichen Klagen, welche bonae fidei waren, nad 
dem Grundfage,.ber überhaupt bei der Beurtheilung dieſer Kla⸗ 
gen galt (H.11 S. 47), auch das fpäter eingetreiene Ereigniß vom 
urtheilenden Richter beachtet, fomit das Recht des Klägers ans 
erfannt nnd der Beflngte verurtheilt werben (D. XVIE, ı mand. 
1.17). Bei actiones stricti juris dagegen. wurbe. Alles fireng 
nad) der Zeit der Litis Eonteftation beurtheilt und fomit eine ſpaͤ⸗ 
tere Erwerbung des Rechts nicht beachtet und der Beflagte in 
einem ſolchen Falle abſolvirt 7b. Da nun bei uns blos die 
Grundfäte ber houae. fidei actinones ‚gelten: fo exhalten wir 
dadurch für perfönliche Klagen den Grundfag‘, daß über die Bes 
gründung der perfänlichen Klagen nicht mehr der‘ Zeitpunkt ber 
Litis Conieſtation entfepeidet, ſondern der Kläger auch die während 
des Prozeſſes eingetretene Verwirklichung feines Rechts fo lange 
geltend maden kaun, als überhaupt noch die Beibvingung von 
Beweiſen nach prozeßualifchen Grundfäten zuluͤßig iſt. 

2. Bei dinglichen Klagen ſpricht allerdings Vieles dafür, 
daß im älteren Römiſchen Rechte ihre: Begrimdung bios 
nad) dem Zeiwunkte ‚der Litis Conteſtation beurtheilt wurde *%, 


m 





67 4) An einer fpäteren Stelle (Band. $ 332 Anm. 2) gibt Bangerow zu, 
daß aud) bei dinglichen Klagen nach Canoniſchem Rechte der Sag zu modifi⸗ 
eiren fey. 
67b) Vrgl. H. IE. 46, 47 ©. 56 Not. 25 und Keller Lit. Gont, ©. 185 f. 
68) Brgl. Voet Comment. ad Pand. VI, 194 Glück Pand. Bd. VII 
S. 148 f. Nur iſt es nicht genügend, wenn man fich hlefür gewöhnlich auf 
D. V, 1 de judic. 2. 23 (mit anderen Beweisgründen, oder fogar wie Muͤh⸗ 
lenbruch Band. $ 269 Not. 4 und Vangerow Pandect. $ 332 Anm. 2 als 
lein) beruft. Denn dieje Stelle ift zu unbeflimmt, und ſpricht gar nicht befons 
ders von dinglichen Klagen; wollte man fie aber in gang allgemeinem 
Sinne nehmen und in Folge deflen auch auf dingliche Klagen anwenden: fo 
würde dieß zu unauflöslichen Widerjprüchen , namentlich mit 1.17 mandat. 
cit. führen. 
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Hiernach mußte 3. B. ein Mläger, welcher eine Sache vin- 
Dieirte, aber zur Zeis der Litis Conteſtation no nicht Eigen⸗ 
thümer war, abgewiefen werben, ſollte er auch das Eigenihum 
warn der Litis Eonteflation erwerben; nur konnte er wegen bee 
nen eingetretemen Erwerbgeundes eine neue Klage anftellen ®, 
Allein dieß galt mw nad Alterem Römifchem Recht und än- 
derte ſich jedenfalld: -— was von unfren Schrififtellern gar nicht 
beachtet zu werden ſcheint — im Sufiniantfhen Recht. 
Nach dieſem mänkch kann es Teinen Zweifel leiden, - daß bei 
dinglichen Klagen ber Stlüger, wenn er fm Laufe des Prozeſſes 
das in Anſpruch genemmene Recht erwirbt, auf dieſe Erwerbung 
bin den Prozeß fortfetzen Tonnte und der Beklagte zu verurtheilen 
war. Deun Juſtinian geſtattet ja dem Kläger im Laufe des 
Prozeſſes ſogar eine Aenderung des Klaglibells, wenn fie auch 
den Klaggrund betrifft, und wenn daher z. BV. Jemand eine 
Sache vindicun, weil er fie durch Tradition erworben ‚habe, und 
er findet im Laufe des Prozeſſes, Daß. er Damit nicht durchdringen 
kann, es witt aber für ihn inzwiſchen ein anderer: Erwerbungs⸗ 
grund der Sache ein: ſo kann er nun nad Juſtinianiſchem Recht 
in dieſem Prozeſſe feinen Klaglibell ändere und auf den neu ein⸗ 
getreienen Grund bin Die Berurtheilung des Bellagten erwirfen °. 
Eine ſolche Klagänderung ift uun gwar in unſrem heutigen Prozeſſe 
nach der Litis Conteſtation nicht mehr zuläßig (G. 54 Rot. a. E.). 
Dagegen kann 23. bei uns keinen Zweifel haben, dag eine erſt 
während des Ppozeſſes eingetretene Rechtserwerbung auch bei 
binglihen Klagen vom Richter zu beachten if, wenn dadurch 
nicht der urfprünglihe Klaggrund geändert wird. Denn bas 
Banonifche Mecht'! beſtimmt, daß, wenn gerade berjenige Er- 
werbungsgrund, auf welchen bie Dinglihe Klage geftüßt wird 
und weicher zur Zeit der Litis Conteſtation nicht begründet war, 
durch ein fpäteree Ereigniß begründet wurde??, oder wenn ber 





69) D. XLIV, 24. excapt. rei jnd. kitsas. 

20) 3. IV, 6 d. act, 835. gl, guh Schrader, % ieixgr Inñitut. Aus⸗ 
gabe zum g 35 eit. 

71) In VIto II, 14 de sent cap. 3. 

72) Diefen Hall übergeben mit Unrecht gewöhnlich Diejenigen, welche hier 
im Uebrigen das Canon. Recht beachten (z. B. Glück Pand. VIII ©. 450 
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Slägex ohne Bezeichmung eines beſtimmten Erwerbungsgrundes 
Hagte und im Laufe des Prozefled Das Recht aus frgend einem 
Grunde erwarb, fomit eine Aenderung des urſprünglichen Klag⸗ 
grundes nicht eintritt, nun nicht ber Zeitpunkt: ber Litis Covpteſta⸗ 
tion fefgubalten, ſendern der Beklagte zu veruziheilen iſt. 
Hierans ergibt ſich alfo für Das bei und geltenhe Recht der 
allgemeine Srundfag, ben auch unfre älteren tüchtigen praktischen 
Schriftſteller ſteis amahmen2a, daß es in Beziehung auf bie 
unter J aufgeworfene Frage nicht mehr auf bie Zeit der. Litis 
Conteſtation anlommt, vielmehr der Beklagte zu weruntheilen if, 
wenn nur das Recht noch während des: Prozefies vom Kläger 
erworben wird. Nur treten bier zwei Beichrämfungen in: 

a. Dex. Rläger darf narh dem jetzigen Rechte nach der Litis 
Gontefation. feinen Klaggennd nicht aͤndern; es muß alfo,. wenn 
ex in.bemfelben Prozeſſe die neu eingetretene Rechtsermerbung 
geltend machen will, biefe Erwerbung gerade. auf den Grund fid 
fügen, aus welchem er feine Klage erhob. 3.8. wenn ih eine 
Sache unter einer quflöſenden Bedingung veräufierte und fte vom 
dritten Defiger vindieire, weil ich ‚glaubte, die Bebingung..fey 
eingetreten, ich irrte mich aber hierin, die Bedingung, tritt jedoch 
während des Prozeſſes nad) ber Litis Gontefatign ein: fo Tann 
ich, weil von einer Aenderung bed Klaggrundes hier nid bie 
Rede iſt, ben Prozeß forfegen umb der. Beklagte iſt au verur⸗ 





v. Bangerom Band. $ 332 Anm. 2), indem fle blos den gleich folgenden ans 
führen. Allein cap. 3 eit. jagt ausdrücklich: secus est (d. h. die pdtere 
Grwerbung ift nicht zu beachten), si cortam et spooialem (causam) in sus 
petitione subjunzerit, aisi postmodum intentionem suam 63 
eadem prorsus, quam prius expressit, tunc ekiam Campe- 
tenticausa fundarit. 
72a) Franzke Var. resolutt, VI, 1 Nr. 13. Lauterbach Col. 

Pand. VI, ı Nr.8 Stryck Us. mod. VI, 1 911 md die dort Angeff., auch 
Blud Pand. Br. VIE. 149 f. Wenn Mühlenbruch Pandectent. F 96D 
in Not, 4 fagt, daß die Streitfrage, ob es gemüge., wenn ber Kläger er wihk 
rend des Prozefjes das Eigenthum erwirbt, nad) dem Röm. Rechte, mit wel: 
chem auch die Heutige Braris übereinſtimme, zu verneinen ſey: fu 
iſt das über die Praxis Bejagte wohl fehr zu bezweijeln (iobala nur bie Sache 
auf die im Verte bemerkte Weile näher beflinmt wirb). imd has über das. Röm. 
Recht Sefagte nad) dem Infinianifrhen Merhte anrichtig: i 
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teilen; nur muß der Mäger in einem foldhen Falle dem Be- 
klagten bie Prozeßkoſten mfoweit erfegen, als fie durch die vor 
dem Eintriit der wirklichen‘ Erwerbung gefüͤhrten Verhandlungen 
vergeblich aufgewendet waren. 

b. Die Rechtserwerbung darf nicht erſt nach Ablauf dei 
Beweistermins eingetreten feyn; tritt fie erft nach diefem ein: ſo 
fann der Kläger in dieſem Prozeffe (ſoweit er nicht etwa im 
einer Rpellationsinftanzg noch neva beibringen darf) fein Redt 
nicht mehr beweifen; er muß baher die angeftellte Klage fallen 
oder ſich abweiſen Iaffen und auf den neu eingetretenen Erwer⸗ 
bungsgrund hin eine neue Klage anſtellen'. 

1. Das Recht des Klägers war zur Zeit der Litis Conteſta⸗ 
tion begründet, erlifcht aber durch ſpaͤter eingetretene Ereigniſſe. 
SR bier der Beklagte nun doc; ohne Rückſicht auf: die fpäter ein- 
getretene Erlöfbung des Rechts des Klägers au verurkpeilent 
Auch. Hier iſt zu unterfcheiden. 

4. Bei perfönlihen Klagen, welde atrioti juris waren, 
wird die Frage wohl allgemein von unſren Schrififtellern be 
jaht. Allerdings wurde von einem Theile ber 'Akteren Roͤm. 
Suriften, den Proculeanern, fo entſchieden; denn biefe gingen ja 
fogar fo weit, nicht einmal: in dem Falle den Beflagten zu ab: 
folviren, wenn er während des Prozeſſes bei einer folchen Klage 
freiwillig den Gegenftand- feiner Verbindlichkeit zahlte, dia ju- 
dicii accipiendi tempore in ea causa erat, ut damnari de- 
beat. Andere Röm. Juriſten aber verparfen wenigftens für 
den letzteren Fall eine ſolche Strenge und, erflärten ſich in dem 
feiben für Abfolution des Schuldners und diefe Anficht. wurde 
bie geltende (oben Si 25,26). Ob ſie -aber : nicht: noch weiter 
gingen und auch andere während' des Prozeſſes eingetretene 
Erloͤſchungsgründe beachteten, dieß iſt nicht unwahrſcheinlich, 
aber doch die Ausdehnung, in der es geſchehen ſeyn mochte, 
zweifelbaft”*, Indeſſen iſt dieſe Unterſuchung fuͤr unſer heutiges 
Recht ohne weiteres Intereſſe, da bei bonae fidei actionibus 





3) Stryckl. c. Slädu. o: ©. 151. ’ 
74) S. 3. B. D. XIII, 1 d. condict. furt. 2. 14 pr. ferner XLIT, 1 dere 
jud. 2.8 XVI, 3 dep. L,12 83 (vrgl. 4.14 $ i 80d.). 
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ber Richter jebenfalld auch fpäter eingetreiene Befreiungsgrünbe 
beachten mußte und dieß alſo bei uns bei.allen lagen gilt. - - 

2. Was bie binglichen Klagen: betrifft: fo wirb-von Viejen ’> 
behayptet, daß hier ohne alle Rüdfiht auf fpätere Ereigniſſe ver 
Beklagte zu verurtheilen fey, wenn nur zur Zeit der Litis Conteſtation 
das Recht des Klägers begründet war ?°«, Allein dieß fogen bie 
Römischen Quellen nicht. Vielmehr muß man das Gegentheil als 
Regel annehmen, und dieſe Regel Jeidet nur ba und in foweit eine 
Ausnahme , als eine befondere perfönliche Verpflichtung des Be⸗ 
Hagten gegenüber vom Kläger bie eingetreiene Erlöfchung.des ding⸗ 
lichen Rechts des Klägers aus beſonderen Gründen unwirkfam 
macht. Man kann nämlich aus den Stellen, auf welche die Diffen- 
tienten ihre Behauptung fügen ”°, nur folgende Säge herleiten: bem 
Kläger foll es gegenüber vom Bellggten-nicht fihaden, vielmehr ift 
Diefer zu verurtheilen, wenn dem Kläger: fein Recht nad) der Litis 
Eonteflation verlohren geht entweder a, burch eine unbefugte 
Handlung Bes Beklagten; G. B. doloſe oder culpofe Ver⸗ 
nichtung der Sache) oder b. überhaupt durch ein Ereigniß, für 
welches der Beklagte zu haften hat (3.3. zufälliger Un⸗ 
tergang der Sache beim unreblishen Beftger), oder c. durch eine 
erft während des Prozeſſes eingeiretene Uſucapion. Diefe Ent 
fheidung ſtützt fi guf ganz natürliche Gründe. In den beiden 
erſteren Fällen (a und b) find diefe ganz unläugbar. Aber. auch 
die Stellen über die Ufucapion (ec), auf welche die Andersmeinen⸗ 
den ihre Behauptung, daß bei dinglichen Klagen ein. fpäter ein- 
getretener Verluſt des Rechts den Bellagten nicht gegen Verur⸗ 
thejlung ſchütze, hauptfächlich und zum Theile allein gründen, 
machen Teine Schwierigleit. Denn auch bier erflärt ſich, wie 
ſchon &.99f. gezeigt'wurbe, die Sache auf ganz natürliche Weife 
durch die in Folge der Litis Cont. begründete per oͤnliche Ver- 





75 3.3. Bangerow und Ruborff an ben e 120 angeff. Orten, ferner 
Keller Litis Eonteftation ©: 173. 

75a) Watürkich aber, da die dinglichen lagen arbitrariae actt. find (5. II 
©. 17), den Fall ausgenommen; wenn der Beklagte freiwillig erfüllte. 

76) Nämlih D. VI, 1 de R: V. .18— 21 XXXIX, 3’ de aqua 44 $1 
I. 18 XLI, 4 pro emt. 7.2521 VA, 5 si serv. vind. 4894 VII, 2 de usu- 
fruct. accresc. 2.10. Beßerdie Ichtere Stelle ſ. Keller a. a. O. S. 177.-- 
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pflichtung des Beklagten, der er ſich nicht einfeitig durch Vollen 
bung einer Uſucapion entziehen Tomnte, fo daß alſo auch hieraus 
ber allgemeine in feiner Allgemeinheit unnatürliche Grundſatz ber 
Diffentienten ſich nicht herleiten läßt. Wäre überhaupt ein fol: 
her Grundfab - begründet, fo ‘würde ‘der redliche Beſitzer burh 
den nach der Lit. Eont. erfolgten zufälligen Untergang der 
geforderten Sache nicht befreit, fondern müßte, obwohl das Reqht 
des Klaͤgers ertöfchen if, doch Kin den Werth) verurtheilt wer 
den. Allein bie R. Queilen fagen befiimmt, baß bier durch de 
nach der Lit. Cont. eingetvetene Erloͤſchung des Rechts des Kli⸗ 
gers der Beklagte befreit werde”. Sollte aber and) -fe ned ein 
Beifel in der Sache feyn koͤnnen: fo müßte er ſedenſalls ba 
uns, Wenn das H. IIS. 112 f Ausgeführte richtig iſt, verſchwin⸗ 
dent, da nach unfrem. echte bie Orundfäpe der. b. f. actiones 
auch hier anzuwenden find ?®, 

So ergibt fih daher auch bei ben dinglichen Magen wie bei 
ben perföntichen der Brundfag, daß wenn das Recht des Klaͤgers 
zur Zeit ber Liis Conteflation zwar begrändet war aber and ir⸗ 
gend einem Grunde, fofern nur nicht der Grund ein folder in 
Tür den der. Beflagte perſonlich einzuſtehen hat??, nach der bitis 
Conteſtation während des Prozeſſes verlohren gebt, der Beklagte 
Freisufprechen und der Kläger abzuweiſen ff. Dafür find aud 
beinabe durchaus Die älteren j beſenders die praftifgen Schrift 
ſteller ®, 

11. Handelt «3 fich nicht von der Frage der Exiftenz bei 
eingeflagten Rechts an ſich, ſondern blos von faekiſchen 





77) D. VI, 1 de B. V. 4,16 pr. V, 3 de H, P. 1.40 pr, Allerdings ſchei⸗ 
nen auch hier, w ie in dem ©. 25 erwähnten Falle, die Proculejaner anderer An: 
ficht geweſen zn ſeyn (2. 40 clt.); allein daß die enfgegengefeite Anficht die 
Oberhand gewann, beweiien ſchon die angeff. Stellen. 

7) Bei derhergditatis petit. foupte nach Juſtiniauiſchem Recht auch kein 
Zweifel darüber feyn wegen des H. II S. 108 Not. 107 Bemerlten. 

, 79) Ohen ©. 125 Lit; au. b. Die yuter Lil. € angei, Ausnahme faͤllt ſchon 
nach dem Juſtinianiſchen Recht weg, da nach vemjelben eine Uſucapion währen? 
das Prozeſſes nicht mehr vollendet werden kann. ©, 104 bei amd in Mol. 40. 

- 80) Brgl. 3.8, Lauterbach Cell. Pand, VI, ar,8, Voet Comm. 
in Band. VE I nr. 4 Süd Bond. 8, VIII S, 154. 
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Bprausfegungen feiner Berfotgbatteit gegen ben: beſtimmten 
Beklagten: ſo gilt 

A. als Regel, daß hier die Zeit ber Urtheilsfaͤllung 
ensicheibet °'.- Sind fie daher zu biefer Zeit vorhanden: fo iſt 
ber Beklagte, wenn das Recht des Klägers. an ſich begründet if, 
zu verurtheilen; wenn fie aber au biefer Zeit nicht mehr vorhan⸗ 
den find: fo iſt er zu abfolsiren®?, Ramentlich if dieſe Frage 
wichtig. bei allen Klagen, welche auf Herausgabe einer 
Sache gegen den Beſitzer berfelben al 8 Gobchen gehen, welche 
alfo gegen eine beſtiumte Perſon zumäch lediglich durch deren 
Befig beſtimmt werben, wie 3. B. bei binglächen Klagen und ber 
actio ad exhihendum. Beſitzt der Beklagte zwar nicht zur 
Zeit der Lt. Cont., aber doch zur Zeit der Urtheildfällung: fo 
genügt es; befigt er nicht zur Zeit. Des Urtheils: fo ift er zu abs 
folwiren 8: (follte ex auch zur Zeit ber Lit. Cont. befeffen haben), 
fofern ‚nicht ein befonderer obligeiorifcher Brund ihn zum 
Erfape des Werths des Streitgegenftandes verbindlich macht, 
Solche obligatorifhe Gründe find 

1. Täufhung des Klägers. Wer fi wider befferes 
MWiffen für den Befiger der Sache Ausgidt, dadurch den Kläger . 
täuscht und es bis zur Litis Gonteftation kommen läßt, muß dem 





81) Vregl. auch über dieſe Regel Keller Litis Conteſtation ©. 190 f. 

. 82) Shenfo enticheidet bei der actio de peculio über ben Grab des ma⸗ 
terieffen Erfolgs der Klage die Zeit ver Verurtheilung d. h. es. kommt auf ben 
Beſtand des Beculiums an, wie er zu dieſer Zeit iſt. D. XV, 1.de-pecul. 7. 30 pr 
XLH, 4 quib. ex caus, 78 15. 

88) D. VI, 1deR, V. 2.2751 (über diefe Stelle vrgl. auch Keller ©. 19) 
V‚8deH.P.Lis$1 X, 4 adexhib. 794 1.8, XV], 3 depos. L. 16 21, 
de peoul. 2.30. pr. ‘Dngl. auch oben ©, 11 Not. 1%. Die Trage aber, ob der 
Beklagte zur Seit ber'Binleitung des Prozeſſes beſaß, it deßhalb ſehr wichtig, 
weil durch hie Einleitung des Prozefieg die Obligation des veplichen Beſitzers 
auf Herausgabe her. Sache fo begründet wird, Daß nun, wenn er wirklich zu dies 
fer Seit beſaß und der Kläger fein Recht an der Sache nachweist, der Ber 
tlagte, wenn er von dieſer Obligation befreit werben foll, den Beireiungsgrunb 
nachwelfen muß, Befteit wird er aber von feiner Obligation jegt nur dur 
zufälligen Befisverluf; er muß alio nachweiſen, daß ex durch Zufall, weber 
durch Culpa noch durch Dokus, den Weflg verdühren habe D. deR.V; a. 27 st 
ad exhib. 4.755 XLIV, 2 de exc. xoi jud. KAT... 5 
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Kläger den Werth ber Sache bezahlen, wenn biefer fein Recht 
an der Sache beweifen fann. Für das Haften entfcheibet hier 
fomit der. Zeitpunkt der Litis Conteflation &%, 

2. Bösliche Befigentäußerung. Hiernady haftet der 
Defiger, welcher vor dem Prozeſſe ſich des Beſitzes der Sache 
argliftig entäußerte — ‚qui dolo desilt possidere — fey es 
durch Verzehren, Bernichten, . Umformen oder buch Ber: 
äußern ıc., gerade ſo, als ob er noch Mefiker Wäre; ber Pros 
zeß kann gegen ihn, wie gegen einen Beftger, eingeleitet und 
burchgeführt werben, fo daß, wenn ber Klaͤger fein Recht in Be: 
ziehung auf die Sache erweist, der Bellagte (da er die Sak 
wegen. feines Dolus nicht reſtituiren kann) in ben vom $läge 
durch feinen Schägungseid zu beſtimmenden Werth der Sache zu 
verurtheilen it ®°. Was heißtiaber Hier eine arglifiige Ents 
äuferung bed Befiges? Mei wird bie Frage entweder gar 
nicht näher oder fehr. ungenau und unbeflimmt ober unrichtig bes 
antwortet ®°. Beim unredlichen Beſitzer if jede Entäußerung 





84) D. VI, 1 de R. V. 1.25,26,27 pr. V, 3 de H. P. . 13 9131 35. 
Nach der herrſchenden Anficht (orgl. z. B. Glück Pand. VIII S. 203 v. Ban: 
gerom Band. 6332 ©. 576) foll die Lit. Cont. dam nicht maaßgebend feyn, 
wenn der Nichtbeflger durch das Vorgeben, daß er befige, ven Berechtigten von 
der Anftellung der Klage gegen einen Andern abgebalten habe. Hier toll nach 
1.27 pr. de R. V. gegen den Nichtbefiger auch dann die Klage fortgeführt wer: 
den koͤnnen, ald ob er noch’ befäße, wenn er auch vor der Lit. Gont. feinen Nicht⸗ 
beſitz eingeflänbe. - Allein bie 2.27 ſagt dieß nit, Wegtz ell der röm. Binvi- 
kationsproz. S. 216. 4 

85) Zuerſt durch ein S.C. unter H adrian (fg. 8. c. Juventianum) bei 
VErbſchaften, die dem Fiscus verfallen waren, eingeführt, denn ‚auf die Erb⸗ 
ſchaftöklage der Privaten und anf andre Klagen, die gegen ven Beflger als Sol: 
chen gehen, ansgebehnt. ©. D. de H. P. 1.205611 1.285528 de R. V. 
1.27 88 ferher X, 4adexhib. 49 pr.$2 7.14.15 C. III, 42 ad exhib. cst. 5. 
Brgl. auch D. L, 17 de-R. 3. 131-1. 150. 

86) Gar nicht näher von den Meißen, ungenau und unrichtig namentlich viel 
zu eng 3. B. von Thibant Band: 5206 und Mühlenbrucd Pand 5269 die 
Sache „veräußern, um fi der Klage zu entziehen (dieß iſt in doppelter Hin⸗ 
ſecht viel zu eng, nicht blos in Beziehung anf ven Zweck, fondern auch auf Den 
Act an fi, da man auch ohne Veräußerung arglifiig zu befigen aufhören 
kann z.B. durch Vernichtung, D. ad exhib. 2.9 pr., oder durch Arjunction, 
meine Abh. im Rechtslexicon JS. 24), ferner von Sintenis Eivilr. 6 42 Not. 37 
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bes Beſitzes eine arglifige, welde er im Bewußtfeyn, in Be⸗ 
treff der Sache nicht berechtigt zu feyn, vornimmt °7; beim red» 
lich en Befiger fällt Dagegen in der Regel Feine Befibentäußerung 
in biefe Kategorie, da-er eben, weil er redlicher Befiger ift, fi 
zu jeder Verfügung über die Sache: und felbft zu ihrer Vernich⸗ 
tung befugt halten muß ®®. Bei ihm Tann nur dann eine Be⸗ 
figentäußerung eine argliftige genannt werben, wenn er an ber 
Redlichkeit feines Beſitzes wenigftend zu zweifeln beginnt, und 
nun fih der Sache entäußert um fie jedenfalld dem etwa Be⸗ 
rechtigten zu ‚entziehen. 8, . 

3. Unredlichfeit des. Befiges. Der unrebliche Be⸗ 
figer einer fremden Sache haftet von der Zeit, an welder fein 

t \ ... ä Be er 





(und aͤhnlich von Schilling Iuflit. IE SG 136) „um dein Werechtigten bie. Ders 
folgung feines Rechto zu erſchweren“. Man vergleiche dagegen nur bie- 
Stellen der Not. 85 und D. IV, ? de alien. jud, mut. c. £.4$1.: Aus hener 
zu befchränkten und unrichtigen Erklärung folgt auch 3.8. bei Sintenis (Civilr. 
652 Not. 16) der Irrtihum, als öb durch das S.C. Juventianum bie in: factum 
actio wegen alienatio judieii matandi bausa ganz überflüffig geworben fen. 
Dieß iñ. keineswegs der Fall (mas abet hi er zu beweifen, zu. weit führen würde); 
auch jagt: nicht etwas der Art Muhlenbruch, auf den fich Sintenid beruft. Nebers 
haupt tft zu bevenfen, daß Römifche Juviſten lange nach der Zeit. ver’ Erlafſung 
deo S.D. Juvent, doch jene actio in factum noch als etwas durchaus Praeti⸗ 
iches Behandeln (wie z. B. Ulpianus und Paulus). 

87) S. die Stellen der Not. 85, beſonders auch die aus vom zit. ad exhib. 
angeff., namentlich I. 14 ad exhib. Nahm er bie Beräußerung vor, weil: vie 
Sache ſich nicht aufbewahren Jieß: jo tritt die Milverung ein, daß ex blos den 
Werth zu esftatten hat, den fle zur Seit der Veräußerung Hatte, wofür im 


‘ Bweifel ver eingehobene Preis zu nehmen iR (namentlich jällt alſo bier das jur. 


in litem.des Klägers weg) D. de R. V. L. 168 1.' 

88) D. de H. P. 3.3153 1. 25911 vgl aus IV, 7 de alienat. Jud. mut. 
0. 24$1. 

89) Manche glauben, Bet b. . possessor koͤnne ein dolo abeiners pos- 
sidere gar nicht vorfommen und-fie beziehen daher Daffelbe blos auf den uns: 
veblichen Beflger 3.8. Goͤ ſchen Band. Vorleff. $ 235 3.11 ©. 48,49 auch wie 
e8 ſcheint Su Pand. VIII S. 245. Allein Yagegen iſt die gllgemeine Sprache, 
der Quellen und auch noch beſonders L.45 deR.V. Nur if vabei wohl zu 
beachten, was bei Not. 88 gefagt it, und daß ein Beflger im guten Glauben 
nicht einmal dadurch, daß er die Sache veräußert, um ſich blos den Unannehm» 
lichkeiten eines bevorſtehenden Prozeſſes zu entgiehen, dolo desiit possidere 
D. de alienat jud. mut. c. 2.4 $1. 


Wädter, Srörterungen. II. 9 
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Beſitz ein unrebliher war, dem wahren Berechtigten auch für 
jede Fahrläßigkeit, und zwar fo, bag wenn bie Sade durch 
feine Zahrläffigkeit wicht mehr exiftirt oder nicht mehr im feinen 
Händen ifl, er doch mit ben gegen ben Befiger ald Solchen 
gehenden Klagen (3.8. hered. petit. rei vind.) gleichſam als ob 
er fie noch befäße, auf ihren vom Richter zu beflimmenden Werth 
belangt werben kann 9°; bei zufällig eım Untergang oder Abhanden⸗ 





90) Dieß jagt beſtimmt D. de H.P. 4.2552 1.3153. BVrgl. auch de 
R. V. 1.45 und Not. 85. Gewöhnlich wird zu ven f.g. ficti possessores 
d. 5. zu Denjenigen, gegen welche Klagen, die gegen ven Befiger als Golden 
gehen , augeſtellt und fortgeführt werden fönnen quasi possiderent, blos Der: 
jenige gerechnet qui liti se obtulit (Rro. 1)und Derjenige qui dolo possidere 
desiit (Rro. 2); allein die angeff. Stellen beweifen, vaß der un redliche Beflger, 
wenn er vor Ginteitung des Prozeſſes culpa desiit possidere, auch Hierher 
gehört (urgl. auch Mot. 91). Dieſer Unſicht find auch z.B: Voöt Comm. ad 
Pand. VI, 1 nr.33 Gluck Bande. VII S 208 Goͤſchen a. a. D. Sin⸗ 
tenis Eivilr. 42 Nor. 38 ; nur if es unrichtig, wenn Gintenis ſagtz daß unter 
dem dalo desinere possidere auch die culpa mitbegriffen fey; benn der m. 
f. possessor,, welcher blos culpa desiit.possidere, wird weit gelinder bes 
handelt, namentlich indem gegen ihn das juram. in litem des Klägers nicht zus 
läffig it (. 4941553 de in Mit. jur. 68 de R. V.) und Hei ihm das in 
L 63 de R. V. Geſagte (vrgl. 4.09 eod;) gilt. — Diejenigen, welche den aus 
redlichen Beſitzer, Der vor bem Prozeßaufange culpa desiit possidere, 
nicht zu den ficti possessores rechnen, theilen fi in verſchiedene Anfichten. 
Bei Vielen if es nım eine Wort verſchiedenheit b. 5. fie geben doch zu, daß auf 
bie angegebene Weile gegen ihn quasi possideret die Klage angeflellt und 
darchgeführt werben Iönne f. z. B. Malblanc Prino. $406.bei Rot.n vrgl. 
mit 8402. Aundre behaupten, der unredliche Beſther bafte vor der oontro- 
vorsia mota gar nicht für Kudpe, auſſer ev hätte ſich durch ein Delict in Den 
Beſitz der Sache gefept gehabt 3. B. durch Diebflahl oder Gewalt z. B. v. Mas 
dai Lehre v. d. Mora 6.187. Allein diefer Anſicht ſtehen vie im Anfange pie⸗ 
fer Note angeff. Stellen entgegen, und auſſerdem wird fie noch ganz beſonders 
wiserlegt durch 1.25 565 de H.P. (eine Stelle, welche Madai gar nicht be⸗ 
rückfichtigte) vrgl. mit 25 52 e0d. — Vangerow Band. $ 332 Aum. 3 
&. 578 behauptet, Die Klage, weiche gegen ven Beſitzer als Solchen gehe, Tönne 
year bier nicht angeſtellt werven 5. B. bie rei vind., aber der m. f. Possessor 
koͤnne wegen Gulpa „mit eimer entiprehenden perfönlichen Klage namentlich 
der act. logis Aquiliae Belangt werden.“ . Allein das Gegeuntheil fagen die aus 
geff. Stellen, und was die actio ex 1. Aq. betrifft: fo iſt dieſe allerdings Hier 
auch zuläfig, aber nur bei pofttiven fahrläfigen Handlungen, nicht aber ges 
tade in ben hierher gehörigen Hauptfällen, wenn ver Beier (ſoſern er fich nicht 
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fommen des Sache aber gilt Dieſes nicht; für biefen haftet vom Bes 
figanfange an nur ein. folcher unveblicher Beſitzer, weicher ſich 
durch ein Delict in ben Beſitz der Sache fette (unten ©. 132:ff.). 

..4. Einleitung des Prozeſſes. Bon dieſer d. h. von 
‘ der Mittheilung der Klage an (&: 406 f.), haftet der redliche Be 
figer für Dolus und Culpa in Beziehung auf die Sade, fo daß 
wenn er ſich von da an des Befiges der Sache abſichtlich entaͤußert 
oder er ihn durch Taprläffigfeit verlichrt, gegen ihn der Prozeß: ge- 
rade fo, als ob er Die Sache noch befitzen wuͤrde, fortgeführh merben 
kann, uud ex, wenn ber Kläger fein Necht beivelst, in den (bei Dolus 
ur den Schätzungseid Des Klägers, bei Culpa durch den Rich⸗ 

ter zu beflimmenden) Werth der Sache zu nerurtheilen iſt d. h. 
ed gif in diefer Hinficht gegen ihn ganz, was gegen den unred⸗ 
lichen Befiger nor dem Prozeſſe giit*‘., Geht dagegen die Sache 
durch Zufall zu. Grunde oder fonft:aus feinem Befige verloh⸗ 
ren: fo haftet er piefür nicht; er ift in einem ſolchen Gall a 
abfolviren (Not..27).; 

Weihe MWirfung hat aber dieſe enleitung⸗ des Brozeſes 
auf den unzedlihen Beſitzer? Ueber dieſe Frage in Berkiädung 
mis der: Frage Über das Haften des umreblichen Beſitzers vor 
bem Paozeſſe werden beſonders zwei Anſichien vertheidigt, von 
denen keine ſich xechtfertigen laſſen dürfte. Viele nem an; 








durch ein Delict in deu Veſitz ver Sache geſetzt hatte) durch Unachtſamkeit die 
Sache untergehen over ſich abhanden kommen lief. — Dagegen gehen Andte gar 
zu weil, iabem fie je den unredlichen Beſitzer fogar für ven Zufalt haften lafſen 
wollen. : Darüber ſ. nach Mot. 81, 

91). ©; 107 Rot. 44, ©. 108 Pot. 48, Gewälnlic ſpricht an hier nicht von 
einer ſ. g. ſieia passesaio. Allein es if jn ſolchen Fällen fo gut wie in den unter 
Nr. 1—3 angeff. der Begriff einer ficta possessio anzuwenden. Wie nämlich bei 
den betreffenden Klagen an ſich der Beflp des Beklagten die Bedingung ihrer 
Einleitung iR. ſo if er auch vie Bedingung ihrer Fortführung (S. 127); nenn? 
man mm Dienjauigen, gegen weldgen aus beſonderen Uxfachen obwohl er nicht 
Beſitzer iſt bie Klage doch eingeleitet und ftfgeführt werben faun, einen 
fictus possessor: jo muß man auch Denjenigen, gegen welchen die einges 
leitete Klage aus bejonderen Urſachen, obwohl er nicht mehr Befitzer iſt, doch 
fortgefähbrs werhm laun, +beniv eisen fichns POSSARBOor nennen, weil auch 
hier gegen. ihn die Klage fortgeiährk unb ex verurtheilt werben kann alß ob gr 
noch befäße. W 

9 x 
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der umreblihe Befiger fey vom Augenblide feines unred- 
lihen Beſitzes an im Berzuge; deßhalb hafte er von ba 
an nicht blos für Culpa, fondern audy wie “andere Moroſe für 
zufälliges Untergehen oder Abhandenfonmen der Sache ”. 
‚Allein davon, daß jeder unreblide Beſitzer fofort im Verzuge 
ſey und vom Anfange feines unredlichen Befipes an für den Zufall 
bafte, fagen bie Quellen durchaus nichts; fie fagen ed mur von 
Demjenigen, welcher ſich eigenmädhtig durd ein Delict (Dieb- 
ſtahl, Gewalt) in ben Beſitz der Sache geſetzt und durch eben 
diefe8 Delict eine befondere Obligation gegen den De 
rechtigten contrahirt hatte, und’ hier if ed dann natürlich, 
dag er vom Augenblide feiner eigenmädhtigen Ergreifung ber 
Sache an in einer mora (ex re) if. Deßhalb erklärt ſich na⸗ 
mentlich mit Recht auch v. Madai (Mora S. 179f.) gegen jene 
Anſicht; allein er geht von der anderen Seite zu weit (|. Not. 90), 
indem er (ala. O. u. S. 299 f,) behauptet, vor erhobenem 
Prozeſſe hafte der m. f. possessor nicht einmal für Culpa und 
nach. erhobenen Prozeſſe werben nicht Die Grundſätze ber Mora 
auf ihn .angewenbet. Dad Richtige ‚dürfte wohl dahin gehen. 
Unredliche Befiter (wenn fie nicht durch ein Delict ſich in den 
Beſitz ber. Sache ſetzten) fommen nicht ſchon von ſelbſt in Ber- 
zug burc das bloße Bewußtſeyn ihres unberechtigten Befiges; 
denn die Mora mit ihren Folgen bezieht fih eigentlih nur auf 
wahre Obligationen. Dagegen a. erzeugt für fie das Bewußt⸗ 
feyn der Unrechtlichkeit ihres Beſitzes diefelbe Berpflichtung, 
weiche für den reblichen Befiger durch die Prozeßeinleitung (früher 
it, Cont., fpäter Ladung) erzeugt wird. Sie wiffen, daß fie 
eine Sache in Händen haben, die ihnen nicht gehört; biefe Sache 
müffen fie daher auch als eine fremde behandeln, und zwar fo 
Tange fie fie haben, mit ber Sorgfalt, Die Jeder verlangen fann, 
in deffen Angelegenheit man ſich einmifht. Deshalb haften 
fie vom Anfange ihres unredlichen Befiges an für Dolus und 
Culpa ·namentlich für Diligentia, müffen alfo bei culpofem Ab⸗ 


92) Diefer Anſicht find z. B. Noodt Gomm. ad Dig. VI. 1 p. 195 Gläd 
Band. VHI ©. 243 und die dort Not. 100 Ange. Müͤhlenbruch Band. 
6275, 
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bandenfommen: der Sade dafür einfieben . b. Mit dem Streit: 
anfange aber werben auf den unreblichen Befiger ’x.die, Grund: 
fäge des Berzugs angewendet. Bon da an haftet haber: der 
unredliche Befiger aud..für den zufälligen. Untergang: ver, Sache 
in der Weife, wie jeder Moroſe dafür Hafter A Daraus. erlärt 
ſich auch, daß der unredliche Befiger von dieſem Zeitpunkte an 
für die fructus pereipiendi haftet, weſche dere Kläger ge- 
zogen haben würde.ꝰ*. Als Streitunfang gilt hier nad gemeincmn 


93) Den Beweis ſ. in Not. 90. 

93 a) Auf den redlichen Beſitzer wurden die Berzugsgrundfäge nur in, einem 
bei ung unpraftiichen Falle augewendet, nähmlich wenn er nach dein vorläufigen 
arbitratus judieis seitwirenioltte, uber nicht vofkitwirte (vrgl. auch 15, 17 
Rot. 94: cit. und Wetzell Vindicationsyxozeſi ©. 178).. Sonft aher uerven auf 
ihn in feinem Falle die, Berzugägenubfäge angewendet; denn hier lag Fein Grund 

vor, ausnahmsweife bie Verzugsgrundſaͤtze auf ſolche Derhältnifie zu erſtrecken. 
Dagegen trafen ihn allerdings von dem Streitanfange an beſondere Verpflich⸗ 
tungen, nur nicht die Wirkungen des Verzugs (oben ©. 106 f.). 

94) D. de H. P. L.40 pr; de R. V. 1.1583 U 47 $1-ad’exhib. LIBSA 
IV, 2 wuod. met. caus, 2:14 $14:: Ich grhe hier datzvn aus; daß jener Mo⸗ 
rofe für, ven Zufall ausnahmsweiſe dann, nicht baftet, menn er bemeijen ann, 
daß die Sache von demfelben Zufalle auch beim, Kläger, im. Falle techtzeitigen, 
Leiftung betroffen worden wäre. Anderer Meinung iſt in dieſer Hinflcht mit Manz 
chen namentfid) v. Madata.n. O S. 284 f. Allein’ ih glaube Bier tediglich 
auf v. Dangerew. Panbdert Br, III 5588: Mim’Bi verweifen zu können 
(welcher aber noch in B. I8 830 5: 884, eine Stelle worauf ich 3. B. noch 
Sintenis Givilr. 882 Not. 40 mit Unrecht peruft, Madaiq Anſicht theikte, 
weßhalb diefe Stelle nach dem von ihm im $ 588 Ausgef. zu berichtigen. if), 

95) Solche unrebliche Beflger, welche durch ein Delict den Beſitz erwerben, 
haften dafür ſchon vom Anfange Ihres Beflbes an Vrgl. C. VII, 4 unde vi 
est. 4D.VL:1 deB.V. L 62 8.1. Gsıkt. 9.1 Su68 f. Anbere unredliche Bes 
figer aber Haften vor dem Streitanfange blos für vie vernachläſſtgten 
Früchte d, 5. für;Die, welche fie ach Ihren Verkäktniffen Hätten ziehen Tonnen. 
Hiernach iſt Das. näher. zu beſtimmen, mas H. J S. 68 f..und nanleutlich Daf, 
©. 70 Not. 3 gelagt iſt. Der redliche Befiger nähmlich haftet vom Streits 
anfange an gerade für Das, wofür ein unreblicher Beflger (der nicht durch ein 
Delict die Sache in feine Hände brachte) vom Anfange feines Beſitzes an 
haftet d.h. für Dolus und Eulpa, alfo auch für vernadhläffigte Früchte; 
der unredliche Befiger aber haftet vom Streitanfange an noch fürmehr, 
auch für den Zufall und für folche nicht gezogene Früchte, die der Kläger ge- 
zogen Haben würde (H. I S. 68), und die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen 
unredlichen Beflger, der durch ein Delict ſich in ven Beſitz der Sache ſebte, ſchon 
vom Anfange feines Beflpes an. 
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Recht and den S. 108 f. ausgeführten Grüusen wohl die Infinna⸗ 
tion ber Klage; nad Württ. Recht ift dieß aber wegen der Bes 
fimmung bed L. R. II, 4 8 12 zweifelhaft, und es wird nad 
bemjelben richtiger feyn, jene erhöhten Verpflichtungen bes uns 
redlichen BeflBers erſt mit ber Kriegsbefefligung eintreten zu 
laſſen (S. 120). 

B. Ben der S..127. unter A angeführten Regel gibt es 
einige Ausnahmen, bei welchen ber Stand der Sade, wie er 
zur Zeit der Litis Conteſtation iſt, entfiheibet. Dieß iſt 
der Fall 

4. bei Noralllagen. Bei dieſen haftet der jeweilige Eigen⸗ 
thümer d. h. welcher es zur Zeit ber Lit. Cont. iR, für vollen 
Schadenserſatz, deſſen Zahlung er aber durch Abtretung bes 
Thiers, das den Schaden verurfacht hatte, ober der wegen befs 
felben ihm zufommenden Klagen entgehen kann; verliehrt er aber 
nad) der Fit. Eont. fein Eigenthbum: fo bleibt er, obwohl dieſes 
Eigenthum die factifche Bedingung der Statthaftigfeit der Klage 
‚ gegen ihn war, doch verhaftet °°, wohl weil bier die Klage nicht 
direct auf Herausgabe der Sache, deren Eigenthümer er war, 
fondern auf den Erfaß des Schadens geht. 

2. Findet gegen Jemanden eine Klage nur befhalb und in 
ſoweit ftatt, weil und in wie weit ex Durch ein gewiſſes Er- 
eigniß bereichert ift: fo emifcheibet in Der Regel über die letz⸗ 
tere Frage der Zufland, wie er zur Zeit der Litis Conteſta⸗ 
tion iR, 





96) D. IX, 1 si quadrep. 2.1 812, 13, 16. IX, 4 de nox. act. 2.87 2.88 
pr. $1 1.38 pr. 

97) D. III, 5 de neg. gest. 1.37 pr. $1 IV, 2 quod met. o. Low, 4 
de minor. 4.34 pr. XLVI, 3 de sol. &.47 XXIV, ı de don. int, vir. 4.7 pr. 
$3. Eine Ausnahme von dieſer Regel f. in D. V, 3 de H. P. 1.36 $4. 


fi 


| Bterjchnte Erörterung. 


Zur Lehre von der Rechtskraft des richter⸗ 
| lichen Urtheils, 


— — 


Heber die Wirkungen eines ungerecht ſreiſprechenden 
| Weihe. 


⸗ 


Schon das Röm. Recht geht bei: ber Rechtokraft bes Ur⸗ 
theila von ber ſehr natürlichen und nothwendigen Regel aus, 
daß ein Uriheil, wenn es einmal die Rechtekraft beſchritten hat, 
unbebingt zwiſchen ben Parthieen Recht bilden müſſe ofme Ruͤd⸗ 
ſicht auf Die Gerachtigleit ſeines Inhalts, daß es unbedingt pro 
veritate gelte. Winde man von dieſem Grundſatze nicht aus⸗ 
gehen, würde man vom ihn Die Ausnahme machen, daß «in 
materiell ungerechtes Urtheil eine ſolche Wirkung nicht babe, daß 
ſomit die / Rechtskraft nur dem materiell gerechten Urtheile zur 
komme: fo wire ſtberhaupt die Rechtsfvaft eines Urtheils in der 
meiſten Beziehungen bedeutungslos, weil dann jedes Urtheil immer 
wieder einer neuen gerichtlichen Verhandlung und. Entſcheidung 
unterworfen werben koͤnnte, um die Frage feſtzuſtellen, ob das 
angeblich rechtskräftige Urtheil wirklich auch materiell gerecht ſey, 


eine Frage, die aber dann bei einer ſolchen Ausnahme eigentlich 


nie bleibend feftgeftellt werben könnte. Deßhalb erklärt fi das 
Röm. Recht gegen eine ſolche Ausnahme aufs Entichiebenfte. 
So fagt 3.8, die 4,25 N. I,5 de stat. ham.: Derienige, wels 
cher in einem Prozeſſe rechtöfräftig für freigebobren erllärt werbe, 


nn 
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müffe durchaus als freigebohren behandelt werben, wenn er auch 
in der That nicht freigebohren war, eben weil das Urtheil for: 
melle Wahrheit bilde; ebenfo fagt die 2.24 D. XLIV, 2 de re 
jud.: wenn der wahre Eigenthbümer gegen ben Befiger 
feiner Sache mit einer Vindication auftrete, aber durch ein un- 
gerechtes Urtheil abgewiefen werde und fpäter zufällig in ben 
Befig der Sache fomme: fo Fönne der frühere DBefiger unter 
Berufung auf das redhidfräftig gefprochene Urtheil fie ihm wieder 
abfordern. Es gibt alfo die Stelle (ebenfo in einem anderen 
Falle die 1.65 $2 ad S.C. Treb.) zu, daß ein in Wahrheit 
Unberechtigter gegen den wirklich Berechtigten unbedingt zu ſchützen 
fey und er das Recht bes wirklich Berechtigten unbedingt breche, 
fobald er ein rechtskraͤftiges Urtheil für fich habe, daß alfo durch 
das rechtöfräftige Urtheil, welches materiell ungerecht ift, das be: 
gründete Necht völlig aufgehoben werde oder vielmehr man fein 
NRefultat unbedingt als richtig annehmen müffe, weil 
fonft ein Ende des Streites gar nicht abzufehen wäre. Ebenfo iſt auch 
bei Obligationsverhältniffen na Röm. Rechte Fein Zweifel, daß, 
wenn der Bellagte ungerecht verurtheilt, menn alſo ein Nicht⸗ 
ſchuldner durch rvechtefnäftiges Urthell ats Schuler. behandelt 
wurde, auch hier unbedingt das rechtskräftige Urtheil:feine Wir: 
fung äußert und der Verurtheilte ald wahrer Schuldner: von nun 
an zu behandeln if Corgl. auh XVII, 4 mand: 1.29 85). 

Bei diefen Grundfägen müßte es in: ber. That ſehr auffal- 
Iend feyn, wenn bei Obligationen, welche Gegenftand eines Pros 
zeffes wurden, das Röm. Necht für eine ganze Klafſe von Fällen 
das Gegentheil annehmen: würde. Gerade aber das: Veptere, 
daß das Roͤm. Recht: eine folche "allgemeine Ausnahme feftfege, 
wird von vielen Schriftfteflern ‚behauptet -',: und die Meiften ha⸗ 
ben auch fein Bedenken, was fie:fo im Röm. Recht als begrün- 
det zu Inden glauben, auch auf das eutige Recht anzuwenden. 


9 In ver älteren Zeit. war wohl die Mehrzahl für dieſe Anfi cht, in der 
neueren Seit if fie ſehr beſtritten worden und unter den Deutſchen Juriſten 


unſres Jahrhunderts werden wohl die Gegner der Zahl nach fich fo ziemlich vie 


Wage halten; T. beionvers die Adchweſſangen v von Fein ini Art. ' civilin. 
Prax. Bd. XVIS. 161 1650 1" ".. u. 
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Es wird naͤmlich behauptet, ein wirklicher Schulbner, welcher 
nit Unrecht freigefprochen worben ſey, gelte doch immer noch 
fort als Schuldner und: fey rechtlich als folcher zu behandeln; 
das freffprechende Urtheil babe hier alfo nicht bie. Bedkutung, 
bag ed unbedingt als Wahrheit gelte, daß alſo die Schuld als 
nicht exiſtirend angenommen werden muͤſſe vielmehr müffe ſie im 

Gegenſatze zum rechtskräftigen Urtheile immer noch als exiſtirend 
behandelt werden; nur verliehre die Schuld ihre Klagbarkeit; aber 
in der Form der Einreden konne der Gläubiger immer noch fein 
Recht, als ob es ihm nicht abgeſprochen wäre, geltend machen; 
der Schuldner bleibe naturaliter obligatus. 

Wenn auch Manche unfeer Praftiter, wie 3. B. Lauter- 
bad, Schilter und Andere, in ihren Werken diefer Anficht 
beipflichtew: fo möchte: doch fehe zu ‚bezweifeln ſeyn, ob fe bie 
Deurfche Praris einen ſolchen Grundſatz anerfannt habe; wenig⸗ 
ſtens müßten, wenn dieß der Fall wäre, häufig neue Prozeß⸗ 

verhandlungen über eine anerkannt rechtskräftig abgemachte Sache 

mit- Verwerfung des Einwandes des rechtskräftigen Urtheild durch⸗ 
geführt worden feyn (denn bei jenem Grundfage würde, wie 
unten nachgewiefen werden wirb, ed möglich und zuläſſig feyn, 
bei allen Berhältnifien, in welchen überhaupt eine Naturalobks 
gation an ſich möglich iſt, das rechtsfräftige Urtheil als nicht 
ergangen zu behandeln), während aus dem wirklichen Leben 
ſolche -Beifpiele ſchwerlich ſich werben nachweiſen laſſen. 

Nicht zu läugnen iſt es, daß manche Stellen bes Röm: 
Rechts für die Defahung der Frage, ob ein rechtskräftig freige⸗ 
ſprochener Schuldner trotz der Freiſprechung naturaliter obligirt 
bleibe, zu fprechen ſcheinen, daß überhaupt die Sache nach Roͤm. 
Recht bis auf einen gewiſſen Grad eine zweiſelhafte iſt?. Auch 
bürfte bie Art und Weiſe, wie neuerich v on der Pfordten 





2) Man vrgl. vorzüglich die tüchtige Abhandlung von Ed. Fein „Der mit 
Unrecht freigeſprochene Schuldner bleibt trotz der Freiſprechung naturaliter ob: 
Higirt® (im Arch, f. civilift. Prar. Bd. XXVI S161—200 und ©. 359-400), 
in welcher mit Gründlichkeit und Scharfiinn Alles entwickelt iſt, was nach Roͤm. 
Necht für bie. Bejahung ber Frage ſprechen kann. 

3) In der oben ©. 30 Not. 33 a angef. Abhandlung. Cine gründliche Bent 


. 
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ben Zweifel zu heben. unb wenigitend für das neuefle Juſtinia⸗ 
niſche Recht das Reſultat, dag im genannten Falle der Schuld⸗ 
ner nicht naturalitor obligirt bleibe, alſo auch in dieſem Falle 
das rechtskräftige Urtheil volllommen wirfe,: zu erhalten ſuchte, 
fo ſcharfſinnig auch feine Ausführung iſt, doch nicht zu billigen 
ſeyn. Er glaubt nämlich, nach älterem Rom. Rechte ſey in den 
Fällen, in welchen bie directe progeßualifche Conſumtion eintrat 
(oben ©. 3), nur ber cidilrechtliche Beſtandtheil ber eingellag: 
ten Forderung, Das Moment ihrer. Klagharkeit confumirt, ihr 
naturaler Beſtandtheil aber durch bie Conſumtion gar nicht er: 
griffen worden, fo daß durch eine ungerschte Freiſprechung des 
Schuldners der naturale Theil feiner Schuld ebenfalls nit be- 
rährt worben, er alfo fortan natraliter ohligatus geblieben ſey; 


‚gerade das Gegentheil aber habe fintigefunden in ben Faällen 


indirecten Confumtion (oben ©.6); .diefe habe auf die Forde⸗ 
rung nad allen ihren Beftandtheilen eingewirkt, fp Daß, wenn 
ein freifprecdenbes Yirtheil erfolgte, die exceptig rei judieatae 

gegen bie Forderung nach allen ihren Beftanisheilen Dem Schuld⸗ 

ver zugefommen, alſo auch die maturalis obligatio deſſelben 
dadurch vernichtet worden ſey. Bei dieſen Prämiſſen bezieht 
er ſodann die Stellen der Pandecten, welche von einer Fori⸗ 
dauer ber naturalis obligatie og des freiſprechenden Umbeils 
zu Sprechen fcheinen, wie bie 4.60 de condict. indeb., auf 
Fälle der diresten Konfumtion, Die Stellen Dagegen, welche beim 
ungerecht freifprechenden Urtheile von einer voͤlligen Nichteriftenz 
der Forberung auch ihren vaturalen Beſtandtheilen nad) augge- 
ben, wie bie 4.13 D. XX. 6. quib. mod. pign. selv., auf 
Fälle der indirecrten Conſumtion. Da nun der Gegenfab der 
judicia-legitima und imperio oomfinentia und ber formulae 
in jus und in factum conceptae, auf weiche firh ber Gegen- 
faß der directen und indirecten Confumtion bezog, im fpäteren 
Röm. Rechte verſchwand und die indirecte Wirfung der Litis⸗ 
eonteflation und des Urtheils in demſelben allein übrig blieb (oben 
&.55): fo fommt er dann auf das Refultat, daß im Juſtinianiſchen 





Heilung der verſchiedenen Anfiäten der fräeren Scrfikeler geben Pfordten 
amd Hein. 
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und heutigen Roͤm. Rechte and nad) ungerechter Freiſprechung 
nie mehr eine obligatio naturalis übrig bleibe, inbem die das 
Begentheil ‚befagenden Stellen blos auf Die nicht mehr geltende 
biveete prozeßualiſche Conſumtion fich beziehen follen. — Allein 
gegen diefe Ausfühnmg läßt ſich jedenfalls, von Anderes abgeı 
fehen, einwenden, einmal daß bie Prämiffe, von ber. fie aus⸗ 
geht, die Borausfegung, die direrte Prozeßconfumtion habe den 
nakmsalen Beftandiheit der Obligation nicht ergriffen, die inbirecte 
dagegen habe ihn. ſtets ergriffen, nicht begründet wurde und ſich 
gar nicht wird begründen laſſen (oben ©. 28, 30), anderntheild daß 
die Stellen, welche blos auf bie eine Art, und bie Stellen, welche 
bios auf bie andere Art der Prozeßconſumtion bezogen werben, 
wie 1.60 und 4.43 cik, ganz allgemein ſprechen und daher ihre 
Beſchraͤnkung auf den einen odex auf den anderen Fall wicht zu⸗ 
laͤſſig iR * 

Waͤre es ellgemeiusr Ok. Grundſatz geweſen, daß bei 
Klagen aus Obligationen blos das Flagbare Moment, nicht aber 
auch Der 'nasurele: Beſtandtheil bes Mechtönerhältniffes in jadi- 
cium bebwirt werde: fo winde es fich allerdings ganz natürlich 
erklären und als notwendig beramsfiellen, daß buch ein frei 
fprechenbes Unheil der Beklagte blos von der lage, nicht aber 
auch "von den Verpflichtungen befreit werde, bie ihm ber naturale 
Beſtandtheil des Rechteverhaͤlmiſfes auferlegt, daß alfo feine ob- ' 
ligafio natuenlis immer noch foribefiche °, obgleich man hätte 
benten foflen, daß das prafuifche Bedärfniß einen ſolchen Grund 
fag wicht Iange hätte beftehen laſſen können. Allein auch bier 
läßt fi) die Prämiffe, daB überhaupt bei Ringen aus Obligatio- 
nen ber naturale Beſaundtheil des Rechtsverhaͤltniſſes ger nicht 
in judieium dedueirt worden fey, nicht beweifen, vielmehr flehen 
ihr entſchiedene Bedenken entgegen (oben ©. 27 f.). Belonders 
aber läßt ſich Diefelbe und überhaupt ber Grundfag, daß 
trotz eines freifprehenden Urtheils der Schulbner 





4) Vrgl. auch Fein a. a. O. ©. 328f. 

5) Denn man kann wicht mit Bangerom Pandect. I 5 173 S. 203 anneh⸗ 
men, daß die negative Wirkung ber res judicata allgemein weiter gehe, als 
bie Der Lie Centeſtation. S. ofen ©. 30, 31. 
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nod naturaliter obligirt bleibe, gar nicht vereini- 

gen mit & 45 quib. mod. pign. solv. Es ift nämlich ein an- 

erfannter Grundfag des Röm. Neid, daß auch für eine Na- 

turalſchuld ein Pfand gültig beſtellt werden und gältig beflehen 

fann und dag, wenn bei einer Eagbaren Obligation das Recht 

zur Klage wegfällt, bie Obligation aber als naturalis noch bes 

fiehen bleibt, auch das Pfand gültig bleibt: Nun fagt aber bie 

1.15 eit.: „Si deferente creditore juravit debitor, se dare 
„non oportere, pignus Hberatur, quia perinde habetur, 

„atque si judicio absolufus’ esset; nami et si a judice, 

‚, „guamvis per injuriam,: absolutus sit debiteor, 
„tamen:pignus liberatur.“ .Sie.fagt alfo mit bürren 
Worten, was von der Befreiung durch ben Eib- gilt, gilt auch 
ganz von der Befreiung durch ein, wenn auch ungereihtes, rechtes 
Fräftiges Urtheil; wird der wahre Schuloner vom Richter mit 
Unmrecht freigefprochen: fo. gehen auch bie Fe die Sthuld beſtell⸗ 
ten Pfandrechte zu Grunde, die verpfändete. Sache wird vom 

Pfandnerus frei. Würde ein folder Sthuldner: mäterraliter ob⸗ 

ligirt bleiben: ſo müßten aud) Die: Pfandrechte noch foribeſtehen. 
Die Stelle fagt alſo entſchieden, daß beim ungerecht freiſprechen⸗ 
den Uriheile aud nicht einmal eine naturalis obligatio bes 
Schuldners mehr als beflehend angenommen werden Fönne, Diefe 
Sielle fpricht fo entfchieden und fo. beſtimmt, daß bei ihr Das 
Gegentheil ar der. That gar. nicht angenemmen werden Faun, 
und wenn auch anbere:Stellen das Gegentheil fagen würben: fo 
hätten wir blos einen ‚unauflösfichen: Widerſpruch in den Röm. 
NRedtsbüchern über diefe Frage. 

‚Zwar wollen. auch die beiden neeſten Vertheidiger bed 
Grundſatzes, daß ein mit: Unrecht: freigefpruchener ‚Schuldner 
naturgliter obligirt bleibe (v. Saviguy und Feen), dieſe Stelle 
nicht als Beweisgrund gegen ihre; Anſicht gelten laſſen. Allein 
was ſie dagegen anführen, ft in der That nidit haltbar. S as 
vigny nämlid (Syftem Bd. V ©. 387, 388), indem er natür- 
lich zugibt, daß bei der Fortdauer einer Naturalſchuld auch die 
Pfandrechte fortdauern, erklaͤrt die 2.43 cit. ſo: „Durch bie 
„Freiſprechung von der Schuldklage erwirbt der Schuldner un⸗ 
„ſtreitig auch gegen die Hypothekarklage bie exo. rei judicatze, 
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„da zur Begründung biefer Klage unter andern auch das Das 
„seyn. ber Schuld. behauptet und bewiefen werben muß. (cst. 10 
„C. de pign. act: IV, 24 ast;4 C. si pign. conv. VIII, 33). 
„Allein wenn nun bie verpfändete Sache an einen dritten Bes 
‚Atser kommt, der nicht von dem Schuldner geerbt oder ger 
„sauft bat, fo hat diefer feinen Anfpruch auf die exc. rei judi- 
„eatae, und nun wirft das Pfandrecht unbefchränft fort; Das 
‚AR durch den Ausdruck der zuletzt angeführten. Steße auf Feine 
„Weile ausgefchlofien. Die in diefer letzten Stelle angeftellte 
„DBergleihung mit dem Eid darf: alfo nur nicht zu unbedingt 
„durchgeführt werben, fie ift nur wahr für das Verhältniß zwi⸗ 
‚schen Gläubiger und Schuldner.” . Gegen biefe Erklärung läßt 
ſich ſchon einwenven, daß man dem „pignus liberatur“, 
weiches in jener Stelle in ein paar Linien zweimal ohne nähere 
Beſchraͤnkung vorkammt, Doc unmöglich einen anderen Sinn in 
ber einen Linie, einen andern in der folgenden Linie beilegen, 
man es nicht das: eine mal in einer auggebehnteren, das andere 
mal in einer befehränfteren Beziehung nehmen kann. Aber au 
hiervon abgeſehen, fo gibt ja Sayiany geradezu au, daß auch. 
durch ein ungerecht freiſprechendes Unnheil Das Daſepn der 
Schuld ganz vernidtet und dadurch aud das Pfand 
gegen den Schuldner ganz:unwirkfam.merbe Bei 
biefem Zugeben aber fann von dem Beſtehen einer naturalis 
obligatio unmöglich mehr die Rebe ſeyn; denn; winde biefe noch 
fortbeftehen: fo würde der Pfandflage der Einwand ber Nicht⸗ 
exiſtenz ver Schuld und ſomit auch der Nichtexiſtenz des Pfand⸗ 
rechts nicht entgegengefegt werben koͤnnen und dur das Urs 
theil die verpfändete Sache nicht frei werden, da ja bei einem 
Fortbeſtehen einer naturalis obligatio auch das Pfandrecht fort- 
beftebt. . Auch möchte ed (was übrigens für die vorliegende 
Frage: nicht eigentlich von Einfluß ift). mehr als Die Frage feyn, 
ob ein Glaͤubiger eine Sache, die ihm verpfändet wurde, gegen 
den dritten Beſitzer noch mit der Pfandklage verfolgen kann, 
wenn der Pfaqndſchuldner bereits (wie dieß Savigny ‚im vorlie⸗ 
genden Falle zugibt) von feiner Schuld liberirt, alſo gar nichts 


6) ©. auch Fein a. a. O. ©. 197, 198, 
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mehr ſchuldig und gegen: ihn bie Pfanbklage wegen Nicht exi⸗ 
Renz der Schuld unzuläfig ii. Deun exiſtirt bie Schuld gar 
nicht mehr: fo kann auch gegen den dritten Beſitzer ein Wand, 
Das eben damit zu exifliren aufgehört hat, nicht geltend gemacht 
werben (D. XLVI, 5 de solut 3.48), ben fe wenig aber 
laͤßt fih rechtfertigen, was Kein a. a. D. S. 200 gegen bie 
3.43 cit, einwendet. Er verfieht fie von dem Walle, wenn der 
Eid und das Uriheil blos ven Streit über den Hypothelarans 
fprud zum Gegenflande hatte, nicht die Freiſprechung von ber 
perfönlihen Klage aus der Schuld, für welche bie Hypothel 
befiellt wurde ?. Allein davon fagt bie 3.15 nichts; fie fagt 
vielmehr geradezu das Gegentheil. Denn abgeſehen davon, daß 
diefe Auslegung fehon mit ber. ganzen Faſſung ber Stelle, na- 
mentlich mit der leuten Linie derſelben, ſich gar nid vereini⸗ 
gen läßt: fo bezeichnet fie ja als Gegenſtand bes Eides und 
des Urtheils ganz beſtimmt blos die Foage über pas dare 
öportere oder non oportere, alfa bie perfäönlihde Schalb 
and keineswegs bie Frage über die Exiſtenz des Pfandrechts; 
aus dem Urtheile, weldes die Nichteriftenz der nerfönlidden Schuld 
ausfpeicht, folgert fie nır als nothwendige Eonfequenz 
die Befreiung der Pfänder. 

So koͤnnen wir nach diefer 3. 13 unmöglid annehmen, daß 
das Rom. Recht allgemein von dem Grundſatze dusgehe, ein 
ungerecht freifprechendes Urtheil befeeie ben Schuftmer doch nicht 
von feiner Schuld, er bleibe noch naturaliter obligirt. Auch 
wäre wohl, wie v. d. Pfordten richtig bemerkt, die ganze 





— — 


7 Fein glaubt, man müſſe Dieß ſchon deßhalb annehmen, weil ſonſt die 
Stelle anderen Stellen, namentlich vex 2.27 de pignorib. wiberſprechen wärte. 
Allein einestheils wäre es eine ganz unzuläffige Art, Geſetze Dadurch zu verefnis 
gen, dab man das ehe Gleich von einem Halle nerßcht, von welchem es doch 
in der That gar nicht ſpricht; anderntheils widerſpricht bie 27 cit. ber Z. 13 
nicht, indem die 4.27 blos vom causa cadere bandelt, bei welchem bis aui 
einen gewiffen Grab die alte Obligation wirkfam blieb, und die Pfandrechte be: 
ftehen blieben (oben S. 31-34). Unbegrimbbar tft, was Fein ©. 194, 195 
dagegen einwenbet. Denn der Grund, ans welden: ver Iuber abſolvirde, war Ä 
allerdings für die Ausdehnung ber Wirkfamfeit der res judicata anerkannt fehr | 
von Beventung, wie ſchon 3. B. I. 17 exc. rei jud. beweist, 
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Shreitffrage ſchwerlich entftanden, wenn nicht zwei Stellen Zweifel 
erregt hätten, bie I. 28 und 4,60 D. XII, 6 de condiet. indeb. 

Die erfiere Stelle mat aber wohl feine Schwierigkeit. Ste 
fpriht von dem Falle, wenn ber wahre Schuldner nach erfolgter 
Sreifprechang denmoch feine Schuld bezahlte. Bleibt ein Schuld⸗ 
ner trotz der Freifprechung naturaliter obligatus: fo kann er 
das Bezahlte in Feinem Falle zurüdfordern, mag er auch bei 
ber Zahlung im Irrthum über bie Freiſprechung ſich befunden 
haben. Iſt aber in Folge ber Freifpredung bie ganze Obligation 
als nichtexiſtirend zu behandeln: fo farm er zurädfordern, went 
er im Irrthum zahlte, nicht zurüdforbern, wenn er sciens se 
tutım exceptione solvit (4.26 65 de condiet. indeb.). Nun 
fagt die 1.28 cit.: „Judex si male absolvit, et absolutus 
„sua sponte solverit, repetere nen potest.* Die Stelle 
fpricht alfo dem freigefprochenen Schuldner, welcher nad) der 
Sreifprehung zahlte, das Zurüdforderungsrecht keineswegs un⸗ 
bedingt ab; fie fpricht es ibm nur ab, wenn er sua sponte 
zahlte. Dieß kann doch wohl nur heißen, wenn er ungeachtet 
des freifprechenden Urtheils, ungeachtet des Umflandes, daß er 
nicht gezwungen werden kann, zahlte, db. h. alfo, wenn er im 
Bemwußtfeyn feiner dureh die Freifprechunig deklarirten Nichtſchuld 
zahlte, ‚wenn er sciens se tutum exceptione solvit, fo daß 
alfo die 2.28 nur in der Anwendung auf einen hefonderen Fall 
Daffelbe fagt, was die 2.26 63 ci. im Allgemeinen audipricht. 
Die I. 28 nimmt hiernach in ihrem Falle niit das Foribeſtehen 
einer obl. naturalis an, fordern eine völlige Aufhebung ber 
Schuld, und fpricht gerade den Say aus, daß auch hei der Zah⸗ 
lung, welche ein freigefprochener wahrer Schuldner Ieiftet, Das» 
felbe gelte, was überhaupt bei der Zahlung einer Nichtſchuld 
gilt, d. h. Unzuläffigfeit der Zurüdforderung bes Begaplien, | wenn 
man im Bewußtſeyn ber Nichtſchuld zahlte ®. 


8) Zwar wird von Anderen, namentlich von Jein a. a. O. ©.189f., eins 
gewendet, das sua sponte in ber 2.28 bevente nicht Zahlen im Bewußtſeyn 
der Nichtſchuld, ionrern überhaupt eben freiwillige Zahiung, und dabei beruft 
ſich Fein and auf 2.8885 XXXI de legat. IE Allein gerade in dieſer Stelle 
läßt ſich sua sponte auch ganz ungeziwungen negmen für ein Zahlen mit dem 
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Weit fcheinbarer dagegen iſt die 4.60 pr. eit. Hier fagt 
Paulus: „Julianus verum debitorem post litem contesta- 
tam manente adhuc judicio negabat solventem repetere 
posse, quia nec absolutus nec condemnatus repetere pos- 
set; licet enim absolutus sit, natura tamen de- 
bitorem manere °; similemque esse ei dieit, qui ita 
promisit: sive navis ex Asia venerit sive non venerit, 
quis ex una causa alterutrius solutionis origo proficiscitur. 

Zunächſt follte man denken, Julianus babe bei der Unter⸗ 
fuhung der Frage, ob ein verflagter Schuldner, bes während 
des Prozeſſes zahlte, Das Gezahlte wieber zurückfordern können, 
die S. 25, 26 angeführte Controverfe im Auge gehabt; denn Diefe 
mußte: hier eigentlich) zur Sprade kommen. Die Schule ber 
Röm. Yuriften, welche. Davon ausging, daß gewiffe judieia 
night absolutoria feyen (S. 26), mußte bei diefen judicia für 
ben Fall, daß der Beflagte nad. der Lit. Cont. den Gegenfland 
der eingeflagten Obligation zahlte, wohl fo argumentiven: bie: 
fen Gegenftand war er in feinem: alle mehr ſchuldig, da feine 
ursprüngliche. DObligation durch die Lit. Cont. confumirt if, er 
kann ihn daher als indebitum jedenfalls zurüdfordern;‘ denn 
mag er abfolvirt ober in bie Litis Aeftimatio condemnirt werden: 
fo war er doch jedenfall jenen Gegenfland zur Zeit ber Zab⸗ 
lung nicht mehr ſchuldig Corgl. Gajus IV, 444.101, 181). Ju- 
lianus aber gehörte zu der Schule, welche annahm, alle judi- 
eia feyen absolutoria. Er mußte daher für alle judicia. auf 
eine enigegengefeßte Entſcheidung fommen, wenn Die Frage von 
bem Gerichtöpunfte aufgefaßt wurbe, welche Wirkung eine wäh- 
rend bes Prozefled gejchehene Zahlung. habe. Nach ber Anficht 


Bewußtſeyn, daß man noch nicht zur Zahlung verbunden fey. Jedenfalls läßt 
ſich das sua sponte in der £. 28 auf die im Terte angegebene Weife auslegen. 
Aber es wird auch fo ausgelegt werden müffen, weil jonfl das sua sponte ganz 
beveutungslos wäre. Denn unmöglich Fonnte hier die Stelle blos den Gegenfag 
zu einer durch den Richter erzwungenen Zahlung ausbrüden wollen. Der allein 
denkbare Gegenſatz if ein Zahlen, bei dem ver Zahlende ich zum Sablen für 
verpflichtet hielt. Vrgl. auch noch Büchel Webers die Verpfänbung für nicht volls 
gültige Obligat. Marburg 1836 S. 114. v. d. Pforbtena.a. O. ©. 133. 

9) Eine andre Lejeart z. B. die ber Flor. hat. debitor permanet. Dann 
wireden die Worte licot — permanet von Baulns beigeſetzt ſeyn. 


—. — — — za — — — 
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ber Sabinianer mußte: der Zahlende allerdings abſolvirt werben, 
weil nach derſelben, obgleich durch bie Lit. Cont. die urſprͤmg⸗ 
liche Schuld confumirt war, doch ihr naturaler Beſtandtheil noch 
in foweit wirkfem feyn foll (natura debitor permanet), daß 
durch Zahlung der urfprähglichen Schuld die ganze im Streite 
befangene Obligation getilgt wird (oben S. 26,27); aber naturlich 
behält es in einem folden Falle, wenn er als verus debiten 
erkannt wird, bei der gefchehenen Zahlung fein Bewenden. — 
Allein von diefem Geſichtspunkte aus ſaßt Julianus bie Frage; 
wie es fcheint, nicht auf. Er geht nicht davon aus, ber Schuld⸗ 
ner berufe ſich auf bie geichehene Zahlung als Moment der 
Tilgung feiner Schuld, fonbern davon, ber Schuldner greife 
während des Prozeſſes bie geichehene Zahlımg aus dem 
Grunde an, weil er doch möglicher Weife noch freigefprochen 
werben Fönnte, weil die Frage, ob er zu verurtheilen fey, noch 
ſchwebe '%. Das Recht hierzu aber fpricht ihm, falls er wirklich 
debiter fey (verus debitor), Julianus aus dem Grunde 
ab, weil, wie auch bad richterliche Urtheil ausfallen möchte, möge 
er fpäter verurtheilt oder freigefprschen werden *1, e8 bei der 





10) Dieß beſtaͤtigt ſich namentlich durch die Vergleichung mit dem sive 
navis etc. ©. v. d. Pfordten a. a. O. 8.134 f. Fein a. a. O. S. 166. 

41) Die Stelle ſagt nicht, wie Fein S. 166, 169 annimmt, er koͤnne nicht 
zurädfordern, „weil er auch eine nad erfolgtem Urtheile geleiftete 
„Zah lung, möge er nun condemnirt ober abfolvirt feyn, nicht zurlickfotdern 
„koͤnne“. Denn das quia — pösset fann nur das unmittelbar vorangegangene 
Subject Haben, alfo den verus debitof manente adhuc judicio sol- 
vens. Bon einer Sablung nad erfolgtem Urtheile ſpricht bie Stefle gar’ 
nicht ausdrücklich. — Uebrigens Tiegen in der Stelle nach her Weife, wie Julla— 
nus den Fall und bie Bedingungen feiner Entfcheivung fegt, überhaupt manche 
Schwierigkeiten. Julianus fegt ald Vorausſetzung und Bebingung, dab vet 
Zahlende verus debitor war; dann foll er während des Prozefies nicht zuruͤck⸗ 
fordern Finnen. Müßte nicht hiernach darüber, ob er verus debitor fey, for 
fort, alfo vor Beendigung des efugeleitetem Prozefies enfichieden werden? Wenn 
Dieß nicht: fo laͤßt ſich Julians Vorausſetzung, aus welcher er zumäcift die 
Rüdforderung während des Prozeſſes verneint, gar nicht conſtatiren. 
Oder wenn Jenes: foll dann die bei der Condictio Indebiti unter venfelben 
Barthieen über dieſelbe Trage (ob der Beklagte debitor jey) getroffene Ent⸗ 

Waͤchter, Srörterungen. IIL 10 
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geichebenen Zahlung verbleiben müßte, namentlich auch dann, 
wenn er freigefprochen würde, licet enim absolutus sit, na- 
tura tamen debitorem manere. Soll bamit blos ausgedrüdi 
fegn: bie Möglichkeit einer Abfolution könne dem wahren 
Schuldner nicht zu Ratten fommen, eben weil er, wenn er ald 
verus debitor erfannt aber abſolvirt wird, nur in Rückſicht auf 
die gefchebene Zahtung, darauf daß durch fie (nach dem Grund- 
fase, alle judicia feyen absoluteria) die in judicium gebradyte 
Dbligation noch tilgbar war, zu abfoldiren wäre? Oder foll 
damit ausgedrüdt feyn: eine fpätere au ohne alle Rückficht 
auf die geihehene Zahlung erfolgte Abfolntion wirft nicht rüd- 
wärts auf eine Zahlung, Die zu einer Zeit gefchah, in welcher 
man das Bezahlte wirklich noch ſchuldig war '?? Oder foll da- 








fcheidung nicht maaßgebend beim anderen Prozefle feyn® Ober ift überhaupt 
anzunehınen, vaß tm biefem bie geichehene Zahlung, welche der Beflante angreift. 
gar nicht zur Sprache kommt? Wenn fie aber bier zur Sprache Iommt: muß 
nicht dann Diefer Prozeß, mag der Jahlende verus debitor gewefen jeyn over 
nicht, ein Eude haben, da ja der Kläger Das, was er gezahlt erhalten hat, 
nicht weiter Im Prozeſſe verfolgen kann? Denn darauf, daß ber Zahlende vie 
Zahlung nicht gelten laſſen will, kann es bei dem gegen ihn auf dieſe Zah⸗ 
Lung gerichtet gewefenen Prozefle nichts ankommen, fobald fie wirklich erfolgt 
if; er muß fie dann eben mit einer befonveren Klage angreifen, aber jeuer 
Prozeß kann dann nicht mehr ein manens judicium feyn. Allerdings involvirt 
ber Enticheidungsgrund Julians (quia etc.) auch noch die Enticheivung einer 
zweiten Stage, die, baf ver verus debitor manente judicio solvens auch 
nach dem Urtheile nicht zurüdiordern koͤnne, und hier hat wenigftens der Fall 
an fich feine Schwierigfeit. Man Tann ihn dann in doppelter Weife ſich denken: 
die Sahlung kommt im Prozefje zur Sprache und ber Beklagte wird blos aus 
dem Grunde, weil er gezahlt Hat, abſolvirt (hier kann er nachher nicht zurück⸗ 
fordern, wenn er wirklih debitor war, dagegen zurüdfordern, wenn er nicht 
debitor war, eine Frage über welche noch gar nicht erfannt wurde). Oder 
fie fommt nicht zur Sprache und er wird ald Schulpner verurtheilt oder weil 
er nichts ſchulde abſolvirt; Hier kanu er im erfleren Kalle nicht zurüdforbern 
vrgl. auch D. XVII, 1 mand. 2.2955; ob er im zweiten Falle wenn ex doch 
wirklich Schulbner war, alfo mit Unrecht freigefprochen wurde, auch nicht zurück⸗ 
fordern kann, dieß hängt dann bavon ab, ob man annimmt, ba wenn er wirk⸗ 
lid Schuldner war, er troß des freiiprechenden Urtheils noch naturaliter ob- 
ligatus blieb. 

12) So nehmen es z. B. Donellus Comm. de jur. civ. XIV, 120. Bans 
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‚mit gefngt feyn: eine Abfolution, wenn fie auch aus dem Grunde 
der (vom Richter mit Unrecht angenommen) Nidyteriftenz ber 
Schub erfolgt, gilt nicht als vollſtaͤndige Abfolution, fobald ber 
Beklagte wirklic das Eingellagte fehulbig war, vielmehr. bieibt 
feine: Squid als unklagbare top bes richterlichen uUrtheils fonts 
beſtehene 

. Auf die Iogtere Weiſe nehmen ed bie Bertbeibiger der fori⸗ 
Kauernben Natsralobligation, und allerdings fagen dieß Die aus? 
gehobenen. Worte nad) ihrer wörtlichen Auslegung. '? Allein dann 
iſt die. Stelle in einem entfchledenen Widerfpruche mit anderen 
unzweifelhaften Ausſprüchen unfrer Quellen. Sie ift dam im 
Wiäderſpruche mit der’ 2.13 quib. mod. pigu. solv., welde, 
wie gezeigt wurde, ganz entſchieden Davon andgeht, ein wenn 
gleich mit Unrecht völlig abfoleirter Schuldner bleibe auch nicht 
einmal naturaliter obligatus; fie tft ferner im Widerfpruche 
mit dem anerkannten Grunbfage, daß durdy Freifpredyung des 
Schuldners der Bürge befreit werde; denn würde ber Schuldner 
naturaliter: ohligatus bleiben: fo mühte auch der Bürge fort: 
nerhaftet bleiben (S. 29 in der Note); fie iſt endlich in entſchie⸗ 
denem Widenſpruche mit den Ausfprücdhen der Quellen über die 
exceptio (und alfo auch über die replica) rei judicatae. 
Ich will mich in der letzteren Beziehung nicht einmal auf 
bie.oben angeführten Ausſprüche über bie: Bedeutung der Rechts⸗ 
fraft eines Uxtheils berufen, auch nicht auf die Stellen, welche 
hier: yon Anderen angeführt: werden (z. B. 1.56 de re jud. 
I. 207 de.B.:J.) und deren Beweiskraft Fein a. a. O. S. 360 f. 
bereitet. Es find noch andere Stellen, mit welden eine fort- 





gerow Pand. 15173 S. 203. Allein auch dieß würde im Berhältniffe zur 
Rechtskraft des Urtheils immer noch eine Anomalie ſeyn. ' Denn wenn er ohne 
Rüdficht auf die Zablung aus dem Grunde, weil er überhaupt nichts jchulse, 
abiolsirt wurde: fo if ja rechtskräftig feſtgeſtellt, daß er nichts geſchuldet habe, 
aljo daß er auch zur Zeit ver Zahlung nicht Schuldner geweſen fey. 

13) Die Annahme, daß die Worte natura debitorem manere fi; er 
auf eine rechtlich wirkungslofe Gewiflenspflicht beziehen (von welcher ;. 
Büchel a. a. O. S. 116 und Vangerow a. a. O. ausgehen) iſt vo m uns 
haltbar. S. v. d. Pfordten S. 137f. Fein S. 169f. 


10* 
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beuerde Naturalobligalion eined redhtöfräftig völlig freigeipre- 
denen Schuldners fih gar wicht vereimigen laſſen dürfte. Die 
3.7 $4 de except. rei jud. fagt: Et generaliter, ut Jals- 
nas definit, exceptio rei judieatas obstat, quoties inter 
essdem personss eademquaestio revotatur vel 
alio genere judiecii, und ebenfo allgemein und unbedingt fagt 
1,3 eod.: exceptionem rei jadicatae obstare, quoties eaden 
qnaestio inter easdem personas revocatar (ebeufo l. 10 eod.) 
Diefer Grundſatz aber würde burchaus verlegt, wen man in 
angegebenen Zalle die Fortdauer einer Naturabobligation zugeben 
würde. Denn man, müßte dann zugehen, daß vie Frage, ob 
denn der Berurtheilte wirklich debitor war, alſo eine Frage, 
über welche bereits rechiskraͤftig emtfchieben worden iſt, daß er 
dem quaestio inter easdem- personas revocirt werben fü. 
Man nehme 3. B. den Fall: A belangte den BB wegen ein 
Darlehens, hat aber nad) der Anſicht bed Richters den wörhigen 
Beweis nicht. erbracht und B wird freigeſprochen; fpäter belang 
B pen A wegen einer Beichärigung auf Erfag, A bringt die 
Einrede der Compenſation ver, weil ihm B aus jenem Darfehen 
ebenfo viel Geld fehuldig ſey, B beruft ſich aber in feiner Re 
piit auf die res judicata, nach welder das Darlehen gar nit 
exiſtirt habe, er alfo aus Demfelben gar nichts ſchulde. — Rad 
der Auſicht Derienigen, welche beim verus debiter male ab- 
solutus eine Naturalopligation annehmen, müßte man ſo M- 
ſcheiden: der A ift zum Beweiſe des Darlehens zuzulaſſen, mal 
der B, wenn er verus debitor war, trog bes freiſprechenden 
Urtheils naturaliter obligatus blieb, alfo. der A immer md 
eine Forderung gegen ihn hat, die er zwar nicht Hagend abet 
doch durch Einreden fomit hier Durch Compenſation geltend machen 
fann. Rann er den Richter des B, ſey es auch blos mit der 
felben VBeweismitteln die er im fräheren Progeffe gebrauchte 
überzeugen, daß B Schuldner aus dem Darlehen mar: fol 
B mit feiner replica rei judicatae und fomit mit feiner Klage 
abzuweifen! . 

Würde nicht ein ſolches Verfahren im entſchiedenfen 
Widerfpruche mit den oben angef. Ausſprüchen ber Gejede fee 
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ben 140 Gegenſtand bed erſten Prozeſſes war ledigtich die Frage, ob 
B verus debitor ex mutuo ſey. Dieſe wurde rechtskraͤftig ver⸗ 


neint; die:Ginrede der ECompenſation im zweiten Prozeſſe wieder⸗ 


hohlt lrdigtich dieſe verhisfräftig verneinte Frage, und nun ſoll 


eadom qunestio Inter easdem persouss vevoeirt werden koͤn⸗ 


nen? Kann nicht der Bdurch die res jmdicala ummmflößlich be⸗ 


weiten, daß er nicht verus dehitor ward Oder ſoll dieſe abge⸗ 
urtheilte Frage einem neuen Urthrile unterworfen werben? Muß 
man bier nicht vielmchr mit Marcellus (I. 19 olt.) ſagen: dem 
A replica rei jud; sine dubio ebstabit; eandem enim 
quaestionem revocatin jadieium? 

Auch bei foichen Einreden, durch welche anerfannt dei: na⸗ 
turale Beftanbtheil der Obligation gerkört wird, müßte mun nad) 
der Auſicht ber Diffentienten ein Fortbeſtehen ber Naturalobli⸗ 
gation annehmen, ſobald die Einrede zwar rochtskraftig aber 
mit Unrecht für begründet erfannt wurde. Wenn z. 3. A ben 
B:auf Zuhlung einer. Darlehensſchuld belangt, B aber ſich auf 


einen Nachlaßvertrag beruft und freigeſprochen wird, weil der 


Richter den Nachlaßvertrag für erwielen und gültig annahm: fo 
Könnte A nad der Anficht der Diffentienten doc jene aberfannte 
Darlehensforberung in einem fpäteren Progeffe zur Compen⸗ 
fation bringen, wenn, es ihm nur gelingen würde, den zweiten 
Richter zu Überzeugen, ber B: fey doch verus debitor gewefen, 
alſo ihm 3. B. zu beweifen, der Raclaßvertrag fey nicht gültig 
gewefen oder gar nicht geſchloſſen worden und dorgl.; er Fönnte 
alfo, obwohl rechtskräftig entfchieden war, die ganze Schuld ſey 
burc ein Pactum de non petendo völlig perimirt, immer noch 
dieſe Schuld verfolgen. Offenbar wäre bier ein Urtheil, welches 
die Eompenfation aus der aberfannten Forderung zulaffen würde, 
im directeſten Widerſpruche mit den ©. 148 und Not. 14 angeff. 
Stellen, wäre eine sententia contra res judicatas lata (alfo nich« 


14) Gbenſo mit 112, 13, 14 pr. de exc. rei jud. Die Erforderniffe einer 
exceptio oder replica rei jud., welche dieie Stellen feftiegen (an idem corpus 
sit, quantitas eadem, idem jus et an eadem causa petendi et, eadem 
conditia personarum) treffen hier alle durchaus zujammen. 
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tig cst.4 quando prov. n. e. ıL), weil-eadem quaestio inter 
easdem personas einem neuen Urtheile: unterworfen würde ©, 
Nimmt man daher au) an, daß bie 2.60 eit. von de 
Fortdauer einer Naturalobligation nach erfolgtem freifprechenden 
Urtheile ausgehe: fo würbe fie, wie ausgeführt. wurbe, mit ar 
deren Stellen: fo fehr im Widerſpruche fliehen; daß das praltiſche 
Reſultat für und zu einer Berneinung einer folchen Naturalob⸗ 
ligation führen. müßte. Denn wir hätten mun die Frage blos 
nach den Allgemeinen Grundfäpen über Rechtokraft des Urtheil 
gu entfeheiden. “Mit diefen aber — und zwar wie fie ſchon im 
Röm. Recht ausgeſprochen werben — ift eine folche befchränft 
Wirkung. des Urtheils, bei welcher der rechtöfräftig gänzlich ab⸗ 
ſo wirte Schuldner doch in Wahrheit micht für abſolvirt gelien 
wärbe, unvereinbar, fie ſprechen entſchicden gegen ben For: 
befand des naturalen Beſtandiheils ber rechtslraſtig als ng 
exiſtirend erkannten Obligation. 
.. Faßt man auch bie Conſequenzen ſchaͤrfer ins Auge, a 
welche der entgegengefete Grundſatz fiihren würde 15 a: fo birft 





15) Soll Hier eingewendet werben, bie Frage über die obligatio naturals 
jey in ben erſten Prozeſſen gar nicht in judicium deducta geweien? Hieriht 
f. oben ©..27 f. Ueberhaupt wenn ver Richter erfannte, es exiſtire Feine Shall 
weil fle gar nicht erwiefen ſey, ober weil fle Durch eine (nich die Naturaletlige 
tion zerſtoͤrende) Einrede perimirt ſey oder weil ihre Tilgung 4. B. durh Ib 
lung erwieien fey: fann bier irgend angenommen werben. daß dieß blot 1) 
ein Erkenntniß über die Klagbarkeit ver Forderung, nicht aber über ihten 
ganzen Beftand gelte? Hiernach wäre e8 ja für den Beklagten unmöglich 
geweſen, fidh irgend vollfländig durch ein Urtheil zu fichern. Hätte vie 16 
judicata bei Obligationen durchweg eine fo beichränkte Wirkung gehabt, wo⸗ 
durch ihre. ganze Bebeutung alterirt worden wäre: jo müßte Dieß doch in der 
Titeln de exc. rei jud. in irgend einer Weiſe angedeutet ſeyn. Nirgeudi 
findet ſich aber in denſelben eine ſolche Andeutung. 

15 4) Bon dieſem Geſichtspunkte aus wird nun auch von Flach in der 
Gießn. Zeitſchr. Bo. XIX S. 397 — 404 die Fortdauer einer Naturalichuld dr 
flritten, und ich freute mich fehr, meine auf den praftifchen Standpunkt genügte 
Bedenken auch von einem tüchtigen und vielerfahrenen Praktiker beſtaͤtigt zu 
fehen (vie Abhandlungen biejes ‚ganzen Heftes hatte ich ſchon am Schluſſe des 
Jahres 1844 geſchrieben, gebe fie aber nun erſt am Schluſſe des Jahres 184 
mit einigen Nachträgen in den Druck).“ Namentlich wird auch von Flach mein 
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man.fich um fo mehr überzeugen, daß mit eigentlidher Rechts⸗ 
fraft eines Urtheils ein ſolches Beſtehenbleiben einer. Natural- 
obligation unvereinbar ift, und um fo mehr bezweifeln, daß das 
Röm. Recht, namentlich das fpätere Faiferliche Recht, eine folche 
Beihränfung ber Rechtskraft irgend mollen fonnte; käugnet man 
aber. diefe Conſequenzen theilweife, wie es manche Bextheidiger 
bes Fortbeſtandes der Natumlobligation thun: fo geben fie da⸗ 
Durch, in dar That zu, daß doch eigentlich ihr Grundſatz ai 
balthar fey. .. 

Diefer Grundſatz :mürbe nämlich dahin führen, daß ein in 
b o chſter Inſtanz rechtskraͤftig gefälltes Urtheil ſehr Häufig durch 
ein unterrichter liches Urtheil wieder umgeſtoßen werben könnte, 
daß überhaupt die einen angeblichen Schuldner freiſprechenden 
Urtheile der hoͤchſten Inſtanz immer wieder der Cognition des 
Unterrichters unterſtellt werben koͤnnten, daß eigentlich durch ein 
rechtskraͤftiges Urtheil ber Streit in Wahrheit gar nicht beendigt 
würbe, indem ber abgewieſene Kläger, fobald er in die Rage 
fommt, ben Anfpruh, mit bem er abgewiefen wurde, in ber 
Form einer Einrede ober Neplif geltend zu machen, dieß ſtets 
wieder thun, in manden Fällen fogar auch in ber Form einer 
Klage thun Fönnte, und dieß gleichviel,.ob ber Beflagte 
mit Recht oder mit Unredt freigefproden wurde; 
denn bieß müßte ja erſt durch das neue Urtheil feſtgeſtellt werden; 
bad frühere Urtheil würde in diefer Beziehung. gar nichts 
gelten! Diefe Eonfequenzen find ganz unläugbar und ich will 
fie nur in einigen Beziehungen näher beweifen: 

4. Wenn ein mit Unrecht rechtskräftig freigeſprochener Schuld⸗ 
ner noch naturaliter obligirt bliebe: fo würde, wenn für die 
Schuld ein Pfand beſtellt wäre, das rechtskräftige abſolutoriſche 
Urtheil über die Schuld in der Negel fo gut ale gar nicht ge- 





oben ©. 137 geäußerte Borausiehung betätigt. Ex jagt: „In einer 3Ofährigen 
Derwaltung bes Richteramts in der erſten zweiten und hoͤchſten Inftanz ift mir 
fein Fall vorgefoumen, wo auch nur der Verſuch gemacht worben wäre, eine 
rechtskräftig abgewiejene Forderung von Neuem als Compenſationseinrede 
geltend zu machen; auch erinnere ich mich nicht, je ältere Acıen geiehen zu ha⸗ 
ben, worin viefes vorgekommen wäre.“ 
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geben, großenfheils bedeutungslos feyn. Denn ber Gläubiger 
könnte, da die Schuld als Naturalſchuld fortdauern würde md 
bei der @riftenz einer Naturalſchuld die beftellten Pfandrechie 
gültig ' bleiben, fofort man doch das Pfand angreifen um, 
wenn ber Beklagte fih auf das rechtskräftige Urtheil berufen 
würde, nach weldyem feine angebliche Schuld gar nicht eriftire, fomit 
aud) Fein Pfandrecht beſtehen könne, biefen Einwand durch bie Er 
wieberung abweifen, daß der Beklagte mit Unrecht abſolvirt 
worden und deßhalb noch naturaliter obligirt geblieben fey, ſo 
mit nah D. XX, 4 de pignoribus /.14 91 (Ex quibas casibus 
naturalis obligatio consistit, pignus perseverare consütit.) 
das Pfand noch fortbeflehe. Nun müßte über die Frage, ob 
denn der Schuldner mit Recht oder mit Unrecht abſolvirt worden 
fey, alſo über diefelbe Frage, welde fhon rechts 
kräftig in höchſter Inſtanz entſchieden worden il, 
von Neuem verhandelt und entſchieden und, wenn bas Gerät 
bie Ueberzeugung erhalten würde, daß der Schuldner mit Unret 
abfolvirt wurde fomit feine Raturafobligation noch beſiehe, er zu 
Herausgabe des Pfandes verurtheilt werden, fo daß alfo durch 
das Gericht erſter Inftanz (bei welchem die hypothecaria actio 
anzubringen war) auf diefe Weife das vechtöfräftige Urtheil des 
hoͤchſten Gerichts einer Beurtheifung untenvorfen und im Weſen⸗ 
lichen umgefloßen werben kEöonnte. Wollte man auch dagegen 
einwenden, "daß ein für eine Naturalfchuld beſtehendes Yard 
nicht klagbar verfolgt werden könne, daß bier die actio hy- 
pothecaria nicht flattfinde, wie dieß allerdings Manche behaup 
ten (was aber entſchieden unvichtig if): fo würde doch dad 
Reſultat ganz daffelbe feyn, fobald der Gläubiger das Pfand 
befigtz er koͤnnte fih nun wegen einer rechtöfräftig aberfannten 
Schuld durch den Berfauf des Pfandes bezahlt machen ode, 
wenn der Schuldner unter Berufung auf das rechtsfräftige Ur 
theil, weil Dadurch auch die Sache vom Pfandnexus befreit wor⸗ 
ben ſey, die Pfaͤnder zurückfordern wollte, excipiendo auf die 
Naturalobkigation fi) berufen und dadurch die Entſcheidung ded 
Obergerichts auf die angegebene Weife zur untergerichtlichen Cog⸗ 
nition und Entfcheidung bringen. , 
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2. Wenn Jemand, welcher auf Bezahlung einer Getbfchufe 
belangt, in hoͤchſter Inſtanz rechtökraͤftig freigeſprochen wurde, 
fpäter gegen feinen früheren Gegner aus irgend einem Grunde 
eine Forderung auf eine Geldſumme erwiebt und gegen biefen 
nun auf Zahlung derſelben klagt: fo Tbmmte, wenn mal ben 
Grundſatz zugibt, daß ein mit Unrecht Freigeſprochener natura- 
liter. obligirt bleibe, dieſer Beklagte vie Forderung, mit der er 
rechtskraͤftig abgewieſen wurde, exeipiendo zur Compenſation 
bringen (CD. XVI, 2 de compens l. 6), und dann hätte das 

Gericht erſter Inſtanz, bes welchem der Abſolvirte feine Klage 
anbrachte, wieder zu erkennen, vb das Obergericht, welches 
rechtskraͤftig im erſten Prozeſſe erkannt hatte, Jenen mit Recht 
oder mit Unrecht abſolvirt habe, und darnach die Compenſation 
abzuſchlagen oder zuzulaſſen, und darüber hätte es zu erkennen, 
mag nun Zener mit Recht oder mit Unrecht vom Ober⸗ 
gerichte abfelvirt worben feyn. Denn dieß if ja die 
Frage, von ber bie Zuläfligfeit der exceptio compensationis 
abhängt und die jeut erft entfchteden werden müßte, und fo 
würde wieder das Untergericht Aber das Urtheil des höchſten 
Gerichtes zu Gericht figen und würbe noch einmal über eine 
sechtöfräftig entfchievene Frage (ob der früher Belangte hätte 
abfolvirt werden follen oder nicht) entfiheiden. Aber ſelbſt da⸗ 
durch wäre Die Sache noch nicht einmal zu Ende, Dean nehme 
man 3. B. an, das Untergeriht abfoleirt im zweiten Prozeſſe 
ben Bellagten, weil ed annahm, im erſten Prozeſſe fey unrichtig 
enifchieden worden und bie Einrede der Compenſation ſey ſomit 
begründet, und der Kläger läßt das Urtheil rechtöfräftig werden: 
fo würde, wenn jene Annahme unrichtig wäre, der im zweiten 
Prozeſſe Abfolvirte doch nody naturaliter verpflichtet bleiben, fo 
daß biefelbe Frage in einem dritten Progeffe wieder zur Sprache 

* gebracht und einem neuen richterlichen Urtbeile unterflellt werben 
fönnte, obwohl fie ſchon zweimal rechtöträftig entfchleden war. 

Ueberhaupt würde der Wirfung nah bie rechiöfräftige 
Abweiſung des Klägers mit einer Klage aus einer: Obligation 
niemals eine befinitive feyn. Er Fönnte fpäter bei Gelegenheit 
immer noch exeipiendo und replicando fid) gegen feinen Geg⸗ 
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ner darauf berufen, Diefer fey male absolutus, umb dadurch die 
erledigte. Grage immer von Neuem zur prozeßualiſchen Verhand⸗ 
Iung bringen, Berträgt. fi dieß wohl mit ben Aeußerungen 
unſrer Quellen über Rechtskraft eines richterlichen Urtheils ? Oder 
will man alle dieſe und ähnliche Conſequenzen laͤugnen? Dann 
gibt man den ganzen Grundſatz auf. So macht es z. B. in 
auffallender Weiſe Roßhirt. Er ſagt 20: „Bei der res judi- 
„eata. bleibe zwar der. unrichtig. Abfolvirte in obligatione na- 
„karali; es finde aber fein Prozeß mehr flatt, au 
‚nicht von Seite des Pfandrechts, welches hier als Acceffion 
„untergehe, aber auch die Selbfihälfe finde nicht flatt; 
‚jedoch gebe ed Wege der Compenfation und Gegenrechnung (?), 
„wo man vielleicht die Sade vergleihsweife abthun 
‚fönne. Im Prozeß werde man natürlih auch hier . 
‚miht gehört“ Alſo eine obligatio naturalis, bei der das 
beftellte Pfandrecht untergeht, und bie man, wene ber Schuldner 
nicht will, in Feiner Weife mehr geltend. machen kann und 
zu deren Schuge man im Prozeſſe gar nicht mehr gehört wird! 
Nur zu einem Bergleiche fol es bei ihr vieleicht fommen Eönnen, 
wobei aber freilich nicht einzufehen ift, wie der Schuldner, ver 
bier zu gar nichts gezwungen werben Tann, zu einem folchen 
Dergleiche ſich herbeilaſſen fol! Es wäre dieß doch in der That 
eine ganz unerhörte obligatio naturalis. Denn auf diefe 
Weiſe wäre jebe völlig aufgehobene, jede nicht exiſtirende Obli⸗ 
gation eine Naturalebligation, weil man bei jedem auch noch 
fo unbegründeten Anſpruche „vielleicht die Sache vergleichsweife 
abthun kann.“ Roß hirt fagt auh am Schluffe: „Im Ganzen 
„iſt daher Diefe obligatio nasuralis von feiner großen Bebeu- 
„tung“. ‚Richtiger aber würke man bei feiner Anficht fagen: im 
Ganzen und im Einzelnen iſt biefelbe von gar Feiner Bedeutung. 
Nach unfrem Rechte wird man befhalb an dem Grundfage 
feftzupalten haben: Wenn Jemand wegen einer Schuld- befangt 
und rechtokräftig deßhalb freigefprochen wird, weil er nichte 
ſchuldig ſey: fo gilt ber Inhalt dieſes Urtheils, :fofern Fein außer: 





16) Gemeines Eisi. TH. II S 246. 
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ordentliches Rechtsmittel gegen dafſelbe zuläffig iſt, unumftößlich 
und feiner ganzen vollen Bedeutung nach als formelle Wahrheit, 
nad) welcher bie Parthieen in allen ihren Beziehungen zu be- 
handeln find; die Schuld ihren rivilen und. naturalen Beftand« 
theilen nad, bie ganze Schuld überhaupt in. jeber Beziehung iſt 
als nicht exiſtirend anzunehmen, und die Stage, ob der Beklagte 
mit Recht oder mit Unrecht freigefprochen wurde, lann nicht 

einem neuen Prozeſſe unterwerfen! ‚werben, | 


Druckfehler und Aachträge. 


Zum erſten Hefter 
Zu ©. 68 if zu vergleichen Eroͤrtt. H. III ©. 182f. 
S. 70 ift im Terte und in ver Note 3 ſtatt „f. mein Hanbb. Bd. II 563" zu 
fegen: „I. Erörtt. H. III ©. 106 5. 1311. 
©. 136 Note 7 Linie 9 if ſtatt Bewerber zu leſen Erwerber. 
S. 137, ©. 161 Not. 23, ©. 165, 166 ift ſtatt Handb. Bd. II 5 60“ zu ſetzen: 
N: „Handb. Bd. JH N 56°. 
©. 254 iſt ftatt „Sant. 30. II g 53“ zu feben: „Handb, Br. u Ir. 


Zum zweiten Hefte: . 
©. 25 Linie 41 von unten iR Ratt „Note 40“ zu feßen: „Rate a9“, we 


Zum dritten Hefte: 
Zu &.11. 66 if natürlich Hier nur von folgen dilatoriſchen Cinreden bie 
Rede, welche die Sache felbft betreffen, nicht von foldden, welche rein pro⸗ 
zeßnalifcher Natur find, wie 3. B. die Cinrede der Unzuflänbigleit des Ges 
richte. Weber Einreden der legteren Art |. v. Savigny Syflem V 6 227 
Not. u, v. 
Zu &.98,99. Das bier über die Unterbrechung der Verjährung des Rechts 
auf Brivatfirafe wegen Injurien nad) Württembergifchem Rechte kurz Ans 
gebentete iR, um mögliche Mißverfländnifie auszufchliegen, genauer bahin 
zu beflimmen: 
Bei dem Rechte auf Privatftrafe wegen Injurien iſt nah Württ. Rechte 
eine boppelte Unterbrechungsart ber Berjährung zu unterſcheiden: 
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1. eins uneigentliche Unterbrechung, welche blos eine Berlängerm: 
der Verjährungszeit zur Folge hat. Es wird nämlich Die zweijährige Ber: 
jährung bes Rechts auf Privatſtrafe (welche von ver verübten Thatu 
zu laufen beginnt) fchon durch das Anbringen der Klage gegen in 
Thäter, oder falle ver Thäter dem Verletzten unbekannt iſt, durch vie I: 

: geige der Thal bel dem Berichte in der Art unterbrochen, daß fie mi 
eine füunfiähnrige ch verlängert. Allein biefe 5 Sabre ſind micht von da 
Zeit des Anbringens der Klage ober der gerichtlichen Anzeige, fondern mm 
der Zeit der verübten That au zu rechnen, fo daß alfo die Berjährum 
ungeachtet des Anbringens der Klage zc. fortlauft, aber mit verlängers 
Seitraume, d. 5. wenn innerhalb der 2 Jahre von der That an die Kagu 
ftellung beziehungsweife die gerichtliche Anzeige erfolgt: jo lauft nun ein 
von der Berübung ter Snjurie an zu berechnende Verjährung m 
fünf Jahren (Gef. üb. d; privatrechtl. Folgen d. Verb. Art. 17 vrgl. mi 
Straj®.B. Art. 190 Nr. 3 At. a). . 

2. Die eigentliche Unterbrehung. Wird innerhalb der Iehigenamin 
Seit (der 5 Jahre, falls fie durch Klaganftellung beziehungsweife durch ge 
rihtliche Anzeige innerhalb ‚der.erften 2 Jahre gewahrt wurden) die Klag 
dem Bellagten zur Verantwortung mitgetheilt: fo tritt num eine eigenlikt 
Untechsechung ber Berjährung in ber Weife ein, daß, wenn ber Tui 
ipäter liegen bleibt, eine von der letzten gerichtlichen Hanllı! 
(in dem S. 36 Not. 40 unt. näher bezeichneten Sinne) an zu bereit 
Verjährung von 5 Jahren lauft (6. angef. Art. 17 vrgl. mit Stud? 
Art. 131 Abſ. 2, 4). nl 

3. Hatte ber Beleibigte gar Feine Kenntniß von der That: fo lanft ihe 
von der verũubten That an efne fünf jährige Berfäßrung, jeboch fo, I 
wenn er vor Ablauf der drei erfien Jahre Kenntniß von der That ehiel 
er innerhalb zwei Jahren vom vfefer erhaltenen Kenntnig an klagen, Dr 
ziehungsweife Ste That zur Anzeige bringen muß, worauf ſobans das mi 
Nr. 1 und 2 Angeführte eintritt (d. angef. Art. 17 vrgl. mit Ei 
At. 130 Nr. 3 Lit. .I. | 
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